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Säuerliche Gutsübergaben und Erbſchaftsſteuergeſetz. 


Von Juſtizrat Dr. Hans Stölzle, Kempten (Allgäu). 


Früher war die Gutsübergabe eine einfache Sache: Der 
alte Bauer übergab dem älteſten Sohne das Anweſen um 
einen Preis, der dem Sohne das Fortmachen ermöglichte. 
Der Übergeber bedang ſich ein Leibgeding aus, Bargeld hatte 
er meiſt auch ſo viel auf der Seite, daß er vom Sohne nicht 
abhängig war. Zur Inflationszeit gehörten Gutsübergaben 
zu den ſchwierigſten Problemen, die infolge der Geldentwer⸗ 
tung vielfach gar nicht zu löſen waren. Mit der Stabili⸗ 
ſierung der Mark haben auch dieſe Verhältniſſe ſich gebeſſert. 
Ich will heute eine beſondere Seite der bäuerlichen Gutsüber⸗ 
gaben behandeln, nämlich die Beſteuerung derſelben 
nach dem ErbStG. Vom letzteren Standpunkt aus bietet 
eine Gutsübergabe keine Beſonderheiten, wenn Leiſtung und 
Gegenleiſtung annähernd gleich ſind. Wenn ich meinen Hof, 
der 100 000 Reichsmark wert iſt, meinem Sohn um 100000 
Reichsmark übergebe, ſo daß mir mein Sohn die 100 000 
Reichsmark bar bezahlen oder in anderer Weiſe vergüten muß, 
fo iſt das nichts anderes als ein Kaufgeſchäſt, ein entgeltlicher 
Vertrag. Wenn ich aber meinem Sohn, den auf 100 000 
Reichsmark gewerteten Hof um 50000 Reichsmark übergebe, 
io bekoment mein Sohn auf dieſe Weiſe 50000 Reichsmark 
Ae es liegt alſo ein fog. gemiſchtes Geſchäft vor: 
Kaufgeſchäft mit Schenkung oder freigebiger Zuwendung. 
Bäuerliche Gutsübergaben unterliegen nur inſoweit der Schen⸗ 
kungsſteuer, als dem Erwerber vom Übergeber eine frei⸗ 
gebige Zuwendung gemacht wurde, durch die der Erwerber 
bereichert wurde. 


I. Die rechtlichen Vorausſetzungen der Steuerpfllicht. 


Gutsübergaben unterliegen nur dann der Schenkungs⸗ 
euer, wenn eine freigebige Zuwendung vorliegt, d. h. eine 
ſolche, durch die jemand (der Übergeber) aus ſeinem Ver⸗ 
mögen einen anderen (den Übernehmer) freiwillig unentgelt⸗ 
lich bereichert. Eine Einigung beider Teile darüber, daß 
ie Zuwendung unentgeltlich erfolgt, iſt nicht erforderlich 
(vgl. hierüber meine Ausf.: Steuer⸗Arch. 1924, 29 ff.). Es 
muß alſo vorliegen: 


A. Eine Zuwendung an den Übernehmer. 

1m. Zuwendungen ſind alle erlaubte Handlungen, durch 
die jemand einem anderen beabſichtigterweiſe einen Ver⸗ 
mögensvorteil verſchafft, fo daß der andere über dieſen Ver⸗ 
mögensvorteil frei verfügen kann. Es iſt eine Zuwendung, 
wenn durch dieſelbe das Vermögen des Erwerbers vergrößert 
oder eine ihm drohende Verminderung abgewendet wird 
(Ach. § 516 Anm. 1; RH. 9, 9). Wenn ein Bauer den 
Hof ſeinem Sohne lediglich gegen Entgelt verpachtet, 
o iſt das keine ſteuerpflichtige Zuwendung. Die Zuwendung 
kann auf verichiedene Weiſe erfolgen: 


a) durch pofitive Rechtshandlungen, wie Übergabe des ge⸗ 
ſchenkten Gegenſtandes (des Anweſens), Übertragung oder 
Belaſtung von Rechten, ſchenkungsweiſe 
Unterbeteiligung an einer GmbH. (RTH- 10, 237), 
einer Forderung, Verzicht auf ein ſonſtiges Recht; 

v) durch tatfüchlihe Handlungen, wie die Reparatur 
eines Hauſes; 

c) durch Unterlaſſungen, wie Nichtanfechtung eines Ur⸗ 
teils, Nichtproteſtierung eines Wechſels, wiſſentliches Ver⸗ 
jährenlaſſen eines Anſpruchs (RG K. 8 516, Anm. 1). 

2. Bereicherung des Bedachten auf Koſten des 
Zuwendenden. Beſteuert wird bei der freigebigen Zu⸗ 
wendung nur die Bereicherung. 

a) Das Vermögen des Zuwendenden muß ſich durch die 
Zuwendung an den Bedachten verringern, der Schenker, 
der Zuwendende muß durch die Vornahme der Zuwendung 
ärmer werden; das Vermögen des Erwerbers dagegen muß 
ſich durch die Schenkung, die Zuwendung vergrößern, der 
Erwerber muß durch die Zuwendung tatſächlich reicher werden. 

Bereichert bin ich aber nur dann, wenn ich keine 
Gegenleiſtung machen muß, denn wenn ich für das, was 
ich zugewendet bekomme, den gleichen Wert aus meinem Ver⸗ 
mögen hergeben muß, dann bin ich eben nicht bereichert. So⸗ 
weit aber der Wert der Gegenleiſtung unter dem Wert der 
Schenkung, der freigebigen Zuwendung bleibt, iſt eine Schen⸗ 
kung, eine freigebige Zuwendung und damit die Steuerpflicht 
gegeben. 

Beiſpiel: Ein Bauer übergibt ſeinem Sohn den auf 
80 000 Reichsmark gewerteten Hof gegen Entrichtung eines 
Leibgedinges, das auf 50 000 Reichsmark veranſchlagt wird. 
In dieſem Fall wird der Bauer um 30 000 Reichsmark ärmer, 
der Sohn aber um 30000 Reichsmark reicher. Für dieſe Be⸗ 
reicherung von 30000 Reichsmark muß der Sohn ErbSt. 
bezahlen. 

b) Eine Bereicherungsabſicht, d. h. daß für den 
Schenker, den Zuwendenden die Bereicherung des Bedachten 
das Motiv der Schenkung geweſen ſein muß, wird beider⸗ 
ſeits nicht verlangt (R§ H. 9, 9; 12. Juli 1922 VIA 149/22 
StW. 1, 966). Ebenſowenig wird verlangt, daß die Bereiche⸗ 
rung mit dem Willen des Zuwendenden erfolgen muß, wie 
nach dem früheren ErbStG. 1919 (8 40), es genügt vielmehr 
der objektive Tatbeſtand der Bereicherung, die tatſächliche 
Bereicherung, ſo daß eine ſteuerpflichtige Zuwendung auch 
dann gegeben iſt, wenn die Bereicherung nicht mit dem 
Willen des Zuwendenden erfolgt. 


B. Freigebigkeit der Zuwendung. 


1. Freigebig iſt die Zuwendung dann, wenn ſie un⸗ 
entgeltlich iſt. Unentgeltlich iſt ſie, wenn der Zuwen⸗ 
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dung keine Verpflichtung zu einer Gegenleiſtung gegenüber- 
ſteht, und wenn durch ſie nicht eine privatrechtliche oder 
öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung erfüllt werden fol (RF. 
6, 183). Daß beide Teile, Übergeber und Übernehmer, fich 
über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung geeinigt haben, 
iſt für den Begriff der freigebigen Zuwendung nicht er⸗ 
forderlich. Der Unterſchied zwiſchen der Schenkung im Sinne 
des bürgerlichen Rechtes und der freigebigen Zuwendung 
beſteht darin: Die Schenkung iſt ein Vertrag und er⸗ 
fordert deshalb den beiderſeitigen auf eine unentgelt⸗ 
liche Zuwendung gerichteten Willen der Parteien. Zur An⸗ 
nahme einer freigebigen Zuwendung dagegen genügt der 
einſeitige Wille des zuwendenden Teiles, unentgeltlich zu 
geben. RF H. 18. Jan. 1922 Ia A 202/21, StW. 1, 455 er⸗ 
klärt: „Bei der freigebigen Zuwendung kommt es lediglich 
auf den Willen desjenigen an, deſſen Vermögen vermindert 
wird. Auf die Abſicht der anderen Partei kommt es nicht an.“ 
Die freigebige Zuwendung iſt alſo der weitere Begriff, ſie um⸗ 
faßt auch die Schenkung. Steuerpflichtig ſind alſo bei Guts⸗ 
übergaben Schenkungen im Sinne des bürgerlichen Rechtes 
und freigebige Zuwendungen (vgl. meine Ausf.: Steuer⸗ 
Arch. 1924, 29 ff.). 

2. Gerade bei Gutsübergaben wird der Begriff „frei⸗ 
ebige Zuwendung“ beſonders praktiſch. Wenn ein Vater 
en Sohn das auf 100000 Reichsmark bewertete Anweſen 
um 40000 Reichsmark übergibt, fo liegt hierin eine freigebige 
Zuwendung. Ob die letztere gerade die Differenz von 60000 
Reichsmark beträgt, läßt ſich nicht ohne weiteres ſagen; denn 
für die Beſtimmung eines niedrigeren Übergabepreiſes als 
den gemeinen Wert (Verkaufswert) ſind oft beſondere, ins⸗ 
beſondere wirtſchaftliche Gründe maßgebend, die mit 
einer Schenkung oder freigebigen Zuwendung nichts zu tun 
haben. Ein Hauptgrund für die geringe Übergabeſumme iſt 
vielfach der, daß bei Annahme einer hohen Übergabeſumme 
der Sohn auf dem Anweſen überhaupt nicht weiterwirt⸗ 
ſchaften kaun, ſondern bankrott wird. Es iſt alſo bei der Be⸗ 
ſteuerung der Gutsübergabeverträge größte Vorſicht am Platze. 
Re H. 31. Jan. 1923, VI A 7/3, StW. 2, 405 richtet eine 
ſehr beherzigenswerte Mahnung an die Finanzbehörden, wenn 
er erklärt: „Die Gleichſtellung der freigebigen Zuwendung 
mit der Schenkung des BGB. follte nicht die Bedeutung 
haben, daß die Steuerbehörde bei jedem entgeltlichen Ge⸗ 
ſchäft Ermittlung über den Wert des veräußerten Gegen⸗ 
ſtandes anſtellen könnte und, falls ſie zu einem den Kaufwert 
überſteigenden Werte gelangt, den Unterſchied zur Schen⸗ 
kungsſteuer heranzuziehen hätte. Zum Begriffe der Zuwen⸗ 
dung gehört, daß jemand einem anderen abſichtlich einen 
Vorteil verſchafft. Wenn in dem Abſchluß eines Kauf⸗ 
vertrages eine freigebige Zuwendung erblickt werden ſoll, 
ſo muß feſtgeſtellt werden, daß der Verkäufer nicht, wie es 
die Regel iſt, den Vertrag abgeſchloſſen hat, um die ihm nach 
dem Vertrag zuſtehenden Anſprüche zu erlangen, ſondern 
gerade, um dem Käufer die Anſprüche auf den veräußerten 
Gegenſtand zu verſchaffen. Bei einem regelmäßigen Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen Wert und Preis bedarf es keiner näheren 
Darlegung, daß eine Zuwendung vorliegt. Wenn aber dem 
Verkäufer ein Ausgeding beſtellt wird, kommt es für die 
Frage, ob eine freigebige Zuwendung vorliegt, auf die ſub⸗ 
jektive Wertſchätzung des Verkäufers an. Wer, ſelbſt mit Be⸗ 
wußtſein, ein objektiv wertvolleres Gut gegen ein gering⸗ 
wertigeres hingibt, wendet der Gegenpartei nichts zu, wenn 
das eingetauſchte Gut für ihn aus irgendeinem Grunde einen 
dem hingegebenen gleichen Wert hat; denn er hat den Vertrag 
nicht in der Abſicht geſchloſſen, dem anderen einen Vorteil 
zu verſchaffen. Für die Frage, ob eine freigebige Zuwendung 
vorliegt, können nicht die Vorſchriften der Abgabenordnung 
in Betracht gezogen werden, trotzdem ſie anwendbar ſind, ſo⸗ 
bald die Frage bejaht iſt.“ (Vgl. R5 H. 7, 192, ebenſo Mirre 
83 Anm. 3 A. M., jedoch nicht zutreffend Finger $3 An⸗ 
merkung 3 c.) 


C. Freiwilligkeit der Zuwendung. 


Die Zuwendung muß eine freiwillige ſein. Wer rechtlich 
verpflichtet iſt, eine Zuwendung zu machen, ſchenkt nicht, er 
befriedigt einen Rechtsanſpruch des Zuwendungsempfängers. 
Wenn der Vater durch notariellen Vertrag verpflichtet iſt, 
ſeinem Sohn das Anweſen zu übergeben, ſo iſt das keine 
freiwillige Zuwendung. 


Größere Aufſätze 
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Eine freigebige Zuwendung, eine Schenkung liegt auch 
dann vor, wenn der Zuwendende mit der Zuwendung ganz 
andere Zwecke verfolgt als den, den Bedachten zu bereichern, 
wenn er vielmehr rein ſelbſtſüchtige Zwecke im Auge hat. 

Beiſpiel: Ein Bauer kann auf dem vollſtändig her⸗ 
untergewirtſchafteten Anweſen nicht mehr fortmachen: er iſt 
krank und hat kein Geld. Er übergibt das Anweſen ohne 
Entgelt ſeinem Sohn, obwohl er weiß, daß auch der Sohn 
nicht weiterwirtſchaften kann. Auch in dieſem Falle iſt die 
Steuerpflicht gegeben, wenn der Sohn durch die Übergabe 
tatſächlich bereichert iſt. 


II. Die Bewertungsgrundſätze bei Gutsübergaben. 


Ob eine freigebige Zuwendung und damit eine Steuer⸗ 
pflicht vorliegt, hängt hauptſächlich von der Bewertung des 
Grundbeſitzes ab. 


A. Der bisherige Rechtszuſtand. 


An ſich iſt bei der Bewertung von Grundſtücken der ge⸗ 
meine Wert, d. h. der Verkaufswert zugrunde zu legen. So⸗ 
weit es ſich jedoch um Steuern vom Vermögen einſchließlich 
der ErbSt. handelt, iſt bei Grundſtücken, die dauernd land⸗ 
oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Zwecken, ſowie bei 
bebauten Grundſtücken, die Wohnzwecken, oder gewerblichen 
Zwecken zu dienen beſtimmt ſind, und bei denen die Be⸗ 
bauung und Benutzung der ortsüblichen Bebauung und Be⸗ 
nutzung entſpricht, der Ertragswert und nur auf be⸗ 
ſonderen Antrag der gemeine Wert zugrunde zu legen. ($ 152 
AO.) RF. hat über die Berechnung des Ertragswertes ver⸗ 
ſchiedene Entſcheidungen gefällt, die aber jetzt überholt ſind. 
Ich verweiſe auf: RF. 12, 34; 14. Juni 1922 VIA 1421, 
StW. 1, 894; ferner: RF H. 19. Sept. 1923 VI A 60/23, 
StW. 2, 857; RF H. 2. Mai 1923 VI A 34/23, St W. 2, 624. 


B. Der gegenwärtige Rechtszuſtand. 


Die Bewertung des Vermögens für das ErbStG. erfolgt 
nach den Grundſätzen des Vermögensſteuergeſetzes 
v. 8. April 1922 (RGBl. 335), wie es ſich darſtellt nach der 
2. Steuer NotVO. v. 19. Dez. 1923 (RGBl. I, 1205), der 
3. Steuer NotVO. v. 14. Febr. 1924 (RGBl. I, 74), den 
Durchführungsbeſtimmungen für die Vermögensſteuer vom 
8. März 1924 (RMin Bl. S. 103, eit. D. B.), den Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen über die Bewertung des Vermögens 
und die beſchleunigte Steuerentrichtung bei der ErbSt. vom 
28. März 1924 (RMin Bl. Nr. 18 S. 147ff., cit. D. B. I). 
(Vgl. hierher: Gröhn, Die neuen Steuerbewertungsvor⸗ 
ſchriften für Gutsüberlaſſungsverträge in AStR. 1924, 190ff.) 

1. Zeitliche Grenze. 

Die Bewertungsgrundſätze find zunächſt nur für die für 
das Kalenderjahr 1924 zu berechnende Vermögensſteuer 
feſtgelegt. Sie gelten auch nur für die Veranlagung der Er⸗ 
werbe, für welche die Steuerſchuld in der Zeit zwiſchen 
dem 1. Juli 1923 und dem 31. Dez. 1924 entſtanden iſt oder 
entſteht (8 1 DB. I). 


2. Goldmarkberechnung. 


Das Vermögen wird ausſchließlich in Goldmark (jetz! 
Reichsmark) berechnet (Art. II § 2 2. Steuer Not O.). 


3. Wehrbeitragswert v. 31. Dez. 1913. 

Für das Vermögensſteuergeſetz ſind die Grundſtückswerte 
feſtzuſtellen für den 31. Dez. 1923. Die Bewertung des 
Grundbeſitzes erfolgt jedoch nach dem für den 31. Dez. 1913 
feſtgeſtellten Wehrbeitrag. Für das ErbStG. ſind Grund⸗ 
ſtücke mit dem Wehrbeitragswert zu bewerten, zu deſſen Be⸗ 
richtigung Beſtimmungen zu erlaſſen ſind, um eine gleich⸗ 
mäßige Belaſtung aller Steuerpflichtigen herbeizuführen. Die 
Durchführungsbeſtimmungen (DB.) ſind v. 8. März 1924. 


a) Der berichtigte Wehrbeitragswert. 

Für die Berichtigung des Wehrbeitragswerts iſt der 
Wert maßgebend, den das Grundſtück am Wehrbeitragsſtich⸗ 
tage (31. Dez. 1913) gehabt haben würde, wenn es nach 
ſeinem tatſächlichen Zuſtand am 31. Dez. 1923 (Beſchaffen⸗ 
heit, Lage, Umfang uſw.) zum Wehrbeitrag herangezogen 
worden wäre (87 DB.). Zum Zwecke der Berichtigung des 
Wehrbeitragswertes werden die Grundſtücke in Ertragsklaſſen 
eingeteilt. Nach der Einreihung iſt zur Berechnung des 
Wehrbeitragswertes der Wert für den Hektar mit einem 
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Betrag anzuſetzen, der innerhalb des Rahmens der Ertrags- 
klaſſe liegt (§8 D.). Dieſe Werte ſind alſo nach den 
verſchiedenen Gegenden verſchieden. 


b) Abſchläge vom Wehrbeitragswert. 


Von dem, gegebenenfalls berichtigten, Wehrbeitragswerte 
dürfen die nachbezeichneten Abſchläge gemacht werden: 


a) Bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken: 
Bei dieſen beträgt der Abſchlag, wenn der auf ein Hektar 
umgerechnete Durchſchnitt des Wehrbeitragswerts ſich be- 
läuft auf 


mehr als 3000 Goldmarrke 10 v. H. 
mehr als 1600 Goldmark, aber nicht mehr als 
ee!!! 8 v. H. 
mehr als 1000 Goldmark, aber nicht mehr als 
eee 0 v. H. 
nicht mehr als 1000 Goldmark 40 v. H. 


des Wehrbeitragswerts. 


Beiſpiel: Berichtigter Wehrbeitragswert des Grund⸗ 
ſtücks 100 000 Goldmark; Größe des Grundſtücks 50 Hektar. 
Der auf 1 Hektar umgerechnete Durchſchnitt des Wehrbeitrags⸗ 
werts beträgt mithin 2000 Goldmark. Abſchlag demnach 
20 v. H. von 100 000 = 20000 Goldmark. Vermögensſteuer⸗ 
wert des Grundſtücks alſo 80000 Goldmark. 


8) Bei forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken: 
Der Abſchlag beträgt durchweg 5 v. H. des berichtigten Wehr- 
beitragswerts. 


y) Bei gärtneriſchen Grundſtücken: Der Ab- 
ſchlag beträgt, ſoweit nicht von dem Landesfinanzamt, in 
deſſen Bezirk das Grundſtück liegt, allgemein oder für be⸗ 
ſtimmte Arten von gärtneriſchen Grundſtücken andere Ab⸗ 
ſchläge zugelaſſen find, 20 v. H. des berichtigten Wehrbeitrags⸗ 
wertes. 


4. Grundſtückswert am Stichtage. 


Stichtag iſt der nach 831 des ErbStG. für die Er⸗ 
mittlung des Wertes des Anfalles maßgebende Zeitpunkt, 
alſo regelmäßig der Zeitpunkt des Todes, bei Schenkungen 
aber, zu welchen die Gutsübergaben gehören, der Zeit⸗ 
punkt der Ausführung der Zuwendung (8 18 
ErbStG.) 

a) Es beſteht nun die Möglichkeit, daß der tatfächliche 
Zuſtand des Grundſtücks am Stichtage ein weſentlich anderer 
iſt, als am 31. Dez. 1923, oder richtiger geſagt, am 31. Dez. 
1913, weil ja der Wert des Wehrbeitragswertes maßgebend 
iſt. Der tatfächliche Zuſtand des Grundſtücks kann deshalb 
ein anderer ſein, weil beiſpielsweiſe auf dem bisher als 
Wieſe benutzten Grundſtück ein Haus gebaut, weil eine Odung 
urbar gemacht wurde, weil Teile des Grundſtückes verkauft 
wurden, weil das Haus niedergebrannt iſt und nicht mehr 
aufgebaut wurde uſw. Auch in dieſen Fällen iſt der Wehr⸗ 
beitragswert entſprechend zu berichtigen und von dem be⸗ 
richtigten Wehrbeitragswert ſind die Abſchläge zu machen. 
Es ſind aber für die Berichtigung und für den Abſchlag an 
Stelle der Verhältniſſe am 31. Dez. 1923, für die aber der 
Wehrbeitragswert v. 31. Dez. 1913 maßgebend iſt, die Ver⸗ 
hältniſſe am Stichtage zugrunde zu legen ($4 Abſ. 2 DB. I). 


b) Für die Berichtigung iſt aber nicht auch von den 
Wertverhältniſſen am Stichtage auszugehen, es dürfen alſo 
bei der Berichtigung des Wehrbeitragswertes nicht auch die 
veränderten Wirtſchaftsverhältniſſe gegenüber denen am Wehr⸗ 
beitragsſtichtage berückſichtigt werden. Den gegenwärtigen, 
gegenüber dem Friedensſtand veränderten allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſen wird ausſchließlich durch Bemeſſung 
der Abſchläge Rechnung getragen. Sie ſind daher für die 
Berichtigung des Wehrbeitrages außer acht zu laſſen (RF M. 
III C 5; 300 betr. ErbSt., insbeſondere Erläuterungen zu den 
Durchführungsbeſtimmungen v. 28. März 1924 zu 8 4). 


5. Beſondere Beſtimmungen für Bauland oder 
Land zu Verkehrszwecken. 


Grundſtücke, deren Wert durch ihre Baulage oder als 


Land zu Verkehrszwecken beſtimmt iſt, ſind mit ihrem Ver⸗ 
kaufswert am Stichtage anzuſetzen. 
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6. Beſondere Beſtimmungen für landwirtſchaft⸗ 


liche oder gärtneriſche Grundſtücke. 
(8 4 Abſ. 4 DB. I.) 

Bei Grundſtücken, die dauernd landwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind, iſt, ſofern 
der Stichtag in die Zeit v. 1. Juli bis zum 31. Okt. 1923 
fällt, von dem Wehrbeitragswert (vgl. Ziff. 3) oder dem 
Grundſtückswert am Stichtage (vgl. Ziff. 4) ein Abſchlag zu 
machen, der beträgt bei Stichtagen in den Monaten 

Il und Auges pe ae ee 

September und Oktober 
Die weiteren Abſchläge bei der Bewertung landwirtſchaft⸗ 
licher oder gärtneriſcher Grundſtücke waren mit Rückſicht auf 
die beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſe bei der Landwirt⸗ 
ſchaft und dem Gartenbau in dieſer Zeit geboten. Die Rege- 
lung bezieht ſich nicht auf Grundſtücke, die dauernd forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecken zu dienen beſtimmt find (vgl. die oben 
unter Ab zit. Entſchl. des RF M.). 


III. Beweislaſt. 


Meiſt iſt der Gutsübergabevertrag in die Form eines 
läſtigen Vertrages gekleidet, d. h. in einen gegenſeitigen Ver⸗ 
trag, bei dem ſich beide Teile zu Leiſtung und Gegenleijtung 
verpflichten (88 320 ff. BGB.). Wenn nun die Steuerbehörde 
behauptet, daß in dieſem läſtigen Vertrag eine verſteckte 
Schenkung liege, dann muß fie das beweiſen. RF . 7, 192 
ſagt darüber: „Liegt äußerlich ein läſtiges Geſchäft vor, ſo 
iſt die Steuerbehörde beweispflichtig, wenn ſie eine Schen⸗ 
kung annimmt. Sie muß nachweiſen, daß der Wille der 
Parteien auf Unentgeltlichkeit gerichtet iſt. Das Mißverhältnis 
zwiſchen den Werten von Leiſtung und Gegenleiſtung gibt nur 
einen Anhaltspunkt dafür. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß 
die Parteien die Werte anders ſchätzen, als den Vorſchriften 
der Steuergeſetze entſpricht. Insbeſondere können ſie bei 
wiederkehrenden Leiſtungen mit einer längeren Lebensdauer 
und bei Naturalleiſtungen mit einem Steigen des Geldwertes 
dieſer Bezüge gerechnet haben.“ 


IV. Wann tritt die Steuerpflicht ein? 


Gemäß 8 18 ErbStG. entſteht die Steuerſchuld bei Schen 
kungen unter Lebenden nicht ſchon mit dem Abſchluß des Ver⸗ 
trages, ſondern erſt mit dem Zeitpunkt der Ausführung 
der Zuwendung (RFH.12, 35). Da es ſich bei den bäuer- 
lichen Gutsübergaben in der Hauptſache um Übergaben von 
Grundſtücken handelt, ſo iſt zu fragen: Was iſt bei Grund⸗ 
ſtücken als Ausführung der Zuwendung zu be 
trachten? Bei Zuwendung eines Grundſtücks gehört zur 
Ausführung der Zuwendung Übertragung des Eigentums 
durch Auflaſſung und an ſich auch Umſchreibung im Grund— 
buch. Iſt letztere noch nicht erfolgt, ſo iſt doch ſteuerlich nach 
Anſicht des RF H. die Zuwendung des Grundſtückes als er⸗ 
folgt zu erachten, wenn der Empfänger das ihm zugewendete 
Grundſtück als ihm gehörig ($ 80 AD.) beſitzt (RF H. 5, 
197; 11, 145). RF. 15. Juli 1921, Ia A 54/2, StW. 1, 
205 bemerkt: „Die formloſe Übergabe eines Grundſtückes iſt 
nach § 80 AD. als Erfüllung eines Schenkungsverſprechens 
anzuſehen, auch wenn dieſe nicht gemäß § 518 BGB. be- 
urkundet war.“ x 

„Als Zeitpunkt der Zuwendung gilt nicht nur derjenige, 
in dem das Grundſtück in den Formen des bürgerlichen 
Rechtes auf den Erwerber übertragen worden, ſondern auch der 
Zeitpunkt, in dem der Erwerber die wirtſchaftliche Herr⸗ 
ſchaft über das Grundſtück erlangt hat.“ RF. 27. Jan. 
1922, Ia A 68/21 (StW. 1, 457). Ebenſo RF H. 27. Jan. 
1922, Ia A 69/21, StW. 1, 245; RF H. 10. Mai 1922, VIA 
190/21 StW. 1, 688. 

Mit Recht bekämpft Ott, „Das Grunderwerbſteuer⸗ 
geſetz v. 12. Sept. 1919 2. Aufl. Stuttgart 1923 8 1 Anm. 5 
S. 12 ff., dieſen vom RH. aufgeſtellten Grundſatz des wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentumsüberganges als Grundlage der Be⸗ 
ſteuerung. Er hat recht, wenn er von Zwieſpältigkeiten ſpricht, 
die ſich naturgemäß ergeben, ſobald einmal ber fcharf- 
umgrenzte Boden des Rechtes verlaſſen wird. 

Ich vertrete deshalb die Anſicht: Bei Gutsübergaben 
tritt die Steuerpflicht erſt dann ein, wenn die Um 
fhreibung im Grundbuche vollzogen iſt. 
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Größere Aufſätze 


(Juriſtiſche Wochenschrift 


Rechtswidrige Vorkaufsrechte an Grundſtücken. 


Von Kammerdirektor Noll, Lauterbach. 


Unter der Herrſchaft zwangswirtſchaftlicher Gedanken iſt 
ein geſetzliches Vorkaufsrecht an Grundſtücken zugunſten von 
Staat und Gemeinden in eine Reihe von Nachkriegsgeſetzen!) 
eingezogen. Dadurch iſt der Grundbeſitz in bisher unbekann⸗ 
tem Umfang belaſtet. Denn ein ſolches Vorkaufsrecht mindert 
nicht nur wie jede andere dingliche Laſt an ſich ſchon den 
Wert des Grundſtücks, es beſchränkt vielmehr noch beſonders 
ſeine Veräußerlichkeit und erſchwert oder verhindert ſeine Be⸗ 
leihung 2). Was das in Zeiten der Geldknappheit und Kredit⸗ 
not bedeutet, braucht hier nicht erörtert zu werden. Die 
wirtſchaftlichen Folgen ſind jedenfalls einſchneidend genug, 
um die Frage nach der rechtlichen Zuläſſigkeit derartiger 
landesgeſetzlicher Vorkaufsrechte zu rechtfertigen, zumal das 
RG. s) dieſe Frage bejaht hat. Die Begründung des Urteils 
ſchürft jedoch nicht tief genug, um zu befriedigen. Die Materie 
erfordert ein Durchdringen bis auf die Grundbegriffe 

1. Das Vorkaufsrecht iſt als dingliche Belaſtung eine 
Beeinträchtigung des Eigentums). Dieſes genießt den Schutz 
des Art. 153 Verf., nach dem auch zu entſcheiden iſt, ob 
und inwieweit die Geſetzgebung befugt iſt, durch Anordnung 
eines geſetzlichen Zwangsvorkaufsrechts in den gewährleiſteten 
Rechtsbereich des Eigentümers einzudringen. Nach dieſem 
Art. 153 ergeben ſich Inhalt, Umfang und Schranken des 
Eigentums aus den Geſetzen ?). Damit tft einmal zur Um⸗ 
grenzung des Eigentumsbegriffs auf die beſtehenden 
Geſetze Bezug genommen, andererſeits zugleich die Grund⸗ 
lage zum Erlaß neuer Geſetze geſchaffen, die Inhalt, 
Umfang und Schranken des Eigentums vom bisherigen Recht 
abweiſend beſtimmen können. Dieſe Geſetzgebungsbefugnis 
fieh: dem Reich und den Ländern zu; eine Beſchränkung 
etwa nur auf das Reich läßt ſich aus der allgemeinen Faſſung 
des Art. 153 nicht entnehmen; dagegen iſt ſie weder un⸗ 
beſchränkt noch für Reich und Länder von gleichem Umfang. 
Dies ergibt ſich bei näherem Zuſehen aus der „irreführen⸗ 
den“ ) Faſſung des Art. 153. 

Dieſer unterſcheidet nämlich wie auch das ältere Schrift⸗ 
tum), die einſchlägigen Geſetze (namentlich das preußiſche 
Enteignungsgeſetz v. 11. Juni 1874 und EGBGB. Art. 109 
und 1118)) und die neuere Literatur zwiſchen „Enteignung“ 


1) Württemberg Gef. Betr. vorl. Maßnahmen gegen die fidei⸗ 
kommiſſariſche Bindung von Vermögen v. 27. Mai 1920 (ReggBl. 
f. W. 1920, 779 Art. 4 ff.); Thür. Gef. über die Aufl. v. FamGüter 
v. 5. Mai 1922 (Thür. GS. 1922, 135 85) und 2. Aufl. VO. dazu 
v. 29. Aug. 1922 (ebd. 385 8 9); Heſſ. Gef. über die Aufl. v. 
FamFid. v. 11. Nov. 1923 (Heſſ. RegBl. 1923, 481 Art. 14 u. 
33); Heſſ. ForſtverwGeſ. v. 16. Nov. 1923 (ebd. 1923, 491 Art. 18) 
nebſt AuflGGeſ. v. 8. Febr. 1924; Bayr. Gej. über die Güter⸗ 
zertrümmerung, GVBl. 19, 627; Sachſ.⸗Cob.⸗Gotha GS. B. e 
Herzogt. Gotha 1918, 49; Preuß. GS. 1919, 3; Sachſ.⸗Meincheſ. 
GS. 1919, 163; Reuß. GS. Reuß. GS. 1919, 37; Baden GVBl. 
1919, 303; Braunſchweig GVS. 1919, 177; Lippe⸗Detmold GS. 
1913/19, 990; Heſſ. Landgeſ. RegBl. 1919, 321; Württemberg 
RegBl. 1920, 298; Sachſen GBl. 1920, 464. 

N Vgl. hierzu Verhandlungen des Heſſ. Landtags 74.— 77. Sitz. 
S. 1601 ff. 

3) RG. 107, 201. 

4) Dieſer Aufſatz beſchränkt ſich aus Naummangel auf die 
landegsgeſ. Vorkaufsrechte an Grundſtücken und läßt die ebenfalls 
angeordneten an beweglichen Sachen außer Betracht. Die Rechtslage 
iſt bei dieſen die gleiche. 

5) Von den hier nicht intereſſierenden „Rechten“ kann dieſer 
Aufſatz abſehen. 

1920 6) Vgl. Wolff, Reichsverfaſſung u. Eigentum, Tübingen 

) Layer, Syſtem des Enteignungsrechts; Gierke, Deut⸗ 
ſches Privatrecht II, 465; Fleiner, Inſtitutionen des Verwaltungs⸗ 
rechts 274, 291; Anſchütz, Preuß. Verfaſſung I, 165; Derſelbe, 
Reichsverfaſſung 247; Arndt, Reichsverfaſſung, Art. 153 Anm. 5; 
Smoſchewer in das Recht 1924 Nr. 12 S. 234. 

8) Das preuß. Enteignungsgeſetz verwendet Enteignung (im 
weiteren Sinn) als Oberbegriff, mit „Entziehung“ (Enteignung im 
engeren Sinn) und „Beſchränkung“ als Unterbegrijjen; EGBGB. 
unterſcheidet ebenfalls zwiſchen „Entziehung“ und „Beſchränkung“. 
— Wenn Wolff im ſpeziellen Bezug auf Art. 153 zwiſchen „ex⸗ 
propriativer Grundbelaſtung“ als Unterfall der Enteignung und 
„öffentlich⸗rechtlichen Beſchränkung“ als nicht unter den Abs. 1 Art. 153 
RVerf. fallenden Eingriff in das Eigentum unterſcheidet, jo diffe⸗ 
renziert auch er in der gleichen Weiſe. 


(Abſ 2) und „Eigentumsbeſchränkung“ (Abſ. 1: Schranken 
des Eigentums): 
Unter Beachtung dieſes Unterſchieds und Gegenüberſtel⸗ 
lung der ſich ergänzenden Abſ. 1 und 2 des Art. 153 läßt ſich 
der Inhalt dieſer beiden Abfäge folgendermaßen formulieren: 
Das Eigentum wird von der Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſtet. Seinen Inhalt und Umfang beſtimmen die 
Normen des Privatrechts. Es kann im öffentlichen 
Intereſſe durch Geſetze beſchränkt werden. Eine Ent⸗ 
eignung iſt jedoch nur unter den in Abſ. 2 Art. 153 
aufgeführten Vorausſetzungen zuläſſig. 
Daraus ergibt ſich, daß bei vorliegendem öffentlichen 
Intereſſe Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung 
zu Eigentumsbeſchränkungen vorbehaltlos, 
zu Enteignungen nur gegen Entſchädigung 
vorbehaltlich des Rechtswegs 

befugt ſind. 

Während nun aber das Reich hinſichtlich der Ent⸗ 
eignungsgeſetze nach allgemeinen Grundſätzen (Kompetenz⸗ 
Kompetenz) in der Lage wäre, die verfaſſungsmäßigen Vor⸗ 
behalte durch ein Geſetz beiſeite zu ſchieben?), iſt die Landes⸗ 
geſetzgebung an die Vorbehaltsſchranken gebunden. 

Eine landesgeſetzliche Beſtimmung, die eine Enteignung 
anordnet, die weder im öffentlichen Intereſſe liegt noch gegen 
Entſchädigung erfolgt, noch im ordentlichen Rechtsweg der 
Nachprüfung unterliegt, ift daher verfaſſungswidrig und da⸗ 
mit rechtsungültig. 

2. Hieraus ergibt ſich die Wichtigkeit der Haren Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Eigentumsbeſchränkung und 
Enteignung. 

Da das Geſetz ſelbſt (RVerf., EGGBGB., PrEntG.) beide 
Begriffe als Unterarten des „Eingriffs in das Eigentum“ 
behandelt und insbeſondere die RVerf. dieſe Materie in dem 
Eigentums⸗Garantie⸗Artikel regelt, iſt bei der Begriffsbeſtim⸗ 
mung vom Eigentum, und zwar von demjenigen, in das ein⸗ 
gegriffen wird, auszugehen. Dies iſt im bisherigen Schrift⸗ 
tum meiſtens nicht geſchehen, das ſein Augenmerk vorwiegend 
auf die Seite der Enteignenden gerichtet hat, und den Ge- 
danken, daß Enteignung vorliege, wenn der Entziehung von 
Privatrechten auf der einen Seite die Entſtehung gleichartiger 
auf der anderen entſpreche, am ſchärſſten in der Anſchütz⸗ 
ſchen Formel zuſammenfaßt: „Enteignung iſt Übereignung“. 
Hiergegen wendet ſich mit Recht der Bayriſche Kompetenz⸗ 
gerichtshof 10), dem ſich im weſentlichen auch das RG. a a. O. 
anſchließt und dem ſich auch Wolff a. a. O. erheblich an⸗ 
nähert, wenn er reſümiert, daß die Enteignung das bisherige 
Eigentum ſeinem rechtlichen Inhalt nach zerſtöre, indem ſie 
das Vollrecht ſeiner weſentlichen Merkmale entkleide. Bei 
Eigentumsbeſchränkung ſpricht Art. 111 EGBGB. von der 
Einengung der „tatfächlichen Verfügungsmacht“ ). 

Danach iſt feſtzuſtellen, daß eine 

Enteignung vorliegt, wenn durch den Ein⸗ 
griff in die Rechtsſphäre des Eigentümers die weſent⸗ 
lichen Merkmale des Eigentums (Inhalt des Eigen⸗ 
tums) aufgehoben werden; 

Eigentumsbeſchränkung gegeben iſt, wenn 
der Eigentümer in der tatſächlichen Verfügungsmacht 
eingeengt wird, ohne daß hierdurch der Inhalt ſeines 
Rechts die charakteriſtiſchen Eigentumsmerkmale ver⸗ 
liert. 

3. Im Anſchluß an die Faſſung des § 903 BGB. er⸗ 
blickt die überwiegend h. M. im Eigentum das Vollrecht an 
der Sache mit der poſitiven und negativen Funktion, ſie zu 
benutzen und darüber zu verfügen ſowie jeden anderen von 
ihr auszuſchließen. Nicht in der Vornahme der einzelnen 
Verfügungsgeſchäfte, Nutzungshandlungen und Ausſchließun⸗ 
gen erſchließt ſich das Weſen des Vollrechts, ſondern in der 
in das Belieben des Eigentümers geſtellten Befugnis, jede 
der vorhandenen Möglichkeiten, alſo alle auszunutzen. Das 
Eigentum iſt daher keine Summe von Einzelrechten, ſondern 


2) Ob im Weg einer gewöhnlichen oder nur eines verfaſſungs⸗ 
ändernden Geſetzes kann hier dahingeſtellt bleiben. 

10) 23.1921, 422. 

11) Vgl. Fiſcher⸗Heuer, Art. III EGBGB. Anm. 1. 
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deren Produkt (Totalität). Jede Verhinderung, die Nutzungs⸗, 
Verfügungs⸗ oder Ausſchlußmacht als ſolche zu betätigen, zer⸗ 
ſtört mithin den Eigentumsbegriff; jede Maßnahme, durch 
die der Eigentümer die Möglichkeit der Nutzung, Ver⸗ 
äußerung, Verpfändung, Belaſtung oder einer ſonſtigen Ver⸗ 
fügung über ſeine Sache verliert, iſt folglich Enteignung. 

Wenn dagegen nicht die vorgenannte Herrſchafts⸗ 
möglichkeit, ſondern nur im Einzelfall das Maß des 
tatſächlichen Gebrauchs, der Umfang der tatſächlichen 
Verfügungshandlung uſw. eingeengt wird, ſo liegt nur eine 
Eigentumsbeſchränkung vor. Daher ſtellt ſich denn z. B. auch 
in Übereinſtimmung mit der h. M. die zwangsweiſe Belaſtung 
mit einer Dienſtbarkeit als Enteignung, dagegen das De⸗ 
vaſtationsverbot an einen Waldeigentümer als Eigentums- 
beſchränkung dar. 

4. Unter welche von beiden Kategorien fällt nun das 
Zwangsvorkaufsrecht? 

Ebenſo wie die zwangsweiſe Auferlegung einer 
Dienſtbarkeit muß auch die eines Vorkaufsrechts als 
Enteignung angeſehen werden, denn in beiden Fällen handelt 
es ſich um eine Grundſtücksbelaſtung durch ein Sachenrecht, 
das zu dem numerus clausus der dinglichen Verfügungs⸗ 
geſchäfte gehört; ſchon dieſe geſetzliche Gleichſtellung ver⸗ 
bietet es, in der Wirkung graduelle Unterſchiede zu machen. 

Dieſe rein formale Schlußfolgerung findet in ſachlicher 
Hinſicht ihre aus dem obigen 3. Abſchnitt zu entnehmende 
Begründung darin, daß jedes der in den Abſchnitten 4—9 
des 3. Buches des BGB. aufgeführten Sachenrechte, zwangs⸗ 
weiſe am Eigentum beſtellt, das Eigentum ſeinem Inhalt als 
Vollrecht nach aufhebt, wie umgekehrt ihre freiwillige Be⸗ 
ſtellung einen Ausfluß aus dem Eigentum darſtellt. 

Aber auch für ſich betrachtet iſt das Zwangsvorkaufs⸗ 
recht ein Enteignungsfall. Denn nach der jetzt nahezu un⸗ 
beſtritten h. M. iſt das dingliche wie das obligatoriſche Vor⸗ 
kaufsrecht als bedingter Verkauf an den Vorkaufs⸗ 
berechtigten anzuſehen 12). Die Verpflichtung des Verkäufers 
beſteht nach 8 433 BGB. darin, die Sache zu übergeben 
und das Eigentum daran zu verſchaffen. Damit wird alſo 
ſchon durch die Beſtellung des Vorkaufsrechts die Verpflich⸗ 
tung zur Vornahme einer Verfügung begründet. Die poſi⸗ 
tive N it al des Eigentums (Verfügungsmacht nach Be⸗ 
lieben) iſt alſo bereits durch die Beſtellung des Vorkaufs⸗ 
rechts und nicht erſt durch ſeine Geltendmachung ſeitens des 
Vorkaufsberechtigten ſuspendiert. Ebenſo iſt die negative 


12) Enneccerus, Lehrb. d. bürgerl. Rechts 8 340. 
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Funktion, andere von der Einwirkung auszuſchließen, ſchon 
mit der Beſtellung des Vorkaufsrechts paralyſiert, da ſchon 
die Beſtellung des Rechts den Übereignungsanſpruch des Vor⸗ 
kaufsberechtigten begründet. Schon mit der zwangsweiſen Be⸗ 
gründung der Übereignungspflicht und des Übereignungs⸗ 
anſpruchs 18) findet alſo die Enteignung ſtatt. 

Zum gleichen Ergebnis gelangt man auch mit Wolff, 
wenn man in der Enteignung nicht nur die Rechtsübertragung 
ſelbſt, ſondern ſchon die Begründung obligatoriſcher Pflichten 
zur Rechtsübertragung erblickt, eine Auffaſſung, der aus den 
von Wolff und auch von RG. a. a. O. angegebenen Gründen 
beizutreten iſt. 

5. Die zwangsweiſe Beſtellung eines Vorkaufsrechts an 
einem Grundſtücke iſt alſo eine Enteignung im Sinne des 
Art. 153 RVerf. Sie iſt daher der Landesgeſetzgebung nur 
unter Wahrung der drei Vorbehalte (öffentliches Intereſſe, 
Entſchädigung, Rechtsweg) geſtattet. Landesgeſetze, die dieſe 
Vorbehalte umgehen, verſtoßen gegen Art. 153 RVerf. und 
ſind folglich ungeſetzlich. 

Der Vollſtändigkeit halber iſt noch anzumerken, daß der 
vom Vorkaufsberechtigten zu zahlende Kaufpreis keine Ent⸗ 
ſchädigung für die Belaſtung mit dem Vorkaufsrecht darſtellt. 
Schon das Vorkaufsrecht als ſolches hat unabhängig von dem 
Wert der damit belaſteten Sache einen wirtſchaftlichen Wert, 
wie z. B. auch ein Lotterielos vor der Ziehung einen vom 
Gewinn unabhängigen Wert hat. Schon die Tatſache, daß 
die Rechtsordnung dieſes Recht kennt, beweiſt, daß es einen 
ſolchen hat. 

Von der rechtlichen Seite abgeſehen, berührt Wolff 
d. a. O. den Kernpunkt der ganzen Frage, wenn er die Ten⸗ 
denz der Landesgeſetzgebung, entſchädigungsloſe Übereignungen 
an den Staat zu erzwingen, als „geſetzwidrige Umwege“ 
brandmarkt. 

Es wäre zu wünſchen, daß das RG. bald Gelegenheit er⸗ 
hielte, unter Abweichung von ſeiner genannten Entſcheidung 
die Autorität der Reichsverfaſſung derartigen Sozialiſierungs⸗ 
verſuchen der Länder gegenüber zu wahren. 


13) Auch nach der von Anſchütz aphoriſtiſch pointierten und 
von Wolff rektifizierten h. M., wonach Enteignung Entziehung 
von Privatrechten auf der einen und Entſtehung gleichartiger auf der 
anderen Seite iſt, dürfte in der Beſtellung eines Zwangsvorkaufs⸗ 
rechts eine Enteignung liegen, da die hier geforderte Wechſelbeziehung 
gegeben iſt. Daß auch Anſchütz unter Übereignung nicht forma⸗ 
liſtiſch nur Übertragung des Eigentums verſteht, nehmen wir mit 
Wolf gegen den bayr. Kompcerichtshof als ſelbſtverſtändlich an. 


Aufwertung. 


Aufwertungsverordnung und Grundbuch. 
Von Amtsgerichtsrat u. Geh. Justizrat Brachvogel, Wilhelmshaven. 


Die VO. v. 14. Febr. 1924 geht davon aus, daß alle 
vor ihrem Inkrafttreten begründeten Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden, Rentenſchulden und Geldreallaſten zu Papier⸗ 
markrechten geworden ſeien. Sie wertet ſie auf. Sind die 
bisher eingetragenen Hypotheken uſw. in der Tat nur Papier⸗ 
markgeldhypotheken uſw., tritt die Aufwertung ipso jure ein 
kraft der VO. und bedarf es einer Eintragung im Grundbuche 
nicht (nach 8 2 Abſ. 3 kann fie auf Antrag geſchehen), und 
hat der Aufwertungsbetrag ohne weiteres den „dinglichen“ 
Rang des aufgewerteten Rechts, dann ſind durch die VO. 
neue Hypotheken, Grundſchulden uſw. geſchaffen, die ohne 
Einigung und ohne Eintragung entſtanden ſind, welche 
beiden Vorausſetzungen ſonſt der 8873 BGB. zur Begrün⸗ 
dung dinglicher Rechte fordert, „ſoweit nicht das Geſetz ein 
anderes vorſchreibt“. Ein ſolches anderes vorſchreibendes Ge⸗ 
ſetz wäre dann eben die VO. v. 14. Febr. 1924. Und wäh⸗ 
rend ſonſt der Rang der dinglichen Rechte ſich richtet nach 
der Reihenfolge ihrer Eintragungen (8879 BGB.) und bei 
ſolchen Rechten, die der Eintragung nicht bedürfen, nach der 
Zeitfolge ihrer Entſtehung, iſt durch die VO. das Rangver⸗ 
hältnis dieſer neu geſchaffenen dinglichen Rechte dahin ge⸗ 
regelt, daß ſie den Rang des aufgewerteten Rechts haben. 

Durch dieſe Beſtimmungen der VO. iſt alſo jedwedes 
Grundbuchblatt im Deutſchen Reiche, ſofern es in Abt. II oder 
III auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme lautende Ein⸗ 


tragungen hat, unrichtig geworden, es ſteht mit der durch die 
VO. geſchaffenen wirklichen Rechtslage nicht im Einklange 
und bedarf der Grundbuchberichtigung. 

Einem Dritten gegenüber, der ein Recht an dem Grund⸗ 
ſtücke neu erwirbt, find die nicht eingetragenen Aufwertungs⸗ 
beträge mit dem Verluſte ihres Ranges bedroht, es ſei denn, 
der Dritte kenne deren Vorhandenſein als ihm vorgehender 
dinglicher Rechte (§S 892 BGB.). Selbſt grobfahrläſſiges 
Nichtkennen ſteht dem anerkanntermaßen nicht gleich. Wollte 
man jene Verluſtgefahr nicht annehmen und meinen, der Auf⸗ 
wertungsbetrag behalte den Rang des aufgewerteten Rechts 
ohne Eintragung auch dem gutgläubigen, Erwerber eines 
Rechts gegenüber, dann hätte der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs ſein Fundament verloren. Zweifel daran, ob 
zugunſten desjenigen, der durch Rechtsgeſchäft ein Recht an 
einem Grundſtücke erwirbt, die vorgehenden Rechte wirklich 
nur als Papiermarkrechte anzuſehen ſind, ruft freilich der $ 14 
der VO. hervor. Er ſtellt den Fall, wo die Aufwertung durch 
ein rechtskräftiges Urteil bereits geregelt iſt, ganz außerhalb 
der Aufwertungsvorſchriften der VO., deren Art. J auf ſolchen 
Fall gar keine Anwendung finden ſoll. Man nehme an, das 
Urteil habe Voll auſwertung entſchieden, — dann iſt alſo 
das Grundbuch richtig geblieben, es bedarf keinerlei Eintra⸗ 
gung bei der Hypothek. Muß hier nicht der Rechtserwerber 
i. S. des 8892 BGB. den Vorrang der vollen Hypothek 
anerkennen? 

Die Ausführung der AVO. beim Grundbuchamte wird 
die Beteiligten und die Grundbuchrichter auch ſonſt noch vor 
mancherlei Zweifelsfragen ſtellen. 
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Eintragungsunterlagen. 


1. Die Aufwertung ift einzutragen auf Antrag des Gläu⸗ 
bigers oder des Schuldners (nichtig Eigentümers), § 2 Abf. 3. 
Wie der Antrag zu begründen ſei, ſagt die VO. nicht. Es 
bleibt alſo, ſoweit nicht die AVO. oder die zu ihr ergangenen 
Durchführungs O. (v. 1. und 24. Mai 1914, RG Bl. 430 und 
561) Abweichendes beſtimmen, bei den Vorſchriften der GBO. 
Nach § 19 GBO. wäre beizubringen die Bewilligung des 
Betroffenen. Auf den erſten Blick möchte man als Paſſiv⸗ 
beteiligten anſehen den Gläubiger, deſſen Recht von 100 0% 
auf 15 % (normal) herabgeſetzt wird. Da die AVO. aber 
ausgeht vom Papiermarkbetrage und aufwertet, ſo ſind die 
Betroffenen der Eigentümer und der Gleich- oder Nachein⸗ 
getragene. Deren Bewilligung wäre alſo nötig. Nun bedarf 
es nach 822 GBO. der Bewilligung des Betroffenen aller⸗ 
dings nicht, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs nach⸗ 
gewieſen wird. Dieſer Nachweis wird aber nicht — wie es 
zunächſt den Anſchein hat — durch das bloße Sichberufen auf 
die VO. und auf den normalen Höchſtſatz von 15% (VO. 
v. 1. Mai 1924, 87) zu führen fein. Denn wird beantragt, 
dieſe 15% -Aufwertung einzutragen, jo bleibt doch immer 
noch zweifelhaft, ob damit das Grundbuch wirklich richtig 
würde. Denn das hängt davon ab, 

a) ob nicht der Eigentümer die Herabſetzung über 15 0% 
verlangen kann (§ 2 Abſ. 1); 

b) ob nicht die Aufwertung ſchon durch rechtskräftiges 
Urteil anderweit geregelt iſt (8 14), unter 15% oder auch 
über 15 %, ja vielleicht zum vollen Nennbetrage. Es hängt 
ferner davon ab, 

c) wann der Gläubiger das aufzuwertende Recht er- 
worben hat (§ 2 Abſ. 2). Dies aber geht aus dem Grund⸗ 
buche nicht hervor. (Man nehme den Fall, eine Hypothek von 
10000 % ſei auf Bewilligung des Eigentümers v. 1. Juni 
1923 am ſelben Tage eingetragen, das Darlehen aber erſt am 
1. Sept. 1923 gegen Aushändigung des Briefes hergegeben.) 

d) ob der Gläubiger, z. B. einer ihre abgetretenen Hypo⸗ 
thek, nicht einen geringeren Erwerbspreis gezahlt hat 
als den der VO. entſprechend zu berechnenden Goldmark⸗ 
betrag. Denn dann iſt jener geringere Erwerbspreis der Be⸗ 
rechnung zugrunde zu legen (§ 2 Abſ. 2 Schlußſatz). 

Daß die Unrichtigkeit des Grundbuchs nachgewieſen 
werden muß, ergibt §3 Abſ. 2 der Durchführungs O. v. 
1. Mai 1924, nur der Nachweis des Erwerbstages und des 
Erwerbs preiſes bedarf danach nicht der in 829 GBO. 
vorgeſchriebenen Form. Nach dem allein in Betracht kom⸗ 
menden Satze 2 des 829 wäre an ſich der Beweis durch 
öffentliche Urkunden zu führen, was kaum je möglich 
geweſen wäre. Der Nachweis, z. B. wann die der Hypothek 
zugrunde liegende Forderung entſtanden ſei durch Hergabe des 
Darlehns, wann umgekehrt ſie getilgt und damit Eigentümer⸗ 
grundſchuld geworden ſei, wann der Briefhypothekengläubiger 
den Hypothekenbrief übergeben erhalten und damit die Hypo⸗ 
thek erworben habe u. a., wird auch noch in der erleichterten 
Form ſchwer zu führen ſein. Nachweis wird aber erfordert, 
bloße Glaubhaftmachung genügt nicht. Wird dem Grundbuch⸗ 
richter Tag und Preis durch das beigebrachte Beweismaterial 
nicht nachgewieſen, ſo kann er die Eintragungsbewilligung 
aller Betroffenen verlangen. 

Die Eintragungsformel bei einer Hypothek von 10000 Aa 
in der Spalte Veränderungen wird etwa lauten können (85 
Abſ. 1 und 2 AV O., § 2 der VO. v. 1. Mai 1924): 

Nach der VO. v. 14. Febr. 1924 beträgt das Kapital 
1500 Goldmark. Dieſes iſt bis zum 31. Dez. 1924 unverzins⸗ 
lich, v. 1. Jan. 1925 ab mit 2 0%, v. 1. Jan. 1926 ab mit 3 0%, 
v. 1. Jan. 1927 ab mit 4%, v. 1. Jan. 1928 ab mit 5 9% 
verzinslich und das Kapital durch den Gläubiger nicht vor 
dem 1. Jan. 1932 verlangbar; eingetragen am 

Handelt es ſich um eine Amortiſationshypothek, dann 
wird hinzuzufügen ſein (§ 5 Abſ. 1 Satz 4): 

Die Verpflichtung zum Leiſten von Tilgungsbeiträgen 
ruht bis zum 1. Jan. 1928. 

(Ein früher höherer Zinsſatz als 9 0% iſt fortgefallen. 
Vereinbaren die Beteiligten nun einen höheren Zinsſatz, ſo 
teilt das Mehr nicht den Rang der aufgewerteten Hypothek.) 
Bei jenen Eintragungen wird im Grundbuche zweckmäßig 
10000 % in Spalte 3 zu ... und darunter zu ſetzen fein: 
1500 Goldmark. Auf dem Hypothekenbriefe (der natürlich 
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vorgelegt werden muß, 88 42, 62 GBO.) iſt die Eintragung 
zu vermerken, und auch hier wird es ſich empfehlen, neben die 
Überſchrift zu ſetzen: Jetzt gültig auf 1500 Goldmark. Die 
bisherige Schuldurkunde bleibt dem Briefe angeheftet. 

Der Aufwertungsbetrag hat den Rang des auf⸗ 
gewerteten dinglichen Rechts, § 2 Abſ. 3, d. h. der Aufwer⸗ 
tungsbetrag i. S. des § 2 Abſ. 1 und 2. Vereinbaren Gläu⸗ 
biger und Eigentümer eine höhere Aufwertung des Kapitals, 
ſo gilt dasſelbe, was eben von einer Zinsvereinbarung über 
5% hinaus gejagt iſt, die 15% überſchreitende Aufwertung 
nimmt an dem Range des aufgewerteten Rechts nicht teil, 
ſie gilt als Begründung eines neuen Schuldverhältniſſes und 
iſt deshalb mit dem 15 9% überſchreitenden Betrage an nächſt 
offener Stelle als neues Recht einzutragen (natürlich nur, 
wenn die Beteiligten ſich dahin einigen und es bewilligen und 
beantragen). Das gilt auch, wenn eine Erhöhung vereinbart 
wird gegenüber den 15% des niedrigeren Erwerbs⸗ 
preiſes, von denen §2 Abſ. 2 Schlußſatz ſpricht. 


Nebenbeſtimmungen. 

2. Wie iſt es mit den ſonſtigen bisherigen Neben⸗ 
beſtimmungen, mit den Zinsterminen (Yı-, ½ jähriger — 
Voraus⸗ oder Nachzahlungen), mit den Kündigungs- und ſon⸗ 
ſtigen Fälligkeitsbeſtimmungen? Die VO. ſagt darüber nichts, 
alſo namentlich nicht, daß ſie fortfallen; über den von ihr 
ſelbſt gezogenen Rahmen auszudehnen iſt ſie nicht. Jene 
Beſtimmungen werden alſo anzuſehen fein als aufrecht blei⸗ 
bend, ſoweit ſie nicht im Widerſpruche ſtehen mit den Be⸗ 
ſtimmungen der VO. Iſt die Hypothek alſo mit 6 monatiger 
Kündigung eingetragen, ſo wird der Gläubiger, wenn er ſie 
zum 1. Jan. 1932 ausgezahlt haben will, am 1. Juli 1931 
kündigen müſſen. Wie aber, wenn die häufige Klauſel be— 
ſteht, „bei unpünktlicher Zinszahlung auf Verlangen ſofort 
fällig“? Auch dieſe Beſtimmung wird als aufrecht bleibend 
angeſehen ſein. Die Beſtimmung des 8 5 Abſ. 1 kann nicht als 
abſolute in dem Sinne angeſehen werden, daß ſie gelte ſelbſt 
ſchuldhaft vertragswidrigem Verhalten des Schuldners gegen⸗ 
über. Sie wird z. B. auch ſich nicht durchſetzen können gegen⸗ 
über dem § 1133 BGB. Anderer Meinung ſcheint hinſicht⸗ 
lich der Nebenbeſtimmungen und ihres Weitergeltens zu ſein 
Kipp, JW. 1924, 482, wenn er ſagt, der geſetzlichen Stun⸗ 
dung gegenüber dürfe ſelbſt bei verzinslichen Darlehns⸗ 
hypotheken der Schulden auch vor dieſen Terminen leiſten 
(8 271 Abſ. 2, § 609 Abſ. 3 BGB.). 


Antragsrecht. 

3. Bei eingetragenen Rechten iſt die Aufwertung im 
Grundbuche einzutragen auf Antrag des Gläubigers oder des 
Schuldners. Wie hier das Wort Schuldner ungenau iſt, ſo 
wohl auch das Wort Gläubiger denn; iſt ein Recht für mehrere 
eingetragen (8 48 GBD.), jo werden nicht alle den Antrag 
zu ſtellen haben, der eines von ihnen wird genügen. Iſt an einer 
Hypothek ein Nießbrauch beſtellt (bei einer Briefhypothek auch 
ohne Eintragung, 88 1069, 1154 BGB.), fo iſt, ſolange der 
Nießbrauch dauert, der Nießbraucher Gläubiger der Zinſen, 
ihr Geldbetrag bemißt ſich nach dem Kapitale und nach deſſen 
Aufwertung. Auch der Nießbraucher allein wird daher den 
Aufwertungseintragungsantrag ſtellen können. Dasſelbe gilt 
überhaupt vom Zinsgenußberechtigten, und es wird auch zu 
gelten haben von dem, dem ein Pfandrecht an einer Hypo⸗ 
thek beſtellt iſt (auch hier bei Briefrechten außerhalb des 
Grundbuchs möglich, 88 1274, 1154, 1291, 1192 BGB.). 
Es behält eben neben § 2 Abſ. 3 Satz 2 der VO., der gegen⸗ 
über dem § 13 Abſ. 2 GBO. wohl entbehrlich war, dieſer letz⸗ 
tere Paragraph ſeine uneingeſchränkte Geltung. 


Eigentümergrundſchuld. 

4. Auch die Eigentümergrundſchuld iſt durch die AVO. 
aufgewertet. Die VO. unterſcheidet nicht Grundſchulden 
Dritter und Grundſchulden des Eigentümers. Auch die Grund⸗ 
ſchuld des Eigentümers gilt kraft der Fiktion des § 1 Abſ. 2 
als Vermögensanlage, obwohl ſie es begrifflich in der Regel 
nicht iſt, auch fie iſt alſo aufgewertet und auch bei ſeiner eige⸗ 
nen Grundſchuld kann daher der Eigentümer die Aufwertung 
bis zu 15 % mit dem Range der aufgewerteten Poſt eintragen 
laſſen (ſ. Kipp, JW. 1924, 481). Die BD. kann nicht wohl 
anders verſtanden werden, ſonſt käme der nicht zu ſeinem 
Rechte, dem ein Nießbrauch an der Grundſchuld beſtellt iſt 
oder ein Pfandrecht. 
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Rentenſchuld. 

5. Die VO. ſpricht nicht von der Ablöſungsſum me 
bei der Rentenſchuld, nur von den wiederkehrenden Leiſtungen 
(85 Abſ. 3). Sicher muß aber auch fie ausgewertet fein (8 1 
Abſ. 2 Ziff. 1). Bei einer Rentenſchuld z. B. von jährlich 
285 % mit 6000 % Ablöſungsſumme wird einzutragen ſein: 

Nach der VO. v. 14. Jan 1924 beträgt die Rentenſchuld 
17,10 Goldmark im Jahre 1925, 25,65 Goldmark im Jahre 
1926, 34,20 Goldmark im Jahre 1927 und 42,75 Goldmark 
für die Folgezeit, die Ablöfungsfumme beträgt 900 Goldmark, 
eingetragen am... 


Reallaſt. 

6. Iſt eine Reallaſt eingetragen, ſo wird, falls all⸗ 
jährlich (oder in kürzeren Zeiträumen) wiederkehrende Lei⸗ 
ſtungen bedungen ſind, einzutragen ſein, z. B. bei einer ſolchen 
von jährlich 10 000 %: 

Nach der VO. v. 14. Febr. 1924 beträgt dieſe Reallaſt 
für 1925 600 Goldmark (40 % von 1500 %), für 1926 900 
Goldmark (60 % von 1500 ), für 1927 1200 Goldmark 
(80 % von 1500 ), von 1928 ab für die Folgezeit 1500 
Goldmark, eingetragen am 

Wie es mit den Leiſtungen für 1924 und früher iſt, 
jagt die VO. nicht (8 5 Abſ. 3). Aus dem inneren Zuſammen⸗ 
hange des Abſ. 3 mit Abſ. 2 Satz 1 und 2 und aus $ 1107 
BGB., wonach auf die einzelnen Leiſtungen die für die Zinſen 
einer Hypothek geltenden Vorſchriften entſprechende Anwen⸗ 
dung finden, wird zu folgern ſein, daß ſie bis zum 31. Dez. 
1924 dem Eigentümer (und nach § 1108 BGB. gleichzeitig 
perſönlichem Schuldner) erlaſſen ſeien. Beſteht die Reallaſt 
zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grund⸗ 
ſtücks (8 1110 BGB.) und iſt fie auch auf dem Blatte dieſes 
Grundſtücks vermerkt (88 GBO .), dann iſt die Aufwertung 
von Amts wegen auch auf dem Blatte des berechtigten 
Grundſtücks in Spalte 4 des Beſtandsverzeichniſſes II zu ver⸗ 
merken (8 8 Abſ. 2 GB.). 

Eine Reallaſt braucht nicht in regelmäßig alle Jahre 
wiederkehrenden Leiſtungen zu beſtehen. Liegt ſolch Fall vor, 
dann iſt die Eintragungsformel der Sachlage entſprechend 
anders zu faſſen. 


Mehrfache Aufwertung. 

7. Hat der Gläubiger einer Hypothek gewechſelt durch 
Abtretung (oder Überweiſung an Zahlungsſtatt), ſo kommt 
nur der Zeitpunkt des Erwerbs des letzten, gegen wär⸗ 
tigen Gläubigers für die Berechnung des Aufwertungs⸗ 
betrages in Betracht (8 2 Abſ. 2). Hat aber der Hypotheken⸗ 
gläubiger A. ſeine Hypothek dem N. verpfändet und hat A. 
die Hypothek dann, belaſtet mit dem Pfandrecht des N., ab⸗ 
getreten an B. (wozu die Einwilligung des N. nicht erforder⸗ 
lich war), dann wird N. die Aufwertung verlangen können 
unter Zugrundelegung des Tages ſeines Pfandrechterwerbs. 
Dem Gläubiger B. gegenüber wird aufzuwerten ſein nach 
dem Tage ſeines Erwerbs. Es wird hier alſo — obwohl 
die AWO. einen ſolchen Fall nicht vorſieht — eine zwiefache 
Aufwertung ſtattzufinden haben und auf Antrag einzutragen 
ſein. Freilich könnte man auch ſo folgern: Wem eine Sache 
oder ein Recht verpfändet iſt, der trägt, wenn ihm eine Wert⸗ 
erhöhung der Sache oder des Rechts zugute kommt, ſo auch 
das Riſiko der Wertverringerung, er muß ſich mit der Sache 
oder dem Rechte begnügen, wie ſie zu jeder Zeit ſind, wo er 
ſich aus dem Pfande befriedigt. Man nehme aber nur den 
Fall, der Eigentümer habe in der Vorkriegszeit zwei Dar⸗ 
lehen aufgenommen von je 10000 . Dem einen Darlehens⸗ 
geber hat er eine neue Hypothek post omnes eintragen 
laſſen, dem anderen, der eine beſſere Sicherheit erhalten 
ſollte, hat er eine Buch- (Eigentümer⸗) grundſchuld von 
15000 % verpfändet, die zur erſten Stelle ſteht. Hat er 
dann die pfandbelaſtete Grundſchuld von 15000 % an K. 
abgetreten und hat dieſer ſie der Sachlage entſprechend für 
etwa 5000 % erworben, dann kann doch wohl kaum auch dem 
Pfandgläubiger gegenüber nur dieſer Erwerbspreis nach 8 2 
Abſ. 2 Schlußſatz der Berechnung zugrunde gelegt werden. 
(Unerheblich wird dabei ſein, ob die eigene Forderung des 
Pfandgläubigers zu der aufwertbaren gehört oder nicht.) 
Welche Schwierigkeiten aus einer ſolchen zwiefachen Auf⸗ 
wertung ſich ergeben können, iſt ſchwer zu überſehen. Aber 
von der Hand zu weiſen wird ſie nicht ſein. Das zeigt ſich 
bei dem ähnlichen Falle des Nießbrauchs. Iſt an der 
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Hypothek ein Nießbrauch beſtellt und die Hypothek, mit dem 
Nießbrauch belaſtet, an einen anderen abgetreten — wozu es 
ebenfalls der Zuſtimmung des Nießbrauchers nicht bedarf —, 
ſo kann unmöglich für die Aufwertung nur der Zeitpunkt des 
Erwerbs des neuen Gläubigers und der von dieſem gezahlte 
Erwerbspreis maßgebend ſein. Das dürfte ſchon aus 8 1070 
BGB. zu folgern fein; es find hier aber zwei Erwerber, 
ein Erwerber der Zinſen auf gewiſſe Zeit, das iſt der Nieß⸗ 
braucher, und ein Erwerber des Rechts der Hypothek, nämlich 
des Kapitals und der nach dem Erlöſchen des Nießbrauchs 
laufenden Zinſen, das iſt der neue Gläubiger. Iſt an einer 
Hypothek von 10000 % am 1. Jan. 1914 ein Nießbrauch be⸗ 
ſtellt für N. und hat der Gläubiger A. ſie am 1. Juli 1923 
abgetreten an B., dann iſt aufzuwerten dem Nießbraucher 
gegenüber auf 15 % von 10000 % = 1500 Goldmark, dem 
B. gegenüber auf 15% desjenigen Betrages, der ſich für 
10000 Papiermark für den 1. Juli 1923 unter Umrechnung 
nach dem damaligen Mittelkurſe ergibt. Angenommen, dieſe 
berechneten ſich auf 200 %, jo wäre etwa einzutragen: 

Die Hypothek iſt, wie folgt, aufgewertet: 

a) ſolange der Nießbrauch des N. dauert, ſind fürs Jahr 
1925 30 Goldmark, für 1926 45 Goldmark, für 1927 60 
Goldmark und v. 1. Jan. 1928 ab 75 Goldmark Zinſen zu 
zahlen. 

b) Das Kapital beträgt 200 Goldmark, iſt durch den 
Gläubiger nicht vor dem 1. Jan. 1932 verlangbar, über die 
Verzinſung gilt — jedoch unbeſchadet des unter 1 Geſagten — 
folgendes: Das Kapital iſt bis zum 31. Dez. 1924 unver⸗ 
zinslich ... (uſw. wie oben unter 1). 

Eine mehrfache Aufwertung wird überhaupt immer dann 
eingetreten fein, wenn zu einem Rechte mehrere Berech⸗ 
tigte vorhanden ſind, die nicht gleichzeitig das Recht er⸗ 
worben haben oder, bei gleichzeitigem Erwerbe, nicht zu den 
gleichen im Verhältniſſe zu den Nennbeträgen, niedrigeren 
Erwerbspreiſen. 

Iſt eine Hypothek zu Bruchteilen eingetragen, 3. B. 
10000 % zu je zur Hälfte für A. und B., und hat X. feine 
Anteilshälfte ſpäter abgetreten an X., ſo iſt die eine Hälfte 
aufzuwerten nach dem Zeitpunkte, wo B. erworben hat, die 
andere nach dem Zeitpunkte des Erwerbes des X. Was tritt 
damit ein? Entweder eine das Recht als gemeinſchaft⸗ 
liches vollſtändig ändernde Folge, es wird aus dem Rechte 
nach Bruchteilen ein realiter nach Summen geteiltes. Will 
man — und mit Recht — dieſes unmögliche Ergebnis nicht 
annehmen, dann bleibt nur die Annahme übrig, daß ſich das 
Urteils verhältnis verſchiebt. Angenommen, die Be 
rechnungen nach 82 ergeben, daß die Hypothek aufgewertet 
iſt, für die Hälfte des B. auf 1500, für die Hälfte des X. auf 
300 Goldmark, ſo iſt die Hypothek im ganzen aufgewertet auf 
1800 Goldmark, wovon nunmehr zuſtehen nicht mehr jedem 
die Hälfte, ſondern dem B. fünf Sechſtel, dem X. ein Sechſtel. 

Daß eine mehrfache Aufwertung eintritt, wenn eine 
Hypothekenpoſt von vornherein oder in Folge von Teilabtre 
tungen mehreren Gläubigern nach Summen, nicht nach 
Bruchteilen, zuſteht, bedarf keiner Hervorhebung. Denn hier 
handelt es ſich ja in der Tat um mehrere, wenn auch in 
einer Poſt (Eintragung, laufende Nummer) vereinigte jelb- 
ſtändige Hypotheken (ſ. Lobe, Zentralbl. 7, 371 ff.) alſo 
nicht um die mehrfache Aufwertung einer und derſelben 
Hypothek. 

Berechnungsprüfung. 

8. Bei Anſprüchen, die erſt nach dem 1. Jan. 1918 er⸗ 
worben ſind, ſetzt der Auſwertungsbetrag eine Berechnung 
voraus. Dieſe wird vor den Beteiligten vorzunehmen und der 
Eintragungsantrag — unter Darlegung der Berechnungs⸗ 
unterlagen — auf den beſtimmten einzutragenden Betrag zu 
richten ſein. Hat aber der Grundbuchrichter ihre Richtigkeit 
nachzuprüfen? Wenn nicht alle Beteiligten, die in Frage 
kommen, die Eintragung bewilligt haben, alſo auch die Gleich⸗ 
oder Poſtlozierten, dann wird das geſchehen müſſen (J. oben 
unter 1). Damit iſt der Grundbuchrichter vor eine Aufgabe 
geſtellt, die in den Rahmen der bisherigen Aufgaben des 
Grundbuchrichters nicht hineinpaßt. Etwas nun allenfalls 
Ahnliches wäre darin zu ſehen, daß bei Eintragung einer 
Zwangsſicherungshypothek (8 866 ZPO.) auch die Koſten der 
Zwangsvollſtreckung auf Antrag mit einzutragen, alſo nach⸗ 
zuprüfen waren (8788 ZPO.), das aber doch nur, weil der 
Grundbuchrichter inſoweit als Vollſtreckungsrichter handelte. 
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8 11. 

9. Zu 811. 

a) Ein Vorkriegshypothekengläubiger hat gegen Empfang 
der eingetragenen 10 000 % in Papier über feine Hypothek, 
deren auch perſönlicher Schuldner der Eigentümer war, am 
1. Sept. 1923 vorbehaltloſe Löſchungsbewilligung erteilt (8 875 
BGB.). Nach 8 11 kann eine Aufwertung nicht verlangt wer⸗ 
den. Überhaupt nicht? oder nur von ihm nicht? Geſetzt der 
Eigentümer wünſcht die Löſchung nicht. Er verlangt deshalb, 
da die Löſchungsbewilligung ohne Quittung zur Umſchreibung 
der Hypothek auf ſich als Eigentümergrundſchuld nicht genügt, 
beglaubigte Quittung (8 368 BGB.). Der Hypothekengläu⸗ 
biger muß dieſe vorbehaltlos erteilen, da er die Zahlung 
vorbehaltlos angenommen hat, er deshalb auch ſeine perſön⸗ 
liche Forderung nicht mehr aufgewertet verlangen kann (§ 11). 
Da die Forderung erloſchen iſt, iſt die Hypothek Eigentümer⸗ 
grundſchuld geworden ($ 1163 BGB.), und es wird alſo auch 
hier der Aufwertung zugunſten des Eigentümers nichts ent⸗ 
gegenſtehen, denn die Hypothek iſt am 1. Sept. 1923 geſetzlich 
auf ihn als Eigentümergrundſchuld übergegangen, wovon die 
einſeitige Rechtsaufgabenerklärung des Gläubigers nichts 
ändert. 

b) Das Grundbuchrecht kennt keine Löſchung mit Vor⸗ 
behalt und kennt auch keine Löſchungsbewilligung mit 
Vorbehalt. Eine Erklärung des Berechtigten, daß er das 
dingliche Recht aufgebe, daß er es ſich aber für einen gewiſſen 
Fall vorbehalte, alſo nicht aufgebe, iſt widerſpruchsvoll und 
keine geeignete Löſchungsunterlage. Vorbehalten können nur 
werden perſönliche Rechte, etwa auf Wie der eintragung, 
d. h. Neueintragung. Eine Löſchungsbewilligung mit Vor⸗ 
behalt in dieſem Sinn iſt eine geeignete Löſchungsunter⸗ 
lage. Iſt auf ſie hin das Recht im Grundbuche gelöſcht, dann 
iſt es aufgehoben (8 875 BGB.), eine Aufwertung bei ihm 
kann alſo nicht mehr ſtattfinden und nicht mehr eingetragen 
werden. Wird ein Recht gelöſcht, ſagt RG. 102, 338, ſo ſchei⸗ 
det das Recht aus dem Grundbuche ſo aus, als wenn es nie⸗ 
mals eingetragen geweſen wäre. § 2 Abſ. 3 Satz 2 fügt aus⸗ 
drücklich die ganz ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung hinzu, „ſo⸗ 
fern das aufgewertete Recht eingetragen iſt“. Iſt es gelöſcht, 
dann kann, wenn das zu Unrecht geſchehen, das Grundbuch 
alſo unrichtig geworden iſt, die Wiedereintragung an neuer 
Stelle mit dem alten Range nicht mehr nach der AVO. 
geſchehen, ſondern nur mit Bewilligung des Eigentümers und 
aller Zwiſchenberechtigten, die ihre Rechte etwa im guten 
Glauben an die Rechtsbeſtändigkeit der Löſchung erworben 
haben. Deshalb erſcheint die in JW. 1924, 544 abgedruckte 
KGeEntſch. v. 28. Febr. 1924 nicht fo zutreffend wie die Entſch. 
der Vorinſtanzen. 


Hypothekenbriefs nachrichten. 

10. Lange Zeit werden im Grundbuche nebeneinander 
hergehen dingliche Rechte mit Aufwertungsvermerk und ding⸗ 
liche Rechte ohne ſolchen Vermerk. Um Unklarheiten zu ver⸗ 
meiden, wird es ſich empfehlen, in neu zu bildenden Hypo⸗ 
thekenbriefen die Nachrichten aus 857 Abſ. 2 Ziff. 4, AVO. 
v. 20. Nov. 1899 8 38 Abſ. 2 Ziff. 4 fo zu faſſen, daß bei den⸗ 
jenigen dinglichen Rechten, bei denen die Aufwertung noch 
nicht eingetragen iſt, hinzugefügt wird: „auch ohne Auf⸗ 
wertungsvermerk“, bei den bereits aufgewerteten aber der 
frühere und der jetzige Betrag angegeben wird, alſo etwa: 
nen nebſt 6 % Zinſen, jetzt aufgewertet 1500 Gold⸗ 
mark“. 


Aufwertung und Enteignungsentſchädigung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Georg Benkard, Frankfurt a. M. 


Aus der Zeit vor der Inflation ſind noch Enteignungs⸗ 
verfahren anhängig, teils vor den ordentlichen Gerichten, 
teils vor dem Bezirksausſchuß. Durchweg iſt der Beſitz der 
Enteignungsgrundſtücke den Eigentümern verblieben. Die 
Durchführung und Beendigung dieſer Verfahren iſt nur mög⸗ 
lich durch endgültige Feſtſetzung und Zahlung der Entſchädi⸗ 
gung, die überall in Reichswährung feſtgeſtellt iſt, d. h. in 
Papiermark. Eine ſolche Entſchädigung kann heute nicht mehr 
gewährt werden, der Eigentümer iſt befugt, Aufwertung und 
Zahlung in Goldmark zu fordern. 

Auf die III. StNotVO. kann ſich das Aufwertungs⸗ 
verlangen nicht gründen; denn zu den „Vermögensanlagen“ 
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gehört weder ein Grundſtück noch die Forderung auf Ent⸗ 
eignungsentſchädigung; auch die 88 12 und 13 a. a. O. kom⸗ 
men nicht in Betracht. 

Das RG. hat in den beiden bisher vorliegenden Urteilen 
v. 15. Jan. 1924 (RG. 107, 228) und v. 1. Febr. 1924 (JW. 
1924, 815 26) (beide alſo vor Erlaß der III. StNotVO.) die 
innere Kaufkraft des Geldes dem Sachwert des Grundſtücks 
gegenübergeſtellt. Die Entſchädigung ſoll in demjenigen Ver⸗ 
hältnis auf Goldmark umgerechnet werden, in dem der Wert 
der Mark zur Zeit der Zuſtellung des Entſchädigungsfeſt⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes zu demjenigen zur Zeit der Urteilsfällung 
ſteht. Alſo handelt es ſich im Grunde um die Berechnung 
des Gegenwertes der zu zahlenden Geldſumme nach dem Geld⸗ 
ſtand zur Zeit des Urteils, weil nur ſo der Eigentümer die⸗ 
jenige Summe erhalte, „die ihm zugefloſſen wäre, wenn er 
den vollen Wert der enteigneten Sache ſchon am Tage der 
Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes erhalten 
hätte“ (RG. 107, 229; 101, 418). Die Geldentwertung tft 
nur Rechnungsfaktor, die Entſchädigung ſelbſt bleibt unver⸗ 
ändert (JW. 1924, 816). 

Bei dieſer „Aufwertung“ der Entſchädigung iſt der nach 
Enteignungsrecht maßgebende Zeitpunkt feſtgehalten, die Zu⸗ 
ſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes, der ja ſelbſt 
für das beſchleunigte Enteignungsverfahren entſcheidet (RG. 
27, 263; 107, 228; 102, 194; Fiſcher in JW. 1924, 815 
Anm zu Nr. 26). Nur wenn die Beſitzeinweiſung dem Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß zeitlich voranging, ift die Be— 
wertung nach dem Zeitpunkt der Übergabe vorzunehmen (RG. 
69, 347; 102, 195; JW. 1911, 6056). Den im Entſchädi⸗ 
gungsfeſtſtellungsbeſchluß genannten Betrag ſoll der Eigen⸗ 
05 = Goldmark erhalten. 

ätte nun der Eigentümer die Entſchädigung kurz nach 
dem Feſtſtellungsbeſchluß erhalten, und damit 2 115 ee 
stellt wird — vor der Inflation, fo wäre es ihm ſchwerlich 
gelungen, ſie vor Entwertung zu ſchützen. 

Würde er die Entſchädigung als bewegliches Kapital be⸗ 
halten und angelegt haben, ſo hätte er ſicherlich einen mehr 
oder weniger großen Wertverluſt erlitten, vielleicht die ganze 
Summe durch die Geldentwertung eingebüßt. Wie groß fein 
Verluſt geweſen wäre, iſt nach ſeiner beſonderen Lage feſt⸗ 
zuſtellen, dem Beruf und den geſchäftlichen Gepflogenheiten 
des Enteigneten, auch der in ſeinen Kreiſen üblichen Hand⸗ 
lungsweiſe. Eine Fluchtlinienenteignung in einer großen 
Stadt wird anders zu beurteilen ſein, als die Enteignung 
landwirtſchaftlichen Geländes in bäuerlicher Gegend. Bei einer 
großſtädtiſchen Bevölkerung, die vorwiegend kaufmänniſchen 
und induſtriellen Berufen nachgeht, wird die Anlage der Ent⸗ 
ſchädigung in beweglichen Werten anzunehmen ſein, während 
ein Bauer in ländlichem Bezirk, ein Landwirt oder Gärtner 
in der Nähe der Großſtadt, vielleicht ſelbſt ein Bauunter⸗ 
nehmer, die Entſchädigung vorausſichtlich wieder in land⸗ 
wirtſchaftlichen oder ſtadtiſchen Grundbeſitz umgewandelt oder 
in Häuſer verbaut haben würde. Je nachdem wird deshalb 
ein Entwertungsabzug berechtigt ſein oder nicht. Spricht die 
Vermutung für Anlage in beweglichen Werten, ſo iſt die Gold⸗ 
markſumme angemeſſen zu kürzen, ſpricht ſie für Anlage in 
unbeweglichen Gütern, ſo muß dem Enteigneten der volle 
Goldmarkbetrag gezahlt werden. Wie groß der Abzug ſein 
darf, läßt ſich nur im Einzelfall beſtimmen. Neben den per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſen iſt auf den Zeitpunkt, in dem die Ent⸗ 
ſchädigung bei regelmäßigem Verlauf hätte gezahlt werden 
können, Gewicht zu legen und auf den Zeitraum, während 
deſſen dem Eigentümer die Neuanlage und ihre Bewirtſchaf⸗ 
tung möglich geweſen ſein würde, gegebenenfalls auch ihre 
Umwandlung in eine andere, vielleicht wertbeſtändigere An⸗ 
lage. Die Beweislaſt iſt nach den Regeln des prima-facie- 
Beweiſes zu beſtimmen. Beſtätigen die allgemeinen Merk⸗ 
male des Falles die Vermutung der Anſchaffung üblicher be⸗ 
weglicher Werte, ſo hat der Eigentümer zu beweiſen, daß 
er die Entſchädigung wertbeſtändig angelegt und ſich vor Ver⸗ 
luſt geſchützt haben würde; er wird dieſen Beweis durch die 
Offenlegung ſeiner ſonſtigen Vermögensanlagen und Ver⸗ 
mögensverwaltung führen können. Spricht indeſſen die Ver⸗ 
mutung für die Auſchaffung unbeweglicher Güter, fo muß der 
Unternehmer beweiſen, daß der Enteignete für die Entſchädi⸗ 
gung keine unbeweglichen und keine wertbeſtändigen Werte 
beſchafft haben würde. Der Beweis wird im Einzelfall weni⸗ 
ger ſchwer ſein, als es ſcheint; die Befragung der Familie 
und Bekannten des Enteigneten, die Kenntniſſe der angeſeſ⸗ 
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ſenen Bevölkerung vom allgemeinen Wirtſchaftsleben und 
namentlich den mit der Geldentwertung verbundenen Vor⸗ 
gängen, endlich die Geldgebarung des Enteigneten ſelbſt werden 
hinlängliche Anhaltspunkte liefern. 

Nun iſt der Anſpruch des Enteigneten nicht ein Anſpruch 
auf Schadenserſatz, ſondern ein reiner Werterſatzanſpruch 
(RG. 107, 229). Der Enteignete ſoll denjenigen Wert er⸗ 
halten, den das Grundſtück zur Zeit der Entſchädigungsfeſt⸗ 
ſtellung hatte; er ſoll ſo ſtehen, als ob er den Beſitz der Sache 
nicht verloren hätte (RG. 102, 384). Trotzdem iſt der Abzug 
für unvermeidlichen Entwertungsverluſt berechtigt; denn die 
Entſchädigung wird ja nach dem vollen Wert des Grundſtücks 
bemeſſen und damit dem Enteigneten dieſer Wert in Gold 
bewilligt, nur wird die ſpätere Wandlung der Entſchädigung 
veranſchlagt. Würde dies unterlaſſen, ſo würde die Ver⸗ 
zögerung des Verfahrens dem Enteigneten einen Vorteil ge⸗ 
währen, den er ſonſt nicht hätte, und auf den er keinen An⸗ 
ſpruch hat. Dieſer Vorteil wäre ein doppelter, da er während 
der ganzen Zeitdauer den Beſitz und die Nutzung des Grund⸗ 
ſtücks behalten hat; deſſen Ertrag iſt wertbeſtändig geblieben 
und hat keine Entwertungsverluſte erfahren, während der reine 
Kapitalbetrag, wenn er im regelmäßigen Lauf des Ver⸗ 
fahrens ausgezahlt worden wäre, ſolchem in hohem Maß 
unterworfen war. Inſoweit bedarf der Satz des RG. alſo 
der Einſchränkung. 

Das RG. will weiter dem Enteigneten denjenigen Betrag 
gewähren, „für den er ſich ein gleichwertiges Erſatzmittel 
anſchaffen kann“ (RG. 107, 229; 101, 420). Das gleich⸗ 
wertige Erſatzmittel iſt bei der Grundſtücksenteignung ein 
anderes Grundſtück, das nach Lage und Beſchaffenheit dem 
enteigneten gleichwertig iſt, in derſelben Weiſe und mit glei⸗ 
chem Ertrag wie jenes bewirtſchaftet werden kann ($ 10 
Enteign®.). Nach Enteignungsrecht bilden die Beſchaffungs⸗ 
koſten des Erſatzgrundſtücks die Höchſtgrenze der Ent⸗ 
ſchädigung, ſie ſind nach demſelben Zeitpunkt zu ermitteln, 
für den die Entſchädigung überhaupt feſtgeſtellt wird. Nun 
ſind die Beſchaffungskoſten des Erſatzgrundſtücks nur eine 
Berechnungsgrundlage der Geldentſchädigung, bedeuten aber 
keinen Übergang zur Sachentſchädigung. Daher würde die 
Entſchädigung in unſtatthafter Weiſe verringert, wenn bei 
ſinkenden Grundſtückspreiſen ein ſpäterer Zeitpunkt maßgebend 
wäre als die Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes. Dies war ſeither die einhellige Meinung der 
führenden Schriftſteller (Eger, Handausgabe 2. Aufl. 
S. 105 ff., 109, 119; Koffka § 10 Nr. 19, 24), und fie 
findet ihre Stütze darin, daß die Folgen der neuen Anlage 
für die Bemeſſung der Entſchädigung außer Betracht bleiben, 
mögen fie wertſteigernde oder wertmindernde fein (§ 10 Abſ. 2 
EnteignG.; Koffka Nr. 25; Eger S. 1:3). Bei der Auf- 
wertung aber handelt es ſich nicht um die Ermittlung der 
Beſchaffungskoſten des Erſatzgrundſtücks als der zuläſſigen 
Höchſtgrenze der Entſchädigung, ſondern dieſe Koſten ſtellen 
den Aufwand zur Wiederbeſchaffung des entzogenen 
Eigentums dar. Der Grundſatz der Wiederbeſchaffung iſt im 
Schadenserſatzrecht allgemein anerkannt, das RG. wendet ihn 
auch hier an (RG. 101, 420; 102, 384). Alſo wird der reine 
Werterſatzanſpruch inhaltlich eingeſchränkt. Sind die Grund⸗ 
ſätze der Wiederbeſchaffung maßgebend, ſo kommt es für die 
Aufwertung der — nach Enteignungsrecht ermittelten — 
Entſchädigung auch auf diejenigen Tatſachen an, die erſt nach 
Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes einge⸗ 
treten ſind. 

In den letzten Monaten ſind die Grundſtückspreiſe er⸗ 
heblich gefallen; dadurch ſind heute Grundſtücke zu Preiſen 
zu erwerben, die die früheren, namentlich die vor der In⸗ 
flation nicht entfernt erreichen. Der im Entſchädigungsfeſt⸗ 
ſtellungsbeſchluß feſtgeſetzte Betrag wird daher, wenn er voll 
auf Goldmark aufgewertet wird, nicht allein zur Beſchaffung 
eines gleichwertigen Erſatzgrundſtückes ausreichen, ſondern dar⸗ 
über hinausgehen: der Enteignete wird ein mehrfach ſo großes 
Grundſtück als das ihm entzogene erwerben können. Die 
„Wiederbeſchaffung“, die Anſchaffung des „gleichwertigen Er⸗ 
atzmittels“, wird alſo weit überſchritten; der Enteignete er⸗ 
langt bei voller Aufwertung infolge der geſteigerten Kaufkraft 
der Goldmarkentſchädigung viel mehr, als er bei Auszahlung 
im üblichen Verlauf des Verfahrens erhalten hätte. 

„Dieſe Folge der vollen Aufwertung hat das RG. nicht 
prüfen können, weil die geſchilderten tatſächlichen Verhältniſſe 
bei Erlaß der Urteile (15. Jan. und 1. Febr. 1924) noch 
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nicht beſtanden oder wenigſtens noch nicht erkennbar waren. 
Deshalb aber muß von der vollen Aufwertung der Papier⸗ 
markentſchädigung abgeſehen und nur beſchränkt aufgewertet 
werden. Damit wird ſcheinbar nicht diejenige Entſchädigung 
gewährt, die ſich nach dem maßgebenden enteignungsrechtlichen 
Zeitpunkt ergibt. Trotzdem iſt das Ergebnis richtig. Denn 
die Grundſätze des Enteignungsgeſetzes bleiben unberührt: der 
Enteignete behält den Anſpruch auf diejenige Entſchädigung, 
die ſich für den Zeitpunkt der Zuſtellung des Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsbeſchluſſes errechnet. Ta dieſer Anſpruch aber 
ſeither nicht erfüllt wurde, hat der bei der Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellung benutzte Wertmeſſer ſeine Geltung verloren: das 
damalige Geld, genauer der innere Wert der damals als Wäh⸗ 
rung benutzten Geldeinheit, in der die Entſchädigung aus⸗ 
gedrückt iſt, hat ſich verändert, iſt wertlos geworden. Dieſe 
nachträgliche Veränderung der Entſchädigung gilt es 
auszugleichen, nicht ihre Grundlagen nach Enteignungsrecht 
neu zu ſchaffen oder zu verändern. Der Werterſatzanſpruch 
des Enteigneten bleibt alſo nach Enteignungsrecht unberührt. 
Nach Aufwertungsrecht aber iſt zu ermitteln, welchem Gold⸗ 
markbetrag die frühere Papiermarkſumme, in der der Wert⸗ 
erſatz ausgedrückt iſt, bei gerechter Abwägung aller Verhält⸗ 
niſſe und beſonders der Entwicklung in der Zwiſchenzeit 
entſpricht. 

Die beiden Urteile des RG. ſind hierfür nicht ohne wei⸗ 
teres anwendbar: ihr Grundgedanke iſt richtig, aber ſie 
machen da halt, wo die wirkliche Aufwertung erſt beginnt. 
Nicht eine ſchematiſche Umrechnung der Papiermarkentſchädi⸗ 
gung auf Gold iſt ſtatthaft; vielmehr iſt eine genaue Prüfung 
aller Verhältniſſe des Sonderfalls und der Marktlage not⸗ 
wendig und danach die Beſtimmung des Umrechnungsſatzes. 
Der Enteignete ſoll voll, ſogar reichlich entſchädigt werden. 
(8 8 Enteign®.), aber er ſoll ji niemals aus der Ent⸗ 
eignung als ſolcher bereichern. Seine wirtſchaftliche Lage 
ſoll im Ergebnis nach der Enteignung die gleiche ſein wie 
vorher, nur daß an Stelle des Grundſtücks die Entſchädigung 
etreten iſt (88 27, 32, 34, 37, 45, 46 EnteignG.): Um⸗ 
u von Sache gegen Geld. Dabei kann und ſoll die ſub⸗ 
jektive Lage des Eigentümers nicht ohne Einfluß bleiben, 
ſoweit ſie auf der beſonderen Beſchaffenheit oder Benutzung 
des Grundſtücks beruht: der Eigenwert iſt erſtattungsfähig 
(8 8 EnteignG.; Koffka Nr. 11 ff.; Eger S. 38). Und 
damit wird ein letztes Bedenken ausgeräumt, daß nämlich bei 
der individuellen Aufwertung der einheitliche Maßſtab ver⸗ 
loren gehen könnte. In Wahrheit iſt der Maßſtab für die 
Feſtſtellung der Enteignungsentſchädigung faſt ſtets ein indi⸗ 
vidueller: in allen etwas ſchwierigen Fällen iſt neben der Be⸗ 
nutzungsart die Benutzungsfähigkeit des Grundſtücks zu prü⸗ 
fen und iſt auf den Eigenwert einzugehen. So liegt die 
genaue Prüfung der Beſonderheiten des Einzelfalls ſchon im 
Rahmen der Enteignungsentſchädigung, ſie iſt bei der Er⸗ 
mittlung des Maßes der Aufwertung feſtzuhalten und weiter⸗ 
zuführen. 


Aufwertung der Hypothek trotz vorbehaltloſer 
Annahme der Zahlung des Hypothekenkapitals. 
i Von Rechtsanwalt Chriſtian Meisner, Würzburg. 


Es handelt ſich um die jetzt ſo häufig vorkommende 
Frage, ob durch vorbehaltloſe Annahme der Zahlung eines 
Hypothekenkapitals der dingliche Aufwertungsanſpruch ſchon 
vor vorbehaltloſer Bewilligung der Löſchung ausgeſchloſſen 
wird. 

1. Dieſe Frage wird bejaht vom KG. v. 3. April 1924 
(JW. 1924, 1259; Schäffer⸗ Keidel, Aufwertung nach 
der 3. Steuer NotVO. S. 13; LG. Leipzig v. 23. Sept. 1924 
BF. 113/24; Stenger, 3. Steuer NotVO.). 

Verneint wird dagegen die Frage von Gadow (Recht 
1924, 63 Anm. 20); LG. III Berlin v. 29. April 1924 (JW. 
1924, 1273; Mügel, Anm. 6 zu 8 11. Der Verneinung 
ſcheint Friedländer (JW. 1924, 490 Anm. 4) zuzuneigen. 
Auch die Ausführungen von Kipp (JW. 1924, 479ff.) 
drängen in ihrer Auswirkung zur Verneinung der von ihm 
nicht behandelten Frage. Baumert (JW. 1924, 1273) 
würde auf Grund des Textes der 3. Steuer Not VO. entſchieden 
für Verneinung eintreten, wenn er nicht aus 87 der 1. Durch⸗ 
führungs VO. eine der Begründung feiner Anſicht entgegen⸗ 
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ſtehende authentiſche Interpretation des in 81 Abſ. 2 Ziff. 1 
der 3. Steuer Not VO. unterſtellten Begriffs der „Hypothek“ 
entnehmen würde. Für die Verneinung der Frage kann auch 
ein Beſchluß des oberſten LG. v. 12. Juli 1924 (III 51/24) 
wenigſtens mittelbar herangezogen werden. Es heißt dort: 
„Die 3. Steuer NotVO. hat die Rechtslage desjenigen Gläu⸗ 
bigers, der ſich ſeine Rechte bei Zahlung oder Löſchung des 
Hypothekenkapitals vorbehalten hat, nicht näher geregelt; ſie 
iſt aber mittelbar aus der gegenſätzlichen Regelung in 811 
für den Gläubiger, der bei jenen Anläſſen keinen Vorbehalt 
machte, zu entnehmen.“ Daraus kann man folgern, daß das 
Gericht einen Vorbehalt, der entweder bei der Annahme der 
Zahlung oder bei der Löſchung erklärt wurde, als aus⸗ 
reichend für die Wahrung des Anſpruchs auf dingliche Aufwer⸗ 
tung erachtet. Dieſe Auffaſſung findet eine Stütze in dem 
Schlußſatz der oberſtrichterlichen Entſcheidung: „Der Um⸗ 
ſtand, daß eine Zahlung erfolgte, kann bei der grundbuch⸗ 
mäßigen Wiedereintragung füglich auf ſich beruhen; denn es 
iſt ja bei der hier gewonnenen Rechtsauffaſſung davon aus⸗ 
zugehen, daß die Hypothek nicht getilgt wurde, vielmehr noch 
fortbeſteht.“ 

2. Seitdem die Entſcheidung des KG. v. 3. April 1924 
JW. 1924, 1259 veröffentlicht iſt, findet die dort und ſchon 
vorher von anderen (z. B. Schäffer-Keidel) vertretene 
bejahende Anſicht wegen ihrer den juriſtiſchen Denkgeſetzen 
entſprechenden Begründung den meiſten Anklang. Dem 
Juriſten leuchtet es in der Tat ein: Mit der Zahlung erliſcht 
die Forderung (8362 BGB.). Erliſcht die Forderung, fo 
erwirbt der Eigentümer die Hypothek (8 1163 BGB.). So⸗ 
mit iſt nach vorbehaltloſer Annahme der Zahlung Inhaber 
des dinglichen Rechts nicht mehr der bisherige Gläubiger, 
ſondern der Eigentümer. Für einen Aufwertungsanſpruch 
des bisherigen Gläubigers fehlt daher die Grundlage. Dieſe 
Begründung muß bei folgerichtiger Durchführung des recht⸗ 
lichen Begriffs der Hypothek als eines akzeſſoriſchen Rechts 
als durchſchlagend erachtet werden. Vergebens ſuchen ſich 
Mügel und Gadow dem Griff dieſer Rechtslogik durch die 
Annahme zu entziehen, daß die Zahlung des Nennbetrages 
in Papier nur eine Teilzahlung darſtelle und daher die Um⸗ 
wandlung der Hypothek in eine Eigentumsgrundſchuld nur 
in Höhe des Goldwertes der Zahlung eintrete, hinſichtlich des 
nichk als getilgt angeſehenen Teils der Forderung alſo das 
dingliche Recht erhalten bleibe. Mit Recht antwortet darauf 
das KG.: 8 11 der 3. Steuer NotVO. ſchließt bei vorbehalt⸗ 
loſer Zahlungsannahme eine Aufwertung der hypothekariſch 
geſicherten Forderung aus; die Forderung iſt alſo endgültig 
erloſchen. Wäre das dingliche Recht durch vorbehaltloſe An⸗ 
nahme der Zahlung nicht vollſtändig zum Erlöſchen gebracht, 
ſo würde es doch jedenfalls nicht mehr dem bisherigen Gläu⸗ 
biger, ſondern nur dem Eigentümer zuſtehen. 


3. Verfehlt iſt auch der Verſuch, zu einer Verneinung 
der geſtellten Frage durch die Annahme (vgl. Knipp⸗ 
ſchaar, JW. 1924, 529 ff.; Sellner, Bayer. Ztg. 1924, 
66; Baumert, ZW. 1924, 1273) zu gelangen, daß man 
unter „Hypothek“ (§ 1 Abſ. 2 Ziff. 1 3. Steuer Not VO.) nicht 
nur das dingliche Recht, ſondern im Sinne des Laienſprach⸗ 
gebrauchs alles, was zu der Hypothek gehört, alſo auch die 
perſönliche Forderung und unter den „durch Hypothek ge⸗ 
ſicherten Forderungen“ (8 1 Abſ. 2 Ziff. 4) lediglich die durch 
Sicherungshypotheken geſicherten Forderungen zu ver⸗ 
ſtehen habe. 


Vor allem iſt unerfindlich, weshalb das dann nicht in 
81 Abſ. 2 Ziff. 4 zum Ausdruck gebracht worden wäre; es 
wäre doch ganz einfach geweſen zu ſchreiben: „durch Siche⸗ 
rungshypothek geſicherte Forderungen“. Mit Abſicht haben 
die Verfaſſer der 3. Steuer NotVO. doch wohl nicht Rätſel 
aufgegeben. Überdies hat nachträglich der Geſetzgeber ſelbſt 
zu dieſer Frage das Wort ergriffen und in $7 der 1. Durchf. 
VO. klargelegt, daß er unter den durch Hypothek geſicherten 
Forderungen auch die durch feſte Hypotheken geſicherten For⸗ 
derungen und dieſe vielleicht in erſter Linie verſteht. Zwar iſt 
der 87 der 1. DurchfVO. ungültig (vgl. Ricks, Z. f. NotV. 
1924, 195; Lehmann, 3. Steuer NotVO.; Sellner, 
Bayer. Ztg. 1924, 65; Mügel, DIZ. 1924, 420). Aber 
die darin zum Ausdruck kommende Auffaſſung über den Be⸗ 
griff der durch Hypothek geſicherten Forderungen bleibt deſſen 
ungeachtet als eine tatſächliche authentiſche Interpretation der 
Verfaſſer der 3. Steuer NotVO. von maßgebender Bedeutung. 
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Wir kennen auch den Grund, der den Geſetzgeber bei der 
Aufwertung zur unterſchiedlichen Behandlung der Hypotheken 
und der durch Hypothek geſicherten Forderungen beſtimmt hat. 
Es wäre als unverſtändlich empfunden worden, wenn For⸗ 
derungen aus gegenſeitigen Verträgen, insbeſondere Reſtkauf⸗ 
geldforderungen nach 8 12 Abſ. 2 der 3. Steuer NotVO. über 
15% hinaus aufgewertet werden könnten, falls fie nur nicht 
hypothekariſch geſichert ſind, dagegen nur bis zu 15%, wenn 
fie hypothekariſch geſichert find. Deshalb beſtimmt 83 der 
3. Steuer NotVO. für die dinglich geſicherten Forderungen 
die Aufwertung auf 15% nur als Regel für den Fall, daß 
keine Anhaltspunkte für eine andere Aufwertung gegeben ſind, 
und läßt eine andere Aufwertung nach oben und unten zu, 
wenn ſie nach allgemeinem bürgerlichen Recht begründet iſt. 
(Vgl. Gadow im Recht 1924, 61; Schäffer⸗Keidel, 
3. Steuer NotVO. S. 191).) 

Wenn aber unter der Hypothek (8 1 Abſ. 2 Ziff. 1) nur 
das dingliche Recht, nicht auch die dazu gehörige Forderung 
zu verſtehen iſt, dann iſt in 8 11 der 3. Steuer NotVO. auch 
nicht geſagt, daß der Anſpruch auf Aufwertung einer Hypo⸗ 
thekenforderung erſt durch vorbehaltloſe Bewilligung der 
Löſchung verlorengeht. Man kommt alſo auch auf dieſem 
Wege nicht weiter (vgl. Baumert, JW. 1924, 1273). 

Mit Rechtslogik iſt eben den Gründen des KG. nicht 
beizukommen. 

4. Die Widerlegung dieſer Gründe kann nur durch den 
Nachweis erbracht werden, daß den Verfaſſern der 3. Steuer⸗ 
NotVO. in dem hier fraglichen Punkt die Rechtslogik fern⸗ 
gelegen hat und ſie ſich nicht nur über die akzeſſoriſche Natur 
der Hypothek, ſondern vor allem auch darüber hinweggeſetzt 
haben, daß die Aufwertung eines Rechtes nur von dem be⸗ 
anſprucht werden kann, dem das Recht zuſteht. 

Dieſer Nachweis iſt zu erbringen. Nach § 11 mit 81 
Abſ. 2 Ziff. 1 erliſcht der Aufwertungsanſpruch hinſichtlich 
einer Grundſchuld nicht durch vorbehaltloſe Annahme der 
Zahlung des Schuldbetrages einer Forderung, deren Siche⸗ 
rung den rechtlichen Grund für die Beſtellung der Grundſchuld 
darſtellt, ſondern nur durch vorbehaltloſe Bewilligung der 
Löſchung. Das iſt, da bei der Grundſchuld der Zuſammen⸗ 
halt des 81 Abſ. 2 Ziff. 4 mit § 11 nicht in Frage kommen 
kann, zweifellos und gilt auch dann, wenn der Gläubiger 
dieſer perſönlichen Forderung zugleich der Grundſchuldgläu— 
biger iſt. Wenn nun der Eigentümer die Geldſumme, auf 
deren Zahlung aus dem Grundſtück die Grundſchuld gerichtet 
iſt (§ 1191), dem Grundſchuldgläubiger leiſtet, ſo erwirbt er 
(der Eigentümer) die Grundſchuld als Eigentümergrundſchuld. 
Dies folgt zwar nicht aus 8 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB., aber 
aus 8 1143 in Verbindung mit § 1192 Abſ. 1 BGB. (RG. 
78, 68). Und trotzdem kann nach der 3. Steuer NotVO. der 
bisherige Grundſchuldgläubiger bis zur vorbehaltloſen Be⸗ 
willigung der Löſchung die Aufwertung der gar nicht mehr 
ihm, ſondern dem Eigentümer zuſtehenden Grundſchuld be— 
anſpruchen, und zwar zweifellos auch dann, wenn er bei 
Annahme der Grundſchuldzahlung keinen Vorbehalt gemacht 
hat. Damit iſt bewieſen, daß die Begründung des KG. fehl⸗ 
eht, weil fie in der 3. Steuer Not VO. mehr juriſtiſches Denken 
ſucht, als deren Verfaſſer hineingelegt haben. 

5. Der Juriſt muß es daher contra naturam sui generis 
über ſich bringen, bei der Beantwortung der geſtellten Frage 
ſein juriſtiſches Wiſſen über das Weſen der Hypothek und auch 
einen Teil ſeiner Logik auf die Seite zu legen, um die mit 
dieſen Dingen nicht beſchwerte Vorſchrift, die in 8 11 im 


1) Im Anſchluß an Lehmann, Steuer und Wirtſchaft 1924, 
255, 266 weiſt Friedländer (JW. 1924, 490) mit Recht darauf hin, 
daß damit für die in $ 3 geregelten Fälle die Anwendbarkeit des 
8 2 praktiſch fo ziemlich ausgeſchieden ſei, da die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über Treu und Glauben uſw. wohl niemals verſagen werden. 
Lehmann und Friedländer meinen, daß fo der $ 3 unmöglich 
gemeint ſein könne und ſuchen daher nach einem andern Sinn. Den 
glauben ſie mit der Annahme gefunden zu haben, daß 8 2 Abf. 1 
und 2 nur dann auf Hypothekenforderungen Anwendung zu finden 
habe, wenn ſich dieſe wirklich als Vermögensanlagen darſtellen, 
während andererſeits insbeſondere in den Fällen des § 12 Abſ. 2 
nur die allgemeinen Vorſchriften Platz greifen. Dieſe Auslegung 
iſt nicht nur gekünſtelt, ſie verſtößt auch gegen den Grundgedanken 
des § 1, daß die Hypotheken und die durch Hypothek geſicherten 
Forderungen unter allen Umſtänden als Vermögensanlagen zu be 
handeln ſind. Sollte die Erklärung nicht viel einfacher darin zu 
finden fein, daß die Verfaſſer des $ 3 über deſſen Auswirkung nicht 
ſo gründlich nachgedacht haben wie Lehmann und Friedländer! 
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Zuſammenhalt mit 81 Abſ. 2 Ziff. 1 und 4 der 3. Steuer⸗ 
NotVO. aufgeſtellt iſt, zu erfaſſen. Deren Verfaſſer haben 
ganz einfach die Hypothek im engeren Sinn (das dingliche 
Recht) von der Forderung, deren Sicherung die Hypothek 
dient, getrennt und angeordnet, daß hinſichtlich der Auf⸗ 
wertung dieſe beiden Elemente unabhängig voneinander ihr 
eigenes rechtliches Schickſal haben (vgl. Mügel, DIZ. 
1924, 529 und JW. 1924, 531; Kipp, JW. 1924, 479 

Das iſt der einfache Schlüſſel zum Verſtändnis der 
Unterſcheidung, die zwiſchen „Hypotheken“ in 81 Abſ. 2 
Ziff. 1 und den „durch Hypothek geſicherten Forderungen“ in 
§1 Abſ. 2 Ziff. 4 gemacht wird. Nur das durch Sachkenntnis 
getrübte Urteil des Juriſten kann ſich über den Sinn dieſer 
Unterſcheidung den Kopf zerbrechen. Dem Laienverſtand, der 
weiter nichts weiß, als daß die Hypothek ein Pfandrecht iſt, 
macht dieſe Unterſcheidung nicht mehr Kopfzerbrechen, als ſie 
anſcheinend den Verfaſſern der 3. Steuer Rot VO. gemacht hat. 
Geht man von dieſer grundſätzlichen Trennung des recht⸗ 
lichen Schickſals der Hypothek (des dinglichen Rechtes) und 
der durch ſie geſicherten Forderung aus, dann iſt die Vor⸗ 
ſchrift des § 11 nur folgerichtig. Löſt man fie in ihre ein⸗ 
zelnen Beſtandteile auf, ſo beſagt ſie ein doppeltes: Hat der 
Gläubiger die Löſchung der Hypothek vorbehaltlos bewilligt, 
ſo kann er eine Aufwertung des dinglichen Rechts nicht ver⸗ 
langen. Hat der Gläubiger die Zahlung einer durch Hypothek 
geſicherten Forderung vorbehaltlos angenommen, ſo kann er 
eine Aufwertung der perſönlichen Forderung nicht verlangen. 
Mehr ſteht nicht in 8 11. Es iſt alſo die Frage, ob der 
Hypothekengläubiger, der die Zahlung vorbehaltlos angenom⸗ 
men, aber die Löſchung nicht oder doch nur mit Vorbehalt 
bewilligt hat, die Aufwertung ſeines dinglichen Rechts ver⸗ 
langen kann, ausdrücklich ſo wenig bejaht wie die Frage, 
ob der Hypothekengläubiger, der die Löſchung vorbehaltlos 
bewilligt hat, bei der Annahme der Zahlung aber ſich ſeine 
Rechte vorbehalten hat, die Aufwertung ſeiner perſönlichen 
Forderung verlangen kann. Aber dieſer Sinn der Vorſchrift 
iſt nach der einen wie nach der anderen Richtung unabweis⸗ 
bar (argumentum a contrario). 

Das Ergebnis iſt alſo, daß trotz vorbehaltloſer An⸗ 
nahme der Zahlung des Hypothekenkapitals der dingliche 
Aufwertungsanſpruch aus 8 1 Abſ. 1, 8 2 der 3. Steuer Not⸗ 
VO. erſt erliſcht, wenn vom Hypothekengläubiger die Löſchung 
vorbehaltlos bewilligt iſt. 


Die Grund buchrechtſprechung zur 3. Steuernot⸗ 
verordnung. 
Von Kammergerichtsrat Deetz, Berlin. 


Durch die Vorſchriften über die Aufwertung von Hypo⸗ 
theken hat die 3. SteuerRotVO. v. 14. Febr. 1924 die mit 
der Grundbuchführung und »rechtſprechung betrauten Gerichte 
vor Fragen geſtellt, die, wie die Erfahrung zeigt, ſehr ver⸗ 
ſchieden beurteilt werden. Im nachfolgenden ſoll aus teils 
verſtreut abgedruckten, teils nicht veröffentlichten Entſchei⸗ 
dungen des 1. 8 S. des Kammergerichts die Stellung⸗ 
nahme dieſes für die preußiſche Grundbuchrechtſprechung im 
letzten Rechtszuge zuſtändigen Gerichts zu den genannten 
Fragen dargeſtellt werden. 

Die 3. Steuer RotVO. (abgekürzt: VO.) ſtellt die be⸗ 
ſtehenden Hypotheken auf Goldmark um oder, um den von 
ihr gebrauchten Ausdruck anzuwenden, ſie wertet ſie auf 
15 v. H. ihres Goldmarkbetrages auf. Das Grundbuch iſt 
alſo, inſoweit es den Umfang der Hypotheken nach Papier⸗ 
mark ausweiſt, durch die VO. unrichtig geworden und auf 
Antrag nach 88 13, 22 GB. Art. 1 82 Abſ. 3 VO. zu be⸗ 
richtigen (1 X 230/24 Recht Nr. 1267). Dagegen liegt im 
Falle der Vereinbarung einer über 15 v. H. hinausgehenden 
Aufwertung in Höhe des Überſchuſſes nicht Unrichtigkeit des 
d ſondern neue Belaſtung des Grundſtücks vor 
en 188/24). Der Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs 
kann jederzeit geſtellt werden. Daß er bei Beantragung einer 
duderweiten die Hypothek betreffenden Eintragung geſtellt wer⸗ 
0 müſſe, iſt in 1 X 317/24, wo es ſich um Eintragung der 
B tretung handelte, verneint. Die jederzeitige Vornahme der 
8 erichtigung wird nach 1X 438/24 nicht dadurch gehindert, 
aß nach I 8 2 Abſ. 1 und 3 VO. der Eigentümer in einem 
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bis zum 31. Dez. 1924 bei der Aufwertungsſtelle zu be⸗ 
antragenden Verfahren die Herabſetzung der Aufwertung her⸗ 
beizuführen die Möglichkeit hat; die BD. beſtätigt, wie die 
letztgenannte Entſcheidung ausführt, dieſen Standpunkt da⸗ 
durch, daß bei rechtzeitigem Antrag des Eigentümers ſchon 
wegen der hiernach möglichen Herabſetzung der Aufwertung 
ein Widerſpruch in das Grundbuch eingetragen werden kann, 
alſo eine vom etwaigen Verfahren bei der Aufwertungsſtelle 
unabhängige Eintragung der Aufwertung vorausgeſetzt iſt. 
Der Berichtigungsantrag bedarf bei Briefhypotheken, wenn 
er vom Eigentümer geſtellt wird, nicht der Vorlegung des 
Briefs; 1 X 300/24 (Recht Nr. 1360) begründet, dieſe in der 
VO. allerdings nicht ausdrücklich ausgeſprochene Durch⸗ 
brechung des 8 42 GBO. aus dem Beſtreben der VO., die 
Berichtigung des Grundbuchs zu erleichtern. Der Berichti⸗ 
gungsantrag erfordert nach § 22 GBO. entweder die Be⸗ 
willigung des Betroffenen oder die Führung des Unrichtig⸗ 
keitsnachweiſes. Als Betroffene bezeichnet der ſchon erwähnte 
Beſchluß 1X 230/24 den Eigentümer, den Gläubiger ſelbſt und 
etwaige im Rang gleich- oder nachſtehende Berechtigte. Der 
Unrichtigkeitsnachweis erübrigt ji, wenn der Gläubiger oder 
ſein Erblaſſer das Recht vor dem 1. Jan. 1918 erworben hat, 
weil dann der Nennbetrag dem Goldmarkbetrag gleichgeſetzt 
iſt und die Berichtigungseintragung ſich unmittelbar aus der 
VO. ergibt. Iſt das Recht nach dem 1. Jan. 1918 erworben, 
fo gehört, worüber ſich 1 X 230/24 ebenfalls ausſpricht, zum 
Unrichtigkeitsnachweis für die alsdann nach 182 Abſ. 2 
VO. vorzunehmende Berechnung der durch 83 Abſ. 2 Durchf⸗ 
BD. v. 1. Mai 1924 von der Formvorſchrift des 8 29 EBD. 
befreite Beweis der Zeit des Erwerbs des Rechts — und zwar 
des dinglichen Rechts, nicht der Forderung — und des Er⸗ 
werbspreiſes. Die Frage, ob Erwerb durch den Erblaſſer 
vor dem 1. Jan. 1918 auch dann anzunehmen ſei, wenn der 
nachher verſtorbene Erblaſſer mehrere Erben hinterlaſſen hat 
und die Hypothek in der Auseinanderſetzung auf einen Mit⸗ 
erben übertragen iſt, ift in 1 X 341/24 in bejahendem Sinne 
entſchieden. 

Die VO. nimmt auch zu Geſchehenem Stellung. Sie be- 
ſagt in § 11, daß der Gläubiger, der, ohne ſich ſeine Rechte 
vorzubehalten, in bezug auf die Hypothek die Löſchung be⸗ 
willigt, in bezug auf die Forderung die Zahlung angenommen 
hat, Aufwertung nicht verlangen kann. Die vorbehaltloſe Ab⸗ 
gabe der genannten Erklärungen iſt alſo das Entſcheidende; ob 
bereits Eintragungen im Grundbuch erfolgt ſind, iſt ohne 
Bedeutung. Von Gläubigerſeite abgegebene Erklärungen ſind 
mithin in bezug auf das Vorhandenſein oder Nichtvorhanden⸗ 
ſein eines Vorbehalts nach Inhalt und Zeitpunkt der Er- 
klärungen und Perſon des Erklärenden, nötigenfalls unter 
Würdigung der Umſtände des Falls, zu prüfen. Einſchlägige 
Fragen in bezug auf Zeit und Perſon ſind vom KG. in 
1X 8/24 (Recht Nr. 650 OLG. 43, 175) und 1 448,4 
behandelt. In erſterer Entſcheidung iſt ausgeſprochen, daß 
bei Hypotheken, die zu einer Vorerbſchaft gehören — ähn⸗ 
liches gilt für die verwaltende Teſtamentsvollſtreckung —, 
die vorbehaltloſe Zahlungsannahme des Vorerben als ein 
für den Nacherben wirkſames entgeltliches Geſchäft dann 
anzuſehen iſt, wenn nach der Verkehrsauffaſſung über ord⸗ 
nungsmäßige Verwaltung die Annahme der an ſich wert⸗ 
loſen Papiermarkleiſtung als wirkſamer Schuldbefriedigung 
erfolgen mußte; im allgemeinen iſt dies vom KG. für die 
Zeit bis zum erkennbaren Währungszuſammenbruch Anfang 
der zweiten Hälfte 1923 angenommen worden. In 1X 448/24 
iſt in der einen Monat nach Zahlungsleiſtung ausgeſtellten, 
der gleichzeitig überſandten Quittung beigefügten Vorbehalts⸗ 
erklärung einer Behörde keine verſpätete Erklärung des Vor⸗ 
behalts in Rückſicht auf den behördlichen Geſchäftsgang ge⸗ 
ſehen worden. In bezug auf den Inhalt der abgegebenen 
Erklärung genügt nach 1X 130/24 (Recht Nr. 690, IW. 
1924, 1259) zum Verluſt des Rechts, daß der Gläubiger 
vorbehaltlos quittiert hat. Es iſt demgegenüber von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten (Mügel, VO. 811 Anm. 4 und DIZ. 
1924, 185; Ricks, DRotd. 300) in Rückſicht auf den 
Wortlaut des § 11 VO. die Anſicht aufgeſtellt, infolge 
dieſer Vorſchrift trete der Verluſt nicht ſchon mit der 
vorbehaltloſen Zahlungsannahme, ſondern erſt mit gleich⸗ 
zeitiger vorbehaltloſer Löſchungsbewilligung ein. In vei⸗ 
teren Entſcheidungen (1X 157/24 und 397/24), bei denen 
Quittungen und Löſchungsbewilligungen vorlagen, alſo zum 
Eingehn auf jene Anſichten kein Anlaß gegeben war, läßt die 
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Begründung erkennen, daß das Kammergericht an der durch 
das BGB. geordneten Regelung feſthält, wonach der befrie⸗ 
digte Gläubiger durch den bloßen Zahlungsvorgang aus dem 
Recht ausſcheidet und ſeine Löſchungsbewilligung die gegen⸗ 
ſtandsloſe Erklärung eines Nicht(mehr⸗) berechtigten iſt (K GJ. 
40, 294). Eine weitere Anſicht zu 8 11 (Gadow, Recht 1924, 
62 Anm. 20) geht dahin, daß im Falle einer Quittung ohne 
Löſchungsbewilligung der vorbehaltlos quittierende Gläubiger 
eine der entſtehenden Eigentümergrundſchuld im Range vor⸗ 
gehende Grundſchuld in Höhe des Unterſchiedes zwiſchen der 
geſetzlichen Aufwertung und der geleiſteten Zahlung erwerbe 
oder behalte; das Kammergericht hat auch dieſe Auffaſſung 
in der erwähnten Entſcheidung 1X 130/24 abgelehnt. Über 
die Rechtsfolgen, die entſtehen, wenn ein Vorbehalt vom Gläu⸗ 
biger gemacht iſt, ſpricht ſich der §8 11 nicht aus. Den vielen 
hieran anknüpfenden Zweifelsfragen gegenüber läßt ſich eine 
klare und feſte Rechtſprechung nur gewinnen aus der Er⸗ 
kenntnis des Weſens des Vorbehalts, um den es ſich hier 
handelt. Dieſer Vorbehalt, der gewöhnlich in der Erklärung, 
der Gläubiger behalte ſich die Vorteile einer Geſetzesänderung 
für ſein Recht vor, oder in einer Umſchreibung dieſes Satzes 
beſteht, beſagt, wie in neueren Entſcheidungen 1X 420/24 
und 429/24 ausgeſprochen iſt, etwas, was mit der im übrigen 
abgegebenen Erklärung ſich in Widerſpruch ſetzt; der Gläu⸗ 
biger erklärt zwar die Zahlung als Befriedigung anzuſehen 
oder die Löſchung zu bewilligen, aber er erklärt gleichzeitig 
durch den Vorbehalt, daß er dies nur widerwillig unter dem 
Druck beſtehender Geſetzgebung tue und ſich gegen die wort⸗ 
gemäße Auslegung ſeiner Erklärung als Aufgabe ſeines 
Rechts verwahre. Im Unterſchiede zu den mannigfachen im 
Rechtsleben vorkommenden, gegen die Auslegung einer — 
meiſt ſtillſchweigenden — Erklärung in einzelnen Beziehungen 
ſich verwahrenden Vorbehalten iſt alſo der hier in Rede 
ſtehende Vorbehalt gegen eine ausdrückliche Willenserklärung 
ein ſolcher, der den Geſchäftswillen im ganzen trifft und im 
Unterſchiede zum rechtlich belangloſen geheimen Vorbehalt des 
§ 116 BGB. offen das Nichtwollen des Erklärten zum Aus⸗ 
druck bringt (die angeführten Beſchlüſſe 1 X 420/24 und 
429/24). Von dieſer Auffaſſung aus erklärt ſich das 
Schweigen des 811 über die Folgen bei Vorhandenſein 
eines Vorbehaltes; ſie ergeben ſich aus allgemeinem Rechts⸗ 
rundſaß. Das KG. ſteht demnach, wie die genannten 
Entſcheidungen erkennen laſſen, auf dem Standpunkt, daß 
eine mit dem Vorbehalt des § 11 verſehene Erklärung keine 
Willenserklärung im Rechtsſinne iſt. Dieſe Beurteilung greift 
indeſſen nur dann durch, wenn der Vorbehalt der Erklärung 
in ihrer ganzen Tragweite beigefügt iſt, wenn er alſo bei 
einer Quittung und Löſchungsbewilligung Forderung und 
dingliches Recht umfaßt, wogegen ein Vorbehalt nur in bezug 
auf die Forderung die Löſchungsbewilligung als Aufgabe des 
dinglichen Rechts nicht entkräften würde. Wie aus den ge⸗ 
nannten Entſcheidungen zu ſchließen iſt, neigt das KG. dazu, 
die — tatſächlich vielfach erklärten — Vorbehalte als das ganze 
Geſchäft ergreifend anzuſehen, dabei, insbeſondere auch in 
Rückſicht auf die Rechtsunſicherheit der Inflationszeit, auf 
den gewählten Wortlaut kein zu großes Gewicht zu legen und 
nur da, wo der Wille der Beſchränkung auf die Forderung klar 
hervortritt, dem Vorbehalt keine dingliche Bedeutung beizu⸗ 
legen. Es iſt demnach anzunehmen, daß, ſoweit namentlich 
in früheren Entſcheidungen einzelne hiermit nicht ganz zu ver⸗ 
einbarende Wendungen gebraucht ſind, dieſe aus einer noch 
nicht grundſätzlich abgeklärten Auffaſſung hervorgegangen 
find. Dieſe grundſätzliche Einſtellung zum Vorbehalt des 8 11 
geſtattet auf der anderen Seite nicht, jedes von einem Gläu⸗ 
biger gebrauchte Wort des Mißfallens über die Papiermark⸗ 
leiſtung als Erklärung eines Vorbehalts anzuſehen. Das 
KG. hat daher in 1X 420/24 in der Erklärung „das Hypo⸗ 
thekenkapital in Papiermark zum Nennbetrag“ zurückgezahlt 
erhalten zu haben, einen Vorbehalt noch nicht geſehen, weil 
dadurch ein Fehlen des Willens der Befriedigungsannahme 
nicht genügend ſicher zum Ausdruck gebracht ſei und etwaige 
unterſtützende mit Grundbuchbeweismitteln aber nicht nach⸗ 
weisbare Umſtände nicht beachtet werden können. Das OLG. 
Dresden hat dagegen eine gleichartige Erklärung als Vor⸗ 
behalt angeſehen (FreiwGer Jahrb. I 1924, 477); Vorlegung 
an das RG. gemäß 8 79 GBO. kam nicht in Betracht. Aus 
der grundſätzlichen Auffaſſung des Vorbehalts ergibt ſich die 
Stellungnahme des KG. zu den einzelnen Zweifelsfragen, 
wobei im ſolgenden zunächſt die Fälle einer grundbuchlich 
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noch nicht vollzogenen Erklärung und dann die Fälle erörtert 
werden ſollen, in denen bereits die Eintragung im Grund- 
buche erfolgt iſt. 

Unter Vorbehalt abgegebene Erklärungen eines Gläu⸗ 
bigers ſind, wenn ſie dem Grundbuchamt zwecks Eintragung 
vorgelegt werden, nicht als geeignete Unterlagen anzuſehen, 
weil ſie keine wahre Willenserklärung enthalten. Zur Ge⸗ 
winnung des gleichen Ergebniſſes ſind ſchon andere Begrün⸗ 
dungsverſuche unternommen, auf deren Unhaltbarkeit jedoch 
das KG. verſtreut in verſchiedenen Entſcheidungen hingewieſen 
hat. Es iſt nämlich die Unſtatthaftigkeit eines Vorbehalts 
nach 816 GBO. und die Unzuläſſigkeit bedingter Eintra⸗ 
gungsbewilligungen angeführt worden. Der $ 16 GBO. be⸗ 
trifft aber lediglich einen Vorbehalt bei Eintragungsanträgen, 
während es ſich hier um einen ſolchen bei der als Unter⸗ 
lage für die begehrte Eintragung dienenden Erklärung han⸗ 
delt. Eine Bedingung enthält der Vorbehalt nicht, übrigens 
kann ſie bei einer als Unterlage verwendbaren Erklärung in⸗ 
ſoweit geſetzt werden, als das Grundbuch bedingte Rechts- 
verhältniſſe ausweiſen kann. Die Möglichkeit ſodann, daß 
vom Gläubiger der Vorbehalt erklärt, aber nicht in der als 
Eintragungsunterlage eingereichten Urkunde ſchriftlich nieder⸗ 
gelegt iſt, hat dazu geführt, daß mancherſeits bei Vorlegung 
vorbehaltloſer Erklärungen der Nachweis des Fehlens des 
Vorbehalts verlangt iſt. Das iſt vom KG. als unberechtigt 
abgelehnt worden (1 X 278/24 und 307/24); es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Begründung hierfür, der Vorbehalt 
habe ſeinen natürlichen Platz auf der Urkunde, völlig zutrifft, 
und ob nicht vielmehr die Entſcheidung dahin zu begründen 
wäre, daß der Antragſteller durch Vorlegen der Urkunde ſeiner 
Nachweispflicht genügt hat und der Erfolg ſeines Antrages 
nicht durch die bloße Möglichkeit des Beſtehens von Um⸗ 
ſtänden gehindert werden darf, die die beantragte Eintragung 
unrichtig machen könnten. In den Entſcheidungen iſt das 
Beſtehen beſonderer Anhaltspunkte für Vorhandenſein des 
Vorbehalts offen gelaſſen. Solche ſind darauf von einem 
Gericht in dem angeblichen — übrigens durchaus nicht immer 
beſtätigten — Erfahrungsſatz geſehn, daß Geldinſtitute ſeit 
der zweiten Hälfte des Jahres 1923 in beſonderen Begleit- 
ſchreiben den Vorbehalt erklärt hätten. Das KG. hat in 
1X 442/24 auch dieſe Begründung als eine zu weitgehende 
Beachtung von Möglichkeiten abgelehnt. 

Über die Folgen, falls die nit Vorbehalt verſehene Er⸗ 
klärung grundbuchlich bereits durch Eintragung, insbeſondere 
durch Löſchung der Hypothek vollzogen iſt, beſteht ein be⸗ 
ſonders lebhafter Streit. Es wird die Anſicht vertreten, 
das Grundbuch ſei richtig, die Auswirkung des 8 11 be 
ſchränke ſich auf die Gewährung eines ſchuldrechtlichen An⸗ 
ſpruchs, der Gläubiger bedürfe alſo zur grundbuchlichen Wie⸗ 
derherſtellung feiner Hypothek zum früheren Range bei Wider⸗ 
ſtreben des Eigentümers (und doch wohl auch der Inhaber 
gleich⸗ oder nachrangiger Rechte?) der Mithilfe des Prozeß 
gerichts. Dieſe insbeſondere von grundbuchrichterlicher Seite 
(3. B. Ricks an verſchiedenen Stellen) verfochtene Auffaſſung 
dürfte auf einer Überſchätzung der Bedeutung der Eintragung 
und einer Verkennung des Umſtands beruhen, daß im all⸗ 
gemeinen (anders 3. U. beim geſetzlichen Rang) für einen 
liegenſchaftsrechtlichen eintragungsbedürftigen Rechtsvorgang 
neben der Eintragung eine von der Rechtsordnung mit 
Wirkſamkeit ausgeſtattete Willenserklärung einhergehn muß 
und daß bei deren Fehlen das Grundbuch durch die Ein⸗ 
tragung (Löſchung) unrichtig geworden iſt. Das KG. hat 
demgegenüber in allen diesbezüglichen Entſcheidungen an⸗ 
genommen, daß der unter Vorbehalt abgegebenen Erklärung 
die Wirkungstauglichkeit fehle und daher das Grundbuch un⸗ 
richtig geworden ſei, alſo eine gelöſchte Hypothek — vor⸗ 
behaltlich des nachher zu beſprechenden 8892 BGB. — im 
Grundbuchberichtigungswege wiedereingetragen werden könne. 
Zur Begründung hierfür hat das KG. in der alsbald nach 
Erlaß der VO. ergangenen Entſcheidung 1 X 24/24 (Recht 
Nr. 695 JW. 1924, 544) und ſodann mehrfach, insbeſondere 
in dem die Kritik an dieſer Entſcheidung behandelnden Be 
ſchluß 1 X 363/24 angenommen, daß 8 11, wie aus ihm durch 
Gegenſchluß zu entnehmen ſei, den unter Vorbehalt ergange 
nen Erklärungen rückwirkend die Eignung oder Tauglichkeit 
zur Wirkſamkeit entziehe. Dieſem Standpunkt iſt auch das 
BAHOHLG. beigetreten (DNoLZ. 1924, 310). Wie die vorher⸗ 
gegangenen Ausführungen zeigen, gibt das KG. neuerdings 
der Begründung den Vorzug, daß die Wirkungsuntauglich⸗ 
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keit nicht auf nachträglicher, von der VO. an den Vorbehalt 
geknüpfter Folgen, ſondern auf einer von Anfang in dem. 
Vorbehalt liegenden Willensentkräftung beruht. 

Im einzelnen laſſen ſich unter den mit der Beſeitigung 
der grundbuchlichen Unrichtigkeit zuſammenhängenden Fragen 
fünf Gruppen von Zweifelspunkten unterſcheiden: 

Die erſte betrifft die Frage, ob gegenüber einer die 
Wiedereintragung der gelöſchten Hypothek ablehnenden Ent⸗ 
ſcheidung des Grundbuchamts die Beſchwerde mit dem Ziel 
auf Eintragung zuläſſig iſt. Das KG. — nach deſſen Recht⸗ 
ſprechung bei urſprünglicher Unrichtigkeit die Beſchwerde 
wegen 8 71 Abſ. 2 GB. nur mit dem beſchränkten Ziel der 
Prüfung auf Eintragung eines Widerſpruchs von Amts 
wegen oder auf inhaltliche Unzuläſſigkeit ſtatthaft iſt, KGJ. 
39 A 283 — hat die Beſchwerdefähigkeit in vollem Umfange 
anerkannt, da die Beſchwerde nicht nur die Beſeitigung der 
durch Löſchung der Papiermarkeintragung entſtandenen Un⸗ 
richtigkeit, ſondern auch diejenige der erſt nachträglich, näm⸗ 
lich durch die Aufwertung infolge Inkrafttreten der VO. 
eingetretenen Unrichtigkeit bezweckt (1 X 364/24). 

Die zweite Gruppe betrifft Zweifel darüber, ob An⸗ 
regungen auf Eintragung von Widerſprüchen aus $ 54 GBO. 
Erfolg gegeben werden kann. Das KG. hat die Anwendungs⸗ 
möglichkeit des 8 54, falls eine (als Eintragungsunterlage 
nicht zu verwendende) Erklärung mit — dem Grundbuchamte 
bekannten — Vorbehalt tatſächlich zur Unterlage gebraucht, mit⸗ 
hin eine Rechtsverletzung vorgekommen iſt, anerkannt (1X 
429/24). 

Eine dritte Gruppe betrifft die Unklarheiten über die 
Bedeutung des 8892 BGB. bei der Wiedereintragung ge⸗ 
löſchter Hypotheken. Das KG. hat niemals Zweifel daran 
erkennen laſſen, daß der als Grundpfeiler des Liegenſchafts⸗ 
rechts bezeichnete 8892 durch die VO. nicht angetaſtet iſt. 
Bei jedem Wiedereintragungsantrag iſt alſo zu beachten, ob 
fi, nicht zwiſchen die Löſchung und die mit dem Antrag regel⸗ 
mäßig angeſtrebte grundbuchliche Wiederherſtellung des Rechts 
zum alten Rang ein die Eintragung überhaupt vereitelnder 
Eigentumserwerb oder ein wenigſtens die Wiedergewährung 
des früheren Rangplatzes beeinträchtigender Erwerb eines 
beſchränkten dinglichen Rechts durch einen Dritten, deſſen 
Gutgläubigkeit nach 8892 BGB. zu vermuten tt, geſchoben 
hat. Als Fälle gutgläubigen, den Rang beeinträchtigenden 
Erwerbs eines beſchränkten Rechts bezeichnet 1 X 363/24 die 
Beſtellung neuer beſchränkter Rechte und die aus dem Grund⸗ 
buch erſichtliche übertragung beſtehender Rechte und ſtellt dem 
gleich die aus dem Grundbuch nicht erſichtliche, als möglich zu 
unterſtellende rechtsgeſchäftliche Verfügung über eine Brief⸗ 
Hypothek, ⸗Grundſchuld, ⸗Rentenſchuld (wobei die im Beſchluß 
nicht ausdrücklich ausgeſprochene Vorausſetzung zu machen 
iſt, daß die geſchehene Löſchung der Hypothek auf dem Briefe 
vermerkt iſt und dieſer dadurch in Übereinftimmung mit dem 
Grundbuch guten Glauben in bezug auf das Nichtbeſtehen 
der Hypothek ermöglichte). 

Eine vierte Gruppe von Zweifelsfragen betrifft den 

Beweis des Vorbehalts, falls er nicht in der als Ein⸗ 
tragungsunterlage verwendeten Urkunde ſchriftlich niedergelegt 
iſt. Das KG. hat hierzu ausgeführt, daß die Erklärung 
eines Vorbehalts von Partei zu Partei — Förmlichkeit it 
nicht vorgeſchrieben — im Grundbuchantragsverfahren nur 
mit den Beweismitteln des 8 29 GBO. nachgewieſen werden 
kann (1X 363/24). In bezug auf die Erklärung des Vor⸗ 
behalts von Partei zu Partei iſt in dieſer Entſcheidung zu⸗ 
gleich ausgeſprochen, daß der Nachweis der Abgabe genügt, 
wenn allgemeine Erfahrungstatſachen den Zugang als ge 
ſichert erſcheinen laſſen. Als Beweismittel kann noch 1X 
426/24 auch ein notarielles Zeugnis aus Art. 56 Pröchch. 
Beachtung finden, auch kann bei Zugeſtändnis des Eigen⸗ 
kümers gegenüber dem Grundbuchamt Offenkundigkeit in Frage 
dommen. 
Eine fünfte Gruppe von Zweifelsfragen betrifft endlich 
bie Art und Weiſe der Wiedereintragung einer gelöſchten 
Dypothek. In 1X 363/24 iſt empfohlen, die urſprüngliche 
eintragung zu wiederholen und dazu einzutragen, daß dieſe 
Dypothek durch die VO. auf einen anzugebenden Goldmark⸗ 
detrag aufgewertet ſei; dieſer wird der durch die Aufwertung 
ich ergebende Betrag abzüglich des Goldmarkwertes ſein, 
en die vom Gläubiger unter Vorbehalt angenommene Papier⸗ 
markſumme etwa gehabt hat. 
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Zur rückwirkenden Kraft des § 11 der 3. Steuer⸗ 
notverordnung, insbeſondere aufgelöſchte Rechte). 
Von Prof. Dr. Guſtav Boehmer, Halle a. d. S. 


Der privatrechtliche Teil der 3. Steuer RotVO. hat zwei 
Hauptzwecke: für die Vergangenheit möglichſt „reiner Tiſch“, 
kein Wiederaufrühren der Aufwertungsfrage für „erledigte“ 
Rechtsverhältniſſe, daher neben § 14 vor allem die rigoroſe 
Vorſchrift des § 11. Für die Zukunft möglichſt klarer, ein⸗ 
facher, einheitlicher Rechtszuſtand: für noch ſchwebende Geld⸗ 
anſprüche, die „Vermögensanlagen“ ſind, grundſätzlich 15% 
des „Goldmarkbetrages“. Die Rechtsverworrenheit ſoll der 
Rechtsſicherheit weichen, ſchwankendes jus aequum durch feſtes 
jus strictum erſetzt werden. Ein Blick in die Literatur zeigt, 
wie unvollkommen dieſe Zwecke erreicht ſind. Nicht nur Kritik 
über Kritik am „Gerechtigkeitswerte“ der VO.; ſondern, was 
für die Praxis noch ſchlimmer iſt, Zweifel über Zweifel an 
ihrem gedanklichen Inhalt: das ewige Lied der Interpretation. 
Namentlich 8 11 iſt ein Tummelplatz des Meinungsſtreits ge⸗ 
worden. Seine charakteriſtiſche Bedeutung liegt in ſeiner rück⸗ 
wirkenden Kraft. Beſonders ſoweit ſie gelöſchte Rechte zum 
Wiederaufleben bringt, iſt ſie im Augenblick Gegenſtand einer 
praktiſch und theoretifch bedeutſamen Streitfrage. 

1. 5 11 legt Rechtsakten der Vergangenheit rechtliche Wir⸗ 
kungen bei, die ſie bis zum 14. Febr. 1924 nicht hatten. Die 
vor dieſem Zeitpunkt erfolgte vorbehaltloſe Zahlungsannahme 
hat nach § 11 die Wirkung, daß damals ſchon die an ſich 
aufwertbaren Forderungen, die vorbehaltloſe Löſchungsbewilli⸗ 
gung, daß damals ſchon die an ſich aufwertbaren Grundpfand⸗ 
rechte für den Gläubiger erloſchen ſind. Daß dieſe beiden Be⸗ 
ſtimmungen Anderungen des BGV. mit rückwirkender Kraft 
ſind, hat man noch nicht überall klar erkannt. 

1. 8 362 BGB. wird mit $ 363 vertauſcht; an den Tat⸗ 
beſtand des § 363 wird die Wirkung des 8 362 geknüpft. 
Denn die vorbehaltloſe Annahme des $ 11 dürfte der An⸗ 
nahme als Erfüllung des 8 363 entſprechen. Die Annahme 
der Leiſtung durch den Gläubiger iſt aber nach BGB., auch 
wenn ſie „als Erfüllung“ erfolgt, nicht, wie immer noch irr⸗ 
tümlich behauptet wird, konſtikutive ſchuldtilgende Willens⸗ 
erklärung. Die Annahme als ſolche iſt lediglich Mitwirkung 
des Gläubigers zur Perfektion des Leiſtungstatbeſtandes, die 
Annahme „als Erfüllung“ hat lediglich die Wirkung, daß die 
Beweislaſt für die Frage, ob gemäß $ 362 ſchuldgemäß ge⸗ 
leiſtet iſt, umgekehrt wird. Schuldtilgend wirkt nur die tat⸗ 
ſächliche Bewirkung der geſchuldeten Leiſtung an den Gläu⸗ 
biger, die als ſolche natürlich Rechtsgeſchäft, beſonders Ver⸗ 
trag ſein kann und oft iſt, deren ſchuldtilgende Wirkung aber 
kraft Geſetzes, nicht kraft Annahmeerklärung des Gläubigers 
eintritt. Indem 8 11 der vorbehaltloſen Zahlungsannahme 
ausſchließende Wirkung für die Aufwertbarfeit beilegt, macht 
er dieſe Annahme überall dort, wo die Zahlung tatfächlic 
dem damals ſchon aufgewerteten Forderungsbetrage nicht ent⸗ 
ſprach, zu einer konſtitutiven ſchuldtilgenden Willenserklärung, 
d. h. zur Erklärung eines — vom Schuldner angenommenen 
— Verzichts (8397) auf die Differenz, und zwar mit 
rückwirkender Kraft. 

2. Ebenſo bei der Löſchungsbewilligung. Ihre 
vorbehaltloſe Erteilung hat, gleichgültig ob Löſchung erfolgt 
iſt oder nicht, nach 8 11 die Wirkung, daß für den Gläubiger 
das Grundpfandrecht in voller Höhe endgültig verloren iſt, 
mag ihm auch nur der Nominalbetrag in noch ſo entwerteter 
Papiermark oder eine viel zu geringe Aufwertungsſumme 
gezahlt ſein. Damit wird aber der Löſchungsbewilligung eine 
weit über ihre bisherige bürgerlich⸗rechtliche Funktion hinaus⸗ 
gehende Wirkung beigelegt. Denn wenn nach dem damaligen 
— vielleicht auch erſt ſpäter erkannten — Rechtszuſtande dieſe 
Zahlung keine Volleiſtung war, weder für die zugrunde lie⸗ 
gende Forderung, noch für das dingliche Recht, ſo hätte in 
Höhe der Differenz ſowohl bei der Hypothek ($ 1163) wie bei 
der Grundſchuld (88 1142, 1192) wie bei der Rentenſchuld 
(8 1200 II), wie beim Schiffspfandrecht (88 1252, 1266) das 
Gläubigerpfandrecht beſtehen bleiben müſſen. Eine bloße 
Löſchungsbewilligung, auch noch ſo vorbehaltlos, hätte nach 


1) Dieſer Aufſatz iſt Anfang Auguſt geſchrieben. Der Auffatz 
von Ricks, JW. 1924, 1134f., der in der Hauptſache zu gleichem 
Ergebniſſe kommt, war dem Verfaſſer noch nicht bekannt. Einige 
01 5 über die Rechtſprechung find in den Noten 3 und 4 hinzu⸗ 
gefügt. 
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bisherigem bürgerlichen Rechte an dieſer Fortexiſtenz des 
Pfandrechts nicht das mindeſte geändert. Denn die Löſchungs⸗ 
bewilligung konnte bislang nur drei Funktionen haben: 

a) Iſt das Pfandrecht bereits durch andere Tatſachen, 
alſo namentlich bei der Hypothek durch Erlöſchen der For⸗ 
derung, bei der Grundſchuld durch Kapitalzahlung, bei der 
Rentenſchuld durch Zahlung der Ablöſungsſumme, Eigen⸗ 
tümerpfandrecht geworden oder, wie beim Schiffspfandrecht 
durch Erlöſchen der Forderung ganz untergegangen, ſo hat die 
Löſchungsbewilligung materiellrechtlich nur deklaratoriſche 
Bedeutung. Formellrechtlich iſt ſie nicht einmal erforderlich, 
ſondern kann gemäß 88 22, 29 GBO. durch löſchungsfähige 
Quittung über die Zahlung der Forderung oder des Kapitals 
oder der Ablöfungsſumme erſetzt werden. Dieſer Fall liegt aber 
in § 11 nicht vor: denn bei Erteilung der Löſchungsbewilli⸗ 
gung beſtand ja gerade das durch die unzureichende Zahlung 
nicht befriedigte Pfandrecht in Höhe der Differenz fort. 

b) Um dieſes zu zerſtören, muß alſo die Löſchungsbewil⸗ 
ligung konſtitutive Bedeutung erhalten. Dieſe hatte ſie 
bisher nur in zwei Fällen: erſtens dann, wenn in ihr eine 
Verzichterklärung nach § 1168 liegt. Dann iſt aber die 
Wirkung nicht die, daß das Grundpfandrecht erliſcht (anders 
beim Schiffspfandrecht nach 88 1266, 1255), ſondern daß es 
auf den Eigentümer übergeht, und auch dieſe Wirkung tritt 
erſt mit der Eintragung des Verzichts im Grundbuche ein: 
§ 1168 II. Auch dieſer Fall liegt in § 11 nicht vor. Denn 
einmal tritt nach ihm die Wirkung des Pfandrechtsverluſtes 
ſchon mit der Löſchungsbewilligung ein, nicht erſt mit dem 
Grundbucheintrag; und ferner geht, auch wenn der Eigen⸗ 
tümer nicht löſchen läßt, die Aufwertbarkeit, die das Pfand⸗ 
recht ſonſt entſprechend ſeiner Erwerbszeit durch den letzten 
Gläubiger gehabt hätte ($ 2 II), in dieſer Höhe auch für den 
Eigentümer verloren und befhränft ſich für ihn auf 150% des 
Goldmarkwertes, den das Pfandrecht zur Zeit des „Erwerbes“ 
durch ihn, alſo der Zahlung, hatte, bzw. ſogar nach § 211 4 
auf 15% der gezahlten Summe. 

c) Zweitens konnte die Löſchungsbewilligung nach bis⸗ 
herigem Rechte konſtitutiv wirken, wenn in ihr eine Auf⸗ 
hebungserklärung nach 8 875 BGB. liegt. Dann tritt zwar 
auch nach BGB. die Wirkung ein, daß das Grundpfandrecht 
völlig erliſcht, aber nur, wenn der Eigentümer gemäß 81183 
ſeine Zuſtimmung gegeben hat und die Löſchung im Grund⸗ 
buche erfolgt iſt. Auch dieſer Fall liegt in § 11 nicht vor. 
Weder Zuſtimmung des Eigentümers noch Löſchung ſind er⸗ 
forderlich, die bloße Bewilligung des Gläubigers ohne Vor⸗ 
behalt genügt. Und die Wirkung iſt die, daß, wenn der Eigen⸗ 
tümer nicht löſchen läßt, ſein Eigentümerpfandrecht nur in 
dem ſoeben dargelegten Umfange aufwertbar bleibt, wenn er 
löſchen läßt, weder der letzte Gläubiger noch er irgendeine 
Aufwertung verlangen können. 

Der 8 11 macht alſo, wenn er der bloßen vorbehaltloſen 
Löſchungsbewilligung dieſe Wirkung beilegt, ſie zu einer ganz 
neuartigen konſtitutiven Willenserklärung, die für ſich allein, 
ohne Eintragung und ohne Zuſtimmung des Eigentümers, 
ſowohl dem Gläubiger wie dieſem das Grundpfandrecht für die 
ſonſt rückwirkend eintretende Aufwertung entzieht. Eine ſonſt 
nur deklaratoriſche Erklärung bekommt konſtitutive rechtauf⸗ 
hebende Wirkung, und zwar mit rückwirkender Kraft. 

3. Werden fo kraft §S 11 Zahlungannahme und Löſchungs⸗ 
bewilligung rückwirkend zu fiktiven Verzichterklärungen, fo 
müßte der Gläubiger, der ſich dieſer Bedeutung natürlich nicht 
bewußt war, fie nach 8 119 BGB. wegen erſt jetzt — nach 
dem 14. Febr. 1924 — erkannten Irrtums über den Inhalt 
der Erklärung anfechten können. Indem derſelbe § 11, der 
den Irrtum begründet, dem Gläubiger verbietet, davon Ge⸗ 
brauch zu m ändert er rückwirkend den $ 119 und macht 
die fingierte Verzichterklärung zu einer unanfechtbaren. 

4. Nach 88 368, 1144 BGB. iſt der Gläubiger zur Er⸗ 
teilung von Quittung und Löſchungsbewilligung erſt nach 
Vollzahlung verpflichtet. Hat er ſie vor dem 14. Febr. 1924 
auf unzureichende Zahlung erteilt, in dem durch den da⸗ 
maligen Stand der Rechtſprechung begründeten Irrtum, daß 
Vollzahlung vorliege, ſo müßte er fie nach $$ 812, 814 kon⸗ 
dizieren können. § 11 ſchließt rückwirkend auch dieſes Recht 
aus und macht damit die fingierte Verzichterklärung zu einer 
unkondizierbaren. 

II. Aus dieſer Charakteriſtik der vorbehaltloſen Zahlungs⸗ 
annahme und Löſchungsbewilligung ergibt ſich m. E. die recht⸗ 
liche Bedeutung des Vorbehalts. Er iſt, wie ich gegen. 
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Koppers, Di. 1924 Heft 7/8 S. 308 annehme, eine echte 
Rechtsverwahrung. 8 11 legt jenen Akten rückwirkend 
die Kraft einer unanfechtbaren und unkondizierbaren Verzicht⸗ 
erklärung bei. Das waren ſie zwar damals in aller Regel 
tatſächlich nicht; aber ſie ſind es jetzt kraft rückwirkender 
Fiktion. Der Vorbehalt zerſtört dieſe Verzichtwirkung. Eine 
Erklärung, durch die man gegen eine beſtimmte Auslegung 
einer anderen Erklärung proteſtiert, und durch die man die 
dieſer Auslegung entſprechende Rechtswirkung verhindert, iſt 
eine Verwahrung im rechtstechniſchen Sinne. Der Vorbehalt 
wird ſomit kraft rückwirkender Fiktion des § 11 zur Ver⸗ 
wahrung. Aus dieſer feiner Bedeutung glaube ich nun auch 
die Löſung einer gegenwärtig viel umſtrittenen Frage her⸗ 
leiten zu können: in welcher Form muß der Vorbehalt er⸗ 
folgt ſein, um die Verzichtwirkung der Zahlungsannahme und 
der Löſchungsbewilligung zu verhindern? 

Hier vertritt in der DIZ. Heft 15/16 S. 598 ff. Syn⸗ 
dikus Dr. Runge unter Anführung der bisherigen Literatur 
die Anſicht, daß für beide Vorbehalte eine förmliche Ver⸗ 
wahrung nicht erforderlich ſei, ſondern daß „jede vom Hypo⸗ 
thekengläubiger vor oder bei Erteilung der Quittung oder 
Löſchungsbewilligung dem Schuldner gegenüber abegebene Er⸗ 
klärung ſeiner Unzufriedenheit mit der Zahlung in entwer⸗ 
tetem Gelde zur Erhaltung des Aufwertungsrechts genügen 
müſſe“. Ich kann dieſe Auffaſſung für den „dinglichen“ 
Vorbehalt nicht teilen, weil ſie m. E. ſeine von dem „ſchuld⸗ 
rechtlichen“ ganz verſchiedene Wirkung nicht berückſichtigt und 
zu Konſequenzen führt, die das ohnehin durch die 3. Steuer⸗ 
NotVO. erheblich abgeſchwächte Publizitätsprinzip des 
Grundbuchrechts in jo gefährlichem Maße untergraben wür⸗ 
den, daß die Sicherheit des Grundbuchverkehrs eine m. E. un⸗ 
erträgliche Einbuße erlitte. 

III. Man muß ſich darüber klar ſein, daß ein rein pri⸗ 
vater, dem Eigentümer vor oder bei Erteilung der Löſchungs⸗ 
bewilligung oder der löſchungsfähigen Quittung kundgegebener 
Wille, die Zahlung nicht als Vollzahlung gelten zu laſſen, 
regelmäßig nicht zur Kenntnis des Grundbuchamts gelangen 
und dieſes daher auf Grund der grundbuchrechtlich ausreichen⸗ 
den Urkunde und des Antrags des Eigentümers die Löſchung 
bewirken wird. Gelingt nachher dem Gläubiger der Beweis 
jenes privaten Vorbehalts, ſo würde nach Anſicht Runges 
das gelöſchte Grundpfandrecht in Höhe der Differenz zwiſchen 
der gezahlten Summe und dem durch Aufwertung entſtandenen 
Geſamtbetrage ipso jure für den Gläubiger wiederaufleben. 
Da durch die Vorſchrift des § 2 III 1 die Aufwertung für den 
„dinglichen Rang“, damit aber auch für die Exiſtenz des 
Grundpfandrechts in Höhe des Aufwertungsbetrages rück⸗ 
wirkende Kraft hat und dadurch zugunſten des nichteinge⸗ 
tragenen Aufwertungsbetrages der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs mit ebenſo rückwirkender Kraft ausgeſchaltet iſt, 
fo wäre die Folge, daß auch gutgläubige Zwiſchenerwerber 
des Grundſtücks und gutgläubige nach dem gelöſchten Pfand⸗ 
recht eingetragene Hypothekare dieſes gegen ſich gelten laſſen 
müßten und auf einen rechtlich und tatſächlich ſehr frag⸗ 
würdigen Schadenserſaßanſpruch gegen den Eigentümer, der 
die Löſchung erwirkt hat, bzw. ſeine Rechtsnachfolger beſchränkt 
wären. Ja noch mehr: da nach Anſicht Runges das wieder⸗ 
aufgelebte Grundpfandrecht, ſofern nicht noch ein Rechts⸗ 
mittelverfahren zur Grundbuchberichtigung ſchwebt, nach 
82112 nicht wiedereintragungsfähig iſt, würde ſich dieſer 
Zuſtand der Belaſtung des Grundſtücks mit einem trotz ſeiner 
Löſchung beſtehenden und dem öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs gegenüber wirkſamen Grundpfandrechte verewigen. Dieſe 
dem Hauptprinzip des Grundbuchrechts widerſprechende und 
die Sicherheit des Grundſtücksverkehrs untergrabende Wir⸗ 
kung ſoll der „unſichtbare“ private Vorbehalt des Gläubigers 
hervorbringen! 

IV. M. E. liegt in dieſer Auffaſſung eine grundſätzliche 
Verkennung der verſchiedenen rechtlichen Bedeutung, die der 
ſchuldrechtliche und der dingliche Vorbehalt für die geſamte 
Rechtsſituation haben. Beide ſollen zwar den fingierten Ver⸗ 
zicht auf den Aufwertungsbetrag beſeitigen. Aber damit wird 
eine Wirkung erzielt, die zwar für die Forderung ſich in das 
Geſamtbild der das Schuldrecht beherrſchenden Grundſätze 
zwanglos einfügt, die aber für das Grundbuchrecht eine kleine 
Revolution bedeutet. Die „Unſichtbarkeit“, Nichtöffentlichkeit 
der Forderungsrechte in ihrer Exiſtenz und in den Formen 
des Rechtsverkehrs und das dadurch bedingte Fehlen des 
Schutzes des guten Glaubens Dritter wird auch für die durch 
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Grundpfandrecht geſicherten Forderungen — mit einigen Aus⸗ 
nahmen für die Verkehrsformen bei der Hypothekenforderung: 
88 1154, 1161 — grundſätzlich aufrechterhalten. Das geht 
namentlich aus der Beſchränkung der Publizitätswirkungen 
auf das dingliche Recht in § 1138: „für die Hypothek“ klar 
hervor. Hieran hat auch die 3. Steuer Not VO. nicht gerüttelt. 
Vielmehr nehmen diejenigen Parteiakte, die für die Geſtaltung 
des Ob und des Wie⸗hoch der Aufwertung beſtimmend ſind, 
in ihrer Form und in ihrer Wirkung an dieſer Nichtpublizität 
teil. Haben z. B. Gläubiger und Schuldner der perſönlichen 
einem Grundpfandrechte zugrunde liegenden Forderung vor 
oder nach dem 14. Febr. 1924 die Höhe der Aufwertung 
vertraglich geregelt (§ 13), fo bedarf dieſe Vereinbarung weder 
einer Form, noch wird ein Dritter, der in Unkenntuis der 
Vereinbarung und im Vertrauen auf die geſetzliche Aufwer⸗ 
tung die Forderung erwirbt — ſei es wie bei der Hypothek 
und dem Schiffspfandrechte notwendig mit dem Pfandrechte, 
ſei es wie bei der Grund- und Rentenſchuld möglicherweiſe 
auch ohne dieſe —, bezüglich der Forderung in ſeinem guten 
Glauben geſchützt. Und ebenſo ift der Parteiakt, der nach $ 11 
die Aufwertung ausſchließt, die Forderung endgültig tilgt, 
eine der Erkennbarkeit für Dritte entzogene Privathandlung. 
Hat der Gläubiger die Zahlung vorbehaltlos angenommen, ſo 
iſt die Forderung erloſchen, und ein Dritter, der ſie etwa in 
gutem Glauben an ihre Aufwertbarfeit noch erwerben ſollte, 
wird nicht geſchützt. In beiden Fällen iſt er auf Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen den Zedenten aus $ 437 angewieſen. 
In gleicher Weiſe muß dementſprechend auch für denjenigen 
Parteiakt, der die Aufwertung trotz Zahlungsannahme dem 
Gläubiger erhält und deren Bedeutung als fingierter Ver⸗ 
zichterklärung zerſtört, eine formloſe, auch konkludent mögliche 
Willenskundgebung des Gläubigers an den Schuldner genügen, 
die in ihrer Wirkſamkeit für und gegen Dritte nicht von ihrer 
Erkennbarkeit und nicht von dem guten oder böſen Glauben 
des Dritten abhängt. Iſt der Vorbehalt dem Schuldner er⸗ 
klärt, ſo erwirbt der Zeſſionar eine der Aufwertung unter⸗ 
liegende Forderung, gleichgültig ob er den Vorbehalt kennt 
oder nicht. 

Ganz anders beim dinglichen Grundpfandrecht. 
Hier iſt nach allgemeinem bürgerlichen Recht der Rechtsverkehr 
ſeinen Formen und ſeiner Publizitätswirkung nach grund⸗ 
ſätzlich in das Licht der Offentlichkeit gerückt. Und ſoweit für 
die materiellrechtlichen Fragen der Entſtehung, des Umfangs 
und des Untergangs die Angelehntheit (Akzeſſorietät) der 
Hypothek an die Forderung — die im übrigen für Erweite⸗ 
rungen des Umfangs und Inhaltsänderungen auf die Fälle 
des 8 1119 beſchränkt iſt —, das materielle Offentlichkeits⸗ 
prinzip, die konſtitutive Wirkung der Eintragung, durch⸗ 
bricht, wird dieſe Durchbrechung für den rechtsgeſchäftlichen 
Verkehr zugunſten ſowohl gutgläubiger Dritter wie des gut⸗ 
gläubigen Eigentümers durch $$ 1138 in Verbindung mit 
892, 895 wieder außer Kraft geſetzt. Nur beim Schiffspfand⸗ 
recht verſagt dieſe Funktion der Publizität. Dagegen greift 
bei der zur Sicherung einer Forderung beſtellten Grund⸗ oder 
Rentenſchuld, wenn ſie nach 88 1142, 1200 II durch Zahlung 
ohne Eintragung ipso jure auf den Eigentümer übergegangen 
ſind oder bei ſonſtigem Erlöſchen oder bei Nichtentſtehen der 
Forderung durch obligatoriſchen Bereicherungsanſpruch des 
Eigentümers dem Gläubiger entzogen werden können, dieſe 
dingliche oder ſchuldrechtliche Wirkung dem gutgläubigen 
Dritten gegenüber wiederum nicht durch: 88 892, 1157, 1192. 

So bleibt auch für die Grundpfandrechte das dingliche 
Prinzip der Offentlichkeit, der Fixierung der Rechte in ihrer 
Exiſtenz, ihrem Inhalte und Umfange durch eine jedermann 
zugängliche Erkenntnisquelle, gegenüber den Angriffen des 
Akzeſſorietätsgedankens, die ſie in das „unſichtbare“ und 
unkontrollierbare Schickſal der Schuldrechte mit hineinziehen 
wollen und materiellrechtlich auch zunächſt hineinziehen, doch 
endſchließlich für den Rechtsverkehr ſiegreich. Insbeſondere 
aber behauptet es für die äußeren Formen der grundrecht⸗ 
lichen Transaktionen in den Vorſchriften des BGB. und der 
GBO. feine volle Wirkſamkeit. Die legislatoriſchen Gründe 
liegen auf der Hand. Während die Auffaſſung von der rela⸗ 
tiven, internen, auf die individuellen Perſonen des Gläu⸗ 
bigers und des Schuldners beſchränkten Natur des Forde⸗ 
rungsrechts auch noch im weſentlichen die Regelung der grund⸗ 
pfandrechtlich geſicherten Forderungen beherrſcht und daher, 
trotz der grundbuchlichen Nominierung der Forderung bei der 
Hypothek, das Schutzprinzip des öffentlichen Glaubens, das 
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Dritten Rechtsſicherheit gewähren ſoll, auf die Forderung 
zu erſtrecken nicht geboten erſchien, verlangt beim dinglichen 
Rechte der fog. abſolute Charakter mit feiner Wirkung gegen 
„Jedermann“ auch eine Erkennbarkeit für jeden und eine 
publica fides der Erkenntnisquelle. 

V. Die 3. Steuer Not VO. iſt nun freilich gegenüber allen 
dieſen Prinzipien des Grundbuchrechts nicht gerade ſehr 
reſpektvoll. Das Akzeſſorietätsprinzip muß ſich auch mate⸗ 
riellrechtlich bei allen Grundpfandrechten, auch bei Hypotheken 
und ſelbſt beim Schiffspfandrecht, im Intereſſe der Durch⸗ 
führung des für dingliches und perſönliches Recht nicht über- 
all konformen Aufwertungszwecks ſtarke Durchbrechungen ge: 
fallen laſſen, die ſogar rückwirkende Kraft poftulieren. Soweit 
ſich infolge der Beſtimmungen des 83 (freilich erheblich ein⸗ 
geſchränkt durch den berüchtigten $ 7 der DurchfVO. v. 1. Mat 
1924) für die Hypothek oder des § 12 für die Grund⸗ und 
Rentenſchuld eine höhere Aufwertung des dinglichen als des 
perſönlichen Rechts ergibt, iſt der überſchießende Betrag Gläu⸗ 
bigergrundſchuld, nicht Eigentümergrundſchuld, oder forde⸗ 
rungsloſes Schiffspfandrecht mit reiner Sachhaftung nach 
dem Muſter der Bodmerei e). Ebenſo wird die konſtitutive 
Bedeutung der Eintragung für den geſetzlichen Aufwertungs⸗ 
betrag — und zwar wieder mit rückwirkender Kraft durch 
8 21111 — annulliert, und da die nominelle Höhe der Auf⸗ 
wertung nicht nur durch § 212, ſondern insbeſondere auch 
durch § 211 2—4 — moderniſierte lex Anastasiana! — ins 
Ungewiſſe geſtellt ift, inſoweit auch das Spezialitätsprinzip 
— und zwar wieder mit rückwirkender Kraft. 

Der ſtärkſte Eingriff aber liegt zweifellos in der — eben⸗ 
falls rückwirkenden — Ausſchaltung des Publizitäts⸗ 
prinzips. Soweit ich ſehe, tritt ſie in 3 Hauptfällen in 
Erſcheinung: 

1. Hat jemand während der Inflationszeit das Grund⸗ 
ſtück erworben, ſo muß er ſich, ungeachtet ſeines bis zur RG⸗ 
Entſch. v. 28. Nov. 1923 durch die Rechtspraxis im all⸗ 
gemeinen gerechtfertigten Vertrauens auf den geſunkenen Wert 
der übernommenen und auf den Kaufpreis angerechneten 
dinglichen Laſten, die das Grundbuch in Reichsmark dokumen⸗ 
tierte, die Aufwertung gefallen laſſen. Ebenſo die Nach⸗ 
hypothekare, die im Vertrauen auf den grundbuchlich publi- 
zierten Umfang der Vorbelaſtungen das Grundſtück beliehen 
haben. Infolge der rückwirkenden Kraft des § 21112 wird 
zugunſten des Aufwertungsbetrages die publica fides aus- 
geſchaltet. 

2. Umgekehrt können aber auf der anderen Seite der Zeſ⸗ 
ſionar oder der Beleiher eines eingetragenen Grundpfandrechts 
weder vor noch nach dem 14. Febr. 1924 unbedingt darauf 
vertrauen, daß ſie ein aufgewertetes Recht erwerben. Denn 
wenn der bisherige Gläubiger vorbehaltlos Löſchungsbewilli⸗ 
gung erteilt hat, die Löſchung aber nicht erfolgt ſein ſollte, ſo 
iſt dennoch das Grundpfandrecht für die Aufwertung end⸗ 
gültig verloren und ſind damit, trotz fortbeſtehender Ein⸗ 
tragung, gemäß § 11, und zwar mit rückwirkender Kraft, 
auch die den Erwerber und Beleiher ſchützenden Vorſchriften 
des BGB. (88 1154, 1155, 892) für den Aufwertungsbetrag 
ausgeſchaltet. 

3. Iſt das Grundpfandrecht umgekehrt trotz ordnungs⸗ 
mäßigen Vorbehalts bei der Löſchungsbewilligung im 
Grundbuche gelöſcht worden, ſo iſt es trotz Löſchung in Höhe 
der Differenz zwiſchen der gezahlten Summe und dem durch 
die Aufwertung entſtandenen Geſamtbetrage beſtehen geblieben. 
Und da 8 21II 2 nur fo zu verſtehen iſt, daß zugunſten des 
Aufwertungsbetrages unbedingt, mag das Recht noch einge⸗ 
tragen oder ſchon fälſchlich gelöſcht fein, die publica fides 
mit rückwirkender Kraft eliminiert werden ſoll, ſo tritt eben 
hier der oben geſchilderte grundbuchwidrige Zuſtand ein, daß 
auch dieſe gelöſchten Rechte in Höhe jener Differenz gegen 
den gutgläubigen Erwerber oder Beleiher des Grundſtücks 
wirkſam geblieben ſind. Dieſer dritte und radikalſte Fall ſteht 
hier zur Diskuſſion. Es fragt ſich, wie der Vorbehalt erfolgt 
fein muß, um dieſe unerhörte, das Grundbuchrecht revolutio⸗ 
nierende Wirkung auszulöſen. 


VI. Die richtige Löſung kann m. E. nur gefunden werden, 
wenn man ſich vergegenwärtigt, daß, ſo ſehr die 3. Steuer⸗ 


) Zu dieſen Fragen äußere ich mich eingehender in einem 
Auſſatz im Archiv f. ziv. Pr., der vorausſichtlich im Jan narheft er⸗ 


ſcheinen wird. Über einen weiteren Fall gleicher Außerkraftſetzung 
der Akzeſſorietät durch 8 11 f. unten unter VI. 
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NotBD. dem Publizitätsprinzip im Intereſſe der Aufwertung 
Abbruch tut, ſie doch gerade für die Frage, wodurch die Auf⸗ 
wertbarkeit verloren geht, eine ſehr bedeutungsvolle Kon⸗ 
zeſſion an die formelle Publizität und an eine verſtärkte Selb⸗ 
ſtändigkeit der dinglichen Rechte gemacht hat. Denn 8 11 
macht in unzweideutigem Wortlaut einen m. E. nicht hin⸗ 
wegzuinterpretierenden Unterſchied zwiſchen perſönlichem und 
dinglichem Recht. Die Aufwertung des erſteren ſoll ſchon 
durch vorbehaltloſe Zahlungsannahme, des letzteren dagegen 
erſt oder ſchon, jedenfalls nur durch vorbehaltloſe Löſchungs⸗ 
bewilligung ausgeſchloſſen werden. Hier tritt der Gegenſatz 
der Nichtöffentlichkeit des Schuldrechts zu der Offentlichkeit 
des Grundbuchrechts wieder klar in Erſcheinung. Für die 
Forderung, die ihre Wirkungen auf die individuellen Per⸗ 
ſonen des Gläubigers und des Schuldners beſchränkt, genügt 
eine „unſichtbare“ nichtöffentliche, für die Kenntnis Dritter 
weder beſtimmte noch ihr zugängliche Privathandlung, für 
das dingliche Recht dagegen, deſſen Exiſtenz für „Jedermann“ 
von Sutereffe iſt, iſt ein „ſichtbarer“, öffentlicher, formeller 
Akt erforderlich, der gerade auch zur Kenntnis des Grund⸗ 
buchamts und damit zur Herbeiführung derjenigen Tatſache 
beſtimmt iſt, durch die das Grundpfandrecht aus der öffent⸗ 
lichen Welt des Grundbuchs, jedenfalls als Recht des Gläu⸗ 
bigers verſchwindet. Angeſichts dieſer m. E. evidenten ratio 
legis iſt es mir unverſtändlich, wie man in der Literatur und 
Judikaturs) die Anſicht vertreten kann, daß ſchon mit vor⸗ 
behaltloſer Zahlungsannahme und damit herbeigeführter „Er⸗ 
ledigung“ der perſönlichen Forderung die Hypothek gemäß 
91163 in voller Höhe Eigentümergrundſchuld werden, das 
Schiffspfandrecht erlöſchen, die Grundſchuld kondizierbar wer⸗ 
den ſollen. Der dem 8 11 zugrunde liegende Zweckgedanke ift 
doch gerade der, die Grundpfandrechte 10 lange für die Auf⸗ 
wertung zugunſten des Gläubigers zu erhalten, als dieſer 
nicht durch eine formell⸗grundbuchrechtliche Erklärung die un» 
mittelbare Vorausſetzung dafür geſchaffen hat, daß der Eigen⸗ 
tümer die Löſchung oder Umſchreibung erwirken kann. Erſt 
dann, freilich auch ſchon dann, nicht erſt mit Eintragung der 
Löſchung ſoll dem Gläubiger der Aufwertungsbetrag ſeines 
Grundpfandrechts entzogen ſein. So lange aber bleibt dieſes 
trotz Erlöſchens der Forderung als Gläubigergrundſchuld oder 
forderungentkleidetes Schiffspfandrecht beſtehen: ein zweiter 
Sur der Durchbrechung der Akzeſſorietät. § 11 ſchiebt 8 1163 
eiſeite. 

Aber hieraus ergibt ſich nun m. E. die notwendige Kon⸗ 
ſequenz, daß umgekehrt auch der die Verzichtwirkung der 
Löſchungsbewilligung zerſtörende Vorbehalt, der dem Gläu⸗ 
biger den Aufwertungsbetrag für das Grundpfandrecht erhält, 
in einer Form geſchehen muß, die ihn der Kenntnis des 
Grundbuchamts zugänglich macht und dadurch die Löſchung 
normalerweiſe verhindert. Würde ein dem Grundbuchamt 
nicht erkennbarer Privatakt zwiſchen Gläubiger und Schuld⸗ 
ner, der infolgedeſſen unmöglich zur Verhinderung der Lö⸗ 
ſchung führen kann, dieſe öffentliche, entgegen der grundbuch⸗ 
lichen Dokumentierung jedem noch ſo gutgläubigen Dritten 
gegenüber Recht ſchaffende Wirkung haben, ſo würden damit 
die Gefahren, die ohnehin die Ausſchaltung des Publizitäts⸗ 
prinzips mit ſich bringt, erheblich geſteigert werden. Ein 
Grundbuchamt, dem eine Löſchungsbewilligung mit Vorbehalt 
vorgelegt wird, oder das auf andere Weiſe ſichere Kenntnis 
von dem Vorbehalte erlangt, wird, ſchon im Hinblick auf das 
Erfordernis der Unbedingtheit, wohl regelmäßig die Löſchung 
ablehnen und ſchon vor dem 14. Febr. 1924 abgelehnt haben, 
— es ſei denn freilich, daß der Gläubiger, was vor der 
3. Steuer NotVO. nicht ſelten war, zur Erteilung der 
Löſchungsbewilligung rechtskräftig verurteilt worden war. Aber 
für dieſen Fall ſchließt ja 8 14 jede Aufwertung, auch im 
Falle eines formellen Vorbehalts, aus und macht damit die 
oben dargelegten verhängnisvollen Konſequenzen des Fort⸗ 
beſtehens eines gelöſchten Rechts entgegen der publica fides 
des Grundbuchs unmöglich. Nur dann alſo, wenn das 
— Ua: 

3) So beſonders in m. E. völliger Verkennung bes Verhältniſſes 
der 3. SiNot Bo zum BGB. die Entſcheidung des Kö. I v. 3. April 
1924 in JW. 1924, 1259f. Dagegen im bier vertretenen Sinne 
u. a. LG. III Berlin v. 29. April 1924 in JW. 1924, 1274; 
LG. Königsberg ev 5. Mai 1924, in JW. 1924, 1277; OLG. Dresden v. 
27. Mai 1924 in JW. 1924, 1621 f.; OLG. Breslau v. 21. Juni 1924 in 
JW. 1924, 1620. Auch im Schrifttum iſt die Frage immer noch 
ſtreitig, wird aber vorwiegend jetzt wie hier entſchieden. 
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Grundbuchamt trotz Kenntnis des Vorbehalts bei freiwilliger 
Löſchungsbewilligung die Löſchung bewirkt haben ſollte, bleibt 
das Grundpfandrecht in Höhe des Aufwertungsbetrages für den 
Gläubiger beſtehen und ſind die nachteiligen Konſequenzen für 
die Erwerber des Grundſtücks und die Nachhypothekare un⸗ 
vermeidlich. Aber dieſe Gefährdung der Rechtsſicherheit im 
Grundſtücksverkehr iſt dann doch auf dieſen ſeltenen Fall 
beſchränkt. 

VII. Ich bin daher entgegen Runge, D. 1924, 600, 
601 auch der Anſicht, daß ein dringendes Bedürfnis beſteht, 
dieſen Zuſtand zu Unrecht gelöſchter, aber trotzdem dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs gegenüber wirkſamer Rechte 
ſo ſchnell wie möglich formell zu beſeitigen, und daß daher 
dieſe Rechte auch dann wieder eintragungsfähig ſind, 
wenn ein Rechtsmittelverfahren zwecks Berichtigung nicht mehr 
ſchwebt. Die Beſchränkung auf dieſen Fall ſcheint ſich zwar 
aus dem Wortlaute des § 2 II 2 zu ergeben, ſteht aber nicht 
nur im Widerſpruch mit 8 894 BGB., ſondern würde auch 
den geſchilderten Zuſtand gefährlichſter Rechtsunſicherheit ver⸗ 
ewigen. Das Grundbuch iſt durch die Löſchung unrichtig ge⸗ 
worden, alſo hat der benachteiligte Gläubiger einen nach § 896 
unverjährbaren Berichtigungsanſpruch, zu deſſen Durch⸗ 
führung es nach 8 22 GBO. der Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers und der Nachhypothekare nicht bedarf?). Ob das 
Grundbuchamt auch gemäß 854 GBO. von Amts wegen einen 
Widerſpruch eintragen kann, wenn es z. B. aus den Grund⸗ 
akten erſieht, daß einer Löſchungsbewilligung ein Vorbehalt 
zugefügt war, iſt zweifelhaft. Zur Zeit der vor dem 14. Febr. 
1924 erfolgten Löſchung lag ſchwerlich eine „Verletzung ge⸗ 
jeglicher Vorſchriften“ vor, aber durch § 11 iſt doch wohl die 
Löſchung mit rückwirkender Kraft ungeſetzlich geworden. Im 
Intereſſe einer ſchleunigen Beſeitigung jenes gefährlichen Zu⸗ 
ſtandes wäre ein amtsrechtlicher Widerſpruch zu begrüßen >). 

Die hier vertretene Anſicht, die im weſentlichen auch den 
Beſchlüſſen des KG. 1 v. 28. Febr. 1924 (ZW. 1924, 544) 
und I v. 19. Juni 1924 (DIZ. 1924, 635) zugrunde liegt, 
iſt nicht von dem Beſtreben diktiert, das Publizitätsprinzip 
des BGB. um ſeiner theoretiſchen Bedeutung willen gegen 
reſpektloſe Angriffe moderner Geſetzgebung zu verteidigen. Ein 
Rechtsprinzip hat ſeine Exiſtenzberechtigung nicht in ſeiner 
logiſchen Reinheit, ſondern in ſeiner praktiſchen Brauchbar⸗ 
keit. Daß der öffentliche Glaube des Grundbuchs überragen⸗ 
den pragmatiſchen Wert beſitzt, wird niemand beſtreiten. Schon 
ſeine Ausſchaltung für die Fragen, einerſeits, ob die nicht⸗ 
eingetragene Aufwertung eingetragener Rechte gutgläubigen 
Dritten gegenüber wirkt, anderſeits, ob der gutgläubige Zeſ⸗ 
ſionar oder Beleiher eines noch eingetragenen, aber nach 8 11 
von der Aufwertung ausgeſchloſſenen Grundpfandrechts ſich 
auf die Aufwertung verlaſſen kann, iſt beſonders im Hinblick 
auf die in 88 2 III 1 und 11 dekretierte rückwirkende Kraft ge⸗ 
fährlich und kann zu ſchweren Schädigungen führen: im erſten 
Falle ſowohl des Grundſtückserwerbers, der die Grundlaſten 
zu einem niedrigeren Werte übernommen hatte, wie der Nach⸗ 
hypothekare, die, bevor ſie mit Aufwertung der Vorhypotheken 
rechnen konnten, das Grundſtück beliehen haben; im zweiten 
Falle der Zeſſionare und Beleiher von Grundpfandrechten, die 
zum mindeſten ſeit dem 14. Febr. 1924 auf deren Aufwertung 
vertrauen durften. Aber immerhin kann man, von den Scha⸗ 
denserſatzanſprüchen gegen den Vertragsgegner abgeſehen, die 
erſteren darauf verweiſen, daß ſie mit der Möglichkeit der 
Aufwertung eingetragener Rechte hätten rechnen müſſen — 
wenngleich das nach dem Stande der Rechtſprechung vor dem 
28. Nov. 1923 etwas viel verlangt iſt, — und die zweiten dar⸗ 
auf, daß ſie ſich beim Eigentümer nach dem Vorliegen einer 
Löſchungsbewilligung hätten erkundigen müſſen, was in con- 
ereto freilich auch ein eigenartiges Anſinnen fein kann. Sind 
aber die Rechte poſitiv gelöſcht, ſo ſcheinen mir doch Käufer 
und Beleiher des Grundſtücks, die im Vertrauen auf das⸗ 


) So jetzt auch BayrOberſteG. III, Beſchl. v 12. Juli 1924 
mitgeteteilt in DIZ. 1924, 834. Die Frage der Form des ding⸗ 
lichen Vorbehalts läßt die Entſcheidung dahingeſtellt, weil im kon⸗ 
kreten Falle der ſtrengeren Auffaſſung genügt war. Nur bezii lich 
der Ausſchaltung des § 892 ſteht die Entſcheidung auf anderem 
Standpunkte. Auf S. 999 und 1000 werden zwei weitere Veſchlüſſe 
gleichen Inhalts v. 12. Juli 1924 mitgeteilt. 

5) Über ein m E ſehr zweckmäßiges Verfahren des Grundbuch⸗ 
amts zur Vermeidung ſolcher Löſchungen berichtet Ricks in der 
JW. 1924, 1134. 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


Grundbuch handelten, in der Regel ſchutzwürdiger zu fein als 
der Gläubiger, der trotz ſeines Proteſtes gegen unzureichende 
Zahlung Löſchungsbewilligung erteilt hat, ohne ſeinen Vor⸗ 
behalt ſo erkennbar zu machen, daß er zur Kenntnis des 
Grundbuchamts gelangen und dieſes veranlaſſen konnte, die 
Löſchung abzulehnen. Nur wenn er dies getan hat und trotz⸗ 
dem das Grundbuchamt gelöſcht haben ſollte, iſt es gerecht⸗ 
fertigt, daß ihm auf Koſten jener anderen Intereſſenten und 
unter Außerkraftſetzung des öffentlichen Glaubens die Auf⸗ 
wertung zugute kommt. 

Freilich — einer Gruppe von Gläubigern, ſicherlich der 
bedauernswerteſten, hat alles noch jo energiſche Proteſtieren 
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nichts genützt, und ihr kann auch jetzt nicht mehr mit $ 11 
geholfen werden: denjenigen, die ſchon vor dem 14. Febr. 
1924 zur Erteilung der Löſchungsbewilligung rechtskräftig 
verurteilt waren. Denn damit iſt „die Aufwertung durch 
rechtskräftiges Urteil geregelt“, und an dieſem konkreten 
Rechtsbefehl findet nach § 14 die rückwirkende Kraft des gene- 
rellen Rechtsbefehls ihre Grenze. Daß darin nicht nur für 
die Gläubiger eine unbillige Härte liegt, ſondern daß auch der 
Staat damit eine von ihm ſelbſt nachträglich als ungerecht an- 
erkannte Rechtſprechung ſanktioniert, iſt nicht zu verkennen. 
Aber die „Ordnungsfunktion“ des Rechts hat auch hier wie⸗ 
der einmal die „Gerechtigkeitsfunktion“ zurückgedrängt. 


Mietrecht und Pachtrecht 
Keichsrecht 


Zur Berechnung der geſetzlichen Miete. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hans A. Meyer, Berlin. 

1. Der Eintritt in die geſetzliche Miete. 

Laut 81 des Reichsmietengeſetzes (RMG.) kann der Ver⸗ 
mieter wie der Mieter eines Gebäudes jederzeit dem anderen 
Vertragsteil gegenüber erklären, daß die Höhe des Mietzinſes 
nach den Vorſchriften des RM. berechnet werden ſoll. Die 
Erklärung bedarf der ſchriftlichen Form. 

Die Beſtimmung der Schriftform ſchließt nicht aus, daß 
die Parteien ſich auf eine andere Form einigen. Denn es 
ſteht den Parteien jederzeit frei, unmittelbar die geſetzliche 
Miete (geſ. Miete) zu vereinbaren. Nur dann kommt das Er⸗ 
fordernis der Schriftform zur Geltung, wenn die Erklärung 
der gef. Miete eine einſeitige Willenserklärung iſt, die ſich 
nötigenfalls auch gegen den Willen der Gegenpartei auswirken 
ſoll. Mithin kann an die Stelle der ſchriftlichen Erklärung 
auch die mündliche oder ſtillſchweigende Einigung treten. Das 
muß ſo ſein, weil ſogar der Abſchluß oder das Ende eines 
Mietvertrages formlos vereinbart werden kann, und auch für 
jede Abänderung des Vertragsinhalts das Gleiche gilt. 

Der Inhalt der Erklärung nach 81 RMG. muß un⸗ 
zweideutig erkennen laſſen, daß die Wirkung des 81 RM. 
gewollt iſt. Der Parteiwille muß alſo tatſächlich darauf ab⸗ 
zielen, daß die Höhe des Mietzinſes nach den Vorſchriften 
des RM. berechnet werden ſoll. Dabei iſt kein genauer 
Wortlaut vorgeſchrieben. In der Prapis tritt auch tatſächlich 
das Wort „Zahlung“ der Miete häufiger auf, als das eigent⸗ 
lich vorgeſchriebene „Berechnung“ der Höhe des Mietzinſes. 
Die Erklärung darf aber nie mit Forderungen oder Be⸗ 
dingungen verknüpft werden, die dem Begriff der geſ. Miete 
widerſprechen. Mithin bleibt die Erklärung wirkungslos, wenn 
zugleich mit ihr eine falſche Friedensmiete, unrichtige Zu⸗ 
ſchläge, oder zu hohe Nebenleiſtungen erfordert werden, es ſei 
denn, daß gleichzeitig hinreichend klar wird, daß auf die un⸗ 
berechtigte Mehrforderung gegenüber dem beabſichtigten Ver⸗ 
langen nach der geſ. Miete kein Wert gelegt wird. Mißver⸗ 
ſtändniſſe ſind ſehr häufig. Denn die Wirkung der Erklärung 
aus 8 1 iſt weder einfach noch in allen Teilen unbeſtritten. 
Dem Geſetzeswortlaut nach iſt ſie wie folgt: 

Von dem geſetzlich feſtgelegten Zeitpunkt an wird die 
Höhe des Mietzinſes nicht mehr nach der bisherigen Verein⸗ 
barung berechnet, ſondern nach den Vorſchriften des RM. 
($1). Bei der Berechnung der gef. Miete iſt gemäß § 2 von 
em Mietzins auszugehen, der für die mit dem 1. Juli 1924 
beginnende Mietzeit vereinbart war (Friedensmiete) oder er⸗ 
ſazweiſe an die Stelle der Friedensmiete tritt. Die Berech⸗ 
nung führt über die Friedensmiete zur Grundmiete, zu welcher 
gemäß 83 Zuſchläge treten, während nach § 12 die Koſten 
der Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung 
owie für andere beſonders beſtimmte Nebenleiſtungen getrennt 
von der geſ. Miete zu berechnen ſind. Die Art der Umlegung 
dieſer Koſten auf die Miete beſtimmt die oberſte Landes⸗ 
behörde. Gemäß 8 20 tritt gleichzeitig eine weitere Verände⸗ 
rung des vereinbarten Inhalts des Mietvertrages ein, indem 
ſich die Verpflichtung zur Tragung der Betriebskoſten und 
998 Inſtandhaltung des Mietraumes nach den Vorſchriften 
des BGB. richtet. Ferner erliſcht jede vom Vermieter oder 
Mieter übernommene, ihm nach den Vorſchriften des BOB. 
über den Mietvertrag nicht obliegende Verpflichtung, ſofern 
ſie auf die Feſtſetzung der Höhe des Mietzinſes offenbar von 
Einfluß war. 


2. Die Friedens miete. 


Die Friedensmiete iſt nach der Geſetzestendenz begrifflich 
etwas — von Ausnahmen abgeſehen — Unveränderliches. Sie 
richtet ſich nach objektiven Merkmalen und iſt an Hand von 
allerlei Beweismitteln genau feſtzuſtellen. Sie iſt von der 
Perſon des Vermieters oder Mieters regelmäßig unabhängig 
und nimmt ſogar nicht immer auf die Verhältniſſe des Grund- 
ſtücks völlige Rückſicht. Wenngleich — theoretiſch genommen 
die Friedensmiete auf der Grundlage der Vereinbarung vom 
1. Juli 1914 oder der Ortsüblichkeit der Höhe nach reſtlos 
feſtgeſtellt werden kann, ſtoßen ſich in der Praxis die Dinge 
oft hart, ſo daß bei ihrer Ermittlung durch Beweismittel wie 
Urkunden, Zeugen und insbeſondere Sachverſtändige eine Un 
gewißheit nach oben oder unten in Erſcheinung treten kann. 
Die Beſeitigung dieſer Spanne liegt gemäß 82 RMG. dem 
Mieteinigungsamt (MA.) nach billigem Ermeſſen ob. 

Wenn die Friedensmiete tatſächlich etwas von den Ver⸗ 
hältniſſen der jeweiligen Vertragspartei im Regelfalle voll⸗ 
kommen Abgelöſtes iſt, ſo muß ſie das nicht nur der Höhe 
nach ſein, ſondern auch zeitlich genommen. Denn ſie iſt auf 
den 1. Juli 1914 abgeſtellt. Sie bleibt dieſelbe, ob ſie 1920, 
1922 oder 1924 ermittelt wird. Die Ermittlung läßt nur eine 
wirklich richtige Löſung zu. Das gilt, gleichviel ob das MEA. 
die Friedensmiete feſtſtellt, weil fie zwar vorhanden, aber un⸗ 
bekannt geworden war, oder weil das Mietobjekt am 1. Juli 
1914 nicht vermietet geweſen war, oder weil die tatſächliche 
Friedensmiete aus beſonderen Gründen unbillig erſchien, alſo 
falſch war. Das MEA. hat nur die Höhe der Friedensmiete 
feſtzuſtellen und kann für ſie nicht zwei Löſungen finden; z. B. 
eine für die Vergangenheit und eine für die Zukunft, wenn 
ſich nicht gerade das Objekt ſelbſt verändert hat. Es wäre auch 
unbillig, zu verlangen, daß eine Mietpartei während irgend⸗ 
welcher Zeitdauer die geſ. Miete nach einer falſchen Friedens⸗ 
miete berechnen ſoll. Es wäre weiter unbillig, wenn dieſe 
Zeitdauer von Ereigniſſen abhängen ſollte, deren Eintritt der 
Einwirkung der Partei mehr oder minder entzogen iſt. Dem⸗ 
nach erſcheint der Zeitpunkt des Feſtſtellungsbeſchluſſes oder 
ſeiner Rechtskraft ganz abwegig. Warum ſollte auch die ge⸗ 
ſchädigte Vertragspartei z. B. dementſprechend mehr oder 
weniger zahlen, wie ſich das MEA.⸗Verfahren verſchleppt⸗ 
Auch der Zeitpunkt, zu dem das MEA. um Feſtſtellung der 
Friedensmiete angerufen wird, iſt für die ME A.⸗Entſcheidung 
unbeachtlich. Denn würde es die Friedensmiete nur für die 
Zeit nach dem Antrage feſtſtellen können, ſo würde ſich oft 
eine nicht zu beſeitigende Unklarheit über die frühere Zeit 
ergeben, z. B. wenn eine Friedensmiete gar nicht vorhanden 
geweſen war. Aber auch Abänderungen der wirklichen, aber 
unbilligen Friedensmiete ſind ebenſo zu behandeln. Denn die 
Unbilligkeit darf für die Vergangenheit keine Folgen zeitigen. 
Das gilt um ſo mehr, als nach 82 RMG. das MEN. nur 
die Friedensmiete feſtzuſtellen hat und auch 81 dem MEN. 
nicht die Möglichkeit gibt, über die Zahlung der Miete ſelbſt 
zu beſtimmen. Nur die Berechnung der Höhe des Mietzinſes 
iſt das Arbeitsfeld des MEA., alſo neben der Feſtſtellung der 
Friedensmiete die Feſtſtellung, wie die auf Grund des RM. 
ergangenen allgemeinen Rechnungsgrundſätze ſich im Einzel⸗ 
fall unter den ſich ſtreitenden Parteien auswirken. Dieſe Zu⸗ 
ſtändigkeit des MEN. kann auch nicht etwa auf immer durch 
Vereinbarung ausgeſchaltet werden. Denn wenn eine Partei 
die Erklärung aus SL RM. abgibt, verliert die aus⸗ 
ſchließende Vereinbarung ihre Kraft. 
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Mithin hat das ordentliche Gericht nicht nur über die 
Erfüllung der Mietſchuld, einſchließlich der Zahlung zu be⸗ 
ſtimmen, ſondern auch darüber, von wann ab die vom MEA. 
im Einzelfall beſtimmten Rechnungsgrundſätze gelten. Das 
Gericht hat allerdings dabei gleichzeitig zu erwägen, ob nicht 
in dem Verhalten der Parteien bis zum Antrag an das MEA. 
ein Verzicht darauf liegt, die bisher vorbehaltlos gemachten 
bzw. angenommenen Zahlungen ſpäterhin anderweit zu ver⸗ 
rechnen. Hier handelt es ſich aber nicht um einen Streit über 
die Höhe der geſ. Miete, ſondern um einen ſolchen über die 
Erfüllung des Mietvertrages oder den Verzicht auf Anſprüche, 
um einen Verzicht, der ſich entweder auf eine Zeit erſtreckt, 
zu der noch die vereinbarte Miete galt oder zu der ſchon 
gemäß der Erklärung aus SI ARME. die gef. Miete zu er⸗ 
rechnen geweſen wäre. Iſt aber ſolch ein Verzicht trotz 8 19 
RM. überhaupt zuläffig? 


3. Der Verzicht auf die geſetzliche Miete. 

Laut 8 19 RM. kann auf die nach dem RM. den Ver⸗ 
tragsteilen zuſtehenden Rechte nicht verzichtet werden, und iſt 
eine Vereinbarung unwirkſam, nach der einem Vertragsteile 
bei Ausübung der RMc.⸗Rechte beſondere Nachteile er⸗ 
wachſen ſollen. 

Das RMO. gewährt den Parteien das Recht, die Er⸗ 
klärung aus §1 RM. mit allen ihren Wirkungen abzugeben. 
Weiter das Recht, gemäß 8 13 RM. durch das MEN. die 
Sammelheizung und Waſſerverſorgung ganz oder teilweiſe 
einſtellen zu laſſen. Schließlich das Recht gemäß 8 17 eine 
Mietervertretung einzuſetzen und ſich ihrer zu bedienen. Wenn 
alſo auf dieſe Rechte nicht verzichtet werden kann, bedeutet 
das, daß ein Verzicht auf Rückzahlungs⸗ oder Nachzahlungs⸗ 
forderungen ausgeſchloſſen iſt ? 

Müßte das angenommen werden, ſo könnten in der Ver⸗ 
gangenheit liegende Abrechnungen der Parteien nie einen end⸗ 
gültigen Charakter tragen. Denn ſowie ſich ſpäterhin heraus⸗ 
ſtellen würde, daß die früheren Berechnungen nicht genau der 
Friedensmiete und der geſ. Miete überhaupt entſprächen, 
könnte jeder Vertragsteil einen nachträglichen Ausgleich der 
jetzt gefundenen Differenz fordern. Das würde zu einer un⸗ 
erträglichen Unſicherheit aller Mietzinsberechnungen führen. 
Derartige Nachrechnungen dürften nur dann ihre Berechti⸗ 
gung haben, wenn die früheren Aufſtellungen auf Grund eines 
weſentlichen Irrtums oder einer argliſtigen Täuſchung erfolgt 
wären. Wenn dagegen die Parteien ſich über die Höhe der 
Berechnung miteinander verſtändigt haben, ſo muß ein ſolches 
Einverſtändnis auch endgültige Grundlage bleiben. Mit dieſer 
Forderung ſteht 8 19 RM. durchaus im Einklange. Denn 
das RM. bringt, abgeſehen von den Rechten aus § 13 und 
917, nur das Recht gemäß § 1 die gef. Miete zu fordern. 
Nur dieſes Forderungsrecht iſt ius cogens, alſo nur das 
Recht, ſich immer wieder von der vereinbarten Miete auf die 
gef. Miete nach Maßgabe des RM. zurückziehen zu können. 
Dagegen ſoll es niemand verwehrt ſein, auf die ihm aus der 
Erklärung nach $1 RM. erwachſenen Rechte ganz oder teil⸗ 
weiſe wieder zu verzichten. Dieſe Schlußfolgerung findet eine 
weitere Stütze in der Beſtimmung des § 1 Abſ. 2, wonach jeder 
Vertragsteil die Entſcheidung des MEA. fordern kann, wenn 
er kein Einverſtändnis über die Höhe der gef. Miete erzielen 
kann. Denn hiernach iſt es den Parteien freigeſtellt, ſich über 
die Höhe der gef. Miete, alſo auch über die Höhe der Friedens⸗ 
miete zu einigen. Solange die Parteien bei einer diesbezüg⸗ 
lichen Einigung nichts weiter im Auge haben und durchſetzen, 
als wirkliche Unklarheiten zu beſeitigen, ſie aber bewußt und 
tatſächlich im Rahmen der geſ. Miete verbleiben, behält ihre 
Erklärung aus §1 RM. die volle Wirkung. Sowie fie da⸗ 
gegen den Rahmen der geſ. Miete oder auch nur der Friedens⸗ 
miete verlaſſen, verlaſſen ſie auch die Wirkungen der Er⸗ 
klärung aus 81 RM G. Sie ſchalten ſomit das RM. wieder 
aus. Beſtehen bleibt ſtatt deſſen die von den Parteien gewollte 
Regelung, die Höhe des Mietzinſes zwar nicht genau nach 
den Vorſchriften des ARME. zu berechnen, aber unter gewiſſen 
Abweichungen von dieſen nach Analogie derſelben. Dieſe ana⸗ 
loge Berechnungsart wird unter Ablöſung der geſ. Miete wie⸗ 
der zur vereinbarten Miete. An dieſe neu vereinbarte Miete 
bleiben die Parteien gebunden, bis wieder ein Vertragsteil 
die Erklärung aus 81 RM, abgibt und die Wirkungen der 
Erklärungen friſtgemäß neu eintreten. Dieſes Ergebnis ent⸗ 
ſpricht den Bedürfniſſen der Praxis. Denn es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum nicht jemand, der zunächſt die geſ. Miete ge⸗ 
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fordert hat, ſich nicht hinterher zu einer vereinbarten Miete 
wieder ſollte entſchließen können. Er würde doch jederzeit ſein 
Vertragsverhältnis überhaupt aufkündigen und an Stelle des 
bisherigen ein neues eingehen können. 

Dieſen Grundſätzen zufolge können Mietparteien, die die 
geſ. Miete unter ſich noch nicht eingeführt haben, ſondern die 
vereinbarte Miete innehalten, nicht bindend im voraus eine 
falſche Friedensmiete für den Fall vereinbaren, daß eine Partei 
die geſ. Miete fordern ſollte. Denn ſowie eine Partei die 
geſ. Miete verlangt, iſt die richtige Friedensmiete der Berech⸗ 
nung zugrunde zu legen. 


4. Die Koſten des 812. 


Die Möglichkeit, von einer Mietzinsvereinbarung immer 
wieder zur geſ. Miete zu kommen, hat für die in § 12 genannten 
Koſten ganz beſondere Bedeutung, allerdings abgeſehen von den 
Koſten der Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſer⸗ 
verſorgung, weil für dieſe die Landesregierungen genaue Be⸗ 
ſtimmungen getroffen haben, von denen die Parteien ſelten ab⸗ 
weichen. Um jo mehr gilt das für die ſonſt in $12 genannten 
Nebenleiſtungen wie Glasverſicherung, Dampf und Kraft. Denn 
für ſie iſt geſetzlich nur beſtimmt, daß ſie getrennt von der 
geſ. Miete zu berechnen ſind, und wie ſie auf die Mieter um⸗ 
zulegen ſind, nicht dagegen, wie die getrennte Berechnung zu 
erfolgen habe. Die durch dieſe Geſetzeslücke verurſachten Strei⸗ 
tigkeiten umfaſſen ungewöhnlich große Streitobjekte; denn 
während nach der einen Seite die Anſicht vertreten wird, daß 
nur die wirklichen Koſten der Nebenleiſtungen umgelegt werden 
können, wird nach der anderen Seite geltend gemacht, daß 
für ſie überhaupt keine Berechnungsbeſchränkung beſtehe, ſon⸗ 
dern jede angemeſſene freie Berechnung zuläſſig ſei. Der letz⸗ 
teren Anſicht iſt nicht beizutreten. Schon allein der Umſtand, 
daß das RM. die Koſtenberechnung dieſer Nebenleiſtungen 
erwähnt und ihre Trennung und Umlegung regelt, zeigt, daß 
das RM. hier eine Einſchränkung wollte. Auch der Zu⸗ 
ſammenhaug der Aufführung dieſer Nebenleiſtungen mit den 
Heizſtoffkoſten ergibt ihre Gleichſtellung, ſoweit der Wortlaut 
nicht Abweichungen beſtimmt. Als weiterer Anhalt dient der 
Umſtand, daß von den „Koſten“ dieſer Nebenleiſtungen die 
Rede iſt. Alſo doch auch nur von den Koſten, d. h. von den⸗ 
jenigen Auslagen, die bei der Gewährung der Nebenleiſtungen 
tatſächlich entſtehen. Als erſtattungspflichtig ſind daher, indem 
der Begriff der Koſten nicht zu engherzig aufgefaßt werden 
darf, die Koſten, die zur Unterhaltung oder zur Erzeugung 
der Nebenleiſtungen nötig ſind, anzuſehen. Selbſt eine Ver⸗ 
zinſung des etwa notwendigen Betriebskapitals und eine an⸗ 
gemeſſene Amortiſation können noch als Koſten der Neben⸗ 
leiſtung gelten, nicht dagegen der Gewinn des Unternehmers. 
Entſteht über die Berechnung der Nebenleiſtungen aus 812 
RM. Streit, fo iſt das MEA. nicht zuſtändig. Denn laut 
$1 hat das MEA. nur einen Streit über die Höhe der gef. 
Miete zu ſchlichten. Laut 88 4 und 12 RM. find aber die 
Koſten aus § 12 getrennt von der geſ. Miete zu berechnen. 
Sie find alſo nicht ein Teil der gef. Miete. Da das MEN. 
nur über die Höhe der gef. Miete beſtimmt, hat es auf die 
Koſten des 8 12 höchſtens dadurch eine mittelbare Einwirkung, 
daß es darüber im Streitfall zu entſcheiden hat, wie ſich die 
gef. Miete angeſichts der Trennung von den Koſten des 8 12 
RM. berechnet. Hierüber beſteht aber faſt nie Streit, weil 
die allgemein geltenden landesgeſetzlichen Trennungsbeſtim⸗ 
mungen faſt ganz eindeutig ſind. Die Beſtimmung der Höhe 
der Koſten aus § 12 unterliegt ſomit dem ordentlichen Gerichte. 


5. Vertrags veränderungen. 


Die Wirkung der Erklärung aus 8 1 RM. greift auch 
ſonſt noch in das Mietvertragsrecht ein. Denn abgeſehen von 
kleinen Abänderungen desſelben — 86 RM. ſorgt dafür, 
daß der für laufende Inſtandſetzungsarbeiten beſtimmte Teil 
der geſ. Miete auch dieſem Zweck zugeführt wird, die 88 7 
und 8 ſichern die großen Inſtandſetzungsarbeiten, § 10 ge⸗ 
währt den Vermietern von gewerblichen Räumen beſondere 
Vorteile, und § 14 regelt die Untermiete — hat 820 RM. 
ganz beſonders einſchneidende Wirkungen. Er beſtimmt näm⸗ 
lich, daß bei Eintritt der geſ. Miete ſich die Verpflichtung zur 
Tragung der Betriebskoſten und zur Inſtandhaltung des Miet⸗ 
raumes nach den Vorſchriften des BGB. richtet. Außerdem 
erliſcht jede vom Vermieter oder Mieter übernommene, ihm 
nach den Vorſchriften des BGB. über den Mietvertrag nicht 
obliegende Verpflichtung, ſofern ſie auf die Feſtſetzung der 
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Höhe des Mietzinſes offenbar von Einfluß war. Im übrigen 
bleiben die auf Geſetz oder Vertrag beruhenden Rechte und 
Pflichten der Vertragsteile unberührt. § 20 RM. ändert 
alſo den Inhalt des Mietvertrages einſchneidend. Während 
dieſer in ſeiner gewöhnlichen formularmäßigen Form die 
dispoſitiven Vorſchriften des BGB. nach Möglichkeit auszu⸗ 
ſchalten ſucht, ſtellt das RM. dieſe wieder her, um auf dieſe 
Weiſe die Hausreparaturen möglichſt zu ſichern. Von den 
Vorſchriften des BGB. kommen insbeſondere folgende in 
Betracht: 

Der Vermieter hat die vermietete Sache während der 
Mietzeit in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauch geeig⸗ 
neten Zuſtand zu erhalten (8536 BGB.). Die auf der Miet- 
ſache ruhenden Laſten hat der Vermieter zu tragen (8 546 
BGB.). Veränderungen oder Verſchlechterungen der Sache, 
die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, 
hat der Mieter nicht zu vertreten (8548 BGB.). Macht er 
gleichwohl auf die Mietſache Verwendungen, ſo hat der Ver⸗ 
mieter ihm nur notwendige, und zwar nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zu erſetzen 
(8 547 BGB.). 

Jedoch dürfen die Beſtimmungen des BGB. nicht ſchlecht⸗ 
hin übernommen werden. Denn § 20 RM. macht einige 
Einſchränkungen. So führt er den Begriff der Betriebskoſten 
ein, der dem BGB. fremd iſt. Gleichwohl ſtellt er ihn in 
Beziehung zum BGB., indem ſich die Verpflichtung zur Tra⸗ 
gung der Betriebskoſten nach dem BGB. richten ſoll. Dem⸗ 
nach hätte in analoger Anwendung der BGB. Begriffe der 
Vermieter die Betriebskoſten zu „tragen“. Damit iſt aber 
noch nicht klargeſtellt, wer den Betrieb zu leiten und zu über⸗ 
wachen hat, ſowie wer die Betriebskoſten verauslagen muß. 
Der Mietvertrag kann dieſe Pflichten dem Mieter auferlegen, 
während nach BGB. die Übernahme dieſer Sache des Ver⸗ 
mieters iſt. Mithin iſt zu überlegen, ob das RM. mit feiner 
Terminologie „zur Tragung der Betriebskoſten“ derartige ver⸗ 
tragliche Beſtimmungen ändern will. Es wäre einfacher, ſich 
dafür zu entſcheiden, daß das RMG. bezüglich der Betriebs⸗ 
koſten die Beſtimmungen des BGB. ſchlechthin wieder durch⸗ 
ſetzen will. Fur dieſe Löſung ſpricht auch, daß, wer letzten 
Endes die Betriebskoſten trägt, ſie auch regeln ſollte. Aber 
dieſem Standpunkt ſteht einmal entgegen, daß Eingriffe in 
das Vertragsrecht nur dann vertreten werden dürfen, wenn 
zwingende Geſetzesvorſchriften jeden anderen Ausweg ver⸗ 
ſperren. Dann fällt aber auch noch ins Gewicht, daß 8 20 
RM. die „Tragung der Betriebskoſten“ im ſelben Satze 
in einem auffälligen Gegenſatz zur „Inſtandhaltung des Miet⸗ 
raumes“ ſtellt. Hätte der Geſetzgeber hier nicht einen Unter⸗ 
ſchied gewollt, fo hätte er von der „Tragung“ der Inſtand—⸗ 
haltungskoſten geſprochen. Mithin iſt zu folgern, daß die 
„Inſtandhaltung“ des Betriebes vereinbartermaßen Sache des 
Mieters bleiben kann, wenngleich er die Koſten des Betriebes 
nicht zu tragen hat. Die Inſtandhaltung des Mietraumes iſt 
im Gegenſatz zur Aufrechterhaltung des Betriebes ımmumjchränft 
zwangsweiſe bei geſ. Miete Sache des Vermieters. Das be⸗ 
deutet, daß er den Mietraum ſelbſt überwachen, die Inſtand⸗ 
haltungsarbeiten in dem nötigen Umfang anordnen, die Hand⸗ 
werker beſtellen, die Rechnungen überprüfen und bezahlen 
muß. Mithin wird der Mieter von allen dieſen Pflichten, 
ſofern er fie vertraglich übernommen hat, frei. Ihm ver⸗ 
bleiben nur einige nebenher laufende Rechte und Pflichten, 
wie die Rechnungsbeträge einſtweilen zu verauslagen oder 
Mängel dem Vermieter anzuzeigen und deren Beſeitigung in 
angemeſſenem Umfang zu fordern. Landesrechtlich hat der 
Mieter auch noch unter Umſtänden die Möglichkeit, die ſoge⸗ 
nannten Schönheitsreparaturen vereinbartermaßen auf eigene 
Koſten unter gleichzeitiger entſprechender Ermäßigung der 
Miete ſelbſt auszuführen. 

Als weitere Vertragsabänderung ift in §S 20 RM. be⸗ 
ſtimmt, daß alle ſonſtigen Verpflichtungen der Vertrags⸗ 
parteien aus dem Mietvertrage erlöſchen, die auf die Höhe 
des Mietzinſes offenbar von Einfluß waren. Die Beſtim⸗ 
mung, daß der Einfluß auf die Feſtſetzung „offenbar“ geweſen. 
ſein müſſe, bedingt eine erhebliche Ungewißheit. Denn dieſe 
Feſtſtellung iſt ſchwierig und zweifelhaft. Als einflußlos könnte 
3. B. die Verpflichtung des Mieters angeſehen werden, Haus⸗ 
angeſtellte im eigenen Namen anzuſtellen, oder die Verant⸗ 
wortung für Polizeidelikte zu übernehmen. Zweifelhaft könnte 
ſchon der Einfluß einer Verpflichtung des Mieters auf die 
Miethöhe erſcheinen, wonach er zunächſt alle Hauslaſten ver⸗ 
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auslagen und erſt nach Quartalſchluß abrechnen ſolle. Offen⸗ 
bar von Einfluß auf die Mietfeſtſetzungen wären dagegen Ver⸗ 
pflichtungen wie auf Mieterſeite, den Vermieter zu beköſtigen, 
oder auf Vermieterſeite, für die Aufrechterhaltung einer Kon⸗ 
zeſſion einzuſtehen. 

Die Wirkung des §S 20 RM. kann im Einzelfalle ver⸗ 
hängnisvoll ſein. Insbeſondere gilt das bei der Anwendung 
des RMG. auf Häuſer, die derart vermietet find, daß der 
Vermieter nicht in ihnen wohnen oder einen Vertreter halten 
kann. In dieſen Häuſern hatte ſchon im Frieden öfter der 
Mieter einen Teil der Pflichten übernommen, die dem Ver⸗ 
mieter nach dem BGB. obliegen, ſo die Hausverwaltung zu 
führen und Portierdienſte zu tun. Der Auftrag iſt bei Gel⸗ 
tung der gef. Miete in ſolchen Fällen von Geſetzes wegen 
entgegen den Bedürfniſſen der Praxis eingeſchränkt. 

Es kann allerdings nur billig erſcheinen, daß, wenn eine 
geldwerte Leiſtung einer Mietpartei wegfällt, ſich auch die 
Gegenleiſtung entſprechend ändert. Doch dürfte billigerweiſe 
der Fortfall der Leiſtung nicht ſo ſtark wirken, daß die Gegen⸗ 
leiſtung für die andere Partei überhaupt kein Intereſſe mehr 
hat, oder gar das abgeänderte Vertragsverhältnis ſie ruiniert. 
Wenn z. B. ein alter kranker Mann, der allein ſteht und bis 
dahin eine Pflegerin ſich hielt, dieſe entläßt und ſtatt deſſen 
Mieter aufnimmt, die ihn pflegen und beköſtigen ſollen, dieſe 
Mieter aber hinterher die geſ. Miete fordern, ſo hat er nicht 
mehr Anſpruch auf Pflege und Beköſtigung, kann ſich aber 
mangels Raumes keine Pflegerin mehr beſorgen. Ahnlich 
wenn ein Mieter mit Rückſicht auf die beſonders billige Miete 
und die Zuſicherung des Vermieters, ihm daſelbſt Beſchäfti⸗ 
gung zu geben, aufs Land zieht, der Vermieter aber hinter⸗ 
her die geſ. Miete fordert; denn dann verliert der Mieter den 
Auſpruch auf die billigere Miete und auf Beſchäftigung. 

In ſolchen Fällen, wie überhaupt, wenn ſolche Verpflich⸗ 
tungen des Mieters oder Vermieters wegfallen, kann dadurch 
geholfen werden, daß die Friedensmiete ſich erhöhen oder er⸗ 
mäßigen läßt. Die landesrechtliche Geſetzgebung hat das noch 
beſonders feſtgelegt (vgl. §S 2 preuß. VO. v. 17. April 1924). 


Doch verſagt dieſe Hilſe, wenn die Verpflichtung zur Frie⸗ 


denszeit noch gar nicht beſtand. Es bleibt dann nur die 
Möglichkeit, nachzuweiſen, daß für die weggefallene Verpflich⸗ 
tung ſchon etwas im voraus geleiſtet iſt, fo daß eine ungerecht— 
fertigte Bereicherung vorliege. 


6. Vorausleiſtungen. 

An Vorausleiſtungen, die bei Eintritt der geſ. Miete keine 
Gegenleiſtung mehr finden, kommen außer ſolchen, die mit 
820 RM. in Zuſammenhang ſtehen, auch ſolche in Be⸗ 
tracht, die die Mietzinszahlung betreffen. Denn es iſt gar 
nicht ſelten, daß die Parteien die vereinbarte Miete auf 
längere Zeit im voraus entrichten und, wenn hinterher die 
geſ. Miete gefordert wird, Zweifel entſtehen, wie nunmehr 
mit der Vorauszahlung verfahren werden ſoll. Der Einwand, 
daß über die betreffende Mietperiode ſchon endgültig ab⸗ 
gerechnet worden ſei und daher eine neue Abrechnung auf 
Grundlage der geſ. Miete nicht in Betracht komme, iſt nicht 
durchgreifend. Denn ſonſt könnte trotz der zwingenden Be⸗ 
ſtimmung des § 19 RM. es erreicht werden, daß die Er⸗ 
klärung aus § 1 RM. wirkungslos bleiben würde. Es muß 
alſo über die Vorauszahlung neu abgerechnet werden, wobei 
an die Stelle der vertraglichen Rechnungsmethode vom Zeit⸗ 
punkt der geſ. Miete ab deren Vorſchriften treten und die 
allgemeinen Geſichtspunkte über Aufwertung und Verzinſung 
zu berückſichtigen ſind. 

Ergibt die neue Abrechnung eine Nachforderung des Ver⸗ 
mieters, ſo muß Mieter nachzahlen. Daran kann kein Zweifel 
beſtehen. Wenn dagegen die Abrechnung ein Guthaben des 
Mieters zeitigt, fo entiteht die Frage, ob dasſelbe im Beſitze 
des Vermieters verbleiben muß, um auf den künftigen, meiſt 
der Höhe nach noch unbeſtimmten Mietzins verrechnet zu 
werden, oder ob der Mieter es jetzt zurückfordern kann. Die 
Beantwortung dieſer Frage muß davon abhängen, ob eine 
Vereinbarung im Mietvertrage, die zur Vorauszahlung der 
Miete verpflichtet, durch das Verlangen der geſ. Miete auf⸗ 
gehoben oder abgeändert wird. Das RM. enthält, ab⸗ 
geſehen davon, daß gemäß § 20 RM. die Vorauszahlungs⸗ 
pflicht wegen ihres offenbaren Einfluſſes auf die Feſtſetzung 
der Streithöhe wegfallen kann, nur Vorſchriften über die Miet⸗ 
zinsberechnung, nicht über die Mietzinsfälligkeit. Hier greift 
aber 830 des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungs⸗ 
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ämter v. 1. Juni 1923 ein. Er beftimmt: „Iſt in Fällen, 
in denen die geſ. Miete zu zahlen iſt, der Mietzins nach einem 
längeren Zeitabſchnitt als einem Vierteljahr bemeſſen, ſo kann 
der Vermieter verlangen, daß der Mieter den Mietzins in 
vierteljährlichen Zeitabſchnitten entrichtet.“ Wenn der Ver⸗ 
mieter von dieſem Recht Gebrauch macht, ſo hebt er die Vor⸗ 
auszahlungspflicht auf und muß zurückzahlen. Denn ſonſt 
hätte er das Guthaben ohne Rechtsgrund und wäre ungerecht⸗ 
fertigt bereichert. Der Abſ. 2 des § 30 gibt aber noch ein 
weitergehendes Recht; denn ihm zufolge kann die oberſte 
Landesbehörde anordnen, daß der Vermieter wie der Mieter 
berechtigt iſt, zu verlangen, daß der Mietzins in Monats⸗ 
abſchnitten gezahlt wird. Wird von dieſem Recht Gebrauch 
gemacht, ſo fällt die Verpflichtung zur Vorauszahlung gleich⸗ 
1955 fort. Hier kann ſich auch der Mieter dieſes Rechts be⸗ 
ienen. 

Die Berechnung des Wertes der Vorleiſtung des Mieters 
iſt, wenn es ſich um zahlenmäßige Leiſtungen handelt, ver⸗ 
hältnismäßig leicht. Größere Schwierigkeiten ergeben ſich, 
wenn die Vorleiſtungen in Handlungen beſtanden haben, deren 
Wert nicht in Geld ausgedrückt wurde, oder deren Geldwert 
überhaupt nicht ohne weiteres feſtſtellbar iſt. Als ſolche ebenſo 
wie Vorauszahlungen neu abzurechnende Vorleiſtungen kom⸗ 
men aber nur ſolche Leiſtungen in Betracht, die auf Grund 
des Mietvertrages gemacht worden ſind und deren Feſtlegung 
im Mietvertrage bei der Feſtſetzung des Mietzinſes erhöhend 
oder herabſetzend zum Ausdruck kam. Denn über Schenkungen 
oder ſonſtige freiwillige Mehrleiſtungen einer Partei braucht 
ebenſowenig wie früher nach Eintritt der geſ. Miete nach⸗ 
träglich abgerechnet zu werden. Von ſolchen neu abzurechnen⸗ 
den Vorleiſtungen des Mieters ſeien hier einige Beiſpiele an⸗ 
geführt. Der Mieter hat gegen einen beſonders niedrigen 
Mietzins und angeſichts eines mehrjährigen Mietvertrages, 
der ihm eine Amortiſation der Porleiſtungen gewährleiſtete, 
größere Aufwendungen für das Mietsobjekt gemacht, z. B. das 
verwahrloſte Gebäude erneuert, An- und Einbauten gemacht 
oder die Sammelheizung eingebaut oder erneuert. Der Mieter 
hat aus gleichen Beweggründen den Vermieter oder einen 
der Angehörigen desſelben ernährt oder unterrichtet. Der 
Mieter hat zugunſten des Vermieters einen Teil ſeines Miet⸗ 
raumes gegen beſonders hohe Mietherabſetzung zurückgegeben 
oder die Unbequemlichkeit und die Unkoſten eines Wohnungs⸗ 
tauſches auf ſich genommen, wobei er als Aquivalent an Stelle 
ſeines urſprünglich ſchlechteren Mietraumes einen beſſeren, 
teureren, ohne Mietserhöhung erhielt, den er ſonſt gar nicht 
hätte bezahlen können. Der Hauseigentümer verkauft ſein 
Haus zum normalen Kaufpreis, weil der Käufer mit ihm 
lebenslänglich einen ungewöhnlich billigen Mietvertrag ab⸗ 
ſchließt, ohne welchen er überhaupt nicht verkauft hätte. Der 
Vermieter hat gegen beſonders hohe Miete ſein Geſchäft auf⸗ 
gegeben, um dem Mieter Raum zu gewähren. Er hat ſich 
gegen eine Alimentationsverpflichtung räumlich eingeſchränkt. 
Er hat gegen hohe Mietzuſicherungen eine große Wohnung 
geteilt und entwertet, um zugunſten des Mieters eine Be⸗ 
ſchlagnahme ſeitens des Wohnungsamtes abzuwenden. Er hat 
einen Laden, der höhere Miete brachte, angeſichts der Zu⸗ 
ſicherungen des Mieters zur minderwertigeren Wohnung um⸗ 
gebaut. 

Alle dieſe Fälle haben es gemeinſam, daß, wenn nach⸗ 
träglich die geſ. Miete eintritt, die alte Rechnungsmethode 
ihren Boden verliert und die Vorleiſtungen in der Luft 
ſchweben. Ganz beſonders augenfällig iſt das, wenn z. B. der 
Mieter einen Anbau gemacht hat. Denn dieſer Anbau hat 
naturgemäß die Friedensmiete weſentlich erhöht. Die Folge 
wäre, daß wegen nachträglicher Verbeſſerung des Mietobjektes 
die Friedensmiete erhöht werden müßte, und der Mieter nach 
dieſer erhöhten Friedensmiete die geſ. Miete berechnen und 
zahlen muß, anſtatt daß er eine niedrige Miete angeſichts 
deſſen entrichtet, daß er den Anbau überhaupt erſt durch ſeine 
Zahlung ermöglicht hat. Er müßte die Gelder, die er ſelbſt 
in das Mietobjekt inveſtiert hat, nochmals verzinſen, anſtatt 
den vereinbarten Gegenwert zu erhalten. Die eine Partei 
würde alſo ihre Vorausleiſtung einbüßen. Ob dieſe Voraus⸗ 
leiſtung Barzahlung oder Naturalleiſtung war, kann keinen 
Unterſchied machen. Die Vorleiſtung muß bei den zukünf⸗ 
tigen der geſ. Miete entſprechenden Leiſtungen mindeſtens 
irgendwie zur Anrechnung kommen. Die Werkfeſtſetzung mag 
ſchwierig ſein; das iſt aber kein Grund, die Anrechnung aus⸗ 
zuſchließen. Die Anrechnung betrifft nicht die Berechnung der 
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Höhe der geſ. Miete, ſondern die Erfüllung oder Zahlung. 
Sie unterliegt daher nicht der Rechtſprechung des MEA., 
ſondern gehört vor das ordentliche Gericht. 


7. Der Wiedereintritt der geſ. Miete. 

Wer die geſ. Miete aufgegeben hat, kann ſie nachträglich 
immer wieder verlangen, muß aber dann die Friſt aus 81 
RM. bis zur Wirkung feiner neuen Erklärung abwarten. 
Dem, der bewußt die Wirkungen der Erklärung des 81 ARME. 
aufgibt, muß dieſer Schutz genügen. Einem Mieter, dem jedoch 
der Schutz des RM. gegen ſeinen Willen und ohne fein 
Verſchulden verloren gegangen iſt, muß angeſichts der Schutz⸗ 
tendenz des neuen Mietzinsrechtes jedwede rechtlich vertret⸗ 
bare Hilfe zuteil werden. 

Ein ſolcher Fall unverſchuldeter Schutzloſigkeit, der das 
Schutzbeſtreben auslöſen muß, iſt durch die VO. des preuß. 
Wohlfahrtsminiſters v. 4. Aug. 1923 entſtanden. Denn nach 
dieſer Verordnung ſchieden gewiſſe Räume in Geſchäfts⸗ und 
Induſtriehäuſern v. 17. Aug. 1923 — es bleibe hier un⸗ 
geprüft, ob die Wirkung der Verordnung auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt einzuſtellen wäre — aus dem Schutze des RM. 
zwangsweiſe aus. Gleichviel ob die Mieter die Erklärung aus 
SI RM. abgegeben hatten, endete die Berechnung der Höhe 
der Miete nach den Vorſchriften des RMG., um ungünftigeren 
Vorſchriften zu weichen. Die von den Mietern abgegebene 
Erklärung des SI RM. verlor alſo ihre bisherige Wirkung. 
Dieſe Wirkungsloſigkeit ſchaffte jedoch nicht die Tatſache aus 
der Welt, daß die Erklärung zuvor gültig abgegeben war, 
die Tatſache, daß eine Mietpartei verlangt hatte, daß die Höhe 
des Mietzinſes nach den Beſtimmungen des RM. berechnet 
werde. Die Erklärung war nicht zurückgenommen oder ſonſt⸗ 
wie durch Parteivereinbarung beſeitigt. Die neue Verordnung 
hinwiederum beſtimmte lediglich, daß gewiſſe Räume von den 
Beſtimmungen des RMG. ausgenommen ſein ſollten, und 
zwar für den Zeitraum, von dem an die Verordnung galt 
bis zu dem ſie ihre Geltung etwa verlieren würde. Daß die 
Erklärung nicht etwa ſchlechthin nichtig wurde, ergibt ſich 
am beſten daraus, daß ſie bis zum 17. Aug. 1923 ihre 
Wirkung behielt. Alſo blieb ſie doch beſtehen, ſie wurde nur 
vom 17. Aug. ab wirkungslos, weil die neue Verordnung von 
da ab die Wirkung verhinderte. Wurde hinterher die Ver⸗ 
ordnung und mit ihr das die Wirkung behindernde Hemm⸗ 
nis beſeitigt, ſo übte die alte gültige Erklärung wieder auto⸗ 
matiſch ihre Wirkung aus. Wenn dagegen ein Mieter in der 
Zeit, wo die abſeits geſtellten Räume von den Beſtimmungen 
des RMG. ausgenommen waren, von dem §1 desſelben Ge⸗ 
brauch machen wollte, ſo mußte er zur Zeit ſcheitern, weil 
damals nicht die Möglichkeit vorhanden war, die Erklärung 
gültigerweiſe abzugeben. Dieſe Löſung iſt auch nicht etwa 
deswegen unbefriedigend, weil ihr zufolge für neue Erklärungen 
nach 8 1 die Friſt aus dieſem erſt ablaufen mußte, während 
die alten Erklärungen automatiſch ohne Friſt wieder in Kraft 
treten konnten. Denn das Schutzbeſtreben, das Bedürfnis, die 
Ausgeſtoßenen wieder unter Schutz zu ſtellen, konnte ſich nur 
auf diejenigen erſtrecken, die den Schutz trotz ihres aus⸗ 
geſprochenen Willens verloren hatten. Das waren aber nur 
diejenigen Mieter, die die alten Erklärungen abgegeben hatten. 
Wer dagegen bis zum 17. Aug. 1923 die Vorſchriften des 
AMG. nicht gewollt hatte, der mochte fie im Dezember 1923 
neu fordern und konnte auf die Wirkung ebenſo lange warten, 
wie es die anderen ſeinerzeit hatten tun müffen. Er war nicht 
ſchlechter geſtellt. 

Als daher die VO. v. 4. Aug. 1923 unter dem 7. Nov. 
1923 mit Wirkung v. 1. Dez. 1923 wieder aufgehoben wurde, 
wirkte die alte Erklärung aus SI RMG. automatiſch wie 
früher. Die Räume unterſtanden vom 1. Dez. 1923 ab dem 
Schutz des RMG. Das war auch die Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers; denn im Wohlfahrtsminiſterium iſt es ſtändig un⸗ 
zweideutig ausgeſprochen worden, daß es die durch die Ver⸗ 
ordnung beabſichtigte Schutzwirkung ſo ſchnell wie möglich er⸗ 
reichen wollte und den Zeitpunkt vom 1. Dez. 1923 als un⸗ 
erwünſcht ſpät anſah. Die VO. v. 4. Aug. 1923, ein Erzeug⸗ 
nis von im Mai/Juni 1923 noch zweckmäßig ſcheinenden Er⸗ 
wägungen, hatte nämlich bereits im September / Oktober 1923 
Wirkungen ausgelöſt, welche ſich immer kataſtrophaler geltend 
machten und den Miniſter zwangen, ſeine Verordnung zurück⸗ 
zuziehen. Ein früherer Zeitpunkt als der 1. Dez. 1923 kam 
nur wegen der Schwerfälligkeit der Geſetzgebungsmaſchine nicht 
in Betracht. Auch daß der 1. Dez. 1923 etwa nur für Räume 
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mit monatlicher Mietzinszahlung der Stichtag ſein ſollte, ſonſt 
aber die Wirkung aus §1 NAME. bis zum 1. April 1924 
ausgeſetzt bleiben ſollte, war nicht beabſichtigt. Denn dann 
hätte das RM. bis zum 1. April 1924 nicht gegolten, weil 
bei Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern die Miete regelmäßig 
jährlich bemeſſen iſt. Der dem entgegenſtehenden Kammer⸗ 
1 v. 15. Mai 1924 kann nicht beigetreten 
werden. 


Die ſog. Rechtsbeſchwerde der Preußiſchen Pacht⸗ 
ſchutzordnung (PreußPsSchd). 


Von Senatspräſident i. R., Geh. Oberjuſtizrat Dr. Marwitz, Berlin. 


Durch die BD. v. 23. Juli 1921 (GS. 488) führte Preu⸗ 
ßen auf Grund der Ermächtigung der RPSchO. v. 9. Juni 
1920 83 (RGBl. 1193) gegen die Endentſcheidungen des 
Pachteinigungsamtes (PEA.) die Rechtsbeſchwerde an das 
LG. ein (8 24) und beſtimmte, daß fie nur auf eine Ver⸗ 
letzung des Geſetzes geſtüzt werden könne (§ 27), daß das 
Beſchwerdegericht an die tatſächlichen Feſtſtellungen der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung gebunden ſei, und daß neue Tat⸗ 
ſachen nur inſoweit berückſichtigt werden dürften, als ſie zur 
Begründung eines weſentlichen Mangels des Verfahrens vor- 
gebracht würden (8 33). 

Bei der Beratung über die Verlängerung der RPSchO. 
im Jahre 19221) wurde im Reichstagsausſchuß die Ein⸗ 
führung der Berufung gegen die Entſcheidungen des PEN. 
gewünſcht, während von anderer Seite dieſes Rechtsmittel 
abgelehnt wurde, weil man von ſeiner Koſtſpieligkeit und 
Langwierigkeit Nachteile beſonders für die kleinen Pächter be⸗ 
fürchtete. Man einigte ſich dahin, daß die Rechtsmittelſtelle 
jedenfalls die Möglichkeit der tatſächlichen Nachprüfung von 
Feſtſtellungen des Pen gewährt werden ſolle, und das Reichs⸗ 
1 zur Verlängerung der PSchO. v. 22. Juni 1922 (RGBl. 
529) beſtimmt demgemäß im 83 Abſ. 1: . 

„Die Einrichtung der PEA. und die Regelung de 
Verfahrens bleibt den oberſten Landesbehörden über⸗ 
laſſen. Gegen die Entſcheidungen der BEI. muß ein 
Rechtsmittel zugelaſſen ſein. Iſt dieſes Rechtsmittel 
nicht die Berufung, ſo hat die Rechtsmittelſtelle die 
Befugnis, in Fällen, in denen es ihr notwendig er⸗ 
ſcheint, von Amts wegen die Nachprüfung oder Vor⸗ 
nahme einzelner tatſächlicher Feſtſtellungen anzuordnen.“ 

Auf Grund dieſes Ermächtigungsgeſetzes hat die Preuß⸗ 
PSchO. v. 27. Jan. 1922 (GS. 287) es bei der bisherigen 
Beſtimmung belaſſen, daß gegen die Endentſcheidung des 
BEN. die Rechts beſchwerde an das LG. zuläſſig ſei (8 25 
Abſ. 1) und den bisherigen 8 23 Abſ. 1 als § 34 Abſ. 1 da⸗ 
hin geſaßt: 

„Das Beſchwerdegericht hat regelmäßig ſeiner 
Verhandlung und Entſcheidung die tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der angefochtenen Entſcheidung zugrunde zu 
legen und neue Tatſachen nur inſoweit zu berückſich⸗ 
tigen, als ſie zur Begründung eines weſentlichen Man⸗ 
gels des Verfahrens vorgebracht werden. Doch hat das 
Beſchwerdegericht die Befugnis, in Fällen, in denen 
es ihm notwendig erſcheint, von Amts wegen die 
Nachprüfung oder Vornahme einzelner tatſächlicher 
Feſtſtellungen anzuordnen.“ 

Die BD. hat ferner im § 28 die Vorſchrift des früheren 
$ 27, daß die Rechtsbeſchwerde nur auf eine Verletzung des 
Geſetzes geſtützt werden könne, wörtlich übernommen und nur 
bei der ſich anſchließenden Beſtimmung, daß einzelne Para⸗ 
graphen der ZPO. ſinngemäß Anwendung finden, den 8 561 
Abs. 2 ZPO. (Bindung des Reviſionsgerichts an die tat⸗ 
ſaͤchlichen Feſtſtellungen des Berufungsgerichts) fortgelaſſen. 
Die neueſte RPSHDO. v. 13. Febr. 1924 (RG Bl. 68) und 
die daraufhin erlaſſene PreußPSchO. v. 27. Febr. 1924 (GS. 
115) haben an dieſen Beſtimmungen nichts geändert. 
Das Miẽeterſchutzgeſetz v. 1. Juni 1923 (RGBl. 353), alſo 
ein Reichsgeſetz, gibt im § 41 Abſ. 1 gegen die Entſchei⸗ 
dungen des MEN. die Rechtsbeſchwerde, die nur auf eine 
Verletzung des Geſetzes geſtützt werden könne, gewährt aber 
im Abſ. 3 der Beſchwerdeſtelle wörtlich dieſelbe Befugnis 
zur Nachprüfung oder Vornahme einzelner tatſächlicher Feſt⸗ 
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ſtellungen, die in Pachtſchutzſachen dem Beſchwerdegericht 
durch den oben wiedergegebenen § 34 PreußPSchDO. gegeben 
iſt. Dieſe Befugnis iſt vom Reichstag hinzugefügt worden, 
um das Beſchwerdeverfahren mit den Vorſchriften der PSchO. 
in Einklang zu bringen 2). Das Kammergericht hat nun ſeinen 
Rechtsentſcheid v. 13. März 1924 — 17 1 5/24 (JW. 1924, 
840 22) — in einer Mietſache dahin gegeben, daß eine Nad)- 
prüfung der tatſächlichen Feſtſtellungen des MEA. mit dem 
Weſen einer Rechtsbeſchwerde nicht zu vereinbaren ſei, und 
hat deshalb die Befugnis der Beſchwerdeſtelle ſo ausgelegt, 
daß ſie — abgeſehen von Verfahrensmängeln — nur dann 
tatſächliche Feſtſtellungen des MEA. nachprüfen oder er⸗ 
gänzen dürfe, wenn ſie eine Geſetzesverletzung in der ange⸗ 
fochtenen Entſcheidung feſtgeſtellt habe und ſodann für die ihr 
zuſtehende eigene Entſcheidung in der Sache ſelbſt der neuen 
Tatſachen bedürfe. 

Es fragt ſich, ob dieſer Rechtsentſcheid auch für die Pacht⸗ 
ſchutzſachen zutreffend iſt. Prüft man die Frage allein an der 
Hand der PreußPSchO., dann wird man fie bejahen müſſen. 
Denn die Nachprüfung der tatſächlichen Feſtſtellungen der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung zur Unterſuchung, ob der Rechtsſtreit 
richtig entſchieden iſt, iſt mit dem Begriffe einer Rechts⸗ 
beſchwerde und mit der Vorſchrift des 8 28 Abſ. 1 Satz 1 
PSHD., daß fie nur darauf geſtützt werden könne, daß die 
angefochtene Entſcheidung auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruhe, ſchlechthin unvereinbar. Man kann insbeſondere nicht 
ſagen, daß, wenn das LG. eine ſolche Nachprüfung für er⸗ 
forderlich halte, daraus ſtets folge, daß das PEU ſeine ge⸗ 
jegliche Verpflichtung zur genügenden Aufklärung des Sach⸗ 
verhalts, die ſich aus der ihm in 88 17, 18 beigelegten Be⸗ 
fuguis zu dieſer Aufklärung ergibt, nicht erfüllt habe. Dieſe 
Anſicht wäre z. B. dann nicht zutreffend, wenn das LG. die 
Vernehmung eines Sachverſtändigen beſchließt, während das 
BEN. die betreffende Frage auf Grund eigener Sachkunde be⸗ 
antwortet hat, oder wenn das LG. im Gegenſatz zum PEN. 
in den Ausſagen mehrerer Zeugen einen Widerſpruch findet 
und ſie deshalb nochmals vernimmt. 

Indeſſen für die Auslegung der PreugPSHD. muß auch 
die RBSchdO., alſo das Ermächtigungsgeſetz, auf Grund deſſen 
die PreußPSchdO. erſt erlaſſen werden konnte, herangezogen 
werden. Aus ihrem oben mitgeteilten 83 Abſ. 1 ergibt ſich 
nun, daß die Landesbehörden als Rechtsmittel nur die Be⸗ 
rufung oder wenigſtens ein ſolches beſtimmen dürfen, das 
zur Beantwortung der Frage, ob das Rechtsmittel begründet 
iſt oder nicht, die Nachprüfung oder Vornahme einzelner tat⸗ 
ſächlicher Feſtſtellungen zuläßt. Eine wahre Rechtsbeſchwerde 
durfte die PreußPSchO. alſo gar nicht einführen, und wenn 
ſie das Rechtsmittel trotzdem ſo nennt, ſo muß das als ein 
Irrtum in der Bezeichnung angeſehen werden, der ſachlich 
ohne Bedeutung iſt. Im übrigen muß die Verordnung, wenn 
möglich, ſo ausgelegt werden, daß ſie die vom Reichsrecht zu⸗ 
gelaſſene Nachprüfung des vom BEA. feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalts geſtattet. Iſt bei einer Vorſchrift dieſe Auslegung 
nicht möglich, dann iſt ſie mit dem Reichsgeſetz unvereinbar 
und entbehrt deshalb der rechtlichen Wirkung. Das gilt für 
den bereits angeführten § 28 Abſ. 1 Satz 1, während 8 34 
Abſ. 1 Satz 1 infolge der Hinzufügung des Wortes „regel⸗ 
mäßig“ mit dem Reichsrecht nicht im Widerſpruch ſteht. Der 
obige Rechtsentſcheid des Kammergerichts kann daher auf die 
Beſchwerde in Pachtſchutzſachen keine Anwendung finden, und 
die gewollte Übereinſtimmung des Beſchwerdeverfahrens des 
MSchG. mit dem der PhD. iſt nicht erreicht worden, 
worauf bereits die Begründung des Rechtsentſcheids hinweiſt. 

Das LG,. iſt alſo befugt, auch zur Prüfung, ob die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung begründet iſt, tatſächliche Ermitt⸗ 
lungen anzuſtellen, und zwar nach § 34 Abſ. 2 Satz 2 ohne 
Rückſicht darauf, ob die Parteien Mängel der tatſächlichen 
Feſtſtellungen gerügt haben oder nicht. Dieſe Befugnis legt 
dem Gericht zugleich die Pflicht auf, ſolche Ermittlungen in 
den geeigneten Fällen vorzunehmen, da es ſeine Entſchei⸗ 
dungen nicht nach Willkür, ſondern nach pflichtmäßigem Er⸗ 
meſſen zu treffen hat. Es wird alſo den ganzen feſtgeſtellten 
Sachverhalt daraufhin prüfen müſſen, ob ein Grund für ſolche 
Ermittlungen gegeben iſt, und es kann dabei keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob die Bedenken gegen die tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen dem Gericht von ſelbſt kommen, oder ob ſie durch 
neue Behauptungen der Parteien angeregt ſind. Ihr Vor⸗ 
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handenſein genügt. Zu beachten iſt dabei, daß die Entſchei⸗ 
dungen der BEA. nach billigem Ermeſſen zu erfolgen haben 
(§ 20), und daß nach der PreußPSchO. v. 27. Febr. 1924 
eine anderweite Feſtſetzung der Leiſtungen aus einem Pacht⸗ 
vertrage nur zuläſſig iſt, ſoweit es der Billigkeit entſpricht 
(8 2 Abſ. 1). Zur Prüfung, ob eine Entſcheidung billig iſt, 
bedarf es aber regelmäßig einer völligen Klärung des Sach⸗ 
verhalts, und das LG. wird ohne eine ſolche ſeiner geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung nicht genügen können). 

Das LG. kann bei der Prüfung der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen auch neue Tatſachen, d. h. ſolche berückſichtigen, 
die erſt nach der Bekanntgabe der angefochtenen Entſcheidung 
entjtanden ſind, wie eine erhebliche Anderung der Preiſe der 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe oder Betriebsmittel oder eine 
Anderung der der Landwirtſchaft auferlegten Steuern. Denn 
wenn es die Nachprüfung dem BEN. überträgt und zugleich 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an 
dasſelbe zurückverweiſt, fo iſt dieſes nur an die rechtliche Be- 
urteilung gebunden, die das LG. ſeiner Entſcheidung zu⸗ 
grunde gelegt hat (§ 36 Abſ. 2), im übrigen hat das PEA. 
zu entſcheiden, als wenn es mit der Sache zum erſtenmal be⸗ 
faßt wäre. Es hat alſo ſeiner Entſcheidung die gegenwärtigen 
Verhältniſſe zugrunde zu legen, da ſie ſonſt der Billigkeit 
nicht entſprechen würde. Dasſelbe muß aber auch gelten, 
wenn das LG. unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes 
in der Sache ſelbſt entſcheidet. Unmöglich kann das Geſetz die 
Berückſichtigung der erſt nach der angefochtenen Entſcheidung 
entſtandenen Tatſachen davon abhängig gemacht haben, ob 
das LG. die Sache an das PEA. zurückverweiſt oder ſelbſt 
in der Sache entſcheidet, und unmöglich kann es gewollt 
haben, daß das LG. zu einer den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen und damit der Billigkeit widerſprechenden Entſchei⸗ 
dung gelangt. 

Das Rechtsmittel der PSchO, ift alſo keine Rechts⸗ 
beſchwerde, es iſt aber auch trotz der Möglichkeit neuer tat⸗ 
ſachlicher Feſtſtellungen keine Berufung. Preußen hat die Be⸗ 
rufung nicht einführen wollen, obwohl die ABSHD. auf dieſes 
Rechtsmittel in erſter Linie hingewieſen hat, und hat dieſen 
Willen im 8 34 durch das Wort „regelmäßig“ und durch 
die Beſchränkung der Befugnis zur Nachprüfung auf ein⸗ 
zelne tatſächliche Feſtſtellungen, zum Ausdruck gebracht. In⸗ 
folgedeſſen können die vor dem PEN. geſtellten Sachanträge 
der Parteien vor dem LG. nicht geändert werden, es ſei 
denn, daß die feſtgeſtellten neuen Tatſachen, mögen ſie auch 
erſt nach der angefochtenen Entſcheidung entſtanden ſein, 
eine Anderung zur Herbeiführung einer dem Sachverhalt ent⸗ 
ſprechenden, alſo billigen Entſcheidung verlangen. Dieſe Aus⸗ 
nahme muß gemacht werden, da ſonſt das Ziel der PSchO., 
ein gerechtes und befriedigendes Verhältnis zwiſchen Ver⸗ 
pächter und Pächter herzuſtellen, nicht erreicht werden kann. 
Durch das Rechtsmittel wird auch nicht der ganze Rechts⸗ 
ſtreit vor dem LG. von neuem aufgerollt. Denn einmal 
dürfen Verfahrensmängel nur beachtet werden, wenn ſie aus⸗ 
drücklich gerügt find (§ 34 Abf. 2), und ſodann ſoll das LG. 
nur, wenn es ihm nötig erſcheint, einzelne tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen nachprüfen oder vornehmen können. Nun erwächſt 
allerdings, wie bereits oben ausgeführt, aus dieſer Befugnis 
für das LG. die Verpflichtung, den ganzen Sachverhalt auf 
das Vorhandenſein von Mängeln zu prüfen, und zur Er⸗ 
reichung einer billigen Entſcheidung iſt regelmäßig die Klar⸗ 
ſtellung des Sachverhalts erforderlich. Indeſſen, das Gericht 
iſt nach dem Wortlaut des Geſetzes berechtigt, in geeigneten 
Fällen von weiteren Erhebungen Abſtand zu nehmen, und 
wird dies z. B. tun, wenn es der Überzeugung iſt, daß durch 
ſie eine ins Gewicht fallende Anderung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung nicht herbeigeführt werden kann oder daß die durch 
eine Beweisaufnahme zu erwartende Anderung in keinem 
Verhältnis zu der erwachſenden Arbeit und Koſten oder zu 
dem Nachteil ſtehen würde, den die Verzögerung in der end⸗ 
gültigen Erledigung der Sache den Parteien bringen würde. 


Die wörtliche Übernahme des Abſchnitts über die 
Rechtsbeſchwerde aus der PreußPSchO. v. 27. September 


> 3) In den Kreiſen der Intereſſenten wird geklagt, daß die Auf⸗ 
klärung des Sachrerhalts nicht immer in dem erforderlichen Grade 
geſchieht („Der Verpächter“ 1924, 26). Es liegt dies wohl daran, 
daß die PSchO nur von einzelnen tatſächlichen Feſtſtellungen redet 
und nur die Befugnis, nicht auch die Verpflichtung des TEA. 
und des LG. zur Aufklärung ausdrücklich ausſpricht. 
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1922 in die v. 27. Februar 1924 ruft Zweifel in einem 
Punkte hervor. In dem zu dieſem Abſchnitt gehörigen 
§ 28 Mi. 2 wird nämlich beſtimmt, daß die Ent⸗ 
ſcheidung ſtets als auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruhend anzuſehen iſt, wenn 82 Abſ. 2 nicht beachtet iſt. 
§ 2 Abſ. 2 der früheren PSchO. ſchrieb nun vor, daß die 
PGA. Beſtimmungen in bezug auf die Kündigung oder Auf- 
hebung der Pachtverträge oder in bezug auf die anderweite 
Feſtſtellung der Leiſtungen aus ihnen nur treffen ſollen, wenn 
und inſoweit ſich die Beibehaltung der Vertragsbeſtimmungen 
als Ausbeutung der Notlage oder als eine ſchwere Unbillig⸗ 
keit darſtellt oder die wirtſchaftliche Not einer Partei zur 
Folge haben würde. Die jetzige PSHO. ſagt dagegen im 82 
Ab ſ. 1, daß die Vertragsleiſtungen geändert werden können, 
ſoweit dies der Billigkeit entſpricht, und im Ab ſ. 2, daß die 
PEsl. Hierbei den nachhaltigen Ertrag des Grundſtücks und 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe beider Teile zu berückſichtigen 
haben, während die Vorſchrift über die Kündigung und Auf⸗ 
hebung der Verträge im 83 enthalten iſt. 828 Abſ. 2 hat 
alſo jetzt einen ganz anderen Inhalt wie früher, und doch iſt 
durch nichts erkennbar, daß die bisherigen Beſtimmungen 
in dieſem Punkte geändert werden ſollten. Wahrſcheinlich iſt 
§ 28 Abſ. 2 nur verſehentlich wörtlich übernommen worden. 
Denn es iſt kaum anzunehmen, daß das LG. die angefochtene 
Entſcheidung ſtets aufheben ſoll, wenn das BEN. den nach⸗ 
haltigen Grundſtücksertrag nicht berückſichtigt hat, auch wenn 
die Entſcheidung völlig der Billigkeit entſpricht. Aber iſt der 
Richter befugt, entgegen dem klaren Wortlaut des Geſetzes 
§ 28 Abſ. 2 auf 82 Abſ. 1 und 83, ſtatt auf § 2 Abſ. 2 zu 
beziehen? Von ſachlicher Bedeutung iſt die Frage übrigens 
nicht. Denn die Nichtberückſichtigung des 82 Abſ. 1, 8 38 in 
der neueſten Faſſung enthält ſowieſo ſtets eine Geſetzesver⸗ 
letzung, auf die die Beſchwerde geſtützt werden kann). 

Hierbei ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß § 28 Abſ. 2 
in Verbindung mit $ 36 zu einer merkwürdigen Entſcheidungs⸗ 
formel führen kann, die für den mit juriſtiſcher Spitzfindig⸗ 
keit nicht vertrauten Landwirr kaum verſtändlich fein wird. 
Nach 8 28 Abſ. 2 iſt die ⸗Entſcheidung des PGA. bei gewiſſen 
Mängeln ſtets aufzuheben, insbeſondere, wenn ein dort an⸗ 
gegebener Verfahrensmangel vorliegt und gerügt iſt. Doch 
kann auch dann das LG. nach § 36 in der Sache ſelbſt ent⸗ 
ſcheiden und wird es regelmäßig tun, wenn die Sache ſpruch⸗ 
reif iſt. Dies wird insbeſondere dann der Fall ſein, wenn das 
LG. einzelne tatſächliche Feſtſtellungen ſelbſt vorgenommen 
hat, und der Verfahrensmangel erſt nach der Beweisaufnahme 
gerügt iſt. Eine Friſt für dieſe Rüge iſt leider nicht vor⸗ 
geſchrieben und die Vorſchrift des 8 27 Abſ. 1 Satz 2 über 
die Begründung der Beſchwerde nur eine Soll vorſchrift. 
Iſt alſo ein Verfahrensmangel des § 28 Abſ. 2 vorhanden, 
ſtellt ſich die Entſcheidung des PE A. ſachlich aber als richtig 
dar, dann muß das LG. den angefochtenen Beſchluß aufheben 
und ihn gleichzeitig wiederholen. Man hat bei der Faſſung 
des § 28 wohl die Vorſchriften der ZPO. über die Reviſion 
vor Augen gehabt, dabei aber nicht beachtet, daß das Reichs⸗ 
gericht bei einem Verfahrensmangel die Sache ſtets zurück⸗ 
verweiſen muß, oder man hat beim 8 28 an 8 36 nicht ge⸗ 
dacht. Zur Vermeidung einer ſolchen widerſinnigen Formel, 
wie ſie oben angegeben iſt, ſollte in allen Fällen, alſo auch 
bei abſoluten Verfahrensmängeln, $ 563 3PO. ſinngemäß 
Anwendung finden. 

Aus vorſtehendem ergibt ſich, daß zum Verſtändnis 
der PreußPSchO. auf die RPSchdO. zurückgegangen wer⸗ 
den muß, obwohl ſie offenbar den ganzen Pachtſchutz ſelb⸗ 
ſtändig regeln wollte, daß auch einzelne ihrer Beſtimmungen 
nicht völlig durchdacht und mit genügender Sorgfalt ge⸗ 
faßt ſind. Es iſt dies eine Erſcheinung, die 
ſich bei vielen Geſetzen und Verordnungen der 
neueſten Zeit zeigt, und jeder Praktiker weiß ein 
Lied davon zu ſingen. Allerdings wird ſich die Unklarheit 
der Geſetze und Verordnungen häufig durch die Unklarheit 
und Unbeſtändigkeit der zu regelnden Verhältniſſe ſelbſt und 
durch die Eile, mit der die Regelung zu erfolgen hatte, er⸗ 
klären. Indeſſen, man ſcheint auch an den zu⸗ 
ſtändigen Stellen den Intereſſenten und ihren 
Organiſationen gegenüber nicht immer das er⸗ 
forderliche Rückgrat zu haben, und auf deren 


) Auch im § 1 Pr. PhD. iſt verfehentlich 8 2 nicht in 88 2 
und 3 geändert worden, wie es jetzt richtig heißen müßte. 
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Wunſch Beſtimmungen in die Geſetze aufzuneh⸗ 
men, die ſich mit ihrem ſonſtigen Inhalt nicht 
gut vereinigen laſſen, dabei von der Erwartung 
ausgehend, daß die Behörden bei der Auslegung 
und Anwendung ſchon den richtigen Weg finden 
werden. Es wird aber zu wenig beachtet, daß Unklarheiten 
der Geſetze nicht nur Streitigkeiten in den beteiligten Kreiſen 
hervorrufen und ihnen viel Arger und unnötige Koſten ver⸗ 
urſachen, ſondern daß ſie auch den zu ihrer Anwendung be⸗ 
rufenen Behörden erhebliche Mehrarbeit machen und wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen herbeiführen, durch die ihr Anſehen 
und damit das des Staates vermindert wird. Vielleicht iſt 
auch der Mangel mancher Geſetze damit zu erklären, daß die 
Herren in den Miniſterien, die ſie zu entwerfen haben, mit 
der Handhabung der Geſetze in der Praxis nicht genügend ver⸗ 
traut ſind und ſich deshalb von ihrer Wirkung kein richtiges 
Bild machen können. Selbſt wenn ſie vor ihrem Eintritt in 
das Miniſterium durch längere Beſchaftigung bei den Pro⸗ 
vinzialbehörden die Handhabung der Geſetze kennengelernt 
haben, was auch nicht immer der Fall iſt, ſo verlieren ſie die 
Fühlung mit der Praxis leicht während ihrer ununter⸗ 
brochenen Beſchäftigung in den Miniſterien. Dieſe Fühlung 
iſt aber für die Abfaſſung eines Geſetzes, mit dem die Be⸗ 
völkerung und die Behörden leicht arbeiten können, durchaus 
notwendig. Es iſt deshalb nur zu wünſchen, daß mit 
dem jetzigen Syſtem gebrochen wird, und daß die 
Minifterialbeamten von Zeit zu Zeit wieder bei 
einer Provinzialbehörde beſchäftigt werden, 
und zwar nicht nur in leitender Stellung, um 
ſelbſt zu ſehen, wieviel Schwierigkeiten und 
Nachteile mangelhaft abgeſaßte Geſetze hervor⸗ 
rufen. Im früheren Heere mußten die im Kriegsminiſterium 
beſchäftigten Offiziere von Zeit zu Zeit wieder in die Truppe 
eintreten, und lernten ſo aus eigener Erfahrung kennen, was 
dem Heere zu ſeiner Verwendbarkeit not tat. Dieſen guten 
Brauch ſollten alle Miniſterien befolgen. 


Geſetzliche Miete und Hausgarten. 
Von Dr. Ebel, Regierungsrat im Reichsarbeitsminiſterium, Berlin. 


Die Frage, ob der Vermieter berechtigt iſt, neben der 
geſetzlichen Miete noch eine beſondere Vergütung für einen 
mitvermieteten Garten zu fordern, iſt ſchon bald nach Inkraft⸗ 
treten des RMG. erörtert worden. Vor allem wurde von 
Hausbeſitzerſeite die Forderung erhoben, daß bei Mitvermie⸗ 
tung eines Gartens neben den ſür Wohnungen allgemein feſt⸗ 
geſetzten Zuſchlägen zur Grundmiete noch eine beſondere Ver⸗ 
gütung für den Garten zugebilligt werde. Der preuß. Wohl⸗ 
fahrtsminiſter hat in einem Rundſchreiben an die Regierungs⸗ 
präſidenten v. 20. April 1924 folgendes ausgeführt: 

„Eine andere mir häufig zur Entſcheidung vorgelegte 
Frage betrifft die Berückſichtigung der Vergütung für mit⸗ 
vermietete Nutzgärten in der Miete. Es kann ſich hier nur 
um diejenigen Fälle handeln, wo die Entſchädigung für 
die Überlaſſung der Gartennutzung in der Friedensmiete 
enthalten iſt. Im allgemeinen wird nunmehr durch den 
Umſtand, daß die geſetzliche Miete in einem Hundertſatz der 
Friedensmiete feſtgeſetzt wird, den Klagen der Vermieter 
über eine zu geringe Vergütung für die Überlaſſung eines 
Nutzgartens die Berechtigung fehlen. Hat ſich aber der 
Nutzwert des vermieteten Gartens ſeit dem 1. Juli 1914 
erheblich erhöht, ſo wird man dem Vermieter die Befug⸗ 
nis nicht abſprechen können, auf Grund des § 2 Abf. 4 
RM. zu verlangen, daß die Friedensmiete neu feſtgeſetzt 
und dabei dem obigen Umſtand Rechnung getragen wird.“ 

Der preuß. Wohlfahrtsminiſter ſteht alſo auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die geſetzliche Miete auch für den mitvermieteten 
Garten gilt und daß eine beſondere Vergütung neben der 
geſetzlichen Miete nicht verlangt werden kann. Aus Billig⸗ 
keitsgründen ſoll lediglich der Vermieter eine Erhöhung der 
Friedensmiete verlangen dürfen. Die Ausführungen haben, 
wie in dem Erlaß ausdrücklich hervorgehoben wird, die Zu⸗ 
timmung des Reichsarbeitsminiſters gefunden. 

R Im Gegenſatz zu dieſer Auffaſſung hat das KG. in dem 
Rechtsentſcheid v. 8. Mai 1924 — 17 1 19/241) — folgenden 
aufgeſtellt: 
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„Umfaßt ein Mietvertrag Gebäude oder Gebäudeteile 
und einen Garten, jo kann das MEA. die Friedensmiete 
nur für das Gebäude oder die Gebaudeteile, nicht aber auch 
für den Garten feſtſetzen.“ 

In dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle hatte das 


MEN. auf Antrag des Mieters die Friedensmiete für Woh⸗ 


nung und einen Hausgarten auf zuſammen 1500 % feſt⸗ 
geſetzt. Der Vermieter hatte Rechtsbeſchwerde eingelegt. Das 
LG. bittet um Vorabentſcheidung folgender Rechtsfragen: 

a) Iſt das RMG. anwendbar auf einen Garten, der 
neben einer Wohnung Gegenſtand eines einheitlichen 
Mietvertrages iſt, dergeſtalt, daß das MEA. zur Feſt⸗ 
ſetzung der Friedensmiete für Wohnung und Garten 
zuſtändig iſt? 

b) Stellt die Überlaffung eines Gartens von etwa ½ bis 
% Morgen, der neben einer Wohnung Gegenſtand 
eines einheitlichen Mietvertrages iſt, eine Sonder⸗ 
verpflichtung i. ©. des 8 20 RM. dar, fo daß das 
MEN. zur Feſtſetzung der Friedensmiete für Woh⸗ 
nung und Garten nicht zuſtändig iſt. 

Das LG. hatte die Wohnung als die Hauptſache eines 
einheitlichen Mietvertrages angeſehen und wollte deshalb auch 
auf den Garten das RMG. anwenden; eine nach § 20 weg⸗ 
fallende Sonderverpflichtung ſei die Überlaſſung des Gar⸗ 
tens nicht. 

Das KG. führt in den Gründen aus: 

„Das RM. entſpringt dem Bedürfniſſe, die Miet⸗ 
preisbildung vor dem ungleichen Spiel der Kräfte zu be⸗ 
wahren, das infolge des Überwiegens der Nachfrage nach 
Mieträumen über das Angebot zu befürchten war. Die 
Begründung zum Entwurfe des RM. hebt als Grund⸗ 
gedanken des Geſetzes hervor (im allgemeinen Teil): „Miet⸗ 
preisſteigerungen ſollen nur inſoweit zugelaſſen werden, als 
ſie durch die Steigerung der für das Haus aufzuwenden⸗ 
den Ausgaben notwendig geworden ſind“ und ſagt weiter 
zu 8 19 (jetzt 8 20): „Grundſätzlich wird aber der bürger⸗ 
lich⸗rechtliche Mietvertrag nur inſoweit berührt, als es 
ſich um die Höhe der von dem Mieter als Entgelt für 
den Mietraum zu bewirkende Leiſtung handelt.“ Dem⸗ 
gemäß ordnet 81 RMG. an: „Der Vermieter wie der 
Mieter eines Gebäudes oder Gebäudeteils kann jederzeit 
dem anderen Vertragsteil gegenüber erklären, daß die Höhe 
des Mietzinſes nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes be⸗ 
rechnet werden ſoll (geſetzliche Miete). „Die Bildung der 
geſetzlichen Miete iſt daher nur für vermietete Gebäude 
oder Gebäudeteile zugelaſſen. Der Umſtand, daß 
andere Sachen, insbeſondere Gärten, mit Gebäuden oder 
Gebäudeteilen den einheitlichen Gegenſtand eines Miet⸗ 
vertrages bilden, kann nicht dazu führen, die Zwangs⸗ 
bewirtſchaftung, die einſchneidende Ausnahmen vom gel- 
tenden bürgerlichen Rechte feſtſetzt, erweiternd auf jene 
Sachen auszudehnen, zumal da der Geſetzgeber den Willen, 
die Zwangsbewirtſchaftung nur auf Gebäude und Gebäude⸗ 
teile zu erſtrecken, im AMG. unzweideutig zum Ausdruck 
gebracht hat. 

Für die auf Grund des WohnMangG. zu treffenden 

behördlichen Maßnahmen teilt auch der preuß. Wohlfahrts- 
miniſter in feinem Erlaſſe v. 20. April 1924 (II 7/51) 
dieſen Standpunkt. Ein Grund, wie er es tut, für die Miet⸗ 
zinsbildung einen abweichenden Standpunkt einzunehmen, 
iſt nicht erſichtlich. Insbeſondere ſpricht für die Aus⸗ 
dehnung der geſetzlichen Miete auf mitüberlaſſene Gärten 
nicht der Umſtand, daß ein einheitlicher Vertrag vorliegt. 
Denn die Einheitlichkeit des Vertrages wird durch eine 
Beſtimmung des Mietzinſes für die verſchiedenen Miet⸗ 
ſachen nach verſchiedenen Geſichtspunkten noch nicht auf⸗ 
elöſt. 
8 Ns ift daher für einen mit einer Wohnung überlaſſenen 
Garten die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete nicht zuläſſig 
und ſomit auch nicht die Feſtſtellung ihrer Grundlage, 
der Friedensmiete, durch das MEN. 

Ob die Mietüberlaſſung eines Gartens eine geldwerte 
Sonderverpflichtung i. S. des 8 20 AME. darſtellt, unter⸗ 
liegt beim Streite der Vertragsteile der Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte und kann daher im Verfahren vor 
dem MEN. nicht entſchieden werden (ogl. Rechtsentſcheid 
v. 11. Febr. 1924 — 17 V 14/24). 

Inſoweit iſt auch das KG. nicht in der Lage, einen 
Rechtsentſcheid zu erteilen.“ 
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Den Rechtsentſcheid und die Gründe des KG. halte ich 
nicht für zutreffend. Es iſt zweifellos richtig, daß das RMG. 
dem Bedürfnis entſprungen iſt, die Mietpreisbildung vor 
dem ungleichen Spiel der Kräfte zu bewahren, das infolge 
des Überwiegens der Nachfrage nach Mieträumen über das 
Angebot zu befürchten war. Die Gründe, die die Ausſchaltung 
dieſes freien Spiels der Kräfte als erforderlich erſcheinen 
ließen, ſind jedoch vor allem auch allgemein bodenpolitiſcher 
Art geweſen. Die Begründung zu dem Entwurfe des RMG. 
führt im allgemeinen Teil folgendes aus: 

„Die völlig freie Wirtſchaft auf dem Gebiete der Miet⸗ 
preisbildung kann aus folgenden Gründen nicht zugelaſſen 
werden: Die Aufhebung jeder Beſchränkung der Mietzins⸗ 
bildung würde dazu führen, daß die Mietzinſe in den vor 
dem Kriege erbauten Häuſern ſo lange ſteigen würden, bis 
ſie ſich den bei freier Preisbildung für Neubauten angemeſſe⸗ 
nen Mietſätzen angeglichen hätten. Wenngleich auch die 
Selbſtkoſten der Hausbeſitzer infolge der Erhöhung der Aus⸗ 
gaben für die Betriebs⸗ und Inſtandſetzungskoſten zugenom⸗ 
men haben, ſo würde bei dieſer Sachlage doch mit einer 
recht erheblichen Erhöhung der Renten aus den mit alten 
Gebäuden beſetzten Grundſtücken zu rechnen ſein.“ 

Dies ſoll verhindert werden. Es heißt dann weiter: 

„Wegen der zwiſchen Mietzins und Bodenwert beſtehen⸗ 
den Wechſelwirkung wäre die Folge der bei ungeregelter Miet⸗ 
preisbildung eintretenden Steigerung der Mietzinſe eine höhere 
Bewertung des Bodens. Dem Hausbeſitz würde dadurch eine 
höhere Belaſtung des Grundſtücks ermöglicht werden. 

Auch dies will der Geſetzgeber, wie näher ausgeführt 
wird, verhindern. 

Der Mehrwert ſoll ſchließlich noch für Wohnungsbau⸗ 
zwecke in Anſpruch genommen werden, und zwar damals durch 
die Wohnungsabgabe, an deren Stelle zur Zeit die Mietzins⸗ 
ſteuer der 3. Steuer Not VO. getreten iſt. Erſt aus dieſen Er⸗ 
wägungen heraus wird der Grundgedanke formuliert: „Miet⸗ 
preisſteigerungen ſollen nur inſoweit zugelaſſen werden, als 
ſie durch die Steigerung der für das Haus aufzuwendenden 
Ausgaben notwendig geworden ſind.“ 

Die Folgen, die verhindert werden ſollen — die Steige⸗ 
rung der Grundwerte und die dingliche Bindung des ent⸗ 
ſtehenden Mehrwertes —, würden aber dann nicht verhindert 
werden können, wenn, wie das KG. es annimmt, lediglich 
das Entgelt für die Überlaffung der Räume der freien Preis⸗ 
bildung entzogen wird, nicht jedoch das Entgelt für die Über⸗ 
laſſung anderer Teile des Grundſtücks, wie Garten, Hof uſw. 
Wäre dies der Fall, ſo hätte der Grundſtückseigentümer die 
Möglichkeit, entſprechend der Steigerung des Entgelts für die 
Überlaſſung des Gartens ſeine Grundrente zu erhöhen und 
den Mehrwert für ſich in Anſpruch zu nehmen, was den 
Zielen des AMG. widerſprechen würde. Die Ziele des Ge⸗ 
ſetzes können nur erreicht werden, wenn nicht nur das Ent⸗ 
gelt für die Überlaſſung des Raumes, ſondern auch des 
Gartens und anderer Grundſtücksteile, ſoweit ſie überhaupt 
vermietet ſind, mitgeregelt wird. Geht man auf dieſe Grund⸗ 
gedanken des Geſetzes zurück, ſo ergibt ſich, daß die Schluß⸗ 
lan des KG. mit dieſem Grundgedanken nicht verein⸗ 
ar iſt. 

Dieſem Ergebnis ſcheint der Wortlaut des Geſetzes, auf 
den ſich auch das KG. ſtützt, zu widerſprechen. Der Wider⸗ 
ſpruch beſteht jedoch nur ſcheinbar. Allerdings kann nach 8 1 

MO. eine Berufung auf die geſetzliche Miete nur durch 
den Vermieter oder den Mieter „eines Gebäudes oder Ge⸗ 
bäudeteils“ erfolgen. Der Ausdruck „Gebäude oder Gebäude⸗ 
teil“ iſt aber offenbar nur gewählt worden, um zum Aus⸗ 
druck zu bringen, daß ein Mietvertrag über unbebaute Plätze 
oder etwa über bewegliche Gegenſtände nicht der Regelung 
des RMG. unterliegen ſollte, eine Klarſtellung, die notwendig 
war, da über die Anwendung der früheren MieterſchutzVO. 
auf Lagerplätze und bewegliche Gegenſtände immerhin Zweifel 
beſtanden. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergibt ſich auch 
aus der Begründung zum Entwurf eines Geſetzes über Mieter⸗ 
ſchutz und Mieteinigungsämter (Reichstag 1 1920/22 Druckſ. 
Nr. 4185) zu § 1. Es heißt hier: „SL ſtellt an die Spitze 
des Geſetzes den Grundſatz, daß Mietverhältniſſe über Ge⸗ 
bäude oder Gebäudeteile ... nur aus beſtimmten ... Grün⸗ 
den aufgehoben werden können. Der durch das Geſetz ge- 
währte Schutz bezieht ſich alſo einerſeits nicht auf Pachtver⸗ 
hältniſſe oder auf Mietverhältniſſe über unbebaute Plätze, 
anderſeits erſtreckt er ſich auf Mietverhältniſſe über Räume 
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jeder Art, insbeſondere alſo auch auf ſolche über gewerbliche 
Räume (Geſchäftsräume, Büros, Läden, Werkſtätten u. dgl.). 
Derartige Räumlichkeiten können ebenſowenig wie auf dem 
Gebiete der Mietpreisbildung (vgl. S. 13 der Begründung 
zum RM.) hinſichtlich der Frage der Aufhebung des Miet⸗ 
verhältniſſes von jeder geſetzlichen Regelung freigelaſſen wer⸗ 
den.“ Aus dieſer Begründung zum Mieterſchutzgeſetz, die un⸗ 
bedenklich auch für die Auslegung des AMG. herangezogen 
werden kann, da das Mieterſchutzgeſetz bewußt dieſelben Aus⸗ 
drücke „Gebäude und Gebäudeteile“ wie das RM. gebraucht 
und auch nur für die gleichen Mietverhältniſſe gelten ſoll, 
ergibt ſich zum mindeſten, daß aus dem Ausdruck „Gebäude 
und Gebäudeteil“ nicht die Folgerung gezogen zu werden 
braucht, daß lediglich der Mietzins, ſoweit er für den Raum 
galt, geregelt werden ſollte, daß vielmehr der Ausdruck aus 
anderen Gründen gewählt iſt. Eine beſondere Erwähnung 
derjenigen Mietverhältniſſe, bei denen gleichzeitig ein Garten 
mitüberlaſſen war, erſchien deshalb nicht mehr. erforderlich, 
weil auch bei dieſen Mietverhältniſſen der Raum die Haupt⸗ 
ſache bildet und man auch im Sprachgebrauch des täglichen 
Lebens in dieſen Fällen lediglich von einem Mietvertrag über 
eine Wohnung zu ſprechen pflegt, nicht von einem Miet⸗ 
vertrag über Wohnung und Garten. 

Eine weitere Erwägung führt gleichfalls zu einer Ab⸗ 
lehnung der Folgerung des KG. Das RM. will den in 
dem Mietvertrage vereinbarten Mietzins regeln. Dieſer Miet⸗ 
zins umfaßt aber ſowohl das Entgelt für die Wohnung wie 
für die Benutzung von Garten, Hof uſw. Bei der Feſtſetzung 
der Zuſchläge in einem Hundertſatz der Grundmiete, wie § 3 
RM. vorſah, erfolgt daher gleichzeitig auch eine Steigerung 
des in der Regel nicht näher beſtimmten Teils der Friedens⸗ 
miete, der als Entgelt für das Recht zur Benutzung des 
Gartens, des Hofes uſw. anzuſehen iſt. Sollte dies nicht 
geſchehen, ſo hätte zunächſt ein entſprechender Teil von 
der Friedensmiete in Abzug gebracht werden müſſen, wie 
dies z. B. für gewiſſe Nebenleiſtungen und für die Koſten 
für die Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſerver⸗ 
ſorgung vorgeſehen iſt. Es hätte weiter ſodann eine beſondere 
Berechnung des Entgelts für den Garten zugelaſſen werden 
müſſen. Dies wäre auch bei dem erkennbaren Beſtreben des 
RM., derartige geſondert zu berechnende Koſten auch aus 
der Friedensmiete auszuſcheiden, geſchehen, wenn das Geſetz 
eine beſondere Berechnung dieſer Koſten hätte vorſehen wollen. 
Daß dies nicht erfolgt iſt, ſpricht für die gegenteilige An⸗ 
ſicht. Es dürfte auch in der Praxis in der Mehrzahl der 
Fälle kaum möglich fein, feſtzuſtellen, welcher Teil der Miete 
für die Überlaſſung des Gartens zu rechnen iſt. Wenn der 
Mieter einer Wohnung gleichzeitig das Recht zur Benutzung 
eines Gartens erhält, ſo führt dies wirtſchaftlich zu einer 
gewiſſen höheren Bewertung der Wohnung, nicht anders, als 
wenn die Wohnung in anderer Weiſe, etwa durch Vorhanden⸗ 
ſein von Balkons, einer Loggia, durch beſonders günſtige Lage 
oder beſonders komfortablen Aufgang ausgezeichnet wäre. 
Immer aber liegt nur ein einheitlicher Mietvertrag vor, bei 
dem die Hauptſache die Überlaſſung der Räume bildet. Der 
Mietzins dieſes Vertrages ſoll durch das RM. geregelt 
werden, und ſeine Zerlegung kann nur ſo weit erfolgen, als 
das Geſetz ſie ausdrücklich zuläßt. 

Die von dem LG. geſtellte Frage iſt daher m. E. dahin 
zu beantworten, daß bei einem Mietvertrage über Wohnung 
und Garten das MEN. auch zur Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete für dieſen Mietvertrag, alſo damit auch für das Recht 
auf Nutzung des Gartens, zuſtändig iſt. 

Zu erörtern wäre noch, ob die Überlaſſung eines Gar⸗ 
tens, der neben einer Wohnung Gegenſtand eines einheitlichen 
Mietvertrages iſt, eine Sonderverpflichtung i. S. des 8 20 
RM. darſtellt und ob etwa aus dieſem Grunde eine beſon⸗ 
dere Vergütung für die Überlaſſung des Gartens gefordert 
werden kann. Die Begründung zu $ 19 des Entwurfes (jetzt 
§ 20) führt als Beiſpiel einer derartigen Sonderverpflichtung 
die Verpflichtung einer Hausbeſorgung oder zur Leiſtung 
anderer Dienſte an. In Frage kommt auch z. B. die Liefe⸗ 
rung von Waſſer, von Elektrizität oder ähnliche Verpflich⸗ 
tungen. Die Abſicht des Geſetzes geht offenbar dahin, ledig⸗ 
lich die Verpflichtungen beſtehen zu laſſen, die den Parteien 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den 
Mietvertrag obliegen. Dieſe Schematiſierung war auch not⸗ 
wendig, da das Geſetz der Berechnung der geſetzlichen Miete 
die ortsübliche Friedensmiete zugrunde legt und ſchematiſch 
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allgemeine Zuſchläge zur Friedensmiete als Regel vorſieht. 
Dieſe Regelung ſetzte voraus, daß auch die Rechte und Pflich⸗ 
ten in dem Mietvertrage möglichſt auf eine gleichmäßige Baſis 
gebracht wurden und daß derartige Sonderverpflichtungen, 
wie z. B. vor allem die Übernahme beſonderer Dienſte unter 
entſprechender Anderung der ortsüblichen Miete, beſeitigt 
wurden. Die Überlaſſung eines Gartens kommt nun zwar 
im Mietpreiſe durch Erhöhung dieſes Preiſes zweifellos zum 
Ausdruck, dieſer Mietzins bildet aber als Friedensmiete die 
Grundlage für die Berechnung der geſetzlichen Miete. Die 
Zuſchläge zur Grundmiete oder jetzt die Hundertſätze der 
Friedensmiete werden, wie bereits hervorgehoben, auch von 
dem Teil des Mietzinſes berechnet, um den der Wert der 
Wohnung mit Rückſicht auf die Zugeghörigkeit des Gartens 
erhöht iſt. Es handelt ſich um einen einheitlichen Mietvertrag 
über Wohnung und Garten. Die dem Vermieter nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Miet⸗ 
vertrag obliegenden Verpflichtungen werden durch die Ver⸗ 
pflichtung zur Überlaffung des Gartens überhaupt nicht be⸗ 
rührt. Man wird daher annehmen müſſen, daß nach dem 
Zwecke von $ 20 RM. die Überlaffung eines Gartens nicht 
als Sonderverpflichtung anzuſehen iſt. Dieſe Verpflichtung 
bleibt daher auch nach Inkrafttreten des RMG. weiter be⸗ 
ſtehen. 


Der Wohnungstauſch. 
Von AGR. Prof. Dr. Ruth, Offenbach⸗Frankfurt a. M. 


Bei der andauernden Wohnungsnot bietet ſich für den⸗ 
jenigen, der gezwungen iſt, ſeine Wohnung zu wechſeln, als 
faſt einzige Möglichkeit, dieſen Wechſel durchzuführen, nur die 
Form des Wohnungstauſches. Die daraus ſich ergebenden 
rechtlichen Fragen ſind jedoch bisher noch wenig geklärt, und 
es verlohnt ſich deshalb, dieſelben etwas eingehender zu be⸗ 
trachten. Es handelt ſich ſozuſagen um ein neues Rechts- 
inſtitut, das erſt den Verhältniſſen der Nachkriegszeit ſeine 
Entſtehung verdankt und ſich nicht ohne Schwierigkeiten in 
dem geläufigen Syſtem des Mjietrechts eingliedern läßt. Wie 
vielfach im Wohnungsnotrecht, liegt hier ein Gemiſch aus 
öffentlichem und Privatrecht vor, das noch keineswegs zu 
einer Einheit verſchmolzen iſt. Die Schwierigkeiten in der 
Praxis mehren ſich noch dadurch, daß die Tauſchparteien bei 
den mancherlei Hinderniſſen, die ſie bis zur Erreichung ihres 
Ziels zu überwinden haben, ſich meiſt mit unklaren Ab⸗ 
machungen begnügen oder ſolche überhaupt vermeiden, um den 
meiſt nicht mit Unrecht befürchteten Widerſtänden bei dem 
Vertragsgegner oder den beteiligten Hausbeſitzern aus dem 
Wege zu gehen. Die nachfolgenden Ausführungen erheben 
keinen Anſpruch auf erſchöpfende Behandlung — das iſt in 
dem zur Verfügung ſtehenden Raum gar nicht möglich —, ſon⸗ 
dern ſollen nur Anregung zu einer Beſchäftigung mit den dar⸗ 
aus ſich ergebenden Zweifelsfragen bieten. 

A. Offentlich-rechtliche Vorausſetzungen. 

I. Überall iſt ſeit längerer Zeit der Bezug einer Woh⸗ 
nung nur mit der Genehmigung des WA. zuläſſig, das 
in ſeiner Entſchließung an beſtimmte Vorſchriften im allge⸗ 
meinen nicht gebunden iſt. Schon früher war aber die Er⸗ 
langung dieſer Zuſtimmung allgemein nicht mit großen 
Schwierigkeiten verbunden, da das WA. an einem Wohnungs⸗ 
wechſel nur inſoweit intereſſiert iſt, als dadurch eine Mög⸗ 
lichkeit ſich ergibt, Wohnungſuchende, die bisher noch keine 
Wohnung inne haben, unterzubringen. Eine Verweigerung 
der Genehmigung bringt dem WA. in der Regel keinen Vor⸗ 
teil, da alsdann eben die Durchführung des Tauſchs unter⸗ 
bleiben muß, Räume aber für Wohnungſuchende dadurch nicht 
frei werden. Das WM., das zum erſten Male eine Vor⸗ 
ſchrift über den Wohnungstauſch in die reichsrechtlichen Woh⸗ 
nungsmangelbeſtimmungen einfügte, kodifizierte alſo im 
weſentlichen die bisherige Praxis der Wal,, ohne viel Neues zu 
bringen. Eine Erleichterung des Wohnungstauſchs enthielt 
88 WM. lediglich inſofern, als die Genehmigung dem WA. 
unter beſtimmten Vorausſetzungen zur Pflicht gemacht und 
eine Möglichkeit geſchaffen wurde, die verweigerte Einwilli⸗ 
Ver des Vermieters zu erſetzen. Freilich, bei hartnäckigen 

ermietern vermochte man ſich ſchon früher dadurch zu helfen 
ein Weg, der auch heute noch gangbar iſt und unter Um⸗ 
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ſtänden ſeine Vorzüge hat — daß die beteiligten WA. die 
Tauſchpartner auch ohne formellen Tauſchvertrag in die ge⸗ 
wünſchten Wohnungen einweiſen und ihre Aufnahme gegen⸗ 
über dem Vermieter erzwingen. Und die Frage, ob das WA. 
bei Vorliegen aller geſetzlichen Vorausſetzungen ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zum Tauſch geben muß, iſt ſehr beſtritten und mit 
Brumby (WMG. 8. Aufl. S. 85) und Kieferſauer 
(Grundſt.⸗Miete I. Teil 2. Aufl. S. 172) und Auerbach 
(JW. 1924, 789) wohl zu verneinen, trotzdem das Geſetz ſich 
in dieſer Hinſicht einer ſehr apodiktiſchen Faſſung bedient. 
Es wäre auch eine zu bürokratiſche Auffaſſung, daß der im 
Geſetz gemachte Vorbehalt bezüglich der Vorſchriften über die 
zuläſſige Belegung und Benutzung erſt nach vollzogenem 
Tauſche praktiſche Wirkung äußern könnte in Geſtalt einer 
nachträglichen Beſchlagnahme und Entziehung von Teilen der 
Wohnung, deren Bezug kurz vorher dem Mieter geſtattet 
worden iſt. Es liegt im Intereſſe der Tauſchparteien ſelbſt 
und nicht nur der behördlichen Zwangs wirtſchaft, daß den Be⸗ 
teiligten ſchon vor vollzogener Tatſache Klarheit über die Ab⸗ 
ſichten des WA. zuteil wird. Zudem kann nur auf dieſem 
Weg den ſo verbreiteten Wohnungshändeln, bei denen die In⸗ 
haber größerer Wohnungen dieſe für eine erhebliche Abſtands⸗ 
ſumme gegen kleinere eintauſchen, ein Riegel vorgeſchoben 
werden. Die Wohnungszwangswirtſchaft iſt nicht dazu da, um 
dem Mieter Bereicherungen zu verſchaffen. Auf die hierfür 
bezahlten Summen hat die Allgemeinheit einen Anſpruch, auf 
deren Koſten der beſſer ſituierte Mieter ſich einen Vorzug zu 
verſchaffen ſucht, und ſolche Gelder ſind der Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe dienſtbar zu machen. Hat der Tauſch⸗ 
luſtige erſt ſein Ziel erreicht, ſo iſt es erfahrungsgemäß viel 
ſchwerer, ihm Räume wieder zu entziehen, es gibt Mittel und 
Wege auch gegenüber der Zwangswirtſchaft genug, um die 
drohende Beſchlagnahme zu vereiteln. N 

Gegen die Verſagung der Genehmigung durch das WA. 
läßt ſich nur auf dem Wege der Dienſtaufſichtsbeſchwerde an⸗ 
kämpfen. Die von Stern (MEHE. 7. Aufl. 837 Bem. II 3 bb) 
als möglich bezeichnete Beſchwerde an das MEA. dürfte wohl 
kaum gegeben ſein. Da dieſe Beſchwerde nur gegen „Ver⸗ 
fügungen“ des WA. zuläſſig iſt und unter Verfügung nicht, 
wie Brum by (EA. 24, 325) annimmt, jede obrigkeitliche 
Willenserklärung, ſondern im Sinne des WM G. nur 
unmittelbare Eingriffe in die Privatrechte der Betroffenen 
verſtanden werden können (ſo auch MEA. Rheinhauſen in 
EA. 24, 324 Abw. A KG. in EA. 24, 330). Der von Fuchs 
(EX. 24, 324) bei grundloſer Verſagung der Genehmigung 
empfohlene Umweg, ohne Zuſtimmung des WA. zunächſt den 
Tauſch durchzuführen und dann die hiergegen gerichteten 
Maßnahmen des WA. durch Beſchwerde anzugreifen, ift wohl 
theoretiſch nicht zu beanſtanden, bringt für die Beteiligten 
aber ein viel zu großes Riſiko, um ihn wagen zu können. 

II. Leichter iſt die Zuſtimmung des dem Tauſch 
widerſtrebenden Vermieters zu erzwingen. Für die Ent⸗ 
ſcheidung des MEA. über Erſatz dieſer-Zuſtimmung gilt zwar 
billiges Ermeſſen. Aber mit Kieferſauer (a. a. O. S. 172) 
iſt anzunehmen, daß das MEA. nur dann feine Zuſtimmung 
verſagen darf, wenn der Vermieter gewichtige in der Perſon 
des neuen Mieters liegende Gründe geltend zu machen hat, 
wie es auch 8 29 MSHG. für den Fall der Erſatzerlaubnis 
zur Untervermietung vorſieht. Sehr häufig iſt der Vermieter 
einem Tauſch deshalb abgeneigt, weil er erhöhte Aufwen⸗ 
dungen für die Inſtandhaltung bzw. Inſtandſezung der Woh⸗ 
nung fürchtet, weil er bei dem neuen Mieter kaum die gleiche 
Duldſamkeit, wie ſie der bisherige Mieter übte, gegenüber dem 
vernachläſſigten Zuſtand der Wohnung vorausſetzt. Das iſt 
natürlich kein ausſchlaggebender Grund. g Seine Inſtand⸗ 
ſetzungspflicht beſteht gegenüber beiden Mietern rechtlich in 
gleichem Umfang. Durch den Wechſel des Mieters ändert ſich 
hieran nichts. Allerdings ließe ſich einwenden, daß der Ver⸗ 
mieter dem neuen Mieter gegenüber dann rechtlich ſchlechter 
geſtellt iſt, wenn der bisherige Mieter die Rechte aus 88 537, 
538 BGB. bei beſtehenden erheblichen Mängeln des Miet⸗ 
raums durch vorbehaltsloſe Übernahme der Mieträume in⸗ 
folge ſeiner Kenntnis oder grobfahrläſſigen Unkenntnis der 
Mängel gemäß § 539 BGB. verwirkt hat. Aber einmal 
kann es rechtlich überhaupt zweifelhaft ſein, ob der neue Mieter 
bei einem Wohnungstauſch weitergehende Rechte als der bis⸗ 
herige Wohnungsinhaber geltend zu machen vermag. Und 
dann iſt zu bedenken, daß der aus Vernachläſſigung der In⸗ 
ſtandhaltungspflicht für den Mieter erwachſenden Erfül⸗ 
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lungs anſpruch nicht ebenſo wie das Recht auf Minderung 
des Mietzinſes oder Schadenserſatz unter den Vorausſetzungen 
des 8 539 BGB. untergeht. Dann iſt aber im ungünſtigſten 
Falle die Verſchlechterung der Rechtsſtellung gegenüber dem 
neuen Mieter eine ſo geringfügige — mehr formeller als mate⸗ 
rieller Natur —, daß dieſer Geſichtspunkt für die Entſcheidung 
des MENU, das in erſter Linie die Belange der Allgemein⸗ 
heit zu berückſichtigen hat, nicht in die Wagſchale fallen kann. 
Bei gegenteiliger Auffaſſung würde wohl auch ſelten die Zu⸗ 
ſtimmung zu einem Wohnungstauſch von dem Vermieter er⸗ 
zwungen werden können. 

Verweigert der Vermieter ſeine Zuſtimmung zum Woh⸗ 
nungstauſch deshalb, weil er ſelbſt die Wohnung des Mieters 
zu beziehen oder ſie Familienangehörigen zu überlaſſen 
wünſcht, fo kann dieſer Einwand für das MEN. ſelbſt dann 
nicht beachtlich ſein, wenn berechtigte Gründe für eine Ver⸗ 
größerung oder Veränderung der von dem Vermieter oder 
ſeinen Angehörigen benutzten Räume vorliegen. Sein drin⸗ 
gendes Intereſſe an der Erlangung der fraglichen Mieträume 
könnte der Mieter nach beſtehendem Recht nur durch eine auf 
8 4 MShH®. geſtützte Aufhebungsklage zur Durchſetzung brin- 
gen. Die Möglichkeit dazu beſteht nach Vollziehung des Tau⸗ 
ſches ebenſogut wie bisher. Allerdings können ſich die Aus⸗ 
ſichten einer ſolchen Klage durch den Wechſel der Mieter 
weſentlich verſchlechtern. Denn das Gericht hat bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung die Intereſſen des Mieters an der Beibehaltung der 
Räume gegen die Intereſſen des Vermieters abzuwägen. Ge⸗ 
langt z. B. durch den Tauſch eine kinderreiche Familie an 
die Stelle eines kinderloſen Ehepaares in den Beſitz der Miet⸗ 
räume, ſo kann eine bisher wohl begründete Klage dadurch 
ausſichtslos werden. Das MEA. vermag jedoch über ſolche 
Einwände in der Regel ſchon mit dem Hinweis darauf hin⸗ 
wegzugehen, daß der Vermieter unter ſolchen Umſtänden die 
Aufhebungsklage ſchon längſt hätte anſtellen können; allenfalls 
kaun es den Ausgang einer ſofort angeſtrengten Aufhebungs⸗ 
klage vor ſeiner Entſcheidung abwarten. Im übrigen iſt es 
überhaupt nicht Aufgabe des MA., über die Ausſichten eines 
zur Zuſtändigkeit des Gerichts gehörigen künftigen Mietſtreits 
zu befinden. Die Vorausſetzungen des 84 MSchch. find fo 
dehnbar gefaßt, daß dem ſubjektiven Standpunkt des ent⸗ 
ſcheidenden Richters weiteſter Spielraum eingeräumt iſt. Nur 
unmittelbare in den Verhältniſſen des neuen Mieters be⸗ 
gründete Tatſachen können eine Verſagung der Tauſchgeneh⸗ 
migung rechtfertigen, nicht in ihrer Auswirkung unbeſtimm⸗ 
bare Ereigniſſe, deren Eintritt für die Zukunft lediglich be- 
fürchtet wird. 

Die ſchriftlich zu gebende Zuſtimmung des Vermieters 
zur Durchführung des Tauſchs iſt in erſter Linie eine öffent⸗ 
lichrechtliche Vorausſetzung für die Genehmigung des Tauſchs 
durch das Wohnungsamt. Sie iſt deshalb eine dem Woh⸗ 
nungsamt gegenüber abzugebende Erklärung. Der Um⸗ 
ſtand, daß 88 Wohn MangG. von einer „Beifügung“ der 
Zuſtimmungserklärung durch den tauſchluſtigen Mieter ſpricht, 
ſchließt nicht die Bedeutung in ſich ein, daß das WA. auf einer 
Abgabe dieſer Erklärung gegenüber dem Mieter beſtehen 
müſſe und eine dem WA. nicht durch den Mieter, ſondern 
unmittelbar eingereichte Erklärung nicht berückſichtigen dürfe. 
Ob eine privatrechtlich für den Vermieter bindende Verein⸗ 
barung bezüglich der Aufnahme des neuen Mieters in das 
Mietverhältnis vorliegt, hat das WA. nicht zu prüfen. Der 
Wortlaut des Geſetzes bringt lediglich zum Ausdruck, daß die 
Einreichung der ſchriftlichen Zuſtimmungserklärung des Ver⸗ 
mieters durch den Mieter genüge. Inwiefern gleichzeitig 
dieſer Erklärung des Vermieters auch eine privatrechtliche 
Bedeutung zukommt, iſt noch näher zu prüfen. 

III. Häufig wird von den Parteien aus irgendwelchen 
Gründen von einer ſofortigen Durchführung des Tauſchs 
Abſtand genommen. Der eine Mieter verzichtet vorläufig 
auf den Bezug der Tauſchwohnung, weil er zur Zeit dafür 
feine Verwendung hat oder fie feinen Bedürfniſſen nicht 
völlig entſpricht und ſtellt dem zuſtändigen Wohnungsamt die 
in Ausſicht genommene Wohnung zur Verfügung unter der 
Bedingung, daß ihm jederzeit auf ſeinen Wunſch eine gleich⸗ 
wertige Wohnung zugewieſen wird. Das Wohnungsamt pflegt 
in ſolchen Fällen einen ſog. Tauſchſchein auszuſtellen, 
enthaltend die Verpflichtung, dem Adreſſaten auf Wunſch 
jederzeit eine Wohnung in näher bezeichneter Lage, Größe 
und Ausſtattung zuzuweiſen. Daß ſolche Urkunden einen 
recht bedingten Wert haben, wenn der Berechtigte ſpäter 


hiervon Gebrauch zu machen ſucht, iſt in der Praxis eine 
wohlbekannte Tatſache. Höchſt ſelten hat das WA. im ge⸗ 
gebenen Falle gerade eine Wohnung zur Verfügung, um 
ſeine Verpflichtung zu erfüllen, mitunter auch fehlt es wohl 
überhaupt an dem guten Willen, dem Wunſche des Tauſch⸗ 
berechtigten zu entſprechen. Da entſteht die Frage, ob der 
Inhaber des Scheins — ſelbſtverſtändlich nur der erſte Emp⸗ 
fänger, denn ein ſolcher Anſpruch iſt ſeiner Natur nach nicht 
übertragbar — die Einlöſung des gegebenen Verſprechens 
gegenüber dem Wohnungsamt zu erzwingen vermag. In 
dieſen wie in ähnlichen Fällen, in denen das WA. durch Ver⸗ 
einbarung mit dem Geſuchſteller beſtimmte Verpflichtungen, 
die eine Einſchränkung der ihm zuſtehenden öffentlichrecht⸗ 
lichen Befugniſſe enthalten, übernimmt, handelt es ſich im 
Sinne des Verwaltungsrechts um die Begründung eines ſub⸗ 
jektiven Rechts durch einen öffentlichrechtlichen Vertrag, der 
als zuläſſig zu erachten iſt r). Ob allerdings die Behörde nur 
bei ausdrücklicher geſetzlicher Ermächtigung oder auch ohne 
eine ſolche durch Abſchluß eines Vertrags eine öffentlichrecht— 
liche Leiſtungspflicht zugunſten einer Privatperſon mit recht⸗ 
licher Wirkung zu übernehmen vermag, iſt beſtritten, aber 
wohl in bejahendem Sinne zu entſcheiden ?). Nach den einzel⸗ 
ſtaatlichen Verwaltungsgerichtsgeſetzen iſt hiermit den Berech⸗ 
tigten meiſt der Weg des Verwaltungsgerichtsverfahrens er⸗ 
öffnet. Zivilrechtlich iſt aber die Möglichkeit zur Durd) 
ſetzung dieſes Anſpruchs nicht gegeben. Entzieht ſich das 
WA. feiner Verpflichtung, fo kann der Berechtigte auch nicht 
auf dem Wege einer Entſchädigungsklage vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten zu ſeinem Recht gelangen. Der Anſpruch 
betrifft, obwohl er erheblichen privatrechtlichen Vermögens⸗ 
wert hat, nicht lediglich die individuelle Rechtsſphäre des ein- 
zelnen, ſondern einen Gegenſtand des öffentlichen Intereſſes 
und wurzelt in einem öffentlichrechtlichen Vertrag. 

B. Die privatrechtlichen Beziehungen der Be— 

eiligen 

I. Die Rechtsnatur des Wohnungstauſchvertrags, 
für den es an einer ſpeziellen geſetzlichen Beſtimmung fehlt, 
kann nicht unter analoger Anwendung der Vorſchriften über 
den Tauſch näher beſtimmt werden. Bei dem Tauſch handelt 
es ſich um die Verbindung von zwei Kaufverträgen. Die 
unmittelbare Leiſtung jedes Vertragſchließenden beſteht 
in der Verſchaffung eines individuellen Gegenſtandes (RG. 
50, 287). Die Verpflichtung zur Verſchaffung eines ding⸗ 
lichen Rechts kommt für die Kontrahenten eines Wohnungs⸗ 
tauſchvertrags nicht in Frage, nicht einmal die Verſchaffung 
des Beſitzes an der Tauſchwohnung, ſofern man überhaupt 
dem Beſitz die Natur eines dinglichen Rechts zuſprechen 
kann. Die Wohnungstauſchvereinbarung enthält vielmehr in 
ihrer Perfektion eine Reihe von miteinander verkoppelten 
Verträgen, die in gegenſeitiger Abhängigkeit voneinander 
ſtehen und Rechtsbeziehungen zwiſchen den tauſchluſtigen Mie⸗ 
tern, den Parteien der bisherigen Mietverhältniſſe und den an 
den neu einzugehenden Mietverträgen beteiligten Perſonen 
begründen. Dieſe Rechtsbeziehungen ſind im einzelnen zu 
betrachten und klarzulegen. 

II. Der natürliche Gang der Verhandlungen, die zum 
Abſchluß eines Wohnungstauſchvertrags führen, erfordert zu— 
nächſt eine Vereinbarung zwiſchen den zwei oder 
mehreren zum gegenſeitigen Tauſch ihrer Wohnungen ge⸗ 
neigten Mietern. Eine wirkſame Vereinbarung bei einer 
aus mehr als zwei Perſonen beſtehenden Kette liegt erſt vor, 
wenn ſämtliche beteiligten Mieter zugeſtimmt haben. Kommt 
ein unmittelbarer Austauſch der Wohnungen zwiſchen 
zwei Mietern nicht in Frage, ſo ſteht jede dem andern gegen⸗ 
über übernommene Verpflichtung unter der aufſchiebenden 
Bedingung, daß auch die weiteren Glieder der Kette dem 
Vertrag beitreten. Meiſt kommt es in dieſen Fällen überhaupt 
nicht zu einer bindenden Vereinbarung, ſondern es liegen 
lediglich unverbindliche Vorbeſprechungen vor, ein noch nicht 
zum Abſchluß gediehener Vertrag, der erſt durch den Bei⸗ 
tritt der übrigen Beteiligten vervollſtändigt wird. Aber auch 
die zwiſchen allen Mietern erzielte Übereinſtimmung iſt als 
Vertrag in ihrer Wirkung von dem Eintritt ſtillſchweigend 
aufgenommener Bedingungen abhängig: Der Zuſtimmung der 
ſämtlichen Vermieter und aller zuſtändigen Wohnungsämter. 


1) Vgl. Fleiner, Inſtitutionen des deutſchen Verwaltungs⸗ 
rechts VI/ VII. Aufl. 1922, S. 165 ff., 200 ff. 
2) Fleiner a. a. O. S. 202, 130. 
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Was die erſtere Vorausſetzung anlangt, ſo kann zweifel⸗ 
haft ſein, ob damit der Abſchluß eines bindenden Mietvertrags 
mit dem Vermieter der jeweils in Ausſicht genommenen neuen 
Wohnung gleichfalls Bedingung der Wirkſamkeit iſt oder nur 
die zur Überlaſſung der Wohnung durch den bisherigen Mieter 
an einen anderen nach 8549 BGB. notwendige Zuſtimmung, 
oder gar nur die dem Wohnungsamt gegenüber abzugebende 
Zuſtimmungserklärung. Die Abſicht der Parteien geht im 
Zweifelsfall ſicherlich dahin, daß die neueinziehenden Mieter 
in ein unmittelbares Rechtsverhältnis zu dem Vermieter ein⸗ 
treten ſollen, daß nicht lediglich ein Untermietverhältnis zu dem 
bisherigen Mieter begründet werden ſoll. Denn andernfalls 
würde der neue Mieter nicht in den Genuß des Mieterſchutzes 
gegenüber dem Hausherrn gelangen und von der Willkür 
des bisherigen Mieters abhängig werden, der durch Auf⸗ 
gabe des weiter beſtehenden Hauptmietverhältniſſes jederzeit 
den Tauſchkontrahenten der Räumungsklage des Hauptvermie⸗ 
ters ausliefern kann. Auch bei dem bisherigen Mieter iſt 
in der Regel die Abſicht zu unterſtellen, daß er durch den 
Tauſch von der Bindung an das bisherige Mietverhältnis ſich 
befreien und nicht die Verantwortung für einen fremden 
Rauminhaber übernehmen will. Demgemäß iſt regelmäßig 
auch der Abſchluß der zur Durchführung des Tauſches not⸗ 
wendigen Mietverträge als Bedingung der Vertragserfüllung 
zwiſchen den Tauſchkontrahenten anzufehen. 

Offen bleibt jedoch die Frage, wer die Zuſtimmung 
des Vermieters zum Wechſel der Mieter und den Abſchluß 
des Mietvertrags mit dem neuen Mieter zu erwirken hat 
und wie die gegenſeitigen Verpflichtungen der Beteiligten 
hierbei abzugrenzen ſind. Soweit ausnahmsweiſe nur die 
Begründung eines Untermietverhältniſſes zwiſchen den am 
Tauſch beteiligten Mietern beabſichtigt wird, iſt es zweifellos 
Aufgabe des bisherigen Wohnungsinhabers, für die Einholung 
und nötigenfalls für die Erzwingung der Zuſtimmung (8 29 
MSHS.) zu ſorgen, und es beſteht eine bindende Verpflich⸗ 
tung für ihn dem Vertragsgegner gegenüber, hierzu alle 
geſetzlichen Mittel zu erſchöpfen. Nicht aber geht dieſe Ver⸗ 
pflichtung darauf, unter allen Umſtänden für die Verſchaffung 
des Beſitzes an den Mieträumen einzuſtehen, nötigenfalls 
auch eine von dem Vermieter als Preis ſeiner Zuſtimmung 
geforderte Abſtandsſumme zu entrichten. Die Tauſchverein⸗ 
barung hat noch nicht die Bedeutung eines bereits ab⸗ 
geſchloſſenen Untermietvertrags, ſondern nur eines Vor⸗ 
vertrags zu dieſem Zweck. Neben dem bedingten Recht auf 
Räumung der Wohnungen bei Vorliegen aller hierfür be⸗ 
ſtehenden Vorrausſetzungen enthält der Tauſchvertrag auch 
zugleich die nicht von einer Bedingung abhängige Verpflich- 
kung, für die Wegräumung der der Durchführung des Ver⸗ 
trags entgegenſtehenden Hinderniſſe zu ſorgen. Nach Treu 
und Glauben können jedoch nur die im Verkehr üblichen Be⸗ 
mühungen zur Erlangung der Zuſtimmung gefordert werden, 
nicht dagegen unverhältnismäßige Aufwendungen. Erfüllt 
der Vertragsgegner dieſe (unbedingte) Verpflichtung nicht — 
ſie beſteht nicht nur gegenüber dem unmittelbar auf die 
Wohnung reflektierenden Vertragspartner, ſondern auch gegen- 
über den übrigen Beteiligten — dann kann jede von den 
übrigen Vertragsparteien nach 8326 BGB. vorgehen und 
eventuell Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen?). 

Iſt dagegen, wie die Regel, die Begründung ſelbſtändiger 
neuer Mietverhältniſſe mit den in Betracht kommenden Mie⸗ 
tern beabſichtigt, ſo erſcheint es als Aufgabe des auf die 
Wohnung reflektierenden Mieters, für den Abſchluß des Miet- 
bertrags ſelbſt zu ſorgen. Es iſt ſeine perſönliche Angelegen- 
heit, wie er zu einer Einigung über die Bedingungen des 
Mietvertrags mit dem Vermieter gelangt. Die Vertrags⸗ 
abſicht der Tauſchparteien wird zwar gewöhnlich nur auf einen 
Wechſel der Mieter ohne Anderung der Bedingungen des bis⸗ 
herigen Mietverhältniſſes gehen, und unter der Herrſchaft 
des geltenden Mietrechts, das die Verpflichtungen der Par⸗ 
teien, insbeſondere die Höhe des Mietzinſes, ſchon von ſich 
— in Ermangelung abweichender Vertragsbeſtimmungen 
aindend begrenzt, iſt der Abſchluß ausdrücklicher Mietverträge 


— 


Bedi 9 5160 BGB. iſt nicht anwendbar, ebenſowenig § 162. Die 

11 re tritt ja infolge des Verhaltens des vertragsuntreuen Teiles 

6; JE ein (8160) und es kann auch nicht gejagt werden, daß ihr 
intritt verhindert worden iſt (8 162); denn es liegt nur Läſſig⸗ 

Er in der Vertragserfüllung vor, die aber dadurch in ihren Folgen 

1 beſeitigt werden kann, daß die übrigen Vertragsbeteiligten ſich 
n die Zuſtimmung des Vermieters bemühen. 
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überhaupt nicht mehr üblich. Inſofern wäre auch der bis⸗ 
herige Mieter ohne weiteres in der Lage, entweder als 
Stellvertreter des neuen Mieters oder in Form eines Ver⸗ 
trags zugunſten eines Dritten mit der ſelbſtverſtändlichen Be⸗ 
gründung unmittelbarer Rechte des Tauſchpartners gegenüber 
dem Vermieter ($328 BGB.) den Eintritt des Vertrags⸗ 
gegners in das ſeitherige Mietverhältnis herbeizuführen. 
Aber zum mindeſten kann eine Verpflichtung hierzu 
nicht ohne ausdrückliche Verabredung im Tauſchvertrag unter⸗ 
ſtellt werden, und auch das Einverſtändnis des Vertrags⸗ 
gegners hiermit iſt für den Normalfall nicht anzunehmen. 
Die Verpflichtungen des Wohnungsreflektanten ſind in gleicher 
Weiſe zu begrenzen wie in vorhergehendem Abſatz die Ver⸗ 
pflichtung des Wohnungsinhabers zur Einholung der Zu⸗ 
ſtimmungserklärung. 

Die Erwirkung der ſchriftlichen, zur Vorlage bei dem 
Wohnungsamt beſtimmten Zuſtimmungserklärung iſt aber 
auch hier Sache des bisherigen Mieters mit denſelben Wir⸗ 
kungen, wie oben berührt, bei Nichterfüllung der Verpflich- 
tung. 

Was den Inhalt des Tauſchvertrags im übrigen an⸗ 
langt, ſo beſteht wenigſtens darüber kein Zweifel, daß die 
Tauſchpartner verpflichtet ſind, am beſtimmten Tag ihre 
Wohnungen zu räumen. Fraglicher aber iſt es, ob eine un⸗ 
mittelbare Übergabe an den zuziehenden Mieter oder nur eine 
ſolche an den Vermieter zu erfolgen hat. Die Entſcheidung 
hängt davon ab, wie man die Vollziehung des Tauſches 
rechtlich aufzufaſſen hat, lediglich als Rechtsabtretung (ſo 
Kieferſauer a. a. O. S. 171 und LG. Hannover in EA. 
1924, 340) oder als Beendigung des beſtehenden Mietverhält⸗ 
niſſes unter gleichzeitiger Begründung eines neuen Miet⸗ 
verhältniſſes zwiſchen Vermieter und Tauſchpartner. Eine 
einfache Rechtsabtretung kann aber kaum in Frage kommen. 
Sie würde nur die Rechte aus dem Mietvertrag übertragen, 
aber nicht die Verpflichtungen aus demſelben. Im übrigen 
iſt die Zuläſſigkeit der Abtretung ſchon nach § 399 BGB. 
ausgeſchloſſen, weil die Leiſtung des Vermieters durch Ab⸗ 
tretung der Forderung eine Veränderung ihres Inhalts er⸗ 
fahren würde; dieſer Mangel kann allerdings durch Zuſtim⸗ 
mung des Vermieters beſeitigt werden). Es bleibt daher nur 
die erſtere Konſtruktion übrig, deren praktiſche Schwierigkeiten 
freilich nicht zu verkennen ſind. Der abziehende Mieter hat 
alſo keine Pflicht gegenüber dem Tauſchpartner, dieſem den 
Beſitz der Räume zu verſchaffen. Es iſt Sache des 
Mietnachfolgers, wie er ſich mit dem Vermieter auseinander⸗ 
ſetzt, wenn ſeinem Einzug ſich von dieſer Seite Schwierig⸗ 
keiten entgegenſtellen. Damit erledigt ſich auch die Frage 
nach der direkten Haftung des ausziehenden Mieters für 
Sachmängel s). gegenüber dem Nachfolger im Mietverhältnis. 
Sie wäre übrigens ſelbſt dann zu verneinen, wenn man eine 
Pflicht zur Verſchaffung des Mietbeſitzes annehmen könnte. 
Denn die Sachhaftung knüpft ſich nicht ohne weiteres an 
jedes zur Beſitzübertragung verpflichtende Rechtsverhältnis, 
ſondern tritt nur in den vom Geſetze beſtimmten Fällen ein 
— eine analoge Anwendung des 8 515 BGB. und der Kauf⸗ 
vorſchriften kommt nicht in Frage — und die Parteiabſicht 
ſpricht eher gegen als für die übernahme der Haftung. 

Aber man braucht ſchließlich dem Vermieter nicht mehr 
Rechte zuzuſprechen, als er ſelbſt in Anſpruch nimmt. In 
den meiſten Fällen pflegt ſich der Vermieter um die Durch⸗ 
führung des Wohnungstauſches nicht zu kümmern, ſolange er 
von Reparaturanforderungen verſchont bleibt. Häufig iſt er 
aber auch der Anſicht, daß er nach Zuſtimmung zum Tauſch 
ſich den Dispoſitionen der Tauſchkontrahenten zu fügen habe. 
Erſcheint er beim Auszug des Mieters nicht — die Übergabe 
hat an Ort und Stelle zu erfolgen —, jo iſt darin die ſtill⸗ 
ſchweigende Ermächtigung des Mieters zur unmittelbaren 
Übergabe der Mieträume an den neuen Mieter zu erblicken. 
Wem das als Willensinterpretation zu weitgehend erſcheint, 
der wird wenigſtens der Annahme einer gerechtfertigten Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag nicht zu widerſprechen vermögen. 

III. Mit dieſer Analyſierung der zwiſchen den Tauſch⸗ 
partnern beſtehenden Rechtsbeziehungen iſt auch das jeweils 

) Vgl. Enneccerus⸗Kipp⸗Wolff, Lehrb. Bd. I, 2. 15. 
bis 17. Aufl. S. 231. 

5) Für Rechts mängel fehlt die Haftung ſchon aus dem Grunde, 
weil es Aufgabe des Mietnachfolgers iſt, den Mietvertrag mit dem 
Vermieter zu ſchließen. 
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zwiſchen dem Vermieter und dem bisherigen 
Mieter beſtehende Rechtsverhältnis bereits an⸗ 
gedeutet. 

1. Das Vertragsverhältnis zwiſchen Vermieter und bis⸗ 
herigem Mieter wird durch den Tauſchvertrag nur in⸗ 
ſofern beeinflußt, als der Mieter hieraus die entſprechende 
Folgerung zur Löſung des Mietverhältniſſes zieht. Die dem 
WA. vorzulegende Zuſtimmungserklärung enthebt den Mieter 
nicht der Notwendigkeit, den Mietvertrag durch Kündigung 
aufzuheben, da eine Rechtsabtretung, eine Fortſetzung des 
Mietverhältniſſes durch den Nachfolger nicht angenommen 
werden kann. Es iſt nicht zu verkennen, daß dieſe Kon⸗ 
ſequenz praktiſch nicht ungefährlich iſt. Denn erfüllt ſich 
die Erwartung des Mieters, daß der Tauſch durchgeführt 
wird, nicht, fo hat er ſich zwiſchen zwei Stühle geſetzt und 
iſt der Räumungsklage des böswilligen Vermieters preis⸗ 
gegeben, wobei ihn nur der Umſtand halbwegs zu tröſten 
vermag, daß wohl jedes Gericht ihm dann nach § 27 
MEHG. Vollſtreckungsſchutz zubilligen wird. Mit der Unter⸗ 
ſtellung einer nur unter der Bedingung des Einzugs in die 
neue Wohnung erklärten Kündigung iſt ihm nicht zu helfen. 
Denn die Kündigung iſt als rechtsgeſtaltend wirkende ein- 
ſeitige Erklärung nach herrſchender Meinung bedingungs⸗ 
feindlich und die bedingt ausgeſprochene Kündigung deshalb 
unwirkſam; der Mieter gerät hierdurch in die Gefahr, über 
die feſtgeſetzte Zeit hinaus an einem Mietvertrag feſtgehalten 
zu werden, den er nicht fortzuſetzen gewillt iſt. Will der Mieter 
ſicher gehen, ſo muß er den Weg einer Aufhebung des Miet⸗ 
vertrags durch Vertrag mit dem Vermieter wählen, wobei 
die Einfügung entſprechender Bedingungen keinem Bedenken 
begegnet‘). Ob man dieſen Sinn bereits der Aushändi⸗ 
gung der Zuſtimmungserklärung an den Mieter!) unter⸗ 
legen kann, iſt mir ſehr zweifelhaft. Man trägt dann doch 
wohl mehr in eine ſolche lediglich als Unterlage für das WA. 
dienende Erklärung hinein, als geſtattet erſcheint. Der Zweck 
der darauf bezüglichen Beſtimmung des 88 Wohn Mang. 
iſt doch nur der, das WA. dazu anzuhalten, daß es bei 
jeinen Entſchlüſſen auf den Willen des Vermieters die ge- 
bührende Rückſicht nimmt und ſich nicht vorher in einer 
Weiſe feſtlegt, die der Vermieter als Druck auf ſeine Ent⸗ 
ſchließung auffaſſen könnte. Keinesfalls ſoll dem WA. eine 
Prüfung der privatrechtlichen Vorausſetzungen für die Durch⸗ 
führung des Tauſchvertrags zugemutet werden, eine Ver⸗ 
antwortung, die das WA. bei feiner meiſt nicht aus Juriſten 
beſtehenden Zuſammenſetzung überhaupt nicht zu tragen ver⸗ 
möchte. Demgemäß enthält die betreffende Erklärung des 
Vermieters im Normalfall nicht mehr als die Mitteilung, 
daß er Einwendungen gegen die Perſon des präſentierten 
Mietnachfolgers nicht zu erheben habe, bindet aber noch nicht 
ſeine Entſchließung bezüglich der Beendigung des Mietverhält⸗ 
niſſes und des Eintritts des Tauſchgegners in dasſelbe. Auch 
dem Umſtand, daß der Vermieter die Zuſtimmungserklärung 
dem Mieter aushändigt, kommt keine weitergehende Bedeu⸗ 
tung unter dieſen Umſtänden zu. 

Iſt die Kündigung durch den Mieter erfolgt oder der 
Mietvertrag durch Vereinbarung beendigt, ſo entſteht dadurch 
für den Mieter, wie oben erwähnt, die Pflicht zur Zurückgabe 
der Mieträume an den Vermieter. Eine ſolche Kon⸗ 
ſtruktion entſpricht auch dem berechtigten Intereſſe des Ver⸗ 
mieters. Er muß die Möglichkeit haben, vor Einzug des 
neuen Mieters den Zuſtand der Mieträume zu prüfen und 
Feſtſtellungen für etwa beſtehende Erſatzanſprüchk zu treffen. 

2. Für den Mietnachfolger erſetzt die Zuſtim⸗ 
mungserklärung des Vermieters nach 88 Wohn Mang. den 
Abſchluß eines Mietverrtags mit dem Vermieter ebenſowenig, 
wie dies bei dem bisherigen Mieter bezüglich der Beendigung 
des Mietverhältniſſes der Fall iſt. Nur der Nichtverhinderung 
des erfolgten Einzugs des Tauſchpartners vermag dieſe Be⸗ 
deutung zuzukommen. Sie iſt als ſtillſchweigender Mietver⸗ 
trag zu den gleichen Bedingungen, wie ſie für das bisherige 
Mietverhältnis beſtanden, zu werten. Selbſtverſtändlich ge⸗ 
nügt in dieſer Hinſicht auch eine mündliche oder ſchriftliche 
Erklärung des Vermieters gegenüber dem bisherigen Mieter, 
der dann als Stellvertreter oder Geſchäftsführer ohne Auftrag 

6) Vgl. RG. 104, 308. 

7) Wird fie direkt dem Wohnungsanit von dem Vermieter über⸗ 
ſandt, ſo entfällt die Möglichkeit einer ſolchen Konſtruktion damit 
ohne weiteres. 
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handelt. Im einzelnen können jedoch nur die näheren Um⸗ 
ſtände des Falls eine ſichere Grundlage für die Annahme er⸗ 
geben, daß die Erklärung oder das Verhalten des Vermieters 
den Ausdruck des Willens in ſich ſchließt, mit dem Tauſch⸗ 
partner ein Mietverhältnis zu begründen — regelmäßig man⸗ 
gels entſprechender Vorbehalte mit demſelben Inhalt wie 
das bisherige — oder ob er nur ſeine prinzipielle Geneigtheit 
zum Abſchluß eines Mietvertrags hiermit zu erkennen geben 
wollte. 

Weigert der Vermieter ausdrücklich den Abſchluß des 
Mietvertrags oder ergeben dies die Umſtände des Falles, 
dann bleibt nichs übrig, als den Abſchluß eines Zwangsmiet⸗ 
vertragss) zu betreiben. In der erfolgten Genehmigung 
des Tauſches durch das WA., die ja dem Vermieter amtlich 
mitgeteilt wird, läßt ſich die nach 84 Wohn MangG. er⸗ 
forderliche Zuweiſung und die Aufforderung zum Abſchluß 
des Mietvertrags bereits erblicken. Der Tauſchpartner hat 
einen öffentlichrechtlichen Anſpruch gegen das WA. auf 
Durchführung des Zwangsmietverfahrens nach erfolgter 
Tauſchgenehmigung. Vorausſetzung für die Einleitung des 
Verfahrens iſt allerdings, daß das Mietverhältnis des bis⸗ 
herigen Mieters gelöſt iſt, wenn auch der Zeitpunkt der 
Beendigung nicht abgewartet zu werden braucht. Denn 8 4 
Wohn Mangc. ſetzt „Unbenutztheit“ der Wohnung voraus 
und auch die einzelſtaatlichen Ausführungsbeſtimmungen ge⸗ 
ſtatten über den 8 4 Wohn MangG. hinaus nicht die Be- 
ſchlagnahme und Verwertung einer geſamten benutzten 
Wohnung., ſondern nur der für den Wohnungsinhaber ent⸗ 
behrlichen Räume. 


Wohnungsnot, Stockwerkseigentum, Hausgewerk⸗ 
ſchaft und Hauskux. 


Nach einem Vortrag in dem Inſtitut für Wirtſchafts⸗ 
und Sozialwiſſenſchaften in Münſter i. W. 
Von Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 


Man begegnet häufig Zeitungsanzeigen, in denen ein 
Unternehmer gegen Zahlung eines kleinen Kapitals Miet⸗ 
luſtigen auf mehrere Jahre freie Wohnung zuſichert. Umge⸗ 
kehrt ſuchen kleine Kapitaliſten unter Zuſicherung eines Bau⸗ 
koſtenzuſchuſſes eine Mietwohnung. Vollkommen iſt dies nicht. 
Der Unternehmer muß die Hypothek natürlich auf lange Jahre 
feſtlegen, weil er einer Kündigung wirtſchaftlich nicht ge- 
Be ift, von den Mietern kann aber nur ein einziger an 
erſter Stelle ſtehen, alle übrigen Kleinkapitaliſten müſſen ſich 
mit der zweiten, dritten uſw. Stelle begnügen. Dies iſt für 
die Mehrzahl der Mieter eine ſehr erſchwerende Bedingung, 
denn die Verwertbarkeit der unkündbaren Hypothek leidet 
darunter. Auf der anderen Seite kommen Mieter und Ver⸗ 
mieter aus der dauernden Auseinanderſetzung über ihre gegen⸗ 
ſeitigen Pflichten und Rechte nicht heraus. Ferner fehlt dem 
Mieter die volle Sicherheit, daß er nicht doch eines Tages ger 
kündigt werden kann. Einmal hat jede Miete ihre geſetzlich 
vorgeſehene zeitliche Höchſtgrenze von, kurz aber ungenau, 
30 Jahren, iſt gegen Zwangsverſteigerungen auf die Dauer 
nicht geſichert. Außerdem hindert die Miete den Mieter 
immerhin etwas in der Benutzungsfreiheit, ferner in der 
Untermiete, ebenſo in der beliebigen Übertragbarkeit von 
Rechten und Pflichten auf dritte. Dabei wird von dem 
Gängelband des Mieteinigungsamtes und Wohnungsamkes 
ganz abgeſehen. Da fragt ſich, ob man nicht heute dem Klein 
kapital einen ſtärkeren Anreiz geben kann, ſich am Hausbau 
zu beteiligen. Dann muß ihm aber mehr geboten werden 
als die Miete ihm bietet. Dex Kleinkapitaliſt muß die Sicher⸗ 
heit haben, daß er nicht gekündigt und nicht geſteigert werden 
kann, muß ſein Wohnungsrecht, wenn ich mich einſtweilen 
ungenau ſo ausdrücken darf, beliebig verwerten können, 25 


8) LG. Hannover in Ed. 1924, 340 nimmt zwar richtig au⸗ 
daß die Erſetzung der Zuſtimmung des Vermieters durch das MEN. 
nicht neue Bedingungen des Mietvertrags feſtſetzen könne, ſondern 
daß dies Aufgabe eines Zwangsmietvertrags ſei. Dem widerſpricht 
aber die Auffaſſung des LG., daß das MEA. zu prüfen habe, ob 
dem Vermieter die Fortſetzung des Mietvertrags mit dem anziehenden 
Mieter zu denſelben Bedingungen wie bisher zugemutet 
werden kann. Bei einer Differenz über die Bedingungen des Miete 
vertrags kann der entgegenſtehende Wille des Vermieters nur im 
Zwangsmietverſahren gebrochen werden. 
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muß vererblich und veräußerlich ſein und grundſätzlich von 
derſelben Dauer wie das Haus ſelbſt. 

Dann muß aber eine andere Rechtsform gefunden werden 
als die Miete. Das Bürgerliche Recht ſtellt folgende Rechts⸗ 
formen zur Verfügung: 

1. Das Miteigentum. Dies bedeutet, daß jeder 
Miteigentümer zu einem gedachten Bruchteil (Ys, ½, Ya uſw.) 
Eigentümer an jedem körperlichen und räumlichen Teil des 
Gebäudes ift, daß es keinen Gebäudeteil gibt, an dem 
nicht jeder Miteigentümer anteilig mitberechtigt wäre. 
Mit einer ſolchen Regelung iſt aber den Kleinkapitaliſten, 
die ſich zur Erbauung eines Hauſes zuſammentun wollen, 
wenig gedient. Sie brauchen etwas ganz anderes. Ein 
jeder muß nach Möglichkeit mit ſeinen Rechten auf einen 
beſtimmten räumlich begrenzten Teil des Hauſes beſchränkt 
werden, ſo daß ihn die anderen Räumlichkeiten möglichſt 
wenig angehen, die übrigen Mitbewohner aber auch kein 
Recht haben, ſich um ſeine Räume zu kümmern. Ferner 
muß er ſicher ſein, daß es nicht eines Tages mit ſeinem Mit⸗ 
eigentum ein Ende hat. Dies läßt ſich bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade allerdings erreichen, wenn zwiſchen den Mit⸗ 
eigentümern vereinbart wird, daß die Aufhebung der Ge⸗ 
meinſchaft ausgeſchloſſen ſein ſolle, auf Zeit oder für immer 
(8 749 II BGB.). Doch ift dieſer Schutz nur unvollkommen. 
Aus einem wichtigen Grunde kann doch gekündigt werden 
(§ 749 II BGB.) und die Abmachung unter den Miteigen- 
kümern gilt gegen die Sondernachfolger nur, wenn ſie in 
das Grundbuch eingetragen iſt ($ 1010 1 BGB.). 

Die Gemeinſchaft aber wird aufgehoben durch Zwangs 
verſteigerung mit nachfolgender Teilung des Erlöſes ($ 753 
8080. Das bedeutet, daß der Miteigentümer nur Geld 
erhält, aber ſeinen Miteigentumsanteil endgültig verliert. 
Insbeſondere hat kein Miteigentümer das Recht, ſich und 
ſeinen Anteil von der Verſteigerung auszuſchließen. Alſo 
braucht nur ein einziger Miteigentümer den Antrag auf Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft zu ſtellen, und alle anderen ſind aus⸗ 
geſchloſſen, wenn fie nicht imſtande find, wieder von neuem zu 
bieten oder den auf Teilung drängenden Miteigentümer aus⸗ 
zukaufen. Ferner verſagt die Abmachung in folgenden Fällen. 

Iſt die Aufhebung der Gemeinſchaft nur auf Zeit aus⸗ 
geſchloſſen, ſo tritt die Abmachung im Zweifel mit dem 
Tode eines Miteigentümers außer Kraft ($ 750 BGB.). 

Ein Gläubiger eines Miteigentümers, der deſſen Mit⸗ 
eigentumsanteil gepfändet hat, il an dieſe Abmachung nicht 
gebunden (8 751 Satz 2). Gerät alſo ein Miteigentümer in 
Schulden, können ſeine Gläubiger die ganze Gemeinſchaft 
ſprengen, wenn nicht die übrigen Miteigentümer einſpringen. 
Da ſie hierzu aber wirtſchaftlich vielfach nicht imſtande ſein 
werden, iſt natürlich die Rechtslage unſicher. 

Ferner iſt die Vereinbarung unwirkſam gegenüber dem 
Konkursverwalter, wenn ein Miteigentümer in Konkurs ge⸗ 
raten iſt (8 16 11 KO.). Vermögensverfall eines Miteigen⸗ 
tümers gefährdet alſo die ganze Gemeinſchaft. 

Überdies krankt das ganze Rechtsverhältnis an einer 
gewiſſen Schwerfälligkeit, weil alles durch und über das 
Grundbuch gehen muß und entſprechend Koſten verurſacht. 

Solange die Miteigentümer dieſelben bleiben, läßt ſich 
zwar erreichen, daß die Benutzung durch Mehrheitsbeſchluß, 
der ſich nach der Größe der Anteile richtet (§ 7451) ge⸗ 
regelt wird, dem einzelnen alſo beſtimmte Räume zu ſeiner 
Benutzung zugewieſen werden. Auch kann dies durch Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch für alle, die an die Stelle des 
Miteigentümers treten, z. B. Abkäufer, verbindlich gemacht 
werden (§ 1010 J). Aber dieſe Abmachung kann durch Mehr⸗ 
heitsbeſchluß jederzeit wieder geändert werden. Da hierfür 
maßgebend iſt, welche Partei den größeren Anteil an dem 
Hauſe in Händen hat, ſind die Miteigentümer mit kleineren 
Inteifen gegenüber denen, die die größere Hälfte haben, 
wehrlos, und es kann daher keineswegs immer der einzelne 
arauf rechnen, daß er die ihm zugewieſenen Räume auch 
dauernd werde behalten dürfen. 

Aus alledem ergibt ſich, daß das gewöhnliche Mit⸗ 
eigentum nicht ausreicht, um dem einzelnen die volle recht⸗ 
liche Unabhängigkeit zu gewährleiſten. Ohne ſie aber geht 
es nicht, fie ift vielmehr unerläßliche Bedingung. Ein anderer 
Mangel rein tatſächlicher Natur ift, daß der Antrieb zur 
eigenen Verbeſſerungsarbeit fehlt. Sehr viele, die jetzt als 

ieter in fremden Häuſern wohnen, ſind willens und im⸗ 
tande, durch eigene Arbeit: anſtreichen, tapezieren, kleinere 
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techniſche, Tiſchler⸗ und Schloſſerarbeiten ihre Wohnung nicht 
bloß imſtande zu halten, vielfach auch zu verbeſſern. Der⸗ 
artiges ſteckt niemand gern in fremde Taſchen, dagegen iſt 
ſofort der Antrieb da, die Wohnung durch allerhand Nach⸗ 
hilfen zu heben, wenn man weiß, daß man für ſich ſelber 
arbeitet. Bei dem Miteigentum arbeitet der einzelne zu⸗ 
nächſt aber nur zum beſten aller, nicht etwa bloß zu ſeinem 
eigenen Vorteil. Das hat naturgemäß zur Folge, daß er ſich 
mit den anderen Miteigentümern wegen dieſer durch ihn 
geſchaffenen Verbeſſerungen auseinanderſetzen muß. Das be⸗ 
deutet aber, daß an die Stelle der Streitigkeiten zwiſchen 
Vermieter und Mieter die Streitigkeiten zwiſchen den Mit⸗ 
eigentümern treten. Ferner wirkt ſtörend die Gefahr, daß 
durch Gläubiger oder Konkursverwalter die Gemeinſchaft ge⸗ 
ſprengt wird, es zur Verſteigerung kommt und nunmehr 
alle in die Wohnräume verwandte Arbeit dem Bewohner 
unter den Händen entgleitet. 

2. Gebeſſert wird die Sache nicht, wenn man zu der 
Rechtsform der Geſellſchaft greift. Bei ihr kehren 
im großen und ganzen dieſelben Bedenken wieder wie bei dem 
Miteigentum, der gewöhnlichen Gemeinſchaft. Theoretiſch 
kann hier ja ein Mehrheitsbeſchluß nach Kopfteilen herbei⸗ 
geführt werden (8 709 BGB.), aber die Inhaber der grö⸗ 
ßeren Anteile werden ſich dem nicht unterwerfen, ſie haben 
ebenſo wie die kleineren Geſellſchafter das gleiche Intereſſe 
daran, daß ihnen nicht durch Mehrheitsbeſchlüſſe die von 
ihnen bewohnten Räume beliebig entzogen werden können. 

Es kommen alſo ernſtlich nur ſolche Rechtsformen in 
Betracht, die dem einzelnen ein ausſchließliches und nicht 
beliebig durch Mehrheitsbeſchluß entziehbares Nutzungsrecht 
an beſtimmten Räumen des Hauſes geben. Ferner muß auch 
die Sicherheit geboten ſein, daß nicht ein Gläubiger eines 
verſchuldeten Miteigentümers ($ 725 J), oder daß nicht der 
Konkurs eines Miteigentümers die ganze Geſellſchaft und 
Gemeinſchaft auflöſen kann ($ 728). Das anzuſtrebende Ziel 
beſteht darin, auch dem Kleinkapitaliſten eine möglichſt große 
Sicherheit und zugleich Selbſtändigkeit zu geben, ihn ſo wenig 
als möglich an andere Perſonen zu binden und ihm zugleich 
die freie Verfügung über das ſeine vorzubehalten. 

Hierfür bietet das Bürgerliche Recht ſcheinbar eine 
andere Form. 

3. Das perſönliche Wohnrecht des 81093 BG B. 
Aber dieſes krankt an ſeiner höchſt perſönlichen Natur, es 
iſt an die Lebenszeit des Berechtigten gebunden und unüber⸗ 
tragbar, nicht veräußerlich und nicht vererblich. Außerdem 
ſind die Anläſſe zu den Auseinanderſetzungen über die not⸗ 
wendigen Ausbeſſerungen nicht ausgeſchaltet (vgl. 81041 
BGB.). Der Übelſtand iſt immer, daß der Wohnberechtigte 
nur ein Recht an fremder Sache hat, kein Eigentümer iſt, ſich 
infolgedeſſen ſchließlich mit dem Eigentümer vielfach ebenſo 
auseinanderſetzen muß wie der Mieter. Das kommt daher, 
weil das Nutzungsrecht zeitlich beſchränkt iſt und der Eigen⸗ 
tümer den natürlichen Wunſch hat, nicht vollſtändig ver⸗ 
wahrloſte Räume wieder zu erhalten. 

4. Das EGBGB. hat in Art. 131 der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten, in gewiſſer Weiſe Erſatz für das abſterbende 
Stockwerks-, Geſchoßeigentum zu ſchaffen. Das Ge⸗ 
ſchoßeigentum, an das man zunächſt denken könnte, iſt 
erhalten geblieben, ſoweit es beſtand, neues aber darf nicht 
begründet werden (Art. 182 EG BGB.). Es kann alſo nur 
auf Grund einer neuen geſetzgeberiſchen Ermächtigung durch 
das Reich dem Wohnungsbau dienſtbar gemacht werden, 
würde ſich aber doch nicht empfehlen. Das Geſchoßeigentum 
wird wohl meiſtens in der Weiſe vorkommen, daß der Nach⸗ 
bar das Recht hat, die Trennmauer zu durchbrechen und einen 
Raum oder mehrere Räume des belaſteten Hauſes zu ſeinem 
Hauſe zu ziehen, ſo daß er teils in ſeinem, teils in dem 
fremden Hauſe wohnt. In gebirgigen Gegenden trifft man 
auch folgendes. Ein dachloſes Haus iſt an die Bergwand 
gebaut und darauf ein zweites Haus geſetzt. Beide Häuſer 
haben — und dies iſt ſehr wichtig — geſonderte Ausgänge, 
das untere auf die untere, das obere auf die obere Straße. 
Wo die beiden Häuſer nebeneinander auf gleicher Höhe liegen 
und die Scheidemauer durchbrochen iſt, ſind die in dem 
fremden Hauſe befindlichen Räume wohl nur von dem 
Nachbarhauſe aus zugänglich und gegen den anderen Teil des 
Hauſes, zu dem ſie gehören, abgeſchloſſen. Es bleibt aber 
immer der Gegenſatz Hausbeſitzer und Geſchoßeigentümer. 
Im Grunde ſteht der Geſchoßeigentümer auch nicht anders da, 
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als ein Wohnungsberechtigter nach § 1093, nur daß fein 
Recht vererblich und veräußerlich iſt. Das BGB. hat mit 
Recht darauf verzichtet, dem Geſchoßeigentum in ſeiner bis⸗ 
herigen Art zu neuem Leben zu verhelfen, es hat aber in 
Art. 131 EGBGB. eine andere Möglichkeit vorgeſehen. Der 
Landesgeſetzgebung iſt freigeſtellt worden, das Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis zwiſchen den Miteigentümern eines Grundſtücks 
näher und abweichend vom BGB. zu beſtimmen, wenn aus⸗ 
gemacht iſt, daß jeder Miteigentümer an beſtimmten Teilen 
des Gebäudes das ausſchließliche Nutzungsrecht haben ſoll. 
Es darf beſtimmt werden, welche Teile jedem Miteigentümer 
zur geſonderten Benutzung zuſtehen ſollen und was gemein⸗ 
ſchaftlich iſt (Treppen, Flure, Dachboden, Waſchküchen, Müll⸗ 
räume, Haustüren, Hof, Durch- und Einfahrt). Wegen dieſer 
kann Beleuchtung, Reinigung, Ausbeſſerung, Tragung von 
öffentlichen Laſten uſw. durch die Landesgeſetzgebung geregelt 
werden. Ferner kann das Landesgeſetz — und dies iſt 
zweifelsfrei ein Vorteil — die §§ 749-751 BGB. aus⸗ 
ſchließen, ebenſo den § 16 II KO. Mit anderen Worten, die 
Gemeinſchaft kann dauernd unkündbar gemacht werden. 

Die landesgeſetzliche Regelung der Benutzung darf natür⸗ 
lich dinglich wirkſam ſein, d. h. das dem einzelnen gewährte 
Recht iſt unentziehbar, kann ihm auch durch Mehrheits⸗ 
beſchluß nicht genommen werden. 

Wir hätten dann alſo folgendes. Geſetzt A.—E. find 
Miteigentümer, dann müſſen ſie alle in das Grundbuch ein⸗ 
getragen werden, können auch über ihren Anteil frei ver⸗ 
fügen und ihn vererben. Ihre Verfügung muß über und 
durch das Grundbuch geſchehen. 
anteil erwirbt der Erwerber auch das unentziehbare Be⸗ 
nutzungsrecht an den für den Anteil zwar nicht dem Eigen⸗ 
tumsrechte nach, aber der Nutzung nach vorbehaltenen Räum⸗ 
lichkeiten. Er kommt für die Inſtandhaltung nur ſich ſelber 
auf, hat davon den alleinigen Nutzen und den alleinigen 
Schaden. Alle Ausbeſſerungen macht er in ſeine eigene 
Taſche, zu ſeinem eigenen Vorteil, alle Verwahrloſung 
ſchädigt ihn ſelber. Er iſt ſozuſagen Herr innerhalb ſeiner 
vier Wände und keinem Hausbeſitzer verantwortlich. Etwas 
anderes iſt es natürlich, wenn ſeine etwaige Fahrläſſigkeit 
die Nachbarn, Über⸗ oder Unterwohner ſchädigt, z. B. er läßt 
die Waſſerleitung überlaufen, Wand und Decke weichen durch. 
Dann bleibt der betreffende Einwohner aber ſchon nicht 
mehr innerhalb ſeiner Wände, ſondern wirkt darüber hinaus, 
muß daher dafür aufkommen. Das iſt dasſelbe, als wenn 
jemand einem anderen die Fenſterſcheiben einwirft. 

Notwendig iſt aber, daß die Verwaltung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Räume geregelt und von einem einzigen in die 
Hand genommen und durch Umlagen auf die Miteigentümer 
beglichen wird. 

Bei dieſem Verfahren kann der einzelne Einwohner ein 
kleiner Hausherr werden, ſein Geld wertbeſtändig anlegen, 
frei veräußerliche und vererbliche Sachwerte erwerben, iſt 
vor Kündigung und Mietſteigerung ſicher. Andererſeits 
können Gläubiger und Konkursverwalter nicht hineinfahren 
und keinen Einwohner in die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten 
des anderen hineinziehen. 

Von der durch Art. 131 EGBGB. verliehenen Befugnis 
haben nur Bayern und Heſſen Gebrauch gemacht, um das dort 
beſtehende Stockwerkseigentum in dieſe neue Rechtsform über⸗ 
zuleiten, die anderen Staaten kennen etwas Derartiges nicht, 
und es iſt bei der heutigen Wohnungsnot unter allen Um⸗ 
ſtänden zu erwägen, ob nicht wenigſtens dieſer in Art. 131 
gewieſene Weg einzuſchlagen iſt. 

5. M. E. empfiehlt es ſich aber, noch weiter zu gehen 
und die Hauseinwohner zu einer Hausgewerkſchaft, 
Hausgeſellſchaft mit den Rechten einer juriſtiſchen 

erſon zuſammenzuſchließen, Anteilſcheine auszugeben nach 
Art der Kuxe und die Anteile ebenſo wie die Kuxe in er⸗ 
leichterter Weiſe übertragbar zu machen. Der Weg über und 
durch das Grundbuch iſt immer ſchwerfällig und koſtſpielig 
und man muß doch, wenn man eine Mehrheit von Perſonen 
zum gemeinſamen Häuſerbau zuſammenſchließen will, auf 
ein möglichſt billiges und einfaches Verfahren ſehen. Man 
kann auch an eine Genoſſenſchaft denken, es iſt ganz gleich 
wie man es nennt, nur muß die freie Übertragbarkeit und 
Veräußerlichkeit der Anteile bleiben. Bleiben muß auch die 
Möglichkeit, die Anteile ganz verſchieden groß zu nehmen. 

Die Hausgewerkſchaft braucht keinen beſonderen Namen, 
ſie wird durch Straße und Nummer genügend gekennzeichnet, 
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und nur ſie wird in das Grundbuch eingetragen. Ver⸗ 
äußerungen der Anteile gehen nicht durch das Grundbuch, 
ſondern vollziehen ſich durch Übertragung des Anteilſcheines, 
der mit allen Nachſchuß⸗ und Beitragspflichten belaſtet wird. 
Die Gewerkſchaft kann natürlich einen Geſchäftsführer für 
gewiſſe gemeinſchaftliche Angelegenheiten nicht entbehren, als 
ſolcher würde ſich wohl ein außerhalb der Gewerkſchaft ſtehen⸗ 
der Sachverſtändiger empfehlen. 

Die Berechtigung des einzelnen Gewerken in bezug auf 
die ihm zuſtehenden Räume iſt nicht bloß Mitgliedſchaftsrecht, 
ſondern in erſter Linie dingliches Nutzungsrecht, aber über⸗ 
tragbar in den Formen einer Übertragung des Mitglied- 
ſchaftsrechtes. 

6. Geſetzgeberiſch wäre nun zweierlei zu fordern: 
a) Daß die Landesgeſetzgebung von dem Vorbehalt 
des Art. 131 EGBGB. Gebrauch macht, b) daß auch das 
Reich ein entſprechendes Geſetz erläßt. Die Gewerkſchaft 
würde ohne reichsgeſetzliche Regelung immer auf den um⸗ 
ſtändlichen Weg angewieſen ſein, ſich die juriſtiſche Perſön⸗ 
lichkeit durch Staatsakt verleihen laſſen zu müſſen, denn ſie 
müßte natürlich die Form des Vereins annehmen, etwa nach 
dem Muſter der früheren Kolonialgeſellſchaften. Die ein⸗ 
fache Einordnung unter die Gewerkſchaften etwa des Berg⸗ 
rechts iſt unmöglich. Dieſe Dinge hält man beſſer ausein⸗ 
ander. Trotz der Verwandtſchaft mit der bergrechtlichen Ge⸗ 
werkſchaft erſcheint daher auch der Name Hausgeſellſchaft 
richtiger. Der Titel Hausgewerkſchaft und Hauskux iſt nur 
gewählt, um den Leſer beſſer über den Inhalt des kommenden 
zu unterrichten. Doch ſind dies untergeordnete Fragen, die 
Hauptſache iſt, daß die Bezeichnungen möglichſt kurz und 
ſchlagend ſind. 

Reichsgeſetzliche Regelung iſt auch deshalb notwendig, 
weil nach beſtehendem Rechte die Begründung und Über⸗ 
tragung von dinglichen Nutzungsrechten nur über das Grund⸗ 
buch möglich iſt, während wir doch gerade von dieſem Satz 
frei ſein müſſen, um das Nutzungsrecht an den Kux knüpfen 
zu können. 

Wenn das gleichzeitige Nebeneinander des Miteigentums 
gemäß Art. 131 EGBGB. und der Hausgewerkſchaft als 
juriſtiſche Perſon empfohlen wird, jo ſoll das beſagen, daß 
die Parteien das beſte ſich auswählen können. Man ſoll alſo 
geſetzgeberiſch das eine tun und das andere nicht laſſen. 

Gegen dieſen Verſuch, neue geſchmeidige Beteiligungs⸗ 
formen an Hausbauten zu finden, läßt ſich nur dann ernſt⸗ 
haft etwas einwenden, wenn nachgewieſen wird, daß dieſe Be⸗ 
teiligungsform eine wirtſchaftliche Gefahr für die Klein⸗ 
kapitaliſten bedeutet. Dieſer Nachweis wird ſich ſchwerlich 
erbringen laſſen, zumal ja niemandem ein Verſuch mit 
dem bevorrechtigten Nutzeigentum oder der Hausgewerkſchaft 
aufgedrungen wird. 

7. Es müßte aber auch die Möglichkeit vorgeſehen wer⸗ 
den, daß Hauskuxe als bloße Nutzungskuxe ausgegeben wer⸗ 
den, die nur das veraäußerliche, vererbliche und auf beſtimmte 
Räumlichkeiten beſchränkte Nutzungsrecht gewähren, ohne den 
Kuxinhaber als Miteigentümer zu beteiligen. M. a. W., das 
in reichlich blindem Eifer totgehetzte Erbbaurecht müßte ge⸗ 
wiſſermaßen als räumlich auf Stockwerksnutzung beſchränktes 
Erbbaurecht den Wohnungsbedürftigen zur Verfügung geſtellt 
werden. Das bedeutet, daß mit dem ganz verfehlten § 1014 
BGB. und § 1 III VO. v. 15. Jan 1919 über das Erbbau⸗ 
recht gründlich gebrochen werden muß. Dieſe Beſtimmungen 
ſind von unerträglichem Doktrinarismus. Wir müſſen uns 
doch klar machen, daß heute das deutſche Volk im großen unter 
den Beengungen leidet, an denen die Bewohner gebirgiger 
Gegenden noch heute leiden und die Bewohner der engum⸗ 
wallten Städte in früheren Jahrhunderten gelitten haben. 
Das Verhältnis der Bevölkerungszahl zum Grund und Boden 
wird immer ungünſtiger, das deutſche Volk hat zu ſeinem 
ſchweren Schaden die ungeheuere Bedeutung des Raums 
nicht rechtzeitig erkannt, erkennt ſie noch heute nicht, und 
da müſſen wir uns eben auf dem vorhandenen Raum ſo gut 
oder ſchlecht wie es geht einrichten. Gewiß kann die primi⸗ 
tive wagerechte Teilung des früheren Rechtes nicht einfach 
wieder eingeführt werden, mit ihr iſt es vorbei und muß 
es vorbei fein, aber auf dem Wege über das vererbliche, ver 
äußerliche und räumlich beſchränkte Nutzungsrecht läßt ſich 
dasſelbe erreichen. Erbbaurecht und Erbbaurechtsverordnung 
haben gerade das einzige, mit dem noch gearbeitet werden 
könnte, totgeſchlagen, und unſere Sozialpolitiker haben mit 
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ſtaunenswerter Treffſicherheit an der Scheibe vorbeigeſchoſſen, 
ſo daß für dieſe geſetzgeberiſche Leiſtung kein Wort der Ver⸗ 
urteilung hart genug iſt. 

In großen Zügen würde das Erbbaunutzungsrecht 
folgendermaßen ausſehen: 

Kein Heimfallanſpruch, keine Verfügungsbeſchränkung, 
Verpfändung nicht nach Hypothekenrecht, ſondern nach dem 
Pfandrecht an beweglichen Sachen (Kux), Zwangsvollſtreckung 
nach den Regeln der Zwangsvollſtreckung in Rechte, über- 
tragbarfeit an den Grundſtückseigentümer, aber nur als Eigen⸗ 
tümererbbaunutzungsrecht, kurz nahezu alles umgekehrt, als 
wie es in der VO. v. 15. Jan. 1919 geregelt iſt. Die klein⸗ 
liche Schurigelei der VO. iſt m. E. ein Beweis, wie man es 
nicht machen muß. Dem Erbbaunutzungsberechtigten gebührt 
die freie Verfügung über ſein Recht, er trägt — kurz aber 
ungenau geſagt — Innenausbeſſerungen ſelber, kann ſein 
Recht beliebig übertragen und vererben, es iſt grundſätzlich 
ewig und nicht etwa zeitlich begrenzt. An den Bodenbeſitzer 
wird ein Bodenzins gezahlt, und dieſer hat, wenn es die Ge⸗ 
meinde iſt, ein Vorkaufsrecht an den einzelnen Nutzungs⸗ 
kuxen. Dann würde alſo die Miete zu einem dinglichen 
Rechte gemacht werden, und damit hätten wir ſchon eine er⸗ 
hebliche Quelle des Streites und der Unzufriedenheit abge⸗ 
graben. Andererſeits wird erreicht, daß der Nutzungsberech⸗ 
tigte aus eigenem Intereſſe für die Inſtandhaltung ſorgen 
wird, weil jede Verbeſſerung ſein Nutzungsrecht erhöht. 

8. Dieſe Form des bloßen Nutzungsrechtes ohne Mit⸗ 
eigentum würde ſich beſonders für gemeinnützige Unter⸗ 
nehmungen, Baugeſellſchaften eignen, die die Herſtellung von 
Häuſern ſelber übernehmen könnten. Auf dieſe könnten dann 
entſprechend den einzelnen Wohnungen Hauskuxe auf Ab⸗ 
zahlung und Verzinſung ausgegeben werden. Dann würden 
bei Nutzungskuxen die Unternehmer die äußerlichen Aus⸗ 
beſſerungen dauernd tragen müſſen, bei Eigentumskuxen aber 
nur ſo lange, bis ſie voll abbezahlt ſind. Die Eigentums⸗ 
kuxe werden ſofort nach der erſten An- und Abzahlung auf 
den neuen Erwerber umgeſchrieben, bleiben aber in Pfand⸗ 
beſitz der Baubank oder der Baugeſellſchaften, bis ſie ab⸗ 
bezahlt ſind. Mit der fortſchreitenden Abzahlung ſcheiden 
Bank oder Geſellſchaft ſchrittweiſe immer weiter aus der Ge— 
werkſchaft aus, bis auch der letzte Kux aus der Hand ge⸗ 
geben iſt. 
dem gegenüber doch nur ein Notbehelf. Der einzelne Be⸗ 
teiligte kann unter Umſtänden jahrelang ſeine Beiträge zahlen, 
bis endlich das Los für ihn günſtig fällt und er eine Woh⸗ 
nung erhält, die ſchließlich aber doch immer nur eine Miet⸗ 
wohnung iſt, nicht ein unentziehbares eigenes Heim. 

Hinter den gemeinnützigen Baubanken werden regelmäßig 
die Gemeinden ſtecken, die dieſe Form gern wählen werden, um 
auf dieſe Weiſe ihre ſozialen Aufgaben zu erfüllen. Dagegen 
iſt auch nichts zu ſagen, denn es handelt ſich nur um eine 
beſondere techniſche Form. 

Aber auch für die großen wirtſchaftlichen Unternehmungen 
taugt dies Verfahren, um den Arbeitern zu einem möglichſt 
bald ſelbſtändigen Wohnungsrecht zu verhelfen. 

9. In Betracht kommt aber noch etwas weiteres. 

Ich habe ſchon in JW. 1924, 1219 vorgeſchlagen, zwi 
ſchen Mieter und Mieter endlich den dringend notwendigen 
ſozialen Unterſchied zu machen, daß die reichen Mieter nicht 
mehr imſtande ſein dürfen, auf Koſten des regelmäßig viel 
ärmeren Hausbeſitzers ſich eine unverdient billige Wohnung 
zu halten. Darf man dieſen Kreiſen vorbehaltlos kündigen, 
ſo werden ſie vielfach nicht ſelber bauen oder in einen Neu⸗ 
bau einziehen wollen, ſondern gegen erhöhten Mietzins bei 
dem Vermieter wohnen zu bleiben verſuchen. Will man dies 
geſtatten — es hat ſeine großen Bedenken wegen etwaiger 
Durchſtechereien —, dann muß der Hausbeſitzer Mietzins 
nehmen können, ſoweit es die Wuchergeſetzgebung nur irgend 
erlaubt. Aber die Hälfte ſeines Mehr über den ihm nach 
der Wohnungszwangswirtſchaft zuſtehenden Mietzins hat er 
abzugeben in die Kaſſe einer zu ſchaffenden Zwangsorgani⸗ 
ſation der Hausbeſitzer. Dieſe muß aus den Einkünſten 
bauen und immer wieder bauen, darf keine Gewinne ver⸗ 
teilen, bis ſchließlich durch Geſetz ihr die Selbſtauflöſung 
freigegeben wird. Alsdann kann ſie ihr Vermögen auf die 
einzelnen Mitglieder verteilen oder beſſer, es wird benutzt, 
um die auf den Häuſern liegenden Schulden aufzuwerten. 

An ſich müßte eigentlich, die an die Zwangsorganiſation 
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fallende Hälfte der Gemeinde zufallen, aber das würde prak⸗ 
tiſch eine Bevorzugung bloß derjenigen Hausbeſitzer ſein, 
deren wertvolle Häuſer durch die reichen Mieter begehrt wer⸗ 
den und gerade die Beſitzer der minder wertvollen Häuſer 
würden leer ausgehen. Dann iſt es ſchon beſſer, daß der 
ganze Mehrgewinn an die Gemeinde ausgezahlt wird oder 
aber den auf Grund ihrer Vermögenslage gekündigten Mie⸗ 
tern der Einzug in Neubauten vorgeſchrieben wird. 

An ſich iſt es für die Förderung des Bauens vorzuziehen, 
wenn die Gelder der privaten Hausbeſitzerorganiſation zu⸗ 
fließen und nicht der Gemeinde, es wird mit ihnen mehr er⸗ 
reicht, als wenn die immer ſchwerfällige öffentliche Ver⸗ 
waltung die Gelder in die Hand bekommt. Die private 
Unternehmung holt mehr heraus. M. E. muß dieſe letzte 
Erwägung: Wie erreicht man die größte Zahl von Neu⸗ 
bauten? durchſchlagen. Doch wird man ſich dies alles noch 
eingehend überlegen müſſen. 

10. Nicht zu überſehen iſt, daß die auf Eigentumskuxe 
oder Nutzungskuxe auszugebenden Häuſer der beſonderen 
Rechtslage auch techniſch angepaßt ſein müſſen. Es wird 
natürlich ſchwerer ſein, mißliebige Miteinwohner loszuwerden, 
denn die Unkündbarkeit der Gemeinſchaft iſt unerlaßlich. 
Darum müſſen ſich die Miteinwohner aber auch möglichſt 
aus dem Wege gehen können. Sie ſind alſo techniſch ſoweit 
möglich voneinander zu iſolieren. Das bedingt zugleich eine 
beſonders ſolide Bauart der Häuſer im Gegenſatz zu dem 
Abbruchshaus, das von mancher Seite empfohlen worden 
iſt, um den Gedanken des Heimfallrechtes durchführen zu 
können !). 

Zur ſoliden Bauweiſe gehören ſtarke, ſchallſichere Decken 
und Wände, ſelbſtſchließende Haustüren, ſolide Flure und 
Treppen, Stein, Zement, möglichſt wenige gemeinſame Ein⸗ 
richtungen, beſondere Anordnung der Räume uſw. Die Bau⸗ 
meiſter werden ſchon wiſſen, worauf es ankommt. Dies alles 
iſt aber kein Nachteil. Im Gegenteil es mußte gegen das 
Erbbaurecht Bedenken erregen, daß zu ſeiner Durchführung 
der Vorſchlag auftauchte, die Häuſer ſo leicht zu bauen, daß 
ſie in etwa hundert Jahren verbraucht ſind. Darum iſt es 
Vorzug des Stockwerksnutzungsrechtes, daß es gerade auf eine 
ſolide Bauart hindrängt. Andererſeits wird mit ihm erreicht, 
daß ſich das Recht am Boden auf möglichſt viele Hände ver- 
teilen kann. Die unvermeidlichen Preisſteigerungen von 
Boden und Haus kommen einer größeren Zahl von Betei- 
ligten anteilmäßig zugute. 

Ob das Kapital die einzelnen Stockwerksrechte und Kure 
auſſaugen wird, muß abgewartet werden. An ſich beſteht 
wegen der Bauart der Häuſer und der immer nur tropfen⸗ 
weiſen Aufſaugung der Anteile für das Kapital kein ſonder 
lich ſtarker Anreiz, ſich gerade des aufgeteilten Hausbeſitzes 
zu bemächtigen. Dafür beſteht nur dann ein ſtarkes Inter 
eſſe, wenn ein ſolches Haus wegen feiner Lage für irgend— 
ein geſchäftliches oder gewerbliches Unternehmen notwendig 
iſt. Das würde aber regelmäßig zur Folge haben, daß den 
Beteiligten beſonders günſtige Bedingungen geboten werden. 
Man wird in dieſer Hinſicht die Erfahrungen abzuwarten 
haben, die im Notfall zu geſetzlichen Sicherungen führen 
werden. Einſtweilen eilt es damit noch nicht. 

11. Ferner möge man ſich überlegen, ob nicht die Auf⸗ 
wertung der Hypotheken auch in der Weiſe geſchehen kann, 
daß man an Stelle der Hypotheken Hauskuxe ausfertigt. Da⸗ 
mit kommt wirtſchaftlich dasſelbe heraus, was mit der juriſtiſch 
unhaltbaren Wertparzellentheorie verſucht worden iſt. Dies 
Verfahren kann auch für die Hauseigentümer unter Um⸗ 
ſtänden Vorteile haben, ſetzt aber voraus, daß keinenfalls die 
Hauskuxe den Nominalbetrag der Hypothek erreichen dürfen. 
Die Kuxenbeſitzer müſſen ſich aber auch darüber klar ſein, daß 
ſie entſprechend an den Hauslaſten mittragen müſſen, da es 
nicht angeht, daß nur der eine Teil den guten Tropfen 
genießt. 

1) Das Heimfallrecht ſoll dazu dienen, den Gemeinden den 
Boden wieder in die Hände zu ſpielen, den Bodenpreis alſo nieder⸗ 
zuhalten. M. E. werden alle dieſe künſtlichen Mittel verſagen, denn 
der Boden wird auf der ganzen Erde teurer. Natürlich mit Rück⸗ 
ſchlägen, aber doch unaufhaltſam. Dann aber ſind alle Verſuche 
innerhalb dieſer allgemeinen Bewegung gewiſſermaßen künſtliche 
Inſeln zu ſchaffen, vergeblich. Es kaun ſich nur darum handeln, 
mit wirtſchaftlich⸗techniſchen Mitteln zu helfen und dieſe durch 
geeignete Rechtsformen zu unterſtützen, ohne jedoch der natürlichen 
Entwicklung Zwang anzutun. 
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Preußiſches Bodenſperrgeſetz und Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren. 
Von Rechtsanwalt Dr. Weisbecker, Kaſſel. 


Die Rechtsgültigkeit des preußiſchen Geſetzes über den 
Verkehr mit Grundſtücken v. 10. Febr. 1923, des ſog. Boden⸗ 
ſperrgeſetzes, iſt bereits von vielen Seiten in Zweifel gezogen 
oder beſtritten worden (vgl. Friedländer in Voſſ. Ztg. 
v. 12. Mai 1923 Nr. 222; Wolfs ſohn in JW. 1923, 278 
und in ſeinem Kommentar zum Geſetz S. 10; ferner Smo⸗ 
ſchewer in ZW. 1924, 784). Andere Schriftſteller haben 
bezüglich der Gültigkeit des Geſetzes keinerlei Bedenken, und 
auch das Kammergericht hat nach Fuchs in JW. 1924, 784 
durch ſeinen Beſchluß v. 26. April 1923 ſeine Rechtsgültig⸗ 
keit bejaht. Es wird vorwiegend angenommen, daß durch 
Art. 119 EGBGB. die Landesgeſetzgebung zum Erlaß der⸗ 
artiger Beſchränkungen im Grundſtücksverkehr, wie ſie im 
BSp®. enthalten find, ermächtigt ſei. Die Frage der Rechts⸗ 
gültigkeit des ganzen Geſetzes ſoll auch hier nicht näher er⸗ 
drtert werden. Wie ſich aber aus $ 12 des Geſetzes ergibt, 
io ſoll die Beſchränkung im Grundſtücksverkehr auch für das 
Zwangsverſteigerungsverfahren gelten; die näheren Beſtim⸗ 
mungen, insbeſondere hinſichtlich des Verfahrens, ſollen durch 
eine noch in Ausſicht ſtehende VO. des Staatsminiſteriums 
geregelt werden; durch letztere ſoll nach 8 15 des Geſetzes 
auch der Zeitpunkt ſeines Inkrafttretens für das Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren noch beſtimmt werden. 

Es erſcheint nun ſchon jetzt fraglich, wie es überhaupt mög⸗ 
lich ſein wird, die Vorſchriften des Bodenſperrgeſetzes mit dem 
Zwangsverſteigerungsverfahren in Einklang zu bringen. In 
welchem Zeitpunkt des Verfahrens ſoll z. B. die Genehmi⸗ 
gung der Behörde eingeholt werden?, wer ſoll ſie beantragen 
(das Gericht, der Erſteher, der betreibende Gläubiger oder gar 
der Grundeigentümer)? Wer ſoll die vorgeſchriebenen Ver⸗ 
ſicherungen abgeben? uff. Die Ziffern 3 und 5 des 8 4 des 
Geſetzes ſind ſogar hier vollkommen unbrauchbar. Ganz ab⸗ 
geſehen aber von den Schwierigkeiten, die ſich ergeben, wenn 
das Bodenſperrgeſetz mit den Vorſchriften über das Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren vereinigt werden ſoll, ſo fragt es ſich, 
ob überhaupt die Landesgeſetzgebung ermächtigt iſt, auch den 
Übergang des Eigentums an Grundſtücken im Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahren von der Genehmigung einer Behörde ab⸗ 
hängig zu machen (was z. B. Wenzel in ſeinem Kommentar 
S. 101 Anm. 5 zu 8 12 offenbar in Zweifel zieht). Eine 
Reihe von Schriftſtellern vertritt die Anſicht, daß Art. 119 
EG BGB., welcher landesrechtliche Beſchränkungen bezüglich 
der Veräußerung von Grundſtücken zuläßt, auch für das 
Zwangsverſteigerungsverfahren gelte (vgl. Staudinger 
7/8. Aufl. Anm. 2 zu Art. 119; Planck 1905 Anm. 1 zu 
Art. 119; Hagelberg⸗Friedländer im Kommentar zum 
Geſetz S. 18 Vorbemerkung 5 und Stillſchweig in JW. 
1923, 732). Danach wäre § 12 des preuß. Geſetzes durch 
Art. 119 EGBGB. gedeckt. Dieſe Auffaſſung erſcheint indes 
unzutreffend. Es ſollen die landesgeſetzlichen Vorſchriften un⸗ 
berührt bleiben, welche die Veräußerung von Grundſtücken be⸗ 
ſchränken. Unter „Veräußerung“ im Sinne des Art. 119 
EGBGB. ift aber nur die rechtsgeſchäftliche Veräußerung zu 
verſtehen, d. h. diejenigen Arten der Veräußerung, wie ſie 
im BGB. geregelt ſind, und der Vorbehalt erſtreckt ſich nicht 
auf einen Eigentumswechſel im Wege der Zwangsvollſtreckung, 
die ſich als ein ſtaatlicher Akt darſtellt. Das ergibt ſich zu⸗ 
nächſt aus Ziff. 2 und 3 des Art. 119, welche gleichfalls nur 
Rechtsgeſchäfte oder wenigſtens Rechtshandlungen der Be⸗ 
teiligten im Auge haben. Wenn unter einer „Veräuße⸗ 
rung“ nicht nur eine rechtsgeſchäftliche, ſondern auch eine 
ſolche im Wege der Zwangsvollſtreckung verſtanden werden 
ſoll, jo iſt dieſes im Geſetz (vgl. z. B. $ 135 BGB.) ausdrück⸗ 
lich geſagt, was hier jedoch nicht der Fall iſt. Anders wie 
mit Art. 119 verhält es ſich mit den Art. 86 und 88 EG BGB., 
welche nicht die Veräußerung, ſondern den Erwerb von 
Grundſtücken gegebenenfalls landesgeſetzlichen Beſchrän⸗ 
kungen unterwerfen. Dieſe Vorſchriften ſind auch im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren zu beachten, denn auch der Zuſchlag 
des zu verſteigernden Grundſtücks iſt für den Erſteher ein 
Erwerb. Hier ſpricht alſo der Wortlaut des Geſetzes für eine 


Anwendung auf das Zwangsverſteigerungsverfahren, dort 
ohne weiteres dagegen. 

Iſt alſo ſchon aus dem Wortlaut des Geſetzes zu ent⸗ 
nehmen, daß der Art. 119 die Veräußerung im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren nicht treffen will, ſo kann § 12 gegen⸗ 
über den Beſtimmungen des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes auch 
aus folgendem Grunde nicht in Betracht kommen: Die ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des BGB. und des EGBGB. regeln 
das Eigentum an Grundſtücken überhaupt und die Arten des 
Eigentumserwerbs im allgemeinen; das ZVG. regelt nur 
eine Art des Eigentumsübergangs, nämlich den durch den Zu⸗ 
ſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren. Jene, insbeſ. auch 
Art. 119 EGBGB. ſind daher als lex generalis, dieſes iſt als 
lex specialis anzuſprechen. Erſcheint die Auslegung der lex 
generalis zweifelhaft, jo verdient jedenfalls diejenige Aus⸗ 
legung den Vorzug, welche mit der lex specialis nicht in 
Widerſpruch ſteht. Es wäre daher unrichtig, mit Rückſicht 
auf Art. 119 EGBGB. der Landesgeſetzgebung zu geſtatten, 
daß ſie Beſtimmungen erläßt, welche mit dem reichsrechtlich 
geregelten Zwangsverſteigerungsverfahren im Widerſpruch 
ſtehen; dies zuzulaſſen läge um jo weniger Anlaß vor, als 
ja das 3G. ſelbſt in feinem Einführungsgeſetz die dem 
Landesrecht gemachten Vorbehalte aufzählt. 

Daß ein Widerſpruch zwiſchen dem ZVG. und dem nach 
der Gegenanſicht durch Art. 119 gedeckten preuß. Bodenſperr⸗ 
geſetz, wenn § 12 in Kraft treten ſoll, gegeben iſt, liegt auf 
der Hand. Das ZVG. beſtimmt ausdrücklich, daß der Zu⸗ 
ſchlag erteilt werden muß, wenn die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen gegeben ſind, und daß damit ohne weiteres — 
d. h. ohne Eintragung im Grundbuch — das Eigentum auf 
den Erſteher übergeht (8 90 Z3VG.). Das Preuß BSpG. will 
trotz Zuſchlags den Eigentumsübergang verhindern, indem 
es ihn außerdem noch von der Genehmigung einer Verwal⸗ 
tungsbehörde abhängig macht, welche die Genehmigung er- 
teilen oder verſagen kann. Es wird alſo damit zweifellos das 
3G. abgeändert, wobei es gleichgültig iſt, welche Regelung 
man im einzelnen dem Verfahren in der in Ausſicht ſtehen⸗ 
den Verordnung geben wird. Ein ſolcher Widerſpruch iſt bei 


Anwendung der Art. 86 und 88 EGBGB. des Zwangsver⸗ 


ſteigerungsverfahrens nicht gegeben, ganz abgeſehen davon, 
daß ſie auch ihrem Wortlaut nach für den Erwerb durch 
Zuſchlag gelten. Durch dieſe wird der Fortgang des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens nicht weiter behindert; denn es wer⸗ 
den einfach die Gebote von ſolchen Perſonen, die nach Landes⸗ 
recht im Erwerb von Grundſtücken beſchränkt ſind, zurück⸗ 
gewieſen, bzw. nur bei Beibringung der Erwerbsgenehmigung 
zugelaſſen. Dieſe allerdings im EGBGB. vorbehaltenen per⸗ 
ſönlichen Erwerbsbeſchränkungen können alſo im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren beachtet werden; dagegen ſind landes⸗ 
geſetzliche Vorſchriften, wie ſie hier in Frage ſtehen, auf das 
Zwangsverſteigerungsverfahren nicht anzuwenden, weil ſie ſich 
einfach mit ſeinen Vorſchriften nicht vertragen und den vor⸗ 
geſchriebenen Fortgang des Verfahrens vereiteln. 

Bietet mithin infolge dieſes in die Augen fallenden 
Widerſpruchs Art. 119 EGBGB. keine Stütze für den 8 12 
BSpG., fo wäre noch zu prüfen, ob das 3G. ſelbſt noch 
Raum für ein Eingreifen der Landesgeſetzgebung im Sinne 
des §S 12 BSp®. übrig läßt. Aber auch dies iſt nicht der 
Fall: Nach 82 EG VG. gelten allerdings die im EGBGB. 
zugunſten der Landesgeſetzgebung gemachten Vorbehalte auch 
für die Vorſchriften der Landesgeſetze über die Zwangsverſtei⸗ 
gerung. Gemeint ſind damit aber (wie auch Jaeckel⸗ 
Güthe, ZUG. 1912, 705 ausführt) nur diejenigen beſon⸗ 
deren Rechtsmaterien, für welche allgemein dem Lane 
im EGBGB. Vorbehalte gemacht ſind (Bergwerkseigentum, 
Lehnrecht, Fideikommißrecht, Rentengüter uſw.); für dieſe 
beſonderen Rechtsgebiete können die Landesgeſetze auch 
beſondere Verfahrensvorſchriften erlaſſen. Der 8 2 EG ZVG. 
bezieht ſich demnach nicht auf Art. 119 EGBGB., der keine 
beſonderen Rechtsmaterien betrifft, ſondern ganz allgemein 
für die (rechtsgeſchäftliche) Veräußerung von Grundſtücken der 
Landesgeſetzgebung noch einen gewiſſen Spielraum läßt. Hätte 
das 3G. ber Landesgeſetzgebung gleichfalls einen entſpre⸗ 
chenden Vorbehalt einräumen wollen, ſo hätte im EG. dazu 
gejagt werden müſſen, daß — entſprechend der rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Veräußerung gemäß Art. 119 EGBGB. — es der 
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Landesgeſetzgebung vorbehalten bleibt, die Erteilung des Zu⸗ 
ſchlags auch noch von anderen als in dieſem Geſetz vorge⸗ 
ſehenen Vorausſetzungen abhängig zu machen. Für gewiſſe 
Teile des Zwangsverſteigerungsverfahrens find in den 88 5 
bis 8 EG3ZVG. derartige Vorbehalte zugunſten der Landes⸗ 
geſetzgebung gemacht worden, für den Zuſchlag indeſſen 
nicht. Es iſt dies gleichzeitig ein Beweis dafür, daß nach 
Reichsrecht die Frage, unter welchen Vorausſetzungen der 
Zuſchlag zu erteilen ſei (abgeſehen von den dem Landesrecht 
vorbehaltenen beſonderen Rechtsgebieten), nicht der Regelung 
durch die Landesgeſetze unterliegen ſollte. 

Das 3G. bildet einen Teil der Vorſchriften über die 
reichsrechtlich geregelte Zwangsvollſtreckung überhaupt, welche 
dem Gläubiger die Durchſetzung ſeines Anſpruchs ermöglichen 
ſoll. Nach dem 3G. befriedigt ſich der Gläubiger wegen 
ſeiner Forderung durch die gerichtliche Verſteigerung des dem 
Schuldner gehörigen Grundſtücks. Macht man in dieſem Ver⸗ 
fahren den Zuſchlag von der Entſchließung einer Verwaltungs⸗ 
behörde abhängig, ſo bedeutet das, daß dem Gläubiger die 
Zwangsvollſtreckung durch Verſteigerung des Grundſtücks un⸗ 
möglich gemacht, oder wenigſtens ein nahezu beendetes koſt⸗ 
ſpieliges Vollſtreckungsverfahren vereitelt werden kann. Daß 
es hierzu eines Reichsgeſetzes bedarf, liegt auf der Hand; 
aber ſelbſt die als Reichsgeſetz ſich darſtellende B RVO. über 
den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 
1918 (RGBl. 123) hat ſich noch eines Eingriffs in das Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren enthalten. Soll trotzdem ſogar das 
Landesrecht zu einem derartigen weitgehenden Eingriff in das 
Zwangsvollſtreckungsrecht ermächtigt werden, ſo bedarf es dazu 
erſt einer dieſes klar und deutlich anordnenden reichsrechtlichen 
Beſtimmung. Wenn vielleicht in. Ausnahmefällen bei der 
hier vertretenen Anſicht das Geſetz durch die Einleitung eines 
Zwangsverſteigerungsverfahrens umgangen werden kann, jo 
kommt dies gegenüber der Gefährdung der die Vollſtreckung 
betreibenden Gläubiger nicht in Betracht. 


Zum Übergangsrecht der Preußiſchen Pachtſchutz⸗ 
ordnung vom 27. Februar 1924. 


Von Kammergerichtsrat Dr. Günther, Berlin. 


Art. III Abſ. 3 der am 1. März 1924 in Kraft getretenen 
Preuß. VO. v. 27. Febr. 1924 zur Anderung der PSchd. 
(GS. S. 115) lautet: „Die vor dem Inkrafttreten dieſer VO. 
geſtellten Anträge werden, wenn das BEN. noch darüber zu 
entſcheiden hat, nach den neuen Vorſchriften, andernfalls nach 
dem bisherigen Recht beurteilt.“ Dieſe Beſtimmung hat in 
der Praxis zu Zweifeln Anlaß gegeben. Zwei Fragen ſind 
bereits aufzuwerfen. 

1. Welches Recht iſt anzuwenden, wenn das Beſchwerde⸗ 
gericht auf die Rechtsbeſchwerde eine Sache gemäß 8 36 an 
das PEA. zurückverwieſen hat? 

Das LG. Kiel hat ſich in einem Beſchl. v. 17. Mai 1924 
(Zeitſchr. des Reichsbundes landwirtſchaftlicher Pächter 1924, 
136) für dieſen Fall zur Anwendung des alten Rechts ent⸗ 
schieden. Es führt aus: „Die VO. v. 27. Febr. 1924 findet 
auf den vorliegenden Fall noch keine Anwendung. Die Be⸗ 
ſtimmungen des Art. III dieſer VO. find nur dahin zu ders 
ſtehen, daß die neuen Beſtimmungen Anwendung finden, wenn 
das PEN. feine erſte Entſcheidung nach dem Inkrafttreten 
dieſer VO. trifft, nicht aber auch dann, wenn es lediglich in⸗ 
folge einer Zurückverweiſung nochmals mit der Sache befaßt 
wird. Es kann hinſichtlich der anzuwendenden Beſtim mungen 
keinen Unterſchied machen, ob das Veſchwerdegericht ſelbſt 
die erforderlichen Ermittlungen anſtellt und dann entjcheidet, 
oder dies dem BEA. überläßt. Eine andere Auslegung würde 
auch dem Grundſatz, daß eine Entſcheidung auf eine Beſchwerde 
nicht zuungunſten des Beſchwerdeführers ergehen darf, wider⸗ 
ſprechen.“ 

Dieſe Entſcheidung iſt unrichtig. Schon der Wortlaut des 
Art. III ſpricht deutlich gegen fie. Das neus Recht ſoll für 
früher geſtellte Anträge gelten, wenn das PEN. noch darüber 
zu eutſcheiden hat. Ob es ſich um die erſte oder eine ſpätere 
Entſcheidung handelt, iſt hier nicht unterſchieden. Ganz klar 
wird der Irrtum des LG., wenn man die entſprechende Uber⸗ 


gangsvorſchrift der preuß. PSchO. v. 27. Sept. 1922 (GS. 
S. 287) zum Vergleiche heranzieht. Dort lautet 8 48 Abſ. 3. 
„Die vor Inkrafttreten dieſer VO. geſtellten Anträge werden, 
wenn das PEN. darüber noch nicht entſchieden hat, nach 
den neuen Vorſchriften, andernfalls nach dem bisherigen 
Recht burteilen.“ Während alſo die frühere und die jetzige 
Vorſchrift im übrigen wörtlich übereinſtimmen, enthalten ſie 
den für die hier erörterte Frage ausſchlaggebenden Unter⸗ 
ſchied: damals „wenn das PA. noch nicht entſchieden hat“, 
jetzt: „wenn das PA. noch zu entſcheiden hat“. Dieſe Ab⸗ 
weichung iſt natürlich keine zufällige, ſondern mit voller Ab⸗ 
ſicht gewählt, um zu erreichen, daß das neue Recht auch im 
Falle der Zurückverweiſung angewendet werden muß (vgl. 
den Kommentar von Wagemann- Krug, 5 zu Art. III, 
S. 209; Beſchl. des PEA. Pritzwalk v. 18. Juni 1924 in 
Zeitſchr. des Reichsbundes landw. Pächter 1924, 139). Auch 
die allgemeinen Erwägungen, die das LG. Kiel zur Stützung 
ſeiner Anſicht anſtellt, find nicht überzeugend. Zunächſt kann 
der Grundſatz, daß die Beſchwerde nicht zuungunſten des Be⸗ 
ſchwerdeführers ausſchlagen darf, gegenüber der ausdrücklichen 
Übergangsvorſchrift keine Geltung haben. Ob eine Kolliſion 
mit dem Verbot der reformatio in pelus überhaupt beſteht, 
bleibe hier unerörtert. Daß es bezüglich des anzuwendenden 
Rechts keinen Unterſchied machen darf, ob das Beſchwerde⸗ 
gericht ſelbſt in der Sache entſcheidet oder dies dem PEA. 
überläßt, iſt richtig. Nur iſt daraus der Schluß zu ziehen, daß 
auch das Beſchwerdegericht, wenn es nach Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes ſelbſt entſcheidet, das neue Recht an⸗ 
wenden muß. Dafür bedurfte es keiner beſonderen Vorſchrift, 
denn wenn das Beſchwerdegericht von der Zurückverweiſung 
abſieht und ſelbſt eine neue Entſcheidung trifft, ſo iſt es nicht 
mehr an die Schranken des 8 34 PSHD. gebunden, ſondern 
entſcheidet wie das PEA. an deſſen Stelle. (Vgl. für das 
Reichsgericht Gaupp⸗Stein, III Anm. 29 zu 8565 ZPO.). 
Seine Befugniſſe ähneln in dieſer Beziehung weniger den⸗ 
jenigen des Reichsgerichts als vielmehr denjenigen des Reichs⸗ 
verſicherungsamts im Falle des 81715 RVO. Es iſt weit 
mehr Tatſacheninſtanz als das Reichsgericht, das nach 8 565 
ABO. nur unter der Vorausſetzung ſelbſt entſcheiden darf, daß 
neue tatſächliche Feſtſtellungen ſich erübrigen. Trotzdem muß 
auch das Reichsgericht in ſolchem Falle neues Recht anwenden, 
wenn das Berufungsgericht es bei Zurückverweiſung an⸗ 
wenden müßte (RG. 45, 97). Das Ergebnis, zu dem das 
LG. Kiel gekommen iſt, befriedigt auch durchaus nicht. Daß 
die unter der alten PSchO. rechtskräftig gewordenen Be⸗ 
ſchlüſſe der BEA. nicht ohne weiteres durch die Rechtsände⸗ 
kung ihre Wirkung verlieren, iſt ſelbſtverſtändlich. Ob die 
Rechtsänderung allein die Stellung neuer Anträge für die 
durch eine frühere Entſcheidung betroffene Pachtzeit recht⸗ 
fertigt, ſoweit fie noch nicht abgelaufen iſt, braucht hier nicht 
unterſucht zu werden. Erträglich iſt es auch, daß diejenigen 
alten Entſcheidungen, bei welchen die Rechtsbeſchwerde er⸗ 
folglos bleibt, ein Rechtsvorſtoß alſo nicht vorliegt und die 
Rechtskraft z Unrecht durch das Rechtsmittel gehemmt worden 
iſt, ihre dem alten Recht entſprechende Geſtalt behalten. Da⸗ 
gegen würde es kaum zu verſtehen ſein, wenn ein PA. jetzt 
noch einen Antrag nach altem Recht erledigen müßte, nur weil 
die Verhandlung infolge einer Zurückverweiſung erfolgt, wäh⸗ 
rend ſie ſich im übrigen durch nichts von einer erſten Ver⸗ 
handlung unterſcheidet, für welche neues Recht kraft aus- 
drücklicher Beſtimmung gilt. Man darf auch nicht e nwonden, 
daß ſolche Unterſcheidung nach 8 48 Abſ. 3 der PSHD. v. 
27. Sept. 1922 geboten war. Damals lagen die Dinge ganz 
anders. Sachliche Anderungen waren all der PSHD. nur in 
geringem Umfange vorgenommen worden. Die VO. vom 
27. Febr. 1924 hingegen bedeutet eine Umwälzung des Pacht⸗ 
ſchutzrechts von Grund aus, indem ſie die Vorausſetzungen für 
die Leiſtungsänderung anders beſtimmt (8 2) und die Ent⸗ 
ſcheidungen über die Vertragsdauer mit einer Neuregelung 
des Pachtzinſes verbindet (83 Abſ. 3). Würde alſo das PEN. 
wirklich nach altem Recht entſcheiden, ſo müßte ſein Beſchluß 
faſt in allen Fällen mit Inhalt und Zweck der heutigen 
PSchO. in Widerſpruch ftehen. Deshalb hat die neue Faſſung 
der Übergangsvorſchrift, die ſolche unbrauchbaren Entſchei⸗ 
dungen möglichſt vermeidet, ihren guten Sinn. 

Unter allen Umſtänden hätte es ſich empfohlen, daß das 
OG. Kiel die doch gewiß grundſätzliche Frage zum Rechts⸗ 
entſcheid dem KG. vorlegte, anſtatt eine ſo bedenkliche Löſung 
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von ſich aus zu verſuchen. Wie unvollkommen die Beſtim⸗ 
mungen über die Einholung des RE. ſind, beweiſt auch dieſer 
Fall wieder. 

2. Gilt das neue Recht bei Anträgen auf Leiſtungs⸗ 
änderung auch für den vor dem Inkrafttreten liegenden Teil 
des Pachtjahres? 

Das PGA. Höxter hat dieſe Frage in einem Beſchl. v. 
14. Juni 1924 (Zeitſchr. des Reichsbundes landw. Pächter 
1924, 139) verneint. Doch wird man ſeiner Auffaſſung nicht 
beitreten können. Nach § 12 Abſ. 2 der preuß. PSchO. v. 
27. Sept. 1922 konnte der Antrag auf Erhöhung des Pacht⸗ 
zinſes noch am letzten Tage des Pachtjahres geſtellt werden, 
für welches die Erhöhung verlangt wurde. Damit war klar 
ausgeſprochen, was das KG. in den RE. v. 23. März 1922, 
17 Y 3/22 (JW. 1922, 843) und v. 22. Juni 1922, 
17 Y 7/22 (Agrar Z. 2, 78) ſchon für die erſte PhD. 
angenommen hatte, daß nämlich die PSchO. jedes Pachtjahr 
als einen einheitlichen Abſchnitt des Schuldverhältniſſes auf⸗ 
faßte und eine Zerreißung des Pachtjahres in einzelne Zeit⸗ 
ſpannen je nach dem Eingang des Antrages nicht vornahm. 
Eine Anderung des Pachtzinſes war auch für den vor dem 
Antrage liegenden Teil des Pachtjahres zuläſſig. An dieſer 
Rechtslage hat die VO. v. 27. Febr. 1924 nichts geändert 
(ogl. Wagemann⸗Krug, 8 zu 8 12, S. 137), nur daß der 
Antrag jetzt noch innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf 
des Pachtjahres geſtellt werden kann. Bei dieſer Sachlage kann 
die oben angeführte ÜUbergangsvorſchrift in Art. III Abſ. 3 
der BO. v. 27. Febr. 1924, wonach das BEA. auf anhängige 
frühere Anträge das neue Recht anwenden muß, nur bedeuten, 
daß die neueſte PSHD. für ſolche Anträge ohne Einſchränkung 
gilt. Sie iſt alſo auch auf denjenigen Teil des vom Anderungs⸗ 
antrage berührten Pachtjahres anzuwenden, der vor dem In⸗ 
krafttreten der VO. liegt. Hätte man eine andere Regelung ge⸗ 
wollt, ſo wäre es in der VO. ausgeſprochen worden. Daß an⸗ 
hängige Anträge auch eine vor der VO. liegende Zeit be⸗ 
treffen, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß es von den Bearbeitern 
der VO. gar nicht überſehen werden konnte. 


Eine andere Frage iſt es, ob der Verpächter, der für 
einen früheren Teil des Pacht, ahres, z. B. für das erſte 
Vierteljahr, den Pachtzins vorbehaltlos angenommen hat, 
trotzdem wegen der zu ſeinen Gunſten wirkenden Anderung 
des 82 auch für jenes Vierteljahr noch eine Erhöhung durch⸗ 
ſetzen kann. Auch dieſe Frage dürfte zu bejahen fein. Die Ant- 
wort hängt natürlich in erſter Reihe davon ab, ob vorbehalt⸗ 
loſe Annahme einer Pachtzinsrate überhaupt geeignet iſt, den 
Erhöhungsantrag des Verpächters für die entſprechende Zeit 
zu hindern. Wagemann⸗Krug (3 zu 8 12, S. 137) nehmen 
es an. Es liege nahe, nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen in 
der vorbehaltloſen Annahme einen Verzicht auf weitere Nach⸗ 
forderungen oder ein Anerkenntnis der Billigkeit des gezahlten 
Pachtzinſes zu erblicken, und 8 5 ſtehe einem ſolchen Verzicht 
nicht entgegen. Daß die Abſicht des Verzichts je nach Lage des 
Falles auch fehlen kann, hebt der Kommentar richtig hervor. 
Es wird ſogar recht oft ſo liegen, daß der Verpächter über ſein 
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Recht, Zinserhöhung zu verlangen, ſich erſt gegen Ende des 
Pachtjahres ſchlüſſig machen will, weil er erſt zu dieſer Zeit 
eine genaue Überſicht über das Wertverhältnis von Leiſtung 
und Gegenleiſtung zu gewinnen vermag. Doch ſelbſt wenn. 
man einen Verzicht im Einzelfalle feſtſtellen kann, nimmt ihm 
85 PEhD. jede Wirkung. „Auf die nach der PSchO. den 
Vertragsteilen zuſtehenden Rechte kann nicht verzichtet werden.“ 
Allerdings hat das KG. im NE. v. 22. Nov. 1923, 17 1 
25/23 (JW. 1924, 831) ausgeführt, jedem Vertragsteil ſtehe 
der Verzicht auf ſeine bereits entſtandenen Rechte aus der 
PSch O. trotzdem frei; 8 5 hindere nur die Aufgabe eines erſt 
künftig entſtehenden Rechts. Dieſe Darlegung wird keinem Be⸗ 
denken unterliegen. Sie paßt aber nicht hierher. Aus 812 
PSch O. iſt oben ſchon abgeleitet worden, daß das Geſetz jedes 
Pachtjahr als einen vollkommen einheitlichen Abſchnitt be⸗ 
handelt, und zwar aus gewichtigen Gründen wirtſchaftlicher 
Art. Darin geht § 48 Abſ. 3 der PSchO. v. 27. Sept. 1922 
und Art. III der VO. v. 27. Febr. 1924 ſo weit, daß ſogar 
das neue Recht auf die vor ſeinem Inkrafttreten abgelaufenen 
Monate des Pachtjahres angewendet wird. Dann aber darf 
auch bei Prüfung der Wirkſamkeit eines Verzichts das Pacht⸗ 
jahr nicht in mehrere Teile zerlegt und das Recht auf Pacht⸗ 
zinserhöhung nicht in ebenſo viele einzelne Rechte aus der 
PSch O. aufgelöſt werden. Weshalb ſollte man auch nur in der 
Annahme der Zahlung einen wirkſamen Verzicht ſuchen und 
nicht genau ſo gut eine Aufgabe des Rechts in der Verzögerung 
des Erhöhungsantrages bis zum Schluſſe des Pachtjahres er⸗ 
blicken? Nimmt man an, daß an dieſe Verzögerung kein 
Rechtsverluſt für den Verpächter geknüpft iſt — und anders 
wird man nicht urteilen konnen, erſt recht nicht, nachdem die 
neueſte PSHD. die Antragsfriſt über den Ablauf des Pacht⸗ 
jahres erſtreckt — dann darf bei Annahme einer Zahlung nichts 
anderes gelten. Das für jedes Pachtjahr als Einheit behan⸗ 
delte Recht auf Leiſtungsänderung iſt als Ganzes erſt gegen 
Ende des Pachtjahres entſtanden. Ein im Laufe des Jahres 
vorgenommener Verzicht iſt deshalb im voraus erklärt und 
nach 8 5 nichtig. Somit hindert die Annahme einer Pacht⸗ 
zinsrate die Erhöhung des Zinſes auch nicht für die Zeit, auf 
welche ſich die Zahlung bezieht. 

Selbſt wenn man dieſer Begründung nicht folgen will, 
iſt das Ergebnis doch mindeſtens für die Übergangszeit richtig. 
Iſt eine Zahlung vor dem Inkrafttreten der VO. v. 27. Febr. 
1924 angenommen worden, ſo hat der Verpächter höchſtens auf 
fein Schutzrecht verzichtet, wie es ſich nach der PSchO. von 
1922 darſtellte. Er hat dann vermutlich erwogen, ob nach dem 
damals geltenden Recht der Erhöhungsantrag einen das Koſten⸗ 
riſiko aufwiegenden Erfolg verheißen würde. Nachdem die 
neuſte VO. die Vorausſetzungen der Pachtzinserhöhung umge⸗ 
ſtaltet und die Möglichkeit eröffnet hat, das Wertverhältnis 
der Leiſtungen wirklich den Erforderniſſen der Billigkeit auzu⸗ 
paſſen, iſt das Recht des Verpächters ein ganz anderes ge⸗ 
worden als das durch den Verzicht aufgegebene. Bei dieſer 
veränderten Rechtslage, welche die VO. durch Art. III Abf. 3 
bewußt geſchaffen hat, verliert der Verzicht ſeine Bedeutung, 
weil auch er nach Treu und Glauben ausgelegt werden muß. 


Aber Notwehr und vorläufige Feſtnahme. 


Von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. R. v. Hippel, Göttingen. 


Im Februar d. J. veröffentlichte ich als Dozent an der 
Forſtlichen Hochſchule Hann.⸗Münden in der „Allgem. Forſt⸗ 
Ind Jagd⸗Zeitung“ :) (Herausgeber Prof. Dr. Weber und 
Dr. Wagner) einen Aufſatz „über Verfolgung von Frevlern 
und Waffengebrauch“. Ich behandelte dort das Waffenrecht 
der preußiſchen Forſtbeamten (Geſetz von 1837), den Forſt⸗ 
widerſtand (8 117 StGB.) ſowie die einſchlägigen Fragen 
der Notwehr und der vorläufigen Feſtnahme. 

Namentlich dieſe letzteren Fragen (Notwehr und vor⸗ 
läufige Feſtnahme) ſind nicht nur für forſtliche Kreiſe, ſon⸗ 
dern ganz allgemein von erheblichſtem praktiſchen Intereſſe. 
Wir ſtehen gegenwärtig insbeſondere der Tatſache gegenüber, 
daß überaus häufig bei rechtswidrigen Angriffen der Täter 
mit der Schußwaffe verſehen iſt und eventuell mit der Schuß⸗ 
waffe flieht. Wie weit dann Notwehr und vorläufige Feſt⸗ 


1) Jahrg. 100 S. 68— 79. 


nahme reichen, das iſt bisher nicht im Zuſammenhang er⸗ 
örtert. Ich gebe daher im folgenden meine Darſtellung in 
etwas verkürzter Geſtalt wieder. Sie bezieht ſich unmittel⸗ 
bar und in erſter Linie auf den Fall des Wilderns, gilt 
aber naturgemäß analog auch in anderen Fällen. 

I. Notwehr. 

1. Wird ein Forſt⸗ oder Jagdfrevler auf friſcher Tat 
betroffen, ſo liegt damit bereits — auch ohne jede Be⸗ 
drohung der Perſon des Berechtigten — ein gegenwärtiger 
rechtswidriger Angriff vor. Denn Angriff im Sinne der 
Notwehr iſt jeder Eingriff in rechtlich geſchützte Intereſſen. 
Dies iſt gerade für unſeren Fall auch vom RG. wiederholt 
anerkannt. f 

Ich hebe hervor: RGSt. 35, 404 (407): Das Urteil 
bejaht Notwehr mit der Begründung: „Es lag ein gegen⸗ 
wärtiger rechtswidriger Angriff gegen den Jagoberechligten, 
ein Eingriff in deſſen Jagdrecht vor.“ Der Angekl. hatte 


53. Jahrg. 1924 Heft 2425) 


vergeblich auf Rehwild geſchoſſen, dieſer Angriff war damit 
beendet. „Aber ein weiterer Eingriff in das Jagdrecht, der 
. . noch fortdauerte, beſtand ſchon darin, daß letzterer (d. h. 
der Angekl.) fi, ohne Genehmigung des Jagdberechtigten 
und ſonſt unbefugt, zur Jagd ausgerüſtet auf dem fremden 
Jagdgebiete außerhalb des öffentlichen, zum gemeinen Ge⸗ 
brauche beſtimmten Weges befand. Dieſen, die ausſchließ⸗ 
liche und ungeſtörte Ausübung ſeines Jagdrechtes ebenfalls 
gefährdenden und ſo ſeine Vermögensrechte beeinträchtigen⸗ 
den Eingriff abzuwehren, war dem Jagdinhaber nicht minder 
vom Geſetz geſtattet.“ Entſprechend bejaht RGSt. 55, 167 
Notwehr gegenüber dem beim Pirſchen betroffenen Wilderer. 
Sehr weit geht RGSt. 46, 348, das auch gegenüber dem 
Kaninchenfang Notwehr zuläßt mit der Begründung: Es 
handle ſich hier zwar nicht um Jagdausübung, ſondern um 
freien Tierfang, „indeſſen wird auch dadurch, daß jemand in 
einem fremden Jagdgebiet ohne Erlaubnis des Jagdberech⸗ 
tigten wilden Kaninchen nachſtellt, das Jagdrecht beeinträch⸗ 
tigt, ſeine ausſchließliche und ungeſtörte Ausübung gefährdet“. 
Die Angekl. hatten vom Jagdberechtigten keine Erlaubnis, 
„ihr Vergehen bedeutete daher einen unzuläſſigen Eingriff in 
Die Vermögensrechte des Jagdinhabers, den dieſer abwehren 
urfte“. 

2. Praktiſch ſehr wichtig iſt die Frage: Wie ſteht es mit 
Notwehr gegen Fliehende? 

a) In den ſtrafrechtlichen Lehrbüchern und Kommentaren 
wird hier leider nur ein Spezialfall in regelmäßiger Wieder⸗ 
kehr erörtert, der Fall des mit der geſtohlenen Sache 
fliehenden Diebes. Hier geht die gemeine Meinung — mit 
Recht — dahin: Es iſt gleichgültig, ob der Diebſtahl, d. h. 
hier die Wegnahme, juriſtiſch bereits vollendet iſt oder nicht. 
Denn der „Angriff“ bei der Notwehr braucht überhaupt kein 
ſtrafbarer zu ſein, es iſt daher auch gleichgültig, ob er ein 
verſuchtes oder vollendetes Delikt darſtellt. Allein darauf 
vielmehr kommt es an, ob die Gefahr für den Bedrohten noch 
in continenti abgewendet werden kann. Der Angriff bleibt 
alfo ſolange ein „gegenwärtiger“, Notwehr daher zutä,lig, als 
die Sache in unmittelbar einſetzender Verfolgung dem Diebe 
wieder abgenommen werden kann 2). Erſt wenn es dem Diebe 
gelungen ift, die Sache mindeſtens zeitwei.ig ungeſtört zu bes 
ſitzen, damit alſo ein neues Beſitzverhältniss?) zu begründen, 
hört die Möglichkeit der Notwehr auf. 

Jetzt hat auch das RG. in dieſem Sinne entſchieden (vgl. 
RGSt. 55, 82), indem es Notwehr gegenüber dem mit dem 
entwendeten Obſt fliehenden Obſtdiebe anerkannte, „ſolange 
die Diebe, und mit ihnen das Eigentum des Angetl., das 
ſie davontrugen, dieſem erreichbar blieben“, „ſolange ein Zu⸗ 
ſtand geſicherten Gewahrſams für den Dieb noch nicht ein- 
getreten“ iſt !). 


2) So bereits eingehend Hälſchner, Gem. deutſch. Strafr. I, 
1881, 478/49; Binding, Handb. I, 1885, 746—47; vgl. ferner 
A. Merkel, Lehrb., 1889, 163; v. Bar, Geieg und Schuld III, 
1909, 151—52; Allfeld, Lehrb., 8. Aufl., 1922, 127; M. E. 
Mayer, Lehrb., 1915, 277-78; Wachenfeld, Lehrb., 1914, 
417; Köhler, Lehrb., 1917, 319—50; Gerland, Reichsſtrafr., 
1922, 113. — Ebenſo die Komm.: Vgl. Frank, 11.—14. Aufl., 
1914, 8 5311; Schwartz, 1914, 853 Nr. 10; Olshauſen, 
10. Aufl., 1916, 1 8 53 Nr. 9 aß; Ebermayer, 2. Aufl., 1922, 
853 Nr. 2e. 

Dagegen allein v. Liſzt, Lehrb. 21.—22. Aufl., 1919, 139 
(unverändert auch in der 23., nach Liſzts Tode durch Eberh. 
Schmidt herausgegebenen Aufl. S. 146) und Finger, Lehrb. I, 
1904, 389. Beide legen auf die formelle Vollendung des Diebſtahls 
das entſcheidende Gewicht. Wenn Schwartz und Wachenfeld 
annehmen, daß hier bei v. Liſzt nur eine formelle, keine ſachliche 
Abweichung von der herrſchenden Anſicht vorliege, ſo dürfte das un⸗ 
richtig fein. Denn v. Liſzt ſelbſt zitiert die herrſchende Anſicht 
in Anm. als „abweichend“. 

3) So mit Recht insbeſondere Hälſchner, Binding, 
v. Bar a. a. O. Schwartz ſpricht vom Inſicherheitbringen der 
geſtohlenen Sache, was dasſelbe Ergebnis liefert. 


) Die Begründung ſagt weiter: „Gerade in dem Zeitpunkt 
der Unſicherheit der Gewahrſamsverhältniſſe, der ſich im Falle 
alsbaldiger Entdeckung der vollendeten Wegnahmehandlung an dieſe 
anſchließt, eröffnet ſich regelmäßig die Gelegenheit zum Kampf um 
ie Sache, innerhalb deſſen der Berechtigte ſich die Macht über ſie 
zu erhalten ſucht, und daran kann er nicht dadurch gehindert ſein, 
daß im Rechtsſinn fein Gewahrſam“ (i. S. der Wegnahme) „ver⸗ 
loren iſt.“ — Vgl. auch die zuſtimmende Beſprechung dieſes Urteils 
durch Honig, JW. 1921, 34—35. 
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Auf dem Gebiete des Jagd ſchutzes ?) folgt hieraus: Un⸗ 
mittelbare Verfolgung des mit dem Wilde fliehenden Wil⸗ 
derers zwecks Wegnahme des Wildes iſt Notwehr. Aller⸗ 
dings iſt hier nicht das Eigentum oder der Beſitz des Be⸗ 
rechtigten verletzt. Denn das Wild in natürlicher Freiheit war 
herrenlos und in niemandes Beſitz. Aber die Handlung des 
Wilderers iſt gegenwärtiger und noch fortdauernder Eingriff 
in das ausſchließliche Okkupationsrecht des Jagdberechtigten. 
Und Angriff im Sinne der Notwehr iſt, wie bereits betont, 
der Eingriff in jedes rechtlich geſchützte Intereſſe, ins⸗ 
beſondere alſo auch in das Jagdrecht. 

Ergibt ſich nachträglich, daß der Fliehende keine ge⸗ 
ſtohlenen Sachen bzw. kein gewildertes Wild bei ſich führte, 
ſo liegt objektiv keine Notwehr zwecks Wiedererlangung der 
Sache vor. Aber ſubjektiv ift der Verfolger durch die Grund⸗ 
ſätze über Putativnotwehr geſchützt, wenn er die Verfolgung 
in der Annahme durchführte, daß der Fliehende im Beſitz der 
Sache ſei. Vorſatz fehlt dann, höchſtens kann Fahrläſſig⸗ 
keit vorliegen s). 

b) Notwehr iſt ferner regelmäßig die Verfolgung des mit 
der Schußwaffe fliehenden Wilderers. Denn bier befteht 
jeden Augenblick die Gefahr der Fortſetzung des Wilderns 
oder des Waffengebrauchs gegen den Berechtigten. Der An⸗ 
griff iſt daher ein noch fortdauernder. 

Notwehr iſt hier m. E. ſtets gegeben, wenn nicht be⸗ 
ſondere Umſtände des Einzelfalles die Abſicht der Fortſetzung 
des Wilderns oder des Angriffs auf den Berechtigten als 
ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen. Aus folgendem Grunde: 
Die Notwehr ſoll dem Berechtigten den „erforderlichen“ 
Schutz gegen Angriffe gewähren. Dann muß ſie zeitlich ſo 
lange zuläſſig ſein, bis ein begonnener Angriff zweifel⸗ 
los beendet ift”). Iſt letzteres objektiv zweifelhaft, ſo muß 
alſo Notwehr ſtatthaft bleiben. Denn ſonſt verfehlt dieſe ihren 
obigen Zweck. 

Stellt ſich hinterdrein, insbeſondere alſo im gerichtlichen 
Verfahren, heraus, daß der Angriff zweifellos bereits be⸗ 
endet war, fo lag zwar objektiv keine Notwehr vor. Sub⸗ 
jektiv aber greifen wiederum die Grundſätze über Putativ⸗ 
notwehr Platz. Vorſatz iſt alſo ausgeſchloſſen. Auch Ver⸗ 
urteilung wegen Fahrläſſigkeit iſt nur dann möglich, wenn der 
Täter nach der Lage des Einzelfalles erkennen mußte, daß 
kein drohender Angriff vorlag. Gewöhnlich wird daher Frei— 
ſprechung zu erfolgen haben. Deun regelmäßig kann man es 
dem Fliehenden nicht anſehen, ob er im nächſten Augenblick 
ſchießen wird oder nicht. Das eine iſt genau ſo möglich, wie 
das andere. In allen derartigen Fällen aber kann von fahr⸗ 
läſſiger Annahme eines drohenden Angriffs keine Rede 
ſein, auch wenn ſich hinterher ermitteln läßt, daß eine 
ſolche Gefahr im Einzelfalle aus irgendwelchen beſonderen 
Gründen nicht beſtand. 

Neuerdings hat das Reichsgericht einen Fall vorſtehen⸗ 
der Art entſchieden (NGUrt. v. 23. Okt. 1918; RG. 53, 132). 
Ein gewiſſer Mangel dieſes Urteils liegt darin, daß es Not⸗ 
wehr und Putativnotwehr, die das RG. ſonſt ſcharf und richtig 
trennt, nicht mit voller Deutlichkeit unterſcheidet. Aber das 
Ergebnis iſt richtig. Der Angekl. hat auf den mit der Waffe 
fliehenden Wilderer (nach vergeblichem Schreckſchuß) geſchoſſen 
und ihn erheblich verletzt. In erſter Inſtanz iſt er verurteilt. 


5) Entſprechendes gilt naturgemäß für den Fiſchereiſchutz. 

6) Dieſe Auffaſſung iſt heute die durchaus herrſchende in 
Wiſſenſchaft und Praxis (dagegen — ganz iſoliert — v. Liſzt, 
Lehrb. 8 41, II). Siehe dazu v. Hippel, Vergleichende Darſtellung 
des deutſchen und ausländiſchen Strafrechts, Allgem. Teil, III, 549 
(1908). Aus der Rechtsprechung des RO. vgl. insbeſondere RGSt. 
21, 189 (daj. Zitat früherer Urteile), betr. Putativnotwehr, dazu 
als Ergänzung RGSt. 19, 298; 54, 197. Siehe ferner ROSE. 12, 
195 (putative Feſtnahme), RGSSt. 33, 32 (Züchtigungsrecht), neuer⸗ 
dings RGSSt. 50, 418 (militäriſches Waffenrecht). 

2) Darauf kommt im Ergebnis auch hinaus Allfeld a. a. O.: 
Fehlgeſchlagen oder aufgegeben oder durchgeführt, „wobei aber die 
Möglichkeit einer Fortſetzung oder Wiederholung der Verletzung 
in Betracht kommt“. — Vgl. auch Hälſchner: „Sowie der An⸗ 
greifer von ſeiner rechtsverletzenden Tätigkeit völlig abſteht.“ — 
Binding: Endigung der Notwehr erſt mit dem Wegfall der Ge⸗ 
fahr. — v. Bar: Endigung, wenn die gewollte Verletzung ſchon 
geſchehen iſt „und etwaige Vergrößerung oder Wiederholung nicht in 
Ausſicht ſteht“. — M. E. Mayer: Zu beachten, „daß mit dem Ab⸗ 
ſchluß der einen Verletzung die Gefährdung durch eine neue ver⸗ 
bunden ſein kann“. — Eber mayer: Der Angriff dauert, „ſo⸗ 
lange er noch als Gefährdung ... des Schutzobjekts erſcheint“. 
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Das RG. hebt das Urteil auf, da möglicherweiſe Notwehr 
bzw. Putativnotwehr vorliege. Auch wenn der Fliehende auf 
den Verfolger nicht anſchlägt, biete doch das Nicht⸗Ablegen 
des Gewehrs auf Anruf „genügenden Grund für die An⸗ 
nahme, daß ein Angriff im nächſten Augenblick erfolgen 
könne“. „Hier drängt die Lage darauf hin, alsbald mit Ab⸗ 
wehrhandlungen vorzugehen, weil durch das Zögern Sie Ge⸗ 
fahr wächſt, daß der Wilddieb die einen Überfall begünſtigende 
Deckung erreicht oder auch nur die Überraſchung des auf einen 
plötzlichen Angriff nicht gefaßten Jagdſchutzbeamten dazu aus⸗ 
nutzt, um von ſeiner Waffe Gebrauch zu machen.“ 

3. Inhaltlich geſtattet die Notwehr die zur Abwehr des 
Angriffs erforderliche Verteidigung. Der rechtswidrig An⸗ 
gegriffene darf alſo den Angriff unter allen Umſtänden, da⸗ 
her nötigenfalls auch mit den ſchwerſten Mitteln, abwehren. 
Verhältnismäßigkeit des Mittels iſt alſo nicht erforderlich. 
Andererſeits darf der Angegriffene unter mehreren wirk⸗ 
ſamen Mitteln kein unnötig ſchweres wählen; ſonſt über⸗ 
ſchreitet er die Grenzen der erforderlichen Verteidigung. 

Als zuläſſiges Mittel zum Schutz des Jagdrechts (ohne 
Bedrohung der Perſon des Berechtigten) wurde vom RG. 
wiederholt die gewaltſame Wegnahme des Gewehrs 
des Wilderers s), bzw. beim Kaninchenfang der Netze und 
Frettchen, anerkannt!“). 

Bei Verfolgung des mit der Sache oder mit der Schuß⸗ 
waffe fliehenden Täters wird gewöhnlich zunächſt die Auf⸗ 
forderung zum Stehen und Ablegen der Waffe als das mil⸗ 
deſte Mittel in Betracht kommen. Aber keineswegs immer. 
Die Gefahr kann, insbeſondere bei den heutigen Zeitverhält⸗ 
niſſen, ohne weiteres eine derartige ſein, daß ſie nur durch 
ſofortiges Schießen abgewandt werden kann 10) Die vor⸗ 
herige Abgabe eines Schreckſchuſſes als milderen Mittels wird 
man zweifellos im allgemeinen nicht fordern können, weil 
dieſes Mittel durchaus zweiſchneidig iſt 1). Gerade dadurch 
kann der Gegner zum ſofortigen Schießen veranlaßt oder ihm 
die nötige Zeit dafür gewährt werden; zugleich beraubt der 
Berechtigte ſich damit eines Teiles ſeiner Verteidigung, weil 
ein Lauf ſeiner Waffe nun ungeladen iſt. Immerhin ſind 
beſondere Fälle denkbar, in denen ein Schreckſchuß genügt. 
Im übrigen ſteht die Wahl dieſes Mittels im Ermeſſen des 
Berechtigten 12). 

In dem obigen Falle des Obſtdiebſtahls (RGSSt. 55, 82, 
oben S. 1931) hatte der Berechtigte nach vergeblichem Anruf 
auf den Fliehenden geſchoſſen und dieſen erheblich verletzt. 
Das RE. bejaht Notwehr 13) und lehnt das Erfordernis der 
Verhältnismäßigkeit mit Recht ſcharf abr). Im Falle des 
mit Schußwaffe fliehenden Wilderers (RGSt. 53, 132) hatte 
der Berechtigte nach vergeblichem Anruf und Schreckſchuß 
ſcharf geſchoſſen. Die Begründung des RO. behandelt den 
Fall ohne jede Rückſicht auf die Abgabe des Schreckſchuſſes, 
betrachtet dieſen alſo — mit Recht — nicht etwa als Vor⸗ 
ausſetzung der weiteren Notwehr. 


4. Sehr wichtig iſt es, daß man Notwehr auch zum 
Schutze der angegriffenen Intereſſen, alſo z. B. des Jagd⸗ 
rechts, jedes beliebigen Dritten üben darf (Not⸗ 


3) Vgl. zit. RGSt. 35, 407: „Und zwar konnte zur zweck⸗ 
dienlichen Abwehr als Verteidigungsmaßregel auch eine Angriffs⸗ 
handlung“ (Kritik: Selbſtverſtändlich; denn darin liegt das Weſen 
der Verteidigung gegen Angriffe), „die Wegnahme des 
gegneriſchen Angriffsmittels, insbeſondere des Gewehrs, ſo ge⸗ 
eignet wie erforderlich erſcheinen.“ — RGSt. 55, 167: „M. durfte 
alſo die Maßregel ergreifen, die geeignet und erforderlich war, um 
die weitere Jagdausübung zu verhindern. Die Annahme, daß die 
Wegnahme des Gewehres das geeignete und erforderliche Mittel 
hierzu war, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden.“ 

9) Vgl. RGSt. 46, 348, oben S. 1931. 

10) FJ. B., weil der Fliehende ſonſt vorausſichtlich rechtzeitig 
in der Deckung verſchwindet oder eventuell gegenüber einer Mehrzahl 
von Gegnern uſw. — Maßgebend iſt die Lage des Einzelfalles. 

11) Siehe dazu als höchſt lehrreiche Beſtätigung den Fall 
unten S. 1933. 

12) Denn dieſer ift nicht verpflichtet, ein zwar milderes, aber 
in ſeiner Wirkſamkeit unſicheres, eventuell ſogar gefährliches Mittel 
zu wählen. 

13) Gemäß der Feſtſtellung der erſten Inſtanz, daß dem Angell. 
„kein anderes, gleich wirkſames Mittel zu Gebote ſtand“. 

14) Eingehende Begründung. Dabei die richtige Bemerkung: 
„Damit wäre die Notwehr, ſobald ſie durch Angriffe gegen Leib 
und Leben geübt werden müßte, dem Diebe gegenüber regelmäßig 
überhaupt ausgeſchloſſen.“ 


hilfe) 1s). Wer alſo einem Wilderer auf fremdem Revier be⸗ 
gegnet, darf gegen dieſen genau ſo Notwehr üben wie der 
Jagdberechtigte. Demgemäß bejaht das Urteil (RGSt. 55, 
167) Notwehr zugunſten eines Forſtlehrlings, der dem pir⸗ 
ſchenden Wilderer gewaltſam 186) das Gewehr abnahm. 

5. Üüberſchreitung der Notwehr iſt objektiv rechts⸗ 
widrig, aber ſubjektiv ſtraflos n), „wenn der Täter in Be⸗ 
ſtürzung, Furcht oder Schrecken über die Grenzen der Ver⸗ 
teidigung hinausgegangen iſt“ (Notwehrexzeß). Die herr⸗ 
ſchende Anſicht 1s) nimmt dies nur an, wenn objektiv wirk⸗ 
lich zur Zeit der Tat ein gegenwärtiger, rechtswidriger An⸗ 
griff noch vorlag 9), der Täter aber im Mittel der Abwehr 
zu weit ging (intenſiver Exzeß). Demgegenüber rechnet 
v. Bar 20) hierher auch den jog. extenſiven Exzeß, „d. h. 
wenn der Angreifende verletzt wird, obſchon der Angriff be⸗ 
reits aufgehört hatte“. Denn der Wortlaut des Geſetzes nötige 
keinesfalls zu jener einſchränkenden Auslegung; und wer 
überhaupt in ſolchem Affekt gewaltſame Abwehr übe, komme 
ebenſo leicht zur Fortſetzung, wenn der Angriff beendet, wie 
zu übermäßig ſcharfen Abwehrmitteln. Mir ſcheint dieſe Be⸗ 
gründung einleuchtend. 


6. Ob Notwehr vorliegt, hat der Strafrichter von 
Amts wegen feſtzuſtellen. Im Zweifel muß Freiſprechung 
erfolgen 21). Denn Strafe iſt nur möglich, wenn feſtge⸗ 
ſtellt wird, daß das Verhalten des Angekl. ein rechts ⸗ 
widriges war. Anders im Zivilprozeß, alſo z. B. 
gegenüber einer Schadenserſatzklage des Verletzteu. Hier hat 
der Bekl. die Notwehr als prozeſſuale Einrede zu beweiſen. 
Bleibt das Ergebnis zweifelhaft, ſo wird er verurteilt. So 
iſt es eventuell möglich, daß derſelbe Fall im Strafprozeß 
zur Freiſprechung, im Zivilprozeß zur Verurteilung füh⸗ 
ren kann. 

II. „Wird jemand auf friſcher Tat betroffen oder ver⸗ 
folgt, ſo iſt, wenn er der Flucht verdächtig iſt oder ſeine 
Perſönlichkeit nicht ſofort feſtgeſtellt werden kann, jedermann 
befugt, ihn auch ohne richterlichen Befehl vorläufig feſt⸗ 
zunehmen“ (8 127 Abſ. 1 StPO.). 

Zu dieſer Vorſchrift hebe ich hervor: 

1. Da das hier fragliche Recht jedermann ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Tatort zuſteht, kann es beliebig auch zum 
Schutze fremden Jagdrechts und ohne Rückſicht auf 
die Reviergrenzen geübt werden (vgl. RGSt. 12, 195). 

2. In zwei vom RG. entſchiedenen Fallen hat der Be⸗ 
rechtigte unter Verfolgung über die Grenze dem Fliehenden 
zugerufen „ſteh oder ich ſchieße“ (vgl. I 11. Mai 1885 RGSt. 
12, 195; ferner neuerdings REEL. 57, 79). Das Urteil 
RESt. 12, 195 betont dazu, daß das Recht der Feſtnahme 
auch die Befugnis gebe, „nötigenfalls phyſiſche Gewalt an⸗ 
zuwenden“. Wo aber Gewalt trotz 8 240 StGB. (Nötigung) 
zuläſſig ſei, da müſſe es auch die Drohung mit einem Ver⸗ 
gehen ſein, die 8 240 StGB. der Gewalt gleichſtelle. Ob 
die Drohung verwirklicht werden dürfe, ſei eine andere 
Frage. Auch im zweiten Falle erklärt das RG., daß nach 
StPO. Handlungen zuläſſig ſeien, die ſonſt eine ſtrafbare 
Freiheitsberaubung oder Nötigung enthalten würden. Ob 
obiger Anruf zuläfſig ſei, dafür komme es auf die beſonderen 
Umſtände des Falles an. Letzteres kann man zugeben, falls 
offenbar überflüſſigerweiſe mit Schießen gedroht 
würde. Im übrigen halte ich das erſte Urteil für klar und 
richtig. 

Lehrreich iſt ferner das Urteil RGSt. 34, 444 (bei dem 
es ſich nicht um einen Fall aus dem Jagdrecht handelt). Das 


15) Vgl. 853 StGB.: „von ſich oder einem anderen 
abzuwenden“. 

16) Schließlich mit vorgehaltenem Revolver. 

17) Sog. perſönlicher Strafausſchließungsgrund. 

18) So auch RGSt. 51, 37. 

19) Das ift, wie oben S. 1931 dargelegt, auch dann der Fall, 
wenn ein begonnener rechtswidriger Angriff noch nicht zweifellos 
beendet iſt. 

20) Geſetz und Schuld III 202 Anm., im Auſchluß an Hälſch⸗ 
ner a. a. O. 1 481—84 und v. Schwarze, Komm. 8 53 Nr. 14. 

21) Vgl. Glaſer, Handb. d. Strafprozeſſes I, 364; v. Kries, 
Lehrb. d. Strafprozeſſes 341; Ullmann, Lehrb. 330; Bennecke⸗ 
Beling, Lehrb. d. Strafpr., 1900, 379; ASt. 7, 661. Siehe 
auch RGSSt. 53, 132. Unrichtig für Strafſachen Ziebarth, Forſt⸗ 
recht, 348, die Notwehr ſei „ein Ausnahmerecht und deshalb aus⸗ 
weispflichtig“. 
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RG. betont hier, die vorläufige Feſtnahme ſchließe „not⸗ 
wendig, ihrem Weſen nach die Befugnis zur Vornahme von 
Handlungen in ſich, die — wenn die öffentlich- rechtliche Be⸗ 
fugnis nicht gegeben wäre — als Freiheitsberaubung und 
Nötigung anzuſehen ſein würden“. Ebenſo ſei Körperver⸗ 
letzung als „natürliche Folge eines nach Lage der Sache er⸗ 
forderlichen feſten Anfaſſens oder Anpackens“ erlaubt. Nicht 
aber jede ſonſtige Verletzung, auch wenn ohne ſie die Feſt⸗ 
nahme nicht ausführbar oder nicht aufrechtzuerhalten ſei. 
Allerdings ſei bei tätlichem Angriff des Feſtzunehmenden 
Notwehr gegebeu. „Dagegen kann nicht anerkannt werden, 
daß der zur Feſtnahme Berechtigte den auf friſcher Tat be⸗ 
troffenen Delinquenten, der zu fliehen ſucht, an der 
Flucht durch Handlungen hindern dürfe, die ihn an Leib 
oder Leben verletzen.“ 

3. Mehrfach hat das RG. Fälle irrtümlicher vor⸗ 
läufiger Feſtnahme entſchieden. Im Falle ROSE. 12, 195 
hat der Berechtigte die Feſtgenommenen irrtümlich für Schlin⸗ 
genſteller gehalten. Das RS. erklärt mit Recht: Objektiv lag 
rechtswidrige Freiheitsberaubung vor, aber ſubjektiv fehlte 
wegen tatjächlichen Irrtums der zur Beſtrafung nach 8 239 
StGB. erforderliche Vorſatz. 

Im Falle RES. 34, 444 führt das RG. am Schluſſe 
aus: Nimmt der Täter irrtümlich an, die vorläufige Feſt⸗ 
nahme berechtige nötigenfalls zur Körperverletzung, falls ſonſt 
die Flucht nicht verhindert werden könne, fo ſei das kein gleich⸗ 
gültiger Strafrechtsirrtum, ſondern ein den Vorſatz aus⸗ 
ſchließender Irrtum über eine außerſtrafrechtliche Rechtsnorm 
(nämlich 8 127 StPO.) 22). 

In einem anderen Falle RGSt. 27, 198 hat ein Gen⸗ 
darm zwei Leute wegen Ruheſtörung irrtümlich feſtgenommen, 
weil er ihren Angaben über Name und Wohnort nicht 
glaubte. RG. erklärt, daß dieſer Irrtum des Beamten man⸗ 
gels Legitimation der Täter keine Verletzung pflichtmäßiger 
Sorgfalt enthalte, erklärt daher ſein Verhalten für objektiv 
rechtmäßig. Das iſt richtig. Denn rechtmäßig im Sinne des 
8113 StGB. iſt die pflichtmäßige Amtsausübung. 

4. Endlich ſei auf RGSt. 8, 289 hingewieſen: Ein Ober⸗ 
förſter hat den bei der Übertretung des $ 368 Nr. 10 StGB. 
Betroffenen vorläufig feſtnehmen wollen und ihm, als er 
Widerſtand leiſtete, das Gewehr entriſſen. Das RG. erklärt 
letzteres mit Recht für rechtmäßig. Mit Verhaftung und vor⸗ 
läufiger Feſtnahme gehen zugleich die im Beſitz des Betrof⸗ 
fenen befindlichen Sachen in den polizeilichen bzw. richter⸗ 
lichen Gewahrſam über. Sonſt könnte z. B. der Taſchendieb 
das geſtohlene Portemonnaie noch einem anderen übergeben. 
Allerdings ſei im vorliegenden Falle die Feſtnahme nicht 
durchgeführt, weil der Angekl. ſich ihr nicht freiwillig unter⸗ 
warf. War aber die Feſtnahme des Tätees mit der Sache 
zuläſſig, ſo iſt es als das Minus auch die letztere allein. 


III. Ein ſehr befremdliches Urteil, das beſonderer Be⸗ 
trachtung bedarf, hat das RG. (RGSt. 54, 197) gefällt. 

Waldaufſeher P. mit Waldarbeitern trifft auf mehrere 
Wilderer. Er läßt ſich vom Waldarbeiter Mr. eine zweite 
Flinte holen. Dieſer Waldarbeiter ſtößt bei der Rückkehr auf 
die Wilderer, fordert vergeblich zum Stehenbleiben auf, gibt 
dann einen Schreckſchuß ab. Darauf ſchießen die Wilderer, 
namentlich Mo., auf den Waldarbeiter, der ſie verfolgt, auf 
P. und die übrigen Arbeiter. Bei der weiteren Verfolgung 
werden beiderſeits erfolglos Schüſſe gewechſelt. Schließlich 
verletzt der Wilderer Mo. den Waldarbeiter Mr. erheblich 
durch Karabinerſchuß. 

Das LG. Brieg verurteilt den Wilderer, indem es Not⸗ 


22) Fraglich könne alſo nur Beſtrafung wegen Fahrläſſigkeit 
ſein, falls der Irrtum ſelbſt ein fahrläſſiger war. Dieſes Urteil be⸗ 
ruht auf der konſtanten Rechtſprechung des RG., die den Irrtum 
über das Strafgeſetz als gleichgültig betrachtet, bei außer ſtraf⸗ 
rechtlichem Rechtsirrtum aber (unter Verwertung von 8 59 StGB.) 
den Vorſatz verneint. 
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wehr und Putativnotwehr verneint. Das RG. hebt das Urteil 
mit folgender Begründung auf: 

Allerdings war vorläufige Feſtnahme (8 127 StGB.) 
berechtigt, inſoweit daher keine Notwehr möglich, auch keine 
Putativnotwehr gegeben. Aber der Waldarbeiter durfte nicht 
auf den Wilderer ſchießen, da er ſelbſt nach dem Waffengeſetz 
von 1837 kein Waffenrecht hatte und auch vom Waldaufſeher 
P. nicht mit Schießen beauftragt war. 

Hier zeigt das Urteil eine geradezu erſtaunliche Lücke. 
Das RG. verfällt gar nicht auf den naheliegenden Gedanken, 
zu prüfen, ob der Waldarbeiter nicht in Notwehr (bzw. 
in Nothilfe zum Schutz fremden Jagdrechts) handelte, als er 
nach vergeblicher Aufforderung zum Stehenbleiben einen 
Schuß, und noch dazu einen bloßen Schreckſchuß, abgab, ins⸗ 
beſondere gegen eine Mehrzahl Bewaffneter, die ihre Ge⸗ 
fährlichkeit dann ſofort noch dadurch beſonders bewieſen, daß 
fie mit ſcharfen Schüſſen anworteten. M. E. wäre in ſolcher 
Lage auch ein ſcharfer Schuß nach vergeblichem Anruf, 
insbeſondere gegenüber der Mehrzahl mit Schußwaffen Flie⸗ 
hender, zweifellos Notwehr geweſen. Ich verweiſe auf meine 
obigen Ausführungen mit der dortigen Rechtſprechung des 
Reichsgerichts. 

Infolge dieſes grundlegenden Fehlers, der Unterlaſſung 
der Prüfung der Notwehr, ſtellt der folgende Teil des Urteils 
die Tat⸗ und Rechtslage geradezu auf den Kopf. 

Weil kein beſonderes Waffenrecht für den Waldarbeiter 
beſtand, erklärt das RG. ſeinen Schuß einfach für rechts⸗ 
widrig und konſtruiert nun, konſequent aber lebensfremd, 
weiter: Gegenüber dem rechtswidrigen Schuß des Wald- 
arbeiters waren dann die Wilderer (!) auch bei der fol⸗ 
genden Schießerei, in Notwehr, mindeſtens in Putativnotwehr, 
wenn ſie den Schreckſchuß für einen ſcharfen hielten. Aller⸗ 
dings bedürfen hierfür nach Anſicht des RG. die Tatſachen 
noch näherer Prüfung durch die erſte Inſtanz. Zunächſt ſei 
feſtzuſtellen, ob der Wilderer überhaupt einen Angriff ab⸗ 
wehren oder ſich lediglich der Verfolgung entziehen 
wollte. Im letzteren Falle wäre ſein Schießen rechtswidrig. 
Weiter ſei feſtzuſtellen, ob das Schießen des Wilderers die zur 
Abwehr erforderliche Verteidigung ??) war. Das LG. ver⸗ 
neint dies mit der ebenſo einfachen wie treffenden Begrün⸗ 
dung, daß der Wilderer dem Schießen entgehen konnte, wenn 
er ſtehen blieb und ſich feſtnehmen ließ. Das RG. aber er⸗ 
klärt: Es „kann dahingeſtellt bleiben, ob das Beſtreben eines 
Wilderers, ſich der Feſtnahme zu entziehen, noch als gerecht⸗ 
fertigt gelten kann“ (sic!) 21). Jedenfalls war berechtigt fein 
Intereſſe an ſeiner perſönlichen Unverſehrtheit. Beim Stehen⸗ 
bleiben „wäre für die Verfolger nur der Anlaß zum wei⸗ 
teren Schießen weggefallen. Daraus folgt aber noch nicht, 
daß ſie es in Wirklichkeit eingeſtellt hätten“. Das ſei dem 
Urteil des LG. nicht mit Sicherheit zu entnehmen. (Kritik: 
Wie denkt ſich das RG. eine ſichere Feſtſtellung ſolcher Art? 
Es iſt doch an ſich ſelbſtverſtändlich, daß mit den Aufgaben 
des Forſtſchutzes bekannte Perſonen nicht weiter ſchießen, ſo⸗ 
bald der Wilderer ſteht und die Waffe ablegt. Das Gegen⸗ 
teil bedürfte beſonderer Feſtſtellung, nicht dieſe Tatſache.) 
Endlich will das NE. feſtgeſtellt haben, ob der Wilderer, als 
er den verletzenden Schuß abgab, überhaupt noch an eine 
Fortdauer des Angriffs auf ſeine Perſon glaubte oder dieſen 
bereits für beendet hielt (dann wäre er natürlich nicht mehr 
in Notwehr oder Putativnotwehr). Dieſe „Möglichkeit“ ſei 
nach dem Urteil nicht ausgeſchloſſen; denn „als die Be⸗ 
teiligten in den Hochwald kamen“, in dem „ſchließlich“ der 
Wilddieb den verletzenden Schuß abgab, „wurde nur noch von 
ihm und den Wilddieben G. und B. gefeuert“. (Kritik: Und 
derartiges ſoll Notwehr fein!) 


23) Bei Verneinung liege keine Notwehr vor, es könne aber 
Putativnotwehr übrig bleiben. 

24) Dabei iſt in demſelben Urteil (vgl. oben) dieſe Frage 
bereits mit Recht verneint. 
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Größere Aufjäge 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Akteneinſicht im Steuerverfahren. 


Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Kiefe I, Stuttgart. 


I. Jeder Rechtsanwalt, der in Steuerſachen zu tun hat, 
wird immer wieder die Erfahrung machen, daß ſeine Geſuche 
um Aktenmitteilung, bzw. Akteneinſicht von den Finanz⸗ 
behörden abſchlägig beſchieden werden. Da dies weder im 
Intereſſe der Steuerpflichtigen, noch im Intereſſe der Steuer⸗ 
behörden, bzw. des wünſchenswerten Vertrauensverhältniſſes 
zwiſchen Steuerpflichtigen und Steuerbehörde gelegen iſt, mag 
eine Unterſuchung der Rechtslage geboten erſcheinen. Ein 
beſonderes Recht der Rechtsanwälte in ihrer Eigenſchaft als 
Bevollmächtigte der Steuerpflichtigen auf Akteneinſicht iſt 
nirgends ſtatuiert. Der Bevollmächtigte hat nur inſoweit 
rl auf Akteneinſicht, als es der Steuerpflichtige ſelbſt 
eſitzt. 

II. Die Reichsabgabenordnung ſpricht nur an einer Stelle 
von dem Rechte auf Akteneinſicht, nämlich in § 247. Dort 
iſt geſagt, die Beteiligten können die Akten bei dem Gerichte 
einſehen und ſich auf ihre Koſten Abſchriften daraus geben 
laſſen, ſoweit nicht der Vorſitzende aus dringenden dienſtlichen 
Gründen Ausnahmen verfügt. Für Vorakten, Beiakten, Gut⸗ 
achten und Auskünfte gilt dies nur mit Zuſtimmung der 
Stelle, der die Akten gehören, oder die die Außerung ein⸗ 
gezogen hat. Dieſe Vorſchrift befindet ſich im Abſchnitk über 
die Berufung; für die Rechtsbeſchwerde iſt die Vorſchrift des 
§ 247 AD. gemäß 8 276 AD. für ſinngemäß anwendbar er⸗ 
klärt. Danach hat der Steuerpflichtige ein Recht auf die Ein⸗ 
ſicht der Steuerakten und Ausfolge von für ihn auf ſeine 
Koſten zu fertigenden Abſchriften, ſoweit nicht der Vor⸗ 
ſitzende aus dringenden Gründen Ausnahmen verfügt. Dienſt⸗ 
liche Gründe ſind im Gegenſatz zu ſachlichen Gründen nur 
ſolche, die im formalen Dienſtbetrieb wurzeln (ſ. Becker, 
AO. zu 8247; Mrozek AD. zu 8 247; Sten. Ber. der 
Nat Verſ. S. 3720). Für Vorakten, Beiakten, Gutachten und 
Auskünfte beſteht das Einſichtsrecht nur mit Zuſtimmung 
der Stelle, der die Akten gehören oder die die Außerung ein⸗ 
gezogen hat. Unter Vorakten werden nach vorherrſchender An⸗ 
ſicht (vgl. Mrozek a. a. O., Becker a. a. O.) die Akten über 
das Ermittlungsverfahren bzw. Einſpruchsverfahren verſtan⸗ 
den, was zur Folge hat, daß nur mit Zuſtimmung des 
Finanzamts auch im Berufungsverfahren deſſen Akten ein⸗ 
geſehen werden dürfen. Dieſe Anſicht, die praktiſch das ohne⸗ 
hin kümmerliche Einſichtsrecht in der Mehrzahl aller Fälle 
wertlos machen würde, iſt leider bisher auch vom Reichs⸗ 
finanzhof geteilt (St. u. W. 1922, 165; RStBl. e 
Köhler, DStzg. 1921, 615, erklärt mit Recht, daß damit 
dem 8247 AD. jede praktiſche Bedeutung genommen und 
die Arbeit der Finanzbehörden zu einem Geheimverfahren ge⸗ 
macht werde. Nun ſcheint mir aber dieſe Anſicht keinesfalls 
geboten zu ſein, auch nicht billiger und ſachgemäßer Aus⸗ 
legung zu entſprechen. Gemäß 8 248 AD. hat das Finanz⸗ 
amt, deſſen Entſcheidung angefochten iſt, die Berufung mit 
den Akten und ſonſtigen Unkerlagen dem Gerichte zu über⸗ 
ſenden. Es iſt mit der Sache nicht weiter befaßt und nur 
noch Beteiligter am Verfahren (vgl. § 246 AO.). Mit der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Überfendung der Akten ſind aber 
die Akten betreffend das Ermittlungs⸗, Feſtſetzungs⸗ und 
Einſpruchsverfahren, Akten des Berufungsgerichts geworden. 
Sie ſind nicht Vorakten und nicht Beiakten, ſondern höchſt⸗ 
eigene Akten des Berufungsgerichts. Das Berufungsgericht 
kann ohne dieſe Akten nicht entſcheiden, ſie ſind Grundlage 
ſeiner Tätigkeit. Dasſelbe gilt im Rechtsbeſchwerdeverfahren 
bezüglich der gemäß 8270 20. ſeitens des Berufungs⸗ 
gerichts an die Rechtsbeſchwerdeinſtanz eingeſandten Akten. 
Unter Vorakten verſteht man im Zivilprozeß, wie im Straf⸗ 
prozeß, niemals Akten, die den zur Entſcheidung ſtehenden 
Fall betreffen, gleichgültig, ob es ſich um eine Vorinſtanz 
handelt oder nicht, denn die Akten der Vorinſtanz ſind ja 
begriffsgemäß Akten der höheren Inſtanz mit deren An⸗ 
rufung geworden. Vorakten ſind ſolche Akten, die in früher 
erledigter Sache gegen denſelben Steuerpflichtigen erwachſen 
ſind, nicht aber Akten, die die gerade gegenwärtig zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehende Sache berühren. Beiakten ſind alsdann 
ſolche Akten, die möglicherweiſe denſelben Steuerpflichtigen 

andere Steuerpflichtige be⸗ 


in anderen Steuerſachen, oder 
treffen, oder Akten anderer Behörden, z. B. Zivilprozeß⸗ 


oder Strafakten. Es iſt verſtändlich, wenn bezüglich ſolcher 
Akten, die nicht unmittelbar den zur Entſcheidung treffen⸗ 
den Fall berühren und der entſcheidenden Behörde von einer 
anderen Behörde mitgeteilt wurden, zur Ausfolge an den 
Steuerpflichtigen die Zuſtimmung der Behörde, der die Akten 
gehören, verlangt wird. Nicht verſtändlich dagegen iſt es, 
wenn die höhere Behörde in ihren Verfügungen betreffend 
der Akten, deren Nachprüfung ja gerade ihre Aufgabe iſt, von 
der unteren Behörde abhängig ſein ſollte. Auch Becker 
ſagt bezüglich der Akten des Finanzgerichts, daß dieſe an 
id) wohl Vorakten fein müßten, daß aber, weil nach 8 247 
AD. den Beteiligten ein Recht auf Einſicht dieſer Akten ge⸗ 
geben ſei, die Vorſchrift des 8 276 AD. finngemäß dahin 
angewandt werden müſſe, daß die Berufungsakten des Finanz⸗ 
gerichts als zu den Akten des Reichsfinanzhofs gehörig, 
anzuſehen ſeien. Dem Ergebnis iſt beizuſtimmen, m. E. aber 
um deswillen, weil eben die Akten des Finanzgerichts auf 
Grund der gemäß $ 270 AD. vorgeſchriebenen Überſendung 
tatſächlich Akten des Reichsfinanzhofs geworden find. Das⸗ 
ſelbe muß aber gelten für die der Entſcheidung des Finanz⸗ 
gerichts zugrunde zu legenden finanzamtlichen Akten. Alle 
dieſe zur Entſcheidung des Reichsfinanzhofs gehörigen Akten 
ſind Akten des Reichsfinanzhofs, nur er hat darüber zu be⸗ 
finden, wie dieſe Akten in einem bei ihm anhängigen Ver⸗ 
fahren zu behandeln ſind, bzw. wie die Einſicht in dieſelbe 
zu gewähren iſt. Damit ſind die Intereſſen der Geheim⸗ 
haltung bezüglich wirklicher Vorakten, Beiakten, Gutachten 
und Auskünfte im Sinne von $ 247 Abſ. 1 Satz 2 AD, 
völlig gewahrt. — Gemäß 8267 AD. kann neben der Geltend⸗ 
machung von weſentlichen Verfahrensmängeln, die Rechts⸗ 
beſchwerde nur darauf gegründet werden, daß die Entſchei⸗ 
dung auf Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung des 
geltenden Rechts, oder einem Verſtoß wider den klaren 
Inhalt der Akten beruhe. Unter dem Inhalt dieſer 
Akten ſind, worüber kein Streit beſtehen kann, ebenſowohl 
die finanzgerichtlichen, wie die finanzamtlichen Akten zu 
verſtehen. Dies ſind Akten in dem anhängigen Verfahren, 
und es iſt m. E. auch völlig unabweisbar, daß derjenige, 
der ſeine Rechtsbeſchwerde demgemäß begründen will, ein 
Recht darauf haben muß, den Inhalt dieſer Akten kennen⸗ 
zulernen, alſo ein Recht auf Einſicht in dieſe, unmittelbar 
zur Sache gehörigen Akten haben muß. Es mag dabei noch 
darauf hingewieſen werden, daß ja gerade die finanzamtlichen 
Akten im weſentlichen den Inhalt der Akten, „der die Grund⸗ 
lage der Beſteuerung bildet“, darſtellen. Nach dieſer Aus⸗ 
legung, die allein dem praktiſchen Bedürfnis Rechnung trägt, 
hat ſonach der Steuerpflichtige und ſein Vertreter im Be⸗ 
rufungs⸗ und Rechtsbeſchwerdeverfahren ein Recht auf volle 
Einſicht der unmittelbar zur Entſcheidung ſtehenden Akten, 
ſoweit nicht die eingangs erwähnten dienſtlichen Gründe Aus⸗ 
nahmen rechtfertigen. 

III. Im Ermittlungsverfahren, Einſpruchsverfahren, An⸗ 
fechtungsverfahren und Beſchwerdeverfahren, beſteht bedauer⸗ 
licherweiſe ein ſolches Recht nicht, da die Reichsabgaben⸗ 
ordnung nirgends ein ſolches Recht gewährt. Damit iſt aber 
nicht geſagt, daß die Einſichtnahme nicht gewährt werden 
darf, daß die Einſichtgewährung bzw. Aktenmitteilung, wie 
die Finanzämter und Landesfinanzämter ſich regelmäßig aus⸗ 
zudrücken pflegen, unzuläſſig ſei (vgl. L A. Hannover, 
Koppe, Jahrb. 1923, 92). Hiervon iſt gar keine Rede. 
Nirgends in der ganzen AO. iſt dies ausgeſprochen. Die 
Beſtimmungen über die Geheimhaltungspflicht (88 10, 375, 
206 AD.) haben mit der Frage der Einſichtnahme durch den 
Steuerpflichtigen gar nichts zu tun, dagegen ergeben andere 
Vorſchriften der AO. m. E. zwingend, daß die Steuerbehörde, 
ſoweit dadurch das Ermittlungsverfahren und die jeweiligen 
ſonſtigen Aufgaben nicht behindert werden, vielmehr richtig 
verſtanden, ſogar Förderung erhalten, dem Steuerpflichtigen 
und ſeinem Bevollmächtigten Einſicht gewähren ſollen. Das 
Steuerverfahren iſt kein Geheimverfahren, es iſt ein Rechts⸗ 
verfahren; auch ſoweit es in der Hand von Verwaltungs⸗ 
behörden liegt, iſt es nach Rechtsgrundſätzen durchzuführen, 
und es iſt ferner ausdrücklich vorgeſchrieben, daß, ſoweit die 
Behörde eine Entſcheidung nach ihrem Ermeſſen zu treffen 
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hat, dieſe nach Recht und Billigkeit erfolgen muß ($ 6), 
ebenſo, daß bei Auslegung der Steuergeſetze ihr Zweck zu 
berücksichtigen iſt (8 4), weiter iſt in $ 205 Abſ. 4 ausdrück⸗ 
lich beſtimmt, daß dem Steuerpflichtigen die Punkte, in 
denen zu feinen Ungunſten eine weſentliche Abweichung in 
Frage komme, zur Äußerung mitzuteilen ſeien, in 8 206 
Abs. 2, daß, ſoweit nicht Gefahr im Verzuge liege, das Finanz⸗ 
amt die als Sachverſtändigen beizuziehenden Perſonen oder 
den zur Auskunftserteilung zuzuziehenden Verband dem 
Steuerpflichtigen mitzuteilen hat, in § 211 Abſ. 2 Satz 2 
und 4, daß im Steuerbeſcheid die Grundlage der Feſtſetzung 
und Veranlagung, ebenſo die Punkte, in denen von ſeiner Er⸗ 
klärung abgewichen iſt, enthalten fein müſſen. Ferner iſt in 
8 240 und 8 241 im Rechtsmittelverfahren vorgeſchrieben, 
daß dem Steuerpflichtigen die Unterlagen der Beſteuerung, 
die dem angefochtenen Beſcheid zugrunde liegen, mitzuteilen 
ſind, und ebenſo, daß entweder dem Beteiligten Gelegenheit 
zur Teilnahme bei der Vernehmung von Auskunftsperſonen 
oder Sachverſtändigen gegeben, oder ſoweit dies nicht ge- 
ſchehen iſt, das Beweisergebnis vor der Verwertung mit⸗ 
geteilt werden muß. Dabei iſt darauf hinzuweiſen, daß der 
Einſpruch in das Rechtsmittelverfahren gehört, ebenſo auch 
das Anfechtungs- und Beſchwerdeverfahren, daß alſo dieſe 
88 240 und 241 auch hierauf Anwendung finden. Es ergibt 
ſich daraus, daß die Steuerpflichtigen im Ermittlungs— 
verfahren, wie im Rechtsmittelverfahren über alles Weſent⸗ 
liche aufgeklärt werden müſſen, und es iſt angeſichts dieſer 
Sachlage nicht wohl verſtändlich, warum die Behörden, ſpe⸗ 
ziell die Finanzämter, falls ein Rechtsanwalt zum Zwecke 
der Beratung des Steuerpflichtigen, ob er gegebenenfalls ſich 
mit der getroffenen Steuerfeſtſetzung beruhigen, oder ein 
Rechtsmittel einlegen ſoll, um die Steuerakten nachſucht, 
dieſem die Einſicht verweigern ſollen. Die Unterlagen der 
Beſteuerung, die dem angefochtenen Beſcheid zugrunde liegen, 
gehen doch eben aus dieſen Akten hervor, während ſie der 
Steuerpflichtige häufig nicht, oder nur unzulänglich beſitzt, 
auch worüber wohl kein Zweifel beſteht, in dem Steuer⸗ 
beſcheid ſelbſt dieſe Unterlagen nur ſelten ſo mitgeteilt ſind, 
daß ſie eine reſtloſe gewiſſenhafte Nachprüfung ermöglichen. 
Durch die Mitteilung der Akten an den Bevollmächtigten 
wird daher das Verfahren weſentlich vereinfacht und er— 
leichtert, während bei Verweigerung der Einſicht eben auf 
Grund der erwähnten Beſtimmungen ſeitens des Steuer- 
pflichtigen, oder ſeines Bevollmächtigten, die Mitteilung ein⸗ 
zelner Unterlagen unter Umſtänden in einer Mehrzahl ein⸗ 
zelner Eingaben verlangt werden muß, was für ſämtliche 
Beteiligte eine erhebliche Erſchwerung des Geſchäftsbetriebs 
und Verzögerung der Geſchäftsbehandlung zur Folge hat. 

Danach iſt das Ergebnis dahin zujammenzufaſſen, daß 
die Mitteilung der Akten keinesfalls unzuläſſig und wohl 
ziemlich in allen Fällen als ſachgemäße und beſchleunigter 
Behandlung dienende Maßregel anzuſehen iſt. — 

IV. Was endlich das Strafverfahren betrifft, ſo gilt m. E. 
auch im Verwaltungsſtrafverfahren gemäß § 385 AD. die 
Beſtimmung des 8 147 StpO., wonach der Verteidiger nach 
Abſchluß der Ermittlungen zur Einſicht der Akten unbedingt 
befugt iſt und ſchon vorher ihm die Einſicht, inſoweit zu 
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geſtatten iſt, als dies ohne Gefährdung des Unterſuchungs⸗ 
zwecks geſchehen kann. Wenn auch das Verwaltungsſtraf⸗ 
verfahren kein gerichtliches Verfahren iſt, jo iſt doch in den 
88 386—425 AD. nirgends Gegenteiliges vorgeſchrieben, 
andererſeits ergibt ſich die Notwendigkeit der Anwendung 
ſchon aus den 88 407, 409 AO., ebenſo Becker, AO. zu 
8 407 Anm. 2 Abſ. 4, a. M. allerdings eine bei Koppe, 
Jahrb. 1923, 110 erwähnte Entſcheidung des Finanzgerichts 
Dresden. 


V. Gegen Verweigerung der Akteneinſicht, oder Ver⸗ 
weigerung der Zuſtimmung der Einſicht in Akten und Vor⸗ 
akten ſeitens einer Steuerbehörde, ſteht den Beteiligten die 
Beſchwerde gemäß 8 281 AD. zu, alſo gegenüber dem Finanz⸗ 
amt an das Landesfinanzamt, gegenüber dem Landesfinanz⸗ 
amt an den Reichsfinanzminiſter. Weitere Beſchwerde iſt 
nicht zuläſſig (8 282 Abſ. 4). Eine Rechtsbeſchwerde an den 
Reichsfinanzhof ift nicht gegeben, dagegen kann die unberech⸗ 
tigte Verweigerung einen weſentlichen Verfahrensmangel dar⸗ 
ſtellen und inſofern mit der Rechtsbeſchwerde geltend gemacht 
werden können. 8283 AD. findet keine Anwendung (sgl. 
RF. 5, 192). 


VI. Die Ausübung des Rechtes auf Akteneinſicht kann 
bei der zuſtändigen Steuerbehörde erfolgen. Die Einſicht kann 
auch an dritter Stelle gewährt werden, ſo beim Finanzamt 
oder Amtsgericht des Wohuſitzes des Geſuchſtellers. Endlich 
ſteht auch nicht das Geringſte im Wege und dürfte in der 
Praxis, ſoweit Rechtsanwälte Geſuchſteller ſind, auch für die 
beteiligten Finanzbehörden das Einfachſte und Gegebenſte ſein, 
dem Rechtsanwalt die Akten in ſeine Kanzlei mitzuteilen, 
wie dies bei Gerichten und ſonſtigen Behörden alltäglich iſt 
(vgl. auch 8 147 Abſ. 4 StPO. und Beſchluß des Präſidenten 
des Finanzgerichts Stuttgart v. 21. Juli 1922). Selbſtver⸗ 
ſtändlich haben die Rechtsanwälte die Verpflichtung zu über⸗ 
nehmen, und aufs Gewiſſenhafteſte zu erfüllen, die Steuer⸗ 
akten verſchloſſen zu halten und jeder Einſicht Dritter zu 
entziehen. Ein vertrauensvolles Zuſammenarbeiten zwiſchen 
Steuerbehörde und Rechtsanwalt kommt den Steuerpflich⸗ 
tigen, aber ebenſo den Steuerbehörden und dem Staats⸗ 

anzen zugute. Die leider noch bei ſo vielen Steuerbehörden 

beftehende Auffaſſung, daß der Rechtsanwalt ein unbequemer 
und unerwünſchter Eindringling in ihre behördliche Tätig⸗ 
keit ſei, daß mit der Mandierung eines Rechtsanwalts den 
Behörden Mißtrauen entgegengebracht werde, ja, daß die Bei⸗ 
ziehung eines Rechtsanwalts eine Erſchwerung der Tat⸗ 
beſtandsermittlung und künſttiche Steuerherabdrückung be⸗ 
zwecke (vgl. Marcuſe, JW. 1922, 847), muß unter allen 
Umſtänden verſchwinden. Der Rechtsanwalt als Steuerberater 
iſt Organ der Steuerrechtspflege, genau wie er es auch bei 
der ordentlichen Rechtspflege iſt und muß als ſolcher den 
Behörden ein willkommener Helfer zur Erfüllung ihrer Auf 
gaben und zur Findung des wirklichen Rechtes ſein. An 
geſichts der Unüberſehbarkeit der Steuergeſetzgebung der letzten 
Jahre und der Schwierigkeit ihrer Auslegung ſollte heute an 
ſich ſchon jede Steuerbehörde froh ſein, wenn ihr ſtatt des 
ſo häufig völlig ſachunkundigen Steuerpflichtigen ein rechts⸗ 
und ſachkundiger Berater gegenüberſteht. 


Schrifttum. 


Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann. ord. Profeſſor der Rechte 
in Jena: Sachenremt des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Berlin und Leipzig 1924. Waller de Gruyter & Co. XXII 
und 507 S. Preis: broſch. V 12, —, geb. 4 13,50. 


Das Buch bildet einen Teil der Sammlung von Grundriſſen 
der Rechtswi ſeuſchaft, welche von hervorragenden Lehrern des Rechtes 
für Lehrzweckle herausgegeben wird. Die Grundriſſe und ſo auch ihr 
dritter Band, das Sachenrecht des B B., find in erſter Linie für 
die Studenten des Rechts geſchrieben und dazu beſtimmt, der Vor⸗ 
leſung über die verſchiedenen Teile und Gebiete des Rechts zugrunde 
gelegt zu werden. Dem Rechtsbefliſſenen werden aber nicht ſtarre, 
abſtrakte Dogmen und Lehrſätze vorgetragen, wie es in früheren 
Jahrzehnten wohl der Fall war und was dem juriſtiſchen Studium 
ſehr mit Unrecht den Ruf einer trockenen Wiſſenſchaft eingetragen 
hat, ſondern immer und überall werden ſie dargeſtellt in ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung für die Lebenserſcheinungen und Lebensvor⸗ 
gänge. Mit einer Anſchaulichkeit, die ihresgleichen ſucht, treten 


dem Studenten die Erſcheinungen des täglichen Lebens mit allen 
feinen Verzweigungen in ihrer ſachenrechteichen Bedeutung vor das 
Auge. Immer und überall erfährt er das nötige über die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung des Rechtes, über die ſich wandelnde Denk- und 
Anſchauungsweiſe in ihrer Rückwirkung auf die ſachenrechtlichen 
Lehrſätze, über die Beziehungen zu verwandten Erſcheinungen des 
Lebens und über die Einschränkungen, die aus dieſen folgen. So 
wird das Sachenrecht mit ſeinen Veräſtelungen und Verzweigungen 
als ein lebendiges Ganzes vorgetragen, ſo daß, wer nur einigen 
Sinn für das Recht hat, ihm das lebhafteſte Intereſſe entgegen 
bringen muß. 

In der Syſtematik ſchließt ſich das Buch im großen und ganzen 
und mit einigen Abweichungen dem Syſteme des BGB. an. Es 
zerfällt in vier Teile: I. Das Weſen des Sachenrechts. II. Das 
Eigentum als dogmatischer Grundbegriff. III. Das Mobiliarfachen⸗ 
recht. IV. Das Bodenrecht. Dazu ein Anhang: Die Lehre vom Be⸗ 
ſitze. Ob es zweckmäßig iſt, die Lehre vom Beſitze am Schluſſe 
zu behandeln, will ich dahingeſtellt ſein laſſen. Es konnte dabei nicht 
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ausbleiben, daß wichtige Teile der Beſitzlehre doch vorweg behandelt 
werden mußten, ſo bei der Lehre vom Erwerbe des Eigentums an 
beweglichen Sachen (5 12). 

Der Wert und die Bedeutung des Buchs würde nicht annähernd 
erſchöpft, wollte man es nur unter dem Geſichtspunkte eines Lehr⸗ 
buches für Studierende betrachten. Das Recht iſt nicht etwas Ge⸗ 
machtes, ſondern etwas Gewordenes und immer neu Werdendes, 
ſich organiſch Fortentwickelndes. Manchmal liegt es lange Zeit 
wie in einem Dornröschenſchlaf befangen, ſo daß Fauſt von ihm 
ſagen konnte: So erben ſich Geſetz und Recht wie eine ewige Krank⸗ 
heit fort. Zuweilen eilt es mit Sturmſchritten vorwärts. Das 
iſt gerade in unſeren Tagen wahrzunehmen. An den neuen Gedanken 
und Forderungen der Gegenwart geht der Verf. nicht ſtillſchweigend 
vorüber, ſondern würdigt ſie im vollſten Umfange. Auf der Grund⸗ 
lage tiefgründiger wiſſenſchaftlicher Erfahrung läßt er ſich aber 
nicht blind vom Strudel der Zeitſtrömungen forttreiben, ſondern 
würdigt ſie mit gutem Verſtändniſſe dafür, was daran Wahrheit 
und was Irrtum iſt. Das gilt insbeſondere von dem großen Gegen⸗ 
ſatze zwiſchen individualiſtiſcher und ſoziologiſcher Lebensauffaſſung 
und Denkweiſe, der insbeſondere im erſten Teile vom Weſen des 
Sachenrechts eingehende Behandlung findet. 

Aus dem reichen Inhalte des Buches ſei nur auf folgendes 
hingewieſen. Der 8 1 erörtert den Begriff des Sachenrechts im 
Sinne des BGB. und weiſt auf den Widerſpruch hin, in welchem 
die formaljuriſtiſche Beſchränkung auf körperliche Sachen zu den 
wirtſchaftlichen Anſchauungen und Bedürfniſſen ſteht. Der 82 ſchil⸗ 
dert die allmähliche Entwicklung des Individualeigentums aus dem 
Samilieneigentum und jeine Bekämpfung, zuletzt von der Sozial⸗ 
demokratie. Die eingehende Erörterung des Für und Wider ſchließt 
mit dem Satze, daß das individuell verteilte Eigentum nie wieder 
ganz beſeitigt werden kann, daß aber nicht minder mit Ewigkeits⸗ 
dauer ausgeſtattet iſt das begleitende Problem, inwieweit das Indi⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Vollſtreckungsgerichts von Amts wegen als Eigentümer eingetragen 
wird. 

Daß ein in erſter Linie für den Studenten geſchriebenes Buch 
den Überblick über das reichlich vorhandene Schrifttum mit der ein⸗ 
ſchlagenden Rechtſprechung vermiſſen läßt, iſt ebenſo verſtändlich 
wie das Unterbleiben der Hervorhebung und der Erörterung der 
zahlreichen Streitfragen, die das Sachenrecht des BGB. umrankt 
haben. Gleichwohl verliert es dadurch nicht an Wert auch für den 
Praktiker. Ich möchte insbeſondere dem vielbeſchäftigten Anwalte, 
Richter und Verwaltungsbeamten, der nicht immer die Zeit findet, 
ſich mit der Weiterentwicklung des Rechtes und den vielfach noch in 
der Gärung befindlichen neuen Gedanken eingehend zu beſchäftigen, 
das Studium des Werkes auf das wärmſte an das Herz legen. Er 
wird, davon bin ich überzeugt, daraus ebenſoviel Belehrung, An⸗ 
regung und Nutzen ziehen wie der Student. Dem verdienſtvollen 
Buche iſt die weiteſte Verbreitung zu wünſchen. 

Sen Präſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 


Schrifttum zum Pachtrecht. 


Wagemann, Oberjuſtizrat im prenß. Juſtizminiſterium, und 
Dr. Krug. Oberregierungsrat im Reichsarbeitsminiſterium: 
Die Preußiſche Pachtſchutzordnung vom 27. Febr. 1924, 
auf Grund amtlichen Materials erläutert in 2. Auflage. 
Georg Stilke, Berlin. 276 S. Preis #12,—. 

Der mit Ungeduld erwartete Kommentar zur PSchdD. iſt 
endlich erſchienen. War das Buch von Wagemann ſchon bisher 
das führende Werk über das Pachtſchutzrecht, ſo wird die neue 
Auflage, die infolge der durchgreifenden Rechtsänderungen und nach 
ihrer ganzen Anlage eine völlig neue Arbeit iſt, dieſe Bezeichnung 
ſich erſt recht verdienen. Die Verf., denen durch ihre Beteiligung 
au der Geſetzgebungsarbeit das Gebiet in jeder Richtung vertraut 


e e zugunſten der n eee iſt. Diefes Igeworden iſt, haben die zahlreichen und oft ſchwierigen Rechts⸗ 
Problem wird nicht zur Ruhe kommen, ſolange es Menſchen von fragen tief und gründlich erörtert, dabei aber den Blick für die 


verſchiedener wirtſchaftlich⸗politiſcher Weltanſchauung gibt. Von der 
Sozialiſierung, d. h. von der Verpflichtung des Eigentümers, auf 
Nachbarn, Umgebung und darüber hinaus auf die Allgemeinheit Rück⸗ 
ficht zu nehmen, handelt der $3 (Einfluß des öffentlichen Rechtes, 
insbeſondere die Enteignung vor und während des Krieges und nach 
der Revolution, ſowie die ſonſtigen Beſchlagnahmemaßregeln). Jun 
8 4 folgt ein Überblick über die verſchiedenen Sachenrechte, wobei der 
Erkennbarkeitsgedanke und die Abſtraktion von der causa eingehend 
kritiſch erörtert und dargeſtellt wird. Der 8 5 erörtert die Quellen 
und Syſtematik des Sachenrechts unter Hervorhebung der Geſetze der 
Kriegs⸗ und Revolutionszeit. 

Der zweite Teil (85 6 bis 12) erörtert die allgemeinen Eigen⸗ 
tumslehren, d. h. das Eigentum als dogmatiſchen Grundbegriff auf 
Grund des geltenden Rechtes in ſeiner geſchichtlichen Entwicklung, 
ſeinen Inhalt und ſeine Beſchränkungen, die Beteiligung anderer 
daran (ſchuldrechtlich, Miteigentum, Geſamthand, fiduziariſches Eigen⸗ 
tum), den Erwerb, die Klagen daraus und die Enteignung. 

Im dritten Teile (Mobiliarſachenrecht) erfahren wir auch das 
Nötige vom Jagd⸗ und Fiſchereirechte; auch werden hier von den 
dinglichen Rechten an fremder Sache der Nießbrauch und das Pfand⸗ 
recht an beweglichen Sachen leinſchließlich Schiffspfandrecht) ſowie 
andere Sicherungsmaßnahmen neben dem Fauſtpfande abgehandelt 
(Eigentumsvorbehalt, Sicherungsübereignung, Mobiliarhypothek). 

Von beſonderem Intereſſe iſt der vierte Teil über das Boden⸗ 
recht. Er bietet zunächſt einen Überblick über Wert und Bedeutung 
des Bodens und über die dabei beteiligten Behörden und Verbände, 
ſowie über das Verhältnis des Staats zum Boden (Eigentum, Be⸗ 
ſteuerung, Überwachung der Verteilung und Ausnutzung des Bodens). 
Dann folgt eine anſchauliche Darſtellung des Grundbuchſyſtems mit 
den es beherrſchenden Grundſätzen und mit feiner formalen Aus⸗ 
geſtaltung (88 26 bis 31). Zur Kennzeichnung des weiteren reichen 
Inhalts werden Stichworte genügen: Inhalt des Bodeneigentums, 
Nachbarrecht, Vorkaufsrechte, Dienſtbarkeiten, Nießbrauch, insbeſondere 
Sicherungsnießbrauch, Siedlungsrecht im allgemeinen, Reichsſied⸗ 
lungsgeſetz v. 11. Aug. 1919, Heimſtättenrecht, Kleingartenpacht, 
Erbbaurecht, Erbpachtrecht, Bergwerkseigentum, Recht an Gewäſſern 
und Wegen (58 32 bis 37). Danach ſtellt der Verf. den Bodenkredit 
und alle ſeine Formen und Abarten dar (Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld, Reallaſt, 88 38 bis 42) und am Schluſſe folgt wie 
erwähnt die Lehre vom Beſitze (88 43 bis 46). 

Überall tritt uns der Gegenſtand der Darſtellung nicht als ab⸗ 
ſtraktes Gedankengebilde, ſondern als lebendiges wirtſchaftliches 
Lebensverhältnis entgegen. Mehrfach wird von einer bedeutenden 
Wertſteigerung der Sachen geſprochen. Dieſe erſichtlich in der Infla⸗ 
tionszeit niedergeſchriebenen Sätze werden nicht mißverſtanden werden. 
In Wahrheit kann man von einer Wertſteigerung nicht reden; ſie 
iſt nur trügexiſcher Schein, weil der Wertmeſſer, die Papiermark, 
als Zahlmittel den Wert allmählich vollſtändig eingebüßt hatte. In 
Verbindung hiermit ſteht eine Einſtellung zur Aufwertungsfrage, der 
nicht in jeder Beziehung beizuſtimmen iſt, vgl. insbeſ. S. 375 ff. Des⸗ 
halb vermag ich auch in dem Beiſpiel zur Antichreſe auf S. 202 nicht 
zu erkennen, inwiefern hier an Wucher gedacht werden könnte. Zum 
Beiſpiele auf S. 280 unter d ift zu bemerken, daß der Erſteher, wie 
dies ja auch dann S. 283 IIb richtig gelehrt wird, auf Erſuchen des 


Bedürfniſſe der Praxis nirgends verloren. 


Die PSchd. iſt ein 
aus wirtſchaftlicher Not entſtandenes Geſetz, das mit rechtlichen 
Mitteln wirtſchaftliche Hilſe der Allgemeinheit und dem einzelnen 
bringen ſoll. Wie bei wenigen anderen Geſetzen muß deshalb die 
Rechtsanwendung auf ihre Richtigkeit unabläſſig unter wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten geprüft werden. Dadurch wird die Aufgabe 
des BEN. und der Beſchwerdeinſtanz beſonders ſchwer und ver⸗ 
antwortungsvoll. Bei ihrer Löſung ſteht ihnen das Buch gerade 
in Hinſicht auf die wirtſchaftlichen Erwägungen als der beite Be⸗ 
rater zur Seite. Es ſei als Beiſpiel nur die eingehende Behandlung 
der für die Landwirtſchaft in Betracht kommenden Steuern er⸗ 
wähnt (S. 67-76). Die Streifzüge in das Gebiet der Wirtſchaft 
trüben aber nirgends den Charakter des Ganzen als einer Er⸗ 
läuterung der Rechtsſatze, wie fie ſich auch von jeder parteilichen 
Färbung frei halten. Ein beſonderer Abſchnitt (S. 214 — 240) iſt den 
Jagd⸗, Fiſcherei⸗ und Mbbauverträgen gewidmet. Der Anhang 
enthält u. a. den Text der RPSchO., die Begründung zur RPSchd.⸗ 
And VO. v. 13. Febr. 1924, die VO. über den Verkehr mit land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 1918 und die bis zum 
14. April 1924 ergangenen Rechtsentſcheide des KG., die zum 
Teil mit Gründen abgedruckt ſind. Die Rechtſprechung des KG. 
iſt damit vollſtändig wiedergegeben, denn inzwiſchen iſt nur der 
RE. 17 Y 28/24 ergangen, der für das neue Recht keine Bedeu⸗ 
tung hat. Der Inhalt der Rechtsentſcheide iſt, wenn auch nicht 
ausnahmslos, in den Erläuterungen eingehend verwertet worden. 
Dadurch wird recht klar, wie große Bedeutung die neuartige Ein⸗ 
richtung des RE., die inzwiſchen auch auf Altenteils⸗ und Mieb⸗ 
lachen ausgedehnt worden ift, für ein begrenztes Gebiet wie den 
Pachtſchutz haben kann und in Preußen ſchon gewonnen hat. Nach 
S. 175 haben inzwiſchen auch andere deutſche Länder den NE 
eingeführt; leider iſt nicht geſagt, welche Länder es find. Da’ 
die Einrichtung recht unvollkommen iſt, weil die Einholung de 
NE. bei noch nicht entſchiedenen Rechtsfragen ganz der Willkür 
des LG. überlaſſen bleibt, ſei hier nur angedeutet (ogl. Günther 
im Landſaſſen 1923 Nr. 6/7). 

Bei den einzelnen RE. haben die Verf. vermerkt, ob fie durch 
das neue Recht gegenſtandslos geworden ſind. So halten ſie 
17 X 6/24 für überholt (S. 263), in dem ausgeführt iſt, daß das 
VEN. dem Antrage auf Verlängerung nicht wegen eines Teiles 
der einheitlich verpachteten Fläche entſprechen darf. Er ſoll nicht 
mehr auwendbar fein, weil die neue Faſſung des 83 „wenn und 
ſoweit es der Billigkeit entſpricht“ eine teilweiſe Verlängerung 
zulaſſe. Dieſe Auffaſſung erſcheint nicht unbedenklich. In dem 
NE. hatte das KG. die teilweiſe Unwirkſamkeit einer Kündigung 
und die teilweiſe Verlängerung des Vertrages für begrifflich un⸗ 
möglich erklärt. Dem ſcheinen auch die Verf. nicht entgegen⸗ 
zutreten. Die neue Faſſung gibt keinen Anhalt dafür, daß die 
Rechtslage trotz dieſes begrifflichen Widerſpruches jetzt eine andere 
iſt oder auch uur fein ſoll. Die Worte „wenn und ſoweit“ laſſen 
ſich ausreichend dadurch erklären, daß das PA. die Dauer der 
Verläugerung innerhalb des Rahmens von zwei Jahren zu wählen 
hat. Auch die Begründung zur RPSchd. enthält nichts dafür, 
daß man mit dieſen Worten eine einſchneidende Rechtsänderung be⸗ 
abſichligt hätte. — Nicht zutreffend erſcheint auch das Verhältnis. 
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des Abſ. 2 zu Abs. 1 in 83 dargeſtellt (S. 90). Das KG. hatte 
im RE. v. 5. Febr. 1923, 17 Y 2/23 (PrVerwBl. 44, 358) aus⸗ 
geführt, daß der Verläugerungsantrag des Pächters, dem wegen 
ſchlechter Bewirtſchaſtung nicht nach der Sondervorſchriſt des jetzigen 
Abs. 2 (damals 8 3) ſtattzugeben iſt, noch nach Abſ. 1 (damals 8 2 
Abf. 2) zu prüfen iſt. Die Verf. lehnen dieſe Anſicht ab und finden 
die Begründung des KG. widerſpruchsvoll, weil ſie mit der vom 
KG. gebilligten Auffaſſung des 83 (jetzt 8 3 Abſ. 2) als lex spe- 
cialis nicht in Einklang ſtehe. Dieſer Widerſpruch beſteht nicht. 
83 war eine Sondernorm zugunſten der Pächter, denen ohne die 
Verlängerung keine ſelbſtändige Ackernahrung verbleibt. Sie ſollen 
offenbar noch günſtiger geſtellt ſein als die übrigen Pächter, für 
die nach Ab. 1 (früher § 2) eine Verlängerung in Betracht kommen 
kann. Liegen bei dem bejonders geſchützten Pächter die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Heranziehung der Sondernorm des Abſ. 2 nicht 
vor, ſo kann er dadurch wohl in die Reihe derjenigen Pächter zurück⸗ 
treten, die nur den Schutz des Abſ. 1 genießen, unverſtändlich 
wäre es aber, wenn die Ausſchaltung der Norm über den ftärfeven 
Schutz ihm ſofort jede Schutzmöglichkeit nehmen würde. Mit anderen 
Worten, die Vorſchrift des Abſ. 2 kann den Pächter durch ihr Vor⸗ 
handenſein niemals ſchlechter ſtellen, als wenn ſie ganz fehlte. 


Aus der Fülle des Stoffes ſeien noch wenige Punkte heraus⸗ 
gegriffen. — a) Nach S. 151 Anm. 10 ſcheinen die Verf. die Pacht⸗ 
ſchutzſachen nicht als Ferienſachen zu betrachten. So ſehr dieſe Auf⸗ 
faſſung im Intereſſe der Sache liegt, iſt ſie doch bedenklich. Näher be⸗ 
gründet haben fie die Verf., ſoweit erſichtlich, nicht. Der 17. 3. des 
KG. behandelt die Pachtſchutzſachen als Ferienſachen, weil es an einer 
gegenteiligen Beſtimmung fehlt. Die BEL. find keine orden lichen 
Gerichte; ihre rechtsgeſtaltende Tätigkeit nähert ſich der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Deshalb finden auf fie die Vorſchriſten des GVG., 
alſo auch die Beſtimmungen über die Gerichtsferien, keine An⸗ 
wendung (82 EGCGVG.). — b) Für die Prüfung der Anträge auf 
Abänderung der Leiſtungen (8 2) macht es keinen Unterſchied, ob 
die Leiſtungen aus dem urſprünglichen Vertrage oder einem dieſen 
abändernden Zuſatzvertrage oder aus einem früheren rechtskräftigen 
Beſchluſſe des PEA. geſchuldet werden. Auch ein folder Beſchluß 
ſchließt einen neuen Antrag bei einer neuen Veränderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe nicht aus (S. 53). Hier vermißt man eine 
Erörterung der Frage, ob die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache nicht in allen Fällen verſagen muß, in denen der Beſchluß 
über die Anderung des Pachtzinſes unter dem alten Recht ergangen 
iſt und der neue Antrag für die Zeit nach der Abänderung der 
PSHD. geſtellt wird. Zwar läßt 8 2 die Anderung nur zu, wenn 
die Leiſtungen unter den veränderten allgemeinen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind, und die Rechts⸗ 
änderung fällt nicht ohne weiteres unter dieſen Begriff der wirt- 
ſchaftlichen Veränderung. Wenn aber nach neuem Recht Leiſtungen 
geändert werden können, ſoweit es der Billigkeit entſpricht, ſo darf 
ein früherer Beſchluß für die Zukunft nicht unabänderlich ſortwirken, 
obgleich er unter den Erforderniſſen der ſchweren Unbilligkeit oder 
der Notlage ergangen iſt, nur bis zu deren Beſeitigung die Lei⸗ 
ſtungen abändern durfte und deshalb zumeiſt weit hinter den Er⸗ 
forderniſſen der Billigkeit, alſo der jetzigen Anderungsgrenze, zurück⸗ 
bleiben mußte. Hier bildet die Rechtsänderung einen ausreichenden 
Grund für einen neuen Antrag, denn ſie bedeutet zugleich eine Ande⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Ob und in welchem Umfange 
die Verſchiebung von Leiſtung und Gegenleiſtung in ihrem Wert⸗ 
verhällnis zueinander, der Wegfall der Geſchäftsgrundlage, zur Ande⸗ 
rung oder Auflöſung eines Schuldverhältniſſes berechtigt, iſt nur 
für den Juriſten eine reine Rechtsfrage, für das praktiſche Leben 
dagegen in einer Zeit wie der heutigen ein wichtiges wirtſchaftliches 
Moment. Das zeigt ſchon deuklich der Umſtand, daß ſich auch die 
rechtliche Erörterung der Frage an den mehr wirtſchaftlichen als 
rechtlichen Gedanken der Berückſichtigung von Treu und Glauben 
anknüpft. Deshalb ſtellt ſich auch die erweiterte Zulaſſung des 
Einfluſſes der veränderten Geſchäftsgrundlage auf den Beſtand der 
Pachtverträge in der neueſten PSchd. als eine Veränderung der 
allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe i. S. der PSchO. dar. — 
0) Die Verf. führen aus, der Vertrag müſſe rechtsgültig und rechts⸗ 
wirkſam ſein, damit das PEA. tätig werden dürfe. Fehle z. B. die 
nach der VO. v. 15. März 1918 erforderliche Genehmigung des Land⸗ 
Tas, jo müſſe das PEA. diefen Mangel berückſichtigen (S. 57). Beim 
Antrage, einen gekündigten Vertrag fortzuſetzen, müſſe das PEN. 
entſcheiden, ob eine wirkſame Kündigung vorliege. Dieſe Dar⸗ 
legungen ſind angreifbar, fie beruhen auf einer unzureichenden Ab- 
grenzung des Aufgabengebietes und der Zuſtändigkeit der PEN, gegen⸗ 
über dem ordentlichen Gerichte. Allerdings finden fie in dem RE. 
58 KG. v. 12. Nov. 1924, 17 Y 21/23 (JW. 1924, 830) eine Stütze. 
Aber auch dieſer Rechtseutſcheid hält der Kritik nicht ſtand, und die 
darin erkennbare Stellungnahme des KG. dürfte bei ſich bietender 
Gelegenheit eine Anderung erfahren, denn die klarere Löſung gibt 
192 Beſchluß des hamburgiſchen Oberpachteinigungsamts v. 6. Okt. 
fr 23 (YanfRZ. 1923, 853). Die Entſcheidung bürgerlicher Rechts⸗ 
treitigkeiten gehört überhaupt nicht zu den Aufgaben des PEA., denn 
de kann, wie auch die Verf. hervorheben (S. 41), darüber keinen für 
ber ordentlichen Gerichte bindenden Ausſpruch tun. Seine Tätigkeit 
bleibt auf ein ſcharf begrenztes Gebiet beſchränkt, es hat nur die 
wirtſchaſtlichen und ſozialen Fragen aus dem Pachtſchutz zu ent⸗ 
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ſcheiden. Da es die Möglichkeit der Ausſetzung des Verfahrens nach 
preuß. Recht nicht hat, ſo erfordert die Eigenart ſeiner Tätigkeit, 
daß es bei Streit über das Beſtehen eines Pachtverhältniſſes, über 
das Vorliegen einer wirkſamen Kündigung uſw., den Sachvortrag 
des Autragſtellers als richtig unterſtellt und dementſprechend über 
den Antrag erkennt. Nur auf dieſe Weiſe wird der Zweck der PER. 
auch beim Vorliegen rechtlicher Streitpunkte rein bürgerlicher Art 
erreicht und zugleich jeder wirkungsloſe und deshalb ſchädriche Ein⸗ 
griff in die Befugniſſe des ordentlichen Gerichts vermieden. Von 
der ſpäteren Eutſcheidung des ordentlichen Gerichts hängt es dann 
nur ab, welche Bedeutung der Spruch des Pe A. talſächlich für den 
Streitfall hat. 

Daß in einzelnen Punkten gegen die Erläuterungen Bedenken 
beſtehen können, ändert ſelbſtverſtändlich nichts an dem vortrefflichen 
Geſamteindruck des Buches. Es führt die wiſſenſchaftliche Durch⸗ 
dringung des Pachtſchutzrechts ein erhebliches S.üd weiter, und bei 
der Benutzung hat man immer wieder Freude an dem reichen Inhalt 
und der Umſichtigkeit der Darſtellung. Es iſt das Werk hervor⸗ 
ragender Kenner dieſes Rechtsgebietes. 

KR. Dr. Günther, Berlin. 


Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung. Handbuch des 
deutſchen Kleingartenrechts. Bearbeitet von Dr. Georg 
Kaiſenberg, Miniſterialrat im Reichsminiſterium des Innern. 
3., vermehrte Auflage. Berlin 1924. Verlag Franz Vahlen. 
XX. und 344 S. Preis 11,— A. 

Die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung (KlGO.) hat zwar 
verſchiedene Erläuterer gefunden; an Bedeutung werden aber die 
anderen Kommentare ſämtlich von dem vorliegenden übertroffen, wie 
auch er der einzige iſt, der eine wiederholte Auflage erlebt hat. Die 
Neuauflage bringt eine erhebliche Erweiterung und Vertiefung des 
bisherigen Stoffes, ſoweit er das Kleingartenrecht betrifft, und hat 
im übrigen auf eine gleichzeitige Behandlung des landwirtſchaftlichen 
Pachtſchutzes im Gegenſatz zu den früheren Auflagen verzichtet. Dieſe 
Beſchränkung iſt dem Verf. zu danken. Denn ein näheres Eingehen 
auf dieſen Stoff wäre bei der Fülle des zu Bietenden erheblich über 
den Rahmen eines Kommentars der Kl, hinausgegangen. 

Das Buch iſt jetzt, wie folgt, gegliedert. Einer Einleitung über 
Eutwicklung und Stand der Kleingartenbewegung folgen vier Teile: 
1. Das Recht der KlGO., 2. die Ausführung der MOD. in den 
Ländern, 3. das fonftige Kleingartenrecht (insbeſondere die VO über 
Sicherung der Landbewirtſchaftung) und 4. das bürgerliche Pacht⸗ 
recht. Teil 4 iſt ein kurzer, beſonders für den nicht rechtswiſſenſchaft⸗ 
lich geſchulten Benutzer willkommener Abriß. Als Anhang iſt das 
Steuer⸗ und Abgabenrecht des Kleingartens behandelt und der Wort⸗ 
laut der Reichspachtſchutzordnung ſowie Datum und Ort der Ver⸗ 
öffentlichung der Landespachtſchutzordnungen beigefügt. 

Bei der Aufzählung des Schrifttums wird Wagemann, Die 
Preußiſche Pachtſchuzordnung, vermißt, der in feiner 1. Aufl. einen 
kurzen Kommentar zur KIGD. gibt. . 

Zweiſelhaft dürfte ſein, ob der S. 48 geäußerten Anſicht bei⸗ 
zupflichten iſt, daß bei gelegentlicher Abgäbe von Erzeugniſſen der 
kleingärtneriſche Gartenbau nur dann nicht ein gewerbsmäßiger wird, 
wenn es ſich nur um nicht vorausſehbare Ausnahmefälle handelt. 
Mir ſcheint die Anſicht des Kleingartenſchiedsgerichts Nürnberg rich⸗ 
tiger, daß der Hauptzweck entſcheidet (vgl. auch KG. 17 Y 4/23 in 
OL GRſpr. 43, 58) und daher auch regelmäßig wiederkehrende gewerbs⸗ 
mäßige Abgabe von Erzeugniſſen, die im Verhältnis zum Geſamt⸗ 
betrieb unerheblich iſt, außer Betracht bleiben muß. 

Zu S. 50 wäre eine Erörterung der Frage, ob für Hausgärten 
geſetzliche Miete in Frage komme (vgl. RG. 17 1 19/1 im Eini⸗ 
gungsamt 1924 Nr. 6 und OL GRſpr. 43, 246), wünſchenswert. 

Daß das Verfahren nach 8 6 MED. ſich nicht mehr nach der 
Anordnung für das Verfahren vor den Einigungsämtern v. 23. Sept. 
1918 richte, ſondern nach der v. 19. Sept. 1923, wie Verf. S. 125 meint, 
dürfte nicht zutreffen; denn das Geſetz beſtimmt ausdrücklich die An⸗ 
wendbarkeit der erſten Anordnung. Es erſcheint daher die S. 209 
mitgeteilte Auffaſſung des Wohlfahrtsminiſters, auf die wohl zu ver⸗ 
weiſen geweſen wäre, zutreffend, wenn auch der Verf. mit Recht be⸗ 
merkt, daß weſentliche Abweichungen zwiſchen beiden Anordnungen 
nicht beſtehen (außer § 14, dem Begründungszwange für Entſchei⸗ 
dungen). 

a N S. 130 wird die Abänderung der unanſechtbaren Entſchei⸗ 
dung beſprochen. Sie iſt doch wohl in etwas weiterem Umfange, wie 
ihn das KGG. in 17 Y 50/24 (vgl. Einigungsamt 1924 Nr. 7, 8 und 
OLG Rſpr. 43, 262) zieht, zuzulaſſen. 

Bedenklich erſcheint die Auslegung des 87 — S. 135 — dahin, 
daß die Befugniſſe aus 8 6 Abf. 2 auch in ſolchen Bezirken auf die 
unteren Verwaltungsbehörden übertragen werden können, in denen 
zwar Einigungsämter beſtehen, dieſe aber nicht zur Ausübung der 
Beſuguiſſe nach 8 6 Abf. 1 ermächtigt find. Bezirke, in denen kein 
Einigungsamt errichtet iſt, hat im 87 keine andere Bedeutung als 
im 86. Untere Verwaltungsbehörden können daher nur dann die 
Befugniſſe des 8 6 Abſ. 2 erhalten, wenn im Bezirk kein Einigungs⸗ 
amt errichtet iſt, wie dies auch alle anderen Linder abweichend von 
Preußen angeordnet haben. Zur Korrektur ſeiner Auffaſſung hat 
dann Verf. (S. 208) die Beſchwerde gegen die Entſcheidungen der 
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unteren Verwaltungsbehörde gegeben, was aber dem 8 6 Abſ. 3 wider⸗ 
ſprechen dürfte. 

S. 135 iſt der Hinweis auf die Lippiſche VO. v. 26. März 1920 
zu ſtreichen, da ihr Abſ. 1 aufgehoben it (S. 275). 

Sachſen (S. 226) und Oldenburg (S. 213) halten die Rechts⸗ 
beſchwerde in Kleingartenſachen für zuläſſig. Demgegenüber wäre ein 
Hinweis auf die zutreffenden gegentei.igen Ausführungen S. 125 
empfehlenswert. 

Zu 84 oder 6 iſt auf das Urteil des Kompetenzkonfliktshofes 
v. 28. Okt. 1922 (Wagemann⸗Krug, 2. Aufl. der PSchd. 
S. 265) über den Kompetenzkonflikt zwiſchen Kleingartenſchiedsgericht 
und Pachteinigungsamt zu verweiſen. 

S. 152 hätte 87 MSHBD. im urſprünglichen Wortlaut ge⸗ 
bracht werden müſſen, da die Anderungen für die KlGO., wie S. 124 
zutreffend ausgeführt iſt, nicht in Geltung getreten find. 

Im übrigen iſt dem Verf. faſt durchweg zuzuſtimmen. Er hat 
ein Handbuch des deutſchen Kleingartenrechts geſchaffen, deſſen klarer, 
ilberſichtlicher und wertvoller Inhalt es für jeden: Laien, Ver⸗ 
waltungsbeamten und Juriſten, der mit Kleingartenſachen zu tun 
hat, zu einem unentbehrlichen und zuverläſſigen Ratgeber macht. 

KEN. Daymann, Berlin. 
Mietrecht und Wohnungsmangelgeſetzgebung. Herausgeg. 
von Landgerichtsrat O. Krieg. 2. Aufl. Berlin, Leipzig 
1924. Walter de Gruner. Preis 4,80 4. 

Dieſe Ausgabe ift der Bd. 156 der Reichsgeſetze der Gutten⸗ 
tag ſcheu Sammlung. Sie bringt nach dem Stande v. 1. Sept. 
1924 alle in Betracht kommenden Texte und iſt auf den Rechtsverkehr 
von Berlin abgeſtellt. Eine ſolche Beſchränkung iſt leider notwendig 
geworden, weil wir jetzt in Deutſchland in jeder Gemeinde ein 
örtlich ſtark modifiziertes Mietrecht haben. Eine ſolche Ausgabe für 
Berlin zu beſitzen, iſt wertvoll, und nicht nur für den Berliner. 
Der Verf. hat mit Recht unterlaſſen, gelegentlich ſachliche Erläute⸗ 
rungen beizufügen. Aber wiederholt gibt er wichtige Anmerkungen 
zur Faſſung der Texte. Eine angenehme Zugabe ſind die Rechts⸗ 
eutſcheide des KG. (S. 232 ff.). Dieſe Ausgabe verdient Schon wegen 
ihrer Vollſtändigkeit beſondere Beachtung. Ein vortreffliches Sach⸗ 
regiſter iſt beigegeben. 

OL Gpräſ. Prof. Dr. Max Mittelſtein, Hamburg. 
Bezirksamtmann Dr. Fritz Kiefersanuer: Grundſtücksmiete 
2. Aufl. 1924. 2 Bände (J: Mieterſchutz u. Wohnungsmangel 
II: Mietzinsbildung u. Mietzinsſteuer). J. Schweitzer Verlag. 

Der Verf. hat den großen Stoff dieſes wichtigen Gebiets nicht. 
nur geſammelt und eingehend kommentiert, ſondern hat ſich dabei“ 
überall von dem Gedanken leiten laſſen, daß man dem Rechtsgehalt. 
der neuen Mietgeſetzgebung nur gerecht werden kann, wenn man ſich 
auf den Standpunkt ſtellt, daß hier eine neue wirtſchaftliche Organi⸗ 
ſierung zugrunde liegt, welche für die rechtliche Geſtaltung maß⸗ 
gebend ſein muß. So wichtig das iſt, ſo iſt es doch gerade für einen 
Kommentar nicht ohne Bedenken, wirtſchaftlichen Deduktionen und 
Kritiken einen zu weiten Raum zu gewähren, weil dadurch die 
Straffheit und Überſichtlichkeit der Erläuterungen leidet. Der Verf. 
holt m. E. zu weit aus, wenn er (II S. 8 ff.) eingehend feine gewiß 
intereſſanten Ideen über die Grundzüge des Wohnungsweſens ent⸗ 
wickelt. Auch der große Exkurs über das Aufwertungsproblem (II, 
62— 78) greift über den Rahmen der eigentlichen Aufgabe weit hin⸗ 
aus. Dagegen würde man gern mehr hören über die künftige Ent⸗ 
wicklung des BGB. auf dieſem Gebiete, als II S. 240/241 geſagt 
iſt. Danach ſcheint der Verf. die Fortdauer des BGB. doch nicht ſo 
ungünſtig zu beurteilen, wie man das aus feinem Zitat von Coſack 
in 1 S. 3 annehmen könnte. Eine andere Beſonderheit dieſes⸗Werkes 
iſt es, daß es ganz auf die Verhältniſſe von Bayern eingeſtellt iſt. 
Das iſt in gewiſſer Beziehung ein Vorzug, da das moderne Miet⸗ 
recht ſo ſtark von landesrechtlichen, ja oft örtlichen Vorſchriften 
durchſetzt iſt, daß ohne die Kenntnis ſolcher Vorſchriften ſich gar 
nicht ſagen läßt, wie das Mietrecht im gegebenen Falle eigentlich be⸗ 
ſchaffen iſt. Immerhin iſt es doch richtiger, nicht an die Spitze zu 
ſtellen (I. 16), wann das Mieterſchutzgeſez in Bayern in Kraft ge⸗ 
treten iſt, ſondern das für das ganze Reich zu ſagen, denn das 
Reichsgeſetz iſt für das ganze Reich gleichzeitig in Kraft getreten. 

Im einzelnen aber verdient die ſehr große Vollſtändigkeit, die 
ebenſo ſorgfältige wie eindringende Kommentierung, die fleißige 
Heranziehung von Rechtſprechung und Wiſſenſchaft volle Anerken⸗ 
nung. Nach feiner ganzen Einſtellung neigt der Verf. wohl mehr 
dahin, im Zweifelsfall aus ſozialen Erwägungen für eine weitere 
als engere Auslegung der neuen Mietgeſetze einzutreten. So will er 
in L, 36 zu 836 M Sch. die Friſt von einem Monat für die Auf⸗ 
hebungsklage auch dann angewendet wiſſen, wenn der Mietzins in 
kürzeren als vierteljährlichen Zeitabſchnitten zu entrichten iſt. Weiter 
will er — unter Aufgabe ſeiner früheren Meinung — den 8 549 
Abſ. 2 BGB. auf den Zwangs mietvertrag angewendet wiſſen (I, 
33, 159). In beiden Punkten bin ich gegenteiliger Meinung. Im 
erſteren Falle ſteht das klare Geſetz entgegen. Im zweiten Falle 
fehlt der allein den fraglichen Abſatz rechtfertigende Geſichtspunkt, 
daß der Mieter den Fremden in die Mieträume wiſſentlich aufge⸗ 
nommen hat. Wie kann man dem entgegenhalten (I S. 157): coac- 
tus voluit, tamen voluit? Nein, der Zwangsvermieter erklärt auch 
nicht einmal formell ſeine Zuſtimmung: weicht er dem Druck des 
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Mieteinigungsamtes, ſo iſt „ein Mictvertrag zuſtande gekommen“ 
(8 4 Wohn MangG.), und nur wenn er nicht gewollt hat und „ein 
Mietvertrag nicht zuſtande kommt“, wird der Mietvertrag „feſt⸗ 
geſetzt“, d. h. gegen den Willen des Mieters. 

Das Streben des Verf. nach Vollſtändigkeit der Darſtellung der 
Grundſtücksmicte (was nur eine ſyſtematiſche Darſtellung erreichen 
kann) hat ihn veranlaßt, im II. Teil auch einen kurzen, aber inhalts⸗ 
reichen Kommentar zu den 88 535—580 BGB. zu geben, der z. B. 
(S. 219) auch die neueſte Frage der Rundfunkeinrichtungen anſchneidet. 

So bietet der Verf. ungemein viel. Sein Buch kann neben 
anderen Ausgaben gut beſtehen und orientiert über bayeriſche Ver⸗ 
hältniſſe mehr und beſſer als jedes andere. 

LG. Präſ. Prof. Dr. Mar Mittelſtein, Hamburg. 


Landgerichtsrat in Oppeln Dr. Fran; Hertel: Handbuch zum 
Reichsmietengeſetz 1922; mit Nachtrag: Geſetzliche Miete 
und Hauszinsſteuer, Auguſt 1924. Preis 1.4 bzw. 1,80. 

Dr. Franz Hertel: Mieterſchutz und Wohnungszwangs⸗ 
wirtichaft, März 1924; mit Heft 3 (2. Auflage), 
Okt. 1924. Preis je 1,40 %; Heft 3 (2. Auflage) 2,60 . 
Das Werk ſtellt wohl das Umfaſſendſte und Bedeutendſte dar, 

was auf dem Gebiete des Wohnungs- und Mietnotrechts erſchienen 
iſt. Es iſt ſchlechthin ein Kompendium dieſes ſchwierigen und um⸗ 
fangreichen Rechtsgebiets. Eine erſtaunliche Fülle von Material iſt 
hier zuſammengeſtellt, ſowohl an Geſetzen wie Verordnungen und 
Erlaſſen, als auch an Entſcheidungen, Beſchlüſſen und ſonſtigem 
Stoff. Die zahlreichen und ausführlichen Anmerkungen und Er⸗ 
läuterungen bringen auch viel Eigenes, dazu bei beſonders wich⸗ 
tigen Fragen ſyſtematiſche Darſtellungen. Einen beſonderen Vorzug 
bildet die Wiedergabe der Rechsentſcheide des KG. mit den weſent⸗ 
lichſten Gründen und eigenen kritiſchen Anmerkungen des Verf. Daß 
nicht allen Fragen die gleiche eingehende Bearbeitung gewidmet iſt, 
kann dabei nicht ſo ins Gewicht fallen. 

Wünſchenswert wäre es geweſen, wenn auch das Berliner Nok⸗ 
recht berückſichtigt worden wäre. Vielleicht geſchieht dies in einem 
Nachtrage. Allerdings beeinträchtigen die Nachträge die Überſicht⸗ 
lichkeit des Ganzen. Wird durch ſie einerſeits dafür geſorgt, daß 
alles Neues umgehend gebracht wird, ſo wird der Stoff doch durch 
ſie zerſtreut, und dadurch leidet der Überblick. Eine ſtärkere Zu⸗ 
ſammenfaſſung der einzelnen Materien und ein ausführliches ein⸗ 
heitliches Inhaltsverzeichnis könnten dem verdienſtlichen Werke, das 
im Selbſtverlag des Verf. erſchienen und von ihm zu beziehen iſt, 
nur nützen. AGR. Wunderlich, Berlin. 


Landgerichtsrat Franz Hertel: Mieterſchutz u. Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft. Heft 1. Kommentar zum Mieter⸗ 
ſchutzgeſetz nebſt den preuß. Ausführungsbeſtimmungen. 
Selbſtverlag des Verfaſſers. Breslau, Januar 1924. 

Im Gegenſatz zu dem günſtigen Urteil über den Komm. des 

Verf. zum WM. konnen dem vorliegenden Komm. zum MSd®. 

keine erheblichen Vorzüge vor anderen Bearbeitungen dieſer Art zu⸗ 

geſprochen werden. Die Erörterungen zu den einzelnen Beſtim⸗ 
mungen ſind außerordentlich knapp gehalten und gehen nicht tief. 

Mitunter beſchränkt ſich der Verf. in ſeinen Anmerkungen einfach auf 

Abdruck von Stellen aus den Motiven. Das kann man zwar bei 

einem in Haſt gearbeiteten, unmittelbar auf den Erlaß des Geſetzes 

folgenden Komm. noch halbwegs entſchuldigen, nicht aber bei einer 

Bearbeitung, die erſt geraume Zeit nach dem Inkrafttreten des 

Geſetzes erſcheint. Der Praxis bringt infolgedeſſen der Komm. keinen 

erheblichen Nutzen. Wer aber tiefere Aufichlüffe ſucht, wird ſich 

erſt recht enttäuſcht ſehen. Nachdem inzwiſchen eine reichhaltige 

Literatur zu dem MSHG. erſchienen war, hätte dieſe dem Verf. 

willkommenen Anlaß bieten ſollen, ſich gründlicher mit den zahl⸗ 

reichen Zweifelsfragen zu befaſſen, um mit Erfolg die Konkurrenz 
mit den früher herausgegebenen Komm. aufnehmen zu können. Auch 
hier beſchränkt ſich der Verf. ausſchließlich auf die preuß. Aus⸗ 

führungsbeſtimmungen. Was Verf. an Einzelheiten bringt, iſt im 

allgemeinen zutreffend. Der Mangel des Komm. liegt aber in dem, 

was der Verf. nicht bringt. Schließlich noch eine äußerliche 

Beanſtandung, die auch das oben beſprochene zweite Heft (WM.) 

betrifft: die Anmerkungen ſind in ſo kleinem, wenig deutlichem Druck 

gehalten, daß ſie bei längerer Lektüre geradezu ſchädlich für empfind⸗ 
liche Augen wirken. 
Ach R. Prof. Dr. Ruth, Offenbach⸗Frankfurt a. M. 


Brumby: Wohnungsmangel. Kommentar zum Wohnungs⸗ 
mangelgeſetz vom 26. Juli 1923, 3. Auflage. Induſtrie⸗ 
verlag Spaeth & Linde, Berlin 1924. 

LGR. Franz Hertel: Mieterſchutz und Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft. Heft 2. Kommentar zum Wohnungsmangel⸗ 
geſetz nebſt den im Reiche und Preußen ergangenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Selbſtverlag des Verfaſſers, Bres⸗ 


lau 1924. 
Die beiden ungefähr gleichzeitig erſchienenen Handkommentare 
von Brumby und Hertel berücksichtigen den neuſten Stand 
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der Wohnungsgeſetzgebung. Es iſt den Verf. ſchon von vorn⸗ 
herein hoch anzurechnen, daß ſie nicht den Ehrgeiz ſo vieler 
Kommentatoren unferer von dem raſtioſen Arbeiten der Geſetzes⸗ 
maſchine erfüllten Zeit teilten, mit ihren Erläuterungen möglichſtz 
gleichzeitig mit dem Erlaß einer neuen geſetzlichen Regelung und 
mit möglichſt großem Vorſprung vor anderen Bearbeitern auf den 
Plan zu treten, ſondern ſich genügend Zeit nahmen, um den Geſetzes⸗ 
ſtoff gründlich zu verarbeiten. Das ſichert ihren Kommentaren einen 
weſentlichen Vorzug vor anderen Arbeiten auf dem gleichen Gebiet 
und wiegt bei weitem den Nachteil ſpäteren Erſcheinens auf. Sie 
haben ihre günſtige Pojition, die ihnen ermöglicht, die mit der 
Anwendung des Geſetzes in der Zwiſchenzeit gemachten Erfahrungen 
zu berückſichtigen und die aufgetauchten Zweifelsfragen einer Löſung 
zuzuführen, nicht ungenutzt gelaſſen. Es berührt äußerſt wohl⸗ 
tuend, wieder einmal unter den in den letzten Jahren jo zahlreich 
erſchienenen wertloſen Schnelllommentaren, die ſich auf die Wieder- 
gabe von Geſetzesmaterialien und einige harmloſen Bemerkungen 
eigener Prägung beſchränlen, den Ratſuchenden aber bei jeder ſchwie⸗ 
rigen Frage im Stich laſſen, zwei Neuerſcheinungen zu begegnen, 
die man wirklich als Anregung für die Theorie und Stütze für die 
Praxis bezeichnen kann. Dabei ſind beide Kommentare von ganz 
verſchiedener Eigenart. Hertel kennzeichnet ſich in erſter Linie als 
Mann der Praxis. Er berückſichtigt ſorgfältig die ergangenen Entſch. 
und die miniſteriellen Ausführungsanweiſungen, tut hinſichtlich der 
letzteren allerdings m. E. des Guten beinahe etwas zu viel auf 
Koſten der leichten Orientierung. Es hätte die Brauchbarkeit jeiner 
Bearbeitung wohl weſentlich erhöht, wenn die miniſteriellen Erlaſſe 
mehr bei der Kommentierung des Geſetzestextes ſyſtematiſch mit ver⸗ 
arbeitet worden wären. Auf kritiſche Stellungnahme zu den ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen und den dazu erlaſſenen Anordnungen ver⸗ 
zichtet der Verf. meiſt, offenbar in bewußter Selbſtbeſchränkung, 
weil es ihm anſcheinend mehr darauf ankommt, die Ergebniſſe der 
Praxis gejammelt wiederzugeben, eine gewiſſe Konzeſſion an die 
vielfach vorhandene Neigung der mit der Anwendung bejaßten Be⸗ 
hörden und Perſonen, die bereits von anderen betretenen Wege zu 
gehen. Beſonders wertvoll ſind die Ausführungen des Verf. überall 
da, wo er aus der eigenen reichen Erfahrung als Vorſitzender eines 
MEAN. ſchöpft. Er behandelt den Stoff weniger nach ſyſtematiſchen 
Geſichtspunkten als nach den Zuſammenhängen, die ſich bei der 
Erwägung der praktiſch am beſten gangbaren Wege in tuypiſchen, 
häufig wiederkehrenden Fällen des täglichen Lebens ergeben. Der 
Kommentar iſt in dieſer Beziehung ein überall zuverläſſiger, ganz 
beſonders für WA. und MEA. empfehlenswerter Wegweiſer. Seine 
Anwendbarkeit für nichtpreußiſche Landesteile iſt freilich weſentlich 
geringer, da faſt ausſchließlich die preuß. AusfVO. und Anweiſungen, 
wie überhaupt nur preuß. Verhältuijfe behandelt werden. Als 
Mangel erſcheint mir die Nichtberückſichtigung der lokalen An⸗ 
ordnungen wichtigerer Städte, die in der Ausgeſtaltung ihrer Be⸗ 
ſtimmungen recht häufig Anlaß zu Zweifeln über ihre Rechtswirkſam⸗ 
keit ergeben. 
Brumbhy, der wohlbekannte Schriftleiter der Monatszeitſchrift 
„EA. und Mietſchöfſengericht“ und Verf. zahlreicher wertvoller 
Schriften auf dem Gebiete des MSch. und Wohnungsnotrechts, zieht 
ſeine Grenzen weſentlich weiter. Obwohl auch bei ihm der erfahrene 
Praktiker überall erkennbar iſt, legt er den Hauptwert auf ſyſtematiſche 
Durchdringung des Stoffs. Er will nicht nur das Wohnungsnotrecht 
in ſeiner beſonderen preuß. Färbung darſtellen, ſondern Allgemein- 
gültiges geben, das Beſtand hat auch über die wechſelnde Geſtaltung 
lokaler Ausführungsbeſtimmungen hinaus. Er zieht zwar im weſent⸗ 
lichen nur die preuß., bayr. und hamburg. Ausführungsbeſtimmungen 
in den Erläuterungen heran und druckt ſie im Anhang vollſtändig 
ab. Aber auch der außerpreuß. Juriſt findet für die Auslegung 
ſonſtiger lokaler Anordnungen überall wertvolle Belehrung. Er⸗ 
friſchend zu leſen ſind ſeine faſt überall zutreffenden kritiſchen Rand⸗ 
bemerkungen zu verfehlten oder unklar gefaßten geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, wie er auch ſonſt in den Spalten ſeiner Zeitſchrift die 
Verf. der Geſetze und VO. auf dieſem Spezialrechtsgebiet ver⸗ 
ſchiedentlich mit wenig ſchmeichelhaften Wahrheiten bedacht hat. Durch 
das Büchlein weht ein ganz persönlicher Geiſt, wie man ihn bei 
ſolchen Handkommentaren ſonſt kaum zu finden pflegt. Wer ſich 
nicht mit der handwerksmäßigen Anwendung des Geſetzes begnügt, 
ſondern in wiſſenſchaftlicher Weiſe tieferen Zuſammenhängen nach⸗ 
ſpürt, wird aus Brumbys Werk reichſte Anregung gewinnen. Es 
iſt überhaupt lein Kommentar im üblichen Sinn, ſondern Verf. ſucht 
ie Kommentierung möglichſt mit ſyſtematiſcher Darſtellung zu ver⸗ 
binden. Das bedingt allerdings auch einen — jedoch nicht weſent⸗ 
chen — Nachteil der Arbeit, da es ihn zu manchen vermeidbaren 
Wiederholungen des Geſetzestextes zwingt. Für eine kommende Neu⸗ 
auflage wäre auch eine etwas überſichtlichere und eine ſchnelle 

rientierung fördernde Gliederung der Darſtellung mit voran⸗ 
geſtellten, den Inhalt kurz zuſammenfaſſenden im Druck hervor⸗ 
gehobenen Schlagworten zu empfehlen. 

Wenn ich nachfolgend in Kürze verſchiedene Einzelheiten hervor⸗ 
gebe, in denen ich mit beiden Verf. nicht völlig übereinſtimme, ſo 
tegt darin keine Einſchränkung der durchaus günſtigen Geſamt⸗ 
beurteilung. Für unrichtig halte ich die Anſicht Hertels (S. 82), 
daß die oberſten Landesbehörden zu Maßnahmen im Einzelfall an 
Stelle der Gemeinden nicht befugt ſeien. Schon mit dem Geſetzestext 
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läßt ſich das nicht vereinbaren. „Maßnahmen“, die nach 81 WM. 
die OL B. unmittelbar treffen kann, ſind im Gegenſaß zu den „Uns 
ordnungen“, d. h. allgemein verbindlichen WD., eben nichts anderes 
als konkrete Verfügungen. Auch ſteht es im Belieben der OL B., die 
Ermächtigung den Gemeinden nur begrenzt zu erteilen und ſich ſelbſt 
einzelne Bejugnijje vorzubehalten. Richtig an der Auffaſſung des 
Verf. iſt nur jo viel, daß die OL B. ſich nicht unmittelbare Eins 
griffe in die Befugniſſe der WA. geſtatten darf, auf den Gebieten, 
für die ſie vorbehaltloſe Delegation an die Gemeindebehörden aus⸗ 
geſprochen hat, abgeſehen von den Entſch. bei Dienſtaufſichts⸗ 
beſchwerden und Anweiſungen bei Ausübung der Dienſtaufſicht. 
Daraus rechtfertigen ſich die allenthalben getroffenen Vorbehalte z. B. 
hinſichtlich der Beamtenwohnungen. Auf ähnlichem Standpunkt ſteht 
auch Brumby zu § 1 (S. 21), womit ſich allerdings ſeine kritiſchen 
Bemerkungen (S. 80) über die Befugniſſe der Dienſtbehörden be⸗ 
züglich der von Beamten ihres Dienſtbereichs benutzten Wohnungen 
ſchlecht vertragen. — Im Gegenſatz zu beiden Verf. (Brumby, 
S. 27; Hertel, S. 83) erachte ich die Annahme von Geldleiſtungen 
an Stelle der Erſtellung neuen Wohnraums (§ 2 Abſ. 2 WM.) nicht 
mehr für zuläſſig. Man wollte wohl gerade dieſem früher mit fehr 
ſchlechtem finanziellen Erfolg von den Gemeinden geübten Syſtem, 
ſich Ausnahmen von der Zwangswirtſchaft abkaufen zu laſſen, einen. 
Riegel vorſchieben. Daß nach Hertel (S. 84) der Tauſch gewerb⸗ 
licher Räume gegen Wohnräume nicht unter § 2 Abſ. 2 fällt, will 
mir nicht einleuchten. Der Wortlaut trifft auch hierfür zu, und 
es iſt durchaus nicht ſtets dabei eine Verminderung des vorhandenen 
Wohnraums ausgeſchloſſen, zumal der aufgegebene gewerbliche Raum 
ſelten ohne weiteres für Wohnzwecke brauchbar ſein wird. Zweifel⸗ 
haft ift mir die Anſicht Brumbys (S. 25), daß die Wieder⸗ 
herſtellung verbotswidrig abgebrochener Gebäude durch Ausf. 
bindend beſtimmt werden kann. Alle nach dem WM. zuläſſigen 
Eingriffe verpflichten, da es ſich im weſentlichen um Enteignung 
handelt, nur zu einem Dulden, nicht zu poſitiven Leiſtungen der 
Betroffenen aus ihrem Vermögen. Auch die Konſtruktion eines 
ſolchen Anſpruchs auf Grund Verletzung eines Schuggeſetzes nach 
8823 Abſ. 2 BGB. halte ich nicht für richtig. Daß der Fiskus 
bzw. die Gemeinden als Perſonen des Privatrechts durch das zum 
Schutz der Allgemeinheit getroffene Verbot des Abbruchs von Ge⸗ 
bäuden zivilrechtlich geſchädigt iſt, läßt ſich kaum behaupten 
und begründen, ſolange noch nicht durch Beſchlagnahme und ähnliche 
Eingriffe in das Privatrecht ein auch zivilrechtlich wirkender An⸗ 
ſpruch zugunſten der Gemeinde gegeben iſt. Wohl aber erſcheint 
das Ergebnis richtig nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung 
ohne Auftrag (fo auch OLG. Jena in EA. Jahrg. 1924, 314). — 
Die Auslegung der Begriffe „Verfügungsberechtigter“ und „Ver⸗ 
fügung“ (Brumby, S. 28; Hertel, S. 84) trägt ihrem ſpezifi⸗ 
ſchen Charakter i. S. des Wohnungsnotrechts nicht genügend Rech⸗ 
nung. Bivilrechtliche Definitionen, wie ſie Hertel verwendet, ſind 
hierauf nicht ohne weiteres übertragbar. Nach Sinn und Zweck des 
WM. kann als Verfügungsberechtigter nur derjenige angeſehen 
werden, der berechtigt iſt, den Beſitz der Räume zu überlaſſen. Denn 
nur gegen unbefugte Raumüberlaſſung, nicht gegen ſonſtige Ver⸗ 
fügungen i. S. des Zivilrechts will das WM. Vorſorge treffen. — 
Die Frage, wann ein Raum als „unbenutzt“ anzuſehen iſt (8 3 
Abf. 2) ift von Hertel, obwohl eine der wichtigſten des Wohnungs⸗ 
notrechts, nur in unzulänglicher Weiſe geſtreift. Unzuläſſig iſt es, 
daß die Ausführungsbehörden dieſen Begriff beliebig ausdehnen, wie 
Brumby (S. 32) nicht beanſtandet. Soweit die Ausführungs⸗ 
behörden weitergehende Eingriffe geſtatten, erſcheinen dieſe als 
Maßnahmen gegenüber benutzten Räumen, wofür andere Voraus⸗ 
ſetzungen beſtehen. Daß die Erben außerhalb der Hausgemeinſchaft 
des Erblaſſers deſſen Räume nicht in Beſitz nehmen können 
(Brumby, S. 31) iſt nicht zutreffend, wird auch vom KG. in einer 
in der gleichen Nummer der JW. abgedruckten Entſch. nicht 
angenommen. Ob das von den Erben fortgeſetzte Mietverhältnis 
nach 8 19 MSHG. durch den Vermieter kündbar iſt oder nicht, iſt 
kein ausſchlaggebender Geſichtspunkt für die Abgrenzung der „un⸗ 
benutzten“ Räume. — Bedenklich iſt die Annahme Hertels (S. 92), 
daß der Zwangs mietvertrag im Wege polizeilichen Zwangs durch⸗ 
geführt werden könne. Es handelt ſich um keine „Verfügung“ i. S. 
des 8 11. Zutreffend iſt die Anſicht Brumbys (S. 43), daß es 
einer beſonderen Anordnung nach $ 6 bedarf, damit das WA. er⸗ 
mächtigt iſt, nach Abſchluß des Zwangsmietvertrags eine mit polizei⸗ 
lichem Zwang durchführbare Einweiſungsverfügung zu erlaſſen. Un⸗ 
praktiſch iſt es, daß Hertel die eigentlichen Ausführungen über 
dieſe Frage erſt im Anſchluß an den S. 119 abgedruckten Erlaß 
des WohlfMin. v. 30. Nov. 1922 bringt, ohne näheren Hinweis 
hierauf in S. 92, IV, wo zweckmäßigerweiſe die geſamte Er⸗ 
örterung hingehört. Richtig iſt auch der Standpunkt Brumbys 
(S. 48), daß die zwangsmäßige Durchführung einer einſtweiligen 
Anordnung des MEN. (8 40 Abſ. 5 MEhS.) vor Feſtſetzung des 
Zwangsmietvertrags nicht vollſtreckbar iſt. Aber die Möglichkeit 
einer Durchführung muß ſchließlich beſtehen. M. E. kann, da die 
Anordnung einen proviſoriſchen Erſatz für die Feſtſetzung des 
Zwangsmietvertrags bildet, der Eingewieſene ebenſo wie nach befi- 
nitiver Feſtſetzung des Zwangsmietvertrags bereits einen zivilrecht- 
lichen Anſpruch gegen den Mieter bei Gericht geltend machen, der 
allerdings durch die Ablehnung des beantragten Zwangsmietvertrags 
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auflöſend bedingt wird. — Bezüglich der freiwilligen Hergabe von 
„abgeſchloſſenen Wohnungen“ (8 4 Abſ. 3) llingt Brumbys Anſicht 
weſentlich überzeugender als die Hertels (S. 95). — Die Ein⸗ 
griffe der WA. nach 8 5 in ihrer Bedeutung als Enteignung und 
die hieran anknüpfenden Zweifelsfragen im Hinblick auf Art. 153 
RVerf. ſind von Hertel (S. 96) — im Gegenſatz zu den gründ⸗ 
lichen und zutreffenden Ausführungen Brumbys (S. 58 ff.) — 
nicht genügend gewürdigt. In der Bem. 4 zu 8 6 (S. 99) finden ſich 
zwar eingehendere Ausführungen, die aber mit der herrſchenden 
Anſchauung über die Bedeutung des Art. 153 RVerf. nicht ver⸗ 
einbar ſind. — Die Annahme Hertels (S. 98), daß auch trotz des 
MSchch. noch Zwangsvollſtreckungsbeſchränkungen der Ausführungs⸗ 
behörden auf Grund von 86 WM. für Fälle zuläſſig ſind, die 
nicht unter das MSHG. fallen, halte ich für unrichtig in Über⸗ 
einſtimmung mit Brumby (S. 68). Das Mech. regelt die 
Zwangsvollſtreckung in poſitiver wie in negativer Beziehung er⸗ 
ſchöpfend und abſchließend. — Die Behauptung Brumbys (S. 62), 
daß § 6 eine Ermächtigung zu Beſchränkungen der Vertragsfreiheit 
gibt, iſt in ihrer allgemeinen Faſſung nicht zutreffend. Das WM. 
richtet ſich nach ſeinem Zweck und Sinn nur gegen die unbefugte 
Uberlaſſung oder Ingebrauchnahme von Räumen. An der Ein⸗ 
engung der Vertragsfreiheit iſt es nicht notwendig intereſſtert. Da⸗ 
her können z. B. trotz vielfacher dahingehender lokaler Verordnungen 
Mietverträge mit anderen Perſonen, deren Raumübernahme das WA. 
nicht geftattet hat, niemals als ſchlechthin ungültig erklärt werden. 
Sie ſind lediglich eventuell unerfüllbar. — Hinſichtlich der 
Genehmigungspflicht der Gemeindebehörden zum Wohnungstauſch 
(Hertel, S. 104) ſtimme ich Brumby bei (S. 83 ff.), der mit 
guten Gründen eine ſolche Annahme ablehnt. Reichlich knapp ſind 
Hertels Bemerkungen zu 88 11 und 16 (S. 108). Der von 
Hertel (S. 111) gerügte Druckfehler in 8 17 Ziff. 1 (Zit. von 8 2 
ſtatt 83) iſt, wie Hertel entgangen iſt, durch Erlaß v. 10. Sept. 
1923, RGBl. 878) ausdrücklich berichtigt. 
AGR. Prof. Dr. Ruth, Offenbach⸗Frankfurt a. M. 


Das Wohnungsmangelgeſetz. Erläutert von Dr. Karl 
Stern, Rechtsanwalt zu Düſſeldorf. Berlin 1924. Ver⸗ 
lag Vahlen. 

Der Verf. RA. Dr. Stern iſt durch ſeine früheren Bearbei⸗ 
tungen der Wohnungsnotgeſetze wohl bekannt. Auch ſein neueſter Kom⸗ 
mentar weiſt die gleichen Vorzüge wie jene auf: Knappe, überſichtlich 
und gut gegliederte Behandlung des Rechtsſtoffs und gründliche Kennt⸗ 
nis der Materie. Der Kommentar iſt ein im allgemeinen durchaus 
zuverlaſſiger Führer für den Ratſuchenden auf dieſem nicht leicht 
verſtändlichen Gebiet. Die geſamte Rechtſprechung iſt ſorgfältig ver⸗ 
wertet. Verf. verzichtet aber durchaus nicht auf ſelbſtändige perſön⸗ 
liche Anſichten, denen meiſt beizuſtimmen iſt. Gelegeutlich möchte 
man allerdings noch eine ſtärkere Betonung und Begründung des 
eigenen Standpunkts durch den Verf. wünſchen, z. B. bei der ſchwie⸗ 
rigen Frage, inwieweit die Gerichte zu ſelbſtändiger Prüfung der Ver⸗ 
fügungen, Maßnahmen und Anordnungen der Ausführungsbehörden 
befugt oder verpflichtet find (S. 61 ff.). Auch iſt es zu bedauern, 
daß der Verf. auf abweichende Meinungen anderer Autoren wie über⸗ 
haupt auf die bisher erſchienene Literatur faſt kaum eingeht, wenn 
auch deren Kenntnis von Stern wohl ohne weiteres vorausgeſetzt 
werden kann. Da die Rechtſprechung der oberen Gerichte noch ver⸗ 
hältnismäßig ſpärlich und jüngeren Datums iſt, ſo erſcheint mir eine 
Auscinanderſetzung mit der Literatur in zahlreichen Streitfragen, 
die in abſehbarer Zeit wohl auch die Gerichte und ME. beſchäftigen 
werden, geboten, um der Praxis die richtigen Wege zu weiſen. Aus 
dem gleichen Grund vermiſſe ich eine eingehendere Berückſichtigung 
der zu vielen Streitfragen Anlaß gebenden örtlichen Sondervor⸗ 
ſchriften und einen Abdruck ausgewählter Ausführungsverordnungen 
der bedeutendſten Städte, wie dies Stern in der 5. Aufl. ſeines 
Mieterſchutz⸗, Wohnungsnot⸗ und Pachtſchutzrechts in dankenswerter 
Weiſe getan hatte. Doch ſollen dieſe Bemerkungen keinen Tadel ent⸗ 
halten — jeder Verf. wandelt ſeine eigenen Wege —, ſondern ledig⸗ 
lich Anregungen für eine ſpätere Neuauflage. 


In einigen Einzelheiten vermag ich der Anſicht des Verf. nicht 
beizuſtimmen. Daß der einmalige Akt des Verwendens von Wohn⸗ 
räumen zu gewerblichen Zwecken bereits ein Verſtoß gegen § 2 Abf. 2 
Wohn Mang. fein fol (S. 18), will mir nicht einleuchten (abw. 
Anſ. Brumby S. 26). Schief erſcheint mir die Auffaſſung, daß 
die Zuweiſung eines Wohnungſuchenden dem Verfügungsberech⸗ 
tigten noch nicht die Verfügungsbefugnis entzieht, ſondern dies erſt 
mit rückwirkender Kraft durch Feſtſezung des Zwangsmietvertrags 
erfolgt (S. 23). Abw. Anf. auch neuerdings das KG. v. 8. Mai 1924 
und Brumby S. 34. In der Zuweiſung liegt ein Verbot der Be⸗ 
ſitzüberlaſſung oder eigenen Jugebrauchnahme. Der Zwangsmiet⸗ 
vertrag beendigt gerade dieſe Verfügungsbeſchränkung und er⸗ 
ſetzt fie durch ein Privatrecht des wohnungſuchenden Mieters. Unzu⸗ 
treffend iſt ferner, daß die zwangsweiſe Überlaſſung von Räumen 
an die Gemeindebehörde gemäß 8 5 einen Mietvertrag zwiſchen Ge⸗ 
meinde und Verfügungsberechtigten begründet (S. 30). Es iſt das 
die typiſche Form der Enteignung (ſo auch Brumby S. 55 und 
RG. in JW. 1924, 8007). Nicht ganz eindeutig find die Aus⸗ 
führungen des Verf. über die Zuläſſigkeit von Sonderanordnungen 
nach 86 Wohn MangG., die die Räumung auf Grund vollſtreckbarer 
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Titel von Zuſtimmung einer Behörde abhängig machen (S. 31). Der 
Annahme einer Genehmigungs pflicht des WA. bei Wohnungstauſch 
(S. 44) kann nicht beigeſtimmt werden. 

AGR. Prof. Dr. Ruth, Offenbach⸗Frankfurt a. M. 


Dr. Karl Stern, Rechtsanwalt in Düſſeldorf: Gefetz über 
Mieterſchutz und Mieteinigungsämter (VII. Aufloge des 
Mieterſchutzrecht). 259 S. Berlin 1924. Verlag von 
Franz Vahlen. Preis 6,— h. 

Die günſtige Beurteilung, die J. Nußbaum (JW. 1923, 1014) 
der 6. Aufl. dieſes weitbekannten und gut eingeführten Kommentars 
zuteil werden ließ, kann auch für die 7. Aufl. uneingeſchränkt auf⸗ 
rechterhalten werden. Es iſt ein Zeichen der Beliebtheit des Buches 
in der Praxis, daß ſchon nach wenigen Monaten die 6. Aufl. ver⸗ 
griffen war und eine Neuauflage erforderlich wurde. Wei ere emp⸗ 
fehlende Worte erübrigen ſich unter dieſen Umſtänden. Es ſei nur 
darauf hingewieſen, daß in der 7. Aufl. die inzwiſchen erfolgte Recht⸗ 
ſprechung eingehende Berückſichtigung gefunden und der Verf. auch 
aus eigenem manchen neuen Abſchnikt zur Klärung zweifelhafter 
Rechtsfragen hinzugefügt hat. 

Für eine künftige Auflage ſei auf einige ſinnſtörende Druck⸗ 
fehler aufmerkſam gemacht, die aus der 6. in die 7. Aufl. über⸗ 
gegangen ſind. S. 50, III, 6 muß es wohl heißen „it nur A bſ. 3 
S. 1 gemeint“. Das Verlangen nach Ergänzung des Urteils (S. 51, 
V, 3 letzter Satz) ſetzt nach 8321 380. voraus, daß der Antrag im 
Urteil übergangen (nicht: abgelehnt) worden iſt. S. 55 3.1 wird 
verſehentlich van einer Reiftungspflicht des Vermieters (tatt: des 
Mieters) geſprochen. 

In einigen Fragen ſtehe ich auf anderem Standpunkt wie der 
Verf. Die Konſtruktion eines beſonderen Beherbergungsvertrages 
(S. 15 unten) bei Aufnahme von Gäſten in Gaſthöſen wird auch von 
Mittelſtein (Miete, 3. Aufl. S. 43) vertreten. Ich halle ſie aber 
nicht für gerechtfertigt (vgl. meine Ausführungen in Arch. f. ziv. Prax. 
N. F. Bd. 1 S. 318). Bedenklich erſcheint mir die Auffaſſung, daß 
eine Beläſtigung nur bei Verſchulden des Täters (im techniſch⸗ 
juriſtiſchen Sinn) die Aufhebung des Mietverhältniſſes begründen 
könne (S. 25). Jedes noch ſo ungezogene Verhalten der Kinder des 
Mieters oder Trunkenheit der beläſtigenden Perſon würden dann kein 
hinreichender Auflöſungsgrund ſein. Das Geſetz ſtellt aber offenbar 
darauf ab, ob der Mieter das Verhalten der Perſonen, für die es 
ihn verantwortlich macht, zu vertreten hat. Alſo höchſtens eigenes 
Verſchulden des Mieters iſt ausſchlaggebend, nicht dagegen, inwieweit 
die Perſonen, für die er haftet, hierfür zivilrechtlich verantwortlich 
ſind. Eigene ſinnloſe Trunkenheit des Mieters — ein Umſtand, den 
Stern als Entſchuldigungsgrund anſührt — wird in der Regel 
ſchon an fi als Belästigung zu erachten fein, ohne Rückſicht auf 
die im Exzeß begangenen Handlungen. Daß auch die überlaſſung 
eines Raumes an einen Beſitzdiener den Tatbeſtand der un⸗ 
befugten Raumüberlaſſung nach 82 erfüllt (S. 28), will mir nicht 
einleuchten. Dann könnte ſchon das Halten eines Dienſtboten die Auf⸗ 
hebungsklage auslöſen. Aufgabe des unmittelbaren Beſitzes an den 
Räumen wird man wohl als Vorausſetzung aufſtellen müſſen. Dagegen 
it m. E. auch die Selbſtrationierung zur Vermeidung einer ſonſt zu 
erwartenden Zwangseinquartierung eine unbefugte Raumüberlaſſung. 
In der Frage, ob der Mieter auch noch in der Berufungsinſtanz 
die rückſtändige Mietſumme mit der Wirkung einer Vernich ung des 
Aufhebungsgrundes zahlen kann, ſtimme ich Stern (S. 39) durch⸗ 
aus bei; ebenſo darin, daß nur eine völlige Befriedigung des Ver⸗ 
mieters ausreichend iſt (S. 38). Nicht vereinbar mit der auch von 
mir geteilten Anſicht, daß bei der „Angemeſſenheit des Erſatzraums“ 
nur der wirkliche Bedarf des Mieters ohne Rückſicht auf ſeine bis⸗ 
herigen Wohnverhältniſſe entſcheidend iſt, ſcheint mir die Auffaſſung, 
daß das MEA. bei Prüfung des Erſatzraumes den Umfang und die 
Beſchaffenheit der bisherigen Räume nicht zu überſchreiten hat, ſelbſt 
wenn dieſe für den Bedarf des Mieters nicht genügten (S. 57). Ob 
auch im Verſäumnisurteil das Gericht einen Erſatzraum nach 8 6 
Abſ. 2 zubilligen kann (S. 58), iſt mir zweifelhaft. Theoretiſch iſt 
die Zuläſſigkeit wohl zu bejahen. Praktiſch wird es ſich nicht emp⸗ 
fehlen, da der Mieter im Zweifelsfall die für die Zuſicherung eines 
Erſatzraumes ſprechenden Gründe wenigſtens anführen und evtl. bes 
weiſen muß, das Gericht aber ſolche nicht ohne kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung einfach unterſtellen kann. Ebenſo zweifelhaft erſcheint mir, 
ob das Gericht im Urteil die Erforderniſſe des Erſatzraumes näher 
begrenzen kann (S. 58, II, 3), ſtatt ſich auf die Geſetzesworte (an⸗ 
gemeſſen, bzw. ausreichend) zu beſchränken. Ich neige zur Verneinung 
dieſer Frage, da das Gericht damit doch weſentlich in die dem MEN. 
vorbehaltenen Befugniſſe des 8 16 eingreift. Damit ſtimmt auch 
Stern an anderer Stelle (S. 57 Ziff. 3 Abſ. 4) überein. Mitunter 
wird freilich ein praktiſches Bedürfnis hierfür wohl vorliegen können. 

Über die Endigung des fingierten Mietverhältniſſes nach 8 6 
Abſ. 3 (S. 62 Ziff. 2) bin ich anderer Anſicht wie Stern (gl. 
Arch. f. ziv. Prax. N. F. Bd. S. 347). Die Ausſetzung der Urteils⸗ 
verkündung nach dem Vortermin durch den allein entſcheidenden Amts⸗ 
richter halte ich im Gegenſatz zu Stern (S. 74) für zuläſſig. 
Andernfalls hätte § 11 Abf. 3 kaum praktiſche Bedeutung. Überlegung 
der Entſcheidung iſt ſtets notwendig, auch wenn die Entſcheidung im 
Termin gegeben wird, es fehlt nur dann meiſt die Zeit zur Über⸗ 
legung. Daß nur die Abtrennung anderer als der in 8 15 Abſ. 1 
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bezeichneten Anſprüche bei einer Verbindung mit der Klage zu⸗ 
läſſig ſein ſoll, erſcheint mir eine zu enge Auslegung (S. 80). 8 15 
Abs. 3 will wohl dem Gericht die Befugnis zur Abtrennung auch 
ſolcher Anſprüche geben, die an ſich mit der Aufhebungsklage zu⸗ 
ſammen erhoben werden können. Sonſt wäre 8 15 Abf. 3 Saß 1 
ſinnlos, da Anſprüche, die nicht unter § 15 Abf. 1 fallen, ſchon 
a limine abgewieſen werden müſſen. Ihre Abtrennung empfiehlt ſich 
auch deshalb, weil für deren Behandlung nicht das ſchwerfälligere 
Mietgericht in voller Beſetzung notwendig iſt und ſie mitunter das 
Verfahren der Aufhebungsklage verzögern. 

Die Aunahme eines Mietverhältniſſes im Falle des § 19 Abſ. 3 
ſowie 8 21 Satz 2 iſt wohl kaum zutreffend (vgl. meine Ausführungen 
a. a. O. S. 348 ff.). Meine Bemerkungen in JW. 1924, 762 über 
früher beſtehenden Schutz des Untermieters hat Stern (S. 99) ſchein⸗ 
bar mißverſtanden. Ich meinte ſelbſtverſtändlich nur den Voll- 
ſtreckungs ſchutz des Untermieters nach einem gegen ihn durch den 
Hauptvermieter erwirkten Räumungsurteil. Ein ſolcher Schutz konnte 
mindeſtens auf Grund des 89 Wohn Mang. durch lokale Ver⸗ 
ordnung gewährt werden und war auch meijt für Räumungsurteile 
unterſchiedslos vorgeſehen. Die Auſicht Sterns, daß verbotswidrig 
(8 31) uicht angezeigte oder genehmigte Mietverträge nichtig ſeien 
(S. 109), teile ich nicht (vgl. Arch. f. ziv. Prax. a. a. O. S. 328 ff.); 
fie ſteht auch im Widerſpruch zu der Auslegung des früheren 8 5 
Abſ. 3 MEHTD. durch Stern (5. Aufl. S. 65 Ziff. 16). Zu 8 36 
Abſ. 3 wäre ein Hinweis auf das von den Polizeibehörden in Preußen 
(zu Unrecht) in Anſpruch genommene Recht zur Wiedereinweiſung 
Obdachloſer angebracht. 

Dieſe Ausſtellungen beeinträchtigen ſelbſtverſtändlich den Wert 
des Kommentars in keiner Weiſe. Im übrigen iſt den Ausführungen 
Sterus überall beizuſtimmen. Die ſorgfältige Begründung feiner 
ſtets ſelbſtäudigen Meinung iſt hierbei lobend hervorzuheben. 

USA. Prof. Dr. Ruth, Offenbach⸗Frankſurt. 


Rechtsanwalt Max Müller in Berlin- Weißenſee: Micter⸗ 


ſchutzgeſetz. Berlin 1924. Salzmann. 

Müller legt beſonderes Gewicht auf eine juriſtiſche Durch⸗ 
dringung des durch ſeine Unklarheiten für die Rechtsanwendung 
ſchwierigen Geſetzes. Er geht in den Rechtsausführungen über 
Brumby und Vidal hinaus, die aber vor ihm den Vorzug 
einer größeren Überſichtlichkeit haben. In dieſer Hinſicht könnte das 
Buch durch beſſere Anordnung des Druckes, Heraushebung weſentlicher 
Punkte und beſſere Allgemeinausſtattung gewinnen. 

In fachlicher Hinſicht wäre zu wünſchen, daß Verf. auf den 
Zuſammenhang von Mieterſchutzrecht und Wohnungsmangelrecht mehr 
Gewicht legen möge. Er hätte dann durch kritiſche Erörterung der 
Streitfragen, die ſich aus den praktiſch unhaltbaren Vorſchriften über 
das richterliche Anſchlagsverbot des 8 4, VII und den Erſatzraum er⸗ 
geben haben, zu einer vernünftigen Praxis beitragen können. Auch 
die Erörterungen über die Rechtsbeſchwerde durften nicht auf die 
rein rechtlichen Punkte beſchräukt bleiben. Wer ein wirtſchaftliches 
Gelegenheitsgeſetz kommentiert, muß davon ausgehen, daß die ein⸗ 
ſchränkende Auslegung von wirtſchaftlich völlig verfehlten Satzen in 
weiteſtem Maße geboten iſt. In der Praxis iſt dieſe Einführung 
wirtſchaftlicher Gedanken als oberſter Maßſtab für die Anwendung 
des Mieterſchutzgeſezes unabweisbar. Sieht man von dieſem Grund⸗ 
bedenken ab, jo iſt das Buch als juriſtiſch⸗techniſche Leiſtung durchaus 
empfehlenswert. Prof. Dr. Hein, Halle a. d. S. 


Vrumby: Berliner Wohnungsnotrecht. 3. Aufl. Berlin 1924, 
Franz Vahlen. 1,80 G. 


Nur der Titel iſt unverändert, im übrigen iſt es eine völlig 
neue Arbeit. Die Darſtellung beginnt mit der Wiedergabe des Wort⸗ 
lauts des Berliner Wohnungsnotrechts v. 18. Aug. 1924. Hieran 
ſchließt ſich eine ſyſtematiſche Darſtellung dieſer Beſtimmungen. Im 
Text der Bekanntmachung iſt auf die einzelnen Abſätze der ſyſte⸗ 
matiſchen Darſtellung verwieſen, jo daß dieſe zugleich die An⸗ 
merkungen zum Text bieten. Für den Kenner des bisherigen Ber⸗ 
liner Wohnungsnotrechts iſt es ſehr bequem, daß die ſyſtematiſche 
Darſtellung zunachſt die Lockerungen, dann die Verſchärfungen der 
Zwangswirtſchaft beſpricht. Die Rechtsentſcheide des RG. haben 
eine lückenloſe Berückſichtigung gefunden. Auch im übrigen ent⸗ 
halten die Bemerkungen viele wertvolle Hinweiſe, die der Verf. als 
Schriftleiter der leider noch zu wenig bekannten Zeitſchrift „Das 
Einigungsamt und Mietſchöffengerichk“ (Neukölln, Dammweg 1) 
dieſer reichen Fundgrube mietrechtlicher Entſch. entnimmt. Im all⸗ 
gemeinen iſt den Ausführungen des Verf. beizupflichten; nicht ge⸗ 
teilt werden Tann ſeine Anſicht (S. 41), daß bei Wohnräumen, die 
zu Geſchäftszwecken vermietet ſind, die fehlende Genehmigung des 

ermieters zur Weitervermietung gemäß 8 29 MSHS. vom MEA. 
erſetzt werden könne (vgl. des näheren den NE. des KG. v. 17. Nov. 
1924, 17 v 111/29). Angefügt ſind wohnungsrechtliche Erlaſſe und 
Verfügungen ſowie der Text des Wohn Mangcz. und der dazu er⸗ 
gangenen preuß. Ausführungsbeſtimmungen, weiter Gebührenvorſchrif⸗ 
ten und ein Verzeichnis der Wohnungsämter Berlins. Das Buch 
ſt jedem, Laien und Juriſten, der in Berlin mit wohnungsrecht⸗ 
lichen Fragen zu tun hat, ein zuverläſſiger und wertvoller Führer; 
aber auch außerhalb Berlins wird man — bei der Übereinſtimmung 
vieler örtlicher Bekanntmachungen mit der Berliner — das Buch 
mit gutem Nutzen zu Rate ziehen. KON. Dahmann, Berlin. 
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Beck und Pulvermacher: Das neue Berliner Wohnungs⸗ 
notrecht v. 18. Aug. 1924 (Carl Heymanns Verlag 1925). 
Preis 1,50 . 

Die Verf. (Rechtsanwälte in Berlin) bringen ein ſehr brauch⸗ 
bares und bei aller Knappheit recht ausführliches Kommentar unter 
Benutzung der Beſchlüſſe der „Gemiſchten Kommiſſion“ und der 
einſchlägigen Rechtſprechung. Eigene Beſchäftigung mit den Berliner 
MEX. und Wohnungsämtern haben in den Erläuterungen zu manchen 
praktiſchen Hinweiſen geführt. Im allgemeinen kann den Aus⸗ 
führungen des Kommentars beigepflichtet werden. Unrichtig iſt es 
aber z. B. für Berlin, wenn in Anm. 12 zu 85 Nr. 24 gejagt 
wird, daß die Zuweiſung eines Wohnungſuchenden nicht genüge. 
Dieſe iſt vielmehr für Berlin durch den NE. v. 4. Juli 1924 
(17 Y 63/24) als ausreichend bezeichnet worden. 

y AGR. Wunderlich, Berlin. 

Dr. Martin Buchwald, Amtsgerichtsrat in Borna: Das 
Miet⸗ und Wohnungsnotrecht im Reich und in Sachſen. 
Zuſammenhängend dargeſtellt nebſt den Texten der ein- 
ſchlägigen reichs- und landesrechtlichen Vorſchriften, ſowie 
einer Anzahl Muſter nach dem Stand vom 15. Auguſt 1924. 
Univerſitätsverlag von Robert Noske in Leipzig- Borna. 

Das Buch hält nicht ganz, was der Titel verſpricht. Es bringt 
die einſchlägigen reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften. — Dieſe 
Geſetzestexte werden im I. Teil beſchrieben, eine juriſtiſch⸗-wiſſenſchaft⸗ 
liche Verarbeitung iſt nicht verſucht. Zweifelsfragen werden kaum 
aufgeworfen. Beſonders empfinde ich es beiſpielsweiſe als Lücke, 
daß die heißumſtrittene Frage, inwieweit Meßmietverträge durch die 
notrechtlichen Beſtimmungen beeinflußt werden, nicht erörtert wird. 
In einer Darſtellung ſächſiſchen Mietnotrechts durfte dies für die 
Meſſeſtadt Leipzig ſo wichtige Rechtsgebiet nicht übergangen werden. 

Die Anordnung des Textes würde überſichtlicher geworden ſein, 
wenn die Geſetzestexte, die nur Rechtsquellen für die textliche Neu⸗ 
redaktion anderer Geſetze abgegeben haben (3. B. VO. zur Anderung 
des MSchG. v. 14. Febr. 1924), durch Dünndruck gekennzeichnet 
wären. Außerdem leidet die Überſichtlichkeit darunter, daß die Aus⸗ 
führungsverordnungen nicht als Fußnoten unter dem betreffenden 
Geſetzestext erſcheinen. 

Immerhin bleibt die erſchöpfende Zuſammenfaſſung der ver⸗ 
ſtreuten Rechtsquellen, beſonders mit Hinblick auf das ſorgfältig ab⸗ 
gefaßte Sachregiſter, verdienſtlich. 

RA. Dr. Goldſchmidt, Leipzig. 


Zieger: Das Reichs mietengeſetz und die ſächſiſchen Aus⸗ 
führungsverorduungen in der vom 1. April 1924 ab 
geltenden Faſſung 2. Aufl. Umpach & Dietze, Radebeul. 

Ziegers Buch hat Wert nur für die ſächſiſche Praxis. 

Ihr wird eine klare überſicht über den geltenden Rechtsſtand ge- 

boten. Daß eine ſolche landesmäßige Zuſammenſtellung mit knappen 

Erläuterungen in der Praxis erwünſcht iſt, weiß jeder, der in der 

mietrechtlichen Praxis ſteht. Die den erſten Teil der Schrift bil⸗ 

dende Erläuterung des Reichs mietengeſetzes iſt ſehr dürftig. Der nicht 
ſächſiſche Praktiker, für den das Intereſſe au den eingehend er- 
läuterten landesrechtlichen Normen fehlt, wird lieber zu den be— 
währten Werken von Brumby, Vidal und Ebel greifen. 

Dem Wiſſenſchaftler bietet das Buch nichts. 

Prof. Dr. Hein, Halle a. d. S. 


Kammergerichtsrat Dr. Sonntag: Vortrag über aktuelle 
Mietsrechtsfragen gehalten am 19. Mai 1924 im Ver⸗ 


band Deutſcher Filialbetriebe e. V. Sitz Berlin. 

Der Verf., der ein Mitglied des für die Rechtsentſcheide in 
Mietſachen zuftändigen Senats am KG. iſt, gibt eine ebenſo lebendige 
wie prägnante Darſtellung aller wichtigen Fragen aus dem Gebiete 
des MSHÖ. und des RM. unter fortgeſetzter Heranziehung prak⸗ 
tiſcher Fälle. In klarer und erſchöpfender Weiſe werden die Grund⸗ 
lagen der Aufhebungsllage (hierbei finden beſonders Berlcckſichtigung 
die Portierverträge), der Begriff der geſetzlichen Miete mit allen 
ſeinen Folgen u. a. m. erörtert. Jeder Vermieter und Mieter kann 
in ſeinen Nöten hier die erforderliche Belehrung finden. 

Die an den Vortrag ſich anſchließende allgemeine Beſprechung 
findet ſich ebenfalls in dem Büchlein und erhöht ſeinen Wert, weil 
auch ſie in Rede und Gegenrede wichtige Aufſchlüſſe über beſonders 
praktiſche Fragen gibt. Ru. Dr. Calé, Berlin. 


Mügel: Gel entwertung und Hypotheken. Vortrag, ge⸗ 
halten in der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin vom 12. Jan. 
1924 von Dr. Oscar Mügel, Staatsſekretär a. D. Wirkl. 
Geh. Rat. Verlag von Franz Vahlen, Berlin W. 9, Link⸗ 
firaße 16. 30 S. Preis 0,50 Goldmark. 


Von Stufe zu Stufe iſt die Rechtlichkeit des Staatswillens 
ſeit der Revolution geſunken. Die ſpätere Geſchichtsſchreibung wird 
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es einmal den ſog. Volksbeauftragten zur größten Ehre an⸗ 
rechnen, daß nicht ſie es waren, die, wie es in der damaligen Lage 
immerhin erklärlich geweſen wäre, den Staat ſeiner Rechtsgrundlage 
entkleideten, ſondern dies der altſtaatlichen von den Hemmungen 
eines ethiſch fundierten Königtums befreiten Bürokratie überließen. 

Neben ihnen werden immer ehrwürdig bleiben die Perſönlich⸗ 
keiten der alten Generation, die ſich dieſem neomarxiſtiſchen Verfall 
gegenüberzuſtellen gewagt haben. Zu ihnen gehört neben Beeſt und 
dem für die deutſche Rechtswiſſenſchaft viel zu früh verſtorbenen, un⸗ 
vergeßlichen Düringer in allererſter Linie Mügel, deſſen Stand⸗ 
punkt um fo beachtenswerter iſt, als er ja ſelbſt der Juſtizverwaltung 
mit ihren Verſuchungen zur Urgierung des ſtaatlichen Voluntarismus 
um jeden Preis, auch um den Preis zur Entwurzelung der Staatsidee, 
angehört hat. Die Rechtsſtaatsidee richtet ſich ſchon längſt nicht 
mehr gegen die Polizei und Verwaltung, ſondern gegen den Miß⸗ 
brauch des Geſetzes, der Verordnung und der Verfaſſung. In dieſem 
Sinne gebraucht ſie auch Mügel (S. 27). Ob ſie ſich in dieſem 
Sinne gegenüber der herabziehenden Wirkung der Geſchäftspolitik 
durchſetzen wird oder nicht, iſt die Schickſalsfrage der nächſten 
Jahre. Die Hauptverantwortung dabei liegt den Theoretikern des 
öffentlichen Rechtes ob, die ſich immer noch zum Teil mit einer 
Hyſterie, wie ſie nur der verantwortungsloſe Theoretiker haben kann, 
an der Macht des Staates als Selbſtzweck einen Blutrauſch trinken. 

In dieſem Zuſammenhange wird, wie die anderen Schriften 
des Verf. und wie namentlich ſein glänzender Verſuch, die Ab⸗ 
wertungs O. fo auszulegen, wie fie es verdient, auch dieſe Schrift, 
die im Anſchluß an feinen Vortrag die Hypothekenaufwertungsentſch. 
des RG. gegen ihre Angreifer verteidigt und auf ihrem Boden 
praktiſche Wege zu weiſen ſucht, von dauerndem Werte für jeden 
bleiben, der dieſe Dinge etwas tiefer als Rennberichte, Apachen⸗ 
ſchleiſen oder Bananenlieder erlebt. 

Alles kommt darauf an, daß wenn ſchon nicht in den Amtern, 
in denen kraft der Tragikomik unſerer politiſchen Entwicklung vielfach 
erade durch die Revolution ein im weniger guten Sinne „wilhelmini⸗ 
her Typ die Oberhand erhalten hat, fo doch neben ihnen und unter 
den durch Rechtsbruch „Abgebauten“ ſich die große Tradition wirk⸗ 
lichen Rechtsgefühls und Pflichtgefühls ſo lange erhält, bis der 
Sturm der neuen Jugend, der das Recht Religion iſt, die VO., 
die die Geldentwertung zum Vorwande der Verfaſſungs⸗ und Ver⸗ 
waltungsentwertung, Rechtsentwertung, Juſtizentwertung nahmen, 
ſamt ihren Urhebern, die die Inflation nur mit dem Zwecke fo 
groß anwachſen ließen, damit fie dieſen Vorwand abgeben könne, in. 
den Orkus fegen wird. RA. Dr. von der Trend, Berlin. 


Das Aufwertungsproblem und die Löſung der Klein⸗ 
reutnerfrage. Vorſchläge für eine geſetzliche Regelung 
des geſamten Gebietes mit Entwürfen von Dr. Ernit 
Swobada, Univerſitätsprofeſſor und Oberlandesgerichtsrat 
in Groz. Verlag von Ulr. Moſers Buchhandlung (J. Meyer— 
hoff). Graz 1924. Pieis 0,70 4. 

Die Schrift des bekannten öſterreichiſchen Juriſten und Ver⸗ 
fechters des Aufwertungsgedankens in Oſterreich it auch für uns 
Reichsdeutſche in mehrfacher Richtung von großem Intereſſe. Sie 
orientiert uns einmal über den rechtlichen Stand der Aufwertungs⸗ 
frage bei unſeren öſterreichiſchen Freunden. Er läßt ſich kurz dahin 
präziſieren: Geſetzgeberiſch find bis jetzt nur wenige Gläubiger⸗ 
gruppen geregelt. In Betracht kommt das Geſetz über die Er⸗ 
höhung von Geldausgedingen v. 27. Okt. 1921, das Geſetz v. 
6. Dez. 1922 betreffend die Erhöhung von Ruhegenüſſen ehemaliger 
fand» und forſtwirtſchaftlicher Dienſtnehmer und ihrer Hinterblie⸗ 
benen, und das Familiengläubigergeſetz v. 26. Sept. 1923, das gerade 
auch durch den Verf. der vorliegenden Schrift ausführliche Kom⸗ 
mentierung erfahren hat. Im übrigen harrt die Aufwertungsfrage 
in Öfterreich noch der geſetzlichen Regelung. Ein Entwurf eines Klein⸗ 
rentnergeſetzes liegt dem Nationalrat vor, er iſt aber unzulänglich. 
Eine geſetzliche Regelung des Geſamtproblems wird von zahlreichen 
Seiten angeſtrebt. In der öſterreichiſchen Literatur hat das Aufwer⸗ 
tungsproblem vielfach Erörterung und weſentliche Vertiefung erfahren. 
Neben mehreren Schriften des Verf. kommt vor allem in Betracht 
die ausgezeichnete Schrift von Frauz Klein: „Geldrechtliche 
Probleme der Stabiliſierung“, und das grundlegende Buch von 
Wahle: „Das Valoriſationsproblem in der Geſetzgebung und 
Rechtſprechung Mitteleuropas“ (vgl. Beſprechung von Hoffmanns⸗ 
thal in Steuer und Wirtſchaft, September 1924), ferner die 
Schriften des RA. Dr. Zallmann in Wien, der namentlich für 
eine der Vermögensabgabe nachgebildete Ausgleichsabgabe eintritt. 
Auch der Präſident des öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofes, 
Dr. Julius Roller, iſt in Auſſätzen in der neuen freien Preſſe 
ſchon im März 1922 für eine Aufwertung in vernünftigem Aus⸗ 
maße eingetreten. Dagegen iſt die Rechtſprechung des Oberſten Ge⸗ 
richtshofes ſelbſt noch ſchwankend. Während er in zwei Urteilen v. 
10. Okt. 1923 und 5. Jan. 1921 bei einem Lebensrenten⸗ und bei 
einem Ruhegehaltsvertrag eine Aufwertung nach Treu und Glauben 
eintreten ließ, glaubte er bei einem Hypothekenfalle in einer neuer⸗ 
lichen Entſch. v. 20. Mai 1924 an der Fiktion Krone gleich 
Krone feſthalten zu müſſen. Dabei liegt allerdings für die öſter⸗ 
reichiſche Rechtſprechung die Sache etwas ſchwieriger, da dort die 
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Auflöſung der alten Monarchie eine ausdrückliche Währungsänderung, 
die Einführung der deutſch⸗öſterreichiſchen Krone, nötig machte und 
die Vollzugsanweiſung v. 25. März 1919 zwecks Anſchluſſes der 
neuen Währung an die alte beſtimmt, daß die Gläubiger von reinen 
Geldforderungen in öſterreichiſch⸗ungariſchen Kronen den gleichen 
Nennbetrag in deutſch⸗öſterreichiſchen Kronen als Zahlung anzuneh- 
men haben. An dieſen Befehl hält ſich der Gerichtshof bei reinen 
Geldforderungen gebunden und appelliert an den Geſetzgeber. Für 
dieſe von faſt allen Seiten für deingend nötig gehaltene allgemeine 
geſetzliche Regelung der Aufwertungsfrage macht nun 
der Verf. in dieſer Schrift ſehr voll begründete und klug abgewogene 
Vorſchläge, die auch für die derzeitigen Verhandlungen des Auf⸗ 
wertungsausſchuſſes unſeres Reichstages von Intereſſe ſind. Er 
hebt dabei allerdings mit Recht hervor, daß die Lage bei uns von 
der in Sfterreich hauptſächlich in zwei Punkten verſchieden iſt. 
Auf uns laſten die Reparationsleiſtungen, während ſterreich die 
Reparationslaſten für eine Reihe von Jahren geſtundet ſind, was 
natürlich für die Behandlung der Staatsgläubiger von Bedeutung 
iſt. Außerdem aber iſt in Öfterreich die Geldentwertung keine jo 
ſtarke und rapide geweſen, wie bei uns in der letzten Zeit vor der 
Stabiliſierung, und es iſt dort auch die Stabiliſierung weſentlich 
früher, nämlich am 1. Sept. 1922, eingetreten, der daher auch als 
Stichtag in Hſterreich eine große Rolle ſpielt. Intereſſant it an 
den Vorſchlägen des Verf. zunächſt, daß auch er für die ſofortige 
Erlaſſung eines Sperrgeſetzes als programmatiſcher Einleitung 
der Löſung des ganzen Aufwertungsproblems eintritt, und zwar in 
der Weiſe, daß bezüglich aller vor dem 1. Sept. 1922 begründeten 
Forderungen, nicht nur bei Hypotheken, die Pflicht des Gläubigers 
zur Annahme des Nennbetrages aufgehoben wird. Er weiſt dabei mit 
Recht darauf hin, daß die Bedenken, die leider ſeinerzeit von unſerer 
Regierung gegen den bekannten Entwurf eines Hypothekenſperrgeſetzes 
ius Feld geführt wurden, von der weiteren Entwicklung inzwiſchen 
widerlegt worden ſind, Gegenüber Wahle, der die Entſcheidung 
über die Aufwertung ohne geſetzliche Vorſchrift ausnahmslos dem 
Richter überlaſſen will, hält dann der Verf. mit Recht eine geſetz⸗ 
liche Regelung, die Schaffung eines feſten geſetzlichen Gerüſtes 
im Intereſſe der Rechtsſicherheit und der durch ſie gebotenen Einheit⸗ 
lichkeit der Rechtſprechung für dringend erforderlich. Geeignetſtes 
Rechtsfundament ſowohl für die richterliche wie für die geſetzgeberiſche 
Verwirklichung der Aufwertung iſt ihm dabei vor allem der Be⸗ 
reicherungsgedanke, „dieſe feinfte Frucht des Prinzips der 
Statik der Werte“, namentlich wenn man die Bereicherung in der 
ſoziologiſchen und rechtsethiſchen Vertiefung anwendet, die der Verf. 
ſelbſt in früheren Schriften herausgearbeitet hat, nämlich die Berei⸗ 
cherung verſtaunden als ein vom Grundſatz der Doppelſeitigkeit 
beherrſchtes Rechtsprinzip, da für die Höhe des Bereicherungs⸗ 
anſpruches nicht nur der Gewinn des einen, ſondern auch der 
Schaden des anderen entſcheidend iſt, und immer nur die kleinere 
der beiden Wertgrößen den Gegenſtand des Anſpruches bilden ſoll. 
In dieſer Doppelfeitigkeit begriffen, vermag in der Tat der Ber 
reicherungsgedanke geradezu als Symbol der Gerecheigkeit zu gelten. 
Von ihm geleitet tritt nun der Verf. auch an die geſetzgeberiſche 
Löſung des Aufwertungsproblemes zunächſt bei den Privatſchulden 
heran. In dem Entwurf eines Geſetzes über Aufwertung alter 
Hypotheken nähert er ſich dabei ſtark der deutſchen Regelung, in⸗ 
dem er vor allem auch den Aufwertungsſatz von 15 % als Regelnorm 
aufſtellt. Dabei will er aber ausnahmsweiſe, wenn die wirtſchaltliche 
Lage des Schuldners eine beſonders günſtige iſt, auch eine höhere 
Aufwertung zulaffen, und zwar auch nach der dinglichen Seite hin. 
Die aufgewertete Forderung ſoll dabei den urſprünglichen Rang er⸗ 
halten, ſoweit nicht dadurch die Belaſtung, die den im Rang nach⸗ 
folgenden Rechten vorangeht, größer wird als im Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtehung dieſer Rechte. Die inzwiſchen von Polen erlaſſene Aufwer⸗ 
tungsverordnung enthält ebenfalls die Möglichkeit einer höheren Auf⸗ 
wertung als 150%, bei hypothekariſch geſicherten Forderungen aber 
nur hinſichtlich der perſönlichen Haftung, alſo dem 8 3 unſerer 
3. Steuer NotVO. entſprechend, der allerdings inzwiſchen durch die 
Durchführungsbeſtimmungen eine m. E. unzuläſſige und auch wirt⸗ 
ſchaftlich unberechtigte Einſchränkung erfahren hat. Was aber dieſen 
Entwurf und die weiteren Entwürfe des Verf., insbeſondere auch den⸗ 
jenigen über die Aufwertung ſonſtiger Forderungen vor un⸗ 
ſerer Regelung auszeichnet, iſt die in vielen Punkten doch weſentlich 
verfeinerte und darum auch gerechter wirkende Geſetzestechnik, die ſehr 
wohl auch für unſere etwaige Neuregelung Anregungen geben kann. 
Dies gilt insbeſ. auch für feinen Vorſchlag über die Bildung und Ver⸗ 
wendung eines Kleinrentnerfonds, der zur Gewährung von 
jährlichen Zuſchüſſen an Beſitzer von Kriegsanleihe und anderen Staats⸗ 
papieren ſowie von Wertpapieren oder Anleihen von Ländern und Ge⸗ 
meinden dienen ſoll. Ihm ſoll bei der Aufwertung alter Hypothelen die 
Hälfte des 15 0% überſteigenden Aufwertungsbetrages zufließen, ähn⸗ 
lich bei Obligationen der ganze 15 0% überſteigende Betrag, wobei bei 
Obligationen die Aufwertung überhaupt in ſehr er vähnenwerter Weile 
durch Ausfolgung von Zuſatzobligationen erfolgen fol. Außer⸗ 
dem ſoll zugunften des Kleinrentnerfonds eine allgemeine Klein⸗ 
rentnerabgabe in Höhe von 10 % der ſtaatlichen Einkommen⸗ 
ſteuer von allen jährlichen Einkommen von mindeſtens 150 Millionen 
Kronen erhoben werden, und ferner ſollen ihm auch Beträge der Länder 
und Gemeinden zufließen. Dabei wird bei den öffentlichen Anleihen, 
bei denen ja, namentlich was den Staat aubelangt, der Bereicherungs⸗ 
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gedanke verſagt, vom Verf. der Enteignungsgeſichtspunkt in 
den Vordergrund geſtellt, aber beherrſcht von dem Merkmal der salus 
publica. So können auch wir Reichsdeutſche aus der verdienſtvollen 
und mit feinem Gerechtigkeitsgeſühl geſchriebenen Schrift des Verf. 
mannigfaltige Anregung ſchöpfen, ſowohl für die theoretiſche Fun⸗ 
dierung, wie für die praktiſche Ausgeſtaltung des Auswertungs⸗ 
gedankens. Ich möchte wünſchen, daß die Vorſchläge des Verf. auch 
bei der jetzigen Beratung über eine etwaige Anderung unſerer zum 
Teil doch recht verbeſſerungsbedürftigen Aufwertungsvorſchriften Be⸗ 
achtung finden möchten, wenn natürlich auch dabei die grundſätzlichen 
Unterſchiede zwiſchen unſerer und der öſterreichiſchen Eituation, die 
ich oben hervorgehoben habe, nicht überſehen werden dürfen. 
Rechisanwalt Prof Dr. Geiler, Mannheim Heidelberg. 


Kataſterdirektor in Königſtein im Taunus Heinrich Blattau: 
Die Beſteuerung des Grundvermögens (Zugleich Nach- 
trag und Ergänzung der Bücher „Die Bewertung der 
ländlichen Grundſtücke und Güter für die Veranlagung 
der Steuern“ und „Die Beſteuerung des landwirtſchaft⸗ 
ſchaftlichen Ertrages“ nach den neueſten Steuergeſetzen und 
Steuerverordnungen.) Berlin 1924, Spaeth & Linde. 

Der Titel des Buches entſpricht nicht ganz dem, was es ent⸗ 
hält. Unter „Beſteuerung des Grundvermögens“ verſteht man eigent⸗ 
lich die Grund⸗ und Gebäudeſteuer; allenfalls kann man die Grunde 
erwerb⸗ und die Zuwachsſteuer, ebenſo die Rentenbankgrundſchuld 
und die Hauszinsſteuer dahin rechnen. Das Buch umfaßt aber alle 
Steuern, bei denen eine Bewertung von Grundbeſitz in Frage kommt, 
namentlich die Einkommen⸗ und Vermögensſteuer und was damit 
zuſammenhängt, wie Brotverſorgungsabgabe, Landabgabe. Selbſt 
die Umſatzſteuer iſt mit herangezogen, und auch die Rentenbankumlage 
iſt nebenher unter dem Titel „Grundſchuld“ behandelt. Weiter ſind 
der Obligationenſteuer einige Ausführungen gewidmet. Der Zweck 
iſt: „dazu beizutragen, Aufklärung in die ſchwierige Materie der 
zahlreichen, abgeänderten Bewerzungsgrundſätze zu bringen und die 
von den Laien geforderten Steuerberechnungen zu erleichtern“. Ob 
dieſer Zweck voll erreicht wird, iſt mir allerdings zweifelhaft. Be⸗ 
handelt ſind die ſteuergeſetzlichen Anderungen, die ſich etwa ſeit dem 
Frühjahr 1923 ereignet haben, meiſt in ſyſtematiſcher Form, aber 
auch an verſchiedenen Stellen durch wörtliche Wiedergabe der Ge— 
ſetze und Verordnungen. Leider ſind die Stellen, bei denen nicht im 
weſentlichen am Worklaut der Vorſchriften gehaftet wird, nicht überall 
fehlerfrei. So heißt es bei der Beſprechüng des Finanzausgleichs— 
geſetzes (S. 10): „Neue Gemeindeſteuerordnungen bedürfen der Ges 
nehmigung des Raichsfinanzminiſters.“ Das trifft aber nach 8 5 nur 
für Steuerorbnungen beſtimmter Art zu, und auch bei dieſen hat 
der Miniſter nichts zu genehmigen, ſondern er kann nur Einſpruch 
erheben mit gewiſſen Rech stolgen. Bei der Rentenbankgrundſchuld 
(S. 154) ſteht der Verf. auf dem Stanypunkte, daß der Wehrbeitrags⸗ 
wert des Grundſtücks, wie er früher feſtgeſtellt worden iſt, nicht 
ſchlechthin maßgebend ſei, ſondern daß alle Veränderungen durch 
Zukauf oder Verkauf von Parzellen, durch Abbruch, Neubau oder 
Umbau von Wohnhäuſern, Scheunen, Ställen uſw. berückſichtigt 
werden müſſen. Das iſt richtig, ſoweit das Grundſtück in ſeinem 
Umfange verändert worden iſt (RF. 13, 288); die Grundſchuld 
wird ſtets nur gegenüber dem feſtgeſtellt, dem das Grundſtück am 
18. Okt. 1923 tatſäch ich gehört hat (RS. im RStBl. 1924, 197). 
Im übrigen aber ſind Veranderungen des Grundſtücks nicht zu berück⸗ 
ſichtigen, wie der Rc. ſtets augenommen hat. Das ergibt der 
Wortlaut und Zweck des Geſetzes. Es kam auf ſchnelle Durchführung 
der RentenbankVO. au. Gewiſſe Gewaltſamkeiten mußten mit in 
den Kauf genommen werden, zumal da die Bewertung nur als vor⸗ 
läufige gedacht iſt (DurchfBeſt. 8 10 Abf. 2). 

Ob der Verf. ſich überall von einer klaren Vorſtellung über den 
Begriff des gemeinen Wertes hat leiten laſſeu, iſt nicht 
ſicher zu erkennen. Ju den DurchfBeſt. zu 8 11 des GrErwStG. 
(v. 27. Febr. 1924) iſt geſagt, daß, wenn bei einem Grundſtück der 
Vermögensſteuerwert ermittelt worden it, dieſer für die GrErwSt. 
den Ausgangspunkt bilden ſolle. „Bieten ſich, insbeſondere bei 
Vergleichung von Kaufpreiſen weſentlich gleichartiger Grundſtücke, 
einwandfreie Anhaltspunkte für eine erhebliche Abweichung des Ver⸗ 
mögensſteuerwertes von dem gemeinen Werte, ſo iſt dis bei der 
Wertfeſtſtellung zu berückſicheigen.“ Blattau (S. 118) vermißt 
eine Vorſchrift, wie dieſe Berückſichtigung erfolgen ſoll, insbeſondere 
ob der nach Vergleichsobjekten zutreffend ermittelte Wert 
etwa dem Vermögenswert angenähert werden oder ob etwa das Mittel 
beider Werte genommen werden ſoll oder ob zu dem Vermögensſteuer⸗ 
wert ein Zuſchlag gemacht werden ſoll. Dazu iſt zu bemerken, daß 
das GrErwStG. die Feſtſtellung des gemeinen Wertes verlangt und 
aß inſoweit auch nach 81 Wj.1 der genannten DurchfBeſt. die 
Vorſchriften der RAbgd. Anwendung finden. Danach iſt gemeiner 
Wert der Verkehrswert, d. h. der Wert, der bei einem Kaufe unter 
gewöhnlichen Verhältniſſen erzielt werden kann. Es kommt alfo 
darauf au, nach welchen Geſichtspunkten namentlich der Käufer einen 
Hreis bewilligt. Dieſer ſieht zunachſt auf tatſächlich erzielte Preiſe 
für gleichartige Grundſtücke, er legt Wert auf den Ertrag, den Bau⸗ 
zuſtand, die Zweckmäßigkeit der Bebauung, auf Zukunfts möglichkeiten 
in der Entwicklung der Gegend u. a. m. (vgl. R§ . 8, 340). Natür- 
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lich kann auch der Vermögensſteuerwert Bedeutung haben. Die 
DurchfBeſt. wollen, daß dieſer, der ja unter keinen Umſtänden ohne 
weiteres als gemeiner Wert gelten darf, zum Ausgangspunkt ge⸗ 
nommen wird. Damit kann nichts weiteres gemeint ſein, als daß 
dieſer Wert eine vornehmliche Berück ichtigung ſinden ſoll. Aus der 
Geſamtheit aller Umſtande iſt der Verkaufswert herzuleiten. Die 
Vergleichsgrundſtücke müſſen dabei eine beſondere Rolle ſpielen, wie 
ja auch die DurchfBeſt. anerkennen. Dieſe ſind freilich nicht ein⸗ 
wandfrei gefaßt, und es bleibt abzuwarten, wie weit der RH. fie 
anerkennt. 

Es muß einmal ſcharf hervorgehoben werden, daß 
über den Begriff des gemeinen Wertes in weiteſten Kreiſen, auch 
bei Finanz- und Kataſterämtern, die dunkelſten Vorſtellungen herr⸗ 
ſchen. Der gemeine Wert kaun nicht etwa errechnet, er muß ge⸗ 
ſchätzt werden. Man vermeide den veralteten Ausdruck „gemeiner“ 
(S allgemeiner) Wert und ſetze dafür ſtets „Verkaufswert“. Dann 
werden ſich die Unklarheiten vielleicht allmählich aufhellen. 

HER. Dr. Boethke, München. 


Miniſterialrat Dr. Suren: Die Hanszinsftener in Preußen. 
Verlag von Georg Stilke in Berlin 1924. (Stilke's 
Rechtsbibliothek Nr. 31.) 107 S. 


Die Schrift, welche nach dem Vorwort vom 12. Mai 1924 
nur ein ſchnell errichteter beſcheidener Wegweiſer ſein will, kommt 
zweifellos einem lebhaft empfundenen Bedürfnis entgegen. Denn 
die Hauszinsſteuer und die mit ihr durch die 3. ReichsſteuernotVO. 
verkoppelte Regelung des Mietweſens iſt nicht nur für die weiteſten 
Kreiſe der Bevölkerung, Mieter und Vermieter, ſowie die als 
Steuergläubiger beteiligten Verbände und die das Miet- und Woh⸗ 
nungsweſen verwaltenden Behörden von größter wirtſchaftlicher Be⸗ 
deutung, ſondern das ganze Gebiet iſt auch durch die Art ſeiner 
Regelung in einer großen Zahl ineinandergreifender Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen des Reiches und Preußens ſo unüberſichtlich geworden 
und obendrein in ſo ſchneller Entwicklung begriffen, daß ein zuver⸗ 
läſſiger Wegweiſer durch dieſen Irrgarten ſehr willkommen ſein muß. 

Die den Ländern durch die 3. ReichsſteuernotVO. vorgeſchrie⸗ 
bene Erhebung einer Geldentwertungsausgleichsſteuer vom bebauten 
Grundbeſitz hat in Preußen ihre Ausgeſtaltung als Hauzszinsſteuer 
durch die preuß. SteuerRo VO. v. 1. April 1924 gefunden. Die 
Syſtematik dieſer VO. iſt ſchlecht (man beachte z. B. die Zuſammen⸗ 
faſſung der heterogenen Beſtimmungen über Höhe, Verwendung und 
Ermäßigung der Steuer in $ 2, während die Verwendungsvorſchriften 
in 82 Abſ. 2 mit 88 11 ff. und die Beſtimmungen über die Er- 
mäßigung in § 2 Abſ. 3 mit 88 3ff. zuſammengehören). Der Verf. 
hat daher gut daran getan, die Erläuterung vom Text der VO. zu 
trennen und in eine ſyſtematiſche Form zu bringen. Dabei iſt der 
Zuſammenhang zwiſchen dem Verordnungstext und der Erläuterung 
keineswegs verloren gegangen, ſondern durch beiderſeitige Verweiſun⸗ 
gen in überſichtlicher Weiſe aufrechterhalten. Jufolge dieſer Art der 
Behandlung iſt das Vuch gleich geeignet für ein Studium des ganzen 
Stoffes wie für die Unterrichtung über eine Einzelbeſtimmung. Auch 
die zum Verſtändnis der rechtlichen und wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hänge erforderlichen ſonſtigen Materialien ſind in der Erläuterung 
ſyſtematiſch verarbeitet und im Wortlaut als Anſagen beigefügt, fo 
insbeſondere die einſchägigen Beſtimmungen der 3. ReichsſteuerNot⸗ 
VO., das preuß. Grundvermögensſteuergeſetz, die VO. über die Miet- 
zinsbildung und die Umlegung der Hauszinsſtener vom April 1924, 
die Grundſteuerbefreiungsvorſchriften des preuß. Kom mAbgcGeſ., die 
1. DurchfVO. zur preuß. Steuer NotVO. v. 26. April ſowie die 
Richtlinien für die Verwendung des für die Neubautätigkeit beſtimm⸗ 
ten Hauszinsſteueranteils v. 10. April 1924. Es muß daher aner⸗ 
kannt werden, daß der Verf. ſeine Aufgabe der Errichtung eines zu⸗ 
verläſſigen Wegweiſers durch dieſes weitſchichtige und unüberſichtliche 
Gebiet vorzüglich gelöſt hat. 

Inzwiſchen iſt die Rechtsentwicklung auf dieſem Gebiet mit 
großer Beſchleunigung fortgeſchritten. Durch die 2. preuß. Steuer⸗ 
NotVO. v. 19. Juni 1924 iſt die Steuer beträchtlich erhöht und 
zugleich ihre Verteilung auf die Steuergläubiger und auf die Ver⸗ 
wendungszwecke neu geregelt, dabei auch eine insbeſondere den 
Einſamilienhäuſern zugute kommende Steuerermäßigung nach Maß⸗ 
gabe der Friedensmiete der Grundſtücke vorgeſehen, den Gemeinden 
die Erhebung von Zuſchlägen ermöglicht und ab 1. Okt. 1924 auch 
die Beſteuerung der bis dahin freigelaſſenen landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
bäude in Ausſicht genommen. Durch das vom Landtag am 26. Sept. 
1924 beſchloſſene aber bisher nicht bekanntgemachte Abänderungs⸗ 
geſetz zu den preuß. Steuer No: BO. iſt die Verteilung und Verwen⸗ 
dung der Hauszinsſteuer wiederum neu geregelt und die Beſteuerung 
der landwirtſchaftlichen Gebäude wieder beſeitigt. Die 2. Durchſ VO. 
v. 30. Mai betrifft die Angemeſſenheit und die Verrechnung von 
Rücklagen zur Abtragung der Schweizer Goldfrankenhypotheken unter 
dem Geſichtspunkt der Steuerermäßigung, die 3. DurchfVO. v. 
12. Juli unterwirft auch die nach dem 1. Juli 1918 fertiggeſtellten 
Neubauten der Hauszinsſteuer, wenn ſie mit Beihilfen aus öffent⸗ 
lichen Mitteln errichtet find, läßt aber die Ablöſung der Steuerpflicht 
mit 400% des Goldmarkwertes der gewährten Beihilfen bis zum 
30. Sept. zu, eine Friſt, die durch die 4. DurchfVO. v. 20. Sept. 
bis zum 31. Dez. 1924 verlängert iſt. Daneben iſt auch eine neue 
VO. über die Regelung der geſetzlichen Miete vom 25. Juni auf der 
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Grundlage ergangen, daß die beſondere Umlegung der Hauszinsſteuer 
auf die Mieter in Fortfall kommt, die Steuer vielmehr aus dem enk⸗ 
ſprechend bemeſſenen Mietzius zu zahlen, und die Erhebung von 
Umlagen neben dem feſtgeſetzten Mietzins auch ſonſt eingeſchränkt 
iſt. Es wäre dringend zu wünſchen, daß dieſes durch das Reichs⸗ 
mietengeſetz geſchaffene Umlagenſyſtem, das ſich in keiner Weiſe 
bewährt hat, bald reſtlos verſchwinden möchte. Der vorliegenden 
Schrift aber wäre eine baldige Neuauflage oder wenigſtens ein er⸗ 
gänzender Nachtrag zu wünſchen. 
Bürgermeiſter Sembritzki, Berlin. 


Grundzüge des Vergrechts unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung des Vergrechts Preußens. Syſtematiſch dar⸗ 
geſtellt von Carl Voelkel, Berghauptmann. 2. Aufl. 
Berlin und Leipzig 1924, Walter de Gruyter & Co. 
283 S. Preis broſch. 7,50 , geb. 9 . 

Verf, hat ſich zur Aufgabe gemacht, für die jüngeren Fach⸗ 
genoſſen, namentlich die Bergbaubefliſſenen und Bergreferendare, 
eine Einleitung in das preußiſche Bergrecht zu geben. Dieſer Auf⸗ 
gabe hat er ſich mit großer und gewohnter Meiſterſchaft entledigt. 
Das nunmehr in zweiter Auflage vorliegende Werk iſt das einzige 
ſeiner Art und vorzüglich geeignet, auch weiteren Kreiſen einen 
Überblick über die gegenwärtige Lage des deutſchen und insbeſondere 
des preußiſchen Bergrechts zu vermitteln. Da es ſich nur unt 
„Grundzüge“ handelt, iſt mit Recht von einer eingehenden Mit⸗ 
verarbeikung angrenzender moderner und noch kaum gellärter 
Rechtsgebiete, als welche das neue Reichswirtſchafts⸗ und Arbeits⸗ 
recht immer mehr Aufmerlſamkeit beanſpruchen, abgeſehen worden. 
Andererſeits möchte ich nicht verſchweigen, daß Voelkel namentlich 
gegenüber der neueren Reichsgerichtrechtſprechung an veralteten Theo⸗ 
rien feſthält. So vertritt er die Anſicht, daß für Bergſchäden nicht 
der Eigentümer, ſondern Pächter und Nießbraucher haften (S. 139), 
und daß von mehreren bevorrechtigten Findern nicht der erſte Finder, 
ſondern der erſte Muter den Vorzug hat (S. 83). Jedenfalls wird 
es Voelkel nicht gelingen, die wohlbegründeten Anſichten des RG. 
zu erſchüttern. Auch will Voelkel nach wie vor die Abtretung des 
zu bergbaulichen Zwecken erforderlichen Grund und Bodens im Wege 
des berggeſetzlichen Enteignungsverfahrens nicht als Enteignung 
gelten laſſen, ſondern nur als „Zwangsgrundabtretung“ (S. 145), 
eine Unterſcheidung, der wohl praktiſche Bedeutung nicht zukommt. 
Immerhin iſt das Voelkelſche Buch als eine wohlgelungene Lei⸗ 
ſtung angelegentlich zu empfehlen. 

Geh. u. Oberbergrat Prof. Dr. Arndt, Marburg. 


Chr. Meißner, Rechtsanwalt in Würzburg: Das in Bayern 
geltende Nachbarrecht. Dritte Auflage. Schweitzer's 
Verlog, München, Leipzig, Berlin. Preis 9,50 Goldmark. 

Das Werk enthält weit mehr, als man nach ſeinem Titel ver⸗ 
muten ſollte. Das „Nachbarrecht“ iſt in ſeinem weiteſten Umfange 
gefaßt, und was darin geſchildert wird, betrifft weit mehr reichs⸗ 
rechtliche als bayriſche Rechtsverhältniſſe und Beſtimmungen. Das 
Buch liegt nunmehr in dritter Auflage vor und berückſichtigt in ein⸗ 
gehender Weiſe bis in die neueſte Zeit die Rechtſprechung und das 
Schrifttum, die ſich ſeit der zweiten Auflage von 1910 ſo vielfach 
mit dem Nachbarrecht und was damit zuſammenhängt, befaßt haben. 

Das Nachbarrecht im engeren Sinne iſt ja ein Stiefkind des 
BGB. Die Rechtseinheit hat vor ihm weit mehr als eigentlich nötig 
geweſen wäre haltgemacht. Zwar find die Vorſchriſten der 88 906 
bis 923 jeder landesrechtlichen Anfeindung entzogen; aber dieſe 
17 Paragraphen führen uns doch nur eine vornehme Auswahl der 
mannigfachen Fragen des Nachbarrechts vor. Dem preußiſchen Juri⸗ 
ſten drängt ſich unwillkürlich bei ihnen der Vergleich auf mit den ſo 
zahlreichen aber auch ſo kaſuiſtiſchen Beſtimmungen ſeines Allge⸗ 
meinen Landrechts. 

Trotzdem ſteht, wie ſchon bemerkt, das Reichsrecht in dem 
Meißner ſchen Buche weitaus im Vordergrunde. Das kommt daher, 
daß M. das Nachbarrecht im allerweiteſten Sinne behandelt. Er 
rechnet zum Nachbarrecht „den Inbegriff aller jener Normen, durch 
welche der Eigentumsinhalt zum Ausgleich der widerſtreitenden 
Intereſſen der angrenzenden Grundbeſitzer abgemildert wird“; und 
dieſe Normen behandelt er mit einer die oberſten Grundbegriffe eben» 
ſoſehr wie die intereſſierenden Einzelfragen erſchöpfenden, niemals 
aber ſich in kaſuiſtiſcher Weitläufigkeit verlierenden Gründlichkeit. 
So ſind überaus eingehende und lichtvolle Betrachtungen der räum⸗ 
lichen Begrenzung des Eigentums, den Notſtands handlungen, 
der ſchikanöſen Rechtsausübung gewidmet. Die Grunddienſt⸗ 
barkeiten finden ebenſo wie das Verhältnis des Grundeigen⸗ 
tümers zum Bergbau und feine Anſprüche gegenüber gewer b⸗ 
lichen Anlagen des Nachbarn eingehende Behandlung. Der Be⸗ 
ſitzſchutz iſt ausgiebig beſprochen, ebenſo wie die Grenzſtrei⸗ 
tigkeiten und die Anſprüche auf Erſatz von Feldſchäden. Das 
auf einem ſpeziell bayriſchen Geſetz beruhende Waſſerrecht iſt da⸗ 
gegen in der dritten Auflage ausgeſchteden. 

Mit Recht oder Unrecht iſt für uns Nichtbayern mit der Er⸗ 
wähnung dieſes „Landes“ der Gedanke an Partikularismus eng ver⸗ 
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knüpft. Das Meißnerſche Buch macht dieſen Ideengang zus 
ſchanden. Das Buch kann dem preußiſchen oder ſächſiſchen Juriſten 
nicht winder warm wie dem bahriſchen empfohlen werden, als eine 
Schatzkammer reichen Wiſſens und umfangreicher Nachweiſungen über 
allgemein deutſche Rechtsverhältniſſe. Was ſich in dieſem Buche jo 
abgerundet und vollſtändig als „Nachbarrecht“ darſtellt, iſt zu drei 
Vierteln allgemein deutſch, und der preußiſche oder ſächſiſche Juriſt 
hat nur in recht untergeordnetem Maße ſeine partikularrechtlichen 
beſonderen Beſtimmungen an die Stelle der bayriſchen einzufügen. 
Die Darſtellung der Materie aber iſt ſo ſehr von allgemein gelten⸗ 
den und allgemein intereſſierenden Geſichtspunkten getragen und 
daher fo feſſelnd und anregend, daß niemand das Buch ohne gei⸗ 
ſtigen Genuß durchgehen und ohne reiche Befriedigung aus der 
Hand legen wird. IR. Dr. Noeſt, Münſter i. Weſtf. 


Dr. Georg Heilmann u. Dr. Karl Weiniſch: Die Baheriſche 
Bauordnung vom 17. Februar 1901, abgeändert durch 
VO. v. 3. Auguſt 1910 und 10. Juli 1918. Mit Erläute⸗ 
rungen und einem Anhang, München uſw. 1924, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Handausgabe, 280 Seiten, 8°, 
Preis geb. 7,— Ab. 

Das Bedürfnis nach einer guten neuen Ausgabe der Bayeriſchen 
Bauordnung beſtand vornehmlich deshalb, weil die bewährte größere 
Ausgabe von F. v. Englert vergriffen iſt und die im Jahre 1922 
erfchienene, von G. Köhler mitbeſorgte kleine Ausgabe jenes Verf. 
wegen ihres durch Papier⸗ und Geldnot bedingten geringen Um⸗ 
fangs den Bedürfniſſen der Praxis nicht durchaus entſprechen konnte. 
Die Verf. des vorliegenden Buches ſind der geſtellten Aufgabe gerecht 
geworden. Beſonderen Dank verdienen ſie für die eingehende Be⸗ 
rückſichtigung des umfangreichen Baupolizeirechts, das in ſonſtigen 
Geſetzen, Verordnungen und teilweiſe in unveröffentlichten Mini⸗ 
ſterialbekauntmachungen zerſtreut iſt. Einer gewiſſen Ergänzung 
hätten vielleicht die Ausführungen über Rechtsgrundlage und Rechts⸗ 
verbindlichkeit der Bauordnung (S. 10) bedurft, da ja gerade hier⸗ 
über häufig Zweifel obwalten. Das Buch wird auch wegen der 
gemeinverſtändlichen Sprache, deren ſich die Verf. befliſſen haben, 
allen Beteiligten, auch den Nichtrechtskundigen, willkommen ſein. 
Druck und ſonſtige Ausſtattung halten ſich in dem gewohnten und 
bewährten Rahmen von J. Schweitzers braunen Handausgaben. 

SR. Dr. Nützel, München. 


Badiſche Gemeindeordnung vom 5. Oktober 1921 nebſt 
ihren geſetzlichen Ergänzungen und unter Beifügung der 
wichtigſten Vollzugsbeſtimmungen hierzu. Erläutert von 
E. Gündert, Oberbürgermeiſter in Pforzheim. 3. vermehrte 
Auflage. Mannheim, Berlin, Leipzig 1924. J. Bens⸗ 
heimer. XII u. 524 Seiten. 


Kuapp ein Jahr nach Abſchluß der 2. Aufl. läßt Gündert 
die 3. Aufl. erſcheinen: eine für die Schätzung in Fachkreiſen 
ſprechende und anerkennenswerte Leiſtung, wenn man berückſichtigt, 
daß es ſich nicht etwa um einen Neudruck, ſondern um die Erweite⸗ 
rung vieler Anmerkungen und die Bereicherung des Stoffes durch 
neue Bemerkungen handelt (vgl. beſonders zu den 88 16, 33, 65). 
Das Buch zeigt die alten Vorzüge und hat an Brauchbarkeit be⸗ 
ſonders dadurch gewonnen, daß es nunmehr über den Gemeinde⸗ 
aufwand und die Mittel zu ſeiner Deckung eingehende und überſicht⸗ 
liche Rechtsausführungen enthält (S. 339—348) ſowie daß es in 
einem Anhange die wichtigſten Vollzugsbeſtimmungen zur Gemeinde⸗ 
ordnung beifügt. Auch im übrigen ift, wie dankbar feſtgeſtellt ſei, 
den in meiner Beſprechung der 2. Aufl. geäußerten Anregungen 
(JW. 1924, 769) faſt ausnahmslos Rechnung getragen worden. 

Landrat Dr. Herrmann, Lahr (Baden). 


Schönberg: Zehn Jahre Schweiz. Zivilgeſetzbuch. Die 
Grundbuchpraxis. Aarau 1924 (Sauerländer). 215 S. 


Das ZB. iſt 1912 in Kraft getreten. 1915 veröffentlichte 
Fritzſche, damals Gerichtsſchreiber beim Bezirksgericht Horgen, 
jetzt Profeſſor in Zürich, eine Studie: „Zwei Jahre ZGB. Ente 
ſcheide und Erfahrungen aus der Praxis einer erſten Inſtanz“ 
(Zürich, Raſcher & Co.). Ein treffliches Büchlein, aus lebendigſter 
Praxis heraus mit Geiſt geſchrieben. (Vgl. auch desſelben Verf. Buch: 
Aus der Rechtspflege einer Demokratie; Streifzüge durch die Praxis 
des 3G B., ebenda 1919.) Auf 1921 ſtellte der Schweiz. Juriſten⸗ 
verein die Preisaufgabe, die Praxis des ZGB. 1912—1922 dar⸗ 
zuſtellen; eine engere Begrenzung des Themas blieb freigeſtellt. Den 
Preis erhielt vorliegende Arbeit. Ihr Verf. iſt Subſtitut des Grund⸗ 
buchamtes Baſel. Er ſchildert das formelle Grundbuchrecht aus⸗ 
schließlich aus der Praxis heraus. Die ſchweizeriſche Literatur iſt 
ſehr ſpärlich, ausländiſches Recht gar nicht berückſichtigt. Die 
Materie iſt bekanntlich ſpröde, die Darſtellung iſt trocken. Schweize⸗ 
riſchen Grundbuchämtern und Notaren wird das Buch von Nutzen 
ſein; in Deutſchland dürfte es wenige Leſer finden. 

Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 
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Kleinere Aufſätze 


dum Miet- und Pachtrecht. 


Bwei Fragen zum Mieterſchutgeſetze. 


Die Anwendung des Mieterſchutzgeſetzes (MSHG.) in der 
Praxis führt täglich zu neuen Bedenlen und Streitfragen. Das Ge⸗ 
ſetz iſt reich an Unklarheiten, gerade da, wo man eine beſtimmte 
und ſichere Antwort erwartet. Dies gilt nicht nur für den materiell⸗ 
rechtlichen Inhalt des Geſetzes, ſondern auch für die prozeſſualen 


Vorſchriften. 
werden. 

1. Nicht klar iſt die prozeßrechtliche Lage des Vermieters 
gegenüber dem Untermieter im Aufhebungsprozeſſe. Nach 
8556 Abſ. 3 BGB. kann der Vermieter nach der Beendigung des 
Mietverhältniſſes die Mietſache von dem Dritten, d. h. dem Unter⸗ 
mieter zurückfordern. Es handelt ſich hier um einen aus beſonderen 
Zweckmäßigleltsgründen dem Vermieter gegebenen Anſpruch, der — 
mag man ihn rechtlich konſtruieren wie man will — jedenfalls in 
dem zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter beſtehenden Miet⸗ 
verhältnis feinen Grund hat (vgl. Mittelſtein, S. 588). Die 
unbeſtrittene Folge dieſes dem Vermieter zuſtehenden Rechtes iſt, 
daß Mieter und Untermieter als Geſamtſchuldner auf Rückgabe der 
Räume haften und daß bisher beide gemeinſchaftlich verklagt werden 
konnten (ogl. Reichel, Schuldmitübernahme S. 112 ff.). Iſt hieran 
durch das MSchG. etwas geändert worden? Nach 8 15 Abſ. 1 kann 
der Vermieter in der Klage (d. h. der Klage gegen den Mieter) neben 
dem Aufhebungsanſpruch auch andere Anſprüche geltend machen, 
ſofern ſie das gleiche Mietverhältnis betreffen und das Gericht auch 
für ſie zuſtändig iſt. Die beiden in dem mit „ſofern“ beginnenden 
Satze vorgeſeheuen Vorausſetzungen liegen m. E. vor. Daß der 
Anſpruch des Vermieters gegen den Untermieter das gleiche Miet⸗ 
verhältnis betrifft, wird man anzunehmen haben, da er, wie erwähnt, 
in dem zwiſchen Vermieter und Mieter beſtehenden Mietverhältnis 
ſeinen Grund hat, der Begriff des gleichen Mietverhältniſſes aber im 
wirtſchaftlichen Sinne und nicht zu eng aufgeſaßt werden muß. Daß 
ferner das Gericht, d. h. das AG. (87 MSHS.) für den Anſpruch 
zuſtändig iſt, ergibt ſich aus § 23 Ziff. 2 GVG., der auch in der 
neuen Faſſung v. 22. März 1924 unberührt geblieben iſt. Man 
wird ferner annehmen muſſen, daß der Anſpruch des Vermieters 
gegen den Untermieter ein anderer Anſpruch i. S. des § 15 Abſ. 1 
iſt, auch wenn er ſich gegen einen Dritten richtet, der nur mittelbar 
an dem „gleichen“ Mietverhältnis beteiligt iſt. Dieſer Dritte iſt mit 
dem Schickſal der Klage ſo eng verbunden, daß er dem Mieter, 
gegen den die Klage in erſter Reihe geht, gleichgeſtellt ſein muß. 
Man wird alſo grundſätzlich die Klage gegen Mieter und Unter⸗ 
mieter in dem gleichen Verfahren zulaſſen. Es bedarf übrigens 
wohl keiner beſonderen Ausführung, daß die Klage gegen den 
Untermieter nur dann bei dem Mietſchöffengericht erhoben werden 
kann, wenn zur Zeit der Klagerhebung der Mieter ſich ebenfalls 
noch im Mietbeſitze der Räume befindet. Iſt er bereits ausgezogen, 
iſt alſo das Mietverhältnis beendet, der Untermieter aber noch 
in den Räumen, ſo gehört die Klage gegen ihn vor das ordentliche 
Gericht. Die Klage gegen den Untermieter vor dem Mietſchöffen⸗ 
gericht iſt nur als Nebenanſpruch neben der Aufhebungsklage gegen 
den Mieter ſtatthaft. Iſt für dieſe kein Raum, ſo iſt die Klage gegen 
den Untermieter als ſelbſtändige Klage nach 8 23 GVG. zu behandeln. 
Zieht der Mieter während des Rechtsſtreits aus, beendet er alſo 
das Mietverhältnis, ſo bleibt m. E. die Klage bei dem Mietſchöffen⸗ 
gerichte anhängig. 

Zu beachten bleibt bei den gegen Mieter und Untermieter 
gemeinſchaftlich gerichteten Klagen, daß der Anſpruch gegen den 

utermieter prozeſſual ein anderer iſt, als der gegen den Mieter. 
Der Anſpruch gegen den Meter geht auf Aufhebung des Miet⸗ 
verhältniſſes; erſt im Anſchluß hieran iſt die Herausgabe an⸗ 
zuordnen (85 MSHG.). Der Anſpruch gegen den Untermieter geht 
nur auf Herausgabe i. S. des MSHG. Daher liegt ein Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis nur in Hinſicht auf dieſen Herausgabeanſpruch vor. 
Daß dem Untermieter der Vollſtreckungsſchutz des MSchG. 
nicht zur Seite ſteht, iſt vom LG. Hamburg in der von Ruth 
(JW. 1921, 762) erwähnten Entſch. zutreffend ausgeführt. In 
den gemeinſchaftlich gegen Mieter und Untermieter geführten Pro⸗ 
zeſſen iſt daher der Vollſtreckungsſchutz nur für den Mieter, nicht 
für den Untermieter auszuſprechen. Dem Untermieter ſtehen daher 
auch nicht die dem Mieter gewährten beſonderen Rechtsmittel der 
ſofortigen Beſchwerde (58 4, 6 MSchG.), ſondern nur die allgemeinen 
Kechtsmittel (Einſpruch, Berufung) zu. Dies iſt im Urteilstenor be⸗ 
jonders hervorzuheben (814 Abſ. 2). Bei den gegen Mieter und 
Antermieter gemeinſchaftlich geführten Prozeſſen ſind dagegen auch 
e des Untermieters die Vorſchriften des 8 13 MSHS. zu 
en. — 
des 7 Gibt es eine ſofortige Beſchwerde gegen rechtskräftige Urteile 
une Lech. nach 8 4 Abſ. 5 und g 6 Abs. 2 MSch G.? Die Beant⸗ 
utwortung dieſer Frage iſt von weittragender Bedeutung für Ver⸗ 


Zwei Streitfragen ſollen im folgenden behandelt 


mieter und Mieter. In den Fällen des § 4 (Klage auf Aufhebung 
wegen Eigenbedarfs) kann das Urteil nur wegen der Umzugskoſten 
mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten werden. Nach $6 Abi. 2 
S. 3 kann ein die Aufhebung ausſprechendes Urteil mit der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde angefochten werden, wenn ſich die Anfechtung 
nur auf den Ausſpruch oder den Mangel eines ſolchen hinſichtlich 
der Abhängigmachung der Vollſtreckung von der Sicherung eines aus⸗ 
reichenden Erſatzraums bezieht. In beiden Fällen iſt alſo voraus⸗ 
geſetzt, daß das AG. ein verurteilendes Erkenntnis erlaſſen hat. 
Mit der Einlegung der ſofortigen Beſchwerde iſt danach dieſes 
Rechtsmittel erſchöpft; das LG. entſcheidet hier endgültig. Hat aber 
das AG. die Klage abgewieſen und hebt erſt das LG. das Miet⸗ 
verhältnis auf die Berufung auf, ſo iſt es an ſich hinſichtlich des 
Anſpruchs auf Aufhebung rechtskräftig. Es entſteht aber die Frage, 
ob nicht allein wegen der Abhängigmachung der Vollſtreckung von 
der Sicherung des Erſatzraumes auch gegen dieſes Urteil die ſofortige 
Beſchwerde an das OLG. zuläſſig iſt. Die Frage iſt von mir an 
anderer Stelle 1) bejaht, vom OLG. Hamburg dagegen in einem Be 
ſchluſſe v. 3. April 1924 (Han. 1924, 392) ſowie vom KG. (EA. 
1924, 313) verneint worden. In dem Falle des OLG. Hamburg 
handelte es ſich darum, daß der Antrag in einem vor dem Juklaft⸗ 
treten des MSHG. bereits ſchwebenden Prozeſſe erſt in zweiter In⸗ 
ſtanz, nachdem das Geſetz in Kraft getreten war, geſtellt werden 
konnte. Das OLG. hat hier, wie erwähnt, die Möglichkeit, ſofortige 
Beſchwerde einzulegen, verneint und folgendes ausgeführt: 


„In dem ähnlich gelagerten Falle des 8 99 Abſ. 3 
3PO., wo ebenfalls eine ſofortige Beſchwerde gegen ein auf 
Grund mündlicher Verhandlung ergangenes Urteil zu⸗ 
gelaſſen iſt, kann auf Grund dieſer Vorſchrift gegen ein 
Urteil des LG. in der Berufungsinſtanz eine ſofortige Be- 
ſchwerde wegen des Koſtenpunktes nicht eingelegt werden, 
weil in der Hauptſache ein weiteres Rechtsmittel nicht ge⸗ 
geben iſt. Dieſelben Grundſätze müſſen auch für die Aus⸗ 
legung des § 14 des MSchG. gelten. Es wäre auch hier 
ein eigenartiges Reſultat, wenn der Mieter in der Haupt⸗ 
ſache kein weiteres Rechtsmittel hat, wegen eines Neben 
punktes aber eine Entſch. des OLG. beantragen könnte. 8 14 
iſt vielmehr dahin auszulegen, daß die ſofortige Beſchwerde 
in den dort ausdrücklich genannten?) Fällen des § 6 Abſ. 2 
und 4 nur an Stelle der Berufung und nur inſoweit ſtatt⸗ 
findet, als die Berufung zuläſſig iſt. Dabei kann es keinen 
Unterſchied machen, ob der Antrag aus $16°) in der erſten 
Inſtanz oder erſt in der zweiten Inſtanz geſtellt iſt, oder wie 
hier, erſt in der zweiten Inſtanz geſtellt werden konnte. 
Die ſofortige Beſchwerde gegen ein Urteil des LG. in der 
Berufungsinſtanz iſt daher unzuläffig” ... 


Dieſe Ausführungen erſcheinen wenig überzeugend. Schon der 
Ausgangspunkt der Entſch., die Heranziehung des 8 99 Abſ. 3 
ZPO. iſt bedenklich. Denn in dem hier behandelten Falle iſt die 
Hauptſache bereits erledigt und es bleibt hier nur die Eutſch. über 
einen Nebenpunkt übrig, nämlich über die Koſtenfrage. Wenn 
hier die ſofortige Beſchwerde nur inſoweit gegen das Urteil gegeben 
wird, als ein Rechtsmittel gegen ein in der Hauptſache ergangenes 
Urteil möglich geweſen wäre, fo iſt das zu verſtehen und zu 
billigen. Wenn aber das OLG. Hamburg die Entſch. über die Be⸗ 
ſchränkung der Zwangsvollſtreckung nach 86 Abſ. 2 MSHS. als 
Entſch. über einen Nebenpunkt betrachtet, fo verkennt es die materielle 
und die prozeſſuale Bedeutung dieſes Urteilsausſpruchs. Die Frage 
des Schutzes des Mieters in der Vollſtreckungsinſtanz, die Frage, 
wann geräumt werden muß, iſt die wichtigſte Angelegenheit des 
Mieterſchutzes überhaupt. Das MSchch. hat den Schu des Mieters 
in der Vollſtreckungsinſtanz in voller Erkenntnis der Bedeutung der 
Sache den Mieteinigungsämtern entzogen und den Gerichten über⸗ 
tragen. Es hat die Entſcheidung hierüber ausdrücklich als cinen Teil 
der Urteilsformel beſtimmt und dem Gerichte aufgegeben, beſonders 
zu erwägen, ob die Sicherung des Mieters erforderlich iſt oder nicht. 
Der Ausſpruch über die Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung durch 
Sicherung eines ausreichenden Erſatzraumes iſt daher rechtlich und 
wirtſchaftlich ein Hauptpunkt der geſamten Entſcheidung; hier liegt 
der Brennpunkt des Verfahrens überhaupt. Das Geſetz hat ein 
beſonderes Rechtsmittel, die ſofortige Beſchwerde, gewährk, mit der 
das Urteil nur wegen des Ausſpruchs der Sicherung angefochten wer⸗ 
den kann, ohne daß es auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes 


1) Urteil und Vollſtreckung nach dem MSHE. v. 1. Juni 1923 
in Hanf. 1921, 47 und 89, bei. 54f. 

2) In dem Abdruck HanſRzZ. a. a. O. ſteht — offenſichtlich in⸗ 
folge Druckfehlers — „gekannten“. 

) Soll wohl heißen „8 6“. 
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aukommt (814 Abſ. 1). Daher ift, wie erwähnt, der Vergleich mit 
dem 8 99 Abſ. 3 ZPO. verfehlt. 

Das OLG. Hamburg irrt aber auch weiter darin, daß es für 
feine Anſicht in erſter Linie den 8 14 MSHG. heranzieht. Hier 
wird an ſich nur eine Erleichterung für die Berufung und die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde ausgeſprochen, indem die Rechtsmittel ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes zugelaſſen werden. Will 
man aus dem ungeſchickt gefaßten Wortlaut des Geſetzes für unſere 
Frage überhaupt etwas herleiten, ſo kann man ſehr wohl zu einer 
der Meinung des OLG. Hamburg entgegengeſetzten Auffaſſung ge⸗ 
langen. Man kann die Vorſchriſt dahin leſen: gegen ein Urteil, durch 
das ein Mietverhältnis aufgehoben wird, findet in den Fällen des 
8 6 Abf. 2 Satz 3 die ſofortige Beſchwerde ftatt. 

Sedes materiae iſt aber nicht der 8 14, ſondern der 86 Abſ. 2 
Satz 3 MESHG.. Der geſamte 8 6, und fo auch deſſen Abſ. 2, geht 
von einem zur Aufhebung des Mietverhältniſſes verurteilenden Er⸗ 
kenntnis aus. Wird „das Urteil“, d. h. das verurteilende Urteil, 
wegen des Ausſpruchs oder des Mangels des Ausſpruchs angefochten, 
fo iſt ſchlechthin die ſofortige Beſchwerde gegeben, die an die höhere 
Inſtanz geht (vgl. 8 577 ZPO.). Hebt das Amtsgericht auf, fo 
geht ſie an das Landgericht, hebt das Landgericht auf, ſo bleibt nach 
dem klaren Wortlaute des Geſetzes nur die Möglichkeit übrig, ſie 
an das Oberlandesgericht gelangen zu laſſen. „Das Urteil“ in dem 
Sinne des § 6 Abf. 2 iſt das Urteil des Landgerichts, weil dieſes 
erſt gemäß 85 MSchG. das Mietverhältnis zur Aufhebung bringt, 
wenn das Amtsgericht die Klage abgewieſen hatte. Ich vermag aus 
dieſem Grunde auch nicht den Ausführungen des KG. (EA. 1924, 
313) zu folgen. Das KG. bezieht ſich auf die amtliche Begründung 
und meint, daß das Geſetz nicht außer der Berufung noch ein wei⸗ 
teres Rechtsmittel geben, ſondern daß es für beſtimmte Fälle zum 
Zwecke ſchnellerer Erledigung an die Stelle der Berufung die ſofortige 
Beſchwerde gegen die Entſch. des AG. ſetzen wolle. Daß die ſofortige 
Beſchwerde in den Fällen des § 6 Abſ. 2 Satz 3 das alleinige Rechts⸗ 
mittel iſt, mag zugegeben werden (vgl. auch LG. Hamburg EA. 1921, 
318), daß aber unter dem „Urteil“ an dieſer Stelle nur das Urteil 
des AG. zu verſtehen ſei, iſt unzutreffend, da nur das Auf⸗ 
hebungsurteil gemeint iſt, in unſerem Falle alſo nach dem 
klaren Wortlaute des Geſetzes das Berufungsurteil. Wenn man bei 
der Schaffung des Geſetzes an dieſen Fall nicht gedacht hat, ſo iſt 
dies belanglos, da es allein auf den Wortlaut des Geſetzes ankommt, 
mag dieſer auch mit den Abſichten des Geſetzgebers nicht im Ein⸗ 
klang ſtehen. Iſt aber als beſonderes Rechtsmittel die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde gegeben, ſo folgt dieſe ihren eigenen Regeln und iſt von 
der Frage nicht abhängig, ob ſonſt ein Rechtsmittel noch zuläſſig iſt 
oder nicht (vgl. Stein, ZPO. vor § 567 13). Es wäre eine un⸗ 
verſtändliche Beſchränkung der Rechte der Parteien, wenn man für 
Fragen der Zwangsvollſtreckung jetzt nur eine Inſtanz zuließe, wäh⸗ 
rend in dem bisherigen Räumungsprozeß für das Vollſtreckungs⸗ 
verfahren drei Inſtanzen beſtanden. 

Es bedarf keiner beſonderen Hervorhebung, daß die ſofortige 
Beſchwerde gegen das landgerichtliche Urteil ſowohl vom Vermieter 
als auch vom Mieter eingelegt werden kann. Unerheblich für die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde iſt, ob vom Mieter ein Antrag auf Beſchränkung 
der Zwangsvollſtreckung beſonders geſtellt war oder nicht. Denn auch 
im letztgenannten Falle iſt das Rechtsmittel gegeben, d. h. auch 
ſchon gegen ein verurteilendes Erkenntnis des Amtsgerichts. Der 
Mieter kann alſo nicht dadurch die Sache an das OLG. bringen, 
daß er erſt in zweiter Inſtanz einen beſonderen Antrag auf Be⸗ 
ſchränkung ſtellt. Maßgebend iſt ſür die ſofortige Beſchwerde an das 
OLG. nur, daß das Landgericht im Rechtsſtreite zum erſten Male 
die Aufhebung des Mietverhältniſſes ausſpricht. 

Das Entſprechende gilt für den Fall des 8 4 Abſ. 5 MSHE®. 

RA. Dr Alfred Gottſchalk, Berlin. 


Iſt bei Mieträumen in Geſchäfts- und Induſtriehäuſern 
mit dem 1. Dezember 1923 die geſerliche Miete 
von ſelbſt wieder in Krait getreten?) 

Der 17. ZS. des KG. war in der Sitzung vom 5. Mai d. J. 
mit der Entſch idung der Frage befaßt, ob vom 1. Dez. 1923 ab, 
dem Tage des Inkrafttretens der VO. des preuß. Min. für Volks⸗ 
wohlfahrt v. 7. Nov. 1923, durch welche er die Mieträume in reinen 
Geſchafts⸗ und Induſtriehäuſern wieder dem Reichsmietengeſetz unter⸗ 
ſtellte, in dieſen Häuſern die geſetzliche Miete von ſelbſt wieder 
Platz greife, wenn ſie vor Erlaß der VO. v. 4. Aug. 1923, daß die 
Mieträume in den lediglich gewerblichen Zwecken dienenden Häuſern 
von den Beſtimmungen des Reichsmietengeſetzes ausgenommen ſeien, 
gezahlt worden war. 

Das ech, hat dieſe Frage im Gegenſatze zu dem erſtinſtanzlichen 
Gericht verneint und damit eine Entſcheidung gefällt, die ſowohl 
für die Vermieter als auch für die Mieter von Räumen in Ge⸗ 
ſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern von weittragender Bedeutung iſt. 
Daß die Frage nicht unbeftritten iſt, geht ſchon daraus hervor, daß 
ſie in einer Sitzung der Berliner Prozeßrichtervereinigung und der 
fog. gemiſchten Kommiſſion eingehend erörtert worden war. Dort 
hatte man ſich auf einen zum Teil abweichenden Standpunkt ge⸗ 
ſtellt und angenommen, daß die geſetzliche Miete für gewerbliche 


1) Vgl. LG. 1 Berlin Urteil v. 9. Okt. 1924. 
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Räume mit dem 1. Dez. 1923 nicht von ſelbſt wieder eintrete, 
wenn nach dem 17. Aug. 1923 (Inkrafttreten der VO. v. 4. Aug.) 
eine Einigung der Mietparteien über die Höhe der freien Miete 
erfolgt iſt. Dagegen ſoll die geſetzliche Miete am 1. Dez. 1923 
dann wieder von ſelbſt eintreten, wenn eine ſolche Vereinbarung 
nicht zuſtande gekommen iſt. Dieſe Löſung der Frage wird der 
Sache nicht gerecht, denn ſie würde zunächſt den höchſt unbilligen 
Erfolg haben, daß diejenigen Mieter, die ſich mit der Höhe der 
freien Miete einverſtanden erklärt haben, die Geſchädigten find. 
Sie müßten auch nach dem 1. Dez. 1923 die höhere freie Miete 
weiter zahlen, während die widerſtrebenden Mieter vom 1. Dez. 
ab nur die geringere geſetzliche Miete zu bezahlen brauchten. Das 
wäre ein Erfolg, wie ihn auch der Wohlfahrtsminiſter ſelbſt nicht 
gewollt hat, als er die Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſer wieder dem 
Reichsmietengeſetz unterſtellte. 

Der vom LG. vertretenen Auffaſſung, daß mit dem Inkraft⸗ 
treten der VO. v. 7. Nov. 1923 der frühere Rechtszuſtand ſogleich 
und ohne eine neue Erklärung gemäß 81 RM. wieder Geltung 
erlangt habe, da die auf Grund des SL früher abgegebene Er⸗ 
klärung, daß fortan die geſetzliche Miete verlangt werde, nach dem 
Willen der Parteien für die ganze Geltungsdauer des RM. habe 
wirken ſollen, kann ſchon um deswillen nicht zugeſtimmt werden, 
weil die VO. des Wohlfahrtsminiſters v. 4. Aug. 1923 nicht als 
eine nur vorübergehende Maßnahme gedacht war, ſondern bis auf 
weiteres gelten ſollte, d. h. wenn ſie nicht vorher geändert oder 
aufgehoben wurde, ſolange wie das RM. ſelbſt. Der Umſtand, 
daß dieſe Anordnung tatſächlich nur kurze Zeit beſtanden hat, iſt 
deshalb auf die Entſcheidung der obigen Frage ohne Einfluß. 
Zu einem für beide Vertragsteile gerechten und auch befriedigenden 
Ergebnis wird man nur dann kommen, wenn man mit dem KG. 
den Standpunkt einnimmt, daß mit dem 1. Dez. 1923 für Miet⸗ 
räume in Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern die geſetzliche Miete noch 
nicht ohne weiteres Geetung erlangte, auch wenn ſie vor Erlaß der 
BO. v. 4. Aug. 1923 verlangt und gezahlt worden war, ſondern 
erſt, wenn nach dem 1. Dez. 1923 eine neue Erklärung auf Grund 
des SL RMG. abgegeben wurde, daß fortan wieder die geſetzliche 
Miete beanſprucht werde. 

Hierbei ſind folgende Erwägungen maßgebend. Die im 8 1 
des RM. vorgeſehene Erklärung eines Vertragsteiles, daß die 
geſetzliche Miete gelten ſolle, iſt eine Willenserklärung, welche ihre 
Wirkſamkeit ohne Rückſicht auf den Willen des anderen Vertrags⸗ 
teiles lediglich aus dieſem Geſetz erhält. 

Dieſer einſeitigen Erklärung wurde deshalb für Räume in 
Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern dadurch, daß ſie von den Be⸗ 
ſtimmungen des RMG. ausgenommen wurden, die einzige Grund⸗ 
lage ihrer Wirkſamkeit entzogen. Sie wurde damit unwirkſam, 
und es konnte nunmehr die Höhe des zu zahlenden Mietzinſes 
frei vereinbart oder ſeitens des Vermieters eine angemeſſene Auf⸗ 
wertung der vertraglichen Miete verlangt werden. Wurde der 
gleiche Mietzins wie vor dem Erlaß der VO. v. 4. Aug. 1923 
weiter gezahlt, ſo war das nicht mehr geſetzliche, ſondern ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend vereinbarte Miete. 

An dieſem Zuſtand wurde mit der Aufhebung der VO. v. 
4. Aug. 1923 zunächſt noch nichts geändert, denn die einmal unwirk⸗ 
ſam gewordene Erklärung, daß die geſetzliche Miete gelten ſolle, 
hat dadurch nicht wieder Wirkſamkeit erlangt, es mußte vielmehr 
von dem einen oder dem anderen Vertragsteil eine neue ſchrift⸗ 
liche Erklärung gemäß SL RM. abgegeben werden, um der geſetz⸗ 
lichen Miete wieder Geltung zu verſchaffen. 

Es ergibt ſich hiernach die Rechtslage, daß in allen den Fällen, 
wo über den Mietzins vom 1. Dez. 1923 ab von den Vertrags⸗ 
parteien in Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern eine Vereinbarung 
nicht getroffen worden iſt, die freie Miete ſo lange zu zahlen iſt, 
bis ein Vertragsteil ſich durch ſchriftliche Erklärung auf die geſetz⸗ 
liche Miete beruft. Da dieſe Erklärung gemäß 8 11 RMG. die Wir- 
kung hat, daß die geſetzliche Miete erſt von dem Zeitpunkt ab gilt, 
für den die Kündigung nach § 565 BGB. zuläſſig fein würde, fo 
gilt die geſetzliche Miete jedenfalls früheſtens erſt vom 1. April 
1924 ab. 

In dem zur Entſcheidung ſtehenden Fall hat das KGG. für die 
Monale Dezember 1923, Januar und Februar 1924 — nur für 
dieſe Monate wurde die freie Miete gefordert — eine Aufwertung 
von 50 v. H. der Vertragsmiete als angemeſſene freie Miete zu⸗ 
gebilligt. 

Es iſt anzunehmen, daß auf Grund dieſer Entſcheidung des 
KG. zahlreiche Prozeſſe zwiſchen Vermietern und Mietern von 
Räumen in Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern entſtehen werden, denn 
eine Vereinbarung über den vom 1. Dez. 1923 ab geltenden Miet⸗ 
zins wird wohl in den wenigſten Fällen getroffen worden ſein. 
Sie könnte höchſtens darin erblickt werden, daß der Vermieter vom 
1. Dez. 1923 ab wieder die geſetzliche Miete verlangt und der Mieter 
ſie gezahlt hat. Das wird von Fall zu Fall durch die Gerichte 
zu prüfen ſein. Überall dort, wo von einer ſolchen Vereinbarung 
keine Rede iſt, kann bis zum 1. April 1921 die freie Miete gefor⸗ 
dert werden, und auch noch über dieſen Zeitpunkt hinaus, wenn die 
nach 81 RM. erforderliche ſchriftliche Erklärung, daß die geſetzliche 
Miete gewählt werde, von keinem Vertragsteil abgegeben worden ilt- 

KGR. Eilers, Berlin. 
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Welche Räume muß man im Pinne des 812 des Woh- 

nungsmangelageſetzes und des 8 16 des Reichsmicten⸗ 

geſezes als durch Ginbauten neugeſchaffene Bäume 
unſrhen? 


Die Rechtſprechung der LG. iſt ſchwankend. 

Als durch Einbauten neugeſchaffene Räume muß man alle 
ſolchen Räume anſehen, die vor der Durchführung koſtſpieligerer 
Bauarbeiten vor allem Einbau von Mauern, Wänden, Anlage von 
Fenſtern uſw. zu Wohnräumen nicht geeignet waren. Der Einbau 
ſolcher Räume z. B. im Bodengeſchoß ſchafft in derſelben Weiſe neue 
Wohnräume wie ein Neubau und iſt ebenſo nützlich wie dieſer. 
Er muß im Intereſſe des Wohnungsmangels auf jeden Fall ge⸗ 
fördert werden. Wenn man aber neue Einbauten denſelben Zwangs⸗ 
beſtimmungen unterwirft wie die vor dem 1. Juli 1918 beſtehenden 
Wohnräume, verhindert man derartige Bauten. Denn wer fürchten 
muß, daß die von ihm im Hauſe neu eingebauten Wohnräume wieder 
der Zwangswirtſchaft hinſichtlich der Beſchlagnahme und Miete 
unterliegen, wird ſich hüten, derartige Räume zu errichten, die 
womöglich gleich wieder beſchlagnahmt werden. Um alſo der Errich⸗ 
tung von neuen Wohnräumen nicht hinderlich zu ſein und ſo der 
Bekämpfung des Wohnungsmangels tatſächlich zu ſchaden, darf man 
im Sinne der Geſetzesbeſtimmung, die doch gerade den Neubau för⸗ 
dern will, in Auslegung deſſen, was für neu eingebaute Wohnräume 
zu gelten hat, nicht zu eng gehen, ſondern muß ſtets ſolche Räume, 
die früher nicht zu Wohnzwecken brauchbar waren und durch koſt⸗ 
ſpieligere Bauarbeiten in Wohnräume umgewandelt ſind, für be⸗ 
ſchlagnahmefrei anſehen. RA. Schloßmann, Kiel. 


Zur Auslegung des 8 4 des Mohnungsmangelgeſetzes 
vom 26. Juli 1923. 


Das KG. legt die in dem oben genannten Paragraphen enthaltene 
Beſtimmung: „Die Gemeinde kaun ... von dem Verfügungsberech⸗ 
tigten verlangen, daß er mit einem der bezeichneten Wohnungs⸗ 
ſuchenden einen Mietsvertrag abſchließen“, im Rechtsentſcheid v. 
31. Jan. 1924, 17 1 3/24 JW. 1924, 836, dahin aus, daß das 
MEA. einen Zwangs mietvertrag nur dann abſchließen dürfe, wenn 
dem Hausbeſitzer mehrere, alſo mindeſtens zwei Wohnungsſuchende 
genannt und alle genannten abgelehnt ſind. 

Es mag dahingeſtellt ſein, ob dieſe Auslegung aus dem 
buchſtäblichen Wortlaute des 84 herausgeleſen werden muß, wenn 
man den Satz außer Zuſammenhang leſen würde. Es iſt an⸗ 
zunehmen, daß, wenn der Gejesgeber eine fo wichtige Abänderung 
der bisherigen Beſtimmungen beabſichtigt hätte, er das etwas klarer 
und beſtimmter zum Ausdruck gebracht hätte. Auch die ſachliche Art 
der Bekämpfung der entgegenſtehenden Begründung des LG. im 
Rechtsentſcheide möchte ich nicht als glücklich bezeichnen. Das Lg. 
weiſt darauf hin, daß, wenn in einer Gemeinde zur Zeit nur ein 
Wohnungsſuchender vorhanden ſei, dieſem, falls das WA. dem 
Wohnungsinhaber zur Herbeiführung eines Zwangsmietvertrages 
zunächſt mehrere Wohnungsſuchende zur Auswahl vorgeſchlagen wer⸗ 
den müßten, dann überhaupt keine Wohnung durch das WA. ver⸗ 
ſchafft werden könnte. — Das KG. meint, in dieſem Falle herrſche 
in der Gemeinde doch eben keine Wohnungsnot. In einer ſolchen 
Gemeinde können die Beſtinmungen des Wohn Mang. alſo nicht 
ſtattgreifen. 

Dem iſt zu erwidern, daß diefe Beſtimmungen des Wohn Mang. 
zwar im allgemeinen wohl kaum in einer Gemeinde eingeführt werden, 
in der nur eine Familie nicht unterzubringen iſt. — Meiſt ſind 
aber dieſe Beſtimmungen nicht für eine Einzelgemeinde, ſondern für 
einen Komplex (Landkreis uſw.) gegeben. — Ob für dieſe Fälle die 
Zuweiſungen Wohnungsſuchender über die Grenzen der Gemeinden 
hinaus immer zweckmäßig erſcheint, iſt fraglich. Jedenfalls wird es 
in einem ſolchen Komplex des öfteren Gemeinden mit nur einem 
Wohnungsſuchenden geben, in denen die Wohnungsmangelbeſtim⸗ 
mungen gelten. — Es gibt aber auch Fälle, in denen für eine ein⸗ 
zelne Gemeinde auf Grund der Wohnungsnot die fraglichen BO. 
eingeführt ſind, in denen zeitweiſe nur ein oder kein Wohnungs⸗ 
ſucher vorhanden iſt, aber durch das durch die Wirtſchaft bedingte 
Hin⸗ und Herwogen der Bevölkerung über kurz over lang die Woh⸗ 
nungsnot immer wieder anſchwellen kann, ſo daß eine Aufhebung 
der VO. nicht in Frage kommt. — Es kann doch nicht i. S. des 
Geſetzgebers liegen, den, der unglücklicherweiſe der einzig Wohnungs⸗ 
ſuchende zufällig iſt, ſo lange warten zu laſſen, bis er Genoſſen 
findet oder ihn für die Zwiſchenzeit auf polizeiliche Einweiſung auf 
Grund des 8 10, 2, 17 allgem. Landrecht zu verweilen. (Letzteres 
wäre für den Wohnungsinhaber vielleicht unbequemer als die Zu⸗ 
weiſung durch Zwangsmietsvertrag.) Gegen die Auslegung des 
KG. ſpricht auch folgendes: Oft iſt in einer Gemeinde nur eine für 
einen beſtimmten Wohnungsſuchenden, z. B. einen ſolchen mit einer 

uderreichen Familie oder einem Kranken, beſchlagnahmbare Woh⸗ 

nung vorhanden, während die übrigen Wohnungsſuchenden mit den 
anderen verfügbaren Wohnungen gut vorlieb nehmen könnten. Sollten 
in einem ſolchen Falle auch mehrere Wohnungsſuchende dem Woh⸗ 
die a indaber vorgeſchlagen werden müſſen, jo daß dem Bedürftigen 
ie einzig angemeſſene Wohnung entzogen werden kann? 


Selbſtverſtändlich ſoll das WA., ſoweit es tunlich iſt, dem 
Wohnungsinhaber möglichſt Wohnungsſuchende vorſchlagen, die ihm 
genehm ſind. Es kann dem Wohnungsinhaber auch erlauben, einen 
beſtimmten ſelbſt vorgeſchlagenen Mieter zu nehmen. Bringt der 
Wohnungsinhaber gegen die Perſon eines zugewieſenen Mieters 
triftige Gründe vor, ſo kann das MEA. den Abſchluß des Zwangs⸗ 
mietvertrages ablehnen. 

So werden die Belange des Wohnungsinhabers neben denen 
des Wohnungsſuchenden durch das MEA. voll gewahrt. Durch den, 
dem WA. auferlegten Zwang, mehrere Wohnungsſuchende zur Wahl 
zu ſtellen, würde eine beſſere Wahrung der Belange des Wohnungs⸗ 
inhabers in keiner Weiſe eintreten. Es könnte ihm ja auch vorkom⸗ 
men, daß ihm nur unangenehme Mieter genannt werden, ſo daß ihm 
dadurch in keiner Weiſe ein Vorteil entſtünde. 

RA. Schloßmann, Kiel. 


Kann die Ginſtellung eines Fahrſtuhlbetriebes vom 
Mietseinigungsamt (man.) angeordnet werden? 


Rein wirtſchaftlich und ſozial kann es ſicherlich Fälle geben, 
in denen die Bejahung obiger Frage erwünſcht wäre. Man denke 
z. B. an den Fall, daß ſämtliche Mieter eines Hauſes bis auf einen 
einzigen dies ſchon wegen der dauernden Betriebskoſten wünſchen, daß 
außerdem aber auch noch eine große Reparatur erforderlich iſt. 
Demgegenüber erſcheint vielleicht das Intereſſe jenes einzelnen 
weniger wichtig, mag der Fall auch ſelbſt ſo liegen, daß dieſer einzelne 
für ſich Rückſichten auf ſeine Geſundheit geltend machen kann, viel⸗ 
leicht auch gerade ohne das Vorhandenſein des Fahrſtuhls ſeine 
Wohnung nicht gemietet hätte. Ein ſolcher Tatbeſtand könnte wohl 
wirtſchafklich und ſozial bei der nun einmal vorhandenen Not⸗ 
gemeinſchaft der Mieter eines Hauſes für die Bejahung der Frage 
genügen. Eine Härte iſt zwar dann vorhanden; bei Verneinung 
der Frage wäre ſie aber noch größer. 

Juriſtiſch handelt es ſich darum, ob § 13 des AMG,, die Ein⸗ 
ſtellung der Heizung und Warmwaſſerverſorgung betreffend, analog 
angewendet werden kann. Das iſt ſchließlich Geſchmacks⸗ und Nei⸗ 
gungsſache. Durchſchlagende Gründe für oder gegen ſind nicht vor⸗ 
handen. Vertreten läßt ſich beides. Die Exteuſität der Analogie 
ſteht mit Rückſicht auf die geſamten Umſtände kaum entgegen. Ab⸗ 
ſchnitt 11 der preuß. Ausf Beſt. zum RMG. v. 11. Aug. 1923 (Pr. 
GS. 385) ſagt zwar: „Die Koſten des Fahrſtuhlbetriebes gehen 
mangels anderweitiger Vereinbarungen zu Laſten derjenigen Mieter, 
deren Mieträume an den Fahrſtuhl angeſchloſſen ſind, ſofern nicht 
alle dieſe Mieter auf die Benutzung des Fahrſtuhls verzichten.“ 
Hiermit iſt aber nicht geſagt, daß nicht letzterer Verzicht in Analogie 
des § 13 RM. durch das MEN. erſetzt werden kann, wobei aller⸗ 
dings nicht verkannt werden ſoll, daß auf Grund dieſer AusfBeſt. 
eine Verneinung der hier geſtellten Frage näher liegt. Andererſeits 
iſt aber nicht zu vergeſſen, daß die AusfBeſt. die hier geſtellte Frage 
nicht entſcheiden können. Die Entſch. folgt vielmehr allein aus dem 
RMG. 
Durch Beſchluß v. 28. Aug. 1923 hat das MEA. Wedding 
die hier geſtellte Frage in einem Einzelfalle bejaht, indem es den 
813 RMG. für analog anwendbar erklärte. Die Zentrale hat auf 
Beſchwerde durch Entſch. v. 2. Nov. 1923 dieſe analoge Anwendung 
für unrichtig erachtet, worauf jener Beſchluß wieder aufgehoben 
wurde. Weitere Entſch. ſind mir nicht bekannt. Im allgemeinen 
dürfte wohl der die Frage verneinende Standpunkt der herrſchende 
ſein, der auch jetzt mit Rückſicht auf die Stabiliſierung und die nicht 
mehr ſo ins Gewicht fallenden Koſten des Fahrſtuhlbetriebes erträg⸗ 
licher geworden ift. Ru. Dr. Leſſer, Berlin. 


Wird eine auf unbefugte Untervermietung veſtützte 

Räumungsklage dadurch gegenſtandslos, daß der Mieter 

während des Rechtsstreits die Zuſtimmung dee Miet⸗ 

einigungsamte zur Untervermistung nachbringt? 85 2, 
29 Mach. 

Die Praxis neigt, ſoviel mir bekannt, zu uneingeſchränkter 
Bejahung der Frage. Erklärt der Mieter im Verlaufe des Räu⸗ 
mungsprozeſſes, daß er das Einigungsamt angerufen habe, ſo ſetzt 
das Gericht das Verfahren in der Regel aus, bis die Entſcheidung 
des Einigungsamtes über die Erlaubnis zur Untervermietung feſt⸗ 
ſtehe. Wird die Erlaubnis verſagt und bleibt auch die Rechts⸗ 
beſchwerde des Mieters gegen dieſe Verſagung erfolglos, ſo hat er 
immerhin in der Regel mindeſtens 4—6 Wochen Zeit gewonnen: 
wird ſie erteilt, ſo erklärt das Gericht den Rechtsſtreit in der 
Hauptſache für erledigt und werden dem Mieter in dem für ihn 
ungünſtigſten Falle die Prozeßkoſten auferlegt. Weitere Nachteile 
erwachſen dem Mieter nicht. 

Dieſes Ergebnis erſch int unbefriedigend und findet auch im 
Geſetz leine Stütze. Wer ohne Erlaubnis des Vermieters ($ 549 
BGB.) oder Erſatzerlaubnis durch das Einigungsamt (§ 29 MSchch.) 
untervermietet, verſtößt gegen geſetzliche Mieterpflichten, die durch 
den Mieterſchutz nicht beſeitigt find. Die üÜberlaſſung iſt alſo eine 
unbefugte. Beläßt er dem Untermieter den Mietraum, obwohl er 
zur Überlaſſung nicht befugt war und ſetzt er dieſes Verhalten unge⸗ 
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achtet einer Abmahnung des Vermieters fort (5 2 Abſ. 2 MSchch.), 
fo find die Vorausſetzungen für die Räum ungsk age g g ben. Dies 
beſagt das Geſetz klipp und klar. Während es dem Mieter, der 
wegen Nichtzahlung des Mietzinſes auf Räumung verklagt wird, 
ausdrücklich den Schutz zubilligt, daß er noch vor dem Erlaß des 
Urteils die verſäumte Zahlung nachholen und ſo die Vorausſetzungen 
zur Aufhebungsklage nachträglich wieder beſeitigen kann, fehlt mit 
gutem Grunde eine dem 8 3 Abſ. 3 MSchch. entſprechende Schutz⸗ 
vorſchrift für den Fall unbefugter Untervermietung. Andererſeits 
iſt es freilich richtig, daß die unbefugte Überlaſſung des Miet⸗ 
raumes für ſich allein noch keinen Aufhebungsgrund bildet und 
der Mieter zweifellos auch nach Überlaſſung des Mietraumes die 
verweigerte Zuſtimmung des Vermieters durch das Einigungsamt 
erſetzen laſſen kann. Es fragt ſich nur, ob er ſich hierzu beliebig 
lange Zeit laſſen kann. 

Sofern Treu und Glauben auch im Mietrecht gilt und Schutz⸗ 
geſetze nur für wirtſchaftlich und ſozial Schwache und nicht zur 
Förderung von Schikanen da ſind, läßt ſich der Zeitpunkt, bis zu 
dem der Mieter ſich über die Befugnis zur Untervermietung ver⸗ 
gewiſſern muß, folgendermaßen beſtimmen: 

Mahnt der Vermieter ab (8 2 Abſ. 2 MSch G.) und 
ſchwebt zu dieſer Zeit noch nicht das Verfahren wegen 
der Erſatzzuſtimmung beim Einigungsamt, ſo hat der 
Mieter unverzüglich das Einigungsamt anzurufen 
und die Abmahnung des Vermieters zurückzuweiſen 
durch die Mitteilung, daß er das Einigungsamt an⸗ 
gerufen habe. Rührt ſich dagegen der Mieter auf die 
Abmahnung hin überhaupt nicht und fordert er ſo 
die Räumungsklage geradezu heraus, jo hat er ſein 
Mietrecht verwirkt. 

Zu dieſem Ergebnis führen folgende Erwägungen: 

Das Geſetz gibt nur dem Mieter, nicht dem Vermieter Ge⸗ 
legenheit, durch Anrufung des Einigungsamts die Frage der Zu⸗ 
ſtimmung zur Untervermietung endgültig zu klären. Laßt man dem 
Mieter zu dieſer Anrufung bis zur letzten mündlichen Verhandlung 
über die Räumungsklage im erſten oder gar im zweiten Rechts⸗ 
zuge Zeit, ſo hat er es in der Hand, den Vermieter durch das 
ganze Verfahren hindurch an der Naſe herumzuführen und braucht 
für dieſes Verfahren höchſtens die Prozeßkoſten zu riskieren. Man 
kann dem Vermieter nicht zumuten, durch eine Aufhebungsklage vor 
dem ordentlichen Gericht indirekt eine Entſcheidung des Einizungs⸗ 
amts zu erzwingen. Bleibt die Praxis auf dem formellen Stand⸗ 
punkte ſtehen, daß der Aufhebungsklage nicht ſtattgegeben werden 
konne, ſolange die Frage der Befugnis zur Überlaſſung des Miet⸗ 
raumes noch in der Schwebe ſei, ſo wird bald kein Vermieter, der 
einer für ihn günſtigen Entſcheidung des Einigungsamtes nicht unbe⸗ 
dingt ſicher iſt, eine Aufhebungsklage, die mit Zeit, Aufregungen 
und zunächſt auch mit Koſten verbunden iſt, überhaupt noch erheben. 
So würde der Wille des Geſetzgebers, der offenbar dem Vermieter 
gegen einen widerſpenſtigen Mieter und unbefugte Belaſſung des 
Untermieters ſchützen will, in der Praxis ins Gegenteil verkehrt 
werden. Ganz abgeſehen davon bedeutet es eine unnötige Kräfte⸗ 
vergeudung, wenn das Gericht mit einer Aufhebungsklage in An⸗ 
ſpruch genommen wird, welche ſchließlich durch eine Entſcheidung 
des Einigungsamtes gegenſtandslos werden würde. 

Die oben angeführte Löſung entſpricht daher allein dem 
Sinne des Geſetzes und den Bedürfniſſen der Praxis. 

RA. Dr. Georg Hoeniger, Frankfurt a. M. 


Wohnungen mit Gärten und Mieterſchutz !). 


Das MSHG. begrenzt feine Wirkung in 8 1 auf Mietverträge 
über Gebäude und Gebäudeteile. 

Es fragt ſich, ob in ſolchen Fällen, in denen Wohnungen mit 
Gärten zuſammen vermietet ſind, ſich der Mieterſchutz auch auf die 
mitvermieteten Gärten erſtreckt. 

Die erſte Frage, die hier zu beantworten iſt, iſt die, ob der 
Ausdruck „Gebäude oder Gebäudeteile“ nur gegenüber dem 8 535 
BGB. aus dem Begriff der Sache die unbeweglichen Sachen heraus⸗ 
heben oder aber, ob er mit dieſer Bezeichnung den Wirkungsbereich 
der Zwangswirtſchaft erheblich einſchränken wollte. 

Im erſten Falle hätte es nahe gelegen, mit der Technik des 
BGB. von Grundſtücken oder von unbeweglichen Sachen zu reden. 
Im zweiten Falle bleibt weiter zu prüfen, was nach dem Sinne des 
Geſetzes und nach dem Verkehrsbedürfnis unter Gebäuden oder Ge⸗ 
bäudeteilen verſtanden werden muß. Man wird zugeben müſſen, daß, 
falls zu einem Gebäude ein vermieteter Hofraum gehört, der Geſetz⸗ 
geber es nicht zuläßt, daß dieſer Hofraum vom Mieterſchutz aus⸗ 
genommen wird. Es ergibt ſich daraus der Grundſatz, daß auch 
diejenigen Räumlichkeiten dem Mieterſchutz unterliegen, die zur Be⸗ 
nutzung des vermieteten Gebäudes oder Gebäudeteiles notwendig ſind. 
Schwieriger iſt die Frage zu beantworten, wenn mit der Wohnung 
auch ein Zier garten vermietet worden iſt. Denn die Benutzung 
des Ziergartens iſt nicht unbedingt notwendig, um von der Woh⸗ 
nung Gebrauch machen zu können. Aber auch auf den Ziergarten 


1) Vgl. RE. des KG. v. 8. Mai 1924, 19/24. 


wird man den Mieterſchutz ausdehnen müſſen, weil er keinen ſelb⸗ 
ſtändigen wirtſchaftlichen Wert hat. 

Hinſichtlich von Zier gärten und Hofräumen iſt die hier ver⸗ 
tretene Anſicht ſchon in einem Schreiben des Reichsarbeitsminiſters 
v. 10. Nov. 1922 mit der Maßgabe zum Ausdruck gebracht, daß der 
S e dieſelbe Anſicht vertritt (Bl. für Volkswohlfahrt 1923 

. 92). 

Mithin ergibt ſich folgendes: 

Die Worte „Gebäude oder Gebäudeteile“ 8 1 MSchc. find eng 
auszulegen, da dieſes Geſetz gegenüber den allgemeinen Grundſätzen 
des BGB. Ausnahmevorſchriften enthält. Sie ſind ferner auch des⸗ 
halb eng auszulegen, weil die Notwendigkeit zu einer Zwangswiek⸗ 
ſchaft nur bei Mieträumen, nicht aber bei anderen unbebauten Liegen⸗ 
ſchaften beſteht. Daß die enge Auslegung im Sinne des Geſetzgebers 
liegt, läßt ſich daraus ſchließen, daß über die Frage, ob auch Hof⸗ 
räume und Gärten unter den Mieterſchutz fallen, bereits vor Erlaß 
dieſes Geſetzes Erwägungen im Juſtizminiſterium angeſtellt worden 
ſind, wie oben dargelegt: 

Unter dieſen Umſtänden hätte der Geſetzgeber ſicherlich nicht 
die enge Faſſung „Gebäude oder Gebäudeteile“ gewählt, wenn er 
auch Gärten damit hätte treffen wollen. Dennoch wird man den 
weiteren Grundſatz aufſtellen müſſen, daß bei einheitlichen Miet⸗ 
verträgen auch alles das unter den Mieterſchutz fällt, was keinen 
ſelbſtändigen wirtſchaftlichen Wert darſtellt, mithin auch Ziergärten. 

Dagegen muß der Mieterſchutz verneint werden, ſoſern es ſich 
um Nuß gärten handelt, die mit Wohnungen zuſammen vermietet 
worden ſind. Hier würde es gerade einer ausdehnenden Auslegung 
bedürfen, um den 8 1 MSh&. auch auf ſolche Gärten zu beziehen. 
In dieſem Sinne hat auch bereits das KG. in einem Rechts⸗ 
gutachten, das von einem LG. als Beſchwerdeinſtanz dem MEN. 
gegenüber erfordert wurde, entſchieden (RE. des KG. 17 1 19, 2). 
Allerdings bezog ſich dieſe Entſch, nur auf das RM., wurde aber 
auch gerade auf die Faſſung „Gebäude oder Gebäudeteile“ abgeſtellt. 
Da das M Sch. dieſelbe Bezeichnung wählt, jo läßt ſich dieſe Entich. 
auch unmittelbar auf 81 MSchG. anwenden. 

Es entſteht die weitere Frage, ob eine Kündigung des mit der 
Wohnung zuſammen vermieteten Nutzgartens zuläſſig iſt oder ob ihr 
als Einwand entgegengeſetzt werden kann, daß ein einheitliches Ver⸗ 
tragsverhältnis nicht zerriſſen werden kann. Der Einwand dürfte 
aus folgenden Gründen verſagen: 

Nach dem BGB. iſt die Kündigung eines Mietvertrages zu⸗ 
läſſig. Das MECHb. verſagt der Kündigung nur inſoweit die Kraft, 
als Gebäude oder Gebäudeteile davon betroffen werden. Im übrigen 
dagegen bleibt die Kündigung wirkſam. Daher erliſcht der Vertrag 
auf Grund der Vorſchriften des BOB., ſoweit nich: das MSchch. 
die Kündigung ihrer Wirkung entkleidet. Demnach greift die Kündi⸗ 
gung, ſoweit der Nutzgarten in Betracht kommt, durch, und die 
Räumungsklage muß hinſichtlich des Nußgartens Erfolg haben. Es 
liegt gar keine Teilkündigung, ſondern eine ordnungsmäßige Kündi⸗ 
gung des ganzen Vertrages vor, die nur hinſichtlich der mitvermie⸗ 
teten Gebäudeteile ihrer Wirkung entkleidet iſt. 

In vorſtehendem Sinne hat bereits das L. Schwerin am 
15. Okt. 1923 — 2826/23 Ciertz w. Peltz — entſchieden. 

Mu. Dr. Neumann, Küſtrin. 


Die Kündigung von Kleingärten und KRleinpachtländern 
durch den Verpächter. 


Die Kleingarten⸗ und Kleinlandpachtordnung v. 31. Juli 1919 
(KGO.) beſtimmt in 8 3 Abſ. 1, daß Pachtverträge der in 8 1 be 
zeichneten Art vom Verpächter nicht gekündigt werden dürfen. Im 
§1 jind nur Grundſtücke erwähnt, welche nicht gewerbsmäßig gärt⸗ 
neriſch genutzt werden. Durch 8 3 Abf. ! iſt ſomit nur die Kündi⸗ 
gung von Kleingärten, nicht auch von Kleinlandpacht geregelt. 

Den 83 Abſ. 1 ſchränkt der Abſ. 2 dahin ein, daß beim Vor⸗ 
liegen eines wichtigen Grundes vom Verpächter gekündigt werden 
kann. Dieſer iſt nicht verpflichtet, die Wirkſamkeit ſeiner Kündigung 
von der unteren Verwaltungsbehörde (8 4 Abſ. 1) bzw. dem Klein⸗ 
gartenſchiedsgericht (8 6) feſtſtellen zu laſſen, bevor er zur Räumungs⸗ 
klage ſchreitet. 

Der 86 Abſ. 3 nimmt Bezug auf 8 2 Abf. 3 der Bek. z. Schutze 
der Mieter v. 23. Sept. 1918 (MSHG.). In dieſem 8 2 Abſ. 3 wird 
geſagt: „Der Antrag des Mieters über die Wirkſamkeit der Kündi⸗ 
gung des Vermieters zu entſcheiden, iſt unverzüglich, nachdem die 
Kündigung ihm zugegangen iſt, zu ſtellen.“ 

Iſt auch der 8 6 Abſ. 8 den Beſtimmungen über Einrichtung 
und deren Zuſtändigkeit angegliedert, ſo ſchließt dieſes nicht aus, daß 
auch bei Anrufung der unteren Verwaltungsbehörde gemäß 8 4 Abſ. 1 
der Antrag unverzüglich zu ſtellen iſt. Man kann dem Geſetzgeber 
nicht unterſtellen, daß er nur für die Anrufung des Kleingarten⸗ 
ſchiedsgerichte, nicht aber für diejenige der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde das Erfordernis der Unverzüglichkeit habe normieren wollen. 
Wenn der Pächter überhaupt nicht oder nicht unverzüglich wider⸗ 
ſpricht, ſo verliert er ſein Recht zum Widerſpruch bzw. wird es wir⸗ 
kungslos und die Kündigung wirkſam. Neben dieſer Verpflichtung 
des Pächters kann dem Verpächter nicht die Verpflichtung auferlegt 
werden, die Rechtmäßigkeit ſeines Kündigungsgrundes ſich noch be⸗ 
ſonders beſcheinigen zu laſſen. Würde man dieſe Feſtſtellung für er⸗ 
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forderlich erachten, ſo würde der 8 2 Abſ. 3 MSHG. für das vor⸗ 
liegende Geſetz ausgeſchaltet werden. Der Pächter könnte dann, ohne 
Widerſpruch zu erheben, abwarten, ob das Kleinſchiedsgericht auf An⸗ 
trag des Verpächters die Wichtigkeit des Grundes anerkennt. Würde 
ſie nicht anerkannt, ſo iſt ein Widerſpruch des Pächters nicht er⸗ 
forderlich, würde ſie anerkannt, ſo wäre ein Widerſpruch zwecklos, da 
dieſelbe Stelle auch den Widerſpruch entſcheiden und dieſen folge⸗ 
richtig zurückweiſen müßte. 

Für die Richtigkeit der diesſeitigen Anſicht ſpricht auch 8 4 
Abſ. 1, welcher beſtimmt, daß „Streitigkeiten“, die ſich aus der An⸗ 
wendung der Vorſchriften des § 1—3 ergeben, durch die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde entſchieden werden. Ein Antrag, eine ſchon aus⸗ 
geſprochene oder noch auszuſprechende Kündigung für rechtmäßig zu 
erklären, iſt keine Streitigkeit. Dieſe ſetzt einen Widerſpruch voraus. 
4 In übereinſtimmung hiermit ſpricht die Begründung des Ge⸗ 
ſetzes zu 8 6 von Streitigkeiten. Dieſem Ergebnis ſteht nicht ent⸗ 
gegen, daß nach 8 6 Abſ. 2 Ziff. 2 a auf Anrufen des Verpächlers 
des Kleingartenſchiedsgerichts das Pachtverhältnis vor Ablauf der feſt⸗ 
geſetzten Friſt aus wichtigen Gründen aufzuheben in der Lage iſt. 
Hierdurch hat der Verpächter die Möglichkeit, das Verfahren ab⸗ 
zukürzen, indem er den zu erwartenden Widerſpruch des Kleingärt⸗ 
ners nicht abwartet, ſondern ſogleich den Antrag bei dem Klein⸗ 
garteuſchiedsgericht ſtellt, den Grund für wichtig zu erklären und ſo⸗ 
mit das für die „Streitigkeit“ erforderliche Verfahren ſelbſt eröffnet. 

Hiernach genügt im Prozeß die Behauptung, daß gekündigt iſt. 
Es iſt Sache des Beklagten, darzutun, daß er der Kündigung wider⸗ 
ſprochen und auf ſeinen Widerſpruch die Kündigung für unwirkſam 
erklärt worden iſt, bzw. daß das Verfahren über den Widerſpruch 
noch ſchwebt (vgl. OL GRſpr. 42, 272). 

Für die Kündigung von Kleinlandpachten, Grundſtücke bis zu 
einem halben Hektar Größe, kommen die für die Kleingärten ge⸗ 
gebenen Vorſchriften nicht in Anwendung, es ſei denn, daß die Landes⸗ 
regierung von der Befugnis aus 88 der KÖD. Gebrauch gemacht, 
was nur vereinzelt geſchehen iſt, ſo in Anhalt, Braunſchweig, Bremen, 
Hamburg, Lippe, Schaumburg⸗Lippe, Oldenburg, Reuß, Sachſen⸗ 
Altenburg (vgl. Kaiſenberg, Komm. z. KO. S. 90 ff.). Be⸗ 
züglich des Schutzes des Kleinpächters in den übrigen Ländern vgl. 
RPachtSchO. v. 29. Juni 1922/13. Febr. 1924, welche im weſent⸗ 
lichen die Länder zur Ausführung des Geſetzes ermächtigt. Für Preu⸗ 
ßen gilt die VO. v. 27. Febr. 1924 (GS. 115). 

RA. Dr. Julian Katz, Berlin. 


AR Art. 33 der ſaarländiſchen Verordnung über das 
Wohnungsweſen rechtsgiltig? 

Durch die auf S. 219 des Amtsblattes der Regierungskommiſ⸗ 
ſion des Saargebietes veröffentlichte VO. betr. Abänderung der Be⸗ 
ſtimmungen über das Wohnungsweſen hat u. a. der Art. 33 der VO. 
v. 28. Dez. 1922 in ſeinen erſten beiden Sätzen folgende Faſſung 
erhalten: „Die Aufgaben der Mieteinigungsämter werden den Amts⸗ 
gerichten übertragen. Das Amtsgericht entſcheidet als Mieteini⸗ 
gungsamt in den in Art. 36 (neue Faſſung) bezeichneten Fällen 
unter Zuziehung von 2 Beiſitzern.“ Die Regierungskommiſſion 
leitet ihre VO. durch Bezugnahme auf die 88 18, 19 und 23 der An⸗ 
lage zu Abſchn. IV (Teil 3) des FV. ein. Der fragliche § 23 lautet 
in ſeinen hier maßgebenden zwei erſten Abſätzen: „Die Geſetze und 
BO, die im Saarbeckengebiet am 11. Nov. 1918 in Kraft waren, 
bleiben abgeſehen von den mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen) in Kraft. Sollten aus allgemeinen Ge⸗ 
ſichtspunkten oder, um dieſe Geſetze und VO. mit den Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Vertrags in Einklang zu bringen, Anderungen 
nötig werden, ſo werden dieſe durch den Regierungsausſchuß nach 
Außerung der gewählten Vertreter der Bevölkerung beſchloſſen und 
eingeführt. über die Form der Einholung dieſer Außerung ent⸗ 
ſcheidet der Ausſchuß.“ Art. 33 der MSch O. tangiert den 8 22 
DVG. v. 27. Jan. 1877. Es handelt ſich hier um einen Grund⸗ 
pfeiler der deutſchen Gerichtsverfaſſung. Die Ausnahmen des Abi. 2 
§ 23 zit. liegen nicht vor. Unter den dort erwähnten „allgemeinen 
Geſichtspunkten“ (im franzöſiſchen Text „motifs d’ordre general“) 
dürfte ein Eingriff in die Organiſation der laut § 25 daſelbſt „bei⸗ 
behaltenen“ (im engliſchen Text: „shall continue“, im franzöſiſchen: 
„seront maintenus“) Zivilgerichte keineswegs zu verſtehen ſein, zu⸗ 
mal Reviſionsinſtanz gegen die Beſchlüſſe des Mieteinigungsamtes 
die aus drei höheren Verwaltungsbeamten beſtehende frühere Revi⸗ 
fionskammer beim Verwaltungsausſchuß, jetzt Reviſionsgericht ge⸗ 
nannt, alſo eine reine Verwaltungsbehörde iſt (Art. 44 der Wohn. 
Mango, was ebenfalls nach dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz un⸗ 
del iſt. Der erwähnte Art. 33 der MSchVoO. entbehrt mithin 
er Rechtsgültigkeit, da er eine Überſchreitung der dem Regierungs⸗ 
ausſchuß durch den FV. gezogenen Grenzen darſtellt. 

NA. Dr. Otto Marx, Saarlouis. 


Zum Wohnanfpruc im Falle des Todes des 
Verfügungsberechtigten. 
Nach 88 3 u. 4 des Wohn MlangG. v. 26. Juli 1923 kann das 
WA. zur Unterbringung wohnungsſuchender Perſonen unbenutzte 
ohnungen in Anſpruch nehmen. Zweifel entſtehen über den Um⸗ 
fang der Befugniſſe des WA., falls der Mieter oder ſonſt Verfügungs⸗ 
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berechtigte einer Wohnung ſtirbt. Selbſtverſtändlich wird die Woh⸗ 
nung durch den Tod des Verfügungsberechtigten nicht ohne weiteres 
„unbenutzt“. Daß der zum Haushalt des Verfügungsberechtigten 
gehörige Erbe ein Recht auf die Wohnung erwirbt, iſt unbedenklich 
anzunehmen. Zbweifelhafter iſt ſchon die Frage, ob der nicht zum 
Hausſtand des Mieters gehörige Erbe, insbeſondere, wenn er am 
gleichen Orte oder auswärts eine eigene Wohnung beſitzt, Anſpruch 
auf die Wohnung machen kann. Das KG. hat dies im Rechtsentſch ide 
v. 11. Febr. 1924 bejaht, falls nicht durch beſondere nach 86 
Wohn Mang. zuläſſige Anordnung ein erweitertes Inanſpruch⸗ 
nahmerecht verliehen iſt!); es nimmt an, daß die Wohnung in 
dieſem Falle nur dann „unbenutzt“ i. S. des 8 4 wird, falls der 
oder die Erben die eigene Wohnung behalten wollen und die Nach⸗ 
laßwohnung nur als Aufbewahrungsort für den Nachlaß behandeln. 
Sie müſſen daher in abſehbarer Zeit ernſtliche Anſtalten treffen, 
die Wohnung wirklich als Wohnung, d. h. als Familienmittelpunkt 
in Benutzung zu nehmen. Die nicht zu den Erben gehörenden 
näheren Familienangehörigen des Mieters, welche nach 8 19 Abſ. II 
MSchG. in das Mietverhältnis eintreten, find damit auch gegen⸗ 
über dem WA. zur Benutzung der Wohnung berechtigt. Schließlich 
wird man auch von den durch 8 19 Abſ. III gegenüber dem Erben 
geſchützten, zum Haushalt des Erblaſſers gehörenden weiteren Fami⸗ 
lienangehörigen anzunehmen haben, daß ſie infolge der ihnen vom 
MSh®. gegebenen Rechtsſtellung auch vom WA. als wohnberechtigt 
behandelt werden müſſen. 

Aus dieſer Regelung ergeben ſich jedoch gewiſſe Unbilligfeiten. 


Der Erbe, auch wenn er fein Familienangehöriger des Erblaſſers iſt 


und ſeinen Wohnſitz niemals am Orte gehabt hat, wird nach der 
Anſicht des KG. vom WA. berückſichtigt werden müſſen ?); eine 
nicht erbende Hausangeſtellte des Erblaſſers, ſelbſt wenn ſie noch ſo 
lange zum Haushalt gehört hat und, wie es häufig der Fall iſt, ein 
oder zwei Zimmer eigene Möbeln beſitzt, kaun nicht ohne beſondere 
Zuſtimmung des WA. in der Wohnung verbleiben. Zwiſchen ihr 
und dem Vermieter werden regelmäßig keine Rech'sbeziehungen be- 
ſtehen; ſie tritt als Nichterbin auch nicht in das Mietverhältnis ein. 
Da ſie keinen zivilrechtlichen Anſpruch auf Benutzung der Wohnung 
hat, unterliegt die Wohnung als „unbenutzt“ der Inanſpruchnahme 
des WA. Denn eine von einem Nichtberechtigten benutzte Wohnung 
iſt einer unbenutzten i. S. der 88 3 u. 4 des Wohn Mang. gleich⸗ 
zuſtellens). Daß der Vermieter vielleicht bereit iſt, die Wohnung der 
Hausangeſtellten weiter zu belaſſen und einen Mietvertrag mit ihr 
abzuſchließen, iſt unbeachtlich, da er infolge der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft ohne Genehmigung des WA. einen gültigen Mietvertrag 
mit einem neuen Mieter nicht ſchließen kann. Natürlich kann nicht 
jedem Dienſtboten des Erblaſſers, falls dieſer ohne Familienange⸗ 
hörige verſtirbt, ein Anrecht auf Weiterbenutzung der Wohnung 
eingeräumt werden. In ſolchen Regelfällen wird mit dem Tode 
des Verfügungsberechtigten die Wohnung von dem Angeſtellten zu 
Unrecht benutzt. Aber bei der alten langjährigen Wirtſchafterin, die 
eine andere Stelle und damit andere Unterkunft nur ſchwer findet, 
wird man vielleicht zu anderer Beurteilung der Sachlage geneigt 
ſein. Ahnliche Rechtslage und ähnliche Schwierigkeiten werden ſich 


ergeben, falls durch Tod des Wohnungsinhabers und Auflöſung des 


Hauptmietverhältniffes ein Untermietverhältnis zwiſchen dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten und ſeinem Untermieter ſeine rechtliche Grund⸗ 
lage verliert. 

Dieſe offenbar mitunter auftretenden Härten führen zu der 
Frage, ob bei der ergehenden Beſchlagnahme⸗ oder Räumungsver⸗ 
fügung des WA. das MEN. trotz Fehlens eines zivilrechtlichen 
Auſpruches des zur Räumung Aufgeforderten ein Recht zur Benutzung 
der Wohnung gegenüber dem WA. anerkennen kann. Das MEN. 
entſcheidet „nach billigem Ermeſſen“, muß ſich hierbei aber im 
Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen halten. Das MEN. Göt⸗ 
tingen hat in einem ſolchen Falle angenommen, daß der Wohn⸗ 
anſpruch, wie er gegenüber der Inanſpruchnahme von Wohnungen 
durch das WA. in Frage kommt, im weſentlichen öffentlich⸗rechtlicher 
Natur ſei. Dieſer letztere Anſpruch ſei nicht unbedingt von dem 
Beſtehen eines zivilrechtlichen Verhältniſſes abhängig. Dieſer öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Anſpruch ſei bisher durch Milbeuutzung der Wohnung 
des Mieters befriedigt und nehme nach dem Tode des Mieters eine 
andere Form an, indem nun das WA. für die Unterkunft dieſer 
Perſonen unmittelbar ſorgen müſſe, ſei es durch Belaſſung der bis⸗ 
herigen Wohnung, ſei es durch Zuweiſung einer anderen). Man 
könnte hierfür hinweiſen auf die durch § 19 Abſ. III geſchützten Per⸗ 
ſonen, die als Familienangehörige ohne Erbenſtellung ſogar gegen⸗ 
über dem zivilrechtlich in das Mietverhältnis eintretenden Erben aus 
ſozialen Geſichtspunkten einen Wohnanſpruch erhalten. Im Sinne 
dieſes öffenklich⸗ rechtlichen Wohnanſpruches hat nach Lage des be⸗ 
ſonderen Falles das MEN. in einer Entſch. v. 18. Jan. 1924 eine 
berechtigte Weiterbenutzung der Wohnung durch eine langjährige 


1) JW. 1924, 837 und hierzu Ruth daſelbſt. 

2) Anders: Brumby, Wohnungsmangelgeſetz, S. 30/31; 
Auerbach, PrVerwBl. 24, 406. 

3) So KG. v. 4. Juli 1924 in „Einigungsamt“ S. 330 u. 
IM Bl. 360. 
8 90 Vgl. Hein, „Der Wohnanſpruch“, PrVerwBl. 1923 Nr. 27 
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Hausangeſtellte als vorliegend angeſehen und eine Beſchlagnahme 
nur hinſichtlich eines infolge Wegfalls des Mieters übergroßen 
Teiles der Wohnung aufrechterhalten. Das LG. Göttingen hat dieſe 
Entſch. am 30. März 1924 beftätigt. 

Dieſe Auffaſſung iſt allerdings rechtlich nicht unbedenklich. Ob 
und wann eine Wohnung frei, d. h. gemäß §3 Wohn Mang. „unbe⸗ 
nutzt“ wird, richtet ſich, abgeſehen von der genannten Beſtimmung, 
grundſätzlich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, die ſo⸗ 
weit ſie nicht ausdrücklich geändert ſind, auch unter der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft gelten. Man wird daher die Frage, ob die Haus⸗ 
angeſtellte zu Recht oder Unrecht in der Wohnung verblieben iſt, 
ob die Wohnung alſo „unbenutzt“ iſt, bei Nich⸗vorliegen eines Erben⸗ 
und Mietverhältniſſes zuungunſten der Hausangeſtellten beantworten 
müſſen. Sie iſt auch nicht wie die in § 19 Abſ. II MSHÖ. genann⸗ 
ten Perſouen trotz Fehlens eines eigentlichen Mietverhältniſſes durch 
beſondere geſetzliche Beſtimmung geſchützt. Wenn man einen öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Wohnanſpruch im Gegenſatz zum bürgerlich⸗ rechtlichen 
anerkennen will, ſo ließe ſich mit dieſem doch kaum für den Be⸗ 
troffenen ein Anrecht auf die fragliche Wohnung begründen, 
ſondern, wie auch von Hein a. a. O. aufgefaßt, nur ein allgemein 
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öffentlich⸗rechtlicher Anſpruch auf Berückſichtigung ſeines Wohnbedürf⸗ 
niſſes. Eher wäre vielleicht möglich, wenn das billige Ermeſſen im 
Ausnahmefall mit Rückſicht auf außergewöhnliche Härten dazu führt, 
den Betroffenen weiter wohnen zu laſſen, die Aufhebung der Inan⸗ 
ſpruchnahme der Wohnung bzw. Räumungsverfügung darauf zu 
ſtützen, daß die Beſtimmungen der §8 4 und 6 WohnMangG. und 
die hierauf geſtützten Ausführungsbeſtimmungen der Gemeinden nur 
ſogenannte „Kaun“⸗Beſtimmungen find, d. h. den Gemeinden wohl 
ihre Durchführung allgemein zur Pflicht machen, aber nicht zwin⸗ 
gend für jeden Einzelfall vorſchreiben ). Dieſen Ausweg wird man 
insbeſondere trotz etwaiger vom rein formalen Rechtsſtandpunkt vor⸗ 
zubringender Bedenken dann anwenden können, wenn das WA. bei 
Inanſpruchnahme der durch Tod des Verfügungsberechtigten frei⸗ 
gewordenen Wohnung nicht gleichzeitig eine für die unterzubringende 
Perſon ausreichende kleinere Erſatzwohnung zur Verfügung ſtellt. 


MagR. De. R. Specovius, Göttingen. 


5) Vgl. hierzu KG. RE. v. 19. Mai 1924, PrVerwBl. 1924 
Nr. 42 S. 424. 


Hypotheken⸗ und Aufwertungsrecht. 


Aufwertung von Pypotheken trotz vorbehaltloſer An- 
nahme der Schuldlumme? 


$ 11 der 3. Steuer Not VO. beſtimmt, daß, wenn der Gläubiger 
ohne ſich ſeine Rechte vorzubehalten, die Löſchung einer Hypothek 
bewilligt, bzw. die Zahlung entgegengenommen hat, er keine Auf⸗ 
wertung mehr verlangen kann. Nun haben in der Inflationszeit 
vielfach die Gläubiger zwar vorbehaltlos ihre Forderung zurück⸗ 
genommen, haben aber eine Löſchungsbewilligung nicht erteilt. Im 
Schrifttum und in der Recht prechung iſt jetzt ſtreitig geworden, ob 
der Gläubiger, obwohl er zweifellos keine Forderung mehr beſitzt, 
trotzdem aus der Hypothek heraus noch eine Aufverkung verlangen 
kann. Die Frage wird bejaht von Mügel, Komm. zur 3. Steuer⸗ 
NotVO. § 11 Anm. 4; Gadow, Recht 1924 Sp. 6/2: Ricks, 
Dtſch. Allg. Ztg. v. 3. Mai und 16. Aug. 1924, ſowie von Kipp, 
JW. 1924, 481; ferner vom OLG. Breslau (Urteil v. 21. Juni 
1924, 5 U 207/24 — JW. 1924, 1620; LG. Königsberg, JW. 
1924, 1227; LG. 1 Berlin und vom AG. Glauchau (nicht veröffent⸗ 
licht). Demgegenüber vertritt Schlegelberger, Komm. zur 3. 
Steuer NotVO. § 11 Anm. 4, die Aufa,jung, daß durch die vorbehalt- 
loſe Annahme der Zahlung die Hypothek zur Eigentümergrundſchuld 

„geworden tft und dem Eigentümer, nicht aber dem Gläubiger zufteht, 

daß dieſer alſo auch aus der Tatſache, daß er noch nicht eine vor⸗ 
behaltloſe Löſchung erteilt hat, keine Rechte mehr herleiten kann. 
Ihm haben ſich das KG. (JW. 1924, 1259) und OLG. Hamm 
(Beſchluß v. 27. Juni 1924, 2 W 76/24, nicht veröffentlicht) an⸗ 
geſchloſſeu, ebenſo das AG. Hamburg (nicht veröffentlicht, Datum 
unbekannt). Außerdem habe ich ſelbſt in der DAZ. v. 26. Juli 1924 
in dieſem Sinne Stellung genommen. 

Man kann nicht behaupten, daß diejenigen, die die Aufwertung 
aus der Hypothek trotz verbehaltloſer Annahme der Forderung zu⸗ 
laſſen wollen, ihre Auffaſſung übermäßig begründet haben. Ledig⸗ 
lich Ricks ſetzt ſich in der DAZ. v. 16. Aug. 1924 eingehender 
mit der Frage auseinander. Die Begründung wird regelmäßig dar⸗ 
aus hergeleitet, daß die 3. SteuerNot VO. die Aufwertung der Hypo⸗ 
thek und der durch die Hypothek geficherten Forderung trennt und 
daß 8 11 zwiſchen vorbehaltloſer Annahme und vorbehaltloſer 
Löſchungsbewilligung unterſcheidet. Ricks dagegen geht davon aus, 
„daß die 3. SteuerNotVO. das ſonſt Ungewöhnliche und Unmögliche 
ſowie ganz ſonderbare und neue Bedingungen als Ureigenſchaft hat 
und haben muß, weil ſie anders eine nach ordentlichem Recht gel⸗ 
tende Aufwertungspflicht nicht künſtlich beſeitigen konnte“. Dieſe 
Ausführungen erſcheinen um ſo bedeutungsvoller, weil ſich aus ihnen 
ergibt, daß die Gegner meiner An icht ihre Begründung vornehmlich 
aus ihrer der 3. Steuer Not VO. feindlichen Einſtellung heraus her⸗ 
leiten. Die Worte von Ricks, die ich eben zitiert habe, ſchießen 
weit über das Ziel hinaus und verkennen vollkommen die Abſichten, 
die den Geſetzgeber beim Erlaß der 3. Steuer NotVO,. beſeelt haben. 
Dieſe Abſicht ging lediglich dahin, die durch das RGUrteil v. 28. Nov. 
1923 geſchaffene Unſicherheit über die Höhe der Aufwertung tun⸗ 
lichſt zu beseitigen. Denn da dieſes Urteil zwar grundſätzlich die 
Aufwertungspflicht anerkannte, für die Bemeſſung der Höhe der 
Aufwertung aber kaum einen Anhalt gab, war vorauszuſehen, daß 
um die Aufwertung jeder einzelnen Hypothek ein Streit entbrennen 
würde. Hier ſollte klare Bahn geſchaffen werden; dies und nichts 
anders war der Wille des Geſetzgebers. Daß dem ſo iſt, ergeben ins⸗ 
beſondere die Ausführungen des RM. Luther (JW. 1923, 474), 
der die Auffaſſung vertritt, daß der Geſetzgeber in der 3. Steuer Not⸗ 
BD. zugunſten des Gläubigers über das NS. hinaus gegangen iſt. 
Die Behauptung von Ricks, daß die 3. Steuer NotBO. eine nach 
ordentlichem Recht geltende Aufwertungspflicht künſtlich beſeitigt, 
iſt zum mindeſten in ihrer Allgemeinheit unrichtig, und ſoweit ſie 
vielleicht richtig iſt, wird dadurch ein Ausgleich geschaffen, daß in 
vielen Fällen die Aufwertung über das nach dem allgemeinen Recht 
notwendige Maß hinausgeht. 


Sind nun die fonftigen Gründe, die für die Zuläſſigkeit der 
Aufwertung der Hypothek als ſolcher geltend gemacht werden, be⸗ 
gründet? 

Daß die 3. Steuer NotVO. die Hypothek und die hypothekariſch 
geſicherte Forderung trennt, mutet zunächſt etwas eigentümlich au; 
die Berech igung einer Scheidung ergibt ſich aber aus der Tatſache, 
daß Schuldner der Hypothek (d. h. der Grundſtückseigentümer) und 
Schuldner der Forderung nicht identiſch zu fein brauchen. Es ift 
denkbar, daß der Schuldner der persönlichen Forderung in der Lage 
iſt, ſo aufzuwerten, wie es der Grundſtückseigentümer nicht kann, 
weil ſein Grundſtück durch den Krieg ſo gelitten hat, daß eine Auf⸗ 
wertung von auch nur 150% eine grobe Unbilligkeit bedeuten würde. 
Ju einem ſolchen Fall können aber beide nicht gleich behandelt wer⸗ 
den. 8 11 beſagt für die gegneriſche Auſicht gar nichts, denn es iſt 
ſehr wohl denkbar, daß jemand gegen Ende der Inflationszeit zwar 
vorbehaltlos eine Löſchungsbewilligung erteilt hat, um einem Rechts⸗ 
ſtreit aus dem Wege zu gehen, de ſen Ausgang nach dem damaligen 
Stand der Rechtſprechung höchſt zweifelhaft geweſen wäre, daß er 
es aber abgelehut hat, ſeine Forderung zurückzunehmen, weil der 
Neunbetrag derſelben keinen in Betracht kommenden Wert mehr dar⸗ 
ſtellte. In dieſem Falle kann der Gläubiger zwar Aufwertung ſeiner 
perſönlichen Forderung verlangen, hat aber durch die vorbehaltlos 
erteilte Löſchungsbewilligung auf die Sicherung feiner Forderung 
verzichtet und kann auch aus der Tatſache, daß ihm fär die aufzu⸗ 
wertende Forderung einmal eine hypothekariſche Sicherung zuge⸗ 
ſtanden hat, keine Rechte mehr herleiten. 

Zu einem befriedigenden Ergebnis kann man nur dann kommen, 
wenn man die 3. SteuerNotVO. als das nimmt, als was fie der 
Geſetzgeber gewollt hat, nämlich als die Schaffung eines Ausgleichs 
zwiſchen Gläubiger⸗ und Schuldnerintereſſen, der ſich auf dem Boden 
des geltenden Rechts bewegt. Der Geſetzgeber hat ganz ſicher nicht 
den 81163 des BGB. umſtoßen wollen, der bejagt, daß mit dem 
Erlöſchen der Forderung die Hypothek auf den Eigentümer als Eigen⸗ 
tümergrundſchuld übergeht. Er hat auch nicht beabſichtigt, für 
Hypotheken eine materielle Löſchungsbewilligungspflicht zu begründen, 
es iſt vielmehr daran feſtzuhalten, daß wie nach geltendem Recht fo 
auch nach der 3. Steuer NotVO. der Schuldner, der ſeine Schuld 
getilgt hat, mit der öffentlich beglaubigten Quittung, auf die er 
gemäß 8 368 BGB. einen klagbaren Anſpruch hat, zum Grundbuch 
ehen und dieſes in der Weiſe berichtigen laſſen kann, daß die 

ypothek auch formell in eine Eigentümergrundſchuld umgewandelt 
wird, die ſie materiell durch die Tilgung der Schuld bereits geworden 
iſt. Wollte man dem Gläubiger ktroz Erlöſchen feiner Forderung 
ein Recht auf Aufwertung zugeſtehen, dann würde man auch die 
wirtſchaftliche Bedeutung der Hypothek vollkommen in ihr Gegenteil 
verkehren. Die Hypothek dient nach dem klaren Wortlaut des $ 1113 
BGB. dem Gläubiger als Sicherheit für die Befriedigung einer 
ihm zuſtehenden Forderung, ſie ſoll ihn wegen ſeiner Forderung 
ſichern, ſoll ihm aber nicht eine neue ſelbſtändige Forderung geben. 
Wie kann aber etwas ge,ichert werden, das nicht mehr beſteht? Mit 
dem Erlöſchen der perſönlichen Forderung verliert jede Hypothek 
ihre innere Begründung und kann deshalb als ſolche materiell nicht 
mehr fortbeſtehen. Wo nichts zu ſichern iſt, wird die Sicherung gegen⸗ 
ſtandslos. 

Gegen die von mir bekämpfte Auffaſſung ſpricht aber noch 
ein weiteres, ſchwerwiegendes Bedenken, das dann von Bedeutung 
iſt, wenn der Eigentümer des dinglich belaſteten Grundſtücks nicht 
mit dem Schuldner der Forderung identiſch iſt. Hat der Grund⸗ 
ſtückseigentümer ein Rückgriffsrecht gegen den perjönfichen Schuldner, 
iſt er dieſem alſo nur mit ſeinem Grundſtück beigeſprungen, um ihm 
die Gewährung des Darlehens zu verſchaffen, dann geht, wenn er den 
Gläubiger befriedigt, die Forderung ſamt der Hypothek auf ihn über. 
Nimmt man eine ſelbſtändige Aufwertungsmöglichkeit der Hypothek 
als ſolche an, dann kann in dieſem Falle aber keine Forderung 
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übergehen, da die Forderung durch die vorbehaltlose Annahme ja 
erloſchen iſt; auch aus ungerechtfertigter Bereicherung heraus kann 
der Grundſtückseigentümer nicht gegen den perjönlichen Schuldner 
vorgehen, da diejer nicht bereichert iſt; ſeine Schuld war ja ſchon 
vorher erloſchen. Im Ergebnis hat alſo der Grundſtückseigentümer, 
der nur aus Gefälligkeit das Grundſtück als Sicherheit beſtellt hat, 
den Schaden der Aufwertung zu tragen und dies auch dann, wenn 
der perſönliche Schuldner an ſich durchaus zahlungsfähig iſt. 
Daß ein Eigentümer, der ſein Grundſtück für die Schuld eines 
anderen verpfändet hat, ſein Geld einbüßt, wenn der Hauptſchuldner 
zahlungsunfähig wird, kommt häufiger vor; daß er ſein Geld aber 
auch dann verlieren kann, wenn der urſprüngliche Hauptſchulduer 
zahlungsfähig iſt, dürfte doch etwas Neues in un erem Rechtsleben 
ſein. Bemerkenswerterweiſe ſetzt Ricks ſich auch in ſeiner Ent⸗ 
gegnung auf meine Ausführungen in der DUB. v. 26. Juli 1924 
nicht mit dieſen Bedenken auseinander, wie auch Kipp a. a. O., 
trotzdem er dieſen Fall ausdrücklich erwähnt, keine befriedigende 
Regelung für ihn findet. 

Alle dieſe Gründe laſſen als einzig mögliche Löſung die zu, daß 
mit vorbehaltsloſer Annahme der Forderung nicht nur das Recht auf 
Aufwertung der hypothekariſch geſicherten Forderung verwirkt iſt, 
ſondern, daß auch dann aus der Tatſache keine Rechte mehr herge⸗ 
leitet werden können, daß eine Löſchungsbewilligung noch nicht er⸗ 
teilt iſt. RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


Hypothekenlöſchung auf Grund von Urkunden, die 
einen Vorbehalt ausſprechen? 


J. KG. v. 28. Febr. 1924 (JW. 1924, 544) geht an einer Frage 
vorüber, die bei ihrer Wichtigkeit nicht unerörtert bleiben ſollte. 
Die Urkunde, die dort vorgelegen hatte — Quittung des Gläubigers 
über Kapital nebſt Zinſen und Löſchungsbewilligung unter Vor⸗ 
behalt aller aus einer künftigen Geſetzgebung entſtehenden Rechte 
für Vorkriegshypothekengläubiger —, macht die Frage nach der Be⸗ 
deutung dieſes „Vorbehalts“ für das Grundbuch aktuell. An ſich 
find zwei Auffaſſungen möglich: entweder der Vorbehalt bezieht ſich 
auf die Quittung, oder auf die Löſchungsbewilligung. 

Im erſteren Falle gilt: iſt eine Quittung, die Zahlung durch 
den Eigentümer angibt, mit der Löſchungsbewilligung verbunden, jo 
wird die Hypothek tatſächlich gelöſcht, weil fie Eigentümerhypothek 
geworden iſt. Wenn der Quittung, die das Entſtehen einer ſolchen 
Hypothek nachweiſt, noch eine Löſchungsbewilligung folgt, ſo iſt 
letztere ein unſchädliches superfluum (KJ. 40, 298 und Güthe⸗ 
Triebel, Anm. 10 zu 8 27). Aber nur die Erklärung, daß der 
Gläubiger wegen ſeiner durch Hypothek geſicherten Forderung von 
dem Eigentümer völlig befriedigt iſt, daß er die Leiſtung als Til⸗ 
gung der Schuld anſehe und das Schuldverhältnis zur Auflöſung 
bringe, kann die Entſtehung einer Eigentümerhypothek nachweiſen, 
wobei die Frage, ob die Quittung nur eine Beweisurkunde für die 
ſtattgehabte Erfüllung bildet oder einen negativen Anerkennungs⸗ 
vertrag für die Schuldtilgung darſtellt (KJ. 40, 149), ganz un⸗ 
erheblich iſt. Dem Erfordernis einer ſolchen Urkunde widerſpricht 
es aber, wenn der Gläubiger einen Vorbehalt macht, durch den er 
ſagt, daß er unter gewiſſen Umſtänden, d. h. bei künftiger Geſetzes⸗ 
änderung, noch Rechte aus dem Schuldverhaltnis herleiten will. 
Wenn daher in dem zur Entſcheidung vorgelegten Fall das AG. 
(Bunzlau ſ. DNotVer Z. 1924, 155) dem Gläubiger mitgeteilt hatte, 
daß „der Vorbehalt nur ſchuldrechtliche Bedeutung habe“, jo it 
ſeine vorherige Löſchungsverfügung nicht zu verſtehen. Das Grund⸗ 
buchamt hätte wegen des Vorbehalts die Entſtehung einer Eigen⸗ 
tümerhypothek nicht für nachgewieſen anſehen dürfen und die Löſchung 
verweigern, bzw. den Löſchungsantrag beanſtanden müſſen. 

Wenn ſich aber — und dies iſt die zweite der oben angezogenen 
Möglichkeiten — der Vorbehalt bezieht auf die an ſich unſchadliche 
Löſchungsbewilligung, die der Quittung folgt, ſo hört die Löſchungs⸗ 
bewilligung auf, unſchädlich zu ſein, denn mit dem Vorbehalt bringt 
der Gläubiger zum Ausdruck, daß er auf das dingliche Recht, das 
ſeine Forderung ſicherte, noch Anſprüche erhebt. Die Löſchungs⸗ 
bewilligung tritt mit der vorangegangenen uneingeſchränkten Quit⸗ 
tung in einen Widerſpruch, und angeſichts deſſen wird der Grund⸗ 
buchrichter verlangen, daß dieſer behoben, d. h. der Vorbehalt be⸗ 
ſeitigt wird. Auch dann, wenn nur eine mit Vorbehalt verſehene 
Löſchungsbewilligung (d. h. ohne Quittung) vorgelegt wird, gilt das⸗ 
ſelbe. Denn die Löſchungsbewilligung hat eine doppelte Bedeutung: 
lie ift einmal materiell Aufgabeerklärung des Rechts, und ſodaun for⸗ 
melle Eintragungsbewilligung i. S. des 8 19 EBD. (KJ. 38, 275). 
Für die Eintragungsbewilligung gilt dasſelbe wie für den 
Eintragungsantrag, nämlich, daß er weder an eine Bedingung, 
noch eine Vorausſetzung geknüpft fein darf. Eine ſolche Voraus⸗ 
ſetzung aber iſt der Vorbehalt von Rechten bei einer künftigen 
Geſetzeszänderung. Damit wird zweifelhaft, ob der Eintragungswille 
ein derartiger iſt, daß „er den erfolgten Eintrag für alle Zeiten 
rechtfertigt“ (ſ. dazu Güthe⸗Triebel, Anm. 53 zu 8 19 und 
Anm. 6 zu 816). Deshalb iſt auch die reine Bewilligung eine un⸗ 
geeignete Löſchungsgrundlage, ſobald ſie mit einem Vorbehalt ver⸗ 
knüpft iſt. 

Unter dieſen Geſichtspunkten habe ich als Grundbuchrichter — 
ausnahmslos erfolgreich — Urkunden mit den Vorbehalten be⸗ 
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anſtandet. Daß mit meiner Auffaſſung die weiterhin zu diefer 
Frage veröffentlichte Entſch. des LG. Stettin (JW. 1924, 864) nicht 
in Einklang zu bringen iſt, brauche ich nicht naher darzulegen. Dieſes 
Gericht ordnete die Löſchung auf Grund einer Bewilligung an, die 
räumlich zwar von der Quittung geſchieden, ſachlich aber doch nur 
ein Appendix von ihr war. Das LG. hat nicht geprüft, inwieweit 
ſich die materiellen Beziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
durch die Zahlung geändert hatten und ließ unerörtert, ob der 
Gläubiger nach erkeilter Quittungsleiſtung überhaupt noch als nur 
mehr bloß Buchberechtigter zur Abgabe der Bewilligung berechtigt 
war. Es hat überſehen, daß die Löſchungsbewilligung, ſtreng ge⸗ 
nommen, gegenſtandslos war und daß die Löſchung auf Grund des 
geſetzlichen Übergangs der Forderung auf den Eigentümer Rechts⸗ 
änderungsnatur beſitzt, während ſie im Falle des Erlöſchens Be⸗ 
richtigungsnatur hat (f. Güthe⸗Triebel, Anm. 10 zu 8 27). 
Weil das LG. Stettin alles dies anſcheinend unbeachtet gelaſſen hat, 
deshalb iſt ſein Beſchluß wenig gut fundiert und geeignet, Ver⸗ 
wirrung in der Praxis zu ſtiften. Nur die von mir oben vor⸗ 
geſchlagene Behandlung wird dem Umſtand gerecht, daß der Grund⸗ 
buchrichter ausdrückliche und zweifelsfreie Erklärungen verlangen kann 
(Rſpr. 35, 336) und dient der im Grundbuchverkehr doppelt wün⸗ 
ſchenswerten Sicherheit, die durch ſpätere Eintragung von Wider⸗ 
ſprüchen gewiß nicht gefördert wird. Eine Konſequenz der hier ver⸗ 
tretenen Auffaſſung iſt: die Löſchung war im Falle JW. 1924, 544 
durch das AG. unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften erfolgt, 
und der einzutragende Widerſpruch auf 854 GBO. zu ſtützen, wäh⸗ 
rend das KG. die Unrichtigkeit mit 8 11 der 3. Steuer Rot BO. und 
den Widerſpruch mit 8 22 GBO. begründet. Iſt letzteres richtig, fo 
wird in jedem Falle für Eintragung des Widerſpruchs ein form⸗ 
loſer Antrag des Berichtigungsberechtigten nötig ſein (Anm. 52 zu 
822 Güthe⸗Triebel), während nach meiner Auffaſſung die 
Eintragung des Widerſpruchs von Amts wegen erfolgen muß. Im 
Hintergrunde lauert in Fällen gedachter Art der Regreßauſpruch 
gegen den Staat, und als bitterſtes Ergebnis auch gegen den Grund⸗ 
buchrichter oder Rechtspfleger, die die Löſchung verfügt haben. 
Ach. Dr. Otto Aufrecht, Hindenburg. 


II. Die vorſtehenden Ausführungen ſind durchaus zutreffend. 
Befriedigt der Eigentümer, der zugleich persönlicher Schuldner iſt, 
den Gläubiger, fo erliſcht zwar die der Hypothek zugrunde liegende 
Forderung durch deren Tilgung, aber die Grundſtücksbelaſtung als 
ſolche bleibt beſtehen, verwandelt ſich aber hinſichtlich ihres vbjek⸗ 
tiven Beſtandes in eine Grundſchuld, und in ſubjektiver Be⸗ 
ziehung wird der bisherige Gläubiger formell grundbuchrechtlich durch 
den Eigentümer ausgewechſelt. 

Iſt der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner, ſo geht 
die der Hypothek zugrunde liegende Forderung auf den Eigentümer 
kraft Geſetzes über und damit auch die Hypothek ſelbſt (88 1143, 
1153, 401, 899 BGB.). Solange die Vereinigung beſteht, beſtimmen 
ſich die Rechte des Eigentümers nach den für eine Grundſchuld des 
Eigentümers geltenden Vorſchriften (8 11772 BGB.). 

Bei dieſer Rech sgeſtalkung iſt die Löſchungsbewilligung völlig 
unerheblich. Hat der Gläubiger aber nur mit Vorbehalt ſeiner 
Rechte über die erfolgte Zahlung durch den Eigentümer quittiert, 
ſo bringt er damit zum Ausdruck, daß er nicht wegen der der Hypo⸗ 
thek zugrunde liegenden Forderung befriedigt iſt, der Übergang der 
Hypothek auf den Eigentümer iſt daher ausgeſchloſſen; die Hypo⸗ 
thek verbleibt dem Gläubiger. Auch bei formalen Erklärungen iſt 
§ 133 BGB. anzuwenden. Der Vorbehalt iſt dahin auszulegen, daß 
alle Rechte, die der Eigentümer aus der Zahlung und der Löſchungs⸗ 
bewilligung herleiten könnte, von dem Gläubiger nicht anerkannt 
werden ſollen, vor allem aber, daß er die Hypothek durch die 
Löſchungsbewilligung nicht als aufgehoben angeſehen wiſſen will. 
Dies iſt auch der Fall, wenn er einen Vorbehalt der reinen Löſchungs⸗ 
bewilligung beifügt. Der Grundbuchrichter darf eine ſolche Löſchungs⸗ 
bewilligung als Eintragungsgrundlage nicht anſehen und hat den 
entſprechenden Antrag des Eigentümers abzulehnen (8 16! G80.) 
Löſcht er trotzdem, ſo wird das Grundbuch dadurch unrichtig und 
er iſt zur Eintragung eines Amtswiderſpruchs mangels Geſetzes⸗ 
vertretung verpflichtet (8 54 GB., Näheres bei Dbernedi, 
GBO. J S. 209 ff.). Geh. IR. Dr. Oberneck, Berlin. 


Der öffentliche Glaube des Grundbuchs bei der Auf- 
wertung! 


In allen heutigen Richtlinien für das kommende Aufwertungs⸗ 
geſetz heißt es: „Der öffentliche oder gute Glaube des Grundbuchs 
iſt zu wahren!“ Ich ſtehe unter dem Eindruck, daß nicht klar und 
voll erkannt wird, daß durch die 3. Steuer Not VO. (8 11) der frühere 
öffentliche Glaube aus 8892 BOB. und die dadurch erzeugte Recht⸗ 
ſprechung des KG. und der OLG. weſentlich geändert iſt. Als Be⸗ 
weis dafür muß ich folgende allgemeine Meinung anführen: „Eine 
gelöſchte aufzuwertende Hypothek darf nicht wieder eingetragen werden, 
wenn ſeit ihrer Löſchung ein Dritter das Grundſtück erworben hat, 
oder darf nicht wieder ihre alte Rangſtelle erhalten, wenn ſeit ihrer 
Löſchung ein neues Recht eingetragen worden iſt. Dieſe Annahme 
iſt nicht zutreffend, wenn das neue Eigentum oder Recht erſt ſeit 
der 3. Steuer Not VO. zur Eintragung gelangt iſt. Denn nach 
dem für den öffentlichen Glauben maßgebendea 8 892 BOB. gilt 
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der Inhalt des Grundbuchs für die neuen Rechtserwerber als richtig, 
es ſei denn, daß ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grund⸗ 
buchs eingetragen oder deſſen Unrichtigkeit dem Erwerber bekannt 
iſt. Vor der 3. Steuer Not VO. galt natürlich als nicht mehr be⸗ 
ſtehend, was im Grundbuch gelöſcht war. Seit der 3. Steuer Not VO. 
aber muß nach 8 11 und der Rechtſprechung (KG. 1 X 390% 4 vom 
25. Sept. 1924: die unter Vorbehalt gelöſchte Hypothek beſteht außer⸗ 
halb des Grundbuchs weiter!) jetzt jeder, der ein Recht am Grund⸗ 
ſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte erwirbt, angeſichts der 
ſeit der Geldentwertung erfolgten Hypothekenlöſchungen und der in 
den Grundakten befindlichen Urkunden Zweifel an der Richtigkeit 
des Grundbuchs erhalten und ſich ſagen: „Außerhalb des Grund⸗ 
buchs beſtehen dieſe Hypotheken womöglich noch und müfjen wieder 
eingetragen werden, wie die Rechtſprechung feſtgeſtellt und zum 
andern Teil die öffentliche Meinung vom Geſetzgeber allgemein ſeit 
langer Zeit verlangt! Erwirbſt du alſo, mußt du mit der Wieder⸗ 
herſtellung der Hypotheken ſogar an alter Rangſtelle und mit der 
Unrichtigkeit des Grundbuchs rechnen!“ — Jeder muß heute Grund⸗ 
buch und Grundakten nach obigen wieder einzutragenden Rechten 
genau durchgehen. Bei der höheren Auf⸗ und niederen Abwertung 
der Hypotheken find dieſe gelöſchten Rechte von der Aufwertungs⸗ 
ſtelle zu berückſichtigen und machen ihr die Entſcheidung jetzt un⸗ 
möglich, da für die Wiedereintragung keine Friſt geſetzt iſt. Mit 
Obigem iſt aber nicht geſagt, daß der Grundbuchrichter eine ge⸗ 
löſchte Hypothek ſelbſt auf Antrag ohne Zuſtimmung der Nach⸗ 
gläubiger an alter Stelle wieder eintragen darf. Ich verlange dieſe 
Zuſtimmung nebſt Hypothekenbriefen (88 19, 42 GBO.) bei allen ein⸗ 
getragenen Briefhypotheken und ſonſt bei allen ſeit Löſchung der 
wiedereinzutragenden Hypothek bis zu (nicht „nach“) der 3. Steuer⸗ 
Not O. eingetragenen Rechten. 
AGR. Ricks, Berlin. 


Die Eintragung des Aufwertungsbetrages 
in das Grundbuch. 


Nach den Beſtimmungen der 3. Steuer NotVO. werden Hypo⸗ 
theken⸗, Grund⸗ und Rentenſchulden allgemein auf 15% aufgewertet, 
und dieſer Betrag iſt gemäß 8 2 Abs. 3 Satz 2 der 3. Steuer Not VO. 
auf Verlangen des Gläubigers oder des Schulbners im Grundbuch 
einzutragen. 

Obwohl das Geſetz ausdrücklich von einem Antrag entweder 
des Gläubigers oder des Schuldners ſpricht, ſcheint ein Teil der 
Schriftſteller geneigt, eine Mitwirkung beider für notwendig an⸗ 
zuſehen. So anſcheinend z. B. Michaelis, Die Aufwertung, 
8 2 Anm. 11, allerdings ohne nähere Begründung. 

Ju neuerer Zeit iſt ein gleicher Standpunkt auch von höheren 
Gerichten vertreten worden, und zwar vor allem vom OLG. Ham⸗ 
burg v. 12. Juni 1924, Recht 1924, 352 Nr. 1359 und v. 9. Juli 
1924, Recht 1924, 379 Nr. 1360. (Die Nummer dieſer Entſch. iſt 
ganz offenbar ein Druckfehler, da Entſch. Nr. 1360 bereits im 
vorangegangenen Heft der Zeitſchrift erſchienen war.) 

In dem erſteren Beſchluß wird eine Mitwirkung des Gläu⸗ 
bigers zur Eintragung des Auſwertungsbetrages, insbeſondere mit 
der Begründung verlangt, daß zwar in der Regel nur der Auf⸗ 
wertungsſatz von 150% gelte; 8 7 der 1. DurchfVO. ſehe aber Fälle 
einer höheren Aufwertung vor. Daß keiner dieſer Fälle vorliege, 
könne grundbuchmäßig überhaupt nicht nachgewieſen werden. Daher 
könne zur Zett die Eintragung auch nicht auf einſeitigen Antrag des 
Grundeigentümers erfolgen, welcher 150% bewilligt. Dieſer Rechts⸗ 
zuſtand würde ſich nach 8 7 Abſ. 3 der 1. VO. zur Durchführung 
des Art. ] der 3. SteuerRotBO. mit dem 1. Jan. 1925 ändern. 

Ganz ähnlich die fpätere Entſcheidung. Hier iſt wörtlich ge⸗ 
ſagt: „8 7 der 1. DurchfVO. ſieht aber auch Fälle höherer Auf⸗ 
wertung vor. Daß keiner dieſer Fälle vorliegt, kann bei der weiten 
Faſſung des 87 ohne Mitwirkung des Gläubigers in der grund⸗ 
buchrechtlich erforderlichen Form (829 GBO.) kaum nachgewieſen 
werden. Aus dieſem Grunde bietet auch 822 Abſ. 1 GBO. keinen 
Weg, die Bewilligung des Gläubigers unnötig zu machen. Daher 
kann, wenigſtens zur Zeit, die Eintragung der Aufwertung auch 
dann, wenn der Grundſtückseigentümer die Aufwertung auf 15% 
des Nennwertes beantragt, ohne Bewilligung auch des Gläubigers 
nach § 10 G0. nicht erfolgen. Vgl. aber für die Zeit nach dem 
31. Dez. 1924 die Beſtimmung des 8 7 Abſ. 3 der BO. v. 1. Mai 
1924 (RG Bl. 432). 

M. E, iſt es geradezu erſtaunlich, wie ſehr dieſe beiden Ent⸗ 
ſcheidungen die Tragweite der neuen Verordnungen verkennen. 

Die ſtreuge begriffliche Trennung zwiſchen der perſönlichen und 
der dinglichen Seite der Hypothek, welche unſer ganzes bisheriges 
Grundbuchrecht vornahm, iſt auch in die 3. Steuer Rot VO. und die 
auf Grund ihrer erlaſſenen Geſetze übergegangen. Durch 8 2 der 
3. Steuer Rot VO. wird ausdrücklich beſtimmt, daß insbeſondere Hypo⸗ 
theken, Grundſchulden und Rentenſchulden auf 15% des Goldmark⸗ 
betrages aufgewertet werden. Eine Ausnahme von dieſem Satz kann 
es gemäß 8 2 Abs. 1 Satz 2 lediglich zugunſten des Schuld⸗ 
ners geben. Dagegen iſt eine Überſchreitung des Aufwertungs⸗ 
ſatzes bezüglich der genannten Rechte geſetzlich völlig ausgeſchloſſen. 
Wenn eine höhere Aufwertung der im Geſetz behandelten Vermögens⸗ 
aulagen ausnahmsweiſe zuläſſig iſt, ſo betrifft dies nur die im 
81 Abf. 2 Ziff. 4 genannten perſönlichen Forderungen, 
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welche durch Hypothek uſw. geſichert find (vgl. 8 3 der 3. Steuer⸗ 
Not VB O.). 

Dieſe Möglichkeit etwaiger höherer Aufwertung iſt durch 87 
der VO. v. 1. Mai 1924 näher begrenzt worden, aber auch hier 
tritt mit aller Deutlichkeit hervor, daß ſie ſich nur auf die der 
Hypothek uſw. zugrunde liegenden perſönlichen Forderungen be⸗ 
ziehen kann. 

Wenn alſo von ſeiten des Eigentümers die Eintragung des 
Aufwertungsbetrages einer Hypothek in Höhe von 150 des Nenn- 
wertes beantragt wird, ſo iſt dies die äußerſte Grenze, in welcher 
überhaupt die dingliche Seite der Hypothek aufgewertet werden kann. 
Ein höherer, darüber hinausgehender Aufwertungsanſpruch des Gläu⸗ 
bigers kann ſich nur gegen die Perſon des Schuldners richten, 
würde aber niemals durch das Grundſtück mitgedeckt ſein. 

Dieſe Unterſcheidungen ſind m. E. ſo zweifellos und ſo all⸗ 
gemein anerkannt, daß ihre Verkennung in den genannten beiden 
Eutſcheidungen des OLG. Hamburg im höchſten Grade befremdlich iſt. 

Als Beiſpiel für die ſcharfe Herausarbeitung des vorſtehend 
erörterten Unterſchiedes zwiſchen der Aufwertung der perſönlichen 
Forderung und derjenigen der Hypothek ſei verwieſen auf das 
mehrfach beſprochene Urteil des LG. Karlsruhe v. 31. Mai 1924, 
JW. 1924, 1551, und dasjenige des OLG. Dresden v. 27. Mai 1924 
JW. 1924, 1621. 

Die Begründung der Hamburger Entſcheidungen geht daher 
ganz offenſichtlich fehl, und damit entfallt auch das aus ihr ge⸗ 
zogene Ergebnis. Es bedarf daher nicht der Mitwirkung des Gläu⸗ 
bigers, wenn der Eigentümer die Eintragung des Aufwertungs⸗ 
bekrages beantragt. (Ebenſo LG. Oldenburg v. 15. Juli 1924 
JW. 1924, 1279.) 

Damit ift noch nicht die Frage beantwortet, ob zu dieſer Ein⸗ 
tragung die Vorlage des Hypothekenbriefes durch den Eigentümer 
verlangt werden kann. Die überwiegende Mehrzahl der Grundbuch⸗ 
ämter ſtellt ſich bekanntlich auf dieſen Standpunkt. Sie beruft ſich 
auf 8 42 GB., welcher durch 8 2 Abſ. 3 der 3. Steuer Not VO. 
keineswegs außer Kraft geſetzt worden fei. 

Dieſen Standpunkt hat das KG. in einer Eutſch. v. 3. Juli 
1924, Das Recht 1924 Nr. 1360 S. 352, abgelehnt, und zwar mit 
einer m. E. durchſchlagenden Begründung. Es ſieht den Antrag auf 
Eintragung der Aufwertung als Berichtigungsantrag an und folgert 
aus dem Zweck des Art. I der 3. Steuer NotVO., welcher in einer 
Erleichterung der Durchführung der Aufwertungsvorſchriften beſtehe, 
indem es u. a. 83 Abſ. 2 der BD. v. 1. Mai 1924 heranzieht, daß 
die Vorlegung des Briefes nicht verlangt werden könne. Das öffent⸗ 
liche Jutereſſe an raſcher und reibungsloſer Durchführung der Auf⸗ 
wertungsvorſchriften der 3. SteuerNotVO. gehe dem privaten Inter⸗ 
eſſe vor. 

Der Standpunkt des KG. wird m. E. in der Tat den prak⸗ 
tiſchen Erforderniſſen am beſten gerecht. Die gegenteilige Auffaſſung 
führt dahin, daß der Eigentümer die Möglichkeit der Eintragung des 
Aufwertungsbetrages praktiſch gar nicht beſitzt. Anderſeits wird aber, 
wie das KG. weiter ſehr richtig ausführt, dadurch, daß der Auf⸗ 
wertungsbetrag nicht auch in dem Brief vermerkt wird, keinerlei 
Schaden angerichtet, da die Grundzüge der Auſwertungsvorſchriften 
ohnehin im Publikum hinreichend bekannt ſind. 

RA. Dr. G. Rive, Berlin. 


Die Reichs- und Goldmark in Rechtsſtreitigkeiten und 
Zwungshypotheken! 


Die „Reichsmark“ neuer Währung verdrängt zunächſt nur die 
alte Mark und Rentenmark. Sie heißt abgekürzt geſetzlich RM., 
die Rentenmark Rent M. Dieſe wie die Mark dürfen nicht mehr für 
Klagen und Hypotheken, alſo die Mark auch nicht mehr für Wieder⸗ 
eintragung von gelöſchten Markhypotheken im Aufwertungsverfahren 
(§ 28 GBO.) verwendet werden. An ihre Stelle tritt die RM. 
—1 Billion Mark oder 1 RentM., jo daß die heutige Verwirrung 
und Unklarheit ein Ende nehmen kann, wenn ſie allſeits verwendet 
wird. Daneben ſind, wenigſtens zur Zeit noch, alle drei Goldmark⸗ 
arten: die Dollargoldmark (DM.), Feingoldmark (FM. 12790 f 
Feingold) und die Reichsſteuergoldmark (RG M.) des Reichsfinanz⸗ 
miniſters und der Steuer⸗, Straf⸗ und Koſtenbehörden (ſeit langem 
—1 Billion Mark), ſowie die wertbeſtändigen Hypotheken auf Preis 
von Feingold, Roggen uſw. beſtehen geblieben. Hat doch ſelbſt das 
Induſtriebelaſtungsgeſetz noch FGM.⸗Obligationen geſchaffen. Wo 
alſo noch Vertrauen zur RM. zu aller Nachteil fehlt oder Goldmark⸗ 
abmachungen binden, muß weiter die wertbeſtändige Hypothek und die 
Goldmark herrſchen. Aber eine Bitte! Überall und beſonders auf den 
Gerichten wolle man die Goldmark ſo bezeichnen, wie ſie gemeint iſt. 
Es darf nicht mehr mit „Goldmark“ in Klagen, Urteilen, Arreſten, 
einſtweiligen Verfügungen eine DG M., bei Zwongehypothelen eine 
RG M. mit Umrechnung in oft unbrauchbare FM. Höchſtbetrags⸗ 
hypotheken und in freiwilliger Hypothekenbeſtellung die FTM. gemeint 
ſein, die bei Zwangshypotheken aus Urkunden mit der Vollſtreckungs⸗ 
Haufel gemäß 8 800 ZPO. wie eben zur zinsloſen RGM.⸗ und 
FGM.⸗Hypothek werden muß (BD. v. 27. Juni 1924, RGBl. 660). 
Bis zur geſetzlichen Anderung bleibt es auch bei der Hypotheken⸗ 
aufwertung in FGM. Wie ſoll man ſpäter, nach Jahren, ſich bei 
Fälligkeit von Anſprüchen aus dem heutigen Kunterbunt von VO. und 
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Schrifttum klar machen, was mit „Goldmark“ damals gerade gemeint 
war Ich halte die ungenaue Bezeichnung der Goldmark in Schuld⸗ 
titeln und die Nichtausübung der richterlichen Fragepflicht für Ge⸗ 
ſetzesverletzung in rechtlicher Hinſicht. 

Zu lagen und gerichtlich zu erkennen iſt alſo bei Forderungen: 

a) von alter Mark, Rent M., DM., ausländiſcher Währung, 
indem man fie in RM. oder FM. umrechnet und Klageantrag wie 
Urteile, Arreſte, einſtweilige Verfügungen auf RM. oder FSM. ab⸗ 
faßt. Dann find einfache Zwangshypotheken, Vormerkungen (für 
Arreſte, Höchſtbetragszwangshypotheken) auf die im Schuldtitel be⸗ 
ſtimmte Summe ohne Umrechnung zuläſſig; 

b) von alter Mark uſw. wie a, indem man errechnet, wieviel 
Roggen, Weizen, Feingold uſw. man dafür erhält und Klageantrag, 
Urteil uſw. wie a auf die amtlich feſtgeſtellten oder feſtgeſetzten Preiſe 
der Waren einſtellt. Daraufhin gibt es Zwangshypotheken wie a; 

c) aus vollſtreckbaren Schuldtiteln über ausländiſche Geldſorten, 
RentM., Goldmark, REM. und DEM. ſowie ſonſtige wertbeſtändige 
Geldumlaufsmittel, die, ohne geſetzliches Zahlungsmittel zu ſein, 
von öffentlichen Kaſſen angenommen werden, ferner über Geld⸗ 
ſummen nach amtlicher Teuerungszahl und andere von der Regierung 
beſtimmte Werteinheiten (Strafgoldmark) nur durch Höchſtbe⸗ 
tragshypotheken in RM. nach Umrechnung bzw. Nachprüfung 
durch das Grundbuchamt nach dem letzten Kurſe vor dem Antrags- 
eingange. (VO. v. 13. Mai 1924, RGBl. I, 553 88 9, 14, Uurech⸗ 
nungsformeln JW. 1924, 1418). 

Lautet der Schuldtitel nur auf nicht näher bezeichnete 
„Goldmark“, fo iſt nach VO. v. 27. Juni 1924 Art. II KOM. an⸗ 
zunehmen, in eine FGM.⸗Höchſtbetragshypothek (unter meiſt unmög⸗ 
licher Zinſeneinrechnung) umzurechnen und einzutragen. Denn DGM. 
und RGM. ſind nicht eintragungsfähig. Weiß der Antragſteller 
den Eingangstag des Antrags beim Grundbuchamt, wird er zived- 
mäßig — viele Grundbuchämter verlangen dies immer! — die Ein⸗ 
tragung der Hypothekenſumme in beſtimmter Höhe beantragen. Das 
Grundbuchamt muß von Amts wegen nachprüfen oder ſonſt ſelbſt 
die Umrechnung vornehmen (Ricks, JW. 1924, 1541, 1242, 781). 
RG. 106, 74 kann nicht binden, weil damals die VO. v. 27. Juni 
1924 noch nicht beſtand und eine Berechnung unmöglich und un⸗ 
nötig iſt, wenn man den Tag des Eingangs nicht kennt. Im 
übrigen ſtelle man ruhig Anträge, in denen eine Goldmark (RGS M.) 
einer FM. gleichgeſtellt iſt. Denn in letzter Zeit war 1 RGM. 
faſt immer 1,0009 FGM. und 1 FEM. 0,997 RGM. Man kann 
auch einen ungeraden Betrag deshalb etwas nach oben abrunden. 
Praktiſch ſind endlich u. U. Klageanträge und Urteile, z. B. „auf 
Zahlung nach Wahl des Klägers auf DGM. oder FGM. (oder 
RM.)“. Dann hat der Kläger neben feiner wertbeſtändigen Forde⸗ 
rung auch eine einfache wertbeſtändige Zwangs hypothek auf TOM. 
bzw. einfache Zwangshypothek auf RM. AGR. Ricks, Berlin. 


Eintragungsfähige Beallaſten und Altenteilszahlungen 
in Feingoldmark! 


Ein Notar bat mich jetzt um Auskunft, ob Reallaſten und 
Altenteilszahlungen (Taſchengeld, Rente uſw.) in Feingoldmark ein⸗ 
tragbar ſeien, da ſein Grundbuchamt ſich weigere. Ich erwiderte: 
Ich würde eintragen. Es bewegen mich dazu dieſelben Gründe, wie 
bei der Rentenmarkhypothek in DNotV. 1924, 36. KG. wie Meyer⸗ 
hof, JW. 1924, 1127, haben nicht überzeugt. Beide Markarten 
laufen auf Reichswährung aus (vgl. Geſetze v. 30. Aug. 1924 
[RGBl. II, 235 ff.) und find nur ein Maßſtab, nach der die Reichs⸗ 
markzahlung zu leiſten iſt. Allgemeine Forderungen auf Feingold⸗ 
mark ſind von der Reichsgeſetzgebung ausdrücklich zugelaſſen, da 
andernfalls nicht Zahlungsbefehle und Schuldtitel (Bek. v. 13. Mai 
1924, BD. v. 27. Juni 1924 [RGBl. 552, 660) über ſolche Forde⸗ 
rungen für zuläſſig erachtet worden wären. Wenn man vollſtreck⸗ 
bare Schuldtitel wegen folder Feingoldmarkforderungen zuläßt, fo 
kann der Reallaſt⸗ oder Altenteilsberechtigte mit feiner nicht be⸗ 
friedigten gleichen Forderung nicht ausgeſchloſſen ſein. Danach kann 
ein Eigentümer zur Beſtellung einer Reallaſt in Feingoldmark rechts⸗ 
kräftig verurteilt werden, dem ſich das Grundbuchamt zu fügen hat. 
Die Zulaſſung von nur Hypotheken⸗, Grund- und Rentenſchulden in 
Feingoldmark durch die Geſetze v. 23. Juni 1923 und 17. April 1924 
ſchließt nicht die Feingoldmark für andere Forderungen aus. Um fo 
mehr, als in Reichswährung umgerechnet und gezahlt wird! Da 
über die ſonſtige Eintragungsfähigkeit der Feingoldmark kein Zweifel 
beſteht, herrſcht Eintragungspflicht für Reallaſten, Altenteile in Fein⸗ 
goldmark. Eine Ablehnung iſt Formalismus und wie immer gleich⸗ 
zeitig Verkehrs⸗ und Wirtſchaftserſchwernis! 

AGR. Ricks, Berlin. 


Eintragung einer Vormerkung in das Grundbuch zur 
wirklamen Unterſtürung eines eingetragenen 
Vorkaufsrechtes. 


Bekanntlich ſteht die Rechtſprechung ſtändig auf dem Stand⸗ 
punkte, daß ein grundbücherlich eingetragenes Vorkaufsrecht nur dann 
ausgeübt werden kann, wenn das Grundſtück durch Kauf veräußert 
wird, nicht dagegen dann, wenn dies durch Tauſch geſchieht. Ich 
mache in dieſer Hinſicht insbeſondere auf RG. 101, 101 aufmerkſam. 
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Hiernach iſt die Gefahr nicht abzuweiſen, daß der Grundſtücks⸗ 
beſitzer, um das Vorkaufsrecht zu umgehen, ſein Grundſtück im Wege 
des Tauſches an eine dritte Perſon veräußert, z. B. gegen Aktien 
oder gegen andere leicht in Geld umzuſetzende Gegenſtände. Der 
Nachweis, daß ein ſolches Verfahren nur zur Umgehung des Vor⸗ 
kaufsrechtes eingeſchlagen worden iſt, dürfte in der Praxis ſchwer 
zu führen ſein. Tatſache iſt, daß dadurch ſchon manches Vorkaufs⸗ 
recht zunichte gemacht worden iſt. 

Um dieſer Gefahr vorzubeugen, hatte ich in einer von mir 
bearbeiteten Rechtsangelegenheit die Eintragungsbewilligung wegen 
des Vorkaufsrechtes jo gefaßt, das Vorkaufsrecht werde für alle 
Fälle einer Veräußerung eingeräumt, auch für den Fall eines 
Tauſches, und zwar dies mit der Maßgabe, daß dann als Vor⸗ 
kaufspreis der angemeſſene Wert der tauſchweiſe in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Gegenſtände gilt. 

Das Grundbuchamt hat dieſe Eintragung unter Hinweis auf 
den RGKomm. 81098 Anm. 2 und 8 504 Anm. 2 ſowie auf 
Staudinger, BGB. 8 1097 unter Ia und 8 504 unter Ja ab- 
gelehnt. 

Dagegen war auf folgendem Wege zu einem Ergebnis zu ge⸗ 
langen, durch das dem Vorkaufsberechtigten ein wirtſchaftlich faſt 
gleichwertiger Schutz dagegen gewährt iſt, daß ihm nicht etwa durch 
Abſchluß eines Tauſchvertrages ſein Vorkaufsrecht zunichte gemacht 
werden kann. Es wurde nämlich zunächſt ein gewöhnliches Vor⸗ 
kaufsrecht für alle Verkaufsfälle eingetragen, daneben aber in gleichem 
Range eine Vormerkung folgenden Wortlautes: 

„Anſpruch des X. auf übertragung des Eigentums unter 

den in der Eintragungsbewilligung enthaltenen Bedingungen.“ 

In dieſer Eintragungsbewilligung wurde nun ausdrücklich geſagt, 

daß, ſollte ein Tauſchvertrag abgeſchloſſen werden, der K. berechtigt 

ſei, die Übertragung des Eigentums an dem Grundſtücke zu ver⸗ 

langen, wenn er dagegen denſelben Wert gewährt, der dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer auf dem Tauſchwege zufließen ſollte. 

Dieſe Art der Behandlung dürfte in ähnlichen Fällen ſich als 


zweckmäßig erweiſen. 
Geh. IR. Dr. Felix Bondi, Dresden. 


Übertragung von Grundbuchpoſten. 


Die Übertragung von Grundbuchpoſten auf ein anderes Blatt 
iſt eine Aufgabe, die praktiſch ebenſo wichtig wie theoretiſch ſchwierig 
iſt. Ihre leitenden Geſich spunkte ſollen im folgenden hervorgehoben 
werden, während eine ausführlichere Erörterung der dabei ſich er⸗ 
gebenden Streitfragen demnüchſt an anderer Stelle (wahrſcheinlich 
in der Deutſchen Richter Zeitung erſcheint. 


I. Fälle der Übertragung. 


Eine Übertragung von Grundbuchpoſten findet in folgenden 
Fällen ſtatt: 

a) Mehrere Grundſtücke werden auf ein Blatt zuſammengeſchrieben, 
a) entweder unter Aufrechterhaltung ihrer Selbſtändigkeit, 84 G80. 
ß) oder unter „Vereinigung“ oder „Zuſchreibung“, 85 GBO. 

b) Ein Grundſtück oder ein Teil eines ſolchen wird von dem Blatt, 
auf dem es bisher ſtand, entfernt, z. B. weil es belaſtet werden 
ſoll, 86 GBO. 

e) Ein Grundbuchblatt wird wegen Unüberſichtlichkeit umgeſchrieben. 
Hierzu AV. des JM. v. 31. März 1919 (JuſtMBl. 207 — Preuß. 
Arch. 434), im folgenden als AV. bezeichnet. 

II. Inhalt der Übertragung. 

Zu übertragen iſt grundſätzlich der geſamte Juhalt des 
GB., alſo nicht bloß Laſten, ſondern auch Rechte, ſoweit ſie ſub⸗ 
jektib⸗dingliche Natur haben. Rechtlich bedeutungsloſe Ein⸗ 
tragungen ſind nicht zu übertragen. Hierhin gehören 
A. ſolche Eintragungen, die materiell bereits erloſchen ſind 

oder mit der Übertragung erlöſchen; dies konunt in folgenden 

Fällen vor: 5 EL 

a) Haftentlaſſungen. Der Haftentlaſſung gleich ſteht ein Unſchäd⸗ 
lichkeitszeugnis, das vom Landeskulkuramt (Gel. v. 3.1 Juni 
1919, 816 Nr. 9) für Hypotheken, Grund- und Rentenſchulden, 
Reallaſten, Lehens⸗ und Fideikommißrechte, nicht auch für 
Dienſtbarkeiten (KJ. 42, 199) auf Grund folgender Geſetze 
erteilt wird: a, . 

Gef. v. 3. März 1850 (Verkauf kleiner Grundſtücke), 

Geſ. v. 27. Juni 1860 (Austauſch von Trennſtücken), 

Geſ. v. 27. Juni 1890 (Verkauf großer Trennſtücke zur Renten⸗ 

gutsbildung), ’ 

Gel. v. 15. Juli 1890 (Unentgeltliche Abtretung von Gutsteilen 

zu öfſentlichen Zwecken). 

S. auch Art. 20 AG. GBO. 

I) Rechtsveränderungen außerhalb des GB. Hier iſt im allgemei⸗ 
nen allerdings Nachweis der Unrichtigkeit und Löſchungsankrag 
nötig. Ausnahmen: 

a) Von Amts wegen zu prüfende Eintragungen: 

1. Vermerk des ſubjektiv⸗dinglichen Rechts beim herrſchenden 
Grundſtück, 8 8 Abſ. 2 G88. 

2. Löſchung der Vormerkung nach 8 18 G0. 

3. Nacherbenvermerk, 8 52 GBO., 
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4. Teſtamentsvollſtreckervermerk, 553 G0. 
5. Anderungen in der Mitbelaftung, 8 49 GBO. 


8) Offenbar überholte Eintragungen, ſoweit ſie nicht unter a 
fallen. Ihre Behandlung iſt zweifelhaft. Vgl. Bauer in 
ZBF8. 1910, 557 und Schultze, daſ. 1914, 545. Bei 
offenbar unmöglichen Eintragungen, z. B. einem vor 100 
Jahren eingetragenen Altenteil, wird man die Unrichtigkeit 
als offenkundig anſehen können. In anderen Fällen kann 
man die Löſchung dem Berechtigten androhen und in ſeinem 
Schweigen einen Verzicht finden. Über den fehlenden Antrag 
kann man dann hinwegſehen. Näheres hierüber ſ. meinen 
Aufſatz in DR. 

c) Enteignungen, die alle Laſten erlöſchen laſſen. Solche Ent⸗ 
eignungen ſehen vor 
preuß. Enteignungs⸗Geſ. v. 

Gef. v. 26. Juli 1922, 

preuß. Fluchtlinien⸗Geſ. v. 2. Juli 1875, 

preuß. Markſtein⸗Geſ. v. 7. Okt. 1865 
7. April 1869, 

Reichs⸗Rayon⸗Geſ. v. 21. Dez. 1871 in Verb. mit Geſ. v. 
27. April 1920 u. 13. Jan. 1921, 

Reichs⸗Kriegsleiſtungs⸗Geſ. v. 13. Juni 1873, 

Reichs⸗Rinderpeſt⸗Geſ. v. 7. April 1869, 

Reichs⸗Telegraphenwege⸗Geſ. v. 18. Dez. 1899, 

Reichs⸗Siedlungs⸗Geſ. v. 11. Aug. 1919, 

Reichs⸗Wohnungsmangel⸗VO. v. 23. Sept. 1918 in der Fall. 
des Gef. v. 26. Juli 1923, 

Reichs⸗Gef. über Enteignungen und Entſchädigungen anläßlich 
des Friedensvertrags v. 31. Aug. 1919, 

Reichs⸗Elektrizitäts⸗Soziallſierungs⸗Geſ. v. 31. Dez. 1919, 

Reichs⸗Heimſtätten⸗Geſ. v. 10. Mai 1920, 

preuß. Geſ. über Bodenverbeſſerungs⸗Genoſſenſchaften v. 5. Mai 
1920. 

d) Teilung eines mit einer Dienſtbarkeit belaſteten Grundſtückes, 
wenn die Dienſtbarkeit nur einen Grundſtückteil beiaftet, 88 1026, 
1090 Abſ. 2 BGB. Das Erlöſchen tritt für die nichtbe. aſteten 
Teile auch ein, wenn die Möglichkeit einer Anderung in der 
Ausübung beſteht. A. M. KJ. 31, 311. Näheres hierüber 
j. meinen Aufſatz in Dag. 

B. inhaltlich unzuläſſige Eintragungen. Die Zuläſſigkeit iſt aber 
nach dem Zeitpunkt der erſten Eintragung, nicht nach dem der 
Umſchreibung, zu beurteilen, ſofern nicht etwa gegenwärtiges 
öffentliches Recht verletzt iſt. KJ. 40, 227. Inhaltlich unzu⸗ 
läſſige Eintragungen ſind z. B. 

a) öffentlich⸗rechlliche Laſten, 

b) Ablöſungsvermerke jedenfalls dann, wenn die Ablöſung in einer 
einmaligen Zahlung, nicht in wiederkehrenden Leiſtungen beſteht. 
Näheres hierüber ſ. meinen Aufjag in Dotz. 

C. Eintragungen, die bereits auf dem neuen Blatt ſtehen. 


11. Juni 1874 in Berb. mit 


in der Faſſung v. 


III. Form der Übertragung. 


A. Die nach Abſchn. II nicht zu übertragenden Poſten müſſen 
entweder auf dem alten Blatt ausdrücklich gelöſcht werden oder 
aber es genügt bloße Nichtübertragung. 

a) Löſchung ift nötig bei unrichtigen (oben II Ab) und bei unzu⸗ 
läſſigen (oben B) Eintragungen. Vgl. 8 20 Abſ. 2 der AV. 
b) In den anderen Fällen (oben II Aa, c, d) und wohl auch bei 

Ablöſungsvermerken genügt Nichtübertragung. 

Ein nach 8 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. einzutragender Widerſpruch 

braucht erſt auf dem neuen Blatt zu erſcheinen. 

B. Die Form der Übertragung der beſtehen bleibenden Poſten 
iſt nirgends geregelt. Aus der oben genannten AV. können indes 
einige Anhaltspunkte entnommen werden. S. insbeſ. § 20a Nr. 3 
bis 6 daſ. Danach ift im Intereſſe der Überſichtlichkeit und Lesbar⸗ 
keit des GB. größte Vereinfachung anzuſtreben. Hierfür kommen 
namentlich folgende Punkte in Betracht: 

a) Zuſammenziehung des bisher teilweiſe vor und teilweiſe nach 
dem Poſten ſtehenden Übertragungsvermerks in einen einheit⸗ 
lichen Vermerk für ſämtliche in einer Abteilung übertragenen 
Poſten. 

b) Weglaſſung von Teilen der Eintragung ſelbſt, und zwar: 

a) Weglaſſung ſolcher Teile, die für die Eintragung unweſentlich 
find. Ein Beiſpiel dafür in meinem Aufſatz in DRZ. Auch 
eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung kann fort⸗ 
gelaſſen werden, wenn die Eintragung ſelbſt alle notwendigen 
Beſtandteile bereits enthält. Unſtatthaft dagegen iſt die 
Verkürzung langwieriger Eintragungen durch Anwendung 
der Bezugnahme, wo ſie bisher fehlte, vgl. 8 20 Nr. 4 
der AV. 

6) Weglaſſung der Vorinhaber eines wiederholt abgetretenen 
Rechts, vgl. 8 20 a Nr. 3 der AV. Anderungen in der Reihen⸗ 
folge dagegen ſind auch dann nicht ſtatthaft, wenn dieſe durch 
Rangrücktritte u. dgl. verändert iſt. 

c) Zuſammenziehung mehrerer Eintragungen in eine einzige iſt 
zuweilen möglich, ſo namentlich bei Rentenbankrenten, da deren 
Rang nicht von der Reihenfolge im GB. abhängt. 
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d) Vermeidung von Wiederholungen, wenn bei wiederholten Zu⸗ 
ſchreibungen von Grundſtücken auf das gleiche GBBlatt derſelbe 
Poſten mehrmals zu übertragen iſt. 


e) Übernahme von Abänderungs⸗ und Teillöſchungsvermerken in 
die Hauptſpalten, vgl. 8 20 a Nr. 5 der AVB. Bei Ermäßigung 
des Zinsfußes jedoch wird wegen der Haftung für Rückſtände 
der frühere Zinsſuß ſtets mit anzugeben ſein. 

1) Fortſchreibung des Beſtandsverzeichniſſes nach dem Steuerbuch. 
Dabei iſt ferner zu beachten, daß ein gemeinſchaftliches GBBlatt 
von Amts wegen aufgehoben werden kann, wenn die Geſahr der 
Verwirrung entſteht. Im umgekehrten Fall, wenn eine Ver⸗ 
einigung oder Zuſchreibung von Grundſtücken angebracht er⸗ 
ſcheint, iſt ein Antrag des Berechtigten zu erwirken, vgl. 8 20 
Abſ. 2 der AV. Über die Behandlung altrechelicher Eintragun⸗ 
gen im Beſtands⸗Verzeichnis, namentlich der Zubehörgrundſtlücke, 
j. meinen Aufſatz in DRZ. 


IV. Koſten. 


Gebührenfrei ſind die Übertragungen nach 8 1 preuß. GKG. 
an ſich nicht, weil ſie im Intereſſe eines Privaten vorgenommen 
werden. Jedoch ſtellt eine RV. des preuß. IM. v. 14. Dit. 1914, 
die in einer Fußnote zu der oben erwähnten AV. von 1919 abge⸗ 
druckt iſt, gnadenweiſen Erlaß der Koſten in Ausſicht. 


Landrichter Dr. Weißler, Halle a. d. S. 


Kreditnot und Erundbuchrichter. 


Bei der Hauptgeſchäftsſtelle eines landwirtſchaftlichen Verbandes 
ging eines Tages von einem Amtsgericht ein Schreiben ein, in dem 
mitgeteilt wurde, daß verſchiedene Landwirte in ihrer Kreditnot 
Hypotheken mit beſtimmten, näher angegebenen Bedingungen ein⸗ 
tragen laſſen wollten. Der betreffende Grundbuchrichter fragte an, 
ob dieſe Anträge unbedenklich ſeien, und bat durch ein Telegramm 
„ablehnen“ oder aber „unbedenklich“ um baldige Stellungnahme. 

Anſcheinend entſprachen die betreffenden Eintragsbewilligungen 
in vollem Umfange den Beſtimmungen der Grundbuchordnung. Es 
erſcheint daher befremdlich, daß ein Grundbuchrichter über die for⸗ 
melle Prüfung der ihm vorliegenden Anträge hinaus auch eine Nach⸗ 
prüfung der zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfte nach der wirtſchaft⸗ 
lichen Seite hin vornimmt. Es erhebt ſich daher die Frage, ob ein 
Richter aus Bedenken gegen das obligatoriſche Rechtsgeſchäft die 
beantragte Eintragung einer Hypothek im Grundbuche ablehnen kann. 

Einigung und alle ſonſtigen zur Rechtsänderung erforderlichen 
Erklärungen ſind vom BGB. als abſtrakte Erklärungen geſtaltet 
worden. Sie ſind alſo regelmäßig unabhängig von dem ſchuldrecht⸗ 
lichen Grundgeſchäſt. Deſſen Ungültigkeit kann alſo die Gültigkeit 
des dinglichen Leiſtungsgeſchäftes nicht beeinträchtigen, ſondern nur 
die Entſtehung eines perjönlichen Bereicherungsanſpruchs zur Folge 
haben. Ebenſo iſt auch die Eintragungsbewilligung eine abſtrakte 
Erklärung. Auch wenn Grundgeſchäſt und Eintragsbewilligung in 
einer Urkunde verbunden ſind, wird die Gültigkeit des Grund⸗ 
geſchäfts nicht zur Vorausſetzung der Eintragungsbewilligung. Die 
Ungültigkeit des Grundgeſchäfts hat alſo regelmäßig die Ungültig⸗ 
keit der Eintragungsbewilligung nicht zur Folge. Demnach braucht 
auch der Grundbuchrichter die Gültigkeit des Grundgeſchäfts im all⸗ 
gemeinen nicht zu prüfen (vgl. Güthe, Grundbuchordnung, 4. Auf⸗ 
lage 8 19 Anm. 27). 

Beſonderes muß aber bei einer Hypothek gelten. Dieſe beſteht 
für eine Forderung. Forderung und Hypothek bilden dergeſtalt ein 
einheitliches Ganze, daß die Forderung das Hauptrecht, die Hypothek 
nur ein die Befriedigung dieſes Hauptrechts ſicherndes Nebenrecht dar⸗ 
ſtellt (RG. 81, 268 JW. 1923, 429). Die zu ſichernde Forderung 
gehört alſo zum Weſen der Hypothek und muß daher in der Eintra⸗ 
gungsbewilligung derartig bezeichnet werden, daß ſich zum mindeſten 
die Merkmale für die Unterſcheidung von anderen Forderungen ergeben 
(vgl. RGRKomm. 8 1113 Anm. V). Trotzdem darf aber der Grund⸗ 
buchrichter die Eintragung der Hypothek regelmäßig nicht von dem Nach⸗ 
weiſe des Beſtehens der Forderung abhängig machen, vielmehr hat er 
auf die bloße Angabe des Schuldverhältniſſes Hin die Eintragung vor⸗ 
zunehmen. Kann doch nach 8 1113 Abſ. 2 BGB. auch eine Hypothek 
für eine aufſchiebend bedingte oder künftige Forderung beſtellt wer⸗ 
den. Ergibt ſich jedoch, daß nach den Angaben in der Eintragungs⸗ 
bewilligung das Beſtehen einer gegenwärtigen oder zukünftigen For⸗ 
derung unmöglich iſt, ſo hat der Grundbuchrichter die Eintragung 
der Hypothek, weil für dieſe eine Forderung notwendig iſt, abzu⸗ 
lehnen (vgl. RGRKomm. 8 1113, Anm. 5). Muß daher der Grund⸗ 
buchrichter aus den näheren Beſtimmungen der Eintragungsbewilli⸗ 
gung (z. B. Höhe des Zinsſatzes, Kündigungsbedingungen, Vertrags⸗ 
ſtrafen, Zuſchlägen uſw.) unter Berückſichtigung der allgemeinen 
wirtſchaftlichen Lage die Überzeugung gewinnen, daß eine Forderung 
gegen den die Eintragung Bewilligenden gar nicht beſteht, da das 
ganze Darlehnsgeſchäft wegen Wucher nichtig iſt, ſo muß er die 
Eintragung der Hypothek ablehnen. Beweiſe werden zwar regel⸗ 
mäßig im Grundbuchverfahren nicht erhoben, es kann aber dem 
Grundbuchrichter nicht verwehrt ſein, ſich durch Einholung einer 
Auskunft über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Aufklärung zu ver⸗ 
ſchaffen, in die er nicht genügenden Einblick zu beſitzen glaubt. Das 
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Verhalten des Richters in dem eingangs geſchilderten Falle erſcheint 
daher rechtlich als völlig einwandfrei. 

Um ihre dunklen Darlehnsgeſchäfte zu verſchleiern, laſſen ge⸗ 
wiſſe Kreiſe anſcheinend jetzt häufiger für ſich Grundſchulden an Stelle 
von Hypotheken eintragen. Die Eutſtehung der Grundſchuld iſt von 
dem Beſtehen einer Forderung ſachenrechtrich gänzlich unabhängig. 
Dieſe iſt nicht Rechtsinhalt der Grundſchuld, ſondern nur Beweg⸗ 
grund für die Beſtellung. Iſt daher die Forderung erloſchen oder 
hat ſie gar nicht beſtanden, ſo erfährt hierdurch das dingliche Recht 
nicht eine Umgeſtaltung, wie regelmäßig die Hypothek, ſondern bleibt 
in ihrem Beſtande unberührt. Anders it es aber dann, wenn die 
Rechtsgründe, die gegen die Forderung wirken, in gleicher Weiſe 
auch auf die Begründung des dinglichen Rechts Wirkung äußern (vgl. 
NRERKomm. 8 1191, Anm. 1). Nach der übereinſtimmenden Auf 
faſſung von Rechtſprechung und Rechtslehre hat die Nichtigkeit eines 
obligatoriſchen Rechtsgeſchäfts, das Wuchercharakter an ſich trägt, 
auch die Nichtigkeit des dinglichen Leiſtungsgeſchästs zur Folge, denn 
nicht nur das Verſprechen von Vermögeusvorteilen, ſondern auch 
das Gewähren von ſolchen fällt unter 8 138 BGB. (vgl. Stau⸗ 
dinger 8 138, Anm. II 4a). Der Bewucherte hat daher, falls er 
eine Hypothek für den Wucherer beſtellt hat, nicht nur eine Be⸗ 
reicherungsklage gegen dieſen, ſondern kann auch mit der Eigen⸗ 
tumsfreiheitsklage die Löſchung der Hypothek verlangen. Nun er⸗ 
wirbt allerdings der Berechtigte die Briefgrundſchuld nicht ſchon mit 
der Eintragung im Grundbuche, ſondern erſt dann, wenn ihm der 
Grundſchuldbrief übergeben worden iſt (88 1192 und 1117 BGB.). 
Trotzdem wird man meines Erachtens bereits die Eintragungs⸗ 
bewilligung für einen Teil des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts und 
nicht bloß die Übergabe des Briefes als dieſes betrachten müſſen. 
Man wird daher auch die Beſtellung einer Grundſchuld dei einem 
wucheriſchen Darlehnsgeſchäſt als nichtig anzuſehen haben. Sofern 
der Grundbuchrichter daher die Überzeugung gewinnt, daß es ſich 
um eine wucheriſche Darlehnsgewährung handelt, muß er die Ein⸗ 
tragung einer Grundſchuld ebenſo wie die einer Hypothek ablehnen. 

Wir ſehen alſo, wie dem Grundbuchrichter über die rein formale 
Prüfung der Eintragungsvorausſetzungen hinaus die Pflicht erwächſt, 
die der Eintragungsbewilligung zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfte 
nach der wirtſchaftlichen Seite hin zu prüfen. Die jetzige außer⸗ 
ordentliche Kreditnot bringt, ähnlich wie in den ſiebziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts, wieder jene Kreiſe auf den Plan, die 
die Grundbeſitzer durch Gewährung ſogenannter „Krawattenhypo⸗ 
theken“ zu erdroſſeln verſuchen. Deshalb legt die heutige Zeit dem 
Grundbuchrichter die beſondere Verpflichtung auf, die Anträge auf 
Eintragungen im Grundbuche beſonders ſorgfältig auch nach der 
wirtſchaftlichen Seite hin zu prüfen. Der Richter aber, der über die 
rein formale Prüfung hinaus die zugrunde liegenden wirtſchaftlichen 
Vorgänge klar zu durchdringen vermag, wird nicht nur als Berater 
wirken, ſondern auch darüber hinaus durch ein unter Umſtänden ver⸗ 
antwortungsfreudiges Ablehnen bedenklicher Anträge vielleicht zu⸗ 
nächſt Befremden erregen, letzten Endes aber doch als Beſchuützer der 
unerfahrenen Landwirte gegen wirtſchaftliche Übervorteilung und 
Ausſaugung ſegensreich wirken. Geruſſ. Walter Holz, Berlin. 


Zur Lehre von der Grenznlage. 


Der auf dem Grundſtücke des B. gelegene Teich hat nach der 
Behauptung des angrenzenden Grundſtücksbeſitzers A. in deſſen 
Grundſtüd eine Einbuchtung gewaſchen; A. klagt auf Wiederherſtel⸗ 
lung ſeines Grundſtücks. B. behauptet, die Einbuchtung entſpreche 
der wirklichen Grenze. Die Motive zu § 920 BGB. jagen hierzu: 
„Für die Löſung dieſes Streits“ (der „den Lauf der Grenze zwiſchen 
zwei Nachbargrundſtücken betrifft“) „jind die Vorſchriften über die 
Eigentumsklage maßgebend. Nur ſoweit dieſe Vorſchriften zur 
Löſung des Streits nicht genügen, iſt die Beſtimmung einer Be⸗ 
ſonderheit erforderlich. Dieſe iſt hier und nicht im Abſchnitt über 
den Eigentumsſchutz beſtimmt, weil es ſich um einen Spezialfall 
der Eigentumsklage handelt, welcher durch die ... Abgrenzung der 
Grundſtücke gegeneinander gegeben wird.“ Alſo nur für den Fall, 
daß ſich „im Falle einer Grenzverwirrung die richtige Grenze nicht 
ermitteln läßt“ (5 920 BOB.), iſt die Grenzklage des 8 920 gegeben, 
nicht aber, wenn der Lauf der Grenze zwiſchen zwei Nachbargrund⸗ 
ſtücken ſtreitig ift, alſo die Ermittlung der richtigen Grenze erſtrebt 
wird; in dieſem Falle liegt vielmehr eine Eigentumsklage (rei vin- 
dieatio, negatoria, Eigentumspräjudizialklage [Motiven ebenda]) 
vor. Aber auch die Klage aus $920 wird als Spezialfall der 
Eigentumsklage bezeichnet. Iſt das richtig? 
> 8920 ſetzt voraus, daß die richtige Grenze nicht zu ermitteln 
iſt; er bezeichnet „für die Abgrenzung“ den Beſitzſtand als maß⸗ 
gebend. Ziel iſt alſo die Abgrenzung. Dieſe nimmt der Richter vor; 
eine Mitwirkung des Beklagten iſt nicht nötig, er hat vielmehr nur 
dem Richterſpruche zu gehorchen. „Kann der Beſitzſtand nicht feſt⸗ 
geſtellt werden, ſo iſt jedem der Grundſtücke ein gleichgroßes Stück 
der ſtreitigen Fläche zuzuteilen“. Dieſe Zuteilung nimmt der 

ichter vor, ohne daß der Beklagte um ſeine Einwilligung gefragt 
wird. Führt dieſes Verfahren zu keinem vernünftigen Ergebniſſe, 
o „it die Grenze“ nach Billigkeit „zu ziehen“. Die Grenzziehung 
ziegt wiederum allein dem Richter ob, ohne daß es der Mitwirkung 
des Beklagten bedarf. Aber wenn dann die „Abgrenzung“, die „Zu⸗ 
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teilung“ geſchehen, die „Grenze gezogen“ iſt, dann tritt die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten ein, das von ihm jenjeit3 dieſer Grenze 
Beſeſſene herauszugeben, die Beeinträchtigung zu beſeitigen, kurz 
dem Eigentumsanſpruche zu genügen. Daraus ergibt ſich: Was ge⸗ 
mäß 3920 geſchieht, it eine rechtsgeſtaltende Tatigkeit des Prozeß⸗ 
richters, die, wenn ſie ſelbſtändig wäre, ſich als Akt der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit darſtellen würde, ſo aber eine Abänderung und Er⸗ 
gänzung des Eigentumsklageverfahrens für den be onderen Fall der 
Grenzverwirrung bedeutet, die den Eigentumsbeweis erfſetzen ſoll. 
Dann aber kann man von einer beſonderen Grenzklage aus 8 9204) 
kaum mehr reden und muß den Motiven beitreten, wenn ſie von 
einem Spezialfall der Eigentumsklage ſprechen. 

Dieſes Ergebnis wird beſonders intereſſant, wenn man noch 
einen Blick auf die actio finium regundorum des römicchen Rechts 
wirft. Dieſe iſt ein Spezialfall der actio communi dividundo, ein 
Gedanke, den die Motive zum BGB. von vornherein ablehnen. 
„Wenn nämlich auf Grenzberichtigung geklagt wird, jo hat der Richter 
zwar zunächſt die richtige Grenze aufzuſuchen und demgemäß ſein 
Urteil zu fällen; wenn er aber die wahre Grenze nicht auffinden 
kaun, fo bleibt ihm nichts anderes übrig, als das ftreitige Stück 
als gemeinſchaftlich zu behandeln und dasſelbe zwiſ hen den Parteien 
zu teilen“ uſw. (Windſcheid, Pand. 8 450). Die actio kinjum 
regundorum „iſt zunächſt nichts anderes, als Inanſpruchnahme eines 
Stüdes Land, welches aus dem ruhigen Beſitze hinausgekommen iſt. 
Daher I. 1 D h. A. Finium regundorum actio in personam est, 
licet pro vindicalione rei est“ (ebenda Anm. 2). „Der Grenzberich⸗ 
tigungsanſpruch kann nicht bloß von dem Eigentümer und gegen 
denſelben, ſondern auch von dem Emphyteutar, Superficiar, Nieß⸗ 
braucher, Pfandberechtigten, und gegen diefe Perſonen erhoben wer⸗ 
den“ (ebenda bei Note 9). Alſo: die Feſtſtellung der richtigen Grenze 
it Inhalt der actio finſum regundorum (anders § 920); dieſe iſt 
actio in personam — obſchon pro vindicativne rei —, und zwar in 
remo scripta (Sohm, Inſt. 9 52 II a. E.). Wenn aber die actio 
kinium regundorum eine beſondere Klage und nicht nur ein Sonder⸗ 
fall der Eigentumsklage iſt, ſo muß ihr auch ein beſonderer zivili⸗ 
ſtiſcher Auſpruch entſprechen. Dieſer kann gemäß ihrer Natur als 
Teilungsklage nur in der Verpflichtung beſtehen, mit dem Grenz⸗ 
nachbarn zu ammen die Grenze jeitzujtellen. („Jeder Teilhaber iſt 
verpflichtet, auf Verlangen des Genoſſen mit demſelden ab uteilen“, 
Windſcheid, 8449, 3). Die actio finium regundorum ijt dem⸗ 
nach eine Spezialklage zur Ergänzung der Eigentumsklage und neben 
ihr, nicht nur ein Sonderfall der Eigentumsklage ſelbſt (Feſtſtellung 
der wahren Grenze) oder eine Modifikation derſelben (8 920), wie 
in unſerem Rechte. Darum Vorſicht bei Heranziehung der Rechts⸗ 
geſchichte! LG Dir. du Chesne, Leipzig. 


Die Beflenerung der Eigenfagdbezirke in Preußen, 

Die Streitfrage, ob von dem Jagdpächter durch Kreisſteuer⸗ 
ordnungen eine Jagoſteuer erhoben werden dürfe, iſt durch das OVG. 
unter dem 11. Nov. 1923 (PrVerwBl. 45, 205) zweifelsfrei entſchieden 
worden. Der Jagdpächter übt auf fremdem Grund und Boden die 
Jagd aus; das Recht, zu Jagen, erwirbt er auf Grund eines Pacht⸗ 
vertrages; der Eigentümer verzichtet auf die Nutzung des Grund⸗ 
ſtückes in dieſer Richtung. Mit einem im voraus nicht beſtimmten 
Ereignis, das in dem Zeitpunkt des Abſchluſſes des Pachtvertrages 
zu erblicken iſt, tritt die Steuerpflicht ein. Die Abgabe des Jagd⸗ 
pächters an den Kreis fällt demnach in den Bereich der indirekten 
Steuern, wenn man mit der herrſchenden Lehre als Vorausſetzung 
für die direkte Steuer einen Zuſtand annimmt. 

Dieſe Entſch., welche den Jagdpächter mit Recht der Kreis⸗ 
jagdſteuer unterwarf, fand — wohl auf Anregung des preuß. Finanz⸗ 
miniſters, der den Kreiſen eine Muſterſteuerordnung für die Ver⸗ 
anlagung zur Jagdſteuer zugehen ließ — eine Auslegung durch die 
Verwaltungsbehörden, der man theoretiſch mit Entſchiedenheit ent⸗ 
gegentreten muß. Eine ganze Reihe von Kreiſen beſtimmte einfach 
in von dem Regierungspraſidenten genehmigten Jagdſteuerordnungen, 
daß als jagdſteuerpflichtig jeder anzuſehen ſei, der auf kreisbelegenen 
Grundſtücken das Jagdrecht ausübe oder durch Dritte ausüben laſſe. 

Die Kreisſteuerordnung (KSto) zieht in den Kreis der Steuer⸗ 
pflichtigen neben den Jagdpachtern alſo auch die Eigentümer, wenn 
ſie auf ihren Eigenjagdbezirken die Jagd ausüben, überſieht aber 
die Verſchiedenheit der Rechtslage. 

Nach dem Wortlaut der KSto. tritt bei dem Eigenjagdbeſitzer 
die Beſteuerung allerdings erſt ein, wenn er das Jagdrecht ausübt, 
er würde demnach von der Steuer freigeſtellt ſein im Falle des 
Ruhens der Eigenjagd. Das Ereignis wäre der Zeitpunkt der Aus⸗ 
übung, da nicht vorher beſtimmbar, wäre die Vorausſetzung für 
eine indirekte Steuer gegeben. Das iſt aber ein Trugſchluß. 

Der Jagdpächter leitet ſein Nutzungsrecht vom Grundeigen⸗ 
tümer her, es iſt ihm übertragen. Der Grundeigentümer zieht die 
Nutzung des Grund und Bodens ſelbſt, die Jagdnutzung iſt un⸗ 
löslich mit letzterem verbunden; ihr Bezug durch Ausübung der 
Jagd iſt niemals ein ſelbſtändiges Recht. Die Beſteuerung, der Eigen⸗ 
jagdnutzung kollidiert demnach mit der Belaſtung des Grund und 
Bodens durch die Grundſteuer. Sie iſt eine der letzteren „gleich 
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artige“ Steuer i. S. des 8 2 FinAusglG. v. 23. Juni 1923 — ebenſo 
wie dieſe eine direkte Steuer, weil ſie einen Zuſtand erfaßt. Damit 
verſtößt ihre Erhebung gegen das Kreis⸗ und Provinzialabgaben⸗ 
geſetz, das nur indirekte Steuern den Kreiſen zubilligt (vgl. OVG. 
v. 11. Nov. 1923, II C 86/23, JW. 1924, 870). 

Eine Entſch. des Bezirksausſchuſſes Arnsberg weiſt den Ein⸗ 
wand, daß die KStO. ja nur die Ausübung der Jagd, nicht das 
Jagdrecht treffen wollten, zutreffend zurück, indem ſie die Hand⸗ 
habung der KStO., die Art der Veranlagung einer Be⸗ 
trachtung unterzieht. Sollte wirklich nur die Jagdausübung 
ſteuerlich erfaßt werden, ſo ſei eine ſchematiſche Veranlagung aller 
Jagdberechtigten unzuläſſig. In den Eigenjagdbezirken dürfte ſie 
vielmehr nur erfolgen, wenn der Jagdberechtigte die Jagd nicht 
ruhen laſſe, ſondern tatſächlich ausübe. Die KSto. ſetze aber mit 
der Beſteuerung ſchon auf Grund der bloßen Tatſache des Beſitzes 
des Jagdrechtes ein. 

Es ſtehe im vollen freien Ermeſſen der Behörde, da die KSto. 
ſich über dieſe Fragen ausſchweigen, zu entſcheiden, ob nur der 
Eigenbeſitzer ſteuerpflichtig ſei, der in gewiſſen ſich regelmäßig wieder⸗ 
holenden Zeitabſchnitten die Jagd ausübe, oder der im Wildſchadens⸗ 
falle (8 62 Jagd.) gegen feinen Willen die Jagd ausüben müſſe, 
während er ſie ſonſt ruhen ließe, oder ob er ſchon eine einmalige 
freiwillige oder durch die Jagdpolizeibehörde erzwungene Jagdaus⸗ 
übung die Steuerpflicht ausloſe. 

Dieſe Erwägungen führten einmal dazu, daß das Unterſchei⸗ 
dungsmerkmal „Ausübung der Jagd“ ſteuertechniſch viel zu un⸗ 
beſtimmt ſei, um einen Maßſtab für die Beſteuerung zu bilden, 
andererſeits ließen fie erkennen, daß die KS. O. nicht die Tatfache 
der Jagdausübung, ſondern den tatſächlichen Zuſtand, daß der Steuer⸗ 
pflichtige Grundſtücke mit Jagdrecht beſitzt, zur Grundlage der Be⸗ 
ſteuerung nähmen. Es wird in der Praxis alſo nicht ein Ereignis, 
ſondern ein Zuſtand beſteuert. 

Dieſe Ausführungen des Bezirksausſchuſſes find überzeugend 
und führen zur Feſtſtellung der Nechtsungültigkeit der KStO., ſo⸗ 
weit fie den Eigenjagdbeſitzer mit einbeziehen. 

Na. Ernſt Böttger, Berlin. 


Kann das Urteil eines deutſchen Gerichts in Elfaß⸗ 
Tothringen vollſtreckt werden? 


Da die Staatsgewalt an den Staatsgrenzen aufhört, ſo können 
die Urteile der Gerichte eines Staates im ausländiſchen Staate 
grundſäßlich nicht vollſtreckt werden. Um die Anerkennung der aus⸗ 
ländiſchen Urteile und damit auch die Vollſtreckung ſolcher Urteile 
zu ermöglichen, haben einzelne Staaten miteinander Staatsverträge 
abgeſchloſſen. Dieſe beruhen alle auf dem Grundſate der Gegen⸗ 
ſeitigkeit. Da nach dem Friedensvertrag von Verſailles im Ver⸗ 
hältnis von Elſaß⸗Lothringen zum Deutſchen Reich in den erſten 
fünf Jahren nach Abſchluß des FV. im Hinblick auf einen gewiſſen 
Warenverkehr Zollfreiheit beſteht und aus dem Handelsverkehr ſich 
erfahrungsgemäß häufig Rechtsſtreitigkeiten entwickeln, ſo dürfte auch 
einiges Intereſſe für die Frage beſtehen, ob die Urteile, die im 
Deutſchen Reiche gegen einen Angehörigen Elſaß⸗Lothringeus er⸗ 
laſſen werden, ohne Schwierigkeit in Elſaß⸗Lothringen vollſtreckt 
werden können. 

Da Elſaß⸗Lothringen durch den FB. ein Beſtandteil Frank⸗ 
reichs geworden iſt, jo erhebt ſich zunächſt die Frage, wie ſich der 
franzöſiſche Staat zur Vollſtreckung ausländiſcher Urteile ſtellt. Wäh⸗ 
rend das deutſche Recht (88 722, 723 ZB.) ausländiſche Urteile 
beim Vorliegen gewiſſer Vorausſetzungen allgemeiner Natur ohne 
Prüfung der Geſetzmäßigkeit der Entſch. anerkennt, beauſprucht der 
franzöſiſche Staat das Recht der Nachprüfung der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen oder des eingehaltenen Verfahrens oder der Anwendung 
der Rechtsſätze auf den feſtgeſtellten Tatbeſtaund. Dies nennt man 
im franzöſiſchen Recht die revision au fond. Dieſes Recht der 
revision au fond iſt im Art. 546 des Code de ‚procedure civile 
und in den Art. 2123, 2128 des Code civil ausgeſprochen. Das 
franzöſiſche Recht enthält ſomit in bezug auf die Vollſtreckung aus⸗ 
ländiſcher Urteile eine fo weſeutliche Erſchwerung, daß von einer 
Verbürgung der Gegenſeitigkeit zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
Frankreich keine Rede fein kann. Da aber die Verbürgung 
der Gegenſeitigkeit die erſte Vorausſetzung für die 
Anerkennung der ausländiſchen Urteile im Verhältnis der einzelnen 
Länder untereinander iſt, ſo iſt im Verhältnis zwiſchen dem Deut⸗ 
ſchen Reiche und Frankreich eine gegenſeitige Vollſtreckung der Urteile 
ausgeſchloſſen. 

Es fragt ſich aber, ob dieſer Satz nicht eine Ausnahme erleidet, 
fomeit es ji) um eine im ehemaligen Elſaß⸗Lothringen vorzuneh⸗ 
mende Vollſtreckung handelt. Bekanntlich ſind in Elſaß⸗Lothringen 
auch heute noch die deutſchen Geſetze in Geltung, die vor dem Kriege 
galten, alſo auch die deutſche Zivilprozeßordnung. Wenn ein elſaß⸗ 
lothringiſches Gericht alſo die Frage zu eutſcheiden hat, ob die Voll⸗ 
ſtreckung aus einem deutſchen Urteile zuzulaſſen ſei, ſo hat dieſe 
Eutſcheidung auf Grund der 88 722, 723 unſerer ZPO. zu erfolgen. 
8 722 ſtellt zunächſt den Satz auf, daß die Zuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung durch ein Vollſtreckungsurteil ausgeſprochen werden muß 
und daß für die Klage auf Zulaſſung der Zwangsvollſtreckung das 
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Gericht des allgemeinen Gerichtsſtandes und in Ermangelung eines 
ſolchen der Gerichtsſtand des Vermögens, d. h. das Gericht des Ortes, 
wo ſich Vermögen des Beklagten befindet, zuſtändig iſt. 8 723 3. 
regelt die Vorausſetzungen für den Erlaß des Vollſtreckungsurteils. 
Hier wird zunächſt angeordnet, daß das Urteil ohne Prüfung 
der Geſetzmäßigkeit der ausländiſchen Entſch. zu erlaſſen fet. 
Damit weicht das in Elſaß⸗Lothringen geltende Recht in dem wich⸗ 
tigſten Punkte von dem im übrigen Frankreich geltenden Rechte, 
welches die revision au fond anordnet, ab. Weiterhin wird in 
8723 verlangt, daß das Urteil des ausländiſchen Gerichts nach 
dem für dieſes Gericht geltenden Rechte die Rechtskraft ver⸗ 
langt haben muß, ehe ſeine Vollſtreckung zugelaſſen wird. Endlich 
ſchreibt 8723 vor, daß die Vorausſetzungen erfüllt ſein müſſen, 
welche an die Anerkennung ausländiſcher Urteile nach 8 328 ZPO. 
geknüpft ſind. Die wichtigſte dieſer Vorausſetzungen it die Ver⸗ 
bürgung der Gegenſeitigkeit. Die Beantwortung unſerer 
Frage läuft ſomit darauf hinaus, daß das Vollſtreckungsurteil in 
Elſaß⸗Lothringen erlaſſen werden muß, wenn auch das deutſche Geſetz 
die Vollſtreckung elſaß⸗lothringiſcher Urteile im Deutſchen Reiche zu⸗ 
läßt. Da das deutſche Geſetz in Elſaß⸗Lothringen immer noch Gel⸗ 
tung hat, ſo iſt zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Elſaß⸗Lothringen 
die Gegenſeitigkeit de jure verbürgt, denn in beiden Ländern ſind 
die Vorausſetzungen für den Erlaß des Vollſtreckungsurteils genau 
dieſelben. Es kommt alſo nur noch darauf an, ob ſie auch de facto 
verbürgt iſt. 

Das Ac. Bufendorf in Lothringen hat kürzlich ein Voll⸗ 
ſtreckungsurteil in bezug auf ein Urteil eines ſaarländiſchen Gerichts 
erlaſſen. In den Urteilsgründen prüft das Gericht lediglich die 
Frage, ob die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Es bejaht dieſe Frage, 
unter Berufung auf eine Beſcheinigung der Regierungskommiſſion 
des Saargebiets, inhaltlich welcher die Vollſtreckung franzöſiſcher 
Urteile im Saargebiete zugelaſſen wird, ſofern der Beklagte zur 
Zeit der Erlaſſung des Urteils franzöſiſcher Staatsangehöriger war, 
ſowie ferner unter Berufung auf eine VO. der Regierungskommiſſion 
des Saargebiets v. 2. Aug. 1921, veröffentlicht im Amtsblatte der 
Regierungskommiſſion Nr. 11 v. 3. Aug. 1921, in welcher eine Rege⸗ 
lung dahingehend getroffen iſt, daß ausländiſche Urteile zur Voll⸗ 
ſtreckung zugelaſſen werden, wenn der Beklagte Angehöriger des 
Staates iſt, deſſen Gericht das Urteil erlaſſen hat. Endlich zitiert 
das Urteil die 88 722, 723 380. 

Aus dieſer zweifellos richtigen Entſch. folgt, daß die elſaß⸗ 
lothringiſchen Gerichte zwangsläufig auch die Vollſtreckung der Urteile 
deutſcher Gerichte zulaſſen müſſen, ſofern fie die Feſtſtellung treffen 
können, daß auch die deutſchen Gerichte de facto die Urteile der 
elſaß⸗lothringiſchen Gerichte im Gebiete des Deutſchen Reiches zur 
Vollſtreckung zulaſſen. Die deutſchen Gerichte können m. E. nicht 
umhin, dies zu tun, weil ſie dem Zuſtande Rechnung tragen müſſen, 
daß Elſaß⸗Lothringen, obwohl es ein Departement Frankreichs iſt, 
ſeiue beſonderen Geſetze hat und nach dieſen Geſetzen die 
Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 

Weun die im vorſtehenden dargelegte Theſe auch als richtig 
auerkannt werden muß, fo hat ſie doch nur fo lange praktiſche Be⸗ 
deutung, bis das franzöſiſche Zivilrecht und Ziwilprozeßrecht in 
Elſaß⸗Lothringen eingeführt iſt. Dies geſchieht ſchon am 1. Jau. 
1925. Nach Art. 98 des in Frage kommenden franzöſiſchen Geſetzes 
werden aber alle Klagen, welche noch vor dem Inkrafttreten der 
franzöſiſchen Zivilgeſetze anhängig gemacht werden, nach dem Geſetze 
entſchieden, welches am Tage der Anhängigmachung in Geltung war. 
Die hier aufgeworfene Frage ware alſo auch nach dem 1. Jan. 1925 
noch nach der deutſchen ZPO. zu entſcheiden, wenn die Klage auf 
Erlaß des Vollſtreckungsurteils noch vor dem 1. Jan. 1925 ein⸗ 
gereicht wird. RA. Kropf, Saarlouis. 


Entgegnungen. 
Der Mert der Berliner Mietsgrundſtücke. 


A. 

Ricks berichtet JW. 1924, 773, daß das AG. Berlin⸗Tempelhof 
die Gebühren für Eintragung des neuen Eigentümers nach dem ſechs⸗ 
fachen Nutzungswert berechne. In Friedenszeiten wurde der 17 fache 
Nußungswert zugrunde gelegt; da die Miete jetzt ½ betrage, ſei es 
gerechtfertigt, etwa ½ des früheren Wertes anzuſetzen. 

Dem muß entgegengetreten werden. Zutreffend hebt Ricks 
hervor, daß Grundſtücke im Friedenswert von hunderttauſenden Gold⸗ 
mark jetzt für 10— 15000 Goldmark angeboten werden. Weiter iſt 
es richtig, daß das Grundſtück heute für den Eigentümer keinen 
Nutzen abwirft. Ricks ſagt mit Recht weiter: Die alten Grund⸗ 
ſätze über Wertberechnungen laſſen ſich unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen nicht aufrechterhalten. Aber der Gedanke von Ricks, 
½ Miete, alſo ein Drittel Wert, iſt ein Fehlſchluß. 

In Friedenszeiten wurde der Kaufpreis regelmäßig nach der 
Miete berechnet. Das Grundſtück mußte ſich mit zirka 40% ver⸗ 
zinſen. Ein Grundſtück, das 7000 % Miete brachte, halte einen 
Verkaufspreis von etwa 100 000 bis 120 000 . Von dieſen 7000 
dienten etwa 4000 % der Verzinſung. Dagegen deckten 3000 % die 
Steuern, Unkoſten und die eigene Tätigkeit des Eigentümers. Die 
100 000 % Kaufpreis verzinften ſich alſo mit 4%. Wenn heute 
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35 0% der Friedensmiete, alſo 2450 % aufkommen, ſo deckt das nicht 
die Unkoſten, wenn das Grundſtück, wie früher, in gutem Beſtande 
erhalten und der Eigentümer die erforderlichen Abſchreibungen macht. 
Nicht / Miete, ſondern / Überſchuß würde unter normalen 
Verhältniſſen ½ des Wertes bedeuten. Ein Grundſtück, das dauernd 
keine Überſchüſſe über die Unkoſten bringt, hat keinen Wert. Eine 
andere Beurteilung iſt möglich, wenn das Grundſtück für die 
Zukunft beſſere Ertragsausſichten hat, oder wenn mit einem Lieb⸗ 
haberpreis zu rechnen iſt. Demgemäß ſind Villen in den letzten 
Jahren vielfach zu Friedensgoldpreiſen und darüber veräußert 
worden. Ob das angeſichts der veränderten, wirtſchaftlichen Aus⸗ 
ſichten, des Zuſammenbruches einer großen Zahl ſchnell Reich⸗ 
gewordener in Zukunft der Fall ſein wird, ob nicht aus dieſen Kreiſen 
ein größeres Angebot von Grundſtücken an den Markt kommen wird, 
bleibt abzuwarten. Dagegen ſind die Ausſichten, daß Grundſtücke in 
abſehbarer Zeit eine erhebliche Rente einbringen werden, recht gering. 
Der Betrag, den jetzt der Mieter zu zahlen hat, beläuft ſich auf 
350% Miete, v. 1. Okt. 1924 außerdem auf 24% Hauszinsſteuer, 
fo daß der Mieter 59% der Friedensmiete zu zahlen hat. Wenn 
eine Erhöhung der Miete auf den vollen Friedenszins eintritt, ſo 
werden vorausſichtlich davon 400% als Hauszinsſteuer abzuſetzen fein. 
Der Vermieter würde alſo 4200 % erhalten. Nach allen Be⸗ 
rechnungen ſind die Unkoſten des Hauswirtes heute höher als in 
Friedenszeiten. Aber ſelbſt wenn ein Überſchuß von 1000 % dem 
Hauswirte bleibt, ſo würde das in Friedenszeiten einem Kapital von 
25000 % bei dem damals üblichen Zinsfuß von 40% entſprechen. 
Heute, wo allgemein mit 400% zu rechnen iſt, haben 1000 % Über⸗ 
ſchuß nur einen Wert von 2500 . Eine Erhöhung auf den vollen 
Friedensſatz wird ohne eine weitere Erhöhung der Löhne kaum 
möglich ſein, und ob die Lage unſerer Wirtſchaft von Induſtrie und 
Handel eine ſolche Erhöhung verträgt, iſt ſchon zweifelhaft. Aber 
damit, daß die Miete noch über die Friedens miete weſentlich er⸗ 
höht wird, iſt, ſoweit es zur Zeit ſich beurteilen läßt, kaum zu 
rechnen. Dieſe Entwicklung bedeutet eine ſchwere Entrechtung des 
Hauseigentümers. Für die Reichsregierung liegen die Dinge jedoch 
ſchwierig. Gewiß beſteht das Beſtreben, dem Hausbeſitz zu helfen. 
Aber andererſeits iſt die Entwickelung unſeres Wirtſchaftslebens 
eine ſehr ungünſtige und die Kapitalnot eine ſo große, daß eine 
weſentliche Steigerung der Löhne und Gehälter kaum als möglich 
erſcheint. Eine Steigerung des Wertes der Grundſtücke würde 
allerdings auch eintreten, wenn in abſehbarer Zeit mit einer Herab⸗ 
ſetzung des jezt üblichen Zinsfußes zu rechnen wäre und wenn 
kaufkräftige Käufer vorhanden wären, welche mit Rückſicht auf die 
ſpätere Aufhebung der Zwangswirtſchaft Grundſtücke im größeren 
Umfange erwerben würden. Aber nach dieſer Richtung hin liegen 
die Dinge ſo unklar wie möglich. Niemand kann beurteilen, ob wir 
auch nur nach zehn Jahren die Zwangswirtſchaft aufheben können. 
Rechtfertigen der jetzige geringe Ertragswert, ferner die geringe Aus⸗ 
ſicht auf Beſeitigung der Zwangswirtſchaft und auf eine höhere 
Mietszahlung einen ſehr niedrigen Grundſtückskaufpreis, ſo kommt 
hinzu, daß der Grundſtücksmarkt mit Verlaufsangeboten überſchwemmt 
ift und vorausſichtlich in einiger Zeit bei dem Zuſammenbruche vieler 
wirtſchaftlichen Unternehmungen die Verkaufsangebote ſich ſteigern 
werden. Das Ausland, welches eine Zeitlang Grundſtücke gekauft 
hatte, wäre froh, wenn es von dem Ballaſt der Berliner Grundſtücke 
frei würde. Der Verkauf der Ausländer ſcheitert an der hohen 
Wertzuwachsſteuer. Aber über kurz oder lang wird das Ausland 
lid) der Becliner Grundſtücke doch entſchlagen, weil eine Rente aus 
dem angelegten Kapital nicht herauskommen wird. Neue Ankäufe 
ſeitens des Auslandes kommen für Berliner Grundſtücke kaum in 
Frage. Weiter iſt zu beachten, daß in einigen Jahren mancher Haus⸗ 
beſitzer daran denken muß, im Januar 1932 die aufgewerteten 
Hypotheken abzuzahlen. Es ſind doch immerhin noch eine verhaältnis⸗ 
mäßig nicht unerhebliche Zahl von Grundſtücken vorhanden, die mit 
Hypotheken belaſtet ſind. Die Möglichkeit, Erſatzhypotheken zu be⸗ 
kommen, wird vermutlich überaus gering ſein, und wenn die Geſetz⸗ 
gebung nicht eingreift, wird die Aufwertung der Hypotheken zu einer 
großen Zahl von Zwangsverſteigerungen führen. Eine ganze Reihe 
don Grundſtücksbeſitzern wird verſuchen, um dem zu entgehen, die 
Grundſtücke zu jeden Preis loszuſchlagen. Berückſichtigt man alle 
dieſe Tatſachen, ſo iſt ſchwer zu verſtehen, wie das Berliner Ge⸗ 
richt den Wert der Grundſtücke auf ein Drittel des Friedenswertes 
anſetzen kann. Den Börſenkurszettel für den 1. Juli 1925 kann 
eute niemand vorausſagen und niemand kann vorausſagen, ob am 
1. Juli 1925 die Grundſtücke billiger oder teurer ſein werden, als 
heute. Aber da jede Schätzung für den zukünftigen Wert der⸗ 
artiger Grundſtücke auf Sand gebaut iſt, ſollten die Gerichte Be⸗ 
enken tragen, den in Verträgen vereinbarten Kaufpreis zu be⸗ 
anſtanden, wenn nicht ein beſonderer Anlaß hierfür vorliegt. Die 
Gerichte ſollten die Koſten nach dem aus dem Vertrage erſichtlichen 
Kaufpreis berechnen. Andere Wertfeſtſetzung iſt ein Unrecht gegen den 
Koſtenſchuldner. JR. Werner, Magorburg. 


B 


Mein Schlußſatz: „Die alten Grundſätze über Wertberechnungen 
u.“ wollte ich nur auf den letzten Abſaz meines Aufſatzes bezogen 
ben. Meine Ausführungen ſollten ſodann nicht zur Ermittlung 
eines richtigen Kaufpreiſes, ſondern eines einigermaßen für alle 
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Grundbuchämter gangbaren Weges zu einer einheitlichen Koſten⸗ 
wertsermittlung bei Mietsgrundſtücken (nicht Luxushäuſern, wie 
Villen) in Berlin dienen. Der Spekulations⸗ oder Intereſſenwert 
ſollte erfaßt und auch der Staat wie die Urkundsbeamten an⸗ 
gemeſſene Vergütung für die manchmalige Siſyphusarbeit erhalten. 
Werners Entgegnung trifft zu für Zeiten, in denen Häuſer von 
Männern und Frauen zur Steigerung zu geringer Kapitalsrenten 
und zur ordentlichen Pflege des Hauſes gekauft wurden. Heute kauft 
man aus ganz beſonderem Eigenintereſſe und aus reiner Gewinn⸗ 
ſucht ohne Abſichten der Haus⸗ und Mieterbetreuung, 
unter bewußter voller Einſtellung aller ſchlechten Grundſtücksverhält⸗ 
niſſe, weil man trotzdem bei den jetzigen billigen Angeboten auf 
künftige Gewinne kühn hofft. Ich ſtaune, daß überhaupt ein 
Mietsgrundſtück bei den Verhältniſſen gekauft wird und zwar ſelbſt 
dann, wenn ich vorhalte, daß in der glänzendſten Zeit des Deutſchen 
Reichs, ſchon ſechs Jahre vor dem Kriege die Verelendung des alten 
Hausbeſitzes begann. Ein Kaufmann belaſtete kürzlich ſeine land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücke bei mir mit Goldhypothe.en, um davon 
möglichſt viele Mietsgrundſtücke zu kaufen. Er ſagte mir: Ich weiß, 
was mir an Unannehmlichkeiten bevorſteht; ich werde zuſetzen oder 
auskommen. Aber ich rechne auf eine Anderung der Verhältniſſe. — 
Iſt es da ein „Unrecht“ den von mir gewählten und begründeten 
Weg zu gehn?! Wird mir im Einzelfalle wegen notwendiger Her⸗ 
ſtellungsarbeiten ein Minderwert glaubhaft nachgewieſen, gehe ich 
bis zum Kaufpreiſe herunter. Aber nicht auf Grund allgemeiner, 
oft komiſch wirkender Gutachten von Sachverſtandigen aus Inter⸗ 
eſſentenkreiſen, die ich manchmal in Beſchwerden geleſen habe und 
ſich alle voneinander unterſchieden. Der heutige Kaufpreis eines 
Intereſſenkäufers kann ſolange nicht Koſtenwert ſein, als nicht ein 
beſſerer Weg als der vom LG. II beſtätigte meinige an der Hand 
des Mietszinſes begründet wird. An. Rid s, Berlin. 


Nochmals jur Aufwertung nicht gelöſchter Hupotheken 
bei vorbehaltloſer Zahlungsannagme. aber mangelnder 
Löfmungsbewilligung. 


Ricks (JW. 1924, 1134) lehnt das Ergebnis meines Aufſatzes 
JW. 1924, 781 mit m. E. nicht durchſchtagenden Gründen ab. Daß 
meine Auslegung des 8 11 der 3. Steuer Not BO. in zahlreichen Einzel⸗ 
fällen ein längſt eingetretenes unbilliges Ergebnis fanttioniert, gebe 
ich zu; daß aber auch die Löſung von Ricks nich: überall angemeſſen 
iſt, das hätte ihm gerade der konkrete Fall der Tilgungsraten bei 
Hupothekenbanken zeigen müſſen, bei dem ſich eine Aufwertung 
der Hypothek, wie ſie Ricks zubilligen will, nach den beſonderen 
Beſtimmungen für die Hypothekenbanken in die falſche Taſche ver⸗ 
irrt. Denn nach 8 2a der 3. DurchfVO. v. 15. Aug. 1924 
(RG Bl. I, 682) gehören nur die bei Ablauf des 13. Febr. 1924 
noch im Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken zur Teiungs⸗ 
maſſe und aus 8 3b daſelbſt ergibt ſich unzweifelhaft, daß die zur 
Tilgung von nicht gelöſchten aber auch im Hypothekenregiſter nicht 
mehr eingetragenen Hypotheken noch eingehenden Berüge nicht in 
die Teilungsmaſſe fließen. 

Ricks verläßt den geſetzlichen Boden des 8 11 der 3. Steuer⸗ 
NotVO., wenn er meint, daß die Forderungen der Bank an ſich 
gar nicht untergegangen ſeien, weil ſie in Wirklichkeit durch ent⸗ 
wertetes Geld nicht getilgt wurden oder werden konnten. Er ſagt 
in DRot®. 1924, 110 fe.bjt, daß er 8 11 dahin abändere, daß jede 
nicht erfolgte Aufwertung nachgefordert werden könne und die ent⸗ 
ſtandene Eigentümergrundſchu.d unbeachtlich ſei. Im Gegenſatz dazu 
halten ſich meine Ausführungen im geſetzlichen Rahmen. Daß bei 
vorbehaltloſer Annahme der Papier markzahlung die Schulb endgültig 
getilgt iſt, iſt unzweifelhafter Geſetzeswille; die Tilgung iſt aber 
nicht erſt durch die 3. Steuer Not VO. eingetreten, ſondern durch die 
übereinſtimmenden Erklärungen beider Parteien bei der Zahlung. 
Die 3. Steuer RotVO. hat in 8 11 nicht erſt rückwirkend die Til⸗ 
gungswirlung der Zahlung als neues Recht geſchaffen, ſondern 
lediglich alle Möglichkeiten, den durch die Zahlung eingetretenen, 
Tilgungserfolg wieder ungeſchehen zu machen, ab zeſchnitten lebenſo 
KG. JW. 1924, 1253 12 im Gegenſatz zu LG. III Berlin JW. 1924, 
12732 und LG. Königsberg JW. 1924, 1277). Ich habe die ſich 
hieraus für die Hypothek ergebenden Folgerungen unterſucht; es iſt 
deshalb ein ſeltſamer Verſuch, meine Ergebuiſſe mit dem Vorwurf 
unzuläſſiger Vermengung abtun zu wollen. Nur wer mit Ricks 
das Geſetz abändert und in der 3. Steuer NotVO. eine Beſeitigung 
des akzeſſoriſchen Charakters der Papiermarkhypotheken findet, braucht 
die Frage nach der richtigen Verenüpfung zwiſchen un ergegangener 
Forderung und buchmäßig fortbeſtehender Hypothek nicht zu ſtellen. 

Seine Abänderung des § 11 begründet Ricks, DNotVO. 1924, 
110 mit einer Gerechtigkeitserwägung; ich ſetze ihr eine andere 
entgegen: Iſt es billig, eine Tilgung aus dem Jahre 1919 nur 
nach dem Dollarwert der Mark anzurechnen, wo doch die inlän⸗ 
diſche Kauſkraft der Mark ein Vielfaches der ausländiſchen (zeit- 
weiſe das Fünffache) betrug, wenn man beim Vergleich die zahl⸗ 
reichen Waren außer Betracht läßt, bei denen damals infolge der 
geſpannten Marktlage eine echte Teuerung beſtand. Nicht nur die 
Feſtbeſoldeten wußten damals noch von keiner Erhöhung ihrer 
Bezüge mit dem Dollarſtand, ſondern auch die Geſchäfts leute mußten 
im Einſtandspreis und damit auch im prozentualen Nutzen aus 
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dem Verkauf Mark gleich Mark ſetzen. Sie haben damals ihre 
Tilgungsraten durchaus nicht ſo ſpielend aufgebracht, wie es nach 
der Dollarumrechnung ausſieht. Die Geſetzesänderung von Ricks 
macht ein Abgehen von der Bewertung der erbrachten Leiſtungen 
nach der ausländiſchen Kaufkraft der Mark unerläßlich. 86 der 
3. DurchfVO., der dem, was Ricks erreichen möchte, entgegen- 
kommt, trifft m. E. gerade mit Rückſicht auf die Preistreiberei⸗ 
rechtſprechung das Richtige, wenn er nur die nach 31. Dez. 1922 
vorbehaltlos angenommenen Tilgungsraten annulliert und damit 
die im Lauf des Jahres 1923 entſtandenen Eigentümergrundſchulden 
wieder in Fremdhypotheken zurückverwandelt. Die Frage, ob eine 
ſolche Annullierung durch die Ermächtigung des 86 der 3. Steuer⸗ 
Not VO. gedeckt ift, ſoll hier nicht aufgeworfen werden. 

Die Ausführungen von Ricks gehen vom Standpunkte des 
Grundbuchrichters aus. Meine Frage war dagegen darauf gerichtet, 
was zwiſchen beiden Parteien bezüg ich der nicht gelöſchten Hypothek 
rechtens iſt. Was ich über die Beweislaſtverteilung geſagt habe, gilt 
für den Rechtsſtreit um die Erteilung der Löſchungsbewilligung, 
nicht für den Beweiswert einer Quittung zum Unrichtigkeitsnachweis 
gegenüber dem Grundbuchrichter. Für den letzteren Fall gilt, daß 
eine Quittung zum Unrichtigkeitsnachweis dann nicht genügt, wenn 
ſie ſelbſt einen Vorbehalt enthält oder wenn ein ſonſtwie bei der 
Zahlung gemachter Vorbehalt dem Grundbuchrichter dargetan wird. 
Dagegen genügt ſie, wenn ſie lediglich den Enpfang von Kapital 
und Zinſen beſtätigt und anderwärts ein Vorbehalt nicht geltend 
gemacht worden iſt. Das Verlangen einer Beſtätigung des man⸗ 
gelnden Vorbehalts im nichtſtreitigen Verfahren vor dem Grund⸗ 
buchamt halte ich mit Ricks für abwegig. Die Abſ. 2 und 3 
ſeiner Entgegnung bekämpfen im weſentlichen zutreffend einen Stand⸗ 
punkt, den ich nirgends vertreten habe. 

GerAſſ. Friedrich Schiller, Stuttgart. 


Rechtliche Bedeutung der Unterlaſfung des Vorbehalts 
bei Aufwertung von Hypotheken, 


I. 

Ricks (JW. 1924, 1134) vertritt die Auffaſſung, daß bei einer 
Hypothek, auf deren Forderung der Gläubiger vorbehaltlos Zahlung 
angenommen hat, gemäß Art. 1 der 3. Steuer Not VO. das dingliche 
Recht in der Hand des Gläubigers aufzuwerten ſei. Dieſe Rechts⸗ 
anſicht, die Ricks ſchon früher an anderer Stelle ausgeſprochen hatte 
und die er hier näher zu begründen ſucht, iſt geeignet, in weiteren 
Kreiſen Irrtümer hervorzurufen. Deshalb dürfen die Ausführungen 
von Ricks nicht unwiderſprochen bleiben, zumal ſeine Auffaſſung be⸗ 
reits von anderer Seite vertreten wird (vgl. Gadow Recht 1924, 57). 

Zwei Gründe werden von Ricks zur Stützung ſeiner Anſicht 
angeführt. Der erſte Grund wird von ihm nur angedeutet, indem er 
ſeiner Meinung dahin Ausdruck gibt, daß Forderungen durch ent⸗ 
wertetes Geld nicht getilgt werden können. Offenbar will Ricks 
hieraus den Schluß ziehen, daß die Hypothek inſoweit, als die For⸗ 
derung dem Werte nach nicht getilgt ſei, noch in der Hand des Gläu⸗ 
bigers weiter beſtehe und daher bei ihm auch der Aufwertung unter⸗ 
liege. Ricks geht bei dieſer Auffaſſung von der Geldwerttheorie, 
die in Zeiler ihren Begründer und Vorkämpfer gefunden hat, aus. 
Nach dieſer Theorie kann bekanntlich eine Geldſchuld nicht lediglich 
nach dem Nominalbetrage der Schuld im Zeitpunkt der Entſtehung 
getilgt werden, ſondern allein durch Hingabe eines dem Wert der 
Geldſchuld im Zeitpunkt der Entſtehung enkſprechenden Betrages. So 
billigenswert an ſich dieſe Theorie iſt, läßt ſie ſich doch mit dem 
geltenden Recht nicht vereinbaren, im Gegenteil, fie wird vom Geſetz 
ausdrücklich abgelehnt. Würde ſie die Grundlage des Geſetzes ſein, 
dann würden wir keine Aufwertungsverordnung, ſondern eine Ab⸗ 
wertungsverordnung haben (vgl. Staedel JW. 1924, 485). Aber 
ſelbſt wenn man ſie zugrunde legen wollte, würde die Anſicht von 
Ricks am 8 11 der 3. Steuer Rot VO. ſcheitern. Dieſer fetzt nämlich 
für den Fall, daß eine Zahlung vorbehaltlos angenommen iſt, den 
Ausſchluß der Aufwertung feſt, beſtimmt alſo, daß die Forderung 
als getilgt zu behandeln ſei. Dies bedeutet vom Standpunkt der 
Geldwerttheorie aus eine geſetzliche Fiktion des Forderungsunter⸗ 
ganges, die natürlich jede Möglichkeit der Aufwerkung auch der 
Hypothek in der Hand des Gläubigers ausſchließt. 

Den zweiten Grund für ſeine Anſicht entnimmt Ricks dem 
5 11 der 3. Steuer NotVO. Er führt aus, Hypothek und Forderung 
ſeien nach der 3. Steuer NotVO. völlig getrennt zu behandeln; hier- 
aus ergebe ſich nach 8 11, daß, ohne Rückſicht auf den Beſtand der 
Forderung, die Hypothek nur bei vorbehaltloſer Löſchungs bewilli⸗ 
gung der Aufwertung entzogen ſei, bis dahin alſo in der Hand des 
Gläubigers verbleibe und aufgewertet werden könne. Der letztere 
Schluß iſt irrtümlich. Es iſt zu beachten, daß Hypothek und For⸗ 
derung lediglich für den Zweck der Aufwertung getrennt 
zu behandeln ſind. Die Wechſelwirkungen zwiſchen Forderung und 
Hypothek, die ſich aus dem materiellen Recht ergeben, werden durch 
die Aufwertungsverordnung und insbeſondere durch 8 11 keineswegs 
berührt. Es bleibt demnach auch die Vorſchrift des 8 1163 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. unberührt. Iſt demnach die Forderung durch Zahlung 
getilgt oder gilt ſie infolge vorbehaltloſer Annahme der Zahlung als 
erloſchen, dann erwirbt der Eigentümer die Hypothek als Eigen⸗ 
tümergrundſchuld. Dieſe iſt zugunſten des Eigentümers aller⸗ 
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dings der Aufwertung unterworfen, wie auch Schlegelberger 
(Aufwertung S. 85) annimmt. Dagegen müßte, wenn die Auf⸗ 
wertung in der Hand des Gläubigers zu erfolgen hätte, ein be⸗ 
ſonderer Erwerbsgrund vorhanden ſein, wonach der Gläubiger 
wieder die Grundſchuld zurückerhielte. Ein ſolcher beſteht jedoch 
nicht, insbeſondere enthält 8 11 keine Beſtimmung, aus der ein 
Erwerbsgrund für den Gläubiger hergeleitet werden könnte. Dem⸗ 
nach hat der Gläubiger, der vorbehaltlos Zahlung angenommen hat, 
keinen Anſpruch auf Aufwertung mehr. (Vgl. auch Warneyer⸗ 
Koppe, Aufwertung, S. 109.) 

In dieſem Sinne hat auch bereits das RG. wiederholt ent⸗ 
ſchieden; vgl. JW. 1924, 1259 12, wo es betont, daß weder die 
allgemeinen Grundſätze des Liegenſchaftsrechts noch die Beſtim⸗ 
mungen der Steuernotverordnung einen Weg erkennen laſſen, auf 
welchem für den vorbehaltlos die Zahlung annehmenden Gläubiger 
ein dingliches Recht in dem gedachten Sinne ſich geſtalten könne. 
Den gleichen Standpunkt hat das AG. Hamburg eingenommen. 
(Vgl. Eildienſt der DStZ. 1924 Sp. 296.) Wenn demgegenüber 
das LG. Königsberg (JW. 1924, 1277) den entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt eingenommen hat, ſo iſt dieſes lediglich eine vereinzelte 
Eutſcheidung und muß auch vereinzelt bleiben, weil ſie dem Geſetz, 
wie dargelegt, geradezu widerſpricht. 

RA. Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


II. 

Auch ich bin der Meinung, daß nicht oft genug und überall 
der von Roquette und in den von ihm genannten Entſchei⸗ 
dungen vertretenen, viele ſchwer ſchädigenden Irrzümern, entgegen⸗ 
getreten werden muß. Die 3. Steuer NotVoO. wird verkannt! Sie 
iſt gerade wegen der „Forderungen“ eine gewaltſame „Abwer⸗ 
tungs VO.“ und nur wegen der „Sicherungen“ § 1 Abſ. 2 Nr. 1 
bis 3 eine abſichtlich „künſtliche“ „Aufwertungs VDO.“, weil 
mangels irgendeiner Beſtimmung ſie nicht wie die Forderung von 
ſelbſt aufwerteten. Der Geſetzgeber iſt mit der VO. vom gelkenden 
„Rechte“ abgewichen und die ſelbſtverſtändlichen Folgen ſolchen 
Vorgehens zeigen ſich jetzt furchtbar. Rechtserſcheinungen, die man 
früher nicht für möglich hielt, beſonders die Erſchütterung des 
Glaubens an das Grundbuch und dieſes ſelbſt, ergeben ſich aus 
dem Machtwerke! Was ich darüber und über die Rechtſprechung 
des KG., OSG. München, AG. Hamburg zu jagen hatte, habe ich 
in JW. 1924, 1134; DRNotV. 1924, 108, 109, 136, 194, 196, 
294, beſonders 299, 314; Da. 16/17. Aug. 1924 (Recht und 
Wirtſchaft 15/8); Lokalanzeiger 24. Aug. 1924 (Volkswart), 28. Aug. 
1924 Handelsteil und eigenen Entſcheidungen niedergelegt. Zu II 
unten habe ich auch das Grundbuchamt München (Cammerer), 
in allen Fällen wie ich unentwegt, Mügel, Gadow und faſt 
alle, die ich darüber ſpreche, für mich. Zurückzunehmen iſt nichts, 
aber ich erwidere: 

I. Sf Roquette auch noch nach RG. 107, 78 der Anſicht, 
daß Papiermarkzahlung eine alte Goldmarkforderung voll tilgen 
könne, jo iſt jede Verhandlung ausſichtslos. Nicht auf eine „Theorie“, 
fondern auf die Tatſachen und das vom Volke gefühlte und vom 
RG. in vielen Entſcheidungen klargelegte Recht auf Aufwertung 
kommt es an. Die 3. Steuer NotVO. lehnt die Nichttilgung der 
Forderung nicht ab, ſondern bejaht fie. 88 3, 11, 12 werten fie 
deshalb als „Abwertungs VO.“ ganz oder zum Teile ab und 8 11 
läßt die Forderung nicht untergehen, ſondern entzieht nur die Auf⸗ 
oder Abwertung. Deshalb bin ich auch in Dot. 1924, 300 
über Wiederentſtehung einer Gläubigergrundſchuld oder Hypothek 
a. M. wie JW. 1924, 1135 geworden, obwohl dies prak iſch gleich 
iſt, weil der Gläubiger ja Aufwertung erhält und ich darüber nicht 
ſtreiten werde, wenn das KG. ſich für Hypothek oder Grundſchuld 
erklärt. Im übrigen tft die 3. Steuer Not VO. kein nach BGB. be⸗ 
urteilbares Rechts⸗, ſondern Wirtſchaftsgeſetz! 

II. Was Roquette über Wechſelwirkung zwiſchen Hypothek 
und Forderung, § 1163 BGB. jagt, iſt das Gegenteil von 8 11. 
Dort wird genau und getrennt geſagt, wann die Sicherungen 
und wann die Forderungen nicht aufzuwerten ſind. Iſt danach 
Löſchungsbewilligung oder Zahlungsannahme nicht erfolgt, ſo fehlt 
zur Nichtaufwertung eben ein Erfordernis des § 11, der nicht 
ſagt: „Aufwertung erfolgt nicht, wenn Löſchungsbewilligung ‚oder‘ 
Zahlungsannahme erfolgt iſt.“ Will Roquette denn mit ſeiner 
Wechſelwirkung umgekehrt die Forderung, deretwegen keine Zahlungs⸗ 
annahme vorliegt, nicht aufwerten, weil nur vorbehaltloſe Löſchungs⸗ 
bewilligung für die Hypothek vorliegt? Und dann die ſchlimmſte 
Auswirkung der Anſicht meines Gegners und des RG., wenn Zah⸗ 
lung vorbehaltlos angenommen, aber Löſchungsbewilligung nicht 
erteilt iſt. (DNotV. 1921, 315.) Sie verſagen dem Gläubiger die 
Aufwertung der Hypothek entgegen § 11, obwohl man bis zur 
Löſchungsbewilligung Vorbehalte machen kann, obwohl ihre Ver⸗ 
weigerung, die Verurteilung dazu zweifellos Vorbehalt iſt. Auf 
der anderen Seite aber wird denen, die ihre Hypotheken unbedingt 
löſchen ließen, und nur bei der Forderung Vorbehalte gemacht, alſo 
wenigſtens Forderungsaufwertung glücklich haben, entgegen 8 11 
auch noch die Hypothek wiedergegeben. Nein. Eine ſolche Rechte 
vernichtende WirtſchaftsVO. iſt ſcharf nach ſeinem Wortlaute aus⸗ 
zulegen! Aus ihr iſt keine Billigkeit und Unterlage für ausdehnende 
Auslegung herauszuholen, weil davon nichts hineingelegt iſt. Ich 
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fügte mich ſonſt gern dem KG., OLG. München (DNotV. 1924, 310), 
wenn nicht dieſe ungerechte Auswirkung wäre, und trage in anderen 
Fällen, z. B. Recht 1924, 470 (Teſtamentsvollſtrecker⸗ und Vor⸗ 
erbenhypotheken uſw.), wieder ein, da ich von Anfang an praktiſch 
ein Freund der Wiedereintragung bin (DNotV. 1924, 196). 

AG. Ricks, Berlin. 


Zur Auseinanderſetzung über Küſterſchulvermögen. 


Zu der Würdigung der Entſch. des LG. Kaſſel v. 31. Jan. 
1924, die Dr. Strippel in JW. 1924, 777— 79 im Anſchluß an die 
Mitteilung des wejentlihen Inhalts der Begründung gibt, iſt fol⸗ 
gendes zu bemerken: 

Zu I. Die Gründe, aus denen Strippel die öffentlich⸗recht⸗ 
liche Zweckbeſtimmung als Richtlinie für die Auseinanderſetzung ge⸗ 
mäß 830 Abſ. 6 VSHUG. ablehnt, habe ich im Preuß. Volksſchul⸗ 
archiv 21 (1924), 1 ff. beſprochen: fie überzeugen nicht. 

Zu II u. III. Die LGeEntſch fußt auf dem Beſchluß des OLG. 
Kaſſel v. 14. Juli 1910, abgedruckt im Preuß. Volksſchularchiv 9, 
337 ff. und Johow 41, A 274 ff. Der Beſchluß lehnt einen auf 
Grund der 88 24, 26 Abſ. 2 VSHUG. v. 28. Juli 1906 von der 
Schulauffichtsdehörde beim Grundbuchamt geſtellten Antrag: vier für 
„die Schule in Rhünda“ eingetragene Grundſtücke auf den Schul⸗ 
verband R. umzuſchreiben, ab, weil nicht der Fall des 8 24, ſondern 
der des 8 30 a. a. O. gegeben ſei. 

Das OLG. ſucht zunächſt aus der geſchichtlichen Entwicklung im 
vormaligen Kurheſſen zu entnehmen, was der Grundbucheintrag 
„Schule“ bedeutet. Die Meinung des OG., daß die ländliche Volks⸗ 
ſchule in Heſſen eine Anſtalt mit ſelbſtändiger Rechtsperſönlichkeit 
ſei, widerſpreche der heſſiſchen Geſetzgebung und Gerichtspraxis, die 
als Träger des (der Rechte am) Schulvermögens nur eine, regel⸗ 
mäßig mit der Küſterſtelle verbundene Schulſtelle kenne. Die „von 
Hauſe aus einheitliche“ Küſter⸗ und Lehrerſtelle habe als 
Pfründe nach gemeinem Recht und nach evangeliſchem Kirchenrecht 
juriſtiſche Perſönlichkeit beſeſſen und S chulzweckvermögen ent⸗ 
halten. „Durch das Organiſationsedikt v. 29. Juni 1821“, das 
(859 Ziff. 4) „die Leitung des Schulerziehungsweſens, ſoweit dieſe 
bisher dem Oberſchulrat in Kaſſel ... und den Konſiſtorien ob⸗ 
lag“, auf die neu errichteten „Regierungen“ übertrug, „wurde das 
Schulweſen „endgültig () für Staatsſache erklärt“. „In der Folge 
beſtanden (2), den beiden Amtern entſprechend, zwei Pfründen: die 
kirchliche Küſterpfründe und die ſtaatliche 1) Schulpfründe. Beide ſind 
juriſtiſche Perſonen. Das aus der alten Küſterlehrerpfründe 
herrührende Vermögen gehörte beiden () zu geſamter Hand. 
Die Schulſtelle (richtig: der Inhaber der verbundenen Stelle) führt 
die Geſchäfte der Geſamthand. In heſſiſcher Zeit war dieſe Auf⸗ 
faſſung des Rechtsverhältniſſes noch nicht völlig klar ausgebildet, 
ſondern iſt erſt nach 1866 mehr und mehr durchgedrungen 
(Eutſch. des Oberlandeskulturgerichts v. 18. Sept. 1885 2)).“ Auch 
das preuß. Kultusminiſterium vertrete den Standpunkt, daß bei von 
altersher verbundenen Schul⸗ und Küſterſtellen wie das Stellen⸗ 
einkommen ſo auch das Vermögen als einheitlich aufzufaſſen 
und zu behandeln ſei und das Geſamtvermögen der grundſätzlich an⸗ 
genommenen zwei Stellen?) nicht getrennt werden ſolle. „Reine 
Schulſtellen“ habe 8 24 BSHUG. aufgehoben (als Vermögensrechts⸗ 
träger). „Erſt nach 1821 dem Lehrerküſter für ſein Dienſteinkom⸗ 
men zugewendete Grundſtücke“ (wie die ſtrittigen) ſeien „Geſamt⸗ 
handvermögen beider Stellen geworden, gleichgültig aus wel- 
cher Quelle (h fie urſprünglich ſtammten.“ — . 

Das OLG. Kaſſel gibt ſelbſt zu, daß der kurheſſiſchen Gerichts⸗ 
praxis die Zweipfründenlehre fremd iſt. Es fagt ebenſowenig wie 
das Oberlandeskulturgericht, nach welchen Merkmalen ſich die beiden 
Zweckvermögen der Küſterei und der Schule, die in der „von Hauſe 
aus einheitlichen“ Pfründe enthalten ſein ſollen, von einander unter⸗ 
ſcheiden. Es fehlen jegliche geſchichtlichen, urkundlichen Belege für 


1) Gemeint iſt: „weltliche“. Staatlich iſt das Vermögen von 
Lehrerſtellen nie geweſen. Staatlich war nur die Aufſicht über das 
Vermögen und dieſe unterſchied nicht zwiſchen Küſter⸗ und Schul⸗ 
ſtellenvermögen, ſondern behandelte die Pfründe als eine Einheit. 

2) Dieſer (nichtheſſiſche) Gerichtshof ſagt: „Schule und 
Küſterei bilden nicht nur verſchiedene Seiten eines Amts, ſondern 
fie find zwei verſchiedene Inſtitute, die nur dadurch verbunden ſind, 
daß ſie von derſelben Perſon verwaltet werden und daß das beider⸗ 
ſeitige Vermögen während der Dauer dieſer Verbindung durch den 
Stelleninhaber als ein gemeinſchaftliches, ungetrenntes 
benutzt wird“ — 3 

3) Das Zitat iſt nicht richtig. Der vom OLG. Kaſſel angezogene 
Kultusminiſtertalerlaß v. 17. Jan. 1884, U III a 21 415 (abgedruckt 
bei Schneider u. v. Bremen, Das Volks chulweſen uſw. Bd. 3 
S. 932) teilt nur einen älteren Sondererlaß v. 24. Nov. 1888 
den übrigen Regierungen abſchriftlich mit, in dem es heißt: „Wie 
bei Vereinigung von Schul⸗ und Kirchenamt das Stellen einkom⸗ 
men als ein einheitliches aufzufaſſen und zu behandeln iſt, ebenſo 
iſt auch das Vermögen ſelbſt ... als ein einheitliches, der 
vereinigten Stelle als ſolcher zuſtehendes aufzufaſſen und zu be⸗ 
handeln.“ — Der Erlaß ſpricht alſo von einer Stelle, deren In⸗ 
haber zwei Amter verwaltet. 
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dieſe Theorie. Der Begriff „Geſamthandvermögen“ deckt ſich jeden⸗ 
falle mit dem des „beiderſeitigen, gemeinſchaſtlichen, ungetrennten, 
einheitlichen“ Stellenvermögens, den Oberlandeskulturgericht und 
Kultusminiſterium in den Vordergrund ſtellen. Es erſcheint daher 
die Aufſtellung einer Vereinigung von Kirchendiener⸗ und Schul⸗ 
pfründe, je mit eigener Rechksperſönlichkeit ausgeſtattet, zur „Ge⸗ 
ſamthaud“ als ein Spiel mit Worten, als eine Abſtraktion, die 
der Wirklichkeit widerſpricht, die eine „Auseinanderſetzung“ entbehr⸗ 
lich machen würde, als petitio principii. Strippel jagt: „Durch 
die ſeit 1821 durchgeführte ſtaatliche Beaufſichtigung des Schul⸗ 
unterrichts ſind zwei Pfründen entſtanden.“ Wie iſt das aus⸗ 
zudenken? Wie ſollen Handlungen, die eine Ausübung ſtaatlichen 
Hoheitsrechts darſtellen, eine vermögensrechtliche Wirkung haben? 
Wie ſoll eine Anderung des Namens der ſtaatlichen Schulaufſichts⸗ 
behörde oder die Zerlegung der einen Auffichtsbehörde (Konſiſtorium) 
in zwei (Konſiſtorium und Regierung), ohne jede Willensäußerung 
der Träger der örtlichen Selbſtverwaltung, die Zerlegung örtlicher 
„von Hauſe aus einheitlicher Küſterlehrerpfründen“ herbeiführen? 
Dieſe ipso jure-Wirkung formellen öffentlichen Rechts auf 
einen materiellen Beſitzſtand wäre ein juriſtiſches Wunder. 
Nüchterne Jurisprundenz wird es vorziehen von Anteilrechten 
der Kirche einerſeits, der Schule andererſeits, an der einheit⸗ 
lichen Küſterlehrerpfründe, die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit be⸗ 
ſitzt, zu reden. Den Umfang dieſer Anteilrechte feſtzuſtellen iſt die 
Auseinanderſetzung beſtimmt. — Das LG. bringt für die Zweig⸗ 
pfründenlehre eine neue Begründung: „Dank der kirchlichen Herkunft 
wird auch das Schulamt wie das engere Kirchendieneramt in ſeinem 
Beſoldungsrecht nach kanoniſchem Recht behandelt: fo muß auch befien 
Satz „„Kein Amt ohne Pfründe““ für das Amt des Lehrers geiten. 
Den zwei Ämtern müffen auch zwei Pfründen entſprechen.“ Aber 
bekanntlich war jener Satz auch im kanoniſchen Recht nur eine 
Regel, die Ausnahmen nicht ausſchloß !), und eine Dienſtvorſchrift 
für den Biſchof, dem die erectio beneficii für die niederen Amter 
zuſtand. Da der innere Grund diefer Norm (die ratio legis) darin 
beſtand: der Inhaber des officium ſoll nicht gezwungen fein betteln 
zu gehen, ſo iſt ihre Anwendung auf das Lehramt, das dem Küſter 
aufgetragen wurde, ausgeſchloſſen; denn es beſtand ſchon eine Küſter⸗ 
pfründe, die zum Unterhalt eines Menſchen ausreichte. Die „Kumu⸗ 
lation“ zweier Amter in derſelben Kirche war nicht verboten (e. 1 
de consuet. in VI. I 4; c. 6 de praeb. in VI. III. 4)“. 

Zu IV. Der Klagantrag, dem das LG. ſtattgab, war darauf 
gerichtet: zu erkennen, daß bei der Auseinanderfetzung des zur 
Küſterlehrerpfründe gehörigen Vermögens der Kirchengemeinde 
alles zufalle, was der Oberpräſidialbeſchluß dem Schulverband zuge⸗ 
ſprochen hatte, und den Schulverband zur Herausgabe zu verurteilen. 
Er legte alſo ſelbſt eine Einheit zugrunde. 

1. Das LG. beginnt mit der Prüfung der Natur des Vermögens 
(ſtatt mit der des Rechtsverhältniſſes?) zwiſchen Kirchengemeinde 
und Schulverband) und geht aus davon, daß eine Schulpfründe erſt 
gleichzeitig mit einem „ſtaatlichen Schulamt“ ins Leben treten 
konnte, weil eine Pfründe ohne Amt nicht denkbar ſei. Der Gerichts⸗ 
hof ſtellt nun ſelbſt feſt, daß die „bürgerliche Schulpflicht“ 1726 in 
Heſſen eingeführt wurde: mit dieſem Augenblick wurde aber das 
Schulamt „ſtaatlich“, denn der Staat machte damit die „Schule“ aus 
einer Anſtalt der Kirche zu einer ſtaatlichen „Veranſtaltung“ (vgl. 
8111 12 AL R.). Mit dem Befehl: Kinder gewiſſer Altersſtufen 
müſſen in die Schule gehen, übernahm er auch die Verantwortung 
dafür, daß dieſem Zwang ein Gewinn entſprach, daß die Schule etwas 
leiſtete. Deshalb war in allen deutſchen Territorien im 17. bzw. 
18. Jahrh. der nächſte Scheitt die Fürſorge für Heranbildung tüch⸗ 
tiger Lehrer (Errichtung von Seminarien). „Die landesherrlichen 
Verordnungen, welche das Schulweſen regelten, ließen die kirchliche 
Aufficht beſtehen, gründeten aber das Auſſichtsrecht der Kirche auf 
einen vom Staat erteilten Auftrag und nahmen für die weltlichen 
Beamten eine Mitwirkung bei der Auf icht in Anſpruch ).“ „Mit 
der Veränderung in der Stellung des Küſters, der zum bürgerlichen 
Beamten, zum Schulmeiſter wurde, mußte auch die beauf i htigende 
und leitende Behörde in allen Inſtanzen die Stellung eines dem 
Staatsorganismus angehörenden Organs gewinnen, bzw. Hi. fobeamte 
des Staats werden ).“ * 

Des Lehrers Dienſtherr wurde alſo in Heſſen 1726 der Staat, 
das Schulamt ein ſtaatliches Amt. Aber es gab in zahlloſen heſſi⸗ 
ſchen Gemeinden lange vor 1726 Schulämter und die waren ent⸗ 
ſtanden durch den von dem Pfarrer (oder deſſen nächſtem Vorgeſetzten) 
und der Gemeinde dem Küſter erteitten Auftrag „Schule zu haften‘. 
Das war etwas anderes als Kateche e, wenngleich die Schule zunächſt 
nur kirchliche Zwecke verfolgte: aber „ſchon der Schreib- und Rechen⸗ 

4) Chr. Meurer ſagt in feinem „Baheriſchen Kirchenver⸗ 
mögensrecht“ Bd. 2 S. 33: „Es iſt kein Poſtulat des Kirchenrechts, 
daß jedes Pfarramt auch eine Pfarrpfründe ſein müſſe (Hin ⸗ 
ſchius in der Ztſchr. f. KR. 19, 233). Beweis dafür ſind die 
unzähligen Inkorporationen vom 9. bis 16. Jahrhundert. 

5) Vgl. Schelcher, Juſtiz und Verwaltung. Leipzig, Roß⸗ 
berg, 1919. S. 146 Abſ. 2. 

6) Loening, Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechts 1884, 
S. 753, vgl. noch 88 12—17 II 12 ALR. 

7) Bueff a. a. O. S. 902. 
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unterricht konnte als ein zu kirchlichen Zwecken dienender nicht aufge- 
faßt werden und ſeine Aufnahme unter die Lehrgegenſtände mußte den 
Küſter hinter den Schulmeiſter zurücktreten laſſen“ (Bueff, Kurheſſ. 
Kirchenrecht S. 901). Nach der Anjicht des LG. „hat die Kirche“ 
durch jenen Auftrag „nur den Pf.ichtenkreis ihres Beamten erwei⸗ 
tert“. Das iſt ſicher richtig: dieſer zweite Pflichtenkreis war eben das 
Schulamt s). 

„Nach vorſtehendem war“, heißt es im Urteil des LG., „vor dem 
1. Jan. 1822 v) die Entſtehung von Schulvermögen nicht möglich, da 
es eine Rechtsperſönlichkeit nicht gab, die Träger eines ſolchen Ver⸗ 
mögens hätte ſein können.“ — Bei „Rechtsperſönlichkeit“ wird an 
„Schulamt“ gedacht, wie ſich aus den, auf den eben mitgeteilten 
folgenden beiden Sätzen und aus der Bezugnahme auf die voran⸗ 
gegangenen Erwägungen ergibt. Da genügt die Erwiderung: eine 
Pfründe braucht keinen Rechtsträger. Das LG. betont ſelbſt die 
Rechts perſönlichkeit der Pfründe und der von ihm inhaltlich über⸗ 
nommene Beſchluß des OLG. ſagt, die von Hauſe aus (bis 1821) 
einheitliche Küſterlehrerpfründe habe Schulzweckvermögen ent⸗ 
halten. Den gegen den Anſpruch des Magiſtrats in Hanau an das 
„Kirchenärar“ auf Fortzahlung einer uralten Rente zu Zwecken der 
Beſoldung von Lehrern erhobenen Einwand: der Gemeinſchaft der 
Deſtinatäre dieſer Stiftung habe die Rechtsperſönlichkeit gefehlt, wies 
das RG. (RG. 1, 86 ff.), den Grundſätzen des Rechts der öffentlichen 
Stiftungen folgend, als rechtskrrtümlich ab. 

Außerdem iſt für das gemeine Recht anerkannt, daß eine Schule 
als pia causa juriſtiſche Perſon war, ſobald die erforderlichen Grund⸗ 
lagen eines Stiftungsvermögens beſtanden (Gruchot 32, 1056). Letz⸗ 
tere Vorausjegung erfüllte ſich bei den alten Küſterſchulen jedenfalls 
mit dem Augenblick, in dem ein Gehöft, enthaltend Dienſtwohnung 
für den Inhaber beider Amter und eine Schulſtube, errichtet wurde. 
Das iſt in Kurheſſen überall lange vor dem 1. Jan. 1822 geſchehen. 
Eine ſolche Küſterſchulſtelle war außerdem ſtets mit Land ausgeſtattet 
und hatte ein „Nachbarrecht“ (Anteil, mit der Hofſtätte verbundenes 
ſubjektiv⸗dingliches Recht am „Gemeindsnutzen“, der Almende). Dieſe 
gemeinrechtliche Rechtsperſönlichkeit der „Küſte ſchule“ iſt durch die 
Territorialgeſetzgebung nicht aufgehoben worden 10). 

Wir kommen zu dem Ergebnis: da es 

a) ein Schulamt bei den ſog. Küſterſchulen in Kurheſſen ſchon 
jeit Beauftragung des Küſters mit „Schulehalten“, 

b) immer nur eine einheitliche Pfründe für die Küſterſchulſtelle 
und niemals zwei getrennte juriſtiſche Perſonen (die einer 
Küſterpfründe und die einer Schulpfründe) 

gab, jo iſt der Ausgangspunkt des landgerichtlichen Urteils nicht 
richtig und, wenn er richlig wäre, unerheblich. 

2. Strippel ſagt ſchon zur Einleitung der vorigen Z ffer: 
„Das LG. ſtellt ſich von vornherein auf den S.andpuntt der Eigen⸗ 
tumstheorie.“ Der Nachweis, daß lezteces eine logiſche Notwendigkeit 
ſei, wird aber auch von ihm nicht einmal verſucht 11). Das LG. zieht 
dann aus feinen unter 1 erörterten Darlegungen 12) den Schluß: 
„Das vor dem 1. Jan. 1822 vorhandene Vermögen konnte nur Be⸗ 
ſtandteil der kirchlichen Küſterpfründe ſein und iſt daher bei der Aus⸗ 
einanderſetzung der Kirchengemeinde zuzuweiſen.“ 

Der erſte Saß iſt mit der Beſchränkung als richtig anzuerkennen, 
daß die (einheitliche) Pfründe allerdings bis zur Erteilung des Auf⸗ 
trags zum Schulehalten nur zum Unterhalt eines Kirchendieners ge⸗ 


8) RG. 37, 243 ſagt: „Amt iſt ein durch das öffentliche Recht 
begrenzter Kreis von Geſchäften in dem Organismus des Staats, 
der öffentlichen Gemeinden und Korporationen.“ — Grimms 
Wörterbuch verdeutlicht den Begriff „Amt“ mit „Dienſt, Geſchäft“ 
und verweiſt auf den Ausdruck des älteren deutſchen Schrifttums 
„Amt der Ehefrau“. 

>) An dieſem Tage trat das kurheſſiſche Organiſationsedikt v. 
29. Juni 1821 (jiche oben zu II/III) in Kraft. 

10) OLG. Naumburg v. 23. Okt. 1886 Kirchl. Gef. u. VBl. 
1887, 147. 

) Auch in Strippels Schrift „Die kurheſſiſche Küſter⸗ 
lehrerpfründe bei der Auseinanderſetzung ihres Vermögens“ (Kaſſel, 
Selbſtverlag des Ev. Pfarrervereins, 1920) ſucht man ihn vergebens. 
Auf S. 17 a. a. O. wird hingewieſen auf den beſchränkten Zweck der 
Ablöſungsgeſetzgebung und auf Koch, deſſen Ausführungen im 
Preuß. Volksſchularchiv 11, 113 ff. von mir beſprochen wurden, 
auf S. 24 wird nur gejagt, die Eigen umstheorie „leuchte am meiſten 
ein“, auf S. 34/5 findet ſich die Anertennung, es ſei „möglich, daß 
die zivilrechtlichen Formen nicht der wahre Ausdruck für den Stifter⸗ 
willen geworden ſind“, aber das Gegenteil müſſe vermutet und 
deshalb (e) „prinzipal eine Entſcheidung aus der Eigentumstheorie 
geſucht“ werden, wiewohl fie „häufig nicht zum Ziel führen“ würde. 

12) Allerdings wird dieſer Schluß auch abgeleitet aus dem 
anderen Grundſatz: „Das Vermögen iſt in die zwei Teile zu zer⸗ 
legen, aus denen es entſtanden war, nämlich in die kirchliche Küſter⸗ 
und die ſtaatliche Lehrerpfründe.“ Aber das LG. wendet dieſen 
Grundſatz, „von dem man notwendigerweiſe auszugehen habe“, 
ſelbſt nicht an: denn es kommt zu dem Ergebnis, daß eine (iuriſtiſch 
ſelbſtändige!) Lehrerpfründe in W. überhaupt nicht vorhanden jei 
und deshalb der Schulverband bei der Auseinanderſetzung leer aus⸗ 
gehen müſſe. Dazu müßte man dann überall kommen, denn der 
Fall Wolfsanger hat juriſtiſch keine Beſonderheiten! 


Kleinere Aufſätze 
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widmet war. Aber: „die Stiftung löſt ſich von der Perſon des Stif⸗ 
ters. Dieſe muß uns um ſo fremder werden, je mehr die Zeiten ver⸗ 
gehen und je verschiedener die Lebensverhältniſſe werden, in die die 
Stiftung hineintritt 15)“. „Stiftungsvermögen iſt in gewiſſem Sinne 
öffentliches Vermögen: dieſe Idee trägt das Umwandlungs⸗ 
recht des Staates 14).“ Der 830 Abſ. 2 VSHUG. verweiſt auf die 
ſeitherige Beſtimmung der Vermögensſtücke, nicht auf die ur⸗ 
ſprüngliche. Wiſſenſchaft und Geſetzgeber ſtimmen alſo darin überein, 
daß das Schickſal einer Stiftung nicht für alle Ewigkeit dana h be- 
ſtimmt wird, wie ihre Rechtsverhältniſſe zur Zeit der Errichtung 
lagen, daß vielmehr der allmähliche Wandel der „Lebensverhältniſſe“ 
auf die Rechtsbildung nicht ohne Einfluß bleiben kann. Wie wäre 
auch ſonſt die Lehre vom Gewohnheitsrecht verſtändlich? 

Die rechtliche Natur des Zweckvermögens, das der 
Unterhaltung aller Inhaber einer öffentlichen Amlsſtelle gewidmet 
iſt, wird durch die rechtliche Natur der Stelle beſtimmt 
und wandelt ſich mit dieſer. 

3. Damit erledigt ſich die weitere Aufſtellung des LG., daß ur⸗ 
kundliche Belege für eine rechtsgültige Anderung 15) des Zwecks der 
Küſterpfründenſtiftung fehlten und eine ſolche auch nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen unzuläſſig ſei. 

Der Zweck ſämtlicher Teile der „von Hauſe aus einheitlichen“ 
Pfründe war die Unterhaltung des Stelleninhaberst)). 
Nur ausnahmsweiſe bildeten einzelne Einkommensteile Vergütungen 
für beſtimmte dienſtliche Verrichtungen, wie die kirchlichen „Acciden⸗ 
tien“ und das Schulgeld. Das waren Gebühren von geringem 
Jahresbetrag, von denen weder der Kirchendiener noch der Lehrer 
leben konnte. Diejenigen, welche dem Kirchendiener den Auftrag 
„Schule zu halten“ gaben, ihre Nachfahren, welche im 18. und 19. 
Jahrhundert das Lehramt an Bedeutung immer mehr zunehmen und 
den Kirchendienſt in den Hintergrund drängen ſahen, und der Staat, 
der die amtlichen Dienſteinkommensnachweiſungen genehmigte, feſt⸗ 
ſetzte und dem neu antretenden Stelleninhaber aushändigen ließ, 
waren ebenſo weit wie der Stelleninhaber von der Rechtsüber⸗ 
zeugung entfernt, daß das Schulgeld das einzige Honorar für die 
Unterrichtstätigkeit ſei. Dieſer Satz iſt nichts anderes als eine 
juriſtiſche Fiktion. 

Fur eine förmliche „Anderung des Zwecks“ beſtand nie ein 
Anlaß. 

4. Wenn in den parlamentariſchen Verhandlungen über den 
Entwurf des WSchllG. Einigkeit darüber beſtand, daß das (eier 
„nicht in die beſtehenden materiellen Rechtsverhältniſſe eingreifen“ 
und 8 29 Abſ. 1 beſtimmt, daß „die Rechte Dritter, insbeſondere der 
Kirche, unberührt bleiben“ ſollten, ſo wurde damit nur eine Er⸗ 
läuterung der Abſichten des 824 des Geſetzes, aber nicht über den 
Sinn des Wortes „Auseinanderſetzung“ in 830 Abf. 6 gegeben. 
Die Aufhebung einer Gemeinſchaft (8 741 BGB.) ohne Eingriff in 
den beſtehenden Beſitzſtand iſt undenkbar. Der Schulverband, der 
bisher in der Anrechnung der kirchlichen Einkünfte auf das Geſamt⸗ 
gehalt der Stelle eine wesentliche Erleichterung feiner Unterhaltungs⸗ 
laſt genoß, erleidet einen großen Verluſt und die Kirchengemeinde 
befindet ſich in der Regel ebenfalls in der Lage eines Verlierenden. 

Zu V. 2. a) Der Beſchluß des kurheſſiſchen Miniſteriums des 
Innern v. 29. Aug. 1837 (amtliche Ausgabe der Gemeindeordnung 
von 1834, Kaſſel 1854, S. 105) ſagt, daß „neu erbaute Schulhäuſer 
nicht Eigentum der bürgerlichen Gemeinden, ſondern der Schulen 
werden“, ſpricht aber nicht von Küſterlehrerpfründen, wie Strip⸗ 
pel angibt. Im 19. Jahrhundert enthielten die Schulhäuſer längſt 
beſondere Schulbetriebsräume (Klaſſenzimmer), die natürlich nicht 
eine Ausſtattung der Pfründe waren 10 (fo wenig wie das Schul⸗ 


% Kohler im Archiv für bürgerl. Recht 3, 251. 

) Chr. Meurer, Die juriſtiſchen Perſonen nach deutſchern 
Reichsrecht, Stuttgart 1901, S. 323. 

15) Nach Anſicht des Lsg., die auf Roth und v. Meibom 
(Kurheſſ. Privatrecht, S. 274 oben) geſtützt wied, hätte der Stellen⸗ 
inhaber ſelbſt die Zweckbeſtimmung ändern müſſen. Das iſt ein 
Irrtum, deſſen ſich auch Roth und v. Meibom nicht ſchuldig 
gemacht haben. Sie ſtellen nur feſt, daß der Stelleninhaber in Kur⸗ 
heſſen die Pfründe gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten und 
das Schulvermögen zu verwalten hatte. Über beide Zuſtändigkeiten 
geht die Anderung des Stiftungszwecks, alſo der darüber ſtehenden 
Norm, weit hinaus. Außerdem iſt der Nießbraucher der Pfründe 
Stiftungsdeſtinatär, dem jede Anderungsbefugnis fehlt. Hätte er 
ſie, ſo müßte man eine ſtillſchweigende Willenserklärung in ſeinem 
Fortgenuß der Pfründe trotz der Anderung ſeiner Amtstätigkeit 
im Hauptberuf annehmen. 

16) OVG. 69, 269 leitet dies aus dem Begriff des vereinigten 
Amts ab; vgl. 8 6 Satz 2 Gef. v. 26. Mai 1909. 

17) Strippels Auffaſſung, daß nach heſſiſchem Recht Schul⸗ 
häuſer der Pfründe zuwachſen müßten, ſteht auf dem Standpunkt 
des 16. und 17. Jahrhunderts, in denen der Lehrer in ſeiner Wohn⸗ 
ſtube Unterricht erteilte. Eine rechtſchaffende Praxis hat es von 
jeher auch in den Amtsſtuben der Verwaltung gegeben, nicht nur 
in denen der Juſtiz. Sie paßte ſich der Anderung der Lebensver⸗ 
hältuiſſe an, wie jener Miniſterialbeſchluß zeigt. Die kurheſſiſche 
Gerichtspraxis hat auch keineswegs den Saß aufgeſtellt, daß „Träger 
des Schulvermögens die Schulſtelle“ ſei, ſondern nur, daß der 


58. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


inventar): ſie ſind daher als Eigentum der „Schule“ gen des 
Schulverbandes) anzuſprechen, das belaſtet iſt mit einem Wohnrecht 
des Stelleninhabers; dieſes Wohnrecht bildet einen Gegenſtand der 
Auseinanderſetzung. Strippel dagegen ſcheint anzunehmen, daß 
bei verbundenen Stellen die Schulhäuſer ſelbſt Eigentum der Küſter⸗ 
pfründe ſeien, weil ſie den Erſatz für die alten Opfermannshäuſer dar⸗ 
ſtellen! Nach dem Schema des LGurteils muß dann bei der Ausein⸗ 
anderſetzung die Kirchengemeinde immer das Schulgehöft erhalten! 
b) Auch für Zuwendungen der Kirche aus der Zeit nach 1821 
neigt Strippel zu derſelben Entſcheidung, weil ſolche einer „reli⸗ 
gionsgleichgültigen oder ⸗feindlichen Schule nach kanoniſchem Recht“ 
nicht gewidmet werden durften. Da es nun öffentliche Volksſchulen 
der gedachten Art mangels des in Art. 146 RVerf. vorgeſehenen 
Geſetzes (vgl. Art. 174 a. a. O.) noch nicht gibt, fo verlangt Strip⸗ 
pel offenbar ein Recht der Kirchengemeinden auf Rückfall aller 
bei der Auseinanderſetzung dem Schulverband überwieſenen Stücke, 
ſobald jener Fall eintritt! Demgegenüber braucht nur auf die Grund⸗ 
ſätze des Stiftungsrechts verwieſen zu werden: „Der Stifter kann 
nicht ſeine Beſtimmungen nachträglich ändern. Eigentümlichkeit der 
Stiftung iſt es ja gerade, daß für das geſtiftete Vermögen die Eigen⸗ 
tumsträgerſchaft des Stifters ihr Ende erreichen ſoll 18).“ „Nicht 
richtig iſt es, zu verlangen, man müſſe ſich ... in den Geiſt des 
Stifters hineindenken und ſo entſcheiden, wie es der Stifter täte, 
wenn er momentan wieder erſtände. Die Stiftung löſt ſich von der 
Perſon des Stifters 19).“ 
f Aber nichts iſt zu erinnern gegen eine Vertragsbeſtimmung, daß 
Zuwendungen der Kirche für Schulzwecke nicht auf eine bekenntnisfreie 
Schule übergehen, falls die Ortsſchule in eine ſolche verwandelt 
wird 20); denn das iſt keine uferloſe Auslegung des Stifterwillens. 


Stelleninhaber das Schulvermögen gerichtlich und außergerichtlich 
zu vertreten habe. In der Entſch. OAppch. Kaſſel v. 4. Dez. 1841 
(Strippelmann IIIa S. 323) handelt es ſich um einen Acker. 
Mit Recht hat das OVG. (Urt. v. 6. Nov. 1894, U3Bl. 1895, 220 
u. v. 4. Jan. 1910, PrVerwBl. 31, 446) den Sag aufgeſtellt, 
daß in Kurheſſen von jeher die Schule eine Anſtalt mit Rechts⸗ 
perſönlichkeit war. 

18) Chr. Meurer, Die Juriſtiſchen Perſonen uſw. S. 21/22. 

19) Kohler im Archiv für bürgerl. Recht 3, 251. 

20) PrVerwBl. 42, 617 Ziff. I am Ende. 
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c) Das Schema des LG. wendet Strippel auch auf die Stücke 
an, die der Küſterſchulſtelle bei Teilung von Gemeinheiten (heul 
„Jutereſſentenvermögen“ genannt) zugefallen ſind: ſie ſtellten die 
„Frucht“ eines Rechts dar, das im Zweifel ſchon dem „Opfermann“, 
dem Vorgänger des Küſterlehrers zugeſtanden habe, und daher beſitze 
allein die Kirchengemeinde Anſpruch darauf. 

Da aber das heſſiſche „Nachbarrecht“, der Anteil am „Gemeinds⸗ 
nutzen“ den Hofbeſitzern als ſolchen zuſtand, denen der Pfarrer und 
der Küſterlehrer, als Inhaber einer Hofreite kraft ihres Amts, gleich⸗ 
geſtellt waren, ſo iſt es unmöglich andere Geſichtspunkte in dieſes 
Rechtsverhältnis hineinzuziehen. Nechtsnachfolger des Opfermanns 
im Beſitz des Hofes war der Küſterlehrer, aber nicht der Küſter 
Die verbundene Stelle oder die einheitliche Pfründe war „Nachbar“, 
Kirche und Schule haben alſo gleiches Anrecht. 

Zu VI. Das Ergebnis, zu dem das LG. für zweifelloſes Schul⸗ 
zweckvermögen kam deshalb, weil die Stücke ſchon vor 1821 zur 
Pfründe gehörten, daß ſie nämlich der Kirchengemeinde (zur freien 
Verfügung für beliebige Zwecke!) zu überweiſen ſeien, beweiſt beſſer 
als lange juriſtiſche Ausführungen die Unmöglichkeit ſeines Stand⸗ 
punkts: er widerſpricht den Grundlagen des Stiftungsrechts. 

Zu VII. Strippel erklärt auch ſämtliche im Regierungsbezirk 
Kaffel gemäß § 30 Abſ. 6 VSchllG. geſchloſſenen und von beiden 
Aufſichtsbehörden genehmigten Verträge (üder 400 find es) für 
anfechtbar auf Grund des 8 779 BGB., wenn das Urteil des LG. 
rechtskräftig werde. Der dem Vergleiche zugrunde gelegte „Sach⸗ 
verhalt“, der ſich als der Wirklichkeit nicht entſprechend erwieſen 
habe, „beſtehe darin, daß die Parteien nicht wußten, daß die 
Küſterſtelle ein innerhalb der Küſter ſchul ſtelle gewiſſermaßen (!) 
ſelbſtändiges Rechtsſubjekt ſei“. — 

Unter „Sachverhalt“ dürfte ſchwerlich eine juriſtiſche Abſtrak⸗ 
tion, ein Urteil im Sinne der Logik, vielmehr nur ein Tatbeſtand 
des Lebens zu verſtehen ſein. Abgeſehen davon handelt es ſich in 
allen Fällen um einen im Geltungsgebiet des öffentlichen Rechts 
abgeſchloſſenen Vertrag. Durch dieſen wird kraft der Genehmigung 
beider Aufſichtsbehörden die Ortsverfaſſung umgeſtaltet, neues ob⸗ 
jektives Recht geſchaffen 21). Alſo bleibt die Anwendbarkeit des dem 
Privatrecht angehörigen § 779 ausgeſchloſſen. 

Geh. RegR. Dirkſen, Kaſſel. 


21) OVG. 40, 201 Zeile 14 v. o.; 69, 276 unten. 
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A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


e Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — + Anmerkung. 

Reichsrecht. Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Eutſcheidungen in Miet⸗ und Pachtſachen. 

* 1. 88566, 571, 581 BGB. Rechtliche Bedeu— 
tung der Abrede ſchriftlicher Beurkundung eines 
auf länger als ein Jahr mündlich abgeſchloſſenen 
Miet⸗ oder Pachtvertrages.] 1) 

Das BG. ſtellt feſt, daß i. J. 1919 zwiſchen dem Kl. und 
dem Bekl. ein Pachtvertrag auf 12 Jahre, nicht nur ein Vor⸗ 
vertrag zu einem folchen, mündlich abgeſchloſſen und die ſchrift⸗ 
liche Abfaſſung dieſes Vertrages vereinbart worden ſei, ſo je⸗ 
doch, daß ſeine Gültigkeit nicht von der ſchriftlichen Nieder⸗ 
legung abhängen ſollte. Für die rechtliche Beurteilung ergibt 
ſich daraus folgendes: Der mündl. Pachtvertrag galt mangels 
Beobachtung der Form des gemäß § 581 Abſ. 2 anzuwenden⸗ 


Zu 1. Mit dieſer — auch in RG. 104, 131 f. abgedruckten — 
Eniſch. nimmt das RG. Stellung zu der vielbehandelten Streitfrage 
gl. Mittelſtein, Micte, 3. Aufl., S. 133/34, und die dort an⸗ 
geführte Literatur), ob bei mündlichem Abſchluß eines mehrjährigen 
Gruudſtücksmiet⸗ oder Pachtvertrages auf Abichluß eines entſprechen⸗ 
den schriftlichen Vertrages geklagt werden kann. Das RG. bejaht jetzt 
dieſe Frage für den Fall, daß die Parteien die ſchriftliche Nieder⸗ 
legung der Abmachungen vereinbart haben, jedoch den Vertrag ſchon 
vorher als abgeſchloſſen anſahen (vgl. $ 154 Abi. 2). Damit ſchließt 
15 das RG. der beſonders von Mittelſtein (a. a. O. und Recht 
1 267) vertretenen Anſicht an, nachdem es bislang den Anſchein 
hatte, als ob das RG. eine ſolche Klage lediglich auf Grund eines 


den § 566 BGB. als für unbeſtimmte Zeit geſchloſſen und 
konnte zum Schluſſe des erſten Pachtjahres gekündigt werden. 
Daraus iſt aber nicht die Unwirkſamkeit der Abrede ſchrift⸗ 
licher Beurkundung zu folgern. Die Formvorſchrift des 8 566 
BGB. ſchließt, anders wie z. B. $ 313 BGB., keineswegs jede 
mündliche Bindung aus. Dies hat der erkennende Senat 
in RG. 86, 301) für den Fall eines Vorvertrages ausge⸗ 
ſprochen, und der entſcheidende Grund, der dort die Nicht⸗ 
anwendung des 8 566 auf einen Vorvertrag zum Abſchluſſe 
eines mehrjährigen Pachtvertrages rechtfertigte, trifft auch 
im vorliegenden Falle zu, wenn man nur die Vereinbarung 
eines Pachtverhältniſſes als ſolche und die Abrede der ſchrift⸗ 
lichen Beurkundung auseinanderhält. Die Vorſchrift des 5 566 
verdankt, wie in RG. 86, 30 ausgeführt iſt, ihre Ent⸗ 
ſtehung der Erwägung, daß einem in die Mietverhältniſſe 
eintretenden Grundſtückserwerber die Möglichkeit verſchafft 
werden ſoll, ſich über Umfang und Inhalt der auf ihn nach 
§ 571 BGB. übergehenden Verpflichtungen zuverlaſſig zu 
unterrichten, und das Formerfordernis des § 566 wurde 
in der erwähnten Entſcheidung für den Vorvertrag abgelehnt, 
weil nach 8571 nur die Rechte und Pflichten aus einem 
Miet⸗ oder Pachtverhältniſſe, nicht ſolche aus einem Vor⸗ 
vertrage auf den Grundſtückserwerber übergehen. Ebenſo liegt 
es aber hier. Auf einen Grundſtückserwerber konnte vor Nach⸗ 


Vorvertrages, nicht aber auch auf Grund einer Vereinbarung in 
dem Vertrage ſelbſt zulaſſen wollte (vgl. RG. 97, 219 = JW. 1920, 
374, und JW. 1922, 2852). 

Die Entſch. erſcheint, auch wenn man den Standpunkt des 
NG. bezüglich des Vorvertrages teilt, nicht ganz unbedenklich. Eine 
Teilung der Abmachungen in den eigentlichen Miets⸗ bzw. Pacht⸗ 
vertrag, der gegebenenfalls den Erwerber bindet, und die Abrede der 
ſchriftlichen Beurkundung, die den Erwerber nicht binden ſoll, tut den 
tatſächlichen Verhältniſſen doch wohl Zwang an. Es handelt ſich in 
der Regel um ein einheitliches Rechtsverhältnis, eben das „Miet⸗“ 
bzw. „Pachtverhältnis“, in das nach $ 571 der Erwerber eintreten ſoll. 

RA. Priv Doz. Dr. Hallermaun, Münſter i. Weſtf. 

1) JW. 1915, 136. 
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holung der ſchriftlichen Beurkundung das Pachtverhältnis 
nur in der durch $ 566 BGB. gegebenen Beſchränkung über⸗ 
gehen. Die Abrede der ſchriftlichen Beurkundung ließ daher 
die Intereſſen eines Grundſtückserwerbers ungefährdet. Ihrer 
Rechtswirkſamkeit unter den Vertragsteilen ſtand alſo nichts 
im Wege. Es iſt auch kein innerer Grund dafür vorhanden, 
weshalb dann, wenn, wie bei einem bloßen Vorvertrag, noch 
kein Miet⸗ oder Pachtverhältnis beſteht, die mündliche Über⸗ 
nahme der Verpflichtung, ein ſolches wirkſam einzugehen, 
bindend, dagegen neben einem, wenn auch nur mit der Be⸗ 
ſchränkung des 8 566, bereits wirkſam begründeten Rechts⸗ 
verhältniſſe dieſer Art die Vereinbarung des zur unbe⸗ 
ſchränkten Wirkſamkeit erforderlichen ſchriftlichen Abſchluſſes 
unverbindlich ſein ſollte. Dabei iſt unerheblich, ob die Ver⸗ 
einbarung ſchriftlicher Beurkundung als ſelbſtändiger Ver⸗ 
trag oder nur als eine Nebenabrede zur mündlichen Ver⸗ 
pachtung abgeſchloſſen worden iſt. Auch im letzteren Falle 
läßt die Formvorſchrift des § 566 die vertragliche Über⸗ 
nahme einer Verpflichtung zum formgültigen Abſchluſſe eines 
Miet⸗ oder Pachtvertrages unberührt. Nur aus der Tatſache 
einer mündlichen Vermietung oder Verpachtung für ſich allein 
läßt ſich noch nicht eine Verpflichtung zu nachträglicher Er⸗ 
füllung der Form des § 566 ableiten. Das BG. hat daher mit 
Recht den Bekl. zum Abſchluſſe eines der mündlichen Verein⸗ 
barung entſprechenden ſchriftlichen Pachtvertrags verurteilt. 

G. w. M., U. v. 28. Febr. 1922; 375/21 III. — 
Naumburg.) [Sch.] 


2. Ein Vertrag, durch den die Bahnverwal⸗ 
tung einen Raum im Bahngebäude zum Betrieb 
einer Wechſelſtube überläßt, iſt kein Mietver⸗ 
trag. Dafür iſt zur Kündigung nicht Geneh⸗ 
migung des ME A. erforderlich.] 7) 

Die Bekl. hält den Vertrag für einen Mietvertrag 
und daher die Kündigung, in Ermangelung der Zu⸗ 
ſtimmung des MEN, für unwirkſam. Der BR. hat 
dieſen Einwand ohne Rechtsverſtoß zurückgewieſen. Das im 
Eigentum der Kl., der Reichseiſenbahnverwaltung, ſtehende 
und ihrer Verfügungs- und Verwaltungsbefugnis unter⸗ 
liegende Banhofsgebäude iſt von Hauſe aus nicht dazu be⸗ 
ſtimmt, privaten Gewerbetreibenden die Ausübung ihres Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs zu ermöglichen. Es dient vielmehr öffentlichen 
Intereſſen, nämlich der Abwicklung des Reiſeverkehrs und der 
Güterbeförderung. Im Intereſſe dieſes öffentlichen Verkehrs 
hat die Kl. zu prüfen und zu entſcheiden, ob und welche Hilfs⸗ 
betriebe neben dem Eiſenbahnverkehr ſelbſt in einem Gebäude 
von dem Umfang und der Bedeutung des Hauptbahnhofs 
München zuzulaſſen ſind. Die Kl. hat die Eingliederung einer 
Wechſelſtube für geboten erachtet, und zu dem Ende der Bekl. 
den Betrieb des Bankgewerbes in der ausdrücklichen Be⸗ 
ſchränkung auf das Geldwechſelgeſchäft geſtattet, zugleich aber 
die Bekl. ihren Weiſungen unterworfen, und zwar nicht etwa 
bloß hausordnungsmäßigen Beſchränkungen, wie ſie ſonſt auch 
bei unzweifelhaften Mietverhältniſſen vorkommen, ſondern 
auch Beſchränkungen in rein gewerblicher Hinſicht. Namentlich 
mußte Bekl. das Geſchäft zu ganz beſtimmten Zeiten offen⸗ 
halten; ſie durfte ihn mithin überhaupt nicht willkürlich oder 
einſeitig in ihrem Intereſſe ſchließen oder aufgeben; ſie war 


Zu 2. Mit Rückſicht auf den Schutz, den der Geſetzgeber den 
Mietverhältniſſen angedeihen läßt, iſt es von größter Bedeutung, 
ob ein Vertrag in rechtlicher Hinſicht als Mietvertrag anzuſehen iſt. 
Dabei iſt es ſelbſtverſtändlich gleichgültig, wie die Parteien das 
Vertragsverhältnis bezeichnet haben. Häufig bildet das Mietverhält⸗ 
nis nur ein Element des geſamten Vertragsinhalts. Aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen wird oft eine Mehrheit von möglicherweiſe weſens⸗ 
ungleichen Rechtsgeſchäften zu einer Einheit zuſammengefaßt (RG. 97, 
220 JW. 1920, 374), wobei die mehreren Teile zuſammen nicht ein 
Rechtsgeſchäft von einheitlichem juriſtiſchem Typus zu bilden brauchen. 
Ob die Abhängigkeit und Einheitlichkeit der Vertragstypen vorhanden 
iſt, iſt Tatfrage. Liegt ein gemiſchter Vertrag dieſer Art vor, ſo werden 
die Mieterſchutzbeſtimmungen ebenſo wie das RMG. nur dann an⸗ 
wendbar fein, wenn die Überlaſſung der Räume gegen Entgelt das 
Weſentliche des Vertrages bilden ſollte. Wo neben dem Mietverhält⸗ 
nis noch ein Dienſtverhältnis oder ſonſtiges Vertragsverhältnis 
Gegenſtand des einheitlichen Vertrages iſt, iſt deshalb zu unter⸗ 
ſuchen, welche Beſtimmungen als die entſcheidenden anzuſehen ſind. 
Soweit Räume nur mit Rückſicht auf ein Dienſtverhältnis vermietet 
find, hat 8 20 MEHG. eine Sonderregelung getroffen; andernfalls 
können die Miererſchutzbeſtimmungen nur Anwendung finden, wenn 
das Element der Miete überwiegt. 

RA. Dr. Julius Nußbaum, Berlin. 
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mithin zur Führung des Geſchäfts der Kl. gegenüber ver⸗ 
pflichtet. Selbſt ſo einſchneidende Eingriffe in die Geſchäfts⸗ 
führung wie das Verlangen nach Entfernung eines minder 
geeigneten Geſchäftsführers hat Kl. ſich vertragsmäßig vor⸗ 
behalten. Wie der BR. angeſichts dieſes Sachverhalts zu⸗ 
treffend hervorhebt, war das Weſentliche an dem Vertrags⸗ 
verhältnis die Geſtattung des Gewerbebetriebs, mit welcher 
Befugnis die Pflicht der Bekl. zur Führung des Betriebs 
Hand in Hand ging; die Überlaſſung eines geeigneten Rau⸗ 
mes für dieſen Betrieb war nur die nebenhergehende, ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folge. Wenn der BR. weiter es abgelehnt hat, 
den Vertrag der Parteien als ein reines, in Anſehung einer 
Kündigung der Zuſtimmung des MEA. bedürftiges Mietver⸗ 
hältnis anzuſehen, ſo iſt ihm auch hierin beizutreten. Zwar 
iſt die bloße Raumüberlaſſung an und für ſich nicht als Pacht 
zu beurteilen. Nach den Feſtſtellungen des BR. hat Kl. der 
Bekl. nur die hausordnungsmäßige Einrichtung des Raumes 
mit überlaſſen; es darf unbedenklich unterſtellt werden, daß 
die überlaſſenen Gegenſtände nicht eben dem Betrieb des Geld⸗ 
wechſelgeſchäfts dienten. Auch die bloße günſtige Geſchäfts⸗ 
lage genügt nicht, um den Raum als zur Fruchtziehung ge⸗ 
eignet erſcheinen zu laſſen. Aber der BR. hat — ohne 
Rechtsirrtum — hervorgehoben, daß die Raumüberlaſſung im 
vorliegenden Falle überhaupt nicht das Entſcheidende war. 
Entſcheidend iſt die Geſtattung der Ausübung des Geſchäfts⸗ 
betriebs; dies iſt, weil auf Geſtattung der Ausübung eines 
Rechts gerichtet, ein Element des Pachtvertrages. Daneben 
tritt in der Bindung, der ſich die Bekl. der Kl. gegenüber in 
der Ausübung ihres Geſchäftsbetriebs unterworfen hat, ein 
Element des Dienſtvertrages; und endlich iſt in der bloßen 
Raumüberlaſſung eine dem Mietvertrag entſprechende Geſtal⸗ 
tung zu erblicken. Ohne Rechtsirrtum hat, nach alledem, der 
BR. den Vertrag als einen gemiſchten Vertrag gekennzeichnet, 
in welchem keinesfalls das Element der Miete dergeſtalt über⸗ 
wiegt, daß darum das Rechtsverhältnis im ganzen den Rechts⸗ 
regeln von der Miete zu unterſtellen wäre. — Darauf, wie 
die Parteien das Rechtsverhältnis bezeichnet haben, kommt es, 
wie der BR. richtig bemerkt, nicht an. 
(U. v. 11. Juli 1924; 610/23 III. — München.) 


3. Der Erwerber eines Hauſes iſt den Mie⸗ 
tern gegenüber verpflichtet, ſich von deſſen Zu⸗ 
ſtand zu überzeugen; tut er dies nicht, ſo ſind 
die beim Erwerb vorhandenen Mängel ſolche, 
die er im Sinne des 89 RMietG. kennen mußte; 
er iſt daher, falls der Erwerb nach dem 1. Jan. 
1920 erfolgte, bei großen Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten aus eigenen Mitteln reparaturpflichtig.] 7) 

Das BG. hat ausgeführt: Das NMiet®. laſſe die Repa⸗ 
raturpflichten des Vermieters in vollem Umfange fortbeſtehen, 
habe auch die Leiſtungspflicht der Mieter erſchöpſend unter Be- 
rückſichtigung der Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
geregelt und ihr die Höhe der Mieten anzupaſſen verſucht. 
Darüber hinaus könne der Vermieter auch dann, wenn die Ein⸗ 
nahmen die Koſten einer großen Inſtandſetzungsarbeit nicht 
deckten, Zahlungen nicht fordern, ſondern Erſatz nur auf dem 
im Geſetze zugelaſſenen Wege ſuchen. Eine Aquivalenz zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung komme nicht in Frage. Eines Ein⸗ 
gehens auf die Rüge der Reviſion, die ſich gegen dieſen letzten 
Satz richtet, bedarf es nicht. Die Frage kann dahingeſtellt 
bleiben, da das BU. aus einem zweiten, in ihm ebenfalls er⸗ 
wogenen Grunde gerechtfertigt iſt. Die Bekl. iſt nach der 
eigenen Behauptung im Frühjahr 1922 gegründet worden, 
um das hier fragliche Haus zu erwerben. Der Erwerb iſt 
alſo erſt nach dem 1. April 1920 erfolgt und damit hat die 


Zu 3. Der $I RM. trägt die Entſch. Anlaß zu einer 
Bemerkung gibt nur die weitere Ausführung des NG., daß es eine 
in der Rechtſprechung anerkannte Pflicht des Erwerbers eines Hauſes 
ſei, ſich davon zu überzeugen, daß es für Mieter und Dritte keine 
Gefahren durch ſeinen baulichen Zuſtand biete. Eröffnet der Er⸗ 
werber einen Verkehr in dem Hauſe oder läßt er ihn fortſetzen, ſo 
greift ihm gegenüber 8 823 BGB. Plat, und den Mietern gegen⸗ 
über tritt er nach 8571 BGB. in die Pflichten als Vermieter ein. 
Der Erwerber läuft daher Gefahr, haftbar zu werden, wenn er 
ſich um den baulichen Zuſtand des Hauſes nicht kümmert. Deshalb 
beſteht kein Aulaß, eine Pflicht des Erwerbers zu konſtruieren, daß 
er ſich von dem baulichen Zuſtand des Hauſes zu überzeugen habe. 
Auch ohne das kommt man zu einer die Verkehrsbedürfniſſe be⸗ 
friedigenden Entſcheidung. 

OL GPräſ. Prof. Dr. Max Mittelftein, Hamburg. 
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Bekl. nach 89 NMietb. und dem ihm zugrunde liegenden 
Gedanken überhaupt keinen Anſpruch darauf, die Koſten der 
Reparatur auf die Mieter abzuwälzen, wenn es ſich um 
große Inſtandſetzungsarbeiten zur Beſeitigung von Mängeln 
handelt, die bei Erwerb des Gebäudes bereits vorhanden 
waren, und die ſie gekannt hat oder kennen mußte, wobei 
unter Kennenmüſſen nach § 122 Abſ. 2 BGB. das Nicht⸗ 
kennen infolge von Fahrläſſigkeit zu verſtehen iſt. Indem das 
BG. auf 8 9 Miet. verweiſt, bringt es zum Ausdrucke, 
daß es deſſen tatſächliche Vorausſetzungen als gegeben anſieht. 
Selbſt wenn dies aber nicht der Fall wäre, ſo iſt es eine in 
der Rſpr. anerkannte Pflicht des Erwerbers eines Hauſes, 
ſich davon zu überzeugen, daß es in feinem baulichen Zu- 
ſtande und beſonders in ſeinen techniſchen Einrichtungen keine 
Gefahren für die Sicherheit der Mieter oder dritter Perſonen 
birgt. Unterläßt er es, dieſer Pflicht nachzukommen, ſo han⸗ 
delt er fahrläſſig und iſt aus dem Mietvertrage oder aus un⸗ 
erlaubter Handlung für den gegebenenfalls aus einem ſolchen 
Mangel entſtehenden Schaden verantwortlich. So hat auch 
hier die Bekl., wenn fie die ihr obliegende Prüfung nicht an⸗ 
geſtellt hat, fahrläſſig gehandelt, die mangelhafte zur Zeit des 
Erwerbes bereits vorhandene Beſchaffenheit der Fahrſtühle 
konnte ihr bei ordnungsmäßiger Prüfung nicht verborgen 
bleiben. Ihre Nichtkenntnis beruht danach, wenn ein Kennen 
ſelbſt nicht angenommen wird, auf Fahrläſſigkeit im Sinne 
des 89 NMietG. Die Reviſion hat endlich noch geltend ge⸗ 
macht, der 88 NMietG. lege die Entſcheidung darüber, ob 
eine große Inſtandſetzungsarbeit vorzunehmen ſei, in die 
Hand der Gemeindebehörde bzw. des Miete A., darüber hät⸗ 
ten alſo die Gerichte überhaupt nicht zu erkennen. Damit ver⸗ 
kennt die Reviſion die Bedeutung des 88 RMietG. Er gilt 
nur für große Inſtandſetzungsarbeiten, die im Intereſſe der 
Erhaltung des Hauſes und der Bewohnbarkeit von Wohnun⸗ 
gen oder Mieträumen anderer Art behördlicherſeits für not⸗ 
wendig befunden und angeordnet worden ſind, deren Vor⸗ 
nahme der Vermieter unter Verletzung der ihm obliegenden 
öffentlich⸗rechtlichen Pflicht unterläßt. Daß eine ſolche im 
vorliegenden Falle nicht in Frage kommt, ſteht außer Streit. 
(U. v. 6. Mai 1924; 711/23 III. — Berlin.) 


**. 881, 19 Reichsmietengeſetz (RM G.). Be⸗ 
rechtigung zum Verlangen der geſetzlichen Miete 
auf Grund des RM G. v. 24. März 1922, auch wenn 
die gegen Zahlung eines Mietpreiſes erfolgte 
Überlaſſung einer Wohnung ein Teil der Gegen⸗ 
leiſtung des Käufers des Hauſes an die Ver⸗ 
käuferin iſt.] 7) 

Der bei Verkauf des Hauſes der Bekl. i. J. 1920 an 
Kl. vereinbarte Gegenwert beſtand außer Hypothekenüber⸗ 
nahme und Barpreis in einem der Bekl. bis zum 1. April 
1925 zum Jahrespreis von 1400 % eingeräumten Mietrecht. 
Die vom Kl. auf Grund des RM. v. 24. März 1922 verlangte 
und mit Klage verfolgte geſetzliche Miete haben die Vorinſtanzen 
ihr nicht zugebilligt. Die Rev. des Kl. führte zur Aufhebung 
des BU. Zweifellos ſteht der Mietvertrag der Parteien in einem 
engen inneren Zuſammenhange mit dem Grundſtückskaufver⸗ 
trage. Dieſer wäre ohne jenen kaum geſchloſſen worden. Man 
wird daher mit dem LG. ſagen dürfen, der Kl. habe als Gegen- 
leiſtung für die Überlaſſung des Hauſes neben der Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme auch die Verpflichtung übernommen, die 
Bekl. in ihrer bisherigen Wohnung bis zum 1. April 1925 
unkündbar gegen einen Jahreszins von 1400 % wohnen zu 
laſſen. Das ändert aber nichts an der Tatſache, daß die 
Parteien einen Kaufvertrag und einen Mietvertrag getätigt 
haben, die beide eben ihres inneren Zuſammenhangs halber 
gleichzeitig in demſelben Schriftſtücke beurkundet ſind. Nun 
berechtigt aber 8 1 Abſ. 1 RMG. v. 24. März 1922 jeden 
Vermieter und jeden Mieter jeder zeit dem anderen Ver⸗ 


Zu 4. Der Käufer des Grundſtücks und Vermieter des früheren 
Eigentümers hat hier letzterem gegenüber vom 81 RM. Gebrauch 
gemacht. Daß er dies grundſätzlich konnte, iſt auch vom BG. nicht 
beſtritten. Der Fall verliert dadurch an allgemeinem Intereſſe, daß 
nicht anzunehmen war, daß der Kaufpreis für das Grundſtück mit 
Rückſicht auf das Mietrecht beſonders niedrig bemeſſen war. Daß 

un der Vermieter Aufwertung des Mietzinſes verlangen kann, 
erheiſcht die Billigkeit. Es erſcheint deshalb die Entſch. des NG. 
nicht nur als die juriſtiſch beſſer begründete, ſondern auch als die 
'achlich allein zutreffende. 

OsGPräſ. Prof. Dr. Max Mittelſtein, Hamburg. 


tragsteile anzuzeigen, daß er fortan an Stelle der bisherigen 
verfraglichen Miete eine Mietberechnung nach Maßgabe des 
Geſetzes verlange. Das hat zur Folge, daß von dem Zeit⸗ 
punkte an, für den nach 8565 BGB. eine Kündigung zu⸗ 
läſſig ſein würde, die geſetzliche Miete zu zahlen iſt. Das 
verkennt auch der BR. nicht, er will auch grundſätzlich das 
RM. auf die Parteien anwenden, gelangt aber trotzdem zur 
Klagabweiſung, weil der Kl. die ihm an ſich gebührende geſetz⸗ 
liche Miete nicht behalten dürfe, ſoweit ſie die vertragliche 
überſchreite, ſondern den Überſchuß als Schadenserſatz an 
die Bekl. zurückgeben müſſe. Das folge aus der Nichterfüllung 
ſeiner Kaufvertragsverpflichtung, die Bekl. bis zum 1. April 
1925 gegen ein Jahresentgelt von 1400 % in ihrer Wohnung 
zu belaſſen. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. Jede Verpflich⸗ 
tung zum Schadenserſatz ſetzt ein Verſchulden voraus. Macht 
aber ein Vermieter von ſeinem Rechte aus 81 RM., auf 
welches nach § 19 daf. wirkſam nicht verzichtet werden kann, 
Gebrauch, ſo handelt er nicht ſchuldhaft, und die Geltend- 
machung eines ihm durch das RM. gewährleiſteten, durch 
keinerlei Vertragsabreden zu beſeitigenden Anſpruchs kann 
auch nicht auf dem Umwege über den Kaufvertrag eine Scha⸗ 
denserſatzforderung der Mieterin zur Entſtehung bringen. Die 
entgegengeſetzte Anſicht würde mit dem Wortlaute, Sinne und 
Zwecke der SSL, 19 RM. in Widerſpruch ſtehen. Zu ihr 
lag im gegebenen Falle um ſo weniger Anlaß vor, als weder 
behauptet noch aus dem ſonſtigen Tatbeſtande erſichtlich iſt, 
daß der für das Grundſtück bar gezahlte Preis mit Rückſicht 
auf das Mietrecht der Bekl. beſonders niedrig bemeſſen ſei. — 
An ſich ſchließt das AMG. die Befugnis der Parteien, be⸗ 
liebige Vereinbarungen über die Höhe des Mietzinſes zu tref⸗ 
fen, nicht aus. Dieſe find aber nur fo lange wirkſam, als 
beide Teile daran feſthalten wollen. Will der eine von ihnen, 
daß das Geſetz an Stelle der Vertragsabreden treten, ſo muß 
ſich der andere Teil dieſem Verlangen fügen. Mit dieſer 
Beſchränkung der Vertragsfreiheit und mit dieſem Eingriffe 
in bereits geſchloſſene Mietverträge bezweckte das Geſetz ein⸗ 
mal den Mieter gegen Ausbeutung und Bewucherung zu 
ſchützen, andererſeits aber auch da, wo es nötig erſcheint, 
dem Vermieter einen Ausgleich für die fortſchreitende Geld⸗ 
entwertung und demgemäß einen den Zeit- und Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſen wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade ent⸗ 
ſprechenden Gegenwert für ſeine Leiſtung zu ſichern. Daß 
dieſer Ausgleich ſich in mäßigen Grenzen gehalten hat, iſt 
allbekannt und bedarf keiner Ausführung. Auch von dieſen 
Geſichtspunkten aus gelangt man zu einer dem Kl. günſtigen 
Entſcheidung. Zur Zeit des Vertragsſchluſſes waren 1400 % 
eine zum mindeſten nach dem Willen der Vertragsteile an⸗ 
gemeſſene Jahresvergütung für die Wohnung. Damals wur⸗ 
den für 1 Goldmark etwa 23 Papiermark, Anfang Oktober 
1922 aber etwa das Zwanzigfache davon gezahlt, d. h. die 
deutfche Papiermark war in der Zwiſchenzeit um das Zwan⸗ 
zigfache entwertet, hatte um das Zwanzigfache an Kaufkraft 
verloren. Seitdem iſt bis zum Erlaſſe des BU. das Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen Papier- und Goldmark noch viel größer 
geworden. Würde die Bekl. daher bis zum 1. April 1925 für 
einen Jahreszins von 1400 Papiermark wohnen bleiben dür⸗ 
fen, ſo würde ſie auf dieſe Weiſe für ihr Haus eine Gegen⸗ 
leiſtung erhalten, welche die von den Parteien beabſichtigte 
und vereinbarte weit überſteigt. Umgekehrt würde der Kl. ge⸗ 
zwungen ſein, die Wohnung für einen Jahresbetrag her⸗ 
zugeben, der faſt überhaupt keinen Wert, geſchweige denn 
den von den Parteien bei dem Vertragsſchluſſe gewollten 
darſtellt. Will die Bekl. die Wohnung weiter behalten, ſo 
wäre ſie nach den Grundſätzen von Treu und Glauben auch 
ohne die Vorſchriften des RM. verpflichtet, den 1400 % 
Mietzins entſprechend aufzuwerten. Denn da die kataſtrophale 
Geldentwertung, die in den Jahren 1922 und 1923 ein⸗ 
getreten iſt, am 5. März 1920 nicht vorausſehbar war und 
auf von dem Willen und Tun der Parteien unabhängige Um⸗ 
ſtände, denen gegenüber ſie wehrlos waren, zurückzuführen iſt, 
würde es in hohem Grade unbillig ſein und wider Treu und 
Glauben verſtoßen, wenn die Bekl. die wirtſchaftlichen Folgen 
der Währungsverſchlechterung auf den Kl. allein abwälzen 
und ſich ſo auf deſſen Koſten bereichern wollte. Während bei 
vielen anderen ſynallagmatiſchen Verträgen der Richter das 
Maß der Aufwertung dec Geldleiſtung zu beſtimmen und einen 
billigen und gerechten Ausgleich der Intereſſen von Sach⸗ und 
Geldſchuldner herbeizuführen hat, hat bei Mietverhältniſſen 
der Geſetzgeber ſelbſt eingegriffen und den Umfang der Miet⸗ 
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zinsaufwertung durch Einführung der geſetzlichen Miete be⸗ 
ſtimmt. Daß dabei gerade die Intereſſen des Mieters be⸗ 
ſonders berückſichtigt ſind, iſt ſchon hervorgehoben. Daher 
hat nicht der Kl. durch fein Verlangen, den entwerteten 
Papiermarkmietzins dem Geſetze entſprechend aufzuwerten, 
ſondern die Bekl. durch die Weigerung, dieſem Verlangen 
nachzukommen, den § 242 BGB. verletzt. Einer ſolchen Wei⸗ 
gerung darf der Richter keinen Rechtsſchutz angedeihen laſſen. 
(U. v. 20. Juni 1924; III 550/23. — Braunſchweig.) 


5. 87 Miet SchVo. Beſchlüſſe des Miet⸗ 
einigungsamtes (ME A.) können an Voraus- 
ſetzungen und Bedingungen geknüpft werden.] 

Durch Vertrag v. 15. März 1912 hat die Kl. vom Bekl. 
einen Laden in deſſen Hauſe, Kaſſel, Obere Königſtraße 51, 
für die Zeit v. 1. Okt. 1912 bis 30. Sept. 1922 vermietet, 
und zwar ſollte dieſes Mietverhältnis mit dem 30. Sept. 1922 
ohne Kündigung enden. Der Beſchluß des MEA. lautete: 
„Das Mietverhältnis darf vom Vermieter zum 1. Okt. 1922 
gekündigt werden. Die Erlaubnis wird unter der Bedingung 
erteilt, daß der Vermieter den Erſatzladen in derſelben Form 
an den Mieter übergibt, in der ſich der Laden des Mieters 
befindet, (über die Gleichwertigkeit entſcheidet das Baupolizei⸗ 
amt), und daß der Vermieter die Koſten des Umzugs, ſoweit 
ſie nach der Entſcheidung des Baupolizeiamtes angemeſſen 
ſind, übernimmt.“ Mit Recht nehmen die Inſtanzen an, daß 
dieſer Beſchluß des MEA. den Rahmen ſeiner Zuſtändigkeit 
einhält. Die Geſtattung der Kündigung des Vermieters gegen 
mietweiſe Übergabe eines Erſatzladens an den Mieter und 
gegen Übernahme der Umzugskoſten durch den Vermieter 
knüpft die Zulaſſung der Kündigung an Vorausſetzungen, 
die recht eigentlich gerade nur das Miet verhältnis 
der Parteien betreffen und regeln. Die Klage führt 
lediglich aus, der Beſchluß des Einigungsamtes ſei derart 
rechtsirrig, unklar, unvollſtändig und unverſtändlich, daß die 
Sachlage nur noch durch richterliches Urteil klar geſtellt wer⸗ 
den könne. Die innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit getroffenen 
Entſcheidungen des MEA. find jedoch nach 87 MietSch VO. 
unanfechtbar, alſo jeder ſachlichen Nachprüfung durch den 
Richter entzogen. Der Richter darf weder feſtſtellen, daß eine 
ſolche Entſcheidung wegen Rechtsirrtums unwirkſam, noch daß 
ſie in der oder jener Weiſe klar zu ſtellen oder zu ergänzen 
ſei. Nach dem eigenen Standpunkte der Kl. kann ohne eine 
derartige Nachprüfung, Erläuterung und Ergänzung vor⸗ 
liegend nicht beurteilt werden, ob der Bekl. die Kündigungs⸗ 
vorausſetzungen des Beſchluſſes erfüllt hat oder nicht; auch 
inſoweit iſt folgeweiſe die Entſcheidung dem Richter ent» 
zogen und dem Einigungsamt zu überlaſſen. 

(S. w. Sch., U. v. 24. Nov. 1922; 567/22 III. — Kaſſel.) 
Sch.] 


2. Sonſtige Zivilſachen. 

1. Art. 109, 119 Nr. 1 66 BGB., Art. 153 A bſ. 2 
R Verf. Ein landesgeſetzlich eingeführtes geſetz⸗ 
liches Vorkaufsrecht iſt keine Enteignung und 
daher rechtswirkſam.]17) 

Auf Grund des ſächſ. Gef. über den Verkehr mit Grund» 
ſtücken v. 20. Nov. 1920 hat die Kl. gegenüber dem Bekl., 
der ſein Grundſtück veräußert hat, das Vorkaufsrecht aus⸗ 
geübt. Mit der Klage begehrt ſie Übertragung des Eigen⸗ 
tums. Der Bekl., der die Rechtsgültigkeit des ſächſ. Geſ., 
ſoweit darin die Übertragung eines Vorkaufsrechts vorgeſehen 


Zu 1. A. Die Entſch. iſt m. E. in Ergebnis und Begründung 
unzutreffend (vgl. Gruch. 67, 15; Recht 1924, 48, 231, 286; JW. 
1924, 784; KGBl. 1924, 64). Das RG. hält die Beſtimmungen des 
Sächſ. Geſ. v. 20. Nov. 1920 über das geſetzliche Vorkaufsrecht der Ge⸗ 
meinden für vereinbar mit dem Reichsrecht, weil das Vorkaufsrecht eine 
im öffentlichen Intereſſe erfolgende Beſchränkung des Eigentums i. S. 
des Art. 109 EGBGB. darſtelle. Bezüglich des Erforderniſſes des 
öffentlichen Intereſſes erachtet es ſich gemäß 8 562 ZPO. an die Aus⸗ 
legung des irreviſibelen ſächſ. Geſ. durch das OLG. Dresden (vgl. 
SächſArchRpfl. 1923, 23) gebunden, wonach das Vorkaufsrecht der 
Gemeinden nur mit Genehmigung der Verwaltungsbehörden ausgeübt, 
werden kann und dieſe nur nach Maßgabe des öffentlichen Intereſſes 
zu erteilen iſt. Daß das Vockaufsrecht eine Eigentumsbeſchränkung 
1. S. des Art. 109 EG. ſei, nimmt das RG. deshalb an, weil es 
eine Grundſtücksbelaſtung darſtelle und eine ſolche als Eigentums⸗ 
beſchränkung im fraglichen Sinne „jedenfalls dann anzuſehen jet, 
wenn ſie den jeweiligen Grundſtückseigentümer bedingt verpflichte, 
das Eigentum am Grundſtück auf den Inhaber des aus der Be⸗ 
laſtung hervorgehenden Rechts zu übertragen“. Dieſer Kernſatz der 
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ſei, verneinte, wurde in den Vorinſtanzen verurteilt, ſeine Rev. 
hatte keinen Erfolg. Nach dem angeführten ſächſ. Gef. bedarf die 
Veräußerung eines Grundſtücks zu ihrer Wirkſamkeit der Ge⸗ 
nehmigung der Amtshauptmannſchaft, in deren Bezirk das 
Grundſtück gelegen iſt, in Städten mit revidierter Städteord⸗ 
nung des Stadtrats (§ 1). Die Genehmigung, die in beſtimm⸗ 
ten Fällen nicht erforderlich iſt (8 4), darf nur verſagt werden, 
wenn gewichtige öffentliche Intereſſen entgegenſtehen, insbes. 
wenn ein unangemeſſener Kaufpreis vereinbart iſt, oder wenn 
die begründete Vermutung beſteht, daß das Grundſtück in einer 
dem Gemeinwohl ſchädlichen Weiſe verwertet werden ſoll; ſie 
ſoll aber nicht verſagt werden, wenn durch die Verſagung dem 
Veräußerer ſchwerer wirtſchaftlicher Schaden zugefügt wird 
(85). Über das geſetzliche Vorkaufsrecht beſtimmen: $ 11. Bei 
genehmigungspflichtigen Veräußerungen, die nicht im Wege 
der Zwangsverſteigerung erfolgen, ſteht in Städten mit revi⸗ 
dierter Städteordnung der Stadtgemeinde, im übrigen dem 
Bezirksverband, in deſſen Bereich das Grundſtück gelegen iſt, 
ein geſetzliches Vorkaufsrecht zu. . .. Dieſes Vorkaufsrecht 
hat den Vorrang vor allen anderen eingetragenen oder ge⸗ 
ſetzlichen Vorkaufsrechten, ſoweit nicht das Reichsrecht etwas 
anderes beſtimmt. Das Vorkaufsrecht kann allgemein oder 
im Einzelfalle an gemeinnützige Siedlungsgeſellſchaften und 
vom Bezirksverband an ſeine Gemeinden übertragen werden. 
8 12. Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt werden, ſobald der 
Verpflichtete mit einem Dritten einen gemäß 81 Abſ. 1 ge⸗ 
nehmigungspflichtigen Veräußerungsvertrag abgeſchloſſen hat. 
814. Auf das Vorkaufsrecht find die 88 505-509, 510 
Abſ. 1, 81098 Abſ. 2 und die 88 1099-1102 BGB. ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. ... Der BR. verwirft den Einwand 
des Bekl., daß dieſes Geſetz, ſoweit darin die Übertragung 
eines Vorkaufsrechts vorgeſehen ſei, der Rechtswirkſamkeit 
deswegen entbehre, weil es inſoweit gegen Reichsgeſetze ver⸗ 
ſtoße. Findet der Prozeßrichter, daß landesrechtliche Vor⸗ 
ſchriften, deren Anwendbarkeit in Frage kommt, mit reichs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften im Widerſpruch ſtehen, ſo hat er ge⸗ 
mäß Art. 13 Abſ. 1 und 102 RVerf. v. 11. Aug. 1919 das 
Recht und auch die Pflicht, das betreffende Landesgeſetz für 
nicht geltend zu erklären und außer Anwendung zu laſſen 
(RG. 103, 201). Das in Rede ſtehende Landesgeſetz hat bei 
der Einführung des Genehmigungszwanges und auch des ge⸗ 
ſetzlichen Vorkaufsrechts für juriſtiſche Perſonen des öffent⸗ 
lichen Rechts zum Zwecke, die wucheriſche Steigerung der 
Bodenpreiſe und den ungeſunden Verkehr auf dem Grund⸗ 
ſtücksmarkte zu bekämpfen (Begründung des Entwurfs in den 
Volkskammer⸗Akten von 1919 Vorlage Nr. 38, Verhand⸗ 
lungen der Volkskammer 1919/20 Bd. 3 S. 2709, Bd. 5 
S. 4680, 4683), und bewegt ſich auf dem Gebiete des Boden⸗ 
rechts. Nach Art. 10 Nr. 4 erf. kann das Reich im Wege 
der Geſetzgebung Grundſätze für das Bodenrecht aufſtellen. 
Jedoch nach Art. 12 Abſ. 1 behalten die Länder, ſolange 
und ſoweit das Reich von ſeinem Geſetzgebungsrechte keinen 
Gebrauch macht, das Recht der Geſetzgebung. Durch die auf 
Grund der Ermächtigung in Art. 10 Nr. 4 bisher erlaſſenen 
reichsgeſetzlichen Vorſchriften, nämlich das Reichsſiedelungs⸗ 
geſetz v. 11. Aug. 1919 und das Reichsheimſtättengeſetz vom 
10. Mai 1920, ſowie durch die Bekanntmachung (VO. des 
Bundesrats) über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücken v. 15. März 1918 iſt das Bodenrecht nicht erſchöpfend 
geregelt; das ſächſ. Geſ. v. 20. Nov. 1920 läßt, wie der 
BR. unter Bezugnahme auf den Beſchluß des OLG. Dresden 


Entſch. iſt m. E. unrichtig. Entweder find Grundſtücksbelaſtungen 
ſtets Eigentumsbeſchränkungen i. S. des Art. 109 Ech. (natürlich 
abgejchen von dem außerdem noch hinzukommenden Ecfordernis des 
öffentlichen Intereſſes) oder ſie ſind es nie; in beiden Fällen kommt 
es auf weiteres nicht an. Ober endlich fie ſind es nur unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen; dann können gerade Belaſtungen, die, wie 
das Vorkaufsrecht, den Eigentümer zur Übertragung des Eigentums 
verpflichten, nicht in Betracht kommen. Denn ſie belaſſen dem Inhaber 
des belaſteten Rechts nicht deſſen Subſtanz, ſondern zielen auf die 
völlige Entziehung des Rechts ab. Geſetzliche Vorkaufsrechte der 
vorliegenden Art unterfallen aber dem Art. 109 Ech. vor allem 
deshalb nicht, weil dieſer nur Euteignungen und enteignungsähnliche 
Eingriffe betrifft. Auch das RG. nimmt an, daß das Vorkaufsrecht 
als Akt der Enteignung nicht anzuſehen ſei; denn dem Eigentümer 
werde nichts zwangsweiſe entzogen, das Vorkaufsrecht ſtelle viel⸗ 
mehr nur eine Eintrittsbefugnis des Vorkäufers dar. Im leßteren 
Punkt ſetzt fi das RG. mit feiner ſtändigen Rechtſprechung und 
dem zweifelsfreien Wortlaut des 8 505 Abs. 2 BGB. — der auch 
nach dem ſächſiſchen Geſetz Anwendung findet — in Widerſpruch 
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v. 3. Jan. 1922 VI 187/21 zutreffend ausführt und ſich 
unmittelbar aus den 88 18, 4 Nr. 1 des Geſetzes ergibt, dieſe 
reichsgeſetzlichen Vorſchriften unberührt. Beizutreten iſt dem 
BR. auch darin, daß der Einführung des geſetzlichen Vor⸗ 
kaufsrechts durch das Landesgeſetz nicht § 1 des Freizügig⸗ 
keitsgeſetzes v. 1. Nov. 1867 und Art. 111 RVerf. entgegen⸗ 
ſtehen, wonach allen Reichsangehörigen das Recht gewährleiſtet 
iſt, an einem beliebigen Orte des Reichs Grundſtücke zu er⸗ 
werben, und Einſchränkungen dieſes Rechtes eines Reichs⸗ 
geſetzes bedürfen. Allerdings ergibt ſich aus einem das Grund⸗ 
eigentum belaſtenden geſetzlichen Vorkaufsrecht mittelbar eine 
Erwerbsbeſchränkung inſofern, als derjenige, der ein mit 
dem Vorkaufsrecht belaſtetes Grundſtück vom Grundſtücks⸗ 
eigentümer kauft, durch Ausübung des Vorkaufsrechtes ver⸗ 
hindert wird, das Eigentum an dem Grundſtück zu erwerben. 
Wie jedoch der BR. zutreffend ausführt, bezwecken jene Vor⸗ 
ſchriften nur, alle Reichsangehörigen in Beziehung auf die 
Niederlaſſungs⸗ und Grunderwerbsfreiheit einander gleich- 
zuſtellen und zu verhüten, daß dieſes Recht, ohne Erlaß eines 
beſonderen Reichsgeſetzes, aus Gründen, die nur in der Perſon 
des einzelnen liegen, beeinträchtigt werde; ſie ſchließen aber 
nicht aus, daß allgemeine, alle Reichsangehörigen gleichmäßig 
treffende Erwerbsbeſchränkungen im Verkehr mit Grundſtücken 
aus Gründen, die mit dem Staatswohl im Zuſammenhang 
ſtehen, insbeſondere, wie vorliegend, zum Zwecke volkswirt⸗ 
ſchaftlich angemeſſener Verteilung und Ausnutzung des Grund 
und Bodens, alſo zu rein ſachlichem Zwecke, durch Landes- 
geſetz eingeführt werden (vgl. RG. 73, 201); 84, 105). Wei⸗ 
ter nimmt der BR. auch mit Recht an, daß für die Frage 
der Rechtswirkſamkeit des Vorkaufsrechts Art. 155 Verf. 
von keiner Bedeutung iſt, da ⸗hier nur für das Verhältnis der 
Staatsgewalt zum Grundeigentum allgemeine Richtlinien ge⸗ 
geben werden. Gleiches gilt von den Art. 151, 152, welche 
die Freiheit des Wirtſchaftslebens und die Vertragsfreiheit 
betreffen. Nach allen dieſen Richtungen hat die Reviſion auch 
Angriffe nicht erhoben. Art. 7 Nr. 1 Verf. weiſt die Geſetz⸗ 
gebung über das bürgerliche Recht dem Reiche zu. Das BGB. 
trifft in den 88 504 ff. und den SS 1094 ff. Beſtimmungen 
über perſönliche und dingliche Vorkaufsrechte, die durch Ver⸗ 
trag begründet werden; ein geſetzliches Vorkaufsrecht gewährt 
es nur den Miterben nach Maßgabe der 88 2034 ff. In⸗ 
deſſen nach Art. 3 EG. können, ſoweit in dem BGB. oder 
in dem EG. die Regelung den Landesgeſetzen vorbehalten oder 
beſtimmt iſt, daß landesrechtliche Vorſchriften unberührt blei— 


NG, 67, 44; 69, 283 = ZW. 1908, 717; 72, 388; JW. 1911, 448). 
Im Ergebnis aber iſt ihm darin beizutreten, daß das geſezliche Vor⸗ 
kaufsrecht einen Fall der Euteignung nicht darſtellt, jedoch nicht des⸗ 
halb, weil, wie das RG. annimmt, ein Zwang überhaupt nicht ſtatt⸗ 
findet, ſondern weil es an dem unmittelbaren, ohne Zuhilfenahme 
der Gerichte ausgeübten Zwang eines ſtaatshoheitlichen Eingriffs 
fehlt. Nun verwickelt ſich das RG. in folgenden Widerſpruch: auf 
der einen Seite ſoll die Enteignung i. S. des Art. 153 RVerf. 
mit der im öffentlichen Jutereſſe erfolgenden Entziehung oder Be⸗ 
ſchränkung des Eigentums gleichbedeutend, auf der andern aber die 
im öffentlichen Jutereſſe erfolgende Entziehung oder Beſchränkung 
des Eigentums i. S. des Art. 109 EGBGB. nicht gleichbedeutend 
mit Enteignung fein. Dieſen Widerſpruch ſucht es auszuräumen, 
mit dem Hinweis darauf, daß der Art. 109 Ec. im erſten Ent⸗ 
wurf (Art. 42 E. 1) das Wort „Zwangsenteignung“ enthalten habe, 
im Geſetz aber nicht mehr enthalte. Damit gibt aber das RG. 
die Entſtehungsgeſchichte unvollſtändig wieder. Es erwähnt nur, 
wie die Vorſchrift urſprünglich gelautet hat und wie ſie jetzt lautet, 
es berückſichtigt aber nicht, weshalb ſie geändert worden iſt. In 
dieſer Beziehung ergeben die Protokolle der II. Kommiſſion (Prot. 
VI, 470, 610), daß die erweiterte Faſſung nur gewählt wurde, um 
anch der Zwangsenteignung im engeren Sinne ahnliche Eingriffe 
in das Vermögen dem Vorbehalte zu unterſtellen, insbeſondere im 
öffentlichen Suterejje erjo/gende Enkziehungen, Beſchädigungen und 
enutzungen von Sachen oder Beſchräukungen des Eigentums, 
wie ſie in einigen württembergiſchen Verwaltungsgeſetzen enthalten 
waren. Es ſollke ſich alſo nur um Entziehungen uſw. auf Grund 
obrigkeitlicher Staatsafte handeln dürfen. Daß nicht jegliche im 
öffentlichen Intereſſe erfolgende Beſchränkung der rechtlichen Ver⸗ 
jügungsmacht des Eigentümers in Betracht kommt, ergibt ſich auch 
baraus, daß in den Motiven zu Art. 66 E. 1 — dem jetzigen 
Art. 111 EGBGB. — (Mot. z. EG. 193) ein Vorbehalt ſolchen 
1 ausdrücklich abgelehnt iſt und den Verhandlungen der 
1 Kommiſſion nicht entnommen werden kann, daß durch die er⸗ 
weiterte Faſſung des Art. 42 E. I (Art. 109 EGBGB.) dieſer 
Standpunkt aufgegeben werden ſollte. — Das geſetzliche Vorkaufs⸗ 
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ben, neue landesgeſetzliche Vorſchriften erlaſſen werden. Der 
BR. erachtet nun zwar nicht ſchon auf Grund des Art. 119 
Nr. 1 EG., wonach die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 
die Veräußerung eines Grundſtücks beſchräuken, unberührt 
bleiben, wohl aber auf Grund des Art. 109, wonach die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe erfolgende Entziehung, Beſchädigung oder Benutzung einer 
Sache, Beſchränkung des Eigentums und Entziehung oder Be⸗ 
ſchränkung von Rechten unberührt bleiben, die landesgeſetzliche 
Einführung des in Rede ſtehenden geſetzlichen Vorkaufsrechts 
für zuläſſig. In dieſer Hinſicht führt der BR. aus, als Ver⸗ 
äußerungsbeſchränkung i. S. des Art. 119 Nr. 1 ſtelle ſich 
auch der Zwang dar, ein Grundſtück, das der Eigentümer 
veräußern wolle, an einen beſtimmten Dritten zu den Be⸗ 
dingungen des mit dem Käufer auf Grund der geſetzlichen 
Vertragsfreiheit vereinbarten Veräußerungsvertrags über⸗ 
laſſen zu müſſen. Freilich ſei die in der Einführung des ge⸗ 
ſetzlichen Vorkaufsrechts enthaltene Veräußerungsbeſchränkung 
nur eine Folge der Vorkaufsverpflichtung; das Vorkaufs⸗ 
recht ſelbſt ſei als eine Sachbelaſtung i. S. von 8 1094 BOB. 
eine Einſchränkung des Eigentums an den gebundenen Grund⸗ 
ſtücken, die ſich nicht in der Beſchränkung der Verfügung, in 
der Unterſagung der Veräußerung an jeden beliebigen Dritten 
ohne behördliche Genehmigung erſchöpfe, ſondern auch zu 
einem Handeln verpflichte, nämlich zur Überlaffung des Grund 
ſtücks an den Vorkaufsberechtigten im Veräußerungsfalle. 
Deshalb ſei die Landesgeſetzgebung zufolge der Ermächtigung, 
die Veräußerung von Grundſtücken zu beſchränken, noch nicht 
zur Einführung von geſetzlichen Vorkaufsrechten zuſtändig ge⸗ 
worden. Wohl aber ſei ſie nach Art. 109 EG. ermächtigt, 
das Eigentum, alſo auch das an Grundſtücken, im öffentlichen 
Intereſſe zu beſchränken, und in den Grenzen dieſer Er⸗ 
mächtigung halte ſich das fragliche ſächſ. Landesgeſetz hin⸗ 
ſichtlich der Einführung des in Rede ſtehenden geſetzlichen 
Vorkaufsrechts. Der Grundſtückseigentümer werde dadurch 
in der Verfügung über ſein Eigentum wider ſeinen Willen 
inſofern beſchränkt, als er zwar das Grundſtück frei zu den 
ihm genehmen Bedingungen verkaufen dürfe, aber nicht an 
die Perſon, an die er es verkaufen wolle, ſondern nur an 
einen beſtimmten Dritten, der ihm als Käufer durch das 
Geſetz aufgezwungen werde. Die Schranken, die einer ſolchen 
Belaſtung des Eigentums durch das Erfordernis, daß ſie im 
öffentlichen Intereſſe erfolgen müſſe, alſo auch nur im öffent⸗ 
lichen Intereſſe erfolgen dürfe, geſetzt ſeien, ſeien durch die 
recht überſchreitet aber den Rahmen des Vorbehalts auch deshalb, 
weil es ſich nicht in einer dinglichen Beſchränkung erſchöpft, ſon⸗ 
dern darüber hinaus für den betroffenen Eigentümer perſönliche 
Verpflichtungen in ſich ſchließt. Für das dingliche Vorkaufsrecht des 
BGB. iſt dies beſtritten (vgl. Plauck⸗Strecker, Vorbem. 1 b 
und 2 vor 8 1094 BGB.). Die VerzzS. des RG. haben ſich 
dahin ausgeſprochen (RG. 72, 390), daß das dingliche Vorkaufsrecht 
des BGB. keine reine dingliche Belaſtung darſtelle und ohne perſön⸗ 
liche Verpflichtungen des Eigentümers nicht denkbar ſei. Trifft dies 
für das BGB. zu, ſo muß es erſt recht für das geſetzliche Vor⸗ 
kaufsrecht des ſächſiſchen Geſetzes und der ähnlichen Geſetze anderer 
Länder gelten (vgl. die Aufzählung in Gruch. 67, 15 Anm. 1): 
Der Streit um die Dinglichkeit des dinglichen Vorkaufsrechts des 
BGB. ſchreibt ſich daher, daß das Recht im 8 1094 BGB., ebenſo 
wie alle übrigen Liegenſchaftsrechte, als Grundſtücksbelaſtung, im 
§ 1098 BGB. dagegen als ein nach Art eines vorgemerkten An⸗ 
ſpruchs verdinglichtes perſönliches Recht konſtruiert iſt. Während 
nun aber der 8 1098 BGB. feinen weſentlichen Juhalte nach in 
alle einſchlagigen Landesgeſetze, auch das ſächſiſche, aufgenommen 
iſt, iſt dies bezüglich des 81094 BOB. nicht der Fall. Der ding⸗ 
lichen Theorie iſt deshalb hier ihre Hauptſtütze entzogen. Daß der 
Eigentümer nach Maßgabe des Kaufvertrags (8 505 Abſ. 2 BGB.) 
auch perſönlich verpflichtet iſt, muß hier um ſo mehr angenommen 
werden, als im anderen Falle einmal der dem öffentlichen Wohl 
dienende Zweck der Vorkaufsrechte in Frage geſtellt würde und 
ferner, da es ſich um geſetzliche Vorkaufsrechte handelt, im Gegen⸗ 
ſatz zum vertraglichen der Vorkaufsberechtigte nicht die Möglichkeit 
hat, ſich die perſönliche Haftung durch Ausbedingung eines neben 
dem dinglichen Vorkaufsrecht nebenherlaufenden ſchuldrechtlichen be⸗ 
ſonders zu ſichern. 

Bezüglich des Art. 111 RVerf. iſt auf JW. 1924, 784 zu ver⸗ 
weiſen. Bemerkenswert iſt, daß das Obergericht Danzig das dortige 
Grundſtücksſperrgeſetz für gültig erklärt hat (JW. 1924, 1379). 
Die Begründung ſpricht aber gegen, nicht für die Gültigkeit der 
deutſchen Sperrgeſetze. Denn das Obergericht ſieht in der behörd⸗ 
lichen Genehmigungspflicht der Auflaſſung und der zugrunde liegen⸗ 
den Rechtsgeſchäfte eine Einſchränkung der Grunderwerbsfretheit, 
wie fie durch den Art. 75 Satz 1 DanzVerf. — der dem Art. 111 
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Einführung des Genehmigungszwangs für alle nicht davon 
befreiten Grundſtücksveräußerungen in dem fraglichen Geſetz 
eingehalten. Das Vorkaufsrecht ſei an ſich zwar für alle 
Fälle genehmigungspflichtiger, d. h. der behördlichen Ge⸗ 
nehmigung unterliegender Veräußerungen verliehen, nicht nur 
für die Fälle, wo nach § 5 die Genehmigung verſagt werden 
könne, denn genehmigungspflichtig ſeien auch Veräußerungs⸗ 
verträge, bei denen die Genehmigung erteilt werden ſolle; 
811 ſage nach feinem klaren Wortlaut nichts davon, daß das 
Vorkaufsrecht nur für die Veräußerungsverträge erteilt 1 
bei denen die an ſich erforderliche Genehmigung verſagt wer⸗ 
den dürfe. Die Beſchränkung auf dieſe Fälle entſpreche aber 
dem Zwecke des Geſetzes, das den Verkehr mit Grundſtücken 
zur Verhinderung von Bodenwucher und der Verwertung von 
Grund und Boden in einer dem Gemeinwohle ſchädlichen 
Weiſe unter ſtaatliche Aufſicht ſtelle und aus dieſem Grunde 
auch das Vorkaufsrecht der juriſtiſchen Perſonen des öffent⸗ 
lichen Rechts eingeführt habe und dieſem Zwecke entſprechend 
das Vorkaufsrecht für Veräußerungsverkräge hätte aus⸗ 
ſchließen müſſen, bei denen ein dem Gemeinwohle abträglicher 
Verkehr nicht in Frage komme. Dieſe Beſchränkung werde 
aber dadurch erreicht, daß die Ausübung des Vorkaufsrechts 
der behördlichen Genehmigung unterſtellt werde, für deren 
Erteilung die Richtlinien des $ 5 maßgebend ſeien. Wie aus 
§ 8 Abſ. 3 hervorgehe, habe die zuſtändige Behörde die Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts dem Grundbuchamte gegenüber zu 
erklären, alſo auch darüber zu befinden, ob von dem Vor⸗ 
kaufsrechte Gebrauch gemacht werde. Damit werde die für 
die Eigentumsänderung maßgebende Erklärung für den Be⸗ 
rechtigten dem Grundbuchamt gegenüber abgegeben. Die von 
der Behörde herbeizuführende Erklärung des Berechtigten 
ſelbſt, daß von dieſem Rechte Gebrauch gemacht werde (8 8 
Abſ. 3 Satz 2), ſei alſo zunächſt an die mit der Genehmigung 
des Veräußernugsvertrags befaßte zuſtändige Behörde zu rich⸗ 
ten und von dieſer als ein Teil des Rechtsgeſchäfts, das eine 
Veränderung des Beſitzſtaudes im Gemeindegebiete bezwecke, 
nach den Richtlinien des § 5 zu prüfen. Sei demnach die 
Ausübung des Vorkaufsrechtes von der Prüfung der zu⸗ 
ſtändigen Behörde abhängig und von dieſer nur gemäß den 
Richtlinien des § 5 zu bewilligen, fo fehle auch das geſetz⸗ 
liche Erfordernis des öffentlichen Intereſſes nicht, das eine 
Beſchränkung des Eigentums durch ein Landesgeſetz zulaſſe. 
Der Umſtand, daß dieſes Erfordernis im Geſetze nicht aus⸗ 
drücklich als Beſtandteil des geſetzlichen Vorkaufsrechts er⸗ 
Satz 2 WVerf. genau entſpricht — gewährleiſtet iſt. Einen Verſtoß 
gegen die Verfaſſung verneint das Obergericht nur deshalb, weil 
nach Art. 75 Satz 2 DanzVerf. Einſchränkungen ſchlechthin auf Grund 
von Geſetzen zuläſſig find. Nach Art. 111 Satz 3 RVerf. bedarf 
es dagegen eines Reichs geſetzes. Aus der Begründung des Urteils 
intereſſieren ferner folgende Sätze (S. 1380): „Jedem Grundſtücks⸗ 
erwerb ſteht eine Grundſtücksentäußerung gegenüber, die mit 
logiſcher Notwendigkeit von derſelben Beſchränkung betroffen wird, 
wie der Erwerb. Die Beſchränkung der Grundeigentümer in ihrem 
Veräußerungsrecht iſt deshalb gemäß dem Vorbehalt des Art. 75 
Satz 2 in demſelben Umfange zuläſſig, wie die Beſchränkung der 
Erwerbsfreiheit.“ Daraus ergibt ſich durch Umkehrſchluß: die Zu⸗ 
läſſigkeit von Veraußerungsbeſchränkungen (vgl. Art. 119 Nr. 1 
EGBGB.) kann nicht weiter gehen als die Zulaſſung von Erwerbs⸗ 
beſchränkungen. Bedürfen dieſe eines Reichsgeſetzes, ſo gilt das 
gleiche auch für Veräußerungsbeſchränkungen. 
LG R. Dr. Smoſchewer, Berlin. 


B. Die Beteiligung des Staates an dem Prozeß der Boden⸗ 
verteilung hat dahin geführt, ungeeignete Perſonen vom Bodenbeſitz 
fernzuhalten und zur Erreichung dieſes Zieles werden die juriſti⸗ 
ſchen Mittel der Genehmigung für Grundſtückskäufe und Gebilde des 
geſetzlichen Vorkaufsrechts zugunſlen der Gemeinde benutzt. Von 
dieſem Gedanken geleitet, ſind die ſogenannten Bodenſperrgeſetze 
in den einzelnen Ländern erlajfen, deren Gültigkeit zwar beſtritten, 
aber doch jetzt allgemein anerkannt wird (vgl. darüber DNotV. 1924, 
154 und die dort zit. Entf. und Gatachten des RE. und KG.). 
Das ſächſiſche Geſ. v. 20. Nov. 1920 hat im Gegenſatz zum preu⸗ 
ßiſchen Sperrgeſetz das geſetzliche Vorkaufsrecht zugunſten der Ge⸗ 
meinde eingeführt. Das NG, erkennt in der vorſtehenden Entſch. 
an, daß Sachſen auf Grund des Art. 109 Ech BGB. zu dieſer Ein⸗ 
führung des geſetzlichen Vorkaufs berech igt war und demgemäß das 
Geſ. v. 20. Nov. 1920 rechtsgültig iſt. 

Dieſer Entſch. dürfte meiner Auffaſſung nach beizutreten fein. 

Der Art. 109 EGBGB. lautet folgendermaßen: 

„Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die im öffentlichen Intereſſe erfolgende Entziehung, 
Beſchädigung oder Benutzung einer Sache, Beſchränkung 
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wähnt und feine Feſtſtellung im einzelnen Falle dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen einer Behörde überlaſſen ſei, mache die 
Einführung des geſetzlichen Vorkaufsrechts nicht unzuläſſig; 
es genüge, daß dieſes Erfordernis nach dem geſamten Inhalte 
des Geſetzes durch die Art und Weiſe feiner Handhabung ge⸗ 
wahrt ſei. Die Reviſion meint, die Annahme des BR., daß 
die Ausübung des Vorkaufsrechts ſich auf die Fälle beſchränke, 
wo die Genehmigung verſagt werden dürfe, enthalte eine un⸗ 
zuläſſige Einſchränkung des Geſetzes, denn ſie widerſpreche 
dem klaren Wortlaut des § 11 des Geſetzes, durch den das 
Vorkaufsrecht ohne Beſchränkung gegeben ſei. Der BR. ſage 
auch nicht, das Geſetz ſei dahin auszulegen, daß nur bei vor⸗ 
liegendem öffentlichen Intereſſe das Vorkaufsrecht ausgeübt 
werden dürfe. Er wolle anſcheinend nur ſagen, daß die Ge⸗ 
meinden ſich auf die Fälle des öffentlichen Intereſſes be⸗ 
ſchränken würden. Das aber ſei unerheblich, denn es komme 
nur darauf an, ob das Geſetz ſo, wie es erlaſſen ſei, mit 
Art. 109 EGBGB. in Einklang gebracht werden könne. Sei 
das Geſetz zu weit gefaßt, ſo könne der Richter nicht dem 
Geſetz einen anderen Inhalt geben und auf dieſe Weiſe den 
Einklang mit Art. 109 herſtellen. Jedoch erkennt der BR. 
an, daß nach dem klaren Wortlaut des § 11 des Geſetzes an 
ſich das geſetzliche Vorkaufsrecht für alle Fälle genehmigungs⸗ 
pflichtiger Veräußerungen verliehen worden ſei. Er entnimmt 
aber aus dem Zweck und dem geſamten Inhalt des Geſetzes, 
daß doch die Ausübung des Vorkaufsrechts von der zuvorigen 
Prüfung durch die mit der Genehmigung des Veräußerungs⸗ 
vertrags befaßte zuſtändige Behörde abhängig ſei, und daß 
die Behörde bei ihrem Befinden, ob von dem Vorkaufsrechte 
Gebrauch zu machen oder dem Vorkaufsberechtigten die Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechtes zu verſagen ſei, die Richtlinien 
des 8 5, nach denen die Genehmigung genehmigungspflichtiger 
Veräußerungen verſagt werden darf, zu beachten habe. Dies 
enthält eine Auslegung des ſächſ. Landesgeſetzes, die nach 
§ 549 Abſ. 1 ZPO., 8 6 EG., 81 VO. v. 28. Sept. 1879 
nicht reviſibel und an die deshalb gemäß § 562 ZPO. das 
Reviſionsgericht gebunden iſt. Iſt aber danach die Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts an die Genehmigung der Behörde 
gebunden, die über die Genehmigung der Grundſtücksveräuße⸗ 
rung zu entſcheiden hat, ſo iſt bei weiterer Inbetrachtnahme, 
daß das Geſetz durch den Genehmigungszwang den Schutz der 
Allgemeinheit gegen Bodenwucher und den ungeſunden Ver⸗ 
kehr auf dem Grundſtücksmarkte bezweckt, und daß das Vor⸗ 
kaufsrecht nur juriſtiſchen Perſonen öffentlichen Rechts ver⸗ 
des Eigentums und Entziehung oder Beſchränkung von 
Rechten ...“ 
Es fragt ſich alſo, ob das geſetzliche Vorkaufsrecht eine Beſchrän⸗ 
kung des Eigentums enthält. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Das 
geſetzliche Vorkaufsrecht iſt aus dem Näherrecht des deutſchen Rechts 
eutſtanden und ſtets als ein dingliches Recht angeſehen worden. Es;ift 
in Geſtalt des geſetzlichen Vorkaufsrecht? der Miterben und des 
gewillkürten dinglichen Vorkaufsrechts im BGB. enthalten. Es wird 
nicht erſt durch den Verkauf des Grundſtücks begründet, ſondern bo⸗ 
ſteht ſchon vorher dadurch als eine Belaſtung des Grundſtücks, weil 
der jeweilige Eigentümer dem Berechtigten den Vorkauf zu ver⸗ 
ſchaffen hat. Das Eigentum wird hier beſchränkt. Die Subſtanz 
au ſich verbleibt dem Eigentümer, in dieſe wird keineswegs ein⸗ 
gegriffen, denn es hängt ganz von ſeinem Willen ab, ob er ver⸗ 
kaufen will oder nicht. Das Eigentum wird ihm nicht entzogen, 
dasſelbe wird nur inſoweit beſchränkt, daß er nicht ungebunden über 
dasſelbe durch Veräußerung verfügen kann, vielmehr nur mit der 
Beſchränkung des Eintrittsrechts in den Kauf durch einen Dritten. 
Dieſe Beſchränkung trifft den jeweiligen Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks und bindet daher den Boden derart, daß ein freier Umlauf 
dieſes Sachgutes nicht mehr vorhanden iſt. Hat aber hiernach das 
geſetzliche Vorkaufsrecht den juriſtiſchen Charakter einer Eigentums⸗ 
beſchränkung, fo iſt Art. 109 EGBGB. vom RG. mit Recht als 
entſcheidend angeſehen worden. Der Wortlaut dieſer Beſtimmung 
läßt nach meiner Auffaſſung keinen Zweifel, daß ſein Inhalt ſich 
nicht bloß auf eine Enteignung, ſondern auch auf jede andermeite 
Art der Beſchränkung des Eigentums bezieht. Ich kann daher ber 
Auffaſſung des Herrn LGRat Smoſchewer nicht beitreten, daß 
der Art. 109 nur Enteignungen und enteignungsähnliche Eingriffe 
betrifft. Ob ſich das geſetzliche Vorkaufsrecht in der dinglichen 
Beſchränkung erſchöpft oder darüber hinaus, wie dies auch bei 
Grunddienſtbarkeiten gemäß 8 1021 BGB. möglich ft, perſönliche 
Verpflichtungen in ſich ſchließen kann, erſcheint mir nicht von 
ausſchlaggebender Bedeutung, weil dadurch die Frage, ob in dem 
gesetzlichen Vorkaufsrecht eine Beſchränkung des Eigentums, eine 
Bindung desſelben in Anſehung des freien Güterumlaufs liegt, nicht 
berührt wird. Das Ergebuis, zu welchem das RS. gelangt iſt, halte 
ich für durchaus zutreffend. Geh. IR. Dr. Oberneck, Berlin. 
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liehen worden iſt, bezüglich deren der Geſetzgeber vorausſetzen 
durfte, daß ſie nur im Intereſſe der Allgemeinheit von dem 
Vorkaufsrechte Gebrauch machen würden, die Folgerung des 
BR. nicht zu beanſtanden, daß durch das fragliche Landes⸗ 
geſetz das geſetzliche Vorkaufsrecht im öffentlichen Intereſſe 
eingeführt worden iſt, und daß ſomit die aus Art. 109 
EGBGB. für die Erlaſſung eines Landesgeſetzes ſich ergebende 
Vorausſetzung der Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes 
gegeben iſt. Die Reviſion macht ferner geltend, der BR. 
hätte, wenn er geglaubt habe, das ſächſ. Geſetz nur im Rah⸗ 
men der Wahrung öffentlicher Intereſſen für gültig erklären 
zu können, prüfen müſſen, ob im vorliegenden Falle die Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts durch öffentliche Intereſſen ge⸗ 
fordert geweſen ſei. Dies iſt jedoch ebenfalls unzutreffend. 
Hat das ſächſ. Landesgeſetz in dem Art. 109 EGBGB. ſeine 
rechtliche Grundlage, ſo daß es rechtsgültig iſt, ſo iſt, wenn 
im Einzelfalle die zuſtändige Behörde die Ausübung des 
Vorkaufsrechts genehmigt hat, das Vorkaufsrecht rechtswirk⸗ 
ſam begründet und der daraus Berechtigte ohne weiteres zur 
Geltendmachung des Vorkaufsrechts gegenüber dem betreffen⸗ 
den Grundſtückseigentümer befugt. Daher braucht der Be⸗ 
rechtigte, wenn er das ſo erlangte Vorkaufsrecht im Klage⸗ 
wege geltend macht, nicht zur Begründung der Klage noch 
darzutun, daß die Ausübung des Vorkaufsrechts im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liege. Ob die Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
nehmigung der Ausübung vorliegen, hat ausſchließlich die 
Verwaltungsbehörde zu entſcheiden. Deshalb hat der BR., 
der feſtſtellt, daß im gegebenen Falle die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts für die klagende Gemeinde gegenüber dem be⸗ 
klagten Grundſtückseigentümer von der zuſtändigen Behörde 
genehmigt worden iſt, mit Recht abgelehnt, zu prüfen, ob 
die Ausübung des Vorkaufsrechts vorliegend durch öffentliche 
Intereſſen gefordert werde. Weiter bemerkt die Reviſion be⸗ 
züglich des Art. 119 Nr. 1 EGGBGB., es ſei in dieſer Be⸗ 
ſtimmung die Beſchränkung in der rechtlichen Verfügungs⸗ 
macht, nicht in der tatſächlichen Verfügung gemeint, eine 
Beſchränkung der Veräußerung im Sinne der Beſtimmung 
habe einen rein negativen Inhalt, ſie verbiete die Veräuße⸗ 
rung, verleihe aber nicht poſitive Anſprüche an Dritte. Es 
bedarf jedoch eines Eingehens hierauf nicht. Die Entſcheidung 
des BR. iſt, wenn er auch zunächſt ausführt, es ſtelle ſich der 
Zwang, ein Grundſtück, das der Eigentümer veräußern wolle, 
an einen beſtimmten Dritten zu den Bedingungen des mit 
dem Käufer vereinbarten Veräußerungsvertrags überlaſſen 
zu müſſen, auch als eine Veräußerungsbeſchränkung dar, doch 
ſchließlich, da er demnächſt erklärt, die Landesgeſetzgebung ſei 
zufolge der Ermächtigung im Art. 119 Nr. 1, die Veräußerung 
eines Grundſtücks zu beſchränken, noch nicht zur Einführung 
von geſetzlichen Vorkaufsrechten zuſtändig geworden, nicht auf 
Art. 119 Nr. 1, ſondern auf Art. 109 EGBGB. geſtützt. Es 
iſt aber dem BR. darin beizutreten, daß das durch das in 
Rede ſtehende Landesgeſetz eingeführte geſetzliche Vorkaufs⸗ 
recht als Beſchränkung des Eigentums i. S. des Art. 109 
zu erachten iſt. Denn, wie aus $ 14 des genannten Geſetzes 
in Verbindung mit 8 505 Abſ. 2 BGB. ſich ergibt, wird 
durch das geſetzliche Vorkaufsrecht ebenſo wie durch ein ver⸗ 
tragsmäßiges dingliches Vorkaufsrecht ($ 1094 Abi. 1, 8 1098 
Abf. 1 BGB.) eine Belaſtung der betroffenen Grundſtücke her⸗ 
beigeführt, welche die jeweiligen Grundſtückseigentümer nötigt, 
für den Fall, daß ſie ihre Grundſtücke durch Nansverbdag ver⸗ 
äußern, dem Vorkaufsberechtigten auf deſſen Verlangen die 
Grundſtücke zu den mit den Käufern vereinbarten Bedin⸗ 
gungen zu überlaſſen, und eine Grundſtücksbelaſtung iſt als 
eine Beſchränkung des Eigentums i. S. des Art. 100 EG.⸗ 
BGB. jedenfalls dann anzuſehen, wenn ſie den jeweiligen 
Grundſtückseigentümer bedingt verpflichtet, das Eigentum am 
Grundſtück auf den Inhaber des aus der Belaſtung hervor⸗ 
gehenden Rechts zu übertragen. Das Erfordernis des Art. 109 
aber, daß die Beſchränkung des Eigentums im öffentlichen 
Intereſſe erfolgt, ift, wie oben dargelegt worden iſt, gegeben. 
Hiernach bedarf es keiner Erörterung, ob das geſetzliche Vor⸗ 
kaufsrecht als Veräußerungsbeſchränkung i. S. des Art. 119 
Nr. 1 EGBGB. angeſehen werden könnte. Weiter iſt von der 
Reviſion noch ausgeführt, es ſtehe, auch wenn die Ein⸗ 
führung des geſetzlichen Vorkaufsrechts als durch Art. 109 
gedeckt angeſehen werde, doch der Wirkſamkeit des Vorkaufs⸗ 
rechts entgegen, daß durch das fragliche Geſetz keine Ent⸗ 
ſchädigung für die Beſchränkung des Eigentums gewährt wor⸗ 
den ſei, daß aber nach Art. 153 Abſ. 2 Satz 1 Verf. eine 
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Enteignung gegen angemeſſene Entſchädigung erfolge, ſoweit 
nicht ein Reichsgeſetz etwas anderes beſtimme. Der BR. 
hat in dieſer Hinſicht bemerkt, die Entſchädigung, auf die der 
Belaſtete Anſpruch habe, erhalte er bei dem geſetzlichen Vor⸗ 
kaufsrechte in dem mit dem Käufer vereinbarten Kaufpreiſe, 
den der Berechtigte bei Ausübung des Vorkaufsrechts an ihn 
zu zahlen habe. Es kann jedoch auf ſich beruhen bleiben, ob, 
wenn die Einführung des geſetzlichen Vorkaufsrechts als eine 
Enteignung anzuſehen wäre, der bei Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts vom Berechtigten zu zahlende Kaufpreis, der, 
insbeſondere zufolge naher perſönlicher Beziehungen zwiſchen 
Verkäufer und Käufer, niedriger als der wirkliche Wert des 
betreffenden Grundſtücks ſein könnte, als angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung für die Enteignung im Sinne jener Vorſchrift 
der Verf. zu erachten fein würde. Denn als eine Ent⸗ 
eignung i. S. des Art. 153 Abſ. 2 RVerf. kann die Ein⸗ 
führung des geſetzlichen Vorkaufsrechts überhaupt nicht an⸗ 
geſehen werden. Allerdings beſtimmt 81 PreußEnteign®. 
v. 11. Juli 1874: „Das Grundeigentum kann nur aus Grün⸗ 
den des öffentlichen Wohles für ein Unternehmen, deſſen 
Ausführung die Ausübung des Enteignungsrechts erfordert, 
gegen vollſtändige Entſchädigung entzogen oder beſchränkt 
werden“, und es iſt nicht anzunehmen, daß die RVerf. unter 
dem Begriff der Enteignung etwas anderes verſtanden hätte 
als das in dem größeren Teile von Deutſchland geltende 
preuß. Enteignungsgeſetz. Danach iſt freilich eine Enteignung 
auch i. S. der RVerf. nicht bloß dann für gegeben zu er⸗ 
achten, wenn das Eigentum zwangsweiſe auf einen anderen 
übertragen wird, ſondern auch ſchon im Falle einer zwangs⸗ 
weiſen Einſchränkung des Eigentums zugunſten eines Dritten 
(Urt. des NOS. v. 29. Juni 1923 VII 465/22; vgl. auch RG. 
105, 253). Dennoch iſt es abzulehnen, die Einführung eines 
Vorkaufsrechts durch Geſetz unter den Begriff der Enteignung 
zu bringen. Denn durch ein geſetzliches Vorkaufsrecht wird 
den Eigentümern der gebundenen Grundſtücke weder das 
Eigentum im ganzen noch eines der daraus fließenden Rechte 
„enteignet“, d. h., nach dem Sinne des Wortes Enteignung, 
zwangsweiſe entzogen; ſie behalten ihr Eigentum und werden 
nicht zu Verfügungen über ihr Grundeigentum veranlaßt, die 
ihrem Willen widerſprechen. Nur wenn fie aus freier Ent⸗ 
ſchließung ihr Grundſtück durch einen Kaufvertrag veräußern, 
ſteht dem Vorkaufsberechtigten die Befugnis zu, in das Kauf⸗ 
geſchäft zu den Bedingungen, die ſie ſelbſt geſetzt haben, an 
Stelle der Käufer einzutreten. Dieſe Eiuntrittsbefugnts ſtellt 
ſich aber nicht als eine zu dem Begriffe der Enteignung ge⸗ 
hörende Abnötigung dar, da es in dem Belieben der Grund⸗ 
eigentümer liegt, ob und zu welchen Bedingungen ſie ihre 
Grundſtücke verkaufen wollen. Hiermit ſteht es nicht im 
Widerſpruch, wenn im Art. 109 EGBGB. die Grundlage für 
die Gültigkeit des durch das fragliche Landesgeſetz eingeführten 
geſetzlichen Vorkaufsrechtes erblickt wird. Art. 42 des Ent⸗ 
wurfs zum EGBGB. erſter Leſung lautete im Abſ. 1 aller⸗ 
dings dahin: „Unberührt bleiben die Vorſchriften der Landes⸗ 
geſetze über die Zwangsenteignung.“ Art. 109 EGBGB. 
aber, der mit dem Art. 108 des dem Reichstag vorgelegten. 
Entwurfs übereinſtimmt, enthält das Wort „Enteignung“ 
nicht. Es ſteht daher das Geſetz dem nicht entgegen, die da⸗ 
durch für die Landesgeſetzgebung außer anderem zugelaſſene 
Beſchränkung des Eigentums als auch eine ſolche Eigentums⸗ 
beſchränkung umfaſſend zu erachten, die, wie vorliegend das 
durch Landesgeſetz eingeführte geſetzliche Vorkaufsrecht, ſich 
nicht als Enteignung in dem vorbezeichneten Sinne darſtellt. 
Art. 109 EGBGB. ſchreibt aber nicht vor, daß eine Ent⸗ 
ſchädigung gewährt werden müſſe, ſondern trifft im Satz 2 
nur Beſtimmung über Anwendung der Art. 52, 53 Ech für 
den Fall, daß nach landesrechtlicher Vorſchrift eine Entſchädi⸗ 
gung zu gewähren iſt. 5 
(U. v. 17. Okt. 1923; 795/22 V. — Dresden.) 


2. Inwieweit kann dem Verjährungsein⸗ 
wand mit der Replik der Argliſt begegnet 
werden.] 7) 

Das BG. geht davon aus, daß die Kl. i. J. 1911 die 
Gewißheit erlangt hatte, ihre Erkrankung ſei auf eine An⸗ 
ſteckung durch den Bekl. zurückzuführen. Rechtlich einwand⸗ 

Zu 2. Die mit der Verjährung infolge ihrer feſten und will⸗ 
kürlichen Friſten unvermeidlich verbundenen Härten können auf zwei 
Wegen gemildert werden: durch abſtrakte Vorſchriſten über Henr⸗ 
mungsgründe, welche aber der Geſetzgeber nicht zu weit ziehen darf, 
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frei find auch die Ausführungen des B., mit denen es eine 
Unterbrechung der Verjährung durch Anerkenntnis verneint. 
Wenn die Rev. darauf hinweiſt, daß für die Zeit v. 24. Nov. 
1912 bis 3. Jan. 1916 ein Anerkenntnis aus dem geſamten 
Verhalten des Bekl. insbeſondere auch ſeiner tatſächlichen 
Fürſorge zu entnehmen ſei, und daß letztere allein auch ſchon 
die Verjährung unterbrochen habe, ſo wird dabei überſehen, 
daß gerade für dieſe Zeit eine Unterſtützung der Kl. durch 
den Bekl. nicht feſtgeſtellt iſt. In der Fürſorge für die 
Kl. könnte eine Anerkennung des von der Kl. erhobenen 
Schadenserſatzanſpruchs auch nur dann gefunden werden, 
wenn die Leiſtungen des Bekl. zur Erfüllung ſeiner Schadens⸗ 
erſatzpflicht erfolgten. Dagegen erweiſt ſich die Rev. aus 
einem anderen Grunde als begründet. Den letzten Reviſions⸗ 
angriffen liegt der Gedanke zugrunde, daß es der Kl. nicht 
zum Nachteil gereichen dürfe, wenn ſie durch das Verhalten 
des Bekl. von einer früheren Klagerhebung abgehalten wurde. 
Das iſt als zutreffend anzuerkennen. Der Bekl. handelt arg⸗ 
liſtig, wenn er ſich auf eine Verjährung beruft, die durch fein 
eignes früheres Verhalten herbeigeführt worden iſt (RG. 
78, 1331); 87, 2832); 107, 363 IW 1919, 102 und 
304). Unter dieſem Geſichtspunkt hat das BG. das Ver⸗ 
halten des Bekl., ſein Liebesverhältnis zur Kl., ſeine Für⸗ 
ſorge für ſie und ſeine Verſprechungen für die Zukunft nicht 
gewürdigt. Das Liebesverhältnis konnte für die Kl. eine 
ſeeliſche Hemmung bilden, gerade dieſe Schadenserſatzklage 
zu erheben und ſolange der Bekl. ihr beiſtand und für ſie 
ſorgte, mochte auch für ſie kein Bedürfnis hierzu beſtehen. 
Für die Zeit aber, in der die Unterſtützungen des Bell. 
ausblieben, konnte die Fortſetzung des Liebesverhältniſſes 
der Kl. die Zuverſicht geben, daß der Bekl. ſeine Verſprechun⸗ 
gen halten und ſeine Unterſtützungen wieder aufnehmen werde, 
ſobald ihm ſeine Mittel dies geſtatten würden. Die ſogenannte 
Replik der Argliſt ſteht der Kl. hiernach aber auch nur in⸗ 
ſoweit zu, als ſie von der Verfolgung jedes einzelnen der von 
ihr erhobenen Anſprüche durch das Verhalten des Bekl. ab⸗ 
gehalten wurde. Die Verjährung hat zwar gleichzeitig die 
geſamten Anſprüche der Kl. ergriffen. Die Replik der Arg⸗ 
liſt richtet ſich aber auch nicht gegen die Vollendung der 
Verjährung. Sie ſetzt vielmehr dieſe voraus. Sie wendet 
ſich gegen die Erhebung der Verjährungseinrede, und iſt hier 
nur inſoweit begründet, als den Bekl. der Vorwurf der Arg⸗ 
liſt trifft. 
(U. v. 22. Sept. 1924; 93523 IV. — Berlin.) [Ka.] 

3. 58 227, 254, 823 BG B. Jäger und Wilderer, 
Ausſchluß des Verſchuldens wegen Putativnot⸗ 
wehr. Entſchuldbarer Irrtum ſchließt das Ver⸗ 
ſchulden aus. Eigenes Verſchulden des Ver⸗ 
letzten. 7) 

F. befand ſich am 23. Nov. 1919 auf dem Jagdgebiet 
des Bekl. U.; er war mit Netzen zum Kaninchenfang aus⸗ 
gerüſtet und führte in einem Kaſten ein Frettchen mit. Auch 
trug er eine Mehrladepiſtole mit Munition bei ſich. Die 
Bekl. erhielten Mitteilung, daß auf ihrer Jagd gewildert 
werde, und begaben ſich zuſammen mit dem Landwirt K., 
alle drei mit Militärgewehren verſehen, auf das fragliche Ge⸗ 


wenn er nicht den Zweck der Verjährung gefährden will. Oder da⸗ 
durch, daß man dem Schuldner im einzelnen Falle die Geltend⸗ 
machung der Verjährung aus beſonderem Grunde verſagt. Letzteren 
Weg (Replik gegen die Einrede der Verjährung) hat das RG. erſt 
zögernd und dann weitergehend beſchritten. Der Vorgang erinnert 
an die Entwicklung der römiſchen exc. doli. Anfänglich (NG. 64, 
223) wurde die Replik gewährt, wenn der Schuldner argliſtigerweiſe 
den Ablauf der Verjährung herbeiführt, ſpäter (NG. 87, 233 JW. 
1916, 184) auch dann, wenn der Schuldner, wenn auch ohne Argliſt, 
durch ſein Verhalten den Gläubiger von einer früheren Klagerhebung 
abgehalten hat. Dieſe Praxis wird in der vorliegenden Entſch. beſtätigt 
in Anwendung auf ein Liebesverhältnis, welches die Kl. veranlaßt 
hat, ihren Schadenserſatzanſpruch nicht zu erheben. Im Reſultat wird 
der Kl. ebenſo geholfen, wie wenn die Verjährung ihres Anſpruchs 
nach § 204 durch Ehe gehemmt wäre. 
Geh. Rat Prof. Dr. A. v. Tuhr, Zürich. 


Zu 3. I. Von den beiden ſelbſtändigen Erwägungen, mit 
denen das BG. ſeine Entſch. begründet, ſcheint mir die zweite die 
ſicherere Stütze zu fein. Das mitwirkende Verſchulden auf ſeiten des 
Wilderers iſt bedenkenfrei begründet (ein Wilderer, der ſich be⸗ 
waffnet zur Flucht wendet, und trotz Anrufs nicht hält, hat die Ge⸗ 
fahr, daß ihm — zu Recht oder zu Unrecht — nachgeſchoſſen wird, 


1) JW. 1912, 286. 2) JW. 1916, 184. 


Rechtſprechung 


[(Juriſtiſche Wochenſchrift 


lände. Sie fanden den F. und riefen ihn an, er ergriff die 
Flucht, worauf alle drei eine Anzahl Schüſſe in der Richtung 
gegen ihn abgaben. Ein Schuß durchbohrte den F. von rück⸗ 
wärts und führte ſeinen ſofortigen Tod herbei. Das BG. iſt 
zur Abweiſung der Klage aus zwei Gründen gelangt: einmal 
wegen mangelnden Verſchuldens der Bekl. und dann, falls 
man ein ſolches Verſchulden doch annehmen wollte, wegen 
überwiegenden eigenen Verſchuldens des Getöteten. Was die 
Beurteilung des Verhaltens der Bekl. anlangt, ſo nimmt es 
an, daß ihnen keine vorſätzliche Tötung, ſoudern nur fahr⸗ 
läſſiges Handeln zur Laſt gelegt werden könne, indem es ihre 
Darſtellung gelten läßt, wonach ſie den F. nicht hätten tref⸗ 
fen, ſondern nur durch Schreckſchüſſe zum Stehenbleiben ver⸗ 
anlaſſen wollen. Im weiteren würdigt es ihr Verhalten da⸗ 
hin, daß Notwehr auf ihrer Seite nicht vorgelegen habe, daß 
ſie aber des Glaubens geweſen ſein könnten, ſie befänden ſich 
in Notwehr; dieſer Glauben ſei zwar irrig geweſen, der Irr⸗ 
tum habe aber nicht auf Fahrläſſigkeit beruht, ſondern ſei ent⸗ 
ſchuldbar geweſen. In dieſer Hinſicht kämen die unruhigen 
Zeiten nach der Revolution in Betracht, in denen jeder Wil⸗ 
derer mit modernen Kriegswaffen ausgerüſtet geweſen und 
mit der Möglichkeit eines hinterliſtigen Überfalls auch bei an⸗ 
fänglicher Flucht eines Wilderers zu rechnen geweſen ſei, ein 
Zuſtand, der das preußiſche Miniſterium für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zur Erlaſſung einer Bek. v. 8. Aug. 
1919 veranlaßt habe, worin die Vorſchriften über Waffen⸗ 
gebrauch des Forſtſchutzperſonals verſchärft und namentlich 
hervorgehoben wurde, daß auch gegenüber einem fliehenden 
Wilderer, der die Flucht trotz Aufforderung zum Halten fort⸗ 
ſetzt, die Annahme gerechtfertigt ſein könne, er werde die 
Flucht zu einem erneuten Angriff oder zu einer Widerſetzlich⸗ 
keit mit gefährlichen Werkzeugen benützen. Das Urteil ſagt 
dann weiter, die Sachlage habe im vorliegenden Fall ein 
raſches Handeln erfordert; ein langes Abwägen, ob F. ſich 
nochmals zum Angriff wenden werde oder ſich endgültig zur 
Flucht gewendet habe, ſei im Augenblick nicht möglich ge⸗ 
weſen. Das ſind Erwägungen, die in der Hauptſache auf tat⸗ 
ſächlichem Gebiet liegen. Rechtlich ſind ſie nicht zu be⸗ 
anſtanden. Zwar wird durch die ſog. Putativnotwehr die 
Widerrechtlichkeit des Handelns nicht, wie durch echte Not⸗ 
wehr nach § 227 BGB., ausgeſchloſſen. Wohl aber wird, 
wenn ſich der Täter in entſchuldbarem Irrtum über ſeine 
Lage befindet, dadurch das Verſchulden ausgeſchloſſen, welches 
die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der 88 823 ff. BGB. 
bildet (RGRKomm. A. 3 a. E. zu § 227 und dortige Zitate, 
RG. 88, 120). Hiernach trägt ſchon der erſte vom BG. an⸗ 
geführte Grund die Entſcheidung. Doch mag noch beigefügt 
ſein, daß auch die Angriffe der Reviſion gegen den zweiten 
Grund, die Beurteilung des eigenen Verſchuldens des Ge⸗ 
töteten, nicht begründet ſind. Das BG. ſagt hierüber: Der 
Wilderer, der ſich auf fremdes Jagdgebiet begebe, müſſe 
mit einem Zuſammentreffen mit Bewaffneten, ſeien es Jagd⸗ 
inhaber oder Schutzbeamte, rechnen: er könne dabei nicht un⸗ 
bedingt darauf vertrauen, daß die Gegner ſich ſtreng im 
Rahmen des Erlaubten halten würden, namentlich ſetze er ſich 
großer Gefahr aus, wenn er auf den Anruf eines Bewaffneten 


ſelbſt verſchuldet), und es iſt immerhin möglich, daß dieſes Ver⸗ 
ſchulden des Wilderers im Verhältnis zu dem (etwaigen) Verſchulden 
der Bekl. ſo ſtark iſt, daß deren Verpflichtung zum Schadenserſatz 
vollkommen entfällt. 

II. Dagegen iſt die erſte Stütze des BU. weniger feſt. Der Fall 
iſt in tatfächlicher Beziehung nicht reſtlos aufgeklärt, und die Revi⸗ 
ſion hat nicht ganz unrecht, wenn ſie das Urteil widerſpruchsvoll 
findet. Sicher iſt nur ſoviel, daß Notwehr objektiv nicht vorlag. Das 
BG. geht nun davon aus, daß die Bekl. geſchoſſen haben, um etwaige 
in der Zukunft liegende Angriffe des F. zu verhindern, und daß fir 
ſich hierzu für berechtigt gehalten haben. Es wäre aber noch genau 
zu klären geweſen, ob die Bekl. den F. treffen wollten (oder, was 
dem rechtlich gleich ſteht, ob ihnen der Erfolg ihrer Schüſſe gleich⸗ 
gültig war), oder ob ſie nur Schreckſchüſſe abgeben, den F. alſo nicht 
verletzen oder gar töten wollten. Wenn die Bekl. den F. in ver⸗ 
meintlicher Notwehr oder in vermeintlicher Befugnis treffen wollten, 
ſo kann der hierbei zutage tretende tatſächliche oder rechtliche Irr⸗ 
tum ſehr wohl unverſchuldet ſein. In dem auderen Fall — den das 
BG. aber anſcheinend nicht als gegeben anſieht — mußte geprüft 
werden, ob nicht in der Abgabe von Schreckſchüſſen, die den F. 
treffen konnten und auch tatſächlich getroffen haben, eine Fahrläſſig 
keit zu erblicken war. Die Entſcheidung hängt in beiden Fällen von 
der Beantwortung von Tatfragen (Perſönlichkeit der Beteiligten, 
Tageszeit, Tatort uſw.) ab. An den rechtlichen Erwägungen, die 
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nicht ſtehen bleibe. Dieſe Erwägungen ſind rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Es kommt auch noch die in anderem Zuſammen⸗ 
hang feſtgeſtellte Tatſache hinzu, daß F. eine Mehrladepiſtole 
mit Munition bei ſich geführt hat, eine für die Kaninchenjagd 
nicht geeignete Waffe, in deren Mitführung das BG. ein 
Zeichen dafür ſieht, daß er es nicht nur auf Kaninchen ab⸗ 
geſehen gehabt habe. Wer ſich bei einem geſetzwidrigen Unter⸗ 
nehmen mit einer zum Kampf mit Menſchen dienlichen Waffe 
verſieht, alſo mit dem Bewußtſein handelt, daß es zu einem 
ſolchen Kampfe kommen kann, der ſetzt ſich in hohem Maße 
der Gefahr eigener Beſchädigung aus und muß ſich das eigene 
Verſchulden gemäß 8 254 BGB. entgegenhalten laſſen. Dieſe 
Beurteilung wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß F. 
unter den gegebenen, für ihn ungünſtigen Umſtänden den 
Kampf nicht aufnahm, ſondern zunächſt die Flucht ergriff. 
Und auch wenn der Gegner des Geſchädigten über die Grenzen 
des im einzelnen Fall Erforderlichen hinausgegangen iſt, 
ſteht das der Anwendbarkeit des 8 254 nicht entgegen; auch 
mit einem ſolchen Verhalten der Gegner hatte F. nach der 
Anſchauung des BG. zu rechnen, und dieſe Auſchauung be⸗ 
gegnet keinem rechtlichen Bedenken (vgl. RRKomm. A. 7a 
zu 8 254 BGB., Warn. 1910 Nr. 419). Die Reviſion will 
einen Widerſpruch in der Urteilsbegründung inſofern be⸗ 
haupten, als das Urteil ein fahrläſſiges Handeln der Bekl. an⸗ 
nehme, andererſeits aber ein vorſätzliches Handeln als nach 
Lage der Sache entſchuldbar bezeichne. Der Widerſpruch liegt 
jedoch nicht vor. Die Bekl. geben zu, abſichtlich in der Rich⸗ 
tung des fliehenden F. geſchoſſen zu haben, behaupten aber, 
fie hätten ihn nicht treffen, ſondern nur ſchrecken und zum 
Stehenbleiben veranlaſſen wollen. Daß auch ſchon ein ſolches, 
für alle Fälle den F. in hohem Maße gefährdendes Schießen 
an ſich ein Verſchulden darſtellen könnte, liegt auf der Hand, 
und es kommt deshalb tatſächlich darauf an, ob die Bell. 
mit einem etwaigen Angriff des F. zu rechnen hatten und 
annehmen konnten, durch die Schreckſchüſſe werde er ſich zum 
Aufgeben etwaiger Angriffspläne bewegen laſſen. 
(U. v. 12. April 1924; 852/23 IV. — Breslau.) 


** 4. 8 242 BGB. Auch Vorauszahlungen find 
aufzuwerten.] 

Keinem Bedenken unterliegt es, bei den Anſprüchen 
zu J 1 und 2 des Urteils zugunſten der Kl. den Geldent⸗ 
wertungsſchaden in der Weiſe, wie es ſeitens des BG. ge⸗ 
ſchehen iſt, zu berückſichtigen. Der Senat hat bereits in 
der Entſcheidung v. 19. Mai 1924 (IV 772/23) anerkannt, 
daß die Feſtſetzung der Urteilsſumme nach der Reichsrichtzahl 


0 BG. und das Reviſionsgericht angeſtellt haben, iſt nichts aus⸗ 
zuſetzen. 

Der Fall hätte übrigens auch noch unter einem anderen Ge⸗ 
ſichtspunkt geprüft werden müſſen, nämlich unter dem der vor⸗ 
läufigen Feſtnahme. Dieſer Geſichtspunkt wird dadurch nahe⸗ 
gelegt, daß die Bekl. nach ihren eigenen Angaben den F. durch 
Schreckſchüſſe zum Stehenbleiben bewegen wollten. Es kann ſein, daß 
die Bekl. damit eine Feſtnahme vorbereiten wollten, und es kann 
angenommen werden, daß F. unbekannt oder fluchtverdächtig war, 
daß die Bekl. alſo nach 8 127 Abſ. 1 StPO. zur vorläufigen Feſt⸗ 
nahme berechtigt waren. Dieſes Feſtnahmerecht kann nun allerdings 
(im Gegenſatz zum Notwehrrecht) niemals eine Tötung objektiv 
rechtfertigen; denn durch die Tötung wird der Zweck der Feſtnahme 
ja gerade vereitelt. Dagegen kann das Recht zur Feſtnahme u. U. 
eine Körperverletzung decken (a. A. RGSt. 54, 196), nämlich 
dann, wenn dieſe als Mittel zur Feſtnahme notwendig iſt und nicht 
außer Verhältnis zu der Schwere der Tat ſteht. Eingriffe in 
die Freiheit ſind durch 8127 StPO. jedenfalls gedeckt; es ſind 
alſo Drohungen jeder Art, die zum Zweck der Feſtnahme er⸗ 
folgen, rechtmäßig, ſomit auch die Abgabe von (nicht verletzenden) 
Schreckſchüſſen. Wenn nun ein zur Erzwingung der Feſtnahme ab⸗ 
gegebener Schuß (ſei es ein ſolcher, der den Fliehenden durch Ver⸗ 
letzung an weiterer Flucht hindern ſollte, ſei es ein bloßer Schreck⸗ 
ſchuß) den Feſtzunehmenden trifft und deſſen Tod zur Folge hat, ſo 
iſt dieſe Tötung zwar objektiv rechtswidrig, aber — wie ſchon oben 
Geſſeführt — keineswegs notwendig auch ſchuldhaft. — Der 
Veſichtspunkt der vorläufigen Feſtnahme führt alſo auch nicht zu 
anderen Ergebniſſen. Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. Br. 


80 Zu 5. Die Aufwertung wird vom NG. u. a. damit begründet, 
9965 der Käufer durch die Zahlung mit eutwertetem Gelde keinen 
= rechtigten Vorteil erlangen ſoll. Hat dieſer aber das Geld, als 
e Wert hatte, für den Verkäufer bereitgelegt, dann bringt ihm 
Re Zahlung, mit dieſem Gelde keinen Vorteil. Gleichwohl iſt dem 

grundſätlich zuzuſtimmen, denn die Geldentwertung war ein 
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im Hinblick auf die im Herbſt 1923 in ganz außerordent⸗ 
lichem Maße ſprunghaft geſteigerte Geldentwertung ſchon vor 
Inkrafttreten des 8 26 2 der EntlBek. i. d. Faſſ. der VO. 
v. 22. Dez. 1923 (RGBl. I, 1239) zuläſſig und nach den Um⸗ 
ſtänden geboten war. Mit Recht vertritt aber die Reviſion 
die Anſicht, daß auch die vom Bell. geleiſteten Voraus⸗ 
zahlungen aufzuwerten und nicht lediglich nach ihrem Papier⸗ 
markbetrag in Abzug zu bringen ſind. Kl. hatte nach dem 
BU. am 18. April 1923 an bis dahin rückſtändigen Renten 
den Betrag von 368 000 % zu beanſpruchen. Darauf hatte 
Bell. durch Leiſtungen der Firma Gr. & Co. in der Zeit 
vom 1. April 1920 bis 23. Mai 1921 unwiderſprochen 
5837,76 % und durch eigene Vorſchüſſe in den Jahren 1921, 
1922 10029,86 %, insgeſamt 15 867,62 % gezahlt. Zur Zeit 
dieſer Vorauszahlungen war die Mark noch nicht in dem 
gleichen Maße entwertet wie es am 18. April 1923 der 
Fall war; ſie ſind gegenüber dem Stande der Mark an dieſem 
Tage in beſſerem Gelde geleiſtet. Da ſomit der Wert einer 
Mark zur Zeit der geleiſteten Vorauszahlungen nicht gleich⸗ 
zuſetzen iſt ihrem Wert am Tage der Fälligkeit (18. April. 
1923), geht es nicht an, die früher gezahlten 15 867,62 % 
in ihrem Nennbetrag von den 368 000 % in Abzug zu brin⸗ 
gen und die verbleibende Reſtſumme alsdann zugunſten der 
Kl. aufzuwerten. Vielmehr müſſen auch die Vorauszahlungen 
des Bekl. nach ihrem Wert, den ſie an den jeweiligen Zah⸗ 
lungstagen hatten, aufgewertet und in dieſer Höhe von der 
nach dem Stand v. 18. April 1923 aufzuwertenden Geſamt⸗ 
ſumme von 368 000 % in Abzug gebracht werden. Denn 
Kl. hat in den Jahren 1920—1922 mit den empfangenen 
Zahlungen nach ihrem damaligen Wert ihren Unterhalt in 
einem größeren Maße beſtreiten können als es ihr nach dem 
Stand der Mark am 18. April 1923 möglich geweſen wäre. 
Sie muß ſich alſo gefallen laſſen, daß der Bekl. ſeine früheren 
Zahlungen in dem Umfang, in dem ſie nach ihrem damaligen 
Wert zur Beſtreitung des Unterhalts ausreichten, in Abzug 
bringt. Das entſpricht jedenfalls den Grundſäten von Billig⸗ 
keit und Treu und Glauben, von denen derartige Rechts⸗ 
verhältniffe allgemein beherrſcht werden, und die zugunſten 
beider Teile Anwendung finden müſſen. 
(U. v. 27. Sept. 1924; 1/24 IV. — Naumburg.) 


5. 8 242 BGB. Die Bereithaltung von Zah⸗ 
lungsmitteln für den ſäumigen Verkäufer muß 
bei der Aufwertung berückſichtigt werden.] 7) 

Rechtsirrtümlich iſt es, wenn das BG. die Bekl. für 
verpflichtet gehalten hat, die Maſchine zu dem urſprüng⸗ 


allgemeines Unglück und die Vertragsparteien hatten nach 8 242 
BGB. die Pflicht, nicht nur daß keine ſich auf Koſten der anderen 
dieſes zunutze machte, ſondern auch, daß jede den Gegner tunlichſt 
davor bewahrte, ſoweit ſie es ohne Schaden konnte. Dazu gehörte, 
daß der Käufer nicht das Kaufgeld ohne begründeten Anlaß ſo für 
den Verkäufer hinlegte, daß weder der eine noch der andere Teil 
davon Nutzen hatte, vielmehr es widerſtandslos der Entwertung ver⸗ 
fiel. So richtig es iſt, daß der Käufer nicht aufzumerten braucht, 
wenn er ſogleich bei Vertragsſchluß zahlt (vgl. die dankenswerten 
Nachweiſe von Plum, JW. 1924, 1451), jo richtig erſcheint es 
umgekehrt, daß ein durch die Sachlage nicht erfordertes, wenn auch 
unler normalen Geldverhältniſſen nicht zu beanſtandendes bloßes 
Bereithalten des Geldes die Aufwertungspflicht des Käufers nicht 
verhindert, und zwar auch dann nicht, wenn der Verkäufer im Ver⸗ 
zug iſt. 

Andererſeits ginge es zu weit, wollte man die ſchädliche Maß⸗ 
nahme des Käufers dieſem ſchlechthin zur Laſt legen. Man darf es 
nur, ſoweit ihn ein Vorwurf trifſt. Dieſer Gedanke klingt auch 
in den letzten Worten des RG. an: Das iſt hier von beſonderer 
Wichtigkeit, weil der Käufer angeblich ſchon im Mai 1922 das Geld 
auf die Bank legte. Damals galt noch der Satz „Mark gleich 
Mark“ und wurde die Geldeutwertung als ſolche von der Allgemein⸗ 
heit noch nicht begriffen, ſondern als Preisſteigerung aufgefaßt. Es 
kann alſo den Käufer höchſtens der Vorwurf treffen, daß er, auch 
als die richtige Erkenntnis ſich Bahn gebrochen hatte, das Geld 
weiterverfallen ließ. Da allerdings hätte er es trotz des Verzugs 
des Verkäufers abheben und vor weiterer Entwertung ſchützen müſſen 
entſprechend 8 254). Tat er das nicht, jo fällt der daraus ent⸗ 
ſtandene Schaden ihm zur Laſt, d. h. er hat aufzuwerten. 

Nach Lage des Falles dürfte daher doch wohl der Verkäufer 
es ſein, dem der Schaden der Geldentwertung in der Hauptſache 
aufzubürden iſt. 

Dahingeſtellt bleibe, wie es ſich verhielte, wenn der Käufer das 
Geld nach 88 372, 373 in Verbindung mit 8 298 hinterlegt hätte. 

Prof. Dr. Raape, Hamburg. 
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lichen Vertragspreiſe zu liefern. Hiergegen hat ſich die Bell. 
mit Recht gewehrt. Das BG. hätte der Geldentwertung Rück⸗ 
ſicht ſchenten müſſen. Es kann nach der neueren Rechtſpre⸗ 
chung des RG. ſelbſt dem ſäumigen Schuldner nach Treu und 
Glauben nicht zugemutet werden, ſeine Leiſtung für ein völlig 
entwertetes Entgelt zu bewirken. Denn ſolchenfalls würde dem 
beim Vertragsſchluſſe gewollten Gleichgewicht zwiſchen Lei⸗ 
ſtung und Gegenleiſtung nicht Rechnung getragen ſein und 
der Gläubiger einen unberechtigten Vorteil erlangen. Die 
Bekl. kann deshalb eine Aufwertung des urſprünglichen Ver⸗ 
tragspreiſes fordern, die unter Berückſichtigung aller Um⸗ 
ſtände nach Billigkeit auszumitteln iſt (RG. 106, 425; 107, 
21, 127, 150, 160). Von der Aufwertungspflicht ift der 
Kl. auch dadurch nicht befreit, daß er angeblich bei der Zweig⸗ 
ftelle der Darmſtädter Bank in H. im Mai 1922 25 000% 
zur Verfügung der Bekl. „gegen Ablieferung der Maſchine“ 
eingezahlt und dies der Bekl. mitgeteilt hat. Denn da hier⸗ 
mit die Bekl. noch nicht die freie Verfügung über das Geld 
gewonnen hatte, ſo kann ihr allein auch die Gefahr der Geld⸗ 
entwertung nicht aufgebürdet werden. Aber auf der anderen 
Seite wird es bei der Abwägung der Billigkeitsgründe für 
das Maß der Aufwertung doch zugunſten des Kl. veranſchlagt 
werden müſſen, wenn er das Geld ſeit Mai 1922 für die 
Bekl. bereitgehalten und dadurch infolge der Geldentwertung 
Verluſte erlitten hat. Allerdings darf er dabei die Gelegen⸗ 
heit zur wertbeſtändigen Anlage des Geldes nicht ſchuld⸗ 
haft verſäumt haben. 
(U. v. 14. Okt. 1924; 924/23 VII. — Naumburg.) [Ku.] 


6. 88 242, 505, 1098, 1939, 2048, 2150, 2174 BGB. 
Aufwertung des Kaufpreiſes für ein letztwillig 
angeordnetes Vorkaufsrecht. f) 

Der am 22. Nov. 1919 verſtorbene R. K. hat durch 
Teſtament v. 20. Okt. 1919 feine Frau, die Bekl. zu 1 zu ½ 
und ſeine Kinder, nämlich den Kl. und die Bekl. zu 2—4 zu 
je ¼6 zu Erben eingeſetzt mit der Maßgabe, daß letztere hin⸗ 
ſichtlich des Erbteils der Mutter Nacherben ſein ſollten. Über 
ſeinen Grundbeſitz, der aus einem Hausgrundſtück, einer 
Scheune und einem Feldgrundſtück beſtand, hat er folgendes 
beſtimmt unter Nr. 9 des Teſtaments: „Meinem Sohn Wal⸗ 
ter iſt von meiner Frau und den übrigen Kindern auf Ver⸗ 
langen an meinem Grundbeſitz ein Vorkaufsrecht zu be⸗ 
ſtellen“, und unter Nr. 11: „Das Vorkaufsrecht auf die 
Scheune und das Hausgrundſtück darf Walter ausüben jeder⸗ 
zeit, wenn er mindeſtens 50000 % dafür zuſammen bietet.“ 
Auf die Klage des Kl. hat das LG. die Bekl. verurteilt, ihm 
Zug um Zug gegen Zahlung von 50000 % in den Nachlaß 
Hausgrundſtück und Scheune aufzulaſſen. Das OLG. hat die 
Berufung der Bekl. zurückgewieſen, die Reviſion hatte da⸗ 
gegen Erfolg. In Übereinſtimmung mit dem LG. nimmt 
das BG. an, daß der Erblaſſer ſeinem Sohne, dem 
Kl., in Nr. 9 des Teſtaments das Recht auf Beſtellung 
eines dinglichen Vorkaufsrechts an feinem geſamten Grund⸗ 
beſitze im Sinne der 88 1098, 502 2 BGB., unter Nr. 11 
dagegen das Recht eingeräumt hat, ſein Hausgrundſtück und 
ſeine Scheune für den feſtbeſtimmten Preis von 50000 
jederzeit, alſo auch dann zu übernehmen, wenn vorher 
ein Kaufvertrag mit einem Dritten nicht abgeſchloſſen ſei. 
Die Reviſion verſucht zunächſt die von den Bekl. in den Vor⸗ 
inſtanzen vertretene Auffaſſung zur Geltung zu bringen, daß 

Zu 6. A. Dieſer Entſch. iſt durchaus beizupflichten. (Nebenbei 
bemerkt iſt ſie, da fie nur wegen Verletzung des § 286 ZPO. möglich 
war, ein trefflicher Beweis dafür, wie unheilvoll ſich die neue Vor⸗ 
ſchrift auswirken kann, die die Reviſion aus ſolcher Rechtsverletzung 
ausſchließt.) 7 

Die der Eutſch. zugrunde liegende Erwägung iſt ſicherlich zu⸗ 
treffend: Sie geht 505 155 No len dg le Bey 5 
legung des irgendwie zum Ausdruck gekommenen erblaſſeriſchen 
Willens aus; dieſe Auslegung erfordert es im Falle einer teſtamen⸗ 
tariſchen Anordnung, daß ein Miterbe um einen beſtimmten Preis 
ein Nachlaßgrundſtück übernehmen darf, die en Preis ſo zu bemeſſen, 
daß er auch bei völlig geänderter Wirtſchaftslage dem bei Errichtung 
des Teſtaments gehegten wirklichen Willen des Erblaſſers entſpricht 
und für den Zeitpunkt der Ausführung der letztwilligen Anordnung 
ebenſo angemeſſen erſcheint, als es der im Teſtament genannte Be⸗ 
trag unter Berückſichtigung des damaligen Grundſtückwertes und 
ſeines Verhältniſſes zum übrigen Nachlaß und eines etwa dem Erb⸗ 
laſſer zu unterſtelleuden Willens, den betreffenden Miterben zu be⸗ 
günſtigen, im Zeitpunkte der Teſtamentserrichtung war. 

Der maßgebende Grundgedanke iſt kein anderer als derjenige, 
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für den Kl. auch in Nr. 11 hinſichtlich des Hauſes und der 
Scheune lediglich ein Anſpruch auf Beſtellung eines Vorkaufs⸗ 
rechts in juriſtiſch⸗techniſchem Sinne habe begründet werden 
ſollen. Mit dieſem Angriffe kann ſie nicht durchdringen. Die 
Auslegung liegt auf tatſächlichem Gebiete, und rechtliche Be⸗ 
denken ſind dagegen nicht zu erheben. Die Reviſion meint, 
es könne nicht gleichzeitig ein Vorkaufsrecht und der Gegen⸗ 
ſtand des Vorkaufsrechts ſelbſt, nämlich das Grundſtück, ver⸗ 
macht ſein. Allein, ſo liegt die Sache hier nicht. Soweit das 
Recht auf ein Vorkaufsrecht unter Nr. 9 hinſichtlich aller 
Grundſtücke vermacht iſt, handelt es ſich um ein Vermächtnis 
im Sinne des § 1939, und zwar, da der Kl. Miterbe ift, um 
ein Vorausvermächtnis (8 2150). Die Beſtimmung unter 
Nr. 11 ſtellt dagegen zunächſt lediglich eine Teilungsanordnung 
nach § 2048 dar (vgl. § 2049), kraft deren der Kl. das Recht 
hat, bei der Auseinanderſetzung Haus und Scheune gegen 
Zahlung von 50000 % zu übernehmen. Wenn der Kl. von 
dieſem Recht keinen Gebrauch macht, bleibt das Vorkaufs⸗ 
recht auch inſoweit beſtehen. Macht er Gebrauch davon, ſo 
erledigt ſich das Vorkaufsrecht hinſichtlich des Haus⸗ und 
Scheunengrundſtücks, hinſichtlich des Feldgrundſtücks bleibt 
es aufrechterhalten. Ob der Erblaſſer den Übernahmepreis 
etwa geringer bemeſſen hat, als dem wahren Werte des 
Grundſtücks damals entſprach und deshalb in der Teilungs⸗ 
anordnung zugleich auch inſoweit ein Vorausvermächtnis für 
den Kl. enthalten iſt (vgl. Mot. V S. 690 zu § 2152 E. I.; 
Urt. d. RG. v. 27. Febr. 1908, IV 537/07, abgedr. Seuff⸗ 
Arch. Bd. 63 Nr. 227 und Warn. 1908 Nr. 326, 29. Juni 
1922, IV 766/21), kann hier dahingeſtellt bleiben. Wenn 
das auch zu bejahen wäre, könnten beide Vorausvermächtniſſe 
nebeneinander beſtehen. Die Entſcheidung des BG., daß der 
Kl. den Bekl. nur 50000 % als Entgelt für die Überlaſſung 
von Haus und Scheune zu zahlen habe, iſt rechtlich nicht 
haltbar. Das BG. rechtfertigt dieſe Auffaſſung, wie folgt: 
Ohne die Beſtimmung, daß Kl. mindeſtens 50 600 % bieten 
müſſe, würden die Erben berechtigt ſein, den zur Zeit des 
Kaufverlangens des Kl. angemeſſenen Kaufpreis zu fordern. 
Dieſes Recht habe der Erblaſſer nicht, wie die Bekl. mit Un⸗ 
recht aus dem Worte „mindeſtens“ folgerten, nur nach unten, 
alſo nur zu ihren Gunſten begrenzen wollen. Man dürfe 
davon ausgehen, daß der Preis von 50000 % dem Erblaſſer 
angemeſſen erſchienen ſei. Ihm möge die Möglichkeit vor⸗ 
geſchwebt haben, daß ſich gleichwohl nicht ohne weiteres die 
Gelegenheit bieten würde, die Grundſtücke zu dieſem Preiſe 
zu verkaufen, und daß der Kl. dies vielleicht ausnutzen würde, 
unt den Preis herabzudrücken. Als Niederſchlag dieſer nahe⸗ 
liegenden Überlegung erkläre ſich das Wort „mindeſtens“. 
Dieſe Erklärung kann die Hinzufügung des Wortes „min⸗ 
deſtens“ nicht rechtfertigen. Vielmehr war das Wort „min⸗ 
deſtens“, wenn der Kl. nach der Abſicht des Erblaſſers unter 
allen Umſtänden nur 50000 % zahlen ſollte, überflüſſig und 
geeignet, zu Mißverſtändnis Anlaß zu geben. Die Möglichkeit, 
den Preis freiwillig zu erhöhen, brauchte der Erblaſſer dem 
Kl. nicht vorzubehalten, ſie ſtand ihm ohnedies offen. Das 
BG. ſagt weiter, es fehle an jedem Anhaltspunkte dafür, daß 
der Erblaſſer mit einem baldigen erheblichen Steigen der 
Grundſtückspreiſe gerechnet habe, zumal die Erben ſelbſt nach 
dem Tode des Erblaſſers den Grundſtückswert gegenüber dem 
Finanzamt nicht viel höher, nämlich mit 57000 % angegeben 
hätten und das Finanzamt ſich damit zufrieden gegeben hätte. 


auf welchem die für die Fälle eines vor dem Jahre 1914 verein⸗ 
barten Grundſtücks⸗Ankaufsrechtes zu einem beſtimmten Kaufpreis 
getroffenen Entſch. des RG. (JW. 1923, 289 und 1924, 984) be 
ruhen. Denn hier wie dort handelt es ſich nur darum, den wirklicher 
Willen des oder der Verfügenden unter Berückfichtigung aller Um⸗ 
ſtände, die in Betracht kommen, zu ermitteln und zu verwirklichen. 
Geh. IR. Dr. Herzfelder, München. 

B. Das Ganze iſt eine Auslegungsfrage. Daß ſie richtig be⸗ 
antwortet iſt, kann nicht bezweifelt werden. Es iſt aber einiges über 
die Art der Auslegung zu ſagen: Nach der obenftehenden Ber 
gründung wird ein weſentliches Gewicht auf die perſönliche Vor⸗ 
ſtellung und Willensmeinung des Erblaſſers gelegt: was er ſich 
unter dem Mindeſtpreiſe im Verhältnis zu der Geldentwertung ge⸗ 
dacht habe. Daß dies auf einen höchſt unſicheren Boden geſtellt wird, 
darüber ſind wir uns wohl einig. Genügt es, daß „das wirklich 
Gewollte einen, wenn auch noch fo unvollkommenen Ausdruck ger 
funden hat“, ſo fordert die Anwendung dieſes Lehrſatzes doch, daß 
wir bereits wiſſen, was der Erblaſſer wirklich gewollt hat. Un 
dabei ift ſchier unvermeidlich, daß wir das, was uns vernunſtgemäß 
nach den Umſtänden erſcheint, in feine Seele hineinlegen, um es dann 
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Dabei überſieht das BG., daß gerade in der Zeit vor der 
Teſtamentserrichtung der Dollar weſentliche Steigerungen auf⸗ 
wies und daß, wie das RG. wiederholt anerkannt hat, im 
Herbſt 1919 mit einer weiteren Geldentwertung gerechnet 
werden mußte (JW. 1923, 8281; 1921, 15971; 1922, 172359). 
Das konnte auch dem Erblaſſer als Getreidegroßhändler nicht 
verborgen geblieben ſein. Schließlich erwägt das BG., es 
ſpreche alle Wahrſcheinlichkeit dagegen, daß der Erblaſſer, 
wenn er dem Bekl. das Recht auf Mehrforderung hätte zu⸗ 
geſtehen wollen, dies nur ſo nebenbei mit einem unklaren 
Worte getan haben würde, zumal er über ſeinen Nachlaß ein⸗ 
gehende Beſtimmungen getroffen hat. Demgegenüber iſt dar⸗ 
auf hinzuweiſen, daß, wie das BG. ſelbſt in anderem Zu⸗ 
ſammenhang ausführt, das Teſtament, obwohl es einen Rechts⸗ 
kundigen zum Verfaſſer hat, auch ſonſt in der Ausdrucksweiſe 
erhebliche Mängel aufweiſt. Wenn nun auch zugegeben wer⸗ 
den kann, daß die bisher erörterten Erwägungen des BG. mehr 
oder weniger auf tatſächlichem Gebiete liegen und deshalb der 
Reviſion nicht zugänglich ſind, ſo durfte doch das BG. auch 
von dem von ihm vertretenen Standpunkt aus im Hinblick 
auf die aus dem Worte „mindeſtens“ ſich ergebenden Zweifel 
die von den Bekl. geſtellten Beweisanträge nicht ablehnen. Die 
Bekl. hatten behauptet, der Erblaſſer habe wiederholt zu den 
Parteien und zu ſeinen Vertrauten die Abſicht geäußert, ſeine 
Kinder gleichmäßig zu bedenken, ferner habe der Erblaſſer 
dem Kl. ausdrücklich, und zwar kurz vor ſeinem Tode ans 
Herz gelegt, bei der Erbauseinanderſetzung die Vorteile, die 
er beim Geſchäftserwerbe erlangt habe, zugunſten der übrigen 
Erben wieder auszugleichen. Das BG. läßt die Richtigkeit 
dieſer Behauptungen dahingeſtellt, da dies alles, ſelbſt wenn 
es richtig wäre, keine andere Auslegung des Teſtaments zu⸗ 
laſſen würde. Maßgebend ſei der letzte Wille des Erblaſſers, 
wie er im Teſtament erklärt jei. Das BG. überſieht dabei, 
daß es ſich hier gerade um die Frage handelt, welches der 
Wille des Erblaſſers war. Es ſagt ſelbſt im Eingange der 
Gründe zutreffend: Was der Erblaſſer bei anderen Gelegen⸗ 
heiten geäußert habe, könne bei der Teſtamentsauslegung Be⸗ 
achtung finden, wenn es ſich mit dem Inhalte des Teſtaments 
vertrage. Dazu genügt es, wie das RG. oft ausgeſprochen 
hat, daß das wirklich Gewollte einen wenn auch noch ſo 
unvollkommenen Ausdruck gefunden hat (z. B. JW. 
1918, 1728). Hier handelt es ſich um den Ausdruck „min⸗ 
deſtens“, deſſen Bedeutung zweifelhaft iſt. Würden die von 
den Bekl. behaupteten Tatſachen richtig ſein, ſo würden ſie 
dafür ſprechen, daß der Erblaſſer, da er die Abſicht hatte, 
alle ſeine Kinder gleichzuſtellen, ſie auch an dem wirklichen 
Wert des Hauſes im Zeitpunkte der Übernahme durch den 
Kl. gleichmäßig zu beteiligen. Auch die meiteren Erwägungen 
des BG. können die Ablehnung des Beweisantrags nicht recht⸗ 
fertigen. Es ſagt: Ein Gegenſatz zwiſchen dem Inhalte des 
Teſtaments und den angeblichen Abſichten des Erblaſſers ſei 
übrigens zur Zeit der Teſtamentserrichtung noch gar nicht 
vorhanden geweſen. Wenn infolge der ſpäter eingetretenen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Inhalt des Teſtaments den 
Abſichten des Erblaſſers nicht mehr gerecht geworden ſei, ſo 
gebe dies den Bekl. kein Recht, ſich von dem Teſtament los⸗ 
zuſagen und der Auseinanderſetzung einen Willen des Erb— 
laſſers zugrunde zu legen, den er zweifellos nicht gehabt habe 
und nur dann hätte haben können, wenn er die künftige Ent⸗ 
wicklung geahnt hätte. Das BG. ſtellt ſich danach hier auf 
den Standpunkt, daß ſeine Auslegung richtig ſei. Dem Be⸗ 


unter dem Titel der Auslegung von dort als ſeinen Willen heraus⸗ 
zuholen. Das Ergebnis ſolcher ſubjektiver Willenserforſchung kann 
nur eine mehr oder minder ungewiſſe Hypotheſe ſein. So iſt es auch 
un vorliegenden Falle. Was der Erblaſſer, als er am 20. Okt. 1919 
fein Teſtament errichtete, über die Entwertung der Reichsmark ge⸗ 
dacht hat, vermag niemand, auch kein Zeuge zu ſagen. Der Dollar 
war vom September bis zum Oktober 1919 von 23,94 auf 26,88 
geftiegen. Das machte keinen überwältigenden Eindruck. Es gab 
amals viele Leute, die eine weitere Verſchlechterung unſerer Mark 
or in Erwägung zogen; keinen, der die ſpätere Kataſtrophe vor⸗ 
De Deshalb iſt es für die Auslegung belanglos, wie der Erb⸗ 
aller als Getreidehändler über das Steigen der Grundſtückpreiſe ge⸗ 
acht hatte. In dem angeführten Urteil des RG. JW. 1922, 1723 
a es ſich um einen langfriſtigen Kaufvertrag; hierbei wurde 
Hl echt die Pflicht des Käufers betont, ſich über den Stand unſerer 

eie zu unterrichten. Für einen Erblaſſer kann das 
bab erlich gelten. — Nach alledem ſcheint es mir ſehr bedeutſam, 
125 unſer Urteil in der amtlichen Sammlung RS. 108, 83 ganz 
ers ausſieht. Die ganze, über ein Drittel umfajjende Ausführung 
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weiſe des Gegenteils ſollte aber gerade der Beweisantrag 
dienen. Sollte der Kl. nach dem Willen des Erblaſſers einen 
angemeſſenen Preis zahlen, ſo ſagten ſich die Bekl. nicht von 
dem Teſtament los, wenn ſie einen ſolchen Preis forderten. 
Gewiß hielt der Erblaſſer den Preis von 50 000 % im Zeit⸗ 
punkt der Teſtamentserrichtung für angemeſſen, im Falle einer 
Veränderung der Geſchäftslage ſollte er, vorausgeſetzt, daß 
die Auslegung der Bekl. richtig iſt, nicht gelten. Aber auch 
wenn man ſich auf den Standpunkt des BG. ſtellt, daß dem 
Worte „mindeſtens“ keine Bedeutung beizumeſſen ſei, daß 
vielmehr der Erblaſſer den von dem Kl. für die Übernahme 
der Grundſtücke zu zahlenden Preis auf den feſten Betrag von 
50000 % beſtimmen wollte, ſo unterliegt auch von dieſem 
Standpunkte aus das Urteil rechtlichen Bedenken. Indem der 
Erblaſſer den Übernahmepreis auf 50 000 „% feſtſetzte, brachte 
er zum Ausdruck, daß er dieſen Betrag nach den damaligen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen als eine angemeſſene Abfindung 
der übrigen Erben von dem Werte der Grundſtücke betrachtete. 
Es entſprach deshalb ſicher nicht ſeinem Willen, daß bei einer 
ſo grundſtürzenden Geldentwertung, wie ſie nach ſeinem Tode 
eingetreten iſt, die Bekl. ſich mit einem Betrage, der zu 
dem Werte des Grundſtücks in gar keinem Verhältnis ſteht, 
je nach dem Zeitpunkt, der für die Berechnung maßgebend iſt, 
vielleicht einem Nichts gleichkommt, begnügen ſollten. Es iſt 
auch nach den Umſtänden des vorliegenden Falls unbedenklich, 
einen genügenden Ausdruck dieſes Willens in der Feſtſetzung 
des Abfindungsbetrages zu erblicken. Jedenfalls müßte man 
auf Grund einer ergänzenden Auslegung, wie ſie in neueren 
Entſcheidungen des RG. für zuläſſig erklärt iſt, zu dieſem 
Ergebnis kommen (Gruch. 62, 218; RG. 99, 82, Urt. v. 
4. Jan. 23, IV 100/22). Von dieſem Standpunkt aus würde 
alſo zu ermitteln ſein, in welchem Verhältnis der Betrag von 
50000 % zur Zeit der Teſtamentserrichtung zu dem wirk⸗ 
lichen Werte der Grundſtücke ſtand. Das iſt aber nur einer 
der Faktoren, die für die Ermittlung des jetzt angemeſſenen 
Abfindungsbetrages von Bedeutung ſind. Hinſichtlich der 
weiter maßgebenden Umſtände ſind auch von dieſem Stand⸗ 
punkt aus die oben erörterten Beweisanträge ebenſo wie die 
vom Kl. angetretenen Gegenbeweiſe erheblich. Unter Berück⸗ 
ſichtigung aller der auf Grund der erneuten Verhandlung feſt⸗ 
zuſtellenden Tatſachen, wobei auch die jetzige Vermögens⸗ 
und Geſchäftslage des Kl. nicht außer Betracht bleiben darf, 
muß dann ein Betrag gefunden werden, der im Sinne des 
Erblaſſers nach den heutigen Verhältniſſen als eine ange⸗ 
meſſene Abfindung der Bekl. von dem Werte der Grundſtücke 
angeſehen werden kann. Zu dem gleichen Ergebnis führt die 
Anwendung des § 242 BGB. Er gilt zwar nur für Schuld⸗ 
verhältniſſe. Ein ſolches liegt aber auch vor. Denn wenn der 
Kl. von dem Rechte, die Grundſtücke zu übernehmen, Gebrauch 
macht, erwächſt daraus den Bekl. die Verpflichtung zur Auf⸗ 
laſſung der Grundſtücke und dem Kl. die Verpflichtung zur 
Zahlung des Preiſes, ganz abgeſehen davon, daß, ſoweit nach 
dem oben Erörterten ein Vorausvermächtnis vorliegt, ſchon 
daraus eine Schuldverbindlichkeit entſtanden iſt (8 2174 
BGB.). Vom Standpunkte des § 242 BGB. würde es aber 
in hohem Maße gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn der 
Kl. die Bekl. von dem wertvollen Grundſtücke mit faſt oder 
völlig wertloſen Papiergeldmarkbeträgen abfinden wollte (vgl. 
die hier freilich nicht unmittelbar eingreifenden Urteile des 
RG. 106, 7.1), 11 f.; 107, 87 f.). Dem Kl. wird es aller⸗ 
dings auch hier (vgl. RG. 106, 7), 11) freigeſtellt werden 


über die ſubjektive Auslegung iſt dort weggelaſſen. Ein deutliches 
Zeichen dafür, daß die Herausgeber, darunter wohl auch der Verf. 
ſelbſt, auf dieſen Teil kein entſcheidendes Gewicht legen. In der Tat 
wird das Urteil von beſſeren Gründen getragen. Die Auslegung 
muß ſich darauf ſtützen: was hat der Erblaſſer angeordnet (aus⸗ 
geſprochen) und in welchem Sinne muß das nach den Verhältniſſen 
zur Zeit der Teſtamenterrichtung verſtanden werden. Es iſt mithin, 
wie das Urteil treffend darlegt, zu ermitteln, in welchem Verhältniſſe 
die angegebene Summe von 50 000 % zur Zeit der Teſtamenterrich⸗ 
tung zu dem wirklichen Werte des vermachten Grundſtücks ſtand; 
und danach iſt zu berechnen, wie dieſe Proportion ſich in dem heu⸗ 
tigen Gelde ausdrückt: was nach Lage der ganzen Verhältniſſe als 
angemeſſene Abfindung zu erachten iſt. Damit tritt, was ſehr zu 
begrüßen iſt, das RG. auf den Boden der richtigen und vertrauens 
würdigen Methode der „objektiven Auslegung“. Sie erforſcht 
aus dem gegebenen Tatbeſtande: id quod actum est, den der Er⸗ 
klärungshandlung innewohnenden Sinn. Und das iſt hier in über⸗ 
zeugender Weiſe geſchehen. Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 
1) JW. 1923, 288. 
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müſſen, ſich angeſichts der veränderten Sachlage zu erklären, 
ob er die Übertragung zu dem aufgewerteten Preiſe noch ver⸗ 
langen will. Zur Abgabe dieſer Erklärung und einer ent⸗ 
ſprechenden Anderung des Klagantrags, in der keine Klag⸗ 
änderung, ſondern nur eine Ermäßigung ſeines Anſpruchs zu 
finden wäre, würde er im gegenwärtigen Prozeſſe befugt ſein. 
Was die Frage anlangt, welcher Zeitpunkt für die Aufwertung 
maßgebend iſt, ſo iſt grundſätzlich davon auszugehen, daß der 
Zeitpunkt der Auseinanderſetzung, im vorliegenden Falle alſo 
der der Auflaſſung des Grundſtücks maßgebend fein muß (ogl. 
Urt. d. RG. v. 12. Juli 1923, IV 598/22). Inſoweit aller⸗ 
dings eine Hinausſchiebung dieſes Zeitpunktes auf vertret⸗ 
bare Handlungen der einen oder anderen Partei zurückzu⸗ 
führen iſt, wird ein anderer Zeitpunkt in Betracht kommen 
können. In dieſer Beziehung iſt zu berückſichtigen, daß der 
Kl. ſelbſt bis jetzt die Übertragung des Grundbeſitzes für 
50000 % verlangt, während nach den vom Kl. mit Schriftſatz 
v. 28. Okt. 1921 überreichten Briefen der Bekl. zu 1 und 7 
dieſe ſich mit Übertragung des Grundbeſitzes gegen Aufwertung 
des Betrages von 50000 % einverſtanden erklärt haben. Der 
Kl. hat zudem bis jetzt laſtenfreie übertragung des Grund⸗ 
beſitzes gefordert, die er nach dem von ihm nicht angefochtenen 
Berufungsurteil nicht verlangen kann. 
(U. v. 21. Febr. 1924; 274/23 IV. — Dresden.) 


85 242, 874, 1095, 1106, 1108, 1115, 1190, 1199 
828 GBO. Aufwertung einer im Grund⸗ 
ich eingetragenen Altenteils forderung gegen 
den Eigentümer des Gründſtücks. J) 

Der Kolon F. hat zur Verhandlung v. 8. Nov. 1912 für 
ſeine Ehefrau eine Leibzucht an feinen Grundſtück beſtellt 
und eintragen laſſen, beſtehend aus Wohn⸗ und Landnutzung; 
doch ſoll ſie befugt ſein, an Stelle der Nutzungen eine jahr⸗ 
liche Rente von 160% von dem Kolon zu fordern, falls fie 
nicht auf dem Kolonate wohnt. Nach dem am 25. Nov. 1913 
erfolgten Tode des F. hat die Witwe Klage erhoben, den 
Anerben B. zu verurteilen, ihr auf dem Kolonat eine Leib⸗ 
zucht im geſetzlichen Umfange zu gewähren und für die Ver⸗ 
gangenheit ſeit 25. Nov. 1913 jährlich 160 % zu zahlen. 
Das LG. hat der Kl. nur für die Zeit bis zum 24. Okt. 1919, 
dem Tage der Erhebung der Klage, eine jährliche Rente von 
160 4 zuerkannt. Die Kl. hat in zweiter Inſtanz ihren An⸗ 
trag auf Rente dahin erweitert, daß ſie v. 24. Okt. 1919 
bis 24. Okt. 1922 eine Rente fordert, die nach dem Roggen⸗ 
werte berechnet werden ſoll; ſie hat dies mik der ſeit dieſer 
Zeit eingetretenen Geldentwertung begründet. Das OLG. 
hat ihr jedoch für dieſe Zeit eine Rente von bloß 160 44 
zuerkannt. Die Reviſion der Kl. hatte Erfolg aus folgenden 
Gründen. Das BG. hat ausgeführt: Die Bekl. ſei nach dem 
Leibzuchtsvertrage v. 8. Nov. 1912 befugt, an Stelle der 
Naturalleiſtungen eine jährliche Rente von 160 % zu fordern, 
da ſie nicht auf dem Kolonate wohne. Ihr Anſpruch, daß 
dieſer Betrag mit Rückſicht auf die Geldentwertung erhöht 
werde, finde im Geſetz keine Stütze. Auch als Verzugsſchaden 
könne ſie keinen höheren Betrag verlangen, als ihr ver⸗ 
tragsmäßig zugeſichert worden ſei. Ihr ſtänden lediglich 
Verzugszinſen von dem Tage an zu, von dem an der Bekl. 
mit der Zahlung der einzelnen Raten ſich im Verzuge be⸗ 
finde. Die Reviſion iſt begründet. Das Rc. hat bereits 
mehrfach das auf die Geldentwertung geſtützte Verlangen nach 
Aufwertung vertragsmäßig feſtgeſetzter Renten, die zum 
Lebensunterhalte dienen ſollen, als berechtigt anerkannt aus 
der Erpägung- daß bei derartigen Verträgen den eigentlichen 
Gegenſtand die für den Unterhaltsberechtigten zu ſchaffende 
Möglichkeit bilde, ſich eine gewiſſe Menge von Dingen zu 
verſchaffen, der er zur Friſtung ſeines Lebens unbedingt 
bedarf, daß ſich alſo in dem Geldwerte der vereinbarten Rente 
das Maß deſſen ausdrücke, was an Lebensunterhalt gewährt 
werden ſolle, und daß bei einem ſtarken Sinken des Geld⸗ 
wertes, das dem Rentenempfänger dieſe Möglichkeit nehme, 
durch Zahlung einer gleichbleibenden Reute das nicht mehr 
erfüllt werde, was die Parteien gewollt hätten und was der 


h Zu 1. Die Bedeutung der vorſtehenden Entſch. beruht darin, 
daß fie die Aufwertung des dinglichen Rechts auf eine aus einem 
Altenteilsrecht fließende Geldrente fordert. Für das perſönliche For⸗ 
erungsrecht iſt die Aufwertung ſchon häufig ausgeſprochen und kaum 
ſtreitig. Der Aufwertung dinglicher Rechte ſteht das ſog. Spezialitäts⸗ 
prinzip nur ſcheinbar entgegen. Denn abgeſehen davon, daß ſchon 
mehrfach die Aufwertung dinglicher Rechte durch Reichsgeſetze angeord⸗ 
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Schuldner zur Erfüllung feiner Verpflichtung gemäß § 242 
BOB. zu leiſten habe. Von dieſem Standpunkt aus, den das 
RG. für Unterhaltsverträge ſowohl zwiſchen geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten (Warn. 1921 Nr. 99, 1923 Nr. 36; Seuff Arch. Bd. 77 
Nr. 84, 190) als auch zwiſchen anderen Perſonen (Warn. 
1923 Nr. 3; RG. 106, 233), insbeſondere auch für Alten⸗ 
teilsverträge (U. v. 20. Febr. 1923, V 87/22; U. v. 22. Sept. 
1923, V 427/231); U. v. 3. Okt. 1923, V 685/22) eingenom⸗ 
men hat, erſcheint das Verlangen nach Aufwertung der aus⸗ 
geſetzten Jahresrente von 160 % gerechtfertigt. Denn in der 
Verhandlung v. 8. Nov. 1912 iſt ausdrücklich geſagt, daß 
die Leibzüchterin befugt fein ſolle, Rente von 160% an 
Stelle der Nutzungen zu fordern, falls ſie nicht auf dem 
Kolonate wohne. Damit iſt klar zum Ausdrucke gebracht, 
daß die Rente beſtimmt war, die Leibzüchterin in den Stand 
zu ſetzen, ſich außerhalb des Kolonats die zu ihrem Lebens⸗ 
unterhalt erforderlichen Sachen zu beſchaffen, die ſie, ſo⸗ 
lange ſie auf dem Kolonat wohnen würde, in den Erträgen 
der ihr ausgeſetzten Nutzungsrechte in Natur beziehen ſollte. 
Mit dieſem Willen des Begründers der Leibzucht iſt es un⸗ 
vereinbar, wenn die Leibzüchterin bei einer derartigen Geld⸗ 
entwertung, wie ſie ſeit 1919 in immer ſteigendem Maße 
ſtattgefunden hat, auf eine jährliche Rente von 160 %, für 
die ſie ſich gegenwärtig überhaupt nichts zu kaufen vermöchte, 
beſchränkt ſein ſollte. Der vorliegende Fall unterſcheidet ſich 
aber von dem Sachverhalt, der den Urteilen zugrunde lag, 
in denen eine Aufwertung von Altenteilsgeldrenten zuge⸗ 
laſſen worden iſt, inſofern, als dort der auf Aufwertung in 
Anſpruch genommene Bekl. ſtets zugleich der aus dem Alten⸗ 
teilsvertrage perſönlich verpflichtete Gutsübernehmer geweſen 
iſt und daher lediglich eine Aufwertung der perſönlichen 
Forderung gegenüber dem Vertragsgegner in Frage ſtand, 
während zwiſchen den Parteien des gegenwärtigen Rechts- 
ſtreits keine unmittelbaren vertraglichen Beziehungen beſtehen 
und der Bekl. lediglich als Eigentümer des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks belangt wird. Allerdings haftet nach 8 1108 BGB. 
der Eigentümer für die während der Dauer ſeines Eigentums 
fällig werdenden Leiſtungen auch perſönlich. Dieſe Vorſchrift 
bedeutet aber nicht, daß der Erwerber eines mit einer Real⸗ 
laſt belaſteten Grundſtücks in das der Beſtellung des dinglichen 
Rechtes zugrunde liegende Schuldverhältnis eintritt, ſondern 
ſie beſagt nur, daß der Eigentümer wegen der während der 
Dauer ſeines Eigentums fällig werdenden Leiſtungen den 
Berechtigten nicht darauf verweiſen kann, ſeine Befriedigung 
aus dem Grundſtück zu ſuchen, vielmehr auch mit ſeinem 
ſonſtigen Vermögen haftet. Maßgebend für Art und Umfang 
der Anſprüche des Berechtigten bezüglich der perſönlichen 
Haftung des Eigentümers als ſolchen bleibt aber immer die 
dingliche Belaſtung des Grundſtücks, wie ſie ſich aus dem 
Grundbuch ergibt. Die Leiſtungen, wegen deren vermöge des 
dinglichen Rechtes ein Anſpruch auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück beſteht, können nach $ 1108 BGB. auch dem 
Eigentümer perſönlich gegenüber geltend gemacht werden. 
Zu einer anders gearteten oder größeren Leiſtung, als ſie 
aus dem Grundſtücke beanſprucht werden darf, iſt auch der 
Eigentümer perſönlich nicht verpflichtet. Es handelt ſich da 
her um die Frage, ob im Hinblick auf die Geldentwertung 

zung des dinglichen Rechtes auf die Geld⸗ 


* 
rente möglich und geboten iſt, oder ob dem die Grundſätze“ 


des Sachenrechts oder des Grundbuchrechts hindernd im Wege 
ſtehen. Der Senat hat eine Aufwertung des dingliche 
Rechtes bei Fer- Eigenart des Falles für alen nd not: 
wendig erachtet. Maßgebend für den Inhalk ei Belaſtun 


des Grundſtücks iſt die Eintragung im Grundbuch. Wo wie 


hier im Eintragungsvermerk gemäß § 874 BGB. zur nähe 
ren Bezeichnung des Inhalts des Rechtes auf die Eintragungs⸗ 

bewilligung Bezug genommen iſt, beſtimmt ſich nach ihr der 

Inhalt des dinglichen Rechtes. Die dingliche Belaſtung des 

Grundſtücks umfaßt daher alle Leiſtungen, wie ſie in der 

Verhandlung v. 8. Nov. 1912 feſtgeſetzt ſind. Danach ſind 

der Kl. als Leibzucht die einzeln aufgeführten Nutzungen und 

an deren Stelle bei ihrem Wegzuge vom Kolonat eine 
net iſt, auch die vorliegende Entſch. muß anerkennen, daß „dadurch 
in Wahrheit weder eine Erhöhung der Belaſtung des Grundſtücks noch 
eine Erſchwerung der „Verpflichtung des Eigentümers herbeigeführt 
wird“. Die ſorgfältig begründete Entſch. iſt zu begrüßen; ſie ſtellt 
einen weiteren Bauſtein des Aufwertungsrechts dar. 1 

Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 

1) JW. 1924, 813. 
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jährliche Rente von 160 % zu gewähren. Die für den Umfang 
der dinglichen Belaſtung maßgebende Eintragungsbewilligung 
ſpricht demnach deutlich aus, daß die Geldrente den Erſatz 
für den Wegfall der zur Friſtung des Lebens in erſter Linie 
ausgeſetzten Nutzungsrechte darſtellen ſoll. Der Zweck der 
Belaſtung, dem Kolonate die Deckung der Lebensbedürfniſſe 
der Kl. durch Gewährung von Naturalleiſtungen oder durch 
Zahlung einer Geldrente aufzuerlegen, iſt aus der Eintra⸗ 
gungsbewilligung deutlich erkennbar. Damit ergibt ſich die 
Notwendigkeit einer Aufwertung des eingetragenen Jahres⸗ 
betrags der Geldrente aus der Eintragung ſelbſt. Allerdings 
Aae -e o gemachte Zweck der Rentenbelaſtung des 
Kolonats nicht dazu führen, daß bei jeder Schwankung der 
Preiſe für die zum Lebensunterhalt notwendigen Dinge ein 
höherer oder niedrigerer als der eingetragene Betrag der 
Rente zu zahlen iſt, da grundſätzlich der gemäß 8 28 GD. 
eingetragene Betrag als der die Geldhaftung des Grund⸗ 
ſtücks begrenzende Betrag anzuſehen iſt. Dieſer Betrag kann 
aber von dem Zeitpunkt an nicht mehr maßgebend ſein, in 
dem die Gelbenitmenung einen derartigen Grad erreicht hatte, 
daß die ausgeſetzte Rente für ihren Zweck völlig unzulänglich 
wurde, die Papiermark nicht mehr als ein der Friedensmark 
entſprechendes Zahlungsmittel angeſehen werden konnte und 
demnach auch nach allgemeiner Verkehrsanſchauung die Zah⸗ 
lung von 160 Papiermark nicht als die dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer obliegende Leiſtung anzuſprechen war. Die hierin 
liegende Durchbrechung des in den 88 1095, 1106, 1115, 
1190, 1199 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit § 28 GBO. 
zum Ausdruck gebrachten Spezialitätsprinzips muß als Folge 
der Geldentwertung und der darauf beruhenden völligen Um⸗ 
wälzung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe hingenommen wer⸗ 
den. Das ſtarre Feſthalten an dieſem Prinzip müßte zu einem 
gänzlichen Wegfall des Rentenanſpruchs der Kl. führen. Denn 
in einer Zeit, in der 10 Milliarden Papiermark nur den 
Wert eines Goldpfennigs darſtellen, ſind 160 Papiermaark 
ohne jeden wirklichen Geldwert. Das Spezialitätsprinzip, 
das die Belaſtung mit Geldleiſtungen nur zu beſtimmten 
ziffernmäßigen, in Reichswährung ausgedrückten Summen für 
zuläſſig erklärt, bezweckt im Intereſſe der Sicherheit im 
Grundbuchverkehr die Schaffung klarer Verhältniſſe hinſicht⸗ 
lich der auf den Grundſtücken laſtenden Geldſchulden. Die 
Erreichung dieſes Zieles iſt durch das gewaltige Sinken des 
Geldwerts vereitelt worden. Denn da die Papiermark der 
Friedensmark wirtſchaftlich nicht vergleichbar iſt, jo läßt 
auch der vor dem Kriege eingetragene Geldbetrag nicht mehr 
erkennen, welche Summe in Papiermark bezahlt werden muß, 
um eine dem eingetragenen Betrage wirtſchaftlich entſpre⸗ 
chende Zahlung darzuſtellen. Demgemäß iſt auch in der Ge⸗ 
ſetzgebung die Notwendigkeit anerkannt worden, Durch⸗ 
brechungen des Spezialitätsprinzips zuzulaſſen, indem zu⸗ 
nächſt die Eintragung wertbeſtändiger Hypotheken (Reichs⸗ 
geſetz v. 22. Juni 1923), ſodann die Aufwertung und Um⸗ 
wandlung von Altenteilsrenten in ſog. Naturalwertrenten 
Sten etz v. 18. Aug. 1923) und ſchließlich durch die dritte 
teuer NotVO. v. 14. Febr. 1924 ganz allgemein die Auf⸗ 
wertung von Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden und 
Reallaſten bis zu einem beſtimmten Betrage mit dem Range 
des eingetragenen Rechtes für zuläſſig erklärt worden iſt. Das 
Leibzuchtsrecht fällt nicht unter dieſe Geſetze. Das Geſetz 
v. 18. Aug. 1923 bezieht ſich nur auf Altenteilsverträge, die 
mit der Überlaſſung eines Grundſtücks verbunden ſind, eine 
Vorausſetzung, die hier, wo der Ehemann während ſeiner 
Beſitzzeit die Leibzucht beſtellt hat, nicht zutrifft. Die in 
der 3. Steuer Not VO. geregelte Aufwertung findet nach 8 12 
Abſ. 2 keine Anwendung auf Anſprüche auf wiederkehrende 
Leiſtungen, die bei Abfindungen, Auseinanderſetzungen oder 
ähnlichen Rechtsvorgängen begründet ſind. Zu dieſen An⸗ 
ſprüchen gehört das Leibzuchtsrecht der Kl., das, wenn es 
auch bei Lebzeiten ihres Mannes von dieſem beſtellt worden 
iſt, doch feiner Natur nach als Abfindung von dem dem An⸗ 
erbenrecht unterworfenen Grundbeſitz des Mannes bei deſſen 
Tod dienen ſollte. Die Anderung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe, die zu den Durchbrechungen des Spezialitätsprinzips 
durch die Geſetzgebung geführt hat, läßt aber auch eine Auf⸗ 
wertung der Leibzuchtsrente als zuläſſig erſcheinen, und zwar 
um ſo unbedenklicher, als dadurch in Wahrheit weder eine 
Erhöhung der Belaſtung des Grundſtücks noch eine Er⸗ 
ſchwerung der Verpflichtung des Eigentümers herbeigeführt 
wird. Denn die Belaſtung des Grundſtücks beſteht in erſter 
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Linie in den Nutzungsrechten, die der Kl. für den Fall, daß 
ſie auf dem Grundſtück wohnt, zugewieſen ſind. Deren Wert 
iſt alſo für den Umfang der dinglichen Belaſtung maßgebend 
und offenſichtlich von vornherein höher geweſen als der 
Jahresbetrag der als Erſatz beſtimmten Rente von 160 . 
Die Aufwertung der Rente, die unter Berückſichtigung des 
Verhältniſſes ihres Wertes zu den Naturalnutzungen vor⸗ 
zunehmen wäre, würde ſich daher immer innerhalb der durch 
den Wert dieſer Nutzungen beſtimmten Belaſtungsgrenze hal⸗ 
ten. Andererſeits verbleiben dem Eigentümer, wenn er die 
Rente zahlen muß, die Nutzungen, ihm fließt alſo, wenn ihm 
die Zahlung einer innerhalb des Wertes dieſer Nutzungen 
aufgewerteten Rente angeſonnen wird, durch die Überlaſſung 
der Naturalbezüge ein deren ſteigendem Wert entſprechend 
erhöhter Vorteil zu, ſo daß die mit der Aufwertung ein⸗ 
tretende ziffernmäßige Erhöhung ſeiner Geldleiſtung durch 
den entſprechend geſtiegenen Wert der ihm verbleibenden 
Nutzungen voll ausgeglichen wird. Es handelt ſich im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit um die Geldrente v. 24. Okt. 1919 
bis zum 24. Okt. 1922. Die Geldentwertung und die ent⸗ 
ſprechende Steigerung der Sachwerte hat bereits im Herbſt 
1919 ſtärker eingeſetzt und im ganzen in Betracht kommenden 
Zeitraum weitere erhebliche Fortſchritte gemacht. Der Kl. 
iſt daher für dieſen Zeitraum ein Anſpruch auf Aufwertung 
zuzuerkennen. Bei der Frage, wie hoch dieſe zu bemeſſen iſt, 
werden die in der Lippeſchen VO. v. 19. Okt. 1923 (Lippe⸗ 
ſche GS. Nr. 49, 343) gegebenen Richtlinien zu berück⸗ 
ſichtigen ſein. Denn wenn dieſe VO. auch auf den im Streit 
befangenen Anſpruch keine unmittelbare Anwendung finden 
kann, ſo rechtfertigt ſich doch bei der Ahnlichkeit, die zwiſchen 
dem gegenwärtigen Sachverhalt und den in der VO. ge⸗ 
regelten Fällen beſteht, eine entſprechende Anwendung der 
dort aufgeſtellten Aufwertungsgrundſätze. 
(U. v. 3. März 1924; 101/23 IV. — Celle.) 


8.8242 BGB. Einfluß der Geldentwertung 
auf eine im Jahre 1911 übernommene Verpflich⸗ 
tung zum Ausbau einer Straße und die dagegen 
vom tragsgegner übernommene Verpflich- 
tung der Zahlung einer Jahresrente.] 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob die Bekl. trotz der 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe noch gehalten 
ift, die im Vertrage vom Jahre 1911 beim Verkauf: von 
Grundſtücken an den Kl. übernommene Verpflichtung, die an 
der Weſtſeite vorgeſehene Straße auszubauen, zu erfüllen. Es 
heißt darüber im 82 des Vertrages: „Der Kaufpreis be⸗ 
trägt . .. außer einer jährlichen immerwährenden, jede Mark 
mit 30 % abzulöſenden Rente von 3 pro laufendes Meter 
der durch die anzulegende Straße entſtehenden Straßen⸗ 
fronten“; und im 87: „. .. Die das Grundſtück im Weſten 
begrenzende projektierte Straße wird auf Koſten der Geſell⸗ 
ſchaft nach Bedürfnis ausgebaut werden, die Geſellſchaft ver⸗ 
pflichtet ſich jedoch, letztgenannte Straße vorbehaltlich vor⸗ 
heriger behördlicher Genehmigung auszubauen, falls der Käufer 
den weſtlich gelegenen Teil ſeines Grundſtücks für ſich oder 


Zu 8. Das RG. wendet ſeine bekannten Auſwertungsgrund⸗ 
ſätze dei gegenſeitigen Verträgen auf einen Fall an, in dem bie 
Verpflichtung zu einem Straßenbau i. J. 1911 gegen eine Geld⸗ 
rente übernommen iſt. Steht ein folder Vertrag sui generis in 
Frage, ſo iſt beſondere Vorſicht bei der das Aufwertungsbegehren 
tragenden Feſtſtellung der Synallagmas (vgl. Arch ZivPrax. N. F. 1, 
S. 70 f., 94) geboten. Mit Recht rügt das RG. das Fehlen dieſer 
Feſtſlellung. Auch der Erwägung, daß das Aufwertungsbegehren 
des Sachſchuldners, das nicht einmal durch ſeinen Leiſtungsverzug 
ohne weiteres ausgeſchloſſen würde, noch viel weniger durch die 
bloße Nichtbenutzung der Möglichkeit, vor Fälligkeit zu leiſten, ab⸗ 
geſchnitten werde, iſt beizupflichten. Nur iſt dieſes arg. a maiore 
ad minus m. E. unnötig und verwiſcht den inneren Gegenſatz der 
Fälle: beim Leiſtungsverzug erfolgt Aufwertung zugunſten des ſäu⸗ 
migen Sachſchuldners trotz glatter Vertragswidrigkeit, im anderen 
Falle würde es ſich dagegen um Verweigerung der Aufwertung zu⸗ 
gunſten des Sachſchuldners trotz vertragstreuen Verhaltens handeln. 
Dort bedarf die Aufwertung beſonderer Begründung, hier ihre Ver⸗ 
weigerung. Als Gründe für die Verweigerung nennt das RG. Ver⸗ 
ſtoß des Aufwertungsbegehrens gegen Treu und Glauben und Über⸗ 
nahme des Entwertungsriſikos durch den nicht vorzeitig erfüllenden 
Sachſchuldner. Beides wird mit Recht verneint. 

Das Bemerkenswerte der Entſch. liegt im übrigen in ihren 
prozeſſualen Beſonderheiten. Sie ſind durch die Vorleiſtungspflichl 
der Bekl. bezüglich des Straßenbaus und durch die Abhängigkeit des 
Fälligkeitstermins der Straßenbaupflicht von einer noch nicht ein⸗ 
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Dritte bebauen ſollte. Die Zahlung der Rente beginnt nach 
erfolgtem Ausbau der Straße.“ Die Vorinſtanzen haben feſt⸗ 
geſtellt, daß die Bekl. verpflichtet iſt, die Straße auf ihre Koſten 
auszubauen, ſobald die im 87 des Vertrages vorgeſehenen 
Vorausſetzungen eingetreten find. Auf Reviſion der Bell. 
wurde das BU. aufgehoben. Das BG. ſtellt feſt, daß die 
Bekl. durch die Maßnahmen der zuſtändigen Baubehörden 
nicht gehindert geweſen ſei, die Straße zu einer Zeit, ſei 
es während oder bald nach dem Kriege, auszubauen, als es 
noch ohne große Opfer geſchehen konnte. Namentlich nach 
Erhebung der Klage (im März 1921) habe die Bekl. 
allen Anlaß gehabt, ſich gegen die drohende ungeheure 
Koſtengefahr tunlichſt zu ſichern. Da ſie aber nichts 
unternommen habe, ſo verſtoße ſie gegen Treu und Glauben, 
wenn ſie ſich jetzt darauf berufe, daß ihr die Aufrechterhaltung 
des Kaufvertrages hinſichtlich des Straßenbaues finanziell un⸗ 
möglich geworden ſei. Die Ausführungen des BG. ſtehen nicht 
im Einklange mit der neueren Rechtſprechung des RG. Danach 
kann bei gegenſeitigen Verträgen nicht nur die Erſchwerung 
der Leiſtung, ſondern auch die Geldentwertung als ſolche dazu 
führen, daß dem Sachſchuldner nach dem maßgeblichen Ge⸗ 
ſichtspunkte von Treu und Glauben (8242 BGB.) die Liefe⸗ 
rung zu den vereinbarten Bedingungen nicht mehr zuzumuten 
iſt, ſofern die Geldgegenleiſtung infolge des Markſturzes ihren 
im Vertrage zugrunde gelegten Wert nahezu vollſtändig verloren 
hat (RG. 106, 71); 107, 212), 1263), 150%, 159, 181. 
Regelmäßig iſt dabei der Geldſtand am Tage der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem Tatrichter (8. Febr. 1923) zu dem⸗ 
jenigen am Tage des Vertragsſchluſſes (7. März 1911) zu ver⸗ 
gleichen. In dieſem Zeitraume iſt der Kurs der Mark von 
1 Goldmark auf etwa 5000 Papiermark geſunken. Wäre die 
Bauverpflichtung der Bekl. ſchon jetzt zu erfüllen, ſo würde 
das BG. zu prüfen gehabt haben, ob nicht der Bekl. ein An⸗ 
ſpruch auf Ausgleich des ſtarken Mißverhältniſſes zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung zuzubilligen iſt. Dieſer Anſpruch 
würde ſelbſt durch den Verzug des Sachſchuldners, der hier 
nicht feſtgeſtellt iſt, nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen ſein (RG. 
107, 22 0, 1287), 160). Um ſo weniger würde der Bell., 
falls ihr Verlangen nach Aufwertung der Gegenleiſtung nach 
der Sachlage als berechtigt anzuerkennen iſt, entgegengehalten 
werden können, daß ſie von der ihr offenſtehenden rechtlichen 
und tatſächlichen Möglichkeit, die Straße vorzeitig, d. h. bevor 
ſie dazu verpflichtet war, auszubauen, keinen Gebrauch gemacht 
hat. Aus dieſem dem Vertrage nicht widerſprechenden Ver⸗ 
halten der Bekl. kann weder ein Verſtoß gegen Treu und 
Glauben noch ihre Verpflichtung hergeleitet werden, daß ſie 
nunmehr alle Gefahr der weiteren Geldentwertung allein zu 
tragen habe (vgl. RG. 94, 478)). Nun bietet allerdings der 
vorliegende Fall verſchiedene Beſonderheiten. Zunächſt hat das 
BG. ſich gar nicht darüber ausgeſprochen, ob die in den 88 2 
und 7 des Vertrages feſtgeſetzte ablösbare immerwährende 
Rente von 3% für den laufenden Meter Straßenfront über⸗ 
haupt eine Gegenleiſtung für den Ausbau der Straße durch 


getretenen Bedingung gegeben. Trotz der Vorleiſtungspflicht der Bell. 
will das RG. der vom Kl. begehrten Feſtſtellung ihrer Straßenbau⸗ 
pflicht nur mit der Einſchrankung durch die Aufwertungspflicht des 
Kl. bezüglich der Gegenleiſtung ſtattgeben, ohne daß die Bekl. durch 
Widerklage die Feſtſtellung dieſer Aufwertungspflicht beantragt hatte. 
Bei der gegebenen Sachlage iſt gleichwohl dem RG. beizuſtimmen. 
Denn der Streit drehte ſich von vornherein nicht um die Straßenbau⸗ 
pflicht der Bekl. an ſich, ſondern um die Aufwertung der Gegen⸗ 
leiſtung. Allerdings war ſchon der Klagantrag falſch geſtellt, da er 
den Streitpunkt gar nicht traf. Der Kl. hätte nicht nur poſitive 
Feſtſtellung ſeines künftigen Leiſtungsanſpruchs, ſondern zugleich 
negative Feſtſtellung bezüglich ſeiner Aufwertungspflicht verlangen 
ſollen. Aber auch ſo iſt die vom RG. vorgeſchlagene Formel m. E. 
nicht zu beanſtanden. Das RG. will ja mit ihr nicht eine ſelb⸗ 
ſtändige Feſtſtellung der Aufwertungspflicht des Kl. treffen. Dazu 
fehlt mangels Antrages Anlaß und Berechtigung. Überdies ſtünde 
dieſe Feſtſtellung, bedingungslos ausgeſprochen, im Widerſpruch 
damit, daß der Sachſchuldner dem Gegner die Sachleiſtung gegen 
aufgewertete Gegenleiſtung nicht aufdrängen kann. Die vorgeſchlagene 
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die Bekl. nach dem Vertragswillen bilden ſollte. Für die 
Reviſionsinſtanz iſt dies, entſprechend dem Vorbringen der 
Bekl., zu unterſtellen. Ferner kommt in Betracht, daß es noch 
ungewiß iſt, ob überhaupt und gegebenenfalls wann die Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. zu dem Ausbau der Straße fällig werden 
wird. Es iſt deshalb noch nicht zu überſehen, wie ſich bis 
zum etwaigen Beginn des Straßenbaues die deutſche Wäh⸗ 
rung entwickeln wird. Die Rente iſt außerdem nach dem 
Schlußſatze im §7 des Vertrages erſt nach erfolgtem Ausbau 
der Straße zahlbar, ſo daß inſofern die Bekl. vorleiſtungs⸗ 
pflichtig iſt. Allein es handelt ſich weder um die Zahlung der 
Rente, noch um die Verſchiebung des Zeitverhältniſſes hin⸗ 
ſichtlich der beiderſeitigen Leiſtungen, ſondern um die davon 
unabhängige Frage, ob die Höhe der Gegenleiſtung anderweit 
feſtzuſetzen iſt. Der Kl. hat bisher den Standpunkt eingenom⸗ 
men, daß die Bekl. zur Herſtellung der Straße verpflichtet ſei, 
ohne daß ſie eine Erhöhung der im Vertrage von 1911 ver⸗ 
einbarten Rente beanſpruchen dürfe. Hiernach und im Zu⸗ 
ſammenhange mit den Gründen kann das Urteil nur ſo ver⸗ 
ſtanden werden, daß die Verpflichtung der Bekl. zum Straßen⸗ 
bau gegen die vertragsmäßige Rente feſtgeſtellt iſt. In dieſem 
Rechtszuge hat ſich zwar der Kl. zur Aufwertung der Rente 
grundſätzlich bereit erklärt und darauf hingewieſen, daß hierüber 
demnächſt befunden werden könne, wenn der Bau ausgeführt 
werde. Da ſich aber der Streit der Parteien von vornherein 
auch um die Frage gedreht hat, ob der Bekl. der Ausbau der 
Straße zu den vertraglichen Bedingungen noch zuzumuten ſei, 
fo ift die Forderung der Bekl berechtigt, daß ſchon bei der 
Feſtſtellung ihrer Verpflichtung der Anſpruch auf Erhöhung 
der Gegenleiſtung berückſichtigt werde. Das BG. wird, wenn 
es findet, daß nach dem Vertragswillen durch die Rente die 
Straßenbaukoſten ganz oder teilweiſe abgegolten werden ſollten 
und deshalb eine Aufwertung der Rente nach Treu und 
Glauben geboten erſcheint, zu erwägen haben, in welcher Weiſe 
dies nach Stellung geeigneter Anträge durch die Parteien (ſo⸗ 
fern ſie ſich nicht einigen) im Urteil zum Ausdruck zu bringen 
iſt. Es könnte in Betracht kommen, ob die Verpflichtung der 
Bekl. gegebenenfalls nicht etwa nur mit der Einſchränkung 
feſtzuſtellen ſein würde, daß der Kl. ſeinerſeits verpflichtet iſt, 
die Rente in einem den geſtiegenen Baukoſten zur Zeit des 
Ausbaues der Straße entſprechenden unter Ausgleichung der 


Intereſſen und des Verhaltens beider Teile nach billigem Er⸗ 


meſſen näher zu beſtimmenden Maße zu erhöhen (vgl. RG. 
107, 1287), 159). Wenn der Kl. nach dem Vertrage verpflich⸗ 
tet iſt, die Rente, obſchon ſie erſt nach dem Ausbau der Straße 
zu laufen beginnt, durch Eintragung im Grundbuche ſicher⸗ 
zuſtellen, ſo könnte ſich weiter fragen, ob ſich dieſe Verpflich⸗ 
tung auch auf die etwaige Erhöhung der Rente erſtreckt und 
ob die Feſtſtellung der Verpflichtung der Bekl. zum Straßen⸗ 
bau nicht auch von der Verpflichtung des Kl. zu einer wei⸗ 
teren Sicherſtellung der aufzuwertenden Rente abhängig zu 
machen wäre. 
(U. v. 10. Juli 1924; 438/23 V. — Hamburg.) 


Formel will nur beſagen: Die Bekl. iſt zwar zum Straßenbau nach 
Bedingungseintritt verpflichtet, aber wenn der Kl. den Straßenbau 
verlangt, muß er feine Gegenleiſtung aufwerten. Die ausdrückliche 
Aufnahme dieſer Bedingung in die Einſchränkungsformel könnte der 
Klarheit nicht ſchaden. — Für das Maß der Aufwertung ſind die 
künftigen Verhältniſſe zur Zeit des Straßenbaus maßgebend. Wenn 
keine Einigung über das künftige Aufwertungsmaß — etwa auf 
Goldmark⸗ und Suderbafis — möglich iſt, fo wird man es trotz der 
Umſtändlichkeit billigen muſſen, daß in ſolchen Fällen das Auf⸗ 
wertungsmaß nicht durch eine feſte (Goldmark⸗) Summe, ſondern 
durch die abſtrakten Aufwertungsgrundſätze umſchrieben wird. 

Die Fragen, die ſich aus einer etwaigen vertraglichen Verpflich⸗ 
tung des Kl. zur grundbuchmäßigen Sicherſtellung der künftigen Geld⸗ 
rente ergeben, deutet das RG. nur an, ohne ſie zu löſen. M. E. 
wäre die Sicherſtellungspflicht des Kl. auch auf die Erhöhung der 
Rente in der Weiſe zu erſtrecken, daß die Feſtſtellung der Straßen⸗ 
baupflicht der Bekl. davon abhängig gemacht wird, ob der Kl. die — 
ihm als Vorleiſtung obliegende — vertragsmäßige Sicherſtellung der 
künftigen Rente in ihrem nach den Verhältniffen zur Zeit der letzten 
Tatſachenverhandlung aufgewerteten Betrag alsbald bewirkt und künf⸗ 
tig nach Maßgabe der etwaigen weiteren Rentenaufwertung erforder⸗ 
lichenfalls ergänzt (8 240 BGB.). Dagegen iſt eine ſofortige Siche⸗ 
rung auch dieſer etwaigen weiteren Aufwertung m. E. weder dem Kl. 
zuzumuten noch durchführbar. Im übrigen kommt als Sicherung der 
wohl als hinkendes Ewiggeld gedachten Rente eine (wertbeſtandige) 
Rentenſchuld oder — ſoweit nicht Landesrecht im Wege ſteht — eine 
Reallaſt in Frage. 

RegR. u. Priv Doz. LR. Dr. Locher, Tübingen. 
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9. 8242 BGB. Die Aufwertung hat unter 
Berückſichtigun g der gefamten wirtſchüftlichen 
Berhältniffe zu erfolgen. Aufwertung von 
Zinsſcheinen von Roggenrentenbriefen.]f) 

Die beklagte Roggenrentenbank iſt am 18. Aug. 1922 
gegründet worden. In 82 ihrer urſprünglichen Satzung iſt 
als Gegenſtand ihres Unternehmens die Förderung der länd⸗ 
lichen Siedlung durch die Beleihung von Grundſtücken mit 
Roggenwertrenten und die Ausgabe von Schuldverſchrei⸗ 
bungen (Roggenrentenbriefen) auf Grund von Roggenwert⸗ 
renten bezeichnet. Demgemäß gewährte die Bekl. Darlehen, 
deren Betrag nach dem Werte einer beſtimmten Anzahl 
Zentner Roggen bemeſſen wurde, und die durch Eintragung 
von Reallaſten ſichergeſtellt wurden. Andererſeits gab ſie auf 
den Inhaber lautende Schuldverſchreibungen (Roggenrenten⸗ 
briefe) aus, die auf den Geldwert einer beſtimmten Anzahl 
Zentner Roggen lauteten. Über die Feſtſtellung dieſes Geld⸗ 
wertes und der Zinſen enthielten die Roggenrentenbriefe der 
erſten vier Ausgaben folgende Beſtimmungen. Auf der Vor⸗ 
derſeite: „Die Roggenrentenbank AG. in Berlin ſchuldet dem 
Inhaber dieſes Roggenrentenbriefes unter der in der Satzung 
beſtimmten Sicherheit nach Ausloſung den Geldwert von 
were Zentnern Roggen, welcher v. 1. Juli 1923 ab mit 
50% für das Jahr in halbjährlichen am 1. Jan. und 1. Juli 
jeden Jahres fälligen Teilbeträgen nachträglich verzinſt wird. 
Der Geldwert von Kapital und Zinſen wird nach der je- 
weiligen amtlichen Berliner Börſennotierung für Roggen 
berechnet und in deutſcher Reichswährung bezahlt.“ Auf der 
Rückſeite der Briefe iſt unter II Abſ. 2 und 3 der Beſonderen 
Bedingungen, auf die im Aufdruck der Vorderſeite hingewieſen 
wird, beſtimmt: „Der Geldwert der Zinſen wird nach der 
jeweiligen Berliner Börſennotierung für märkiſchen Roggen 
berechnet, und zwar für die am 1. Jan. fälligen Zinſen nach 
dem Durchſchnittswert für die Zeit v. 15. Okt. bis zum 
14. Nov. des vorhergehenden Jahres und für die am 1. Juli 
fälligen Zinſen nach dem Durchſchnittswert für die Zeit v. 
15. März bis 14. April des laufenden Jahres. Der Durch⸗ 
ſchnittswert wird beſtimmt durch den Mittelbetrag der amt- 
lichen Notierungen für märkiſchen Roggen an der Berliner 
Börſe in dem für die Berechnung maßgebenden Zeitraum; falls 
eine ſolche Notierung nicht ſtattfindet, durch den von der Land⸗ 
wirtſchaftskammer für die Provinz Brandenburg für den glei⸗ 
chen Zeitraum feſtzuſtellenden Preis des märkiſchen Roggens 
in Berlin. Der maßgebende Durchſchnittswert wird jeweils im 
Deutſchen Reichsanzeiger vor dem jeweiligen Fälligkeitstermin 
durch die Roggenrentenbank AG. bekanntgegeben.“ Bis zum 
25. Okt. 1923 wurden die Produktenkurſe an der Berliner Börſe 
in Papiermark notiert. Seit dem 26. Okt. 1923 erfolgte auf 
Grund eines Beſchluſſes des Vorſtandes der Berliner Pro⸗ 
duktenbörſe die Notierung in Goldmark, wobei 4,20 Gold⸗ 


Zu 9. Eine Entſch. von hoher praktiſcher Tragweite! Die 
Roggenrentenbank hatte die am 1. Jan. 1924 fälligen Zinſen zum 
Einheitspreiſe von 592 000 000 000 Papiermark für den Zentner 
eingelöſt, nachdem ſie am 1. Dez. 1923 die Leiſtungen ihrer Dar⸗ 
lehnsnehmer zum gleichen Papiermarkpreiſe entgegengenommen hatte. 
Dabei war für die Ermittlung des Einheitspreiſes der Mittelbetrag 

r amtlichen Notierungen für märkiſchen Roggen in der Zeit vom 
15. Okt. bis 14. Nov. 1923 maßgebend geweſen und es war dadurch 
eine Unſicherheit über die Art und Weiſe der Durchſchnittsberechnung 
und der Zahlungsweiſe entſtanden, daß vom 26. Okt. 1923 an die 

erliner Produktenbörſe die Notierungen nicht mehr in Papiermark, 
ondern in Goldmark vornahm. 
a Auf Grund diefer Vorgänge war gegen die Roggenrentenbank 
im Frühjahr Klage erhoben, die Zinſen zum Preiſe von 7 Goldmark 
für den Zentner zu entrichten und die Zahlung in Papiermark nach 
dem Goldmarkkurſe des Zahlungstages zu bewirken. Das LG. II Berlin 
at verurteilt, während kurz darauf in einem ähnlichen Prozeſſe gegen 
le Preuß. Central⸗Bodenkredit⸗AktGeſ. die Klage vom LG. Berlin 
abgewieſen worden iſt. KG. und RG. haben abgewieſen. Das RO. 

zellt feſt, daß die vom Berliner Börſenvorſtand am 26. Okt. 1923 
eingeführte Preisnotierung in Goldmark an den Vertragsbedingungen 
nichts ändern konnte, und nicht etwa noch neben dem vertrags⸗ 
mäßigen Wertmeſſer des Roggens ein weiterer Wertmeſſer in der 

oldmark der Berliner Börſe für das Verhältnis der Roggenrenten⸗ 
a zu ihren Gläubigern eingeführt worden ift, und ferner, daß 
15 Gefahr der Geldentwertung des durchſchnittlich ermittelten Papier⸗ 
keit preises für die Schlüſſelperiode von deren Ende bis zur Fällig⸗ 

t der Zinſen den Briefinhaber treffe, und daß es nicht Aufgabe 
zeit Roggenrentenbdank war, auch nur teilweiſe — in der Zwiſchen⸗ 
de von der Feſtſtellung des Durchſchnittswertes bis zur Fälligkeit 

r Zinſen — die Geldentwertung auf ſich zu nehmen. D. S. 
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mark einem Dollar Goldanleihe gleichgeſtellt wurde. Die 
Bell. hat nun die nach dem Durchſchnittswert der Zeit v. 
15. Okt. bis 14. Nov. 1923 feſtzuſtellenden, auf 1. Jan. 1924 
fälligen Zinſen in folgender Weiſe berechnet. Bis zum 
25. Okr. hat ſie für jeden Tag den Mittelbetrag der amt⸗ 
lichen Notierungen in Papiermark für märkiſchen Roggen feſt⸗ 
geſtellt. Für die Zeit v. 26. Okt. bis 14. Nov. hat ſie für 
jeden Tag die notierten Goldmarkmittelpreiſe nach dem amt⸗ 
lichen Mittelkurs für Goldanleihe in Papiermark umgerechnet. 
Die ſo ermittelten Papiermarkpreiſe wurden zuſammengerech⸗ 
net und aus der ſich ergebenden Summe der Durchſchnitts⸗ 
preis in Papiermark in Höhe von 591904 200 000 % für 
den Zentner feſtgeſtellt. In Nr. 282 des Deutſchen Reichs⸗ 
anzeigers v. 11. Dez. 1923 wurde dieſer Betrag abgerundet 
auf 592 000 000 000 % als der für die Berechnung der Zinſen 
maßgebende Durchſchnittspreis bekanntgegeben. Der Kl., ein 
Inhaber von Zinsſcheinen zu Roggenrentenbriefen, will die 
Berechnungsweiſe der Bekl. nicht gelten laſſen. Er ſteht auf 
dem Standpunkt, daß es nicht angängig iſt, den Durch⸗ 
ſchnittswert des Roggens unter Zuſammenrechnung der täg⸗ 
lichen Papiermarkpreiſe zu finden, da die Papiermarkpreiſe 
unter ſich infolge der in der maßgeblichen Zeit v. 15. Okt. 
bis 14. Nov. 1923 eingetretenen Geldentwertung ganz ver⸗ 
ſchiedene Werte ausdrüdten. Jedenfalls aber könnten die 
Papiermarkpreiſe nach Einführung der Notierung in Gold⸗ 
mark nicht mehr maßgebend ſein. Der Kl. berechnet dem⸗ 
gemäß die Zinſen nach dem Durchſchnittswert in Gold—⸗ 
anleihemark in Höhe von 7,873 Goldmark für den Zentner, 
legt aber ſeiner Forderung nur den Preis von 7 Goldmark 
für den Zentner zugrunde und verlangt die Zahlung von 
2083,90 Goldmark in dem dieſem Betrage entſprechenden 
Papiermarkbetrage. Das LG. hat verurteilt, KG. und RG. 
abgewieſen: Schon vor Erlaſſung des Geſetzes über wert⸗ 
beſtändige Hypotheken v. 23. Juni 1923 hat der Verkehr 
Wege gefunden, um dem Bedürfnis nach einer den Schwan⸗ 
kungen des Geldwerts entzogenen Kapitalanlage zu genügen 
und dieſe auch in den Formen des Realkredits zu ermöglichen. 
An der Tatſache, daß die Papiermark geſetzliches Zahlungs— 
mittel war, konnte nichts geändert werden. Die Papiermark 
wurde aber ihrer Aufgabe als Wertmeſſer entkleidet und als 
ſolcher andere Werte zugrunde gelegt, denen eine Wert⸗ 
beſtändigkeit zugeſchrieben wurde. Als ſolche Werte kamen 
vor allem Sachgüter in Betracht. Inſoweit iſt dieſer Ent⸗ 
wicklung auch das Geſetz v. 23. Juni 1923 gefolgt. Bis zu 
ihm mußte der Verkehr ſich aber damit behelfen, die dingliche 
Sicherung durch Reallaſten zu bewirken. Die Bekl. war das 
erſte Realkreditinſtitut Deutſchlands, das auf dieſer Grund⸗ 
lage Grundſtücksbeleihungen vornahm und andererſeits zur 
Ausgabe auf einen Sachwert gegründeter, durch Reallaſten 
gedeckter Schuldverſchreibungen ſchritt. Von vornherein hatte 
die Bekl. ihre Satzungen den Vorſchriften des Hypotheken⸗ 
bankgeſetzes angepaßt und hat ſich dann auch auf Grund 
des Art. II des Geſetzes zur Anderung und Ergänzung des 
Hypothekenbankgeſetzes v. 14. Juli 1923 (RGBl. 635) und 
der VO. v. 14. Dez. 1923 (RGBl. 1203) in eine Hypo⸗ 
thekenbank umgewandelt. Die Bekl. hat als Wertmeſſer 
den Roggen gewählt. Für dieſe Wahl war wohl neben der 
angenommenen Wertbeſtändigkeit die Erwägung maßgebend, 
daß die Grundeigentümer ihre nach dem Roggenwert be⸗ 
meſſene Schuld zum Teil wenigſtens durch Verkauf des von 
ihnen ſelbſt geernteten Roggens begleichen konnten. Die Wert⸗ 
beftändigfeit des Roggens konnte nur eine verhältnismäßige 
ſein. Sein Wert, gemeſſen an der Papiermark, unterlag 
auch unabhängig von dieſer aus wirtſchaftlichen, ſpekulativen 
und politiſchen Gründen andauernd eigenen Schwankungen. 
Immerhin fielen dieſe in der Zeit fortſchreitenden Währungs⸗ 
verfalls gegenüber der Entwertung der Papiermark nicht ins 
Gewicht. Die Bell. hätte die ſich geſetzte Aufgabe, die Geld⸗ 
entwertung durch die Bemeſſung der Leiſtungen nach dem 
Wert des Roggens auszugleichen, ihren Gläubigern, den 
Inhabern der Roggenrentenbriefe, gegenüber am vollkom⸗ 
menſten gelöſt, wenn ſie ihre Leiſtungen nach dem Roggen⸗ 
wert des Zahlungstages bemeſſen hätte. Solche Regelung 
verbot ſich für die Zinsleiſtungen, um die es ſich hier 
allein handelt, deswegen, weil die Bekl. ihre Schulden erſt 
begleichen konnte, wenn ſie ihrerſeits von ihren Darlehns⸗ 
ſchuldnern die Zinſen hereinbekommen hatte. Dieſe Zinſen 
bedurften ferner gleichfalls der Feſtſetzung auf Grund des 
Roggenwertes. Hieraus ergab ſich zunächſt, daß für die 


1976 


Berechnung der Zinsforderung der Bekl. ein früherer Zeit⸗ 
punkt feſtgeſetzt werden, und daß andererſeits dieſer Zeit⸗ 
punkt auch für die Bemeſſung der Zinsſchuld der Bekl. maß⸗ 
gebend ſein mußte, um ein unterſchiedliches Ergebnis der 
Roggenwertberechnung und damit der Zinszahlungen an ſie 
und durch ſie zu vermeiden. Auch die Wahl eines einzelnen 
Stichtages empfahl ſich nicht, weil die Preisgeſtaltung des 
Roggens an dieſem Tage von Zufällen abhängen konnte und 
ſpekulativen Eingriffen zugänglich war. So gelangte die 
Bekl. dazu, in § l der Beſonderen Bedingungen einen Zeit⸗ 
raum von einem Monat zur Ermittlung eines Durchſchnitts⸗ 
werts zu beſtimmen, und dieſen für die auf 1. Juli fälligen 
Zinſen auf die Zeit v. 15. März bis 14. April und für die 
auf 1. Jan. fälligen Zinſen auf die Zeit v. 15. Okt. bis 
14. Nov. zu verlegen. Der Durchſchnittswert mußte in 
Papiermark feſtgeſtellt werden, denn in Papiermark hatten 
die Leiſtungen der Bekl. zu erfolgen. Maßgebend ſollten 
die Papiermarkpreiſe ſein, zu denen der märkiſche Roggen 
an der Berliner Börſe in dem für die Berechnung maß⸗ 
gebenden Zeitraum notiert wurde. Andere als Papiermark⸗ 
preiſe kamen auch zur Zeit der Ausgabe der erſten vier 
Reihen der Roggenrentenbriefe, um die es ſich hier allein 
handelt, gar nicht in Betracht. Damals erfolgte die Notierung 
an der Berliner Börſe noch in Papiermark. Dieſe Beſonderen 
Bedingungen der Rentenbriefe, die auch in den Proſpekten 
und Zeichnungsaufforderungen für die erſten vier Reihen 
wiedergegeben waren, müſſen die Geldgeber der Bell. und 
damit auch der Kl. als Vertragsgedinge gegen ſich gelten 
laſſen. Durch die in den Beſonderen Bedingungen vorgeſchrie⸗ 
bene Art der Wertberechnung wurden allerdings, wie das BG. 
mit Recht hervorhebt, die Rentenbriefinhaber in den Verfall 
der Mark wieder hineingezogen, und zwar in zweifacher 
Weiſe, durch die Durchſchnittsberechnung und die Verlegung 
des für dieſe maßgebenden Zeitraumes vor den Fälligkeitstag. 
Dadurch, daß der errechnete Durchſchnittspreis des Roggens 
für die erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt fälligen Zinszah⸗ 
lungen maßgebend ſein ſollte, wurde die Gefahr einer in der 
Zwiſchenzeit eintretenden Markverſchlechterung auf die Brief⸗ 
inhaber abgewälzt. Die Bekl. konnte aber hierin gar nicht 
anders verfahren. Der feſtgeſtellte Durchſchnittspreis war, 
wie bereits bemerkt, auch in dem Verhältnis der Bekl. zu 
ihren Schuldnern maßgebend. Die gleichfalls nach dieſem 
berechneten Zinsleiſtungen ihrer Schuldner konnte die Bell. 
bis zur Fälligkeit ihrer eigenen Zinszahlungen nach ihren 
den Vorſchriften des Hypothekenbankgeſetzes angepaßten Sat⸗ 
zungen weder nutzbringend verwerten, noch wertbeſtändig an⸗ 
legen, ganz abgeſehen davon, wie ſolche kurzfriſtige Verwer⸗ 
tung oder Anlage nach den damaligen Verhältniſſen möglich 
geweſen ſein ſollte. Anders liegt es bei der Durchſchnitts⸗ 
berechnung. Es iſt dem Kl. darin Recht zu geben, daß die 
Papiermark, die als Wertmeſſer ausgeſchaltet werden ſollte, 
als ſolcher bei dieſer Berechnungsweiſe wieder eingeführt 
wurde. Aber alle ſeine diesbezüglichen Ausführungen gehen 
an der entſcheidenden Frage vorüber, ob nicht trotz dieſes 
inneren Widerſpruchs die Berechnung des Durchſchnittswertes 
nach Papiermark die vertragsmüßige Berechnungsweiſe war. 
Der Fehler dieſer Berechnungsweiſe hing aufs engſte mit der 
Wahl des Roggens als Wertmeſſer zuſammen. Es zeigte ſich 
eben, daß dieſer das Währungsgeld in ſeiner Aufgabe als 
Wertmeſſer zu erſetzen nicht geeignet war. Die Bekl. hätte 
zwar nicht allein dieſen Berechnungsfehler, ſondern auch die 
Entwertung des errechneten Durchſchnittspreiſes vermieden, 
wenn ſie, wie der Kl. es will, den Durchſchnittswert in Gold⸗ 
mark berechnet und dieſen auch der Zinszahlung zugrunde 
gelegt hätte. Dazu hätte aber die Bekl. neben dem Roggen 
auch noch die Goldmark als Wertmeſſer beſtimmen müſſen. 
Abgeſehen davon, daß zur Zeit der Gründung der Bekl. und 
auch noch zur Zeit der Ausgabe der hier in Betracht kommen⸗ 
den Rentenbriefe die Goldmarkrechnung noch nicht allgemein 
anerkannt und durchgeführt war, bedeutete dies von dem da⸗ 
maligen Standpunkt aus geſehen, daß die noch in Papier⸗ 
mark notierten Roggenpreiſe zunächſt erſt ihrerſeits wieder 
in Goldmark umgewandelt werden mußten. Alles dies war 
für die damalige Betrachtungsweiſe noch nicht ſo naheliegend, 
wie es heute erſcheint. Jedenfalls hat die Bekl. eine dahin⸗ 
gehende Regelung in ihren Bedingungen nicht getroffen, wozu 
auch gehört hätte, daß ſie darüber, wie nun wieder der Wert 


der Goldmark zu bemeſſen ſei, gleichfalls hätte Beſtimmungen 
treffen müſſen. Den gleichen Schwierigkeiten wie bei der Zins⸗ 
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berechnung ſtand die Bekl. bei der Bemeſſung des Zeichnungs⸗ 
preiſes für die Rentenbriefe der erſten vier Reihen gegenüber. 
Auch dieſer Zeichnungspreis wurde nach dem durchſchnitt⸗ 
lichen Wert des Roggens innerhalb eines beſtimmten Zeit⸗ 
raumes, der Zeichnungszeit, feſtgeſetzt. Auch hier hat die 
Bekl. den Durchſchnittswert aus den Papiermarkpreiſen des 
Roggens errechnet. Sie hat dann nur noch, um für die 
Zeichner einen Anreiz zu bieten, von dem Durchſchnittspreis 
einen Abzug gemacht und außerdem einen Zeichnungshöchſt⸗ 
betrag feſtgeſetzt, aber dieſen gleichfalls in Papiermark. Hier⸗ 
nach iſt dem BG. darin beizutreten, daß die von der Bell. 
durchgeführte Berechnungsweiſe dem Inhalt der Vertrags⸗ 
bedingungen entſpricht. Zutreffend iſt auch, daß an dieſer 
durch die vom Berliner Börſenvorſtand am 26. Okt. 1923 
eingeführten Preisnotierung in Goldmark, berechnet nach dem 
Berliner Kurs der Goldanleihe, nichts geändert werden konnte. 
Es konnte insbeſ. nicht dadurch im Verhältnis der Bekl. zu 
ihren Gläubigern neben dem vertragsmäßigen Wertmeſſer des 
Roggens ein weiterer Wertmeſſer in der Goldmark der Ber⸗ 
liner Börſe eingeführt werden. Die neue Preisnotierung 
hatte für die vertragsmäßige Berechnungsweiſe nur die Wir⸗ 
kung, daß nunmehr über den Goldmarkpreis der Durchſchnitts⸗ 
wert des Roggens in Papiermark zu errechnen war. Es 
blieb vor allem auch dabei, daß der über den Goldmarkpreis 
errechnete durchſchnittliche Papiermarkpreis auf Gefahr der 
Briefinhaber der Geldentwertung bis zur Fälligkeit der Zinſen 
ausgeſetzt war. Für die Umrechnung der Goldmark in die 
Papiermark aber konnte nach den Vertragsbedingungen nur 
der amtliche Kurs der Goldanleihe an der Berliner Börſe 
maßgebend ſein, wenn auch im freien Verkehr die Goldanleihe 
höher bewertet wurde und infolgedeſſen, wie die Reviſion 
geltend gemacht hat, für den Roggen in Papiermark mehr be⸗ 
zahlt wurde, als ſich bei Umrechnung des Berliner Goldmark 
preiſes nach dem amtlichen Kurſe der Goldanleihe ergab. 

Fraglich konnte nur ſein, wie die Umrechnung in Papier⸗ 
mark während des Berechnungszeitraums zu erfolgen hatte, 
ob für jeden einzelnen Tag die Umrechnung vorzunehmen, 
oder ob zunächſt der Durchſchnittswert des Roggens in Gold⸗ 
mark feſtzuſtellen und der gefundene durchſchnittliche Gold⸗ 
markpreis dann nach dem Durchſchnittskurſe der Goldmark 
in Papiermark umzuwandeln war. Es kommt jedoch hierauf 
nicht an, da die Bekl. die für die Briefinhaber günſtigſte Be⸗ 
rechnung nach dem täglichen Wert der Goldmark gewählt hat. 
Die Reviſion rügt die Verletzung des 8 242 BGB. Die An⸗ 
wendung des § 242 BGB. kann aber nicht dazu führen, an 
Stelle der vertragsmäßigen Berechnungsweiſe eine andere zu 
ſetzen. Dagegen kann in Frage kommen, ob nicht auf Grund 
des 8 242 BGB. die vertragsmäßig berechneten Zinſen auf⸗ 
zuwerten find. Das BG. hat auch die Aufwertung abgelehnt, 
weil dieſe keine Abänderung des vereinbarten Vertragsinhalts 
herbeiführen dürfe, vielmehr nur „in Würdigung des wahren 
Sinnes des Vertrages und in ergänzender Auslegung des 
vermutlichen Willens der Vertragsparteien“ vorgenommen 
werden könne. Dieſe Erwägungen ſind rechtlich nicht bedenken⸗ 
frei und beruhen, ähnlich wie die Betrachtungsweiſe der Revi⸗ 
fion, auf einer Gleichſetzung der Aufwertung mit der Gold- 
markberechnung des Kl. Für die Aufwertung eines geſchul⸗ 
deten Papiergeldbetrages iſt auch nicht ſchlechthin deſſen in 
Goldmark ausgedrückter Wert entſcheidend. Vielmehr hat die 
Aufwertung unter Berückſichtigung der geſamten wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe und der beſonderen Verhältniſſe des Gläu⸗ 
bigers und des Schuldners zu erfolgen. Im vorliegenden 
Falle iſt zwar der geſchuldete Betrag nicht von vornherein 
ziffernmäßig feſtgelegt worden, die vertragsmäßige Schuld 
unterlag daher nicht ſchon vom Vertragsſchluß ab der Geld⸗ 
entwertung. Die vertragsmäßige Berechnungsweiſe der Zins⸗ 
ſchuld wurde jedoch durch die Geldentwertung beeinflußt, und 
ſie war vom Ende des Berechnungszeitraumes ab der Geld⸗ 
entwertung unmittelbar ausgeſetzt. Da dieſe vom Beginn des 
Berechnungszeitraumes ab bis zum Fälligkeitstage der Zinſen 
ein alle Befürchtungen überſteigendes Ausmaß annahm — 
der Dollar ſtieg vom 15. Okt. bis 1. Jan. 1924 von 
3 760000 000 % auf feinen ungefähren heutigen Papiermark⸗ 
ſtand —, ſo kann immerhin eine Aufwertung in Frage kom⸗ 
men. Ihre Zuläſſigkeit und Notwendigkeit kann wohl auch 
aus dem Vertrage ſelbſt durch Auslegung zu entnehmen fein. 
Aber unabhängig von dem Vertragsinhalt kann fie, wie die 
Rechtſprechung des MO, in immer ſteigendem Maße anerkannt 
hat, ihre Rechtfertigung in 8 242 BGB. finden. Ihre Zu⸗ 
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läſſigkeit wird in dieſem Falle nur inſofern durch den Ver⸗ 


tragsinhalt betroffen, als eine Aufwertung nach § 242 aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn der Gläubiger die Gefahr der Geld- 


-entivertung bis zu dem Grade, wie ſie ſich tatſächlich ver⸗ 


wirklichte, auf ſich genommen hat. Das hat das BG. nicht 
feſtgeſtellt. Auch die 3. Steuer NotVO. ſteht einer Aufwertung 
nicht entgegen. Sie gilt nur für Anſprüche, die auf Zahlung 
einer beſtimmten in Reichswährung ausgedrückten Geldſumme 
gehen und nur für Vermögensanlagen, die durch den Wäh⸗ 
rungsverfall entwertet ſind. Zu den Vermögensanlagen ge- 
hören nach §1 Abſ. 2 Ziff. 5 und 6 auch Rentenbriefe. Die 
Roggenrentenbriefe der Bekl. aber fallen nicht darunter. Sie 
lauten weder auf eine beſtimmte Geldſumme, noch ſind ſie als 
Vermögensanlage durch den Währungsverfall betroffen wor⸗ 
den. Letzterer Umſtand iſt auch für die Frage der Aufwertung 
der Zinſen entſcheidend. Es geht nicht an, die Zinsbeträge 
des Jahres 1923, insbeſ. die auf 1. Jan. 1924 fälligen Zin⸗ 
ſen, allein herauszugreifen und deren Entwertung, gemeſſen 
an dem Goldmarkwert des Roggens, allein in Betracht zu 
ziehen. Vielmehr iſt davon auszugehen, wie das in den 
Rentenbriefen angelegte Kapital den Währungsverfall über⸗ 
ſtanden hat. Hier iſt zu ſagen, daß die Roggenrentenbriefe 
im großen und ganzen die in ſie geſetzten Erwartungen ſelbſt 
dann erfüllt haben, wenn nur auf die Kurſe der Rentenbrieſe 
abgehoben wird. Dieſe Kurſe, die ihren eigenen Geſetzen 
folgen, u. a. auch von der Höhe des Zinsſatzes und von der 
Geldflüſſigkeit abhängen, find aber für die Beurteilung der 
Bewährung der Roggenrentenbriefe gar nicht einmal von 
maßgebender Bedeutung. Es kann nur darauf ankommen, 
ob das in den Rentenbriefen enthaltene Leiſtungsverſprechen 
durch die unterdeſſen eingetretene Stetigkeit der Geldverhält— 
niſſe zuungunſten der Briefinhaber eine Verſchiebung erfahren 
hat. Das ift zu verneinen. Allerdings unterliegt der Schuld- 
betrag und deſſen Verzinſung auch weiterhin noch Schwan⸗ 
kungen. Dieſe aber werden nunmehr allein durch die Preis⸗ 
geſtaltung des als Wertmeſſer dienenden Roggens hervor— 
gerufen. Es bleibt nur übrig, daß die Briefinhaber für das 
Jahr 1923 im Verhältnis zum Goldmarkwert des Roggens 
einen geminderten Zins erhalten haben. Sie erhielten an 
Juli⸗Zinſen etwa 8, an Januar⸗Zinſen etwa %/,; des Gold- 
markbetrages. Dieſe Minderung in Kauf zu nehmen, enthält 
für die Briefinhaber keine unbillige Zumutung, um ſo 
weniger, als es ſich um eine neuartige Kapitalsanlage han— 
delte, für die noch keinerlei Erfahrungen vorlagen, mit deren 
Unvollkommenheiten daher auch zu rechnen war. Dazu kommt, 
daß die Bekl., wirtſchaftlich betrachtet, nur den Vermittler 
zwiſchen dem anlageſuchenden Geldgeber und dem kredit— 
bedürftigen Grundbeſitzer bildet, und es ihrer Aufgabe wie 
ihrem Aufbau nicht entſpricht, auch nur teilweiſe — in der 
Zwiſchenzeit von der Feſtſtellung des Durchſchnittswertes bis 
zur Fälligteit der Zinſen — die Geldentwertung auf ſich zu 
nehmen. 

(U. v. 13. Nov. 1924; G. w. RoggenrentenbankAktGeſ., 
IV 455/24. — Berlin.) 


10. 88 701, 254 BG B. — Verluſt von im Hotel 
eingebrachten Sachen durch Verſchulden des 
Gaſtes infolge Nichtabſchließen der Zimmertür. 
Das Zimmermädchen iſt nicht verpflichtet, die 
vom Gaſt offengelaſſene Tür abzuſchließen.] 
„Die durch 8 701 Satz 1 BGB. begründete grund⸗ 
ſätzliche Pflicht des Gaſtwirts, den Schaden zu erſetzen, 
den der Gaſt durch den Verluſt eingebrachter Sachen er⸗ 
leidet, tritt nach der Vorſchrift in Satz 2 daſelbſt nicht 
ein, wenn der Schaden von dem Gaſt verurſacht worden 
iſt. Der BR. hat ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß der Kl. 
dadurch, daß er das Zimmer, ohne es vorher zu verſchließen, 
auf etwa zwei Stunden verlaſſen hat, den Verluſt des Kof⸗ 
lers verurſacht hat, daß daneben aber auch das Verhalten des 
Junmermädchens M. urſächlich für den Verluſt geweſen ſei. 

le Annahme jedoch, der Schaden ſei durch das Zimmer- 
mädchen mitverurſacht, iſt auch bei Zugrundelegung des vom 
SR. feſtgeſtellten Sachverhalts rechtlich nicht zu billigen. 
Voz Mitverurſachung des Schadens durch dieſe erblickt der 
; R. in ihrem wie folgt feſtgeſtellten Verhalten. Sie hat ge- 
ehen, wie der Kl. am Tage des Diebſtahls ſein Zimmer ver— 
ieß, fand es, als ſie es zum Zwecke des Aufräumens be⸗ 


eten wollte, unverſchloſſen, ſah, daß der Koffer ſchon fertig 
gepackt ſtand und verließ deshalb das Zimmer, ohne es ab⸗ 


Rechtſprechung 


zuſchließen, weil ſie annahm, daß der Diener ſogleich den 
Kofſer abholen würde. In dieſem Unterlaſſen des Abſchließens 
findet der BR. die Mitverurſachung des Schadens. Das iſt 
nicht zu billigen. Hatte ein ſonſt unbeteiligter Dritter, z. B. 
ein anderer Hotelgaſt beim Vorbeigehen an der Zimmertür 
des Kl. bemerkt, daß das Zimmer unverſchloſſen war und 
der gepackte Koffer darin ſtand, und hätte er keine Anftalten 
getroffen, um das Verſchließen des Zimmers zu veranlaſſen, 
ſo würde ſicher nicht angenommen werden können, daß ſein 
lediglich paſſives Verhalten den Schaden im Rechtsſinne ver⸗ 
urſacht oder doch mitverurſacht hat. Wurde dann der Koffer 
geſtohlen, fo war als Verurſacher nicht dieſer andere Hotel⸗ 
gaſt veranlwortlich, vielmehr war das Nichtverſchließen des 
Zimmers durch den Kl., als er es verließ, rechtlich die 
alleinige, noch fortwirkende Urſache des Verluſtes. Schon 
hieraus ergibt ſich, daß das Verhalten des Zimmermädchens 
nur dann als den Schaden mitverurſachend anzuſehen wäre, 
wenn ſie nach Lage des Falls die Pflicht gehabt hätte, ſür 
das Verſchließen des Zimmers, das ſie unverſchloſſen fand, 
zu ſorgen. Eine ſolche Pflicht beſtand aber nicht. Sie hatte 
in erſter Reihe nur die Aufgabe, die ihr überwieſenen Zimmer 
aufzuräumen und in Ordnung zu halten, freilich in der 
Weiſe, daß durch dieſe Arbeiten nicht der Verluſt von Sachen 
des Gaſtes ermöglicht oder doch erleichtert wurde. Sie hatte 
aber nicht die Pflicht, die Gäſte ſelbſt daraufhin zu kon⸗ 
trollieren und davor zu ſchützen, daß ſie nicht durch eigene 
Unachtſamkeit in die Gefahr des Verluſtes ihrer Sachen ge— 
rieten. Im vorliegenden Falle aber ſelbſttätig zum Schutze 
des Gaſtes einzugreifen hatte die Zeugin eine Verpflichtung 
und ſelbſt einen Anlaß ſchon deshalb nicht, weil ſie nach dem 
Verhalten des Kl. annehmen durfte und anſcheinend auch 
angenommen hat, daß der Kl. abſichtlich das Zimmer nicht 
abgeſchloſſen habe — ſei es, daß er ſofort wiederkommen, 
ſei es, daß er das ſofortige Holen ſeiner Sachen aus dem 
Zimmer veranlaſſen wollte — und daß ſie ſeinem deutlich 
ausgedrückten Willen zuwiderhandeln würde, wenn ſie den 
Eintritt in das Zimmer durch deſſen Verſchließen erſchwerte. 
Es kann zugegeben werden, daß ſie das Zimmer hätte jelbft 
verſchließen müſſen, wenn ſie annehmen mußte, der Gaſt 
habe das Verſchließen des Zimmers, das er auf längere Zeit 
verlaſſen wollte, nur verſehentlich unterlaſſen. Daß ein ſol⸗ 
ches Verſehen dem Kl., der während feines dreiwöchigen Woh— 
nens im Hotel ſtets das Zimmer beim Verlaſſen verſchloſſen 
hatte, hier zur Laſt falle, brauchte die Zeugin nicht anzu⸗ 
nehmen, als ſie bemerkte, daß der Koffer ſchon zum Abholen 
bereit geſtellt war. Das Verhalten des Gaſtes über ſeinen 
ausgeſprochenen Willen hinaus zu verbeſſern war nicht ihre 
Sache. Der Kl. hat daher den Verluſt ſeines Koffers lediglich 
ſeiner eigenen Unachtſamkeit zuzuſchreiben. Sie iſt ſehr ſchwer— 
wiegend, da er wiſſen mußte, daß die Diebſtähle in dem aus⸗ 
geſogenen und durch den unglücklichen Ausgang des Krieges 
und die Folgen der Revolution zerrütteten Lande ſich gehäuft 
hatten, und daß insbeſondere in Luxushotels der Verkehrs⸗ 
zentren die Sicherheit des Eigentums durch internationale 
Hoteldiebe beeinträchtigt iſt. Würde man aber ſelbſt au⸗ 
nehmen, daß auch das Zimmermädchen ein Verſchulden trifft, 
für das die Bekl. aufzukommen hätte, ſo würde doch nach der 
Vorſchrift des 8 254 Abſ. 1 BGB., der nach ſtändiger Rechte 
ſprechung auch im Bereich der SS 701ff. anzuwenden ik 
(RG. 75, 3861)), die Tragung des Schadens dem Kl. allein 
aufzubürden ſein, da nach den „Umſtänden“ des Falls, die 
nach § 254 für die Abwägung des gegenſeitigen Verſchuldens 
maßgebend ſein ſollen, die Unachtſamkeit und das Verſchulden 
des Kl. als ſo ſchwerwiegend anzuſehen ſind, daß demgegen⸗ 
über das geringe Verſchulden des Zimmermädchens nicht in 
Betracht kommt. Der Erſatzanſpruch des Klägers iſt daher 
in vollem Umfang unbegründet. 
(E. w. H., U. v. 17. Jan. 1922; 317/21 VII. — Berlin.) 
Sch.) 
11. 89 42, 43 Gr BO. Zum Begriff der 1 
Fahrläſſigkeit, insbeſondere des Grundbuch⸗ 
richters bei unrichtiger Anwendung des 8 42 


der Gr BO.) 


Der Grundſtückseigentümer J. hatte in einem notariellen 


Zu 11. Die Entſch. erſcheint mir bedenklich. Der Begriff der 
groben Fahrläſſigkeit iſt im BGB. nicht abgegrenzt. Die Umſtände 


fahrlaſſig handeln, der jede Vorſicht außer acht läßt (RG. 58, 162) 


1) JW. 1910, 406. 
94 
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Akte v. 3. März 1909 erklärt, der Hypothek der Sparkaſſe, 
die auf ſeinem Grundſtück eingetragen war, den Vorrang vor 
einer vorher eingetragenen Grundſchuld einzuräumen. Da 
dieſer notarielle Akt mit Antrag auf grundbuchliche Eintragung 
ohne den Grundſchuldbrief dem Grundbuchamt eingereicht 
wurde, verfügte der Grundbuchrichter, der jetzige Bekl. „Wieder⸗ 
vorlage nach Eingang des Grundſchuldbriefes“. Dieſen hatte 
S., der für den Eigentümer Bauten ausführte. Der letztere 
trat am 9. März 1909 dem S. die Grundſchuld unter Um⸗ 
wandlung in eine Darlehnshypothek ab in einer Verhandlung 
vor dem Grundbuchrichter; S. übergab dieſem zwecks Ein⸗ 
tragung ſeiner Hypothek den Grundſchuldbrief. Jetzt verfügte 
dieſer auf beide Anträge hin, und zwar in der Weiſe, daß 
die Sparkaſſe den Rang vor der Grundſchuld erhielt. Eine 
Klage des S. auf Grundbuchberichtigung iſt abgewieſen. In. 
der Zwangsverſteigerung fiel S. aus. Der Juſtizfiskus wurde 
rechtskräftig zum Schadenserſatz verurteilt. Im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit nimmt er Rückgriff gegen den Bekl., weil dieſer 
den Schaden durch grobfahrläſſige Amtspflichtverletzung herbei⸗ 
geführt habe. Das LG. verurteilte, das BG. wies ab; die Rev. 
hatte keinen Erfolg. Der BR. verneint grobe Fahrläſſigkeit. 
Dabei ſtellt er im Anſchluſſe an die Rechtſprechung des RG. 
als allgemeine Geſichtspunkte voran, daß es ſich bei der Schuld⸗ 
frage im weſentlichen um eine Tatſachenfrage handle, bei der es 
namentlich auf die Umſtände des Falles und ihre tatſächliche 
Würdigung ankomme, und daß unter grober Fahrläſſigkeit eine 
beſonders ſchwere Außerachtlaſſung der im Verkehr erforder- 
lichen Sorgfalt zu verſtehen ſei, wobei mit Rückſicht auf 
§ 276 Satz 2 BGB. der Maßſtab „nur ein objektiver fein 
könne“. Als alleinige für den Schaden urſächliche Verfehlung 
ſieht er die Verletzung des § 42 Abſ. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit 8 43 Satz 1 GrBO. an, die darin beſtanden habe, daß 
der Bekl. den ihm unſtreitig bei der Aufnahme des Aktes vom 
9. März über die Abtretung von S. übergebenen Grund⸗ 
ſchuldbrief benutzt hat, um auf den am 4. März einge⸗ 
gangenen Antrag die Eintragung der Vorrangseinräumung 
für den Kreditverein vorzunehmen, und zwar in der Reihen⸗ 
folge nach der Zeit des Einganges der beiden Anträge. Der 
Bekl. habe den $ 42 GrBD. gekannt und beachtet; es handle 
ſich nicht um eine Außerachtlaſſung, ſondern um eine 
falſche Auslegung des $ 42 dadurch, daß der Bekl. den 
ihm von S. übergebenen Brief als für die Eintragung des 
Kreditvereines „vorgelegt“ betrachtete, was angeſichts des 
Intereſſenwiderſtreits falſch geweſen ſei und eine Fahrläſſig⸗ 
keit des Bekl. darſtelle. In der unrichtigen Anwendung einer 
Geſetzesbeſtimmung könne an ſich ſehr wohl auch eine grobe 
Fahrläſſigkeit liegen, und zwar dann, wenn ein begründeter 
Zweifel an dem Sinne der Beſtimmung objektiv nicht be⸗ 
ſtehen könne, wenn alſo, wie RG. bei Gruchot 50, 1004 ſagt, 
die Zweifel ſo töricht ſind, daß ſie bei einem Richter über⸗ 
haupt nicht auftreten dürfen. Daß ein ſolcher Fall hier nicht 
vorliege, legt der BR. ſodann dar unter Bezugnahme dar⸗ 
auſ, daß § 42 nicht ausdrücklich beſtimme, von wem der 
Brief vorzulegen ſei, und daß Meinungsverſchiedenheiten im 
Schrifttum über die hier in Frage kommende Bedeutung des 
§ 42 damals noch nicht hervorgetreten, auch eine höchſt⸗ 
richterliche Entſcheidung, die alle etwaigen Zweifel über die 
Frage abgeſchnitten hätte, noch nicht ergangen war. Die 
ſpäter ergangenen Entſcheidungen des Kammergerichts, wonach 
der Brief nicht als vorgelegt anzuſehen ſei, wenn er aus 
anderer Veranlaſſung ji) in der Verwahrung des Grund⸗ 
buchamtes befinde, oder doch höchſtens dann, wenn die Be⸗ 
nutzung offenbar dem Willen der Beteiligten entſpreche, ſeien 
in der Literatur als zu eng nicht ganz unangeſochten ge⸗ 
blieben. Aber die Auslegung des Bekl. ſei nirgends ge⸗ 
billigt, und insbeſondere könne er ſich, wie das RG. in dem 


fahrläſſig handeln, der jede Vorſicht außer acht läßt (RS. 58, 162). 
Wenn das RG. ausführt: „Richtig iſt, daß in Wirklichkeit die Frage, 
ob ein zu beſtimmten Zwecken vorgelegter Brief nicht zum Schaden 
desjenigen, der ihn vorgelegt hat, benutzt werden dürfe, niemals 
ſtreitig war“ — m. E. auch gar nicht ſtreitig fein konnte —, fo 
läßt doch wohl ein Grundbuchrichter, der das Gegenteil tut, jede 
Vorſicht außer acht. Der Grundbuchrichter konnte im vorliegenden 
Falle ſich doch nicht damit entſchuldigen, daß 8 42 GBD. niht ſagt, 
von wem die Vorlegung des Briefs erfolgt ſein muß. Bei dem 
hier gegebenen Tatbeſtande kam es auf dieſe Frage deshalb nicht 
an, weil der Brief von S. lediglich zwecks Eintragung der 
ihm abgetretenen Hypothek dem Geundbuchrichter übergeben 
worden war. Hatte dieſer den Brief aus dieſer Veranlaſſung in 
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[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Reviſionsurteile des Vorprozeſſes überzeugend nachgewieſen 
habe, dafür nicht auf die Stelle bei Oberneck, Reichsgrund⸗ 
buchrecht 8 128 a. E. berufen. Unter Berückſichtigung der ge- 
ſchilderten Entwicklung der Frage könne aber die Auffaſſung 
des Grundbuchrichters nicht als eine grob⸗fahrläſſige an⸗ 
geſehen werden, beſonders da das RG. in einem anderen 
Falle (RG. 59, 388 1)) jede Fahrläſſigkeit verneint habe, weil 
die anzuwendenden Geſetze nicht ganz klar und lückenlos ge⸗ 
weſen ſeien. Der BR. hebt dann noch beſonders hervor, daß 
der § 42 Abſ. 1 Satz 17 GrBO. nicht nur von dem Bell., ſon⸗ 
dern auch von einem anderen, auf Grund langjähriger Tätig⸗ 
keit auf dieſem Gebiete als Autorität in Grundbuchſachen gel⸗ 
tenden Richter, dem Grundbuchrichter L. in Cöln, unrichtig 
aufgefaßt worden ſei, indem dieſer auf einen ohne Vorlage 
des Briefes geſtellten Antrag die Pfändung einer Hypothekeinge⸗ 
tragen habe unter Benutzung eines Hypothekenbriefes, der kurz 
nach dem erſten Antrage mit Antrag auf Eintragung der Ab⸗ 
tretung der Hypothek durch den Gläubiger an einen Dritten 
eingegangen ſei, und den letzteren Antrag abgelehnt habe 
wegen der auf den früheren Antrag erfolgten Eintragung des 
Pfändungsvermerks. Daß ein ſo tüchtiger Grundbuchrichter 
die gleiche unrichtige Entſcheidung getroffen habe, wie der 
Bekl., gebe einen „gewiſſen objektiven Maßſtab“ dafür ab, 
daß die unrichtige Auslegung durch dieſen nicht als grobe 
Fahrläſſigkeit angeſprochen werden dürfe. — Sodann hebt der 
BR. noch gewiſſe beſondere Umſtände hervor, die geeignet 
ſeien, die Verfehlung des Bekl. in milderem Lichte er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, insbeſondere daß er nicht raſch und ober- 
fläch lich gehandelt, vielmehr alles getan habe, um die Sache 
nach ſeiner Auffaſſung ordnungsmäßig zu erledigen, wie der 
Verlauf der Ereigniſſe am Nachmittage des 9. März zeige. 


(Wird näher berichtet.) Die Ausführungen des BR. laſſen 


einen Rechtsirrtum, insbeſondere eine Verletzung des Rechts⸗ 
begriffs der groben Fahrläffigkeit, nicht hervortreten. Dieſer 
Begriff iſt weder in der Sonderbeſtimmung des Art. 8 Preuß⸗ 
AusfG. zur Gr BO. noch in den allgemeinen Geſetzen (BGB.) 
beſtimmt, es wurde vielmehr in der Kommiſſion des Ab» 
geordnetenhauſes, welche die Beſtimmung unter Widerſpruch 
der Regierungsvertreter in das Geſetz eingeführt hat, die Er⸗ 
wartung ausgeſprochen, daß die Praxis den richtigen Weg 
finden werde (Materialien S. 46). Dieſen Weg hat die Recht⸗ 
ſprechung des RG., insbeſondere auch des erkennenden Senats, 
dahin gewieſen, daß im Anſchluſſe an die bei den Beratungen 
der II. Kommiſſion zum BGB. (Protokolle 1 S. 187) zwar 
geſtrichene, aber nicht mißbilligte Begriffsbeſtimmung des 
5 144 Abſ. 2 des erſten Entwurfs unter grober Fahrläſſig⸗ 
keit nur eine beſonders ſchwere Vernachläſſigung der 
gebotenen Sorgfalt oder, wie die Motive (I 280) be⸗ 
merken, eine aus nehmende Sorgloſigkeit verſtanden 
werden könne, was ſich auch ohne ausdrückliche Geſetzes⸗ 
beſtimmung ſchon aus der Natur der Sache ergebe (JW. 
1908, 412; RG. 77, 4272); Warn. 1913, 197; JW. 1911, 
364 und 1915, 225). Danach könnte allerdings der in dem 
Bu. enthaltene Ausſpruch bedenklich erſcheinen, daß für die 
Frage der groben Fahrläſſigkeit „mit Rückſicht auf 8 276 
Satz 2 BGB. der Maßſtab nur ein objektiver“ ſein könne. 
Dieſer Satz mag für die Frage, ob überhaupt ein von dem 
Schuldner zu vertretendes fahrläſſiges Verhalten vorliegt, in⸗ 
ſofern richtig ſein, als das, was im Verkehr erforderlich iſt, 
ſich nach objektivem Maßſtabe beſtimmt. Ob freilich dadurch 
die Berückſichtigung der Individnalität des Handelnden voll⸗ 
ſtändig ausgeſchloſſen wird, iſt nicht unbeſtritten (vgl. RG. 
68, 423°); 95, 17; Planck BGB. 3. Aufl. zu § 276 Erl. 2 b 
S. 221). Keinesfalls iſt aber die Berückſichtigung ſubjektiver 
Momente ausgeſchloſſen, wenn es ſich darum handelt, ob 
ein größeres oder geringeres Maß von Verſchulden den 


Verwahrung, ſo hätte er den Brief nur dann auch in einer anderen 
Grundbuchſache als vorgelegt anjehen können, wenn dies offenbar 
dem Willen der Beteiligten entſprach (DNot V. 12, 586). Hier war 
offenbar das Gegenteil der Fall, denn S., der Übergeber des Briefes, 
wurde durch deſſen Benutzung zur Vorrangseinräumung auf ſchwerſte 
geſchädigt und hatte ſicherlich nicht den Willen, ſich ſelbſt ſchädigen 
zu wollen. Ein Grundbuchrichter, der eine ſolche offenbare Schadens⸗ 
möglichkeit nicht berückſichtigt, läßt jegliche Vorſicht vermiſſen. Hatte 
er aber Zweifel, ſo hätte ein Blick in die Kommentare und Lehr⸗ 
bücher ihn ſofort über dieſe dahin belehren können, daß er den über⸗ 
reichten Brief nicht zur Eintragung des Vorrangs benutzen durfte. 
Geh. IR. Dr. Oberneck, Berlin. 


1) JW. 1905, 139. 2) JW. 1912, 195. 3) JW. 1908, 494. 


i 


N 53. Johrg. 1924 Heft 24/25] 
2 ——́ ͤꝓä́—äP— — 


Handelnden zur Laſt fällt. Das hat das RG. für die Frage 
der Abwägung des mitwirkenden Verſchuldens des Beſchä⸗ 
digten ausgeſprochen (NG. 68, 423); DJZ. 1911, 1217) 
Darum handelt es ſich aber auch bei der Frage, ob die Fahr⸗ 
läſſigkeit ſich als eine grobe darſtellt. Die Frage, ob die 
Außerachtlaſſung der erforderlichen Sorgfalt eine „be⸗ 
ſonders ſchwere“ ift, und ob eine „Qaus nehmende 
Sorgloſigkeit“ vorliegt, lann nicht ohne Rückſicht auf 
ſubjektive, in der Individualität des Handelnden liegende 
Momente beantwortet werden. Aber auf jenem Satze beruht 
die Entſcheidung nicht, denn der BR. gibt an anderer Stelle 
ſelbſt zu, daß „trotz der objektiven Natur der Schuldfrage 
die in der Perſon des Bekl. vorhandenen, zu ſeiner Recht⸗ 
fertigung dienenden Umſtände nicht gänzlich unberückſichtigt 
bleiben dürfen“, und er berückſichtigt tatſächlich ſolche ſub⸗ 
jektiven Umſtände in weitgehendem Maße, allerdings im 
weſentlichen ſolche, die zur Entlaſtung des Bekl. dienen, 
ſo namentlich ſeine Unfähigkeit zur Entſcheidung der Rechts⸗ 
frage und den Geiſteszuſtand, in den er durch ſeine Auf⸗ 
faſſung der rechtlichen Lage verſetzt worden iſt. Daß der BR. 
aber etwa der Anſicht geweſen wäre, ſubjektive Umſtände, die 
zur Belaſtung des Bekl. dienen könnten, ſeien nicht zu 
berückſichtigen, kann nicht angenommen werden, um fo weniger, 
als er hervorhebt, man konnte vielleicht von einer „aus⸗ 
nehmenden Sorgloſigkeit“ des Bekl. (und damit von einer 
groben Fahrläſſigkeit) ſprechen, wenn er ſich mit einem „rein 
ſchablonenmäßigen Verfahren“ begnügt hätte. Daß der BR. 
dabei die Abweſenheit gewiſſer Entlaſtungsumſtände, die in 
anderen Regreßprozeſſen geltend gemacht waren, die Über⸗ 
laſtung zur Zeit der Ferien, beſondere Eile und dergleichen, 
überſehen hätte, wie die Reviſion rügt, iſt nicht erkennbar; 
eines negativen Ausſpruchs, daß gerade dieſe beſtimmten Ent⸗ 
laſtungsumſtände nicht vorhanden waren, bedurfte es nicht, 
wenn poſitiv das Vorhandenſein anderer Entlaſtungsmomente 
feſtgeſtellt wurde, welche der Annahme einer groben Fahr⸗ 
läſſigkeit entgegenſtanden. Daß ein Schaden entſtehen mußte, 
wenn der von dem Bekl. eingeſchlagene Weg zur Abwendung 
nicht der richtige war, hat der BR. gleichfalls nicht über⸗ 
ſehen, vielmehr gerade feſtgeſtellt, daß der Bekl. der Anſicht 
war, daß der Schaden, wenn er nicht auf dem von ihm ein⸗ 
geſchlagenen Wege beſeitigt werden konnte, unvermeidlich ſei, 
daß er aber einen anderen Weg, insbeſondere die Nicht⸗ 
benutzung des Hypothekenbriefs für die Eintragung der Vor⸗ 
rangseinräumung, nicht für gangbar erachtete infolge ſeiner 
Rechtsauffaſſung, daß der Brief als „vorgelegt“ auch für 
dieſe Sache im Sinne des § 42 GrBd. gelten müſſe. Un⸗ 
zutreffend iſt die Behauptung der Reviſion, daß das RG. in 
dem Vorprozeſſe die Frage ſchon zu Ungunſten des Bekl. 
entſchieden, nämlich grobe Fahrläſſigkeit angenommen habe, 
falls der Bekl. den Kommentar von Oberneck geleſen und 
falſch verſtanden hätte. Der Senat hat in dem Urteile des 
Vorprozeſſes ſich lediglich mit der Frage beſchäftigt, ob durch 
die zur Zeit der Eintragung vorhandene Rechtſprechung und 
Literatur ein ſchuldhaftes Handeln des Bekl. ausgeſchloſſen 
wurde, und dabei allerdings hervorgehoben, daß, wenn er die 
Stelle bei Oberneck geleſen und zugunſten der von ihm ver- 
tretenen Rechtsanſicht ausgelegt Hätte, ihn der Vorwurf einer 
ganz oberflächlichen und kritikloſen Benutzung dieſes lite⸗ 
rariſchen Hilfsmittels treffen würde. Damit ſollte aber noch 
nicht darüber entſchieden werden, ob die Fahrläſſigkeit in 
dem unterſtellten Falle eine grobe geweſen wäre. Keines⸗ 
falls war der BR. dadurch gehindert, die Frage der groben 
Fahrläſſigleit zu verneinen, insbeſondere auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Bekl. den Kommentar von Oberneck gar 
nicht geleſen hat, da er ihm nicht zugänglich war. Richtig 
iſt, daß in Wirklichkeit die Frage, ob ein zu beſtimmten Zwecken 
vorgelegter Brief zum Schaden desjenigen, der ihn vor⸗ 
gelegt hat, benutzt werden dürfe, niemals ſtreitig war; daraus 
Tolgt abec nicht, daß es unter allen Umſtänden ein grobes 
Verſehen darſtellt, wenn der Grundbuchrichter dieſe Rechts⸗ 
Tage unrichtig beantwortet hat, da immerhin (wie der BR. 
zutreffend annimmt) der Wortlaut der Beſtimmung des 8 42 
wut jeden Zweifel unmöglich macht, indem er nicht ſagt, 
Ven wem die Vorlegung des Briefes erfolgt ſein muß. Die 

erneinung des Vorliegens einer groben Fahrläſſigkeit ſtellt 

daher als rechtsirrtumsfrei dar. 

(Pr. F. w. M., U. v. 10. Dez. 1921; 415/21 V. — Cöln.) 

* an — Sch.] 

) 1908, 494. 
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12. Bei Grundſeücken in ausgeſprochenem 
Kohlengebiete gibt es überhaupt keine unbe⸗ 
dingte Bauſicherheit; hier iſt der Einwand aus 
8150 Abſ. 1 Pr ABG. nur begründet, wenn dem. 
Grundſtück beſondere konkrete Gefahren gedroht 
haben und der Grundſtücksbeſitzer dieſe bei ge⸗ 
wöhnlicher Aufmerkſamkeit erkennen konnte.] f) 

Das BG. weiſt den auf § 148 Pr ABG. geſtützten Scha⸗ 
denserſatzanſpruch auf Grund des von der Bekl. erhobenen Ein⸗ 
wandes aus 8150 Ab ſ. 1 AG B. ab, und zwar auf Grund 
folgender Feſtſtellungen: Es ſei dem Kl. aus dem 1908 er⸗ 
hobenen und 1911 zu feinen Gunſten entſchiedenen Vorprozeſſe 
mit Sicherheit bekannt geweſen, daß ſein Grundſtück unter dem 
Bergbau der Bekl. litt. Als er dann im Sommer 1913 in un⸗ 
mittelbarer Nähe das hier ſtreitige Vordergebäude aufführen 
wollte, habe ihn die Bekl. mittels Schreibens v. 13. Aug. 1913 
auf die Gefahr des Bergbaues ausdrücklich aufmerkſam gemacht 
mit dem Hinweis, er habe die etwa auftretenden Schäden an dem 
neuen Gebäude ſelbſt zu tragen. Auf die Antwort des Kl. v. 
19. Aug. 1913, er erhalte die Bauplatzverluſtrente nur für den 
hinteren Grundſtücksteil, und auf ſeine gleichzeitige Anfrage, 
ob die Bekl. in den Neubau gleich die zur Sicherung gegen 
Bergſchaden notwendigen Anker einziehen wolle, habe die 
Bekl. unter dem 31. Aug. 1913 ablehnend erwidert und ihn 
nochmals darauf aufmerkſam gemacht, daß er, wenn er das 
geplante Vorderhaus errichte, das auf eigene Gefahr tue 
und ihm dann bei Schaden durch ihren Bergbau kein Erſatz⸗ 
oder Beſeitigungsanſpruch zuſtehe. Trotz dieſes Schriftwech⸗ 
ſels und trotz ſeiner Kenntnis von dem durch den Bergbau 
der Bekl. auf dem hinteren Teile ſeines Grundſtücks bereits 
eingetretenen Schaden habe der Kl. das beabſichtigte Vorder⸗ 
gebäude errichtet. Deshalb berufe ſich die Bekl. gegenüber 
dem geltend gemachten, Schaden am Vordergebäude mit 
Recht auf den Schutz des § 150 ABG. Der Kl. könne ſich 
zu ſeiner Rechtfertigung auch nicht auf das Drängen des 
Gemeindevorſtehers zum Ausfüllen der unſchönen Baulücke, 
auf die baupolizeiliche Genehmigung und auf den Berg⸗ 
revierbeamten berufen, der den vorderen Neubau da- 


Zu 12. Dem Erkenntnis iſt zuzuſtimmen. 

Der Bergbau iſt innerhalb derſelben Raumgrenzen wertvoller 
als der Grundbeſitz. Daher muß letzterer ihm weichen und den für 
den Bergbau benötigten Grund und Boden dem Bergwerksbeſitzer 
gegen Entſchädigung abtreten. Deshalb hat auch der Grundbeſitzer 
keinen Anſpruch auf Unterlaſſung eines in den Grundbeſitz eingrei⸗ 
fenden ſchädigenden Bergbaues. Auf der anderen Seite iſt der Berg⸗ 
werksbeſitzer zum Erſatze jedes Schadens verpflichtet, der dem Grund⸗ 
eigentum durch den Bergbau verurſacht wird, gleichviel, ob un⸗ 
mittelbar oder mittelbar durch unterirdiſch oder mittels Tagebau ge⸗ 
führten Betriebes, ob vorausſehbar oder nicht. Von dieſem Satze 
gibt es nur eine Ausnahme, nämlich die des 8 150 ABG. Der Berg⸗ 
werksbeſitzer iſt nicht zum Erſatze des Schadens verpflichtet, welcher 
an Gebäuden oder anderen Anlagen durch den Betrieb des Berg⸗ 
werks entſteht, wenn ſolche Anlagen zu einer Zeit errichtet worden 
ſind, wo die denſelben durch den Bergbau drohende Gefahr dem 
Grundbeſitzer bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht un⸗ 
bekannt bleiben konnte. Es handelt ſich ſomit in 8 150 ABG. um 
eine Ausnahmevorſchrift, die nach allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen 
einſchränkend auszulegen iſt. Die Auslegung in Schrifttum und 
Rechtſprechung geht dahin, daß der Grundbeſitzer nur dann keinen 
Schadenserſatzanſpruch hat, wenn ihm nur durch grobes Verſehen 
die durch den Bergbau drohende Gefahr entgangen fein konnte (vgl. 
RG. in Ztſchr. f. Bergr. 27, 109; 29, 226; 30, 101, 31, 129; 33, 
383; 35, 373; 36, 338; 40, 78; 41, 216; 43, 358, 44, 242; 
47, 261; JW. 1905, 124; Recht 1910, 211; Arndt, ABG. 
Anm. 1 zu 8 150). Mir will ſcheinen, daß es ſich hierbei um eine 
Abwägung und Vergleichung der Intereſſen handelt. Wenn der 
Grundbeſitzer an einer Stelle, wo Bergbau umgeht, ein gewöhnliches 
Gebäude aufführt, ſo weiß er, daß durch den Bergbau Schäden ent⸗ 
ſtehen, Riſſe, Bodenſenkungen u. dgl. Er kann es ruhig tun; denn 
anderenfalls könnte man im Bergbaubezirk nicht gut ein Gebäude 
aufführen. Der Bergwerksbeſitzer muß und kann die Schäden er⸗ 
ſetzen. Wenn er jedoch ein, Prachtgebaude aufführt, jo würde die 
Höhe des Schadenserſatzes außer Verhältnis zu den Mitteln des 
Bergbaues ſtehen. Der Grundbeſitzer kann deshalb keinen Schadens⸗ 
erſatz verlangen, wenn ihm die durch den Bergbau drohende Gefahr 
bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht hätte unbekannt 
bleiben können. Er hat jedoch einen Anſpruch auf Vergütung der 
Wertverminderung, welche ſein Grundſtück dadurch erleidet, weil ſein 
Grundſtück infolge der Gefahr durch den Bergbau nicht zur Errich⸗ 
tung einer ſolchen Anlage mehr geeignet iſt (vgl. hierzu RG. in 
Ztſchr. f. Bergr. 43, 355; 49, 466). 

Geh. Oberbergrat Prof. Dr. Arndt, Marburg (Lahn). 
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mals für bauſicher erklärt haben ſolle; denn alle 
jene Behörden verfolgten öffentlich⸗rechtliche Geſichtspunkte 
beim Herſtellen eines einheitlichen Straßenbildes und beim 
Nachprüfen des eingereichten Bauplanes nach der Richtung 
hin, ob er den Vorſchriften der Baupolizei BO. entſpreche und 
ob gegen ihn von ſeiten der Bergpolizei etwa Einwendungen 
zu erheben ſeien; dabei werde aber die privatrechtliche Frage, 
ob für eintretenden Schaden ein Dritter haftbar gemacht 
werden könne, nicht entſchieden. Sei der Bauplatz des Kl. 
damals bau⸗ und bergpolizeilich genehmigt, jo hätte er ſich 
vor Ausführung des Neubaues gerade mit Rückſicht auf ihre 
Warnungsſchreiben nochmals mit der Bekl. in Ver⸗ 
bindung ſetzen müſſen darüber, welche Stellung ſie 
jetzt, nach dieſen Auskünften der Polizeibehörden, zu der 
Frage ihrer Haftung für etwa ſpäter auftretende Bergſchäden 
einnehme, und er hätte ſie bei weiterer Weigerung gem. 
8 150 Abſ. 2 ABG. auf Wertminderung wegen notge⸗ 
drungener Unterlaſſung des polizeilich genehmigten Neubaues 
in Anſpruch nehmen können. Da er eine ſolche durch die 
Umſtände gebotene Rückfrage unterlaſſen, habe er fahr⸗ 
läſſig gehandelt und nach $ 150 ABG. die Folgen der 
ſchon dor Errichtung des Neubaues ihm angedrohten Berg⸗ 
ſchadeusgefahr ſelbſt zu tragen. Dieſe Ausführungen laſſen 
erkennen, daß der BR. die Tragweite des in $ 150 Abſ. 1 
ABG. vorgeſehenen ausnahmsweiſen Ausſchluſſes der aus 
8 148 daſ. ſich als Regel ergebenden Haftung des Berg⸗ 
werksbeſitzers für den dem Grundeigentümer zugefügten Berg⸗ 
ſchaden rechtsirrig verkennt. Er ſtellt nur eine Fahr⸗ 
läſſigkeit des Kl. feſt, die er hauptſächlich in der Unter⸗ 
laſſung einer nochmaligen Rückfrage bei der Bekl. nach der 
unterſtellten bau⸗ und bergpolizeilichen Genehmigung wegen 
ihrer nunmehrigen Stellungnahme zu der Haftungsfrage 
findet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht eine Über⸗ 
ſpannung der dem Grundeigentünker gegenüber dem Berg⸗ 
werksbeſitzer obliegenden Verpflichtungen darin gefunden 
werden muß, wenn ihm zugemutet wird, nachdem der Berg⸗ 
werksbeſitzer eine Haftung ausdrücklich abgelehnt hat, noch⸗ 
mals deswegen eine Anfrage an ihn zu richten, und ob des⸗ 
halb dieſe Unterlaſſung dem Kl. überhaupt als Fahr⸗ 
läſſigkeit angerechnet werden kann (vgl. RG. in Zſchr. f. 
Bergr. 58, 105). Auf alle Fälle überſieht der BR. voll⸗ 
tändig, daß für den Ausſchluß der Haftbarkeit des Berg⸗ 
bautreibenden gem. § 150 Abſ. 1 nicht jeder Grad von 
Fahrläſſigkeit des Grundſtückseigentümers bei Errichtung eines 
Gebäudes genügt, ſondern daß es dazu der Außerachtlaſſung 
der gewöhnlichen Aufmerkſamkeit bedarf und daß nach 
der ſtändigen Rechtſpr. des RG. dieſes Erfordernis gleich⸗ 
bedeutend iſt mit dem Erforderniſſe einer groben Fahr⸗ 
läſſigkeit, alſo einer beſonders erheblichen Außerachtlaſſung 
der gebotenen Sorgfalt (RG. in Zſchr. f. Bergr. 23, 511; 
26, 380; 47, 262; 58, 104). Daß aber eine ſolche hier 
vorläge, kann aus dem, was der BR. feſtgeſtellt hat, nicht 
entnommen werden. Das NG. hat von jeher auf dem Stand⸗ 
punkte geſtanden und daran feſtgehalten, daß bei Grund⸗ 
ſtücken, unter denen oder in deren Nöhe der Bergbau um⸗ 
gehe, ſtets mit der Möglichkeit bergbaulicher Schäden ge⸗ 
rechnet werden müſſe und es daher eine abſolute Bau⸗ 
ſicherheit in ſolchen Fällen überhaupt nicht gibt, insbeſondere 
nicht bei Grundſtücken, die in ausgeſprochenen Kohlengebieten 
(wie hier das oberſchleſiſche) belegen ſind; daß aber nicht 
etwa wegen des Mangels ſolcher abſoluten Bauſicherheit 
die Bebauung der Grundſtücke in dieſen Gegenden ganz 
unterbleiben könne; daß vielmehr der Einwand des groben 
Verſchuldens aus $ 150 dem Bergwerksbeſitzer nur zur 
Seite ſteht, wenn im Einzelfalle dem Grundſtücke beſondere 
Konkrete) Gefahren gedroht haben und dieſe der Grund⸗ 
beſitzer bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit erkennen konnte. 
In dieſer Richtung hat der BR., wie die Rev. mit Grund 
rügt, die Behauptungen des Kl. in dem Schriftſatze v. 
19. Sept. 1918 nicht bedenkenfrei gewürdigt. Danach war 
zu unterſtellen, daß die Errichtung des Gebäudes nicht nur 
bau⸗ und bergpolizeilich genehmigt war, ſondern daß das 
Grundſtück auf beſondere Erkundigung des Kl. von dem gulk⸗ 
achtlich gehörten ſtaatlichen Bergrevierbeamten für bau⸗ 
ſicher erklärt worden war. Die Erheblichkeit dieſer Unter⸗ 
stellung wird nicht ausgeräumt durch die Erwägung des BR., 
dadurch ſei die privatrechtliche Frage, ob für den entſtehenden 
Schaden ein Dritter zu haften habe, nicht entſchieden. Nicht 
als Entſcheidung über dieſe Frage kam das Gutachten des 
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Bergrevierbeamten in Betracht, wohl aber konnte und mußte 
es von Bedeutung fein für die Frage, os der Kl. nicht ohne 
grobe Fahrläſſigkeit annehmen konnte, daß dem Bau eine 
deſondere Gefahr aus dem Bergbau nicht drohe. Konnte er 
das aber annehmen, ſo iſt nicht verſtändlich, inwiefern die 
Unterlaſſung der nochmaligen Aufrage bei der Bekl. ihm 
als grobes Verſchulden i. S. des 8 150 a. a. O. angerechnet 
werden könnte. 
(U. v. 14. Mai 1924; 188/23 V. — Breslau.) 


13. Das frühere Regalrecht des Staates iſt 
auch dem Eigentümer eines Waſſerlaufs II. Ord⸗ 
nung gegenüber aufrecht erhalten geblieben. 88 
F G. bezieht ſich nicht nur auf Heſſen⸗Naſſau. f) 

Die Ackminge iſt nach dem preuß. Waſſergeſetz v. 7. April 
1913 (WG.) ein Waſſerlauf 2. Ordnung. Das Eigentum 
daran ſteht jetzt nach der Regel des S8 WG. anteilig und 
innerhalb der dort beſtimmten Grenzen den Eigentümern der 
Ufergrundſtücke zu. Verlängs ſeiner an die Ackminge angren⸗ 
zenden Landparzellen und bis zur Mitte des Stromes iſt alſo 
auch der Kl. Eigentümer der Ackminge. Ein Privateigentum 
des beklagten Staates an der Ackminge hat der BR. mit Recht 
verneint. Das „gemeine Eigentum“ des Staates an den von 
Natur ſchiffbaren Strömen (8 21 AL R., II 14) war kein 
Privateigentum und hat ſich auch nicht in Privateigentum ver⸗ 
wandelt, wenn das Waſſergeſetz einen bis zu ſeinem Inkraft⸗ 
treten öffentlichen Strom zu einem Waſſerlauf zweiter oder 
dritter Ordnung machte. Als dem Eigentümer beſtimmter 
Teile der Ackminge würde dem Kl. zwar nicht auf der ganzen 
von ihm bezeichneten Strecke des Fluſſes, aber doch innerhalb 
jener beſtimmten Teile nach 8 7 des Fiſchereigeſetzes vom 
11. Mai 1916 (FG.) das Fiſchereirecht zuftehen, wenn nicht 
§ 8 FG. alle Fiſchereirechte aufrechterhalten hätte, ſoweit fie 
am 30. April 1914, alſo am Tage vor dem Inkrafttreten des 
Waſſergeſetzes, beſtanden haben. In dieſer Beziehung hat der 
BR. feſtgeſtellt, daß das Fiſchereirecht in der Ackninge unter⸗ 
halb des Grenzgrabens bei der Förſterei Kerſchkallen, alſo 
innerhalb der Gemarkung von Ackminge, grundſätzlich dem 
Bekl. als dem Regalberechtigten zuſtand, und daß daneben 
einige Grundſtückseigentümer in Ackminge, darunter der Kl., 
das Recht beſaßen, in dieſem Teil der Ackminge zu Tiſches 
Notdurft zu fiſchen. Das Regalrecht des Staates beruht auf 
den 88 24 ALR. II 14 und S$ 38, 73 ALR. II 15 und auf 
der vom BR. feſtgeſtellten Tatſache, daß die Ackminge zur 
Zeit des Inkrafttretens des Allgemeinen Landrechts und noch 
etwa bis zum Jahre 1890, alſo auch am 1. Sept. 1802, 
ſchiffbar geweſen iſt. An dieſein Tage erlangten die oben ge⸗ 
nannten Vorſchriften des ALR. in Oſtpreußen Geltung, da⸗ 
mals trat der 2. Teil des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts auf 
Grund des Publikationspatents v. 6. März 1802 in Kraft, 
und damit endete das in Oſtpreußen bis dahin beſtehende Recht 
des freien Fiſchfangs in den ſchiffbaren Strömen (vgl. RG. 
105, 186 ff.). Die Annahme des BR., daß das auf Regal 
beruhende Fiſchereirecht des Bekl. an einem ſchiffbaren Strom 
auch dann beſtehen blieb, wenn der Strom durch die natür⸗ 
liche Entwicklung allmählich die Schiffbarkeit verlor, ift nicht 
zu beanſtanden. Außer den von ihm herangezogenen Entſch. 
(Strieth Arch. 82, 76 und RG. bei Gruch. 55, 1148) ſprechen 
dafür auch die SS 39 ff. ALR. II 15. Wenn ein nicht ſchiff⸗ 


Zu 13. Soweit die Entſch. ſich über das „gemeine Eigentum“ 
des Staates an öffentlichen Gewäſſern ausläßt, folgt fie der herr⸗ 
ſchenden Meinung. Die Feſtſtellung dagegen, daß das Fiſchereiregal 
des Staates auch dann beſtehen blieb, wenn der Fluß durch feine 
natürliche Entwicklung allmählich die Schiffbarkeit verlor, erſcheint 
mir bedenklich, die Beweisführung des NG. verfehlt. Die Enk⸗ 
ſchädigungspflicht des Staates bei willkürlichen Eingriffen in die 
Rechte Privater läßt ſich keinesfalls auf dieſelbe Stufe ſtellen mi 
der Aufrechterhaltung des Fiſchereiregals bei Veränderung der Natur 
des Fluſſes. Auch die Möglichkeit von Ungewißheit und Streit kaun 
nicht ausſchlaggebend ſein. Dazu bot ohnehin das frühere Waſſerrecht 
genügend Gelegenheit. Denn die öffentliche Natur der schiffbaren 
Flüſſe reichte nur ſoweit als ihre Schiffbarkeit. Weiter hieran 
gehörten fie zu den Privatflüſſen, ebenſo die nicht ſchiffbaren Ar ine 
eines öffentlichen Fluſſes oder aus ihm abgeleiteten Kanäle. 


Daß das WG. niit Streitfragen dieſer Art wenigſtens für die 
Zukunft aufgeräumt hat, wie noch das RG. hervorhebt, iſt tcherlich 
einer ſeiner größten Vorzüge. Alle weiteren Ausführungen de 
NG. folgen notwendig aus dem von ihm vorher eingenommenen 
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barer Privatfluß ſchiffbar und dadurch öffentlich gemacht 
wurde, ſo mußte der Staat die bisherigen Eigentümer für die 
dadurch verlorenen Nutzungen entſchädigen (§ 40 a. a. O.). 
Beſtehende Rechte durften alſo bei einer Anderung in der 
Schiffbarkeit des Fluſſes nicht ohne Entſchädigung untergehen. 

as würde aber der Fall geweſen ſein, wenn mit dem Verluſt 
der Schiffbarkeit eines Stromes auch das Fiſchereiregal des 
Staates ohne weiteres geendigt hätte. Der Staat konnte auch 
in die Lage kommen, einen früher ſchiffbar geweſenen, dann. 
unſchiffbar gewordenen Strom wieder ſchiffbar zu machen. 

ähme man an, daß der Staat dann in der Zwiſchenzeit ſeine 
Regalrechte verkoren gehabt hätte, ſo hätte er nicht nur dieſen 
Verluſt zu tragen, ſondern auch noch die Entſchädigung an die⸗ 
jenigen zu zahlen gehabt, welche inzwiſchen die Rechte erworben 
hatten. Das ſind Folgerungen, die unmöglich gezogen wer⸗ 
den konnten. Außerdem hätte es bei dem allmählichen Auf⸗ 
hören der Schiffbarfeit eines Stromes durchaus an einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt gefehlt, zu welchem der Wechſel der Rechte 
eingetreten wäre. Ungewißheit und Streit hätten ſich not⸗ 
wendig an die Annahme eines ſolchen Wechſels der Rechte an⸗ 
knüpfen müſſen. Die vom Senat am 15. Jan. 1924 ent⸗ 
ſchiedene Sache VII 230/23 lag tatſächlich anders. In jenem 
Falle war ein Flußarm durch künſtlichen Eingriff endgültig 
und für die Dauer von dem Flußſyſtem losgetrennt und zu 
einem Binnenſee gemacht worden. Für das heute geltende 
Recht iſt die erörterte Frage nicht mehr zweifelhaft. Nach 
9 7 WG. hat der Staat an den Waſſerläufen erſter Ordnung 
nicht nur gemeines, ſondern volles Privateigentum. Dies 
bleibt ihm bei jedem Wandel der äußeren Verhältniſſe, nament⸗ 
lich auch bei einem Wandel in der Schiffbarkeit. Und da 
87 56. das Fiſchereirecht grundſätzlich dem Eigentümer zu⸗ 
billigt, iſt das Aufhören der Schiffbarkeit eines Fluſſes für 
das Fiſchereirecht ohne Bedeutung. Daß 8 8 Abſ. 1 FG. auch 
die auf Regal beruhenden Fiſchereirechte aufrechterhalten hat, 
die am 30. April 1914 beſtanden, kann ſchon gegenüber dem 
Wortlaut des Geſetzes kaum zweifelhaft ſein. Es hält alle 
Fiſchereirechte aufrecht, die am 30. April 1914 beſtanden, und 
macht keinerlei Unterſchiede je nach den Rechtsgründen, auf 
welchen die damals beſtehenden Fiſchereirechte beruhten. Die 
etwa möglichen Einwirkungen des neuen Waſſergeſetzes auf die 
Fiſchereirechte hat das Fiſchereigeſetz abſichtlich ausgeſchaltet, 
indem es als Stichtag für die Aufrechterhaltung beſtehender 
Fiſchereirechte den 30. April 1914 wählte, den Tag vor dem 
Inkrafttreten des Waſſergeſetzes. Dadurch ſollte gerade auch 
ein Regalrecht aufrechterhalten werden, das vielleicht vom 
Waſſergeſetz mit dem Anbruch des 1. Mai 1914 aufgehoben 
war (Komm. Ber. d. Abg. H. S. 66 und Ausführungen des 
Berichterſtatters in der Vollverſammlung des Abg. H. S. 8799 
der ſtenogr. Berichte). Auch die weitere, vom BR. ausführ⸗ 
lich mitgeteilte Entſtehungsgeſchichte des Fiſchereigeſetzes be⸗ 
ſtätigt nur das Geſagte. Der BR. erſchwert ſich feine Be⸗ 
weisführung unnötig dadurch, daß er § 7 Nr. 4 des dem 
andtag vorgelegten Entwurfs nur auf die Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau bezieht. Es heißt dort, daß aufrechterhalten bleiben 
„die .. beſtehenden, auf Regal beruhenden Rechte des Staa⸗ 
tes zur Fiſcherei in den Waſſerläufen 2. und 3. Ordnung“. 
Wenn dabei auch in erſter Linie an Heſſen⸗Naſſau gedacht war, 
wo ein beſonders ausgedehntes Regalrecht des Staats beſtand, 
19 war man ſich über die umfaſſendere Bedeutung dieſer Vor⸗ 
ſchrift doch klar. (Wird weiter ausgeführt.) Das urſprünglich 
auf Regal beruhende Fiſchereirecht des Bekl. in der Ackminge 
it alſo aufrechterhalten geblieben, nur iſt es jetzt nicht mehr 
eine ſelbſtändige Gerechtigkeit, ſondern ein Recht an fremder 
Sache mit allen ſich aus 8 11 FG. ergebenden Folgen. Das 
gilt übrigens auch von dem — vom Bekl. anerkannten — be- 
chränkten Fiſchereirecht des Kl., ſoweit es ſich auf andere Teile 
er Ackminge erſtreckt, als die in ſeinem Eigentum ſtehenden. 

de bisherigen Ausführungen zeigen, daß das Eigentum des 
8 an gewiſſen Teilen des Ackmingefluſſes ſeinen Anſpruch 
uf ein unbeſchränktes Fiſchereirecht auch nur in dieſen Teilen 
m Fluſſes nicht rechtfertigt. Fiſchereiberechtigt iſt hier grund⸗ 
Rache der Staat, die Eigentümer als ſolche haben hier keine 

e. 


(U. v. 22. Jan. 1924; 123/23 VII. — Königsberg.) 
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1900 Ss 21-23 der preuß. inn b 1. Juli 
Jas geſtützte Klage des Jagdgenoſſen gegen die 
Vagdgenofſenſchaft auf Feſtſtellung der Nichtig⸗ 
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keit eines vom Jagdvorſteher geſchloſſenen 
Jagdpachtvertrages.] f) 

Der Ausführung des BG., nach der der Jagdgenoſſe 
nicht befugt iſt, die in den §8 21—23 der Jagdordnung 
v. 15. Juli 1907 bezeichneten Gründe der Nichtigkeit eines 
Jagdpachtvertrags der Jagdgenoſſenſchaft gegenüber anders 
als durch Einſpruch bei einer Verwaltungsbehörde gemäß 
88 21 Abſ. 4, 23 Abſ. 2 a. a. O. geltend zu machen, war 
beizutreten. Dafür ſpricht zunächſt die vom BG. zutreffend 
dargelegte Rechtsentwicklung bis zum Erlaß des Geſetzes 
v. 4. Juli 1905 betreffend die Verwaltung gemeinſchaft⸗ 
licher Jagdbezirke, der zufolge die Anfechtung von Jagd⸗ 
pachtverträgen durch den Jagdgenoſſen gegenüber dem Jagd⸗ 
vorſteher wegen der Form und des Inhalts der Verträge 
im Rechtsweg nicht zuläfſſig war. An dieſem Rechtszuſtand 
iſt durch 88 4—7 des Geſetzes v. 4. Juli 1905, die durch die 
gleichlautenden Beſtimmungen der 88 21—24 der Jagdord⸗ 
nung v. 15. Juli 1907 erſetzt ſind, nichts geändert worden. 
Die Auffaſſung der Rev., es habe durch die Beſtimmung, daß 
Streitigkeiten über die Frage der Nichtigkeit zwiſchen dem 
Jagdvorſteher und dem Jagdpächter der Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren unterliegen (8 24 Abſ. 2 Geſetz v. 
15. Juli 1907) die Frage, in welcher Weiſe die Anfechtung 
von Jagdpachtverträgen aus den Gründen der 88 21—23 
a. a. O. zuläſſig ſei, dahin geregelt werden ſollen, daß ledig⸗ 
lich die Streitigkeiten zwiſchen dem Jagdvorſteher und dem 
Jagdpächter der Entſcheidung durch die Gerichte entzogen 
ſeien, konnte nicht gebilligt werden. Das Geſetz, das die Strei⸗ 
tigkeiten der Genoſſenſchaft mit den Pächtern mit Rückſicht 
auf die öffentlich-rechtliche Stellung der erſteren dem ordent⸗ 
lichen Rechtsweg entzog, hat für Streitigkeiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft mit ihren Mitgliedern, alſo für Prozeſſe, bei denen 
die öffentlich⸗ rechtliche Bedeutung noch mehr in den Vorder- 
grund tritt, nicht den Rechtsweg zulaſſen können. An der 
Entſcheidung des erk. Sen. v. 26. Jan. 1909 — VII 122/08 — 
die den Rechtsweg in einem gleicheiegenden Fall für zuläſſig 
erachtet, konnte nicht feſtgehalten werden. 

(U. v. 29. Mai 1923; VII 290ũ22. — Hamm.) 


15. § 22 Nr. 1 und 3 Jagd O. v. 5. Juli 1907. 
Die Erteilung eines Jagderlaubnisſcheines 
gegen Entgelt iſt Weiterverpachtung.] f) 

Das BG. ſtellt feſt, daß dem Kl. der Jagderlaubnis⸗ 
ſchein gegen Entgelt ausgeſtellt worden iſt, er hatte den 
Jagdpachtzins anteilig zu tragen. Dann iſt aber die Er⸗ 
teilung der Jagderlaubnis als Weiterverpachtung der Jagd 
anzuſehen, nämlich als eine Überlaſſung des teilweiſen Ge⸗ 
brauches und Genuſſes der Jagd gegen Entgelt an einen 
Dritten (RG. 63, 296). Auf ſolche Weiterverpachtungen 
finden die Vorſchriften der Nr. 1 und 3 des 8 22 der 
Preuß Jagd O. v. 5. Juli 1907 Anwendung (RG. 107, 291). 
Der ſchuldrechtliche Vertrag über die Weiterverpachtung muß 
ſchriftlich abgeſchloſſen fein und bedarf außer der Zur 


Zu 14. Das KG. hat richtigerweiſe vor einiger Zeit begut⸗ 
achtet, daß die Jagdgenoſſenſchaften juriſtiſche Perſonen des öffent⸗ 
lichen Rechts ſind. Mit dieſem Rechtscharakter übereinſtimmend 
find die Rechte der einzelnen Jagdgenoſſen im § 23 Abſ. 2 Jagd- 
ordnung bezüglich ihrer Stellungnahme zum abgeſchloſſenen Jagd⸗ 
pachtvertrage auch verwaltungsrechtlich geordnet, und zwar dahin, 
daß der Jagdpachtvertrag ihnen zwei Wochen lang zur Einſicht 
öffentlich ausgelegt werden muß und ihnen in dieſer Auslegungs⸗ 
friſt das Einſpruchsrecht gegen den Vertrag an dem Kreis⸗ bzw. 
Bezirksausſchuß zuſteht. Natürlich haben ſie auch ſpäter an die 
Jagdauſſichtsbehörde die Beſchwerde über den Jagdvorſteher, wenn 
diefer z. B. wegen eines erſt nach Ablauf jener Einſpruchsfriſt auf⸗ 
tretenden Nichtigkeitsgrundes dem Jagdpächter gegenüber nichts 
unternehmen will. Hierdurch ſind die Rechte der Jagdgenoſſen be⸗ 
bezüglich des einmal abgeſchloſſenen Jagdpachtvertrags endgültig und 
ausſchließlich geregelt. Wenn das RO. entgegen feiner früheren 
Rechtsauffaſſung jenes Verhältnis nunmehr ebenfalls als öffentlich⸗ 
rechtlich geordnet anſieht und den Rechtsweg des einzelnen Jags⸗ 
genoſſen für Angriffe gegen den Jagdpachtvertrag für unzuläſſig 
erklärt, kann dies nur gebilligt werden. 

AR. Görcke, Eberswalde. 

Zu 15. Die obige Entſch. iſt in folgerichtiger Fortentwicklung 
der bisher vom RG. mehrfach ausgeſprochenen Grundſätze über den 
Begriff der Weiterverpachtung im Sinne des 8 22 Ziff. 3 der Preuß. 
Jagdordnung ergangen. Sie iſt nicht nur juriſtiſch einwandfrei, 
ſondern entjpricht auch dem Verkehrsbedürfnis. Gerade in den letzten 
Jahren ift auf dem Gebiet der Jagdpachten viel gefündigt worden. 
Um der Genehmigungspflicht des Kreisausſchuſſes und letzthin be⸗ 


1982 


ſtimmung des Verpächters — der Jagdgenoſſenſchaft — noch 
der Genehmigung des Kreisausſchuſſes. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen für die Gültigkeit der Weiterverpachtung ſind nicht 
erfüllt. Das BG. verneint mit Recht, daß der Jagderlaub⸗ 
nisſchein v. 12. April 1920 als eine Vertragsurkunde i. S. 
der Nr. 1 des § 22 der JagdO. anzuſehen ſei. Er iſt es auch 
dadurch nicht geworden, daß der Kl. unterm 10. April 1923 
— übrigens nach Zurücknahme der Erlaubnis durch den Kl. — 
ſeine Unterſchrift daruntergeſetzt hat; denn es fehlt darin 
die Beurkundung eines weſentlichen Beſtandteiles, nämlich 
des vereinbarten Pachtzinſes (RG. a. a. O.). Der Jagd⸗ 
vorſteher hat zwar auf den Erlaubnisſchein ſeinen Sichtver⸗ 
merk geſetzt; das kann aber auch nicht als Zuſtimmung zu 
einer Weiterverpachtung erachtet werden, weil, wie dar⸗ 
gelegt, dem Jagdvorſteher eine vollſtändige Vertrags⸗ 
urfunde, die er hätte genehmigen müſſen, nicht vorgelegen 
hat. Die Genehmigung des Kreisausſchuſſes zur Weiterver⸗ 
pachtung fehlt gänzlich. Ohne Rechtsverſtoß hat daher das 
BG. den Hauptklageantrag zurückgewieſen. Dasſelbe gilt 
von der Abweiſung des erſten Hilfsantrages. Da die in 
Form des Jagderlaubnisſcheines gekleidete entgeltliche Weiter⸗ 
verpachtung wirkungslos iſt, bedurfte es nicht einmal der 
Zurücknahme der Erlaubnis, und es kann daher unerörtert 
bleiben, ob einer der beiden Jagdpächter allein die gemeinſam 
von ihnen erteilte Jagderlaubnis wirkſam zurücknehmen 
konnte. Da, wie ſchon oben ausgeführt, Verträge zwiſchen 
den Jagdpächtern und Dritten über Weiterverpachtung der 
Jagd, ſei es nun, daß die Jagd ganz an den Dritten unter⸗ 
verpachtet, oder daß der Dritte nur als Mitpächter auf⸗ 
genommen werden ſoll, der Formvorſchrift des 8 22 Nr. 1 
Preuß JagdO. unterliegen, in Ermangelung der ſchriftlichen 
Beurkundung aber gem. $ 24 nichtig find, fo iſt auch mit 
Recht der zweite Hilfsantrag des Kl. der Abweiſung verfallen. 
Auf Grund einer nur mündlichen, daher nichtigen Verab⸗ 
redung mit den beiden Jagdpächtern, ihn gegen anteilige 
Zahlung des Pachtzinſes als Mitpächter aufzunehmen, kann 
der Kl. eine Mitwirkung des Bekl. zur Erfüllung dieſer 
Verabredung nicht beanſpruchen. 
(U. v. 9. Mai 1924; 517/23 VII. — Berlin.) 


16. 88 24 ff. Volksſchulunterhaltungsgeſetz 

VSchu G.). Zur Auseinanderſetzung zwiſchen 

chule und Kirche bei Trennung herkömmlich 
vereinigter Schul- und Kirchenämter.] 7) 

Das LG. iſt der Anſicht des Oberpräſidenten bei⸗ 
getreten, daß die ſämtlichen Vermögensſtücke von alters 
her im Eigentum der beklagten Kirchengemeinde geſtan⸗ 
den haben und der Erwerb eines Miteigentums der 
Kl. — der politiſchen Gemeinde — nicht nachgewieſen 
ſei, und das BG. hat ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen. 


ſonders um der von vielen Kommunen eingeführten Jagdſteuer zu 
entgehen, find bei Weiterverpachtungen die Vorſchriften der JO. 
durch Ausgabe von Jagderlaubnisſcheinen gegen Entgelt oft um⸗ 
gangen. Tatſächlich liegt der Hingabe eines ſolchen eine Weiter⸗ 
verpachtung zugrunde. Denn nach den Vereinbarungen der Parteien 
erhält in allen ſolchen Fällen der Inhaber nicht wie ſonſt bei Jagd⸗ 
erlaubnisſcheinen die jederzeit widerrufliche Genehmigung zur Jagd- 
ausübung, ſondern ein wirkliches Recht zu dieſer eingeräumt, und 
er gibt für die Einräumung ein Entgelt. Er will die Jagd nicht auf 
Grund des Jagdausübungsrechts des wirklichen Jagdpächters für 
dieſen, ſondern aus eigenem Recht für ſich ausüben. Alle rechtlich 
denkenden Jäger werden die obige Entſch., durch welche die bisherigen 
Schiebungen erſchwert werden, lebhaft begrüßen. 
AGR. Görcke, Eberswalde. 

Zu 16. Die vorſtehende Entſch. wird der geſchichtlichen Entwick⸗ 
lung des Volksſchulweſens nicht gerecht und räumt dem öffentlichen 
Recht nicht den ihm gebührenden Platz ein. 

Es unterſucht nur ob und verneint, daß die Schule ein 
Privatrecht an dem ſtreitigen Vermögen gehabt oder erworben 
habe. Allerdings war leider der Klagantrag nur auf Anerkennung 
des Eigentums oder des Mitbenutzungsrechts des Schulverbandes 
an den einzelnen Stücken gerichtet. Von öffentlichen Rechts⸗ 
beziehungen iſt inſoweit die Rede, als „durch Widmung beſtimmter 
Teile (7) des Stellenvermögens zum Schulgebrauch“ ein „Gebrauchs⸗ 
recht der Kl. (vgl. Rh. 74, 59) entſtanden fein könnte“. (Daß mein 
in dieſem Zuſammenhang vom NG. angezogener Beitrag zu der 
Streitfrage im Preuß. Volksſchularchiv 11, 113 ff., ſich keineswegs 
darauf beſchrönkt ein ſolches Gebrauchsrecht aufzuftellen ſogl. auch 
a. a. O. 21, 1/2], muß ich bei dieſer Gelegenheit betonen.) Auf die 
Ausführungen der erſten Inſtanz (LG. Verden), daß es bei einer 
Auseinanderſetzung der vorliegenden Art überhaupt nicht auf das 
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Das LG. erachtet jedoch die Frage nach dem privatrechtlichen 
Eigentum an den zur Dotation der vereinigten Küſter⸗ und 
Lehrerſtelle gehörigen Vermögensſtücken für die Vornahme 
der Auseinanderſetzung zwiſchen den Parteien nicht für maß⸗ 
geblich, ſondern glaubt aus den Beſtimmungen der 88 24ff. 
BSHUG. entnehmen zu ſollen, daß danach die tatſächliche 
Zweckbeſtimmung der einzelnen Vermögensſtücke in den Vor⸗ 
dergrund zu ſtellen ſei, und gelangt von dieſem Standpunkt 
aus zu einer Teilung des Dotationsvermögens unter den 
Parteien, indem es annnimmt, daß die Nutzung auch der Ver⸗ 
mögensſtücke, die dem Inhaber des vereinigten Schul⸗ und 
Kirchenamts zunächſt in ſeiner Eigenſchaft als Kirchendiener 
zugewieſen ſeien, in demſelben Maße, wie im Laufe der Zeit 
die Aufgabe des Lehrers über die des Küſters hinausgewachſen 
ſei, aus einer Entlohnung der Küſtertätigkeit zu einer Ver⸗ 
gütung für die Lehrertätigkeit geworden ſei; das BG. ver⸗ 
tritt dagegen die Anſicht, daß für die Frage, wem ein von 
dem Inhaber eines dauernd verbundenen Kirchen- und Schul⸗ 
amts genutztes Vermögen bei der infolge einer Trennung der 
Amter vorzunehmenden Auseinanderſetzung zufalle, das Eigen⸗ 
tumsrecht maßgebend ſein müſſe, indem es verneint, daß das 
VSHUG. für die im § 30 Abſ. 6 vorgeſehene Auseinander- 
ſetzung irgendwelche materiellrechtliche Vorſchriften habe geben 
wollen, und auf Grund der die Dotation der Schulſtelle in 
N. betreffenden Akten feſtgeſtellt, daß die Bekl. der Schule 
nicht als Unterhaltspflichtige gegenüber geſtanden, ſondern 
lediglich im Hinblick auf das mit dem Lehreramt verbundene 
Kirchenamt zum Unterhalt des Stelleninhabers beigetragen 
habe, während dieſer vom Schulverband ſein volles Lehrer⸗ 
gehalt ganz ohne Rückſicht auf die Leiſtungen der Kirche be⸗ 
zogen habe, wie er auch ſchon in älterer Zeit nach einer aus 
dem Jahre 1732 ſtammenden Aufzeichnung in dem kirch⸗ 
lichen Lagerbuche in ſeiner Eigenſchaft als Schulmeiſter als 
Einkünfte lediglich das Schulgeld bezogen habe. Der Aus⸗ 
gangspunkt der Vorinſtanzen, daß das geſamte ſtreitige Dota⸗ 
tionsvermögen urſprünglich kirchliches Eigentum geweſen ſei, 
iſt nicht zu beanſtanden. Unſtreitig iſt der geſamte von dem 
Inhaber der Küfter- und Lehrerſtelle genutzte Grundbeſitz von 
jeher als Eigentum der Küſterei angeſehen und bezeichnet 
worden. Wenn nun auch auf die Bezeichnung der Küſterei 
als Eigentümerin im Hinblick darauf, daß Küſter⸗ und Lehrer⸗ 
amt als Einheit angeſehen und deshalb zwiſchen der Küſterei 
einerſeits und der Schule andererſeits nicht ſtreng unter⸗ 
ſchieden wurde, kein allzu großes Gewicht gelegt werden kann, 
ſo würde doch die Annahme eines in alter Zeit beſtehenden 
Eigentums- oder Miteigentumsrechts der Schule vorausſetzen, 
daß die Schule zu der Zeit, für die die älteſten zuverläſſigen 
Nachrichten über die Nutzung der Grundſtücke durch den Küſter 
und Lehrer vorliegen, bereits juriſtiſche Perſönlichkeit be⸗ 
ſeſſen hat (RGUrt. v. 12. Mai 1884 in Sachen Brumby w. 


Eigentum ankomme, und daß die Vorſchrift des 8 30 Abſ. 2 VSHUG. 
(„Die Vermögensſtücke, welche ſchon ſeither zugleich für Schul⸗ und 
für kirchliche Zwecke beſtimmt geweſen ſind, bleiben dieſen Zwecken 
erhalten“) als Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgedankens ſeine 
Kraft durch die Löſung der Amterverbindung nicht verliere, geht der 
Gerichtshof nicht ein: eine (öffentlich-rechtliche) Widmung zu 
Schulzwecken ſei für keins der ſtreitigen Vermögensſtücke dargetan. 
Wir fragen: iſt die Widmung eines Vermögens zum Unterhalt 
einer öffentlichen Amtsſtelle für alle Zeiten beſtimmt durch den 
urſprünglichen Umfang des Aufgabenkreiſes des Stelleninhabers? 
Welche Nachweiſe werden verlangt dafür, daß alle Beteiligten (die 
Vertreter der Kirche wie die Mitglieder der Gemeinde und die Be⸗ 
hörden) in, Jahrhunderte hindurch fortgeſetzter, gleichmäßiger Übung, 
alſo ſtillſchweigend, Ausdruck gaben ihrer Rechtsüberzeugung: dieſes 
Zweckvermögen müſſe den Menſchen ernähren, der den Dorfbewoh⸗ 
nern durch ſeine Arbeit helfe, ihre Pflichten gegen Gott und gegen 
ihre Kinder zu erfüllen? Für die Anerkennung uralter Wege als 
öffentlicher wird doch auch als ausreichender Grund angeſehen, daß 
ſie bisher dauernd und ungeſtört unter ſolchen Umſtänden benutzt 
wurden, die erkennen ließen, daß ſeinerzeit eine Widmung für den 
öffentlichen Verkehr ſtattgefunden habe RG. 7. 36. v. 24. Sept. 1904, 
Selbſtverwaltung 1905 S. 726), ſei es auch nur ſtillſchweigend 
(Gruch. 40, 1011, 1174; 42, 724/25). Es iſt nichts als eine juriſtiſche 
Fiktion, daß die Einkünfte aus dem Grundbeſit einer verbundenen 
Stelle bis zur Gegenwart nur dem Unterhalt des Kirchendieners 
dienten, der in dem Stelleninhaber ſteckte. Gerade die Betrachtung 
der Schule als einer Hilfsanſtalt der Kirche nötigte dazu eine Wid⸗ 
mung für Kirchendiener und Lehrer als gegeben anzunehmen. 
Wenn das Kirchenlagerbuch von 1732 ſagt, die Einkünfte 
des Schullehrers hätten ſich auf Schulgeld beſchränkt, fo liegt ein 
Urteil des damaligen Geiſtlichen vor, der heute als Vertreter der 


58. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


Brumby; Urt. v. 13. Juni 1888 in Sachen Holzhauſen w. 
Holzhauſen bei Gruch. 32, 1058). Dem mangels eines nach⸗ 
weisbaren Partikularrechts maßgebenden gemeinen Recht war 
an ſich die Bildung beſonderer, neben der Kirchengemeinde 
und der politiſchen Gemeinde als Korporationen beſtehender 
Schulgemeinden im allgemeinen fremd, es konnten aber Schu⸗ 
len als Anſtalten mit juriſtiſcher Perſönlichkeit, als piae 
causae, beſtehen, ſofern die erforderliche Grundlage eines 
Stiftungsvermögens gegeben war (Gruch. 32, 1058). Dafür, 
daß in N. in den Jahren 1640 oder 1719, aus denen die 
älteſten Nachrichten über den Grundbeſitz der Küſterei feſt⸗ 
geſtellt ſind, die Schule als eine mit Stiftungsvermögen aus⸗ 
geſtattete ſelbſtändige Anſtalt beſtanden hätte, iſt nichts bei⸗ 
gebracht. Es würde alſo im Verhältnis der Parteien zuein⸗ 
ander davon auszugehen ſein, daß der ſämtliche Grundbeſitz 
Eigentum der Küſterei geweſen iſt, ſelbſt ſoweit ſich darunter 
zu Schulzwecken beſtimmte Grundſtücke befunden haben ſollten. 
Aus einer derartigen Beſtimmung einzelner Vermögensſtücke 
könnte ſich nur eine Verpflichtung der Kirche ergeben haben, 
dieſelben dieſen Zwecken gemäß zu verwenden. Ein Eigen⸗ 
tumserwerb der Schule würde alſo erſt von dem Zeitpunkt 
an möglich geweſen ſein, in dem die Schule eigene juriſtiſche 
Perſönlichkeit erlangt hat oder ſie doch wenigſtens zu einer 
Anſtalt des Staates, der politiſchen Gemeinde oder einer be⸗ 
ſonderen Gemeinſchaft geworden iſt, die dann ihrerſeits Rechte 
für die von ihnen unterhaltene Schule erwerben konnten 
(Urt. des RG. v. 25. Febr. 1885 in Sachen Wippra w. 
Wippra im Zentralbl. für die Unterrichtsverwaltung in Preu⸗ 
ßen, Ig. 1886 S. 809 ff.). Dadurch, daß die Schule ſpäter 
eine ſelbſtändige juriſtiſche Perſon wurde und damit auf⸗ 
hörte lediglich ein kirchliches Inſtitut zu ſein, wurde an ſich 
in den Vermögensverhältniſſen nichts geändert. Die Bell. 
blieb Eigentümerin des Dotationsvermögens der alten Küſter⸗ 
ſtelle, wurde aber auch von einer ihr etwa obliegenden Ver⸗ 
pflichtung, einzelne Leiſtungen in beſtimmtem Umfange zu 
Schulzwecken zu verwenden, nicht frei. Die zur ſelbſtändigen 
juriſtiſchen Perſon gewordene Schule erlangte kein Eigentum 


einen Partei gelten muß: der 4. 3 S. des RG. hat am 16. Febr. 
1885 eine ſolche Quelle mit Recht abgelehnt (ſ. oben S. 780 Anm. 3). 
Die Einführung des Schulgeldes war nichts als das bekannte finanz⸗ 
techniſche Mittel die Mehrausgabe, welche durch Übernahme eines 
neuen Dienſtes ſeitens des Stelleninhabers notwendig wurde, in 
einer Weiſe aufzubringen, die der öffentlichen Meinung im Kirch⸗ 
ſpiel als die natürlichſte und am wenigſten drückende erſcheinen mußte. 


Die Herleitung von Anſprüchen der Schule aus der Zweck⸗ 
beſtimmung der ſtrittigen Vermögensſtücke erklärt das RG. auch 
deshalb für unmöglich, weil nach dem Dienſtanſchlag der Stelle von 
1907 der Inhaber ſein volles Lehrergehalt bar vom Schulverband 
bezogen habe, folglich nichts von den Einkünften aus Grundbeſitz 
und Kapitalien zur Verrechnung auf das Lehrergrundgehalt übrig 
geblieben ſei. Das beweiſt aber teils zu viel, teils zu wenig. Erſt 
das Lehrorbeſoldungsgeſetz v. 26. Mai 1909 (das vorangegangene 
v. 3. März 1897 kannte nur ein Mindeſtgrundgehalt von 900 %: 
82) legte das Grundgehalt (auf 1400 %) feſt (83) und verbot damit 
eine höhere Beſoldung (Ziff. 12 Ausf Anw. v. 21. Juni 1909), be⸗ 
ſtimmte auch, daß Schuldner des „Mehrbetrages“ (der heutigen 
„Stellenzulage“ für den Kirchendienſt) dem Stelleninhaber gegenüber 
der Schulverband ſei (86 Abi. 3 Satz 5). Notoriſch bleibt 
die Schätzung der Landnutzung ſtets weit hinter dem wahren Wert 
zurück, ſoll es auch, weil dem Lehrer in der Regel nicht möglich iſt, 
ſo hohe Erträge herauszuwirtſchaften wie ein bäuerlicher Wirt. Die 
Mehreinnahme aus vorteilhafter Verpachtung fließt dem Stellen⸗ 
inhaber zu. Wenn alſo der Schulverband N. von 1907 ab 
1494,50 % bar zur Beſoldung beitrug, ſo wird damit noch nicht 
bewieſen, daß der Stelleninhaber nicht auch dann noch weit über 
450 % hinausgehende Einkünfte aus dem Grundbeſitz zog: von 
der Zeit vor 1907 ganz zu ſchweigen. In der Geſamtſumme der 
Einkünfte (1859, 209,20 4) ſteckt übrigens nicht der Wert der 

ienſtwohnung. Vor allem aber muß doch vorher entſchieden fein, 
daß der Ertrag der Landnutzung (106,75 At) und die Naturalleiſtungen 
57,49 %) lediglich Vergütungen für kirchliche Dienſtleiſtungen dar⸗ 
ſtellen: das hatte Kl. beſtritten und iſt nicht erwieſen. 
In Braunſchweig⸗Lüneburg, wozu die ehemalige Graſſchaft 
Dopa gehörte, iſt durch landesherrliche VO. v. 9. Okt. 1681 die Schul⸗ 
pflicht eingeführt worden: damit übernahm der Staat die Sorge und 
5 Verantwortung für die Schulen. In N. ſcheint ſchon 1640 ein 
Küſter⸗Schulmeiſter vorhanden geweſen zu ſein, der Grundſtücke 
nutzte Späteſtens von dem Augenblick an, in dem jenem ein Schul⸗ 
gehöft zur Verfügung ſtand, kann man von einer (Küſter⸗) Schule 
m Auſtalt, als pia causa, ſprechen. Die Verwaltung aller kirch⸗ 
lichen Stiftungen, alſo auch des Schulvermögens, lag nach der 


Lüneburgiſchen Kirchenordnung von 1643 caput XIII den Kirchen⸗ 
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an dem Vermögen der Küſterei, wohl aber das Recht, die Ver⸗ 
wendung von deſſen Erträgen für Schulzwecke zu verlangen, 
ſoweit ſchon ſeither eine Verpflichtung der Kirche bzw. 
Küſrerei zu einer derartigen Verwendung beſtanden hakte 
(RGUrt. v. 12. Mai 1884, KirchlVerordn Bl. 1886, 68). Be⸗ 
ſtand keine Verpflichtung der Kirche, beſtimmte Vermögens⸗ 
ſtücke zu Schulzwecken zu verwenden, ſo hat auf Grund einer 
bisher tatſächlich geſchehenen derartigen Verwendung allein 
die Schule mit Erlangung der juriſtiſchen Perſönlichkeit kein 
privatrechtliches Recht erworben, weil die bloße tatſächliche 
Verwendung des Vermögens zu einem beſtimmten Zwecke 
den Eigentümer privatrechtlich nicht verpflichtet, dieſe Ver⸗ 
wendung für alle Zukunft beizubehalten, es dazu vielmehr 
einer rechtlichen Verpflichtung, eines Rechtstitels, bedarf (RG. 
v. 21. Mai 1890 bei Gruch. 34, 1031). Das Beſtehen eines 
derartigen Rechtstitels für den ſpäteren Erwerb eines Eigen⸗ 
tums⸗ oder Nutzungsrechts der Kl. hat das BG. nicht als 
nachgewieſen angeſehen. Einen Eigentumserwerb der Kl. auf 
Grund des i. J. 1860 zum Abſchluß gebrachten Gemeinheits⸗ 
teilungsverfahren von N., in welchem der Grundbeſitz der 
Küſterei eine Vergrößerung von 6 Morgen erfahren hat, ver⸗ 
neint das BG., indem es feſtſtellt, daß an der Gemeinheits⸗ 
teilung nur die Hofſtellenbeſitzer und als ſolche auch die 
Pfarre und die Küſterei beteiligt geweſen ſeien, und ausführt, 
daß daher auch nur dieſe Eigentümer der ihnen für ihre 
Anteilsrechte an der Gemeinſchaft zugeteilten Abfindungs⸗ 
ländereien geworden ſeien. Die Behauptung der Kl., daß 
in der Teilungsordnung für H. und D. v. 30. April 1824 
ausdrücklich eine Berückſichtigung der Bedürfniſſe der Schul⸗ 
lehrerſtellen an Weideland vorgeſchrieben ſei und daraus folge, 
daß auch die Überweiſung der Planabfindungen in dem Rezeß 
an die Küſterei zugleich unter Berückſichtigung der mit ihr 
verbundenen Lehrerſtelle vorgenommen worden ſei, hat das 
BG. als unerheblich zurückgewieſen, weil jeder Nachweis 
dafür fehle, daß die Schule in N. als ſolche zu dem Ver 
fahren zugezogen und dabei berückſichtigt worden ſei. Dieſe 
Ausführungen bewegen ſich teils auf tatſächlichem Gebiet, 


Juraten oder Vorſtehern „mit Vorwiſſen und Belieben Unſer Be⸗ 
ampten“ ob, es fehlte alſo nicht an einem Stiftungsvorſtand. Aber 
auch wenn die Schule Rechtsperſönlichkeit nicht beſeſſen hätte, würden 
aus der Widmung für Schulzwecke, nämlich für Unterhaltung eines 
Lehrers, Berechtigungen ſich bis heute erhalten haben (RG. 1, 86; 
vgl. auch Archiv für bürgerl. Recht Bd. 3 S. 228), zu deren Gel⸗ 
tendmachung der 830 Abſ.6 VBSHUG. dem Schulverband Voll 
macht verleiht (vgl. auch RG. v. 8. Okt. 1904 Gruch. 49, 387). 

3 Aber die Pfründen ſelbſt beſaßen von jeher gemeinrechtlich eigene 
Rechtsperſönlichkeit (Preuß. Volksſchularchiv 21, 9): die Territorial⸗ 
geſetzgebung hat daran nichts geändert. Das RG. ſagt ſelbſt, die 
Verbindung von Küſter⸗ und Lehramt habe eine Einheit geſchaffen 
und will zwiſchen Küſterei und Schule nicht ſtreng unterſcheiden. 
Der Paſtor Wehmeyer berichtete am 4. Juli 1920 an den Land⸗ 
rat, die vereinigten Kirchen- und Schulſtellen würden „allgemein“ 
„Küſterei“ genannt, und in einzelnen Rezeſſen habe man an die 
„Schule“ Land überwieſen. Das ſtimmt mit der hannoverſchen Geſetz⸗ 
gebung überein. Die Feſtſtellung des OLG. Celle, daß zu dem 
Gemeinheitsteilungs⸗Verfahren die „Küſterei“, aber nicht die Schule 
zugezogen worden ſei, muß daher als abwegig bezeichnet werden; 
denn beteiligt war die Pfründe, deren Nießbraucher, der Küſter⸗ 
lehrer (ebenſo wie der Pfarrer) überall, wo eine Almende, „die ge⸗ 
meine Mark“, von Hofſtellenbeſitzern genutzt wurde, dieſen kraft 
gemeinen Gewohnheitsrechts rechtlich gleichſtand. 

Die einheitliche Pfründe als Rechtsperſönlichkeit iſt Eigen⸗ 
tümerin des ſtreitigen Vermögens: damit erledigt ſich die Frage, 
ob Kirche oder (und) Schule Eigentum daran haben. Dieſes Zweck⸗ 
vermögen, welches § 29 Abſ. 2 VSHUG. als ein der Kirche und 
der Schule „gemeinſchaftliches“ bezeichnet, ſoll Gegenſtand einer 
„Auseinanderſezung“ und letztere eine „öffentlich⸗rechtliche“ fein 
(ſiehe oben S. 780 l.). Eine Pfründe iſt öffentliches Vermögen 
(Chr. Meurer, Die juriſtiſchen Perſonen uſw. 1901 S. 323). Die 
in Anteilrechten daran beſtehende Gemeinſchaft von Kirchengemeinde 
und Schulverband gehört alſo dem öffentlichen Vermögensrecht 
(RG. 99, 45) an. Dieſes Rechtsverhältnis kann mithin nicht nach 
Normen des Privatrechts gelöſt werden (RG. 17, 181; ZW. 1886, 
326, Z. 39; 1887, 108, 3.59; 1890, 92, 3.48; Gruch. 48, 652). 
Vielmehr muß das öffentliche Stiftungsrecht dieſe Norm geben. Da 
der Zweck der Pfründenſtiftung, die gemeinſchaftliche Unterhaltung 
des Inhabers eines Doppelamts, nicht mehr verfolgbar iſt, wenn die 
Amter getrennt werden, ſo erſcheint die analoge Anwendung des 
387 BGB. (vgl. 5 41 JI 19 ALR.) geboten. Mit Recht hat daher 
der erſte Richter eine Teilung je zur Hälfte vorgenommen (vgl. 8 742 
BGB.). Das entſpricht auch den Forderungen der Villigkeit. 
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teils auf dem Gebiet des irreviſiblen hannoverſchen Rechtes 
und unterliegen daher nicht der Nachprüfung durch das 
Reviſionsgericht. Die Berufung der Kl. auf unvordenkliche 
Verjährung und 30- bzw. 40 jährige Erſitzung zur Begrün⸗ 
dung ihres vermeintlichen Miteigentums hat das BG. mit 
folgender Begründung zurückgewieſen. Unvordenkliche Ver⸗ 
jährung erfordere den Nachweis, daß die Kl. ſeit zwei Men⸗ 
ſchenaltern zu je 40 Jahren rechtlich als Miteigentümerin 
angeſehen worden ſei. Hierfür habe ſie es an jeder tatſäch⸗ 
lichen Unterlage fehlen laſſen, der Beweis laſſe ſich aber auch 
kaum erbringen, weil früher niemand einen rechtlichen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Lehr⸗ und Küſteramt gemacht und demnach 
auch niemand daran gedacht habe, daß die Schule in dieſer 
ihrer Eigenſchaft an dem zur vereinigten Stelle gehörigen 
Grundbeſitz mitberechtigt geweſen ſei. Zur Erſitzung ſei der 
Nachweis erforderlich, daß die Kl. durch ihre Organe den 
Mitbeſitz in einer den Erforderniſſen der Erſitzung ent⸗ 
ſprechenden Weiſe ergriffen habe, daß ſie ſich alſo auf Grund 
eines zum Erwerbe des Miteigentums geeigneten Titels wäh⸗ 
rend der Erſitzungszeit als Miteigentümerin betrachtet habe. 
Auch dafür habe ſie nichts vorgebracht. Die von der Rev. 
erbetene materielle Nachprüfung der Ausführungen des BG. 
kann nicht zu einem Erfolge der Rev. führen. Unvordenkliche 
Verjährung ſowohl als Erſitzung bilden den Erwerbsgrund 
für ſubjektive Rechte durch Zeitablauf und ſetzen daher voraus, 
daß zwei Berechtigte ſich geſondert gegenüberſtehen. Für einen 
Rechtserwerb auf Grund dieſer Erwerbsarten kann daher nur 
die Zeit in Frage kommen, ſeit welcher der Küſterei die 
Schule als ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit gegenübergetreten 
iſt, oder wenigſtens der Lehrer als ſolcher in Vertretung an⸗ 
derer Rechtsſubjekte der Kirche gegenüberſtand. Erforderlich 
iſt aber ferner, daß ſeit dieſem Zeitpunkt während des be⸗ 
ſtimmten Zeitraumes ein Zuſtand beſtanden hat, der ſich als 
Ausübung eines Rechtes gegenüber der Kirche dargeſtellt hat 
(RG. 17, 123; 24, 165; 102, 12/13). Die Tatſache allein, 
daß der Inhaber des vereinigten Küſter⸗ und Lehramts auch 
nach der Erlangung der ſelbſtändigen Perſönlichkeit durch die 
Schule das Stellenvermögen wie früher weiterhin genutzt 
hat, beweiſt noch nicht, daß er dabei in der Abſicht ge⸗ 
handelt hat, ein Recht der Schule der Kirche gegenüber aus⸗ 
zuüben. Irgendwelche Tatſachen, in. denen die Abſicht einer 
ſolchen Rechtsausübung zutage getreten wäre, ſind von der 
Kl. nicht dargelegt worden. Die Rev. macht in dieſer Hinſicht 
geltend, daß nach den Lehrerbeſoldungsgeſetzen v. 6. Juli 
1885, 3. März 1897, ſowie dem BSHUG. die Schulgemeinde 
den Lehrer zu befolden und dazu die Einkünfte des Stellen⸗ 
vermögens verwendet habe, daß der Lehrer die Nutzung des 
Stellenvermögens nicht kraft eigenen Rechts ausgeübt habe, 
ſondern auf Grund ſeines nur mit der Schulgemeinde ab⸗ 
geſchloſſenen Anſtellungsvertrages, und daß in dieſer Nutzung 
durch den Lehrer die den Eigentumserwerb der Schulgemeinde 
begründenden Rechtshandlungen beſtanden hätten. Allein ganz 
abgeſehen davon, daß hierbei mangels eines erforderlichen 
Zeitraums eine unvordenkliche Verjährung von vornherein 
nicht in Frage kommen könnte, gehen die Ausführungen der 
Rev. inſofern fehl, als die Anſtellung des Inhabers eines 
vereinigten Küſter⸗ und Lehreramts nicht lediglich durch den 
Vertreter der Schulgemeinde, ſondern gemeinſam durch die 
Kirchen⸗ und durch die Schulaufſichtsbehörden erfolgte, wie 
auch die Einweiſung in das Amt unter Mitwirkung des 
Vertreters der Kirchengemeinde geſchah. Die Anſtellung und 
Amtseinweiſung des Lehrers in das verbundene Lehrer- und 
Küſteramt kann daher nicht als eine auf Ausübung eines 
Miteigentumsrechts der Schulgemeinde am Stellenvermögen 
gerichtete Handlung angeſehen werden. Es kann deshalb uner⸗ 
örtert bleiben, ob der Erwerb eines Miteigentums durch Er⸗ 
ſitzung überhaupt möglich iſt (verneint Strieth Arch. 10, 293) 
und ob einer ordentlichen Erſitzung durch die Kl. die Vor⸗ 
ſchrift des gemeinen Rechts entgegenſtehen würde, daß un⸗ 
bewegliche Sachen der Kirchen und milden Stiftungen der 
ordentlichen Erſitzung nicht unterliegen (Windſcheid, Pan⸗ 
dekten 1 8182; Arndts, Pandekten § 162). Zutreffend ift 
an ſich die Rüge der Rev., daß die außerordentliche Erſitzung 
feinen Titel erfordert, ſie ſetzt aber die Anforderungen, die 
für die Verjährung der Eigentumsklage gelten, und demnach 
einen dem Eigentumsrecht widerſprechenden Zuſtand voraus. 
Daran fehlt es hier, wo der Inhaber des vereinigten Amtes 
in ſeiner Eigenſchaft als Küſter zum Beſitz und zur Nutzung 
des Küſtereivermögens berechtigt iſt, ſolange nicht ſeine Ab⸗ 
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ſicht hervortritt, Beſitz und Nutzung für die Schule aus⸗ 
zuüben. Dieſelben Gründe, die dem Nachweis eines Eigen⸗ 
tumserwerbs der Kl. auf Grund unvordenklicher Verjährung 
oder Erſitzung entgegenſtehen, treffen aber auch inſofern zu, 
als die Kl. auf dieſe Erwerbstitel ein Mitbenutzungsrecht an 
dem Küſtereivermögen ſtützen will. In dieſer Beziehung 
kommt insbeſondere auch die Feſtſtellung des BG. in Betracht, 
daß nicht nur in älterer Zeit der Inhaber des Küſter⸗ und 
Lehreramts als Schulmeiſter ein Entgelt lediglich durch das 
ihm verbleibende Schulgeld erhalten habe, ſondern daß auch 
in ſpäterer Zeit der Schulverband das volle Grundgehalt des 
Lehrers entrichtet habe. Danach hat eine Verwendung der 
Einkünfte aus dem Stellenvermögen zur Entlaſtung der 
Schulgemeinde oder des Schulverbandes wegen der von dieſen 
dem Lehrer für ſeine Lehrtätigkeit zu gewährenden Beſoldung 
nicht ſtattgefunden, und iſt demnach auch die Ausübung eines 
Nutzungsrechts der Schulgemeinde oder des Schulverbandes 
an dem Stellenvermögen nicht nachgewieſen. Iſt hiernach da⸗ 
von auszugehen, daß an dem Stellenvermögen weder ein 
Eigentums⸗ noch ein privatrechtliches Nutzungsrecht der Kl. 
bei dem Inkrafttreten des VSchllG. v. 28. Juli 1906 be⸗ 
ſtanden hat, dasſelbe vielmehr unbeſchränktes Privateigentum 
der Bekl. geweſen iſt, ſo iſt daran auch durch das genannte 
Geſetz nichts geändert worden. Denn durch dieſes Geſetz ſollte, 
wie bei den Beratungen von den Vertretern der Regierung 
mehrfach ausdrücklich betont worden iſt, in die privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe nicht eingegriffen, insbeſondere den Schul⸗ 
verbänden kein Eigentumsrecht an dem Vermögen einer ver⸗ 
einigten kirchlichen und Schulſtelle übertragen worden (RG. 
74, 59; vgl. auch Urteil des RG. v. 22. Mai 1916 im Volks⸗ 
ſchularchiv 17, 240). Es könnte ſich demnach nur fragen, ob 
für den Fall, daß durch eine Widmung beſtimmter Teile des 
Stellenvermögens zum Schulgebrauch ein den Vorſchriften 
des öffentlichen Rechts entſprungenes und auf dieſen 
beruhendes Gebrauchsrecht der Kl. anzunehmen wäre, bei der 
gemäß 830 Abſ. 6 BSHUG. vorzunehmenden Auseinander⸗ 
ſetzung ein Teil des Stellenvermögens trotz des daran be⸗ 
ſtehenden alleinigen Privateigentums der Bekl. ohne oder 
gegen Eutgelt der Kl. zuzuweiſen wäre oder ob dieſes öffent⸗ 
kich⸗ rechtliche Gebrauchsrecht der Kl. mit der Trennung 
des kirchlichen und Schulamts als wegfallend und die privat- 
rechtlichen Verhältuiſſe für die Zuteilung des Stellenvermö⸗ 
gens als ausſchließlich maßgebend angeſehen werden müßten. 
Dieſe Frage iſt in neuerer Zeit Gegenſtand eines lebhaften 
Streits im Schrifttum geworden (vgl. darüber einerſeits 
v. Egnern, „Über die Rechtsverhältniſſe am Dotations⸗Ver⸗ 
mögen der vereinigten Kirchen- und Schulämter“, Volks⸗ 
ſchularchiv 8, 8ff., 97 ff. Dirkſen, „Zur Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen Schule und Kirche bei Trennung herkömmlich 
vereinigter Schul⸗ und Kirchenämter“, Volksſchularchiv 11, 
112 ff.; andererſeits Koch, „Trennung und Vermögensaus⸗ 
einanderſetzung dauernd vereinigter Kirchen- und Schul⸗ 
ämter in Preußen“, Leipzig 1910; Paſchaſius, „Bei⸗ 
träge zum Küſterlehrerrecht“, Volksſchularchiv 14, 209 ff., 
305 ff.; Arndt, „Die organiſch vereinigten Kirchen- und 
Schulämter in Preußen, ihre Trennung und Vermögens⸗ 
auseinanderſetzung“; Starke, „Die Eigentumsverhälkniſſe 
am Dotationsvermögen der Küſterſchulen“, JW. 1923, 1019). 
Eine Stellungnahme zu dieſer Streitfrage erübrigt ſich im 
gegenwärtigen Falle, da hinſichtlich keines der im Streit be⸗ 
fangenen Vermögensſtücke eine Widmung zu Schulzwecken 
dargetan, im Gegenteil nach den Feſtſtellungen des BG. die 
Nutzung dieſer ſämtlichen Vermögensſtücke dem Stelleninhaber 
von jeher lediglich als Entgelt für die von ihm zu leiſtenden 
kirchlichen Dienſte gewährt worden iſt. (Das wird näher aus⸗ 
geführt.) Bei dieſer Sachlage läßt ſich in gleicher Weiſe, 
wie in dem der Entſcheidung v. 22. Mai 1916 (VSch A. 17, 
240) zugrunde liegenden Falle aus der Zweckbeſtimmung der 
im Streit befangenen Vermögensgegenſtände bei der Tren⸗ 
nung des Küſter⸗ und Lehreramts kein Anſpruch der Kl. auf 
Zuweiſung dieſes Vermögens oder auf Fortbezug der davon 
aufkommenden Nutzungen herleiten. Auch wenn daher die 
vorerwähnte Streitfrage mit dem LG. in dem von der Kl. 
vertretenen Sinne zu entſcheiden ſein ſollte, würde die vom 
Oberpräſidenten ausgeſprochene Zuweiſung des geſamten 
Küſtereivermögens an die beklagte Kirchengemeinde nicht zu 
beanſtanden und die Entſcheidung des BG. im Ergebnis zu⸗ 
trefſend ſein. 

(U. v. 2. Juni 1924; V 909/23: — Celle.) [Sch.] 
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17. 88 7, 8 RSiedlG.; 8510 BGB. Die Mit⸗ 
teilungen vom Inhalt des Kaufvertrages, an 
deren Empfang der Beginn der Friſt für die Aus⸗ 
übung des dem Siedlungsunternehmen zuſtehen⸗ 
den Vorkaufsrechtes nach 87 Abſ. 1 RSiedlG. ge- 
knüpft iſt, können nur von dem Eigentümer oder 
dem Dritten, und nach Abſ. 2 vom Grundbuchamt, 
nicht von anderen Perſonen oder Behörden dem 
Vorkaufsberechtigten gemacht werden.] 7) 

Die Reviſion rügt Verletzung des 87 Riedl. Sie 
macht geltend, die Ausſchlußfriſt ſei noch nicht abgelaufen, 
ſie habe ſogar noch nicht einmal zu laufen begonnen. Die 
Friſt hätte ſpäteſtens mit der Genehmigung des Ver⸗ 
trages durch den Landrat beginnen können. Alle bis dahin 
ſtattgehabten Verhandlungen zwiſchen den Beteiligten über 
die Ausübung des Vorkaufsrechts ſeien alſo bedeutungslos. 
Der Landlieferungsverband, der die ihm aus der Ausübung 
des Vorkaufsrechts erwachſenen Rechte an die Bekl. abgetreten 
hat (vgl. RG. 108, 113), und die Bekl. hätten keinen Anlaß 
gehabt, die vom Landrat überſandten Kaufvertragsurkunden 
zur Kenntnis zu nehmen oder eine Abſchrift davon zurück⸗ 
zubehalten. Auch die Mitteilung von der Genehmigung des 
Vertrags durch den Landrat habe aber die Friſt nicht in 
Lauf ſetzen können. Denn es habe ſich nicht um eine Mit- 
teilung des Verkäufers an den Vorkaufsberechtigten gehandelt. 
Die Bekl. ſei weder Vertreterin noch Bevollmächtigte des 
Landlieferungsverbandes geweſen. Wenn fie die an fie ge⸗ 
richtete, alſo unwirkſame Mitteilung des Verkäufers weiter 
gegeben habe, ſo hätte der Landlieferungsverband damit nur 
eine für den Lauf der Friſt bedeutungsloſe Nachricht erhalten. 
Außerdem habe aber auch eine Mitteilung über den Inhalt 
des Kaufgeſchäfts gefehlt. Die bloße Bezugnahme auf Ur⸗ 
kunden, die dem Landlieferungsverband vor Monaten vom 
Landrat in unverbindlicher Weiſe zur Einſicht und Außerung 
vorgelegt ſeien, könne die Mitteilung des Inhalts des Kauf- 
vertrags durch eine der Kaufparteien nach deſſen Genehmigung 
unmöglich erſetzen. Das Geſetz, das eine fo kurze Friſt be- 
ſtimme, wolle den Berechtigten in den Stand ſetzen, die Aus⸗ 
übung feines Rechts auf Grund genauer Kenntnis des In— 
halts des Kaufvertrages vom erſten bis zum letzten Tage der 
Friſt zu überlegen, deren Lauf ihm alſo ebenfalls bekannt ſein 
müſſe. Dieſen Reviſionsangriffen war der Erfolg nicht zu 
verſagen. Nach 8 7 Abſ. 1 Riedl. läuft die Friſt zur 
Ausübung des Verkaufsrechts von dem Tage ab, an dem der 
Vorkaufsberechtigte die Mitteilung des Eigentümers oder des 
Dritten von dem Inhalt des zwiſchen ihnen geſchloſſenen Ver⸗ 
trags empfangen hat. Nach Abſ. 2 daſelbſt wird die Mit⸗ 
teilung des Eigentümers oder des Dritten durch die Mit⸗ 
teilung des Grundbuchamts erſetzt. Mit Recht weiſt die Revi⸗ 
ſion darauf hin, daß eine dieſer Geſetzesvorſchrift entſprechende 
Mitteilung nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht erfolgt 
iſt. Die Mitteilung v. 16. Febr. 1922, daß der Kaufvertrag 
vom Landrat genehmigt ſei, ging zwar von dem Eigentümer 


Zu 17. Die Beſtimmungen der 88 7 und 8 des Riedl. find 
nach Wortlaut und Sinn ſo klar gefaßt, daß rechtliche Zweifel über 
ihre Auslegung wohl kaum obwalten dürften. Eine andere als die 
dom RG. getroffene Entſcheidung konnte füglich nicht erwartet werden. 
Eine Mitteilung an den Vorkaufsberechtigten ſetzt den Lauf der Aus⸗ 
ſchlußfriſt des 8 7 a. a. O. nur dann in Gang, wenn die Mitteilung 
durch den Eigentümer des Grundſtücks, den Dritten (Käufer) oder das 
Grundbuchamt erfolgt. Mitteilungen durch andere Perſonen an den 
Vorkaufsberechtigten ſind für den Beginn der Ausſchlußfriſt zur 
Ausübung des Vorkaufsrechtes rechtsunwirkſam. Sinn und Wort- 
laut des 8 7 a. a. O. können daran keinen Zweifel aufkommen laſſen. 

Für Preußen iſt allerdings neben $7 des Riedl. auch noch 
das Gef, über den Verkehr mit Grundſtücken v. 10. Febr. 1923 
zur Beurteilung der Frage, wann die Ausſchlußfriſt zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts beginnt, maßgebend. Nach dieſem Geſetz be⸗ 
dürfen alle Rechtsgeſchäfte, die die Veräußerung eines Grundſtücks 
zum Gegenſtande haben, zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Genehmigung. 

evor alſo die behördliche Genehmigung zum Verkauf eines Grund⸗ 
ſtücks nicht erteilt iſt, kann mangels Rechtswirkſamkeit des Veräuße⸗ 
tungsgeſchäftes die Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts ſelbſt 
bann nicht in Lauf geſetzt werden, wenn auf Grund des notariellen 
privatrechtlichen Vertrages die diesbezügliche Mitteilung an den Land⸗ 
nieſerungsverband durch den Eigentümer oder den Dritten oder das 
Grundbuchamt erfolgt. Letzteres wird aber nur dann die Mitteilung 
machen können, wenn ihm die behördliche Genehmigung des Ver⸗ 
2 erungsgeſchäfts nachgewieſen iſt, weil es nur unter dieſer Vor⸗ 
usſetzung einem Antrag auf Eintragung einer Rechtsänderung im 

undbuch ſtattgeben kann (8 10 des Gef. über den Verkehr mit 
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aus; ſie war aber nicht an den vorkaufsberechtigten Land⸗ 
lieferungsverband, ſondern an die Bekl. gerichtet. Wenn die 
letztere auch eine Abſchrift dieſes Schreibens dem Land⸗ 
lieferungsverband überſandte und die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts gemäß § 14 Abſ. 1 Satz 2 Riedl. verlangte, 
ſo war dies doch keine Mitteilung des Eigentümers an den 
Vorkaufsberechtigten. Die Bell. hatte keinen Auftrag von dem 
Eigentümer erhalten, die Mitteilung an den Landlieferungs⸗ 
verband weiterzugeben. Sie teilte demſelben lediglich die ihr 
zugegangene Nachricht von der Genehmigung des Vertrags 
durch den Landrat mit. Die Mitteilungen, an deren Emp⸗ 
fang in 8 7 Abſ. 1 a. a. O. der Beginn der Friſt geknüpft iſt, 
müſſen aber von den dort genannten Perſonen an den Vor⸗ 
kaufsberechtigten gerichtet fein. Auch in $ 510 Abſ. 2 BGB. 
iſt unter dem Empfang der Mitteilung die in 8 510 Abſ. 1 
erwähnte Mitteilung des Eigentümers oder des Dritten ver⸗ 
ftanden. § 7 Abſ. 1 Riedl. iſt aber bei der Regelung des 
Vorkaufsrechts des Siedlungsunternehmens an Stelle des 
§ 510 Abſ. 2 BGB. geſetzt worden, während § 510 Abſ. 1 
BGB. nach 88 RSiedlG. entfp echend anwendbar iſt. Nur 
die Mitteilung des Grundbuchamts erſetzt nach 87 Abſ. 2 
daſelbſt die Mitteilung des Eigentümers oder des Dritten. 
Eine andere Abweichung von der Vorſchrift des Abſ. 1 iſt im 
Geſetz nicht zugelaſſen. Vertretezin oder Bevollmächtigte des 
Landlieferungsverbandes zur Empfangnahme der Mitteilung 
des Eigentümers war die Bekl. nicht. Die Friſt des 87 
wurde daher durch die Mitteilung des Eigentümers und deren 
abſchriftliche Mitteilung an den Landlieferungsverband nicht 
in Lauf geſetzt. Ebenſowenig konnte die Mitteilung des Land⸗ 
rats an den Landlieferungsverband, der eine Ausfertigung 
des Kaufvertrags beigefügt war, die Friſt in Lauf ſetzen, da 
die Mitteilung einer anderen Behörde als des Grundbuchamts 
nach § 7 a. a. O. dieſe Wirkung nicht hat. Überdies war der 
Kaufvertrag damals aber überhaupt noch nicht genehmigt. Die 
Genehmigung des Kaufvertrages iſt aber, wie die Reviſion 
zutreffend geltend macht und in RG. 106, 324 näher dar⸗ 
gelegt iſt, eine unerläßliche Vorausſetzung für den Beginn 
der Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts, da vorher ein 
rechtsgültiger Vertrag überhaupt nicht vorliegt. Der Reviſion 
muß aber auch darin beigepflichtet werden, daß die Mitteilung 
des Eigentümers der Vorſchrift des $ 7 auch inſofern nicht 
entſprach, als ſie über den Inhalt des Kaufvertrags nichts 
enthielt. Auf den Umſtand, daß dem Landlieferungsverband 
ſchon früher vom Landrat Ausfertigungen der notariellen Ver⸗ 
handlungen zur Einſicht überſandt waren, kann ſich die Kl. 
nich: berufen, da der Landlieferungsverband keine Verpflich- 
tung hatte, damals ſich von dem Inhalt des Vertrags Kennt⸗ 
nis zu verſchaffen, vielmehr darauf Anſpruch hatte, von den 
in § 7 genannten Perſonen von dem Inhalt des Vertrages 
unterrichtet zu werden. Hiernach iſt die Friſt zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts vom Landlieſerungsverband nicht verſäumt 
worden; vielmehr iſt die Friſt noch gar nicht in Lauf geſetzt 
geweſen. Da aber andererſeits das Vorkaufsrecht jedenfalls 


Grundſtücken). Eine Verpflichtung der Grundbuchämter zur Mit⸗ 
teilung beſteht von Reichs wegen nicht, konnte jedoch durch die 
Landeszentralbehörden jederzeit begründet werden. Da das Geſetz 
über den Verkehr mit Grundſtücken keine Beſtimmung darüber eni- 
halt, daß die Genehmigungsbehörde dem Vorkaufsberechtigten von 
der Genehmigung des Veräußerungsgeſchäfts Mitteilung zu machen 
hat, iſt die Frage, wer in rechtsgültiger Weiſe die in 8 7 des 
RSiedl®. vorgeſchriebene Mitteilung zu machen hat, lediglich nach 
deſſen Beſtimmungen zu entſcheiden. Da nach 87 a. a. O. die Mit⸗ 
teilung durch den Eigentümer, den Dritten oder das Grundbuchamt 
zu erſolgen hat, kaun auch durch die Mitteilung der Genehmigungs⸗ 
behörde an den Vorkaufsberechtigten über die Genehmigung eines 
Veräußerungsgeſchäfts die Friſt zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
nicht in Lauf geſetzt werden. 

Über die Form der Mitteilung an den vorkaufsberechtigten Laud⸗ 
lieferungsverband enthält das RSiedlGG. keine Vorſchriften. Sie 
wird alſo nicht unter allen Umſtanden ſchriftlich erfolgen müſſen, 
aber in einer Form, die es dem Vorkaufsberechtigten ermöglicht, 
ſich darüber ſchlüſſig zu werden, ob er ſein Vorkaufsrecht ausüben 
will oder nicht. Die Mitteilung hat nach 8 510 des BB. unver⸗ 
züglich zu erfolgen. Daraus ergibt ſich, daß bei ſchuldhafter Ver⸗ 
zögerung der Mitteilung oder bei unrichtigen und irreführenden An⸗ 
gaben, die in 87 des RSiedlG. vorgeſehene Friſt zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts nicht in Lauf geſetzt wird und andererſeits auch 
der zur Mitteilung Verpflichtete nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
dem Berechtigten Schadeuerſatz zu leiſten hat. (Ponfick⸗Wenzel, 
Kommentar zum RSiedl ß. Aum. 1 zu 87 und Fiſcher-Henle, 
BGB. Anm. 2 zu § 510.) Reg Rat. a. D. Raſtell, Charlottenburg. 
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nach Genehmigung des Vertrags auch vor Beginn der Frift 
wirkſam ausgeübt werden konnte, fo beſtehen nach dieſer Rich⸗ 
tung gegen die Wirtſamkeit der Ausübung keinerlei rechtliche 
Bedenken. Das angefochtene Urteil unterlag aus dieſem 
Grunde der Aufhebung. 

(U. v. 1. Okt. 1924; 584/23 V. — Berlin.) 

18. 88 233, 236 ZPO. Unterlaſſung der Ab⸗ 
ſendung des vom Rechtsanwalt unterſchriebenen 
Schriftſtückes durch ſein Perſonal iſt als unab⸗ 
wendbarer Zufall Wiedereinſetzungsgrund. Die 
Angabe der Mittel der Glaubhaftmachung des 
Wiedereinſetzungsantrages braucht nicht mit 
ausdrücklichen Worten zu erfolgen, es genügt, 
wenn die im Geſuch angeführten Mittel durch 
Auslegung als ſolche erkennbar find.}f) 

In Frage ſteht, ob durch einen unabwendbaren Zu⸗ 
fall verhindert worden iſt, daß das v. 18. Mai datierte 
Geſuch des RA. B. auf Bewilligung des Armenrechtes 
früher an das BG. gelangte. Die Kl. hatte dies durch 
eine eidesſtattliche Verſicherung des RA. glaubhaft zu 
machen verſucht, in welcher dieſer beſcheinigte, daß er, um 
den rechtzeitigen Eingang des Armenrechtsgeſuchs beim 
BG. zu gewährleiſten, ſelbſt am 18. Mai 1923 den Antrag 
auf Bewilligung des Armenrechts auf der Schreibmaſchine 
mit einem Durchſchlag niedergeſchrieben und nach Unter⸗ 
zeichnung der Urſchrift perſönlich in die Kanzlei zur als⸗ 
baldigen Abſendung gebracht habe. Das BG. hat dieſe Er⸗ 
klärung aus einem doppelten Grunde für unerheblich er⸗ 
achtet: weil die darin bezeugten Tatſachen nicht geeignet ſeien, 
einen unabwendbaren Zufall darzutun, alſo die Wiederein⸗ 
ſetzung ſachlich zu begründen (§S 233 ZPO.), und weil die 
eidesſtattliche Verſicherung als Mittel der Glaubhaftmachung 
nicht in dem Wiedereinſetzungsgeſuche angegeben ſei, das Ge⸗ 
ſuch daher an einem formellen Mangel leide (§ 236 Abſ. 1 
Nr. 2 ZRO.). In beiden Richtungen kann den Ausführungen 
des BG. nicht zugeſtimmt werden: In fachlicher Beziehung 
meint das BG., es hätte dargetan werden müſſen, welche 
Vorkehrungen in der Schreibſtube des RA. getroffen und 
welche allgemeinen Weiſungen den Angeſtellten gegeben wor⸗ 
den ſeien, um die ungeſäumte Abſendung wichtiger Schrift⸗ 
ſtücke, wozu auch Geſuche um Bewilligung des Armenrechts 
für die Einlegung der Berufung gehören, ſicherzuſtellen und 
nachzuprüfen. Damit werden indeſſen die Anforderungen, 
die im vorliegenden Falle an die Sorgfalt des RA. zu ſtellen 
waren, überſpannt. Wie ſchon in RG. 96, 322 ff. ausge⸗ 
ſprochen, iſt der Begriff des unabwendbaren Zufalls im Sinne 
des 8233 3 O. lediglich nach ſubjektivem Maßſtabe zu be⸗ 
ſtimmen und nach rein ſubjektiven Geſichtspunkten muß daher 
auch beurteilt werden, welche Sorgfalt nach Lage des Falles 
vernünftigerweiſe zu fordern iſt. Nun kann ein Rechtsanwalt, 
deſſen Hauptaufgabe in der Beratung der Parteien, in der 
Anfertigung von Schriftſätzen, in der Vorbereitung und Wahr⸗ 
nehmung von Terminen beſteht, naturgemäß nicht jede mecha⸗ 
niſche Tätigkeit, die ſein Beruf erfordert, ſelbſt vornehmen. 
Er iſt gezwungen, viele Einzelheiten, wie z. B. die Führung 
der Kalender, die Aufzeichnung der Eingänge und Ausgänge, 
die Vervielfältigung der Schriftſätze, ſeinen Angeſtellten zu 
überlaffen. Dabei liegt ihm allerdings eine gewiſſe Über- 
wachung ob, die ſich nicht nur auf den Betrieb im allge⸗ 
meinen, ſondern auch auf ſeine einzelnen Teile zu erſtrecken 
hat und namentlich da ſtreng zu handhaben iſt, wo es ſich 
um die Wahrung von Friſten handelt. Wie weit aber eine 
ſolche Überwachung im einzelnen gehen muß, läßt ſich nur 
nach den Umſtänden beurteilen. Nun iſt die bloße Abſendung 
eines Schriftſtückes durch die Poſt eine ſo einfache, im Be⸗ 
triebe eines Anwalts ſich ſo oft wiederholende Tätigkeit, 
daß ſie einer beſonderen Nachprüfung nicht bedarf. Der An⸗ 
walt darf unter gewöhnlichen Verhältniſſen ohne weiteres 


Zu 18. 1. Was die Frage betrifft, ob ein unabwendbarer 
Zufall gegeben iſt, ſo ſteht die Entſch. auf dem Standpunkte, den 
das RG. JW. 1920, 142 eingenommen hat und der durchaus zu 
billigen iſt. Vgl. auch JW. 1922, 1048 (KG.). 

2. Auch die weitherzige Auslegung des § 236 Abſ. 1 Nr. 2 
3PO., wonach der Wiedereinſetzungsantrag „die Angabe“ der Mittel 
für die Glaubhaftmachung der die Wiedereinſetzung begründenden. 
Tatſachen enthalten muß, iſt nur mit Freuden zu begrüßen. Richtig 
iſt auch, daß das Geſetz nur dieſe Augabe, nicht auch die Vorlegung 
der Mittel zur Glanbhaftmachung verlangt. 

KEN. Dr. A. Friedländer, Limburg. 
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davon ausgehen, daß die von ihm verlangte Abſendung auch 
wirklich geſchehen iſt, und braucht deshalb die tatſachliche 
Vornahme der Abſendung weder ſelbſt zu überwachen, noch 
durch andere überwachen zu laſſen, es müßte denn ſein, daß 
in dieſer Beziehung bereits Unregelmäßigkeiten vorgekommen 
ſind oder Anlaß beſteht, in die Zuverläſſigkeit der Angeſtellten 
Zweifel zu ſetzen. Derartiges iſt aber hier nicht behauptet 
und auch nicht ohne weiteres zu vermuten. Wenn alſo der 
RA. am 18. Mai 1923 das Armenrechtsgeſuch in vollſtän⸗ 
diger Form, insbeſondere mit Unterſchrift verſehen, zur 
Kanzlei mit dem Auftrage gab, es durch die Poſt alsbald 
abzuſenden, die Abſendung aber durch ein Verſehen der 
Kanzlei unterblieben iſt, ſo liegt darin allerdings ein un⸗ 
abwendbarer Zufall im Sinne des § 233 ZPO, der ge⸗ 
eignet iſt, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Berufungsfriſt zu begründen. Der eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung des RA. kann auch nicht aus dem 
formellen Grunde die Beachtung verſagt werden, weil ſie im 
Wiedereinſetzungsgeſuche nicht ausdrücklich als Mittel der 
Glaubhaftmachung angegeben worden iſt. Wenn $ 236 Abſ. 1 
Nr. 2 ZPO. eine ſolche Angabe verlangt, fo iſt damit nicht 
geſagt, daß eine Angabe mit ausdrücklichen Worten er⸗ 
forderlich ſei. Es genügt, wenn der Inhalt des Geſuches, ſei 
es auch erſt im Wege der Auslegung, erkennen läßt, was 
als Mittel der Glaubhaftmachung dienen ſoll. Nun iſt in 
dem vom Armenanwalt der Berufungsinſtanz geſtellten 
Wiedereinſetzungsgeſuche vorgebracht, daß der RA. das 
Armenrechtsgeſuch ſelbſt in die Maſchine geſchrieben und 
zur ſofortigen Abſendung ins Büro gegeben habe. Wenn 
aber in einem Wiedereinſetzungsgeſuche ein RA. geltend macht, 
er ſelbſt oder ein anderer RA. habe beſtimmte Berufs⸗ 
handlungen vorgenommen, ſo iſt darin auch ohne beſondere 
Hervorhebung der Ausdruck des Willens zu finden, ſich auf 
ſeine oder des anderen Anwalts Erklärung als Mittel der 
Glaubhaftmachung zu beziehen. Daß die Erklärung erſt ſpä⸗ 
ter niedergeſchrieben und vorgelegt worden iſt, ſchließt ihre 
Verwertung nicht aus. § 236 Abſ. 1 Nr. 2 ZPO. verlangt 
für das Wiedereinſetzungsgeſuch ſelbſt nur Angabe, nicht Vor⸗ 
legung der Mittel zur Glaubhaftmachung der die Wieder 
einſetzung begründenden Tatſachen. 
(U v. 30. Sept. 1924; 51/24 III. — Naumburg. 


19. 88239, 246 3 PO. Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand bei zweifelhafter Rechtslage.] 7) 

Der Kl. iſt im September 1919 vom Erblaſſer der 
Bekl. zu 1 und dem Bekl. zu 2 körperlich mißhandelt und 
verletzt worden. Er erhob gegen ſie Klage mit dem Antrage: 
1. fie als Geſamtſchuldner zu verurteilen, an ihn 1173,45 % 
(173,45 % Vermögensſchaden, 1000 % Schmerzensgeld) zu 
zahlen; 2. feſtzuſtellen, daß ſie als Geſamtſchuldner ver 
pflichtet ſeien, ihm allen aus der erlittenen Mißhandlung 
künftig erwachſenden Schaden zu erſetzen. Durch Urteil v. 
1. Dez. 1920 hat das LG. die Bekl. zur Zahlung von 
443,45 % (143,45 % für Vermögensſchaden, 300 % Schmer 
zensgeld) verurteilt und den Kl. mit ſeinen Mehranſprüchen 
abgewieſen. Der Kl. legte Berufung ein, ſeine Berufung 
wurde aber auf Grund der mündlichen Verhandlung v. 
20. Mai 1921 durch Urteil v. 27. Mai 1921 zurückgewieſen. 
Beide Bekl. waren in der Berufungsinſtanz nicht vertreten, 
der Bekl. zu 1. war im Laufe der Berufungsinſtanz vor dem 
Verhandlungstermin am 20. Mai 1921 geſtorben. Auf die 
Rev. des Kl. wurde das Urteil v. 27. Mai 1921, ſoweit es 
gegen den Bekl. Sch. gerichtet war, aufgehoben und die Sache 
inſoweit zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung an das 
BG. zuruͤckverwieſen. Durch Urteil v. 26. März 1923 ver⸗ 
urteilte alsdann das OLG. den Bekl. Sch. zur Zahlung 
von 700% und erkannte nach dem Feſtſtellungsantrage des 
Kl. Inzwiſchen hatte der Kl. die Erben des Bekl. B., näm⸗ 
lich die jetzigen Bekl., da ſie die Aufnahme des Rechtsſtreits 


Zu 19. Die Entſch. berührt eine Reihe von wichtigen pro- 
zeſſualen Problemen. 

1. Als das erſte Urteil der Berufungsinſtanz erging, war das 
Verfahren durch den Tod des Mitbeklagten, der keinen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten hatte, unterbrochen. Die Frage, ob ein ſolches Urteil abſolut 
nichtig ſei oder nur durch Rechtsmittel beſeitigt werden könne, iſt 
beſtritten, wird aber vom RG. in ſtändiger Praxis im letzteren Sinne 
entſchieden (vgl. RG. 45, 326; 64, 361; 88, 206 = JW. 1916, 1024; 
JW. 1916, 326). 

2. Wenn das Urteil bis zur Aufhebung an ſich wirkſam war, 
ſo hatte die Berufungsinſtanz nicht die Verhandlung zu wiederholen 
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verzögerten, zur Aufnahme geladen. Im Verhandlungstermin 
am 22. März 1923 waren die Bekl. zu 1 durch einen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten vertreten, der zur Sache ſtreitig verhandelte. 
Durch Urteil v. 4. März 1924 erkannte das OLG. ent⸗ 
ſprechend dem Hilfsantrage des Kl.: „Das am 27. Mai 1921 
verkündete Urteil des II. 3S. des OLG. in M. hat Wirk⸗ 
ſamkeit für und gegen die im Rubrum benannten Erben 
des B.“ Dieſes Urteil, ſowie dasjenige v. 27. Mai 1921 
hat der Prozeßbevollmächtigte der Bekl. demjenigen des Kl. am 
10. März 1924 zugeſtellt. Gegen das erſtere Urteil hat der Kl. 
am 9. April, gegen das letztere am 15. Juli 1924 Rev. ein⸗ 
gelegt. Gleichzeitig mit der Einlegung der letzteren Rev. hat er 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beantragt. Das BG. 
begründet ſeine Entfch. wie folgt: Durch den vor Erlaß des 
Urt. v. 27. Mai erfolgten Tot des B. ſei das Verfahren gegen 
ihn unterbrochen (88 239, 246). Das trotzdem an dieſem Tage 
ergangene Urteil, ſei aber deshalb, auch ſoweit es B. betreffe, 
nicht nichtig. Es könne deshalb vom OLG. nicht von neuem 
zur Sache verhandelt und eine anderweite Entſcheidung er⸗ 
laſſen werden. Es könne vielmehr, da das RG. das Urteil 
v. 27. Mai 1921 nur in Beziehung auf Sch. aufgehoben habe, 
lediglich ein Ergänzungsurteil zu dem Sachurteil v. 27. Mai 
1921 ergehen. Dieſe Begründung iſt zutreffend (vgl. RG. 68, 
255; 88, 2071); Stein zu 8239 ZPO. IV2 bei Nr. 39, IV 4 
bei Nr. 51). Die Reviſion hat auch inſoweit Angriffe nicht 
erhoben. Daraus ergibt ſich aber, daß der Kl., wenn er mit 
ſeinem Anſpruch durchdringen wollte, nicht nur gegen das 
Urteil v. 4. März 1924, ſondern auch gegen das die ſachliche 
Entſcheidung enthaltende Urteil v. 27. Mai 1921 Reviſion 
einlegen mußte. Denn das Aufnahmeurteil ergänzt eben 
lediglich die Entſcheidung des in der Hauptſache ergangenen 
Urteils, indem es die Perſonen bezeichnet, die als Erben an 
die Stelle des früheren Bekl. B. getreten find. Es wird Be⸗ 
ſtandteil der ſachlichen Entſcheidung ohne ſelbſtändigen Cha⸗ 
rakter (vgl. RG. 68, 256; 27, 358). Es fragt ſich alſo, ob 
dem Wiedereinſetzungsantrage des Kl. entſprochen werden 
kann. Die Frage iſt bejaht worden, weil es bei der be⸗ 
ſonders gearteten Sachlage zweifelhaft ſein konnte, ob nicht 
in der Tat die Einlegung der Reviſion gegen das letzte Urteil 
genügte. Auf dieſen Standpunkt hat ſich der Kl. geſtellt und 
geltend gemacht, das Urteil ſei als felbftändiger Träger 
der Entſcheidung aufzufaſſen, daß der Anſpruch des Kl. aus 
den in dem früheren Urteil enthaltenen Gründen nicht ge⸗ 
rechtfertigt ſei. Wenn dieſe Meinung nach dem vorher Ge⸗ 
ſagten auch nicht gebilligt werden kann, ſo läßt ſich doch nicht 
ſagen, daß der Prozeßbevollmächtigte des Kl. nicht dieſer An⸗ 
ſicht ſein konnte, ohne die nach Lage der Umſtände gebotene 


und fachlich eine neue Entſcheidung zu erlaſſen. Es konnte ſich viel⸗ 
mehr nur darum handeln, bei Ladung zur Wiederaufnahme (88 239, 
250 ZRO.) auszusprechen, gegen wen das frühere Urteil als er⸗ 
laſſen zu gelten habe. Die Sachlage iſt alſo keine andere, als wenn 
nach Erlaſſung des Urteils — bei Vertretung der Parteien durch 
Progehbevollmädikigte — das Verfahren wegen Todes einer Partei 
gemäß 8 246 ZPO. ausgeſetzt und dann gegen die Erben in 
der gleichen Inſtanz wieder aufgenommen wurde. Für dieſe Fälle 
hat das RG. ſchon früher ausgeſprochen, daß das Aufnahmeurteil 
lediglich eine Ergänzung des Haupturteils hinſichtlich der Frage, für 
und gegen wen es zu gelten habe, darſtelle; daß es „Teil und 
Element der Entſcheidung in der Hauptſache ohne ſelbſtändigen 
Charakter“ werde (RG. 27, 358; 68, 256). In dieſem Sinne hat 
auch das OLG. im vorliegenden Falle entſchieden. 

3. Aus dem Geſagten ſchließt das RG. mit Recht, daß der 
Kl., um mit ſeinem Anſpruche durchzudringen, nicht nur gegen das 
Ergänzungsurteil, ſondern auch gegen das frühere, die ſachliche Entſch. 
enthaltende Urteil Reviſion einlegen mußte. Aus der Literatur iſt 
dieſe Folgerung nicht fo klar erſichtlich. Förſter-Kann (1, 580) 
ſteht auf dem Standpunkt, daß das Ergänzungsurteil zu dem Sach⸗ 
urteil in demſelben Verhältuis ſtehe wie ein nach § 303 ZPO. er⸗ 
gangenes Zwiſchenurteil zu dem Endurteil; es bilde daher nur einen 
Beſtandteil jeiner Entſcheidungsgründe; nur das Endurteil könne ange⸗ 
fochten werden. Stein 1 8239 Anm. IV 4 dagegen nennt die Entſch. 
ein das Hauptſacheurteil ergänzendes Endurteil, für deſſen Anfechtung 
3517 380. entſprechend anzuwenden ſei. Er hat alſo offenbar den 
3321 ZPO. im Auge, deſſen „Ergänzungsurteil“ ja völlig ſelb⸗ 
ſtändig anfechtbar iſt. Die vierte Auffaſſung, welche das RG. zwar 
für unrichtig, aber für vertretbar erklärt, iſt die, daß das Aufnahme⸗ 
urteil als ſachliche Wiederholung der früheren Eutſch. — nunmehr 
in Richtung gegen die Rechtsnachfolger — zu gelten habe. 

4. Es iſt ſehr bemerkenswert, daß das RG. im vorliegenden 
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äußerſte Sorgfalt zu verletzen. In dieſer Beziehung kommt 
vor allem in Betracht, daß die Ausfertigung des Beſchluſſes 
des RG., durch den dem Kl. das Armenrecht für die Revi⸗ 
ſionsinſtanz bewilligt wurde, den Vermerk enthielt, es ſei 
Reviſion einzulegen, die Friſt laufe am 10. April 1924 ab. 
Dem Beſchluß lag lediglich das mit Zuſtellungsurkunde vom 
10. März 1924 verſehene Urteil vom 4. d. M., nicht aber das 
Urteil v. 27. Mai 1921 bei. Letzteres iſt dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten mit den Handakten erſt am 11. April 1924 zu⸗ 
gegangen. Die Friſt des 8 234 3 PO, iſt gewahrt. Denn der 
Prozeßbevollmächtigte des Kl. iſt erſt durch Schreiben des 
Senatspräſidenten v. 10. Juli 1924, das ihm nicht vor dem 
12. zugegangen iſt, darauf aufmertfam gemacht worden, daß 
die Reviſion gegen das Urteil v. 27. Mai 1921 in Frage komme. 
(U. v. 25. Sept. 1924; 257/24 IV. — Marienwerder.) [Ka.] 


20. 58 519 b Abſ. 2, 329 3 PO. Die den Nach⸗ 
weis der Zahlung der Prozeßgebühr für die Be⸗ 
rufungsinſtanz betreffende Friſtverlängerungs⸗ 
verfügung bedarf zu ihrer Wirkſamkeit der Zu⸗ 
ſtellung noch innerhalb der Friſt. Der ſofor⸗ 
tigen Beſchwerde gegen den die Berufung als 
unzuläſſig verwerfenden nach dem 31. Mai 1924 
zugeſtellten Beſchluß iſt zuläſſig, auch wenn 
das landgerichtliche Urteil vor dem 1. Juni 1924 
verkündet ift.] 

Die vom Vorſitzenden des BG. unter gleichzeitiger 
Anberaumung des Verhandlungstermins auf dem 14. Juli 
1924 bis zum 20. Juni 1924 beſtimmte Friſt zur Er⸗ 
bringung des Nachweiſes der Zahlung der Prozeßgebühr 
iſt auf den Antrag des Bekl. durch Verfügung v. 20. Juni 
bis zum Verhandlungstermin verlängert. Dieſe Verfügung 
iſt dem Prozeßbevollmächtigten des Bekl. überhaupt nicht, 
dem Bekl. ſelbſt am 23. Juni zugeſtellt. Im Verhand⸗ 
lungstermin v. 14. Juli wurde die Berufung als unzuläſſig 
verworfen, weil der Nachweis friſtgemäßer Zahlung der 
Prozeßgebühr nicht erbracht war. Die Zuläſſigkeit der hier⸗ 
gegen innerhalb der geſetzlichen Friſt von dem Bekl. ein⸗ 
gelegten ſofortigen Beſchwerde ergibt ſich aus 8519 b Abſ. 2 
ZPO. n. F. Zwar richtet ſich, da das landgerichtliche Urteil 
vor dem 1. Juni 1924 verkündet worden iſt, die Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung nach den vor dieſem Tage geltenden Vor⸗ 
ſchriften (Art. VII Abſ. 4 VO. über das Verfahren in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. Febr. 1924). Und das bis⸗ 
herige Recht kannte keine Anfechtung des in § 520 Abſ. 3 
3 PO. a. F. (geſchaffen durch Art. II Nr. 2 Geſetz zur Ande⸗ 
rung des GKG. v. 21. Dez. 1922) bereits vorgeſehenen Be⸗ 
ſchluſſes auf Verwerfung der Berufung wegen nicht recht— 


Falle auch die äußerſte nach Lage der Umſtände gebotene Sorgfalt 
nicht für verletzt erachtete, obwohl in keiner Weiſe ſeſtgeſtellt wird, 
was der RG.⸗Anwalt zur Ermittelung und Stützung der von ihm 
vertretenen Rechtsanſchauung getan hat. Es ſtanden ihm nur noch 
zwei Tage zu Gebote. Die Rechtslage war ungewöhnlich. Es wird 
für genügend erachtet, daß er ſich eine vernünftige, vertretbare An⸗ 
ſicht bildete. Ob hier wirklich eine Abweichung von der früheren, 
ſtrengen Rechtſprechung vorliegt (vgl. hierzu Friedlaender, 
RAO. 2, 828 Anm. H ff.), iſt nicht klar erſichtlich. 

Das RG. iſt wohl hierauf nicht näher eingegangen, weil der 
Fall auch ſonſt noch Beſonderheiten aufwies, die zugunſten der 
Wiedereinſetzung ſprachen. Dem Armenrechtsbeſchluß war der Ver⸗ 
merk beigefügt, es ſei Reviſion einzulegen, die Friſt laufe am 
10. April ab; nur das Ergänzungsurteil lag mit Zuſtellungs⸗ 
nachweis v. 10. März dem Beſchluſſe bei. Der RG.⸗Anwalt wurde 
alſo direkt auf dieſes Urteil und nur auf dieſes hingewieſen; ja er 
wußte nicht einmal, ob das andere Urteil bereits zugeſtellt war 
(vor der Zuſtellung war bis zum 1. Juni 1924 die Einlegung der 
Reviſion nicht zuläflig). Man wird hinzufügen müſſen: er wußte 
offenbar auch nicht, ob überhaupt das Armenrecht zur Einlegung 
der Reviſion gegen das frühere Urteil nachgeſucht und bewilligt war; 
in keinem Falle war er — mangels Vollmachtserteilung der Partei — 
Vertreter i. S. des 8 232 Abf. 2 ZPO., ſodaß auch die in der 
Entſch. gar nicht gewürdigten Rechtsgrundſäte des Urteils v. 18. Febr. 
1919 (RG. 94, 342 — ZW. 1919, 318 20) zuguuften der Wieder⸗ 
einſetzung in Betracht kommen. 

5. Zu erwähnen iſt noch, daß es — wenn einmal der Wieder⸗ 
einſetzungsgrund vorliegt — für die Wahrung der Friſt des 8 234 
3PO. nicht darauf ankommt, wann der Anwalt das Hindernis — 
alſo hier die Unkenntnis der Tat⸗ und Rechtslage — hätte be⸗ 
heben können, ſondern nur darauf, wann es katſächlich behoben 
wurde. Vgl. RG. 65, 193 JW. 1907, 205, und die Nach⸗ 
weiſungen bei Förſter⸗ Kann, 8 234 Anm. 2a. 

RNA. Dr. Friedlaender, München. 
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zeitigen Nachweiſes der Zahlung der Prozefigebühr. Die 
neue Vorſchrift über die Anfechtbarkeit dieſes Beſchluſſes 
gehört aber nicht mehr zu den die Zuläſſigkeit der Berufung 
regelnden Beſtimmungen. Sie knüpft an dieſe nur an, hat 
ihnen gegenüber jedoch ſelbſtändige Bedeutung. Ihre An⸗ 
wendbarkeit hängt nach allgemeinen, in Ark. VII Abſ. 4 
a. a. O. allerdings nur für verkündete Entſcheidungen zum 
Ausdrucke gelangten Grundſatze für nicht verkündete Be⸗ 
ſchlüſſe von dem Zeitpunkt ihcer Zuſtellung ab. Iſt der die 
Verwerfung einer Berufung ausſprechende Beſchluß nach dem 
31. Mai 1924 zugeſtellt worden, ſo kann er mit der ſofortigen 
Beſchwerde angegriffen werden, ohne daß es auf den Zeit⸗ 
punkt der Verkündigung des erſtinſtanzlichen Urteils ankommt. 
Der vorliegende, am 18. Juli 1924 zugeſtellte Beſchluß iſt 
alſo mit der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar. Die ſachliche 
Entſcheidung fordert eine Prüfung der Verfügung des Vor⸗ 
ſitzenden des BG. v. 20. Juni 1924, durch die er die Friſt 
zum Nachweiſe der Zahlung der Prozeßgebühr verlängert 
hat. Unerheblich iſt jetzt allerdings, daß er ſie nicht auf perſön⸗ 
lichen Antrag des Bekl., ſondern nur des beklagtiſchen Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten hätte erlaſſen dürfen, dem ſie auch hätte 
zugeſtellt werden müſſen. Weſentlich für die jetzige Entſchei⸗ 
dung iſt nur, ob die urſprünglich bis zum 20. Juni 1924 
beſtimmte Friſt überhaupt rechtswirkſam verlängert worden 
iſt. Der Verlängerungsantrag iſt noch am 20. Juni 1924, 
alſo vor Friſtablauf geſtellt worden. Auch iſt die Ver⸗ 
fügung des Vorſitzenden von dieſem Tage datiert. Zugeſtellt 
iſt fie dem Prozeß bevollmächtigten des Bekl. aber überhaupt 
nicht und auch dem Bekl. perſönlich erſt am 23. Juni 1924, 
alſo nach Friſtablauf. Die eine Friſtverlängerung enthal- 
tende Verfügung des Vorſitzenden muß aber der Partei noch 
innerhalt der Friſt zugehen. Sonſt entbehrt ſie der Wirk⸗ 
ſamkeit. Ebenſo wie nicht verkündete Beſchlüſſe erhalten auch 
die Verfügungen des Vorſitzenden erſt durch die Zuſtellung 
Beſtand und Geltung nach außen. In der Entſcheidung RG. 
96, 3501) ift das für die Verlängerung der Friſt zum Nach⸗ 
weiſe der Einzahlung des Gebührenvorſchuſſes in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz (8 554 Abſ. 7 ZPO. a. F.) näher dargelegt. Die 
dort gegebene Begründung trifft auch den vorliegenden Yall. 
Die Verfügung des Vorſitzenden des BG, durch 
die er die Friſt zum Nachweiſe der Zahlung der 
Prozeßgebühr verlängert, bedarf zu ihrer 
Wirkſamkeit der Zuſtellung noch innerhalb der 
Friſt. An ihr fehlt es hier. Die Friſterſtreckung über den 
20. Juni 1924 hinaus iſt ohne Bedeutung. Da die zunächſt 
beſtimmte Friſt unbenutzt verſtrichen war, eine rechtswirk⸗ 
ſame Friſterſtreckung nicht vorliegt, war die Berufung un⸗ 
zuläſſig und die Beſchwerde unbegründet. | 

(Beſchl. v. 30. Sept. 1924; III B 5/24. — Berlin.) 

21. 88 566 a, 552 3 PO. n. F. — Sprungreviſion. 
Zuläſſigkeit der Reviſion (Berufung) vor Zu- 
ſtellung des Urteils. 

Die Reviſion iſt zuläſſig. Die Erforderniſſe der ſog. 
Sprungreviſion (8 566 3PO.) find eingehalten. Im übri⸗ 
gen iſt die Reviſton eingelegt, bevor das BU. in vollſtändig 
abgefaßter Form zugeſtellt und damit die Reviſionsfriſt er⸗ 
öffnet war (8 552 3PO. n. F.). Nach dem bisherigen Recht 
wäre die Reviſion deshalb wirkungslos geweſen (§ 552 Abſ. 2 
PO. a. F.). Allein in der neuen Faſſung iſt der zweite Ab⸗ 
ſatz des 8 552, ebenſo wie der entſprechende § 516 Abſ. 2 
(für die Berufung) beſeitigt. Mit der Streichung des Abſ. 2 
war beabſichtigt, daß fortan die Einlegung der Reviſion (und 
der Berufung) ſchon vor der Zuſtellung des angefochtenen Ur⸗ 
teils ſtatthaft ſein ſolle, wie man das ſchon bisher für den 
Einſpruch und die Beſchwerde angenommen hatte. Es mag 
nicht ganz unzweifelhaft ſein, ob jene geſetzgeberiſche Ab⸗ 
ſicht in der einfachen Streichung des § 552 Abſ. 2 (§ 516 
Abſ. 2) ZPO. einen hinreichenden Ausdruck gefunden hat. 
Es läßt ſich die Meinung vertreten, daß nach dem Wegfall 
dieſer ausdrücklich die Wirkungsloſigkeit ausſprechenden Vor⸗ 
ſchrift die Frage, welche Wirkung einer vor Zuſtellung des 
anzufechtenden Urteils eingelegten Reviſion zukomme, offen 
bleibe und nach Maßgabe allgemeiner Grundſätze und Er⸗ 
wägungen zu entſcheiden ſei. Nach der Auffaſſung des Senats 
führen indeſſen auch die allgemeinen Grundſätze zu dem Er⸗ 
gebnis, daß nunmehr die Reviſion wirkſam ſchon vor Zu⸗ 
ſtellung des Urteils eingelegt werden kann. Die Befriſtung 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
des Rechtsmittels verfolgt den weſentlichen geſetzgeberiſchen 
Zweck, einen zeitlichen Endpunkt feſtzuſetzen, mit deſſen Ab⸗ 
lauf das Rechtsmittel unzuläſſig wird und das Urteil die 
Rechtskraft beſchreitet. Einen Anfangspunkt für die Mög⸗ 
lichkeit der Anfechtung feſtzuſetzen, beſtand für den Geſetz⸗ 
geber keine gleich dringliche Veranlaſſung, da für den Be⸗ 
ginn der Anfechtungsmöglichkeit ein natürlicher Anfangs⸗ 
punkt in der Erlaſſung des Urteils gegeben iſt. 

(U. v. 30. Sept. 1924; 430/24 III. — Berlin.) Sch.] 
22. 889, 10 GK G.; 889, 850 3 PO; 88 1602, 1603 
BGB. Für die Berechnung des Streitwertes bei 
Beamtengehaltsanſprüchen iſt 89 Abſ. 1 GK G., 
89 Abſ. 1 3 P O., nicht 8 10 Abſ. 2 8 KG. maßgebend.] 
§ 10 Abſ. 2 betrifft nur Anſprüche auf Erfüllung einer 
auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhaltspflicht. Zu 
ihnen zählen die Anſprüche der Beamten auf Zahlung von Ge⸗ 
halt nicht. Die Beſoldung iſt allerdings, wie der erk. Sen. 
wiederholt ausgeſprochen hat, als eine für den ſtandesmäßigen 
Unterhalt des Beamten beſtimmte Rente anzuſehen. Dieſer ge- 
meinſame Zweck berechtigt aber nicht zur Gleichſtellung der Ge⸗ 
haltsanſprüche mit den Unterhaltsanſprüchen. Jene wurzeln 
in der ſittlichen Pflicht des Staates, dem Beamten, der ihm 
ſeine volle Tätigkeit zur Verfügung ſtellt, ein ſeiner Lebens⸗ 
ſtellung angemeſſenes Einkommen zu ſichern. Die Unter⸗ 
haltsanſprüche gründen ſich dagegen auf die durch die Einheit 
des Blutes und den Familienverband herbeigeführten natür⸗ 
lichen und ſittlichen Verhältniſſe. Neben dieſer Verſchieden⸗ 
heit in den Grundlagen der Anſprüche beſtehen weitgehende 
Unterſchiede in den rechtlichen Vorausſetzungen und im Um⸗ 
fang der beiden Arten von Forderungen, wie denn z. B. die 
Rechtsgrundſätze der 88 1602 Abſ. 1, 1603 Abſ. 1 BGB. für 
das Gebiet des Beſoldungsrechts nicht geeignet und ihm fremd 
find. In 8 850 Nr. 2 und Nr. 8 ZPO. werden die auf geſetz⸗ 
licher Vorſchrift beruhenden Unterhaltsforderungen und die 
Anſprüche der Beamten auf das Dienſteinkommen ausein⸗ 
andergehalten und damit als verſchiedenartige Anſprüche deut⸗ 
lich gekennzeichnet. In nicht ſeltenen Fällen wird zwar die 
Wertberechnung nach $I ZPO. für die Beamten, welche ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis geltend 
machen, zu einer, beſonders unter den heutigen Verhältniſſen, 
fühlbaren Härte führen. Dies rechtfertigt es jedoch nicht, den 
die Vermeidung einer ähnlichen Unbilligkeit bezweckenden § 10 
Abſ. 2 GKG. über den Kreis der dort bezeichneten Anſprüche 
hinaus anzuwenden. Auch der 6. ZS. des RG. hat ſich durch 
den unzweideutigen Wortlaut der Vorſchrift an deren durch 
die Abſicht des Geſetzgebers nahegelegter Erſtreckung auf 
verwandte Fälle behindert geſehen (RG. 106, 4111)). 
(Beſchl. v. 7. Nov. 1924; III 298/24.) [Sch.] 
23. Eine Entſcheidung der Verwaltungs- 
behörde tritt durch amtliche Bekanntmachung an 
die Beteiligten auch ohne förmliche Zuſtellung in 
Kraft.] 7) . 
Die Genehmigung, deren der Kaufvertrag und die 
Auflaſſung nach der BVO. v. 15. März 1918 über den 


Zu 23. Man gewinnt den Eindruck, daß der innere Geſetzgeber 
bei dem Gebrauche des Wortes Zuſtellung etwas ſorglos geweſen 
ſei und dadurch Rechtsunſicherheit hervorgerufen oder wenigſtens 
nicht genügend verhindert habe. 

Unter Zuſtellung verſteht der gerichtliche Sprachgebrauch 
allemal eine Übergabe unter förmlicher Beurkundung, ſo entſcheidet 
OVG. v. 13. Febr. 1923 in PrVerwBl. 45, 23, daß die Friſt nicht 
zu laufen beginnt, wenn es an der Beurkundung fehlt, einerlei, ob 
der Adreſſat das Schriftſtück erhalten hat und ſich zum Empfange 
bekennt oder nicht. Aber für die Verwaltungsgerichte wird die Be⸗ 
urkundung ausdrückliche als notwendige Form vorgeſchrieben. 

Jedoch iſt es ſicher, daß nicht in allen Fällen, wo das Geſetz von 
Zuſtellung ſpricht, die vollen Formen der ZPO. angewandt werden 
können und müſſen, namentlich, wenn Abſenderin eine Behörde iſt, 
der weder Gerichtsſchreiber noch Gerichtsvollzieher noch entſprechend 
beſonders ausgebildete und verpflichtete Beamte zu Gebote ſtehen. 

Andererſeits iſt die Zuſtellung, als eine Form, ſehr wenig ge⸗ 
eignet, um nach Guldünken und wohlmeinenden Erwägungen über⸗ 
gangen zu werden; es iſt alſo nötig, nach feſten beſtimmten Regeln 
zu ſuchen, und die laſſen ſich finden, wenn man an der Quelle ſchöpft. 

Die ZPO. vom 30. Jau. 1877 88 156/170 ſagt: „Die Zu⸗ 
ſtellung beſteht, wenn eine Ausfertigung zugeſtellt werden ſoll, 
in deren Übergabe, in den übrigen Fällen in der Übergabe einer 
beglaubigten Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtückes.“ Die 
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Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken bedurfte, 
hatte nach den preuß. Ausf Beſt. zu dieſer BD. v. 16. März 
1918 der Landrat zu erteilen. Nach den Grundſätzen 
der preußiſchen Landeszentralbehörde für die Ausführung 
der BRVO. v. 27. März 1918 (Schlegelberger, 
Kriegsbuch, Bd. 8 S. 134) zu § 5 Abſ. 2 iſt im Falle der 
Verſagung der Genehmigung der Antragſteller und ſein 
Vertragsgegner hiervon unter Angabe der Gründe ſchrift⸗ 
lich zu benachrichtigen und über ſein Beſchwerderecht zu be⸗ 
lehren; dieſe Benachrichtigung iſt zuzuſtellen. Die in 8 5 
der BR O. vorgeſehene befriſtete Beſchwerde gegen die Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung oder gegen die Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung unter Auflagen geht in Preußen nach den vor⸗ 
erwähnten Grundſätzen zu § 5 an den Regierungspräſidenten. 
Hiernach iſt der Landrat, wie bereits in RG. 103, 1071) 
näher ausgeführt, zur Abänderung ſeiner Entſcheidung, durch 
welche er die Genehmigung verſagt, oder nur unter Auflagen 
erteilt hat, keinesfalls befugt. Wird ſeitens eines Beteiligten 
Beſchwerde gegen ſeine Entſcheidung eingelegt, ſo hat hier 
über ausſchließlich der Regierungspräſident zu befinden. Das 
BG. glaubt von der Anwendung dieſer Grundſätze hier ab⸗ 
ſehen zu ſollen, weil die Entſcheidung des Landrates den 
Beteiligten nicht förmlich zugeſtellt, die Beſchwerbeſriſt alfo 
noch nicht in Lauf geſetzt ſei. Der Beſcheid des Landrates, 
der die Genehmigung ablehnte, ſei mit amtlicher Wirkung nach 
außen hin überhaupt noch nicht in Kraft getreten; eine 
amtliche Kundgebung dieſes Beſcheides ſei noch nicht erfolgt. 
Deshalb ſei der Landrat an ihn nicht gebunden und habe auf 
erneuten Antrag eines Beteiligten ſeine Entſchließung andern 
und eine anderweitige Eutſcheidung treffen können. Dieſe 
Auffaſſung beruht aber auf Rechtsirrtum. Über die Art der 
Zuſtellungen iſt in den oben erwähnten Grundſätzen der 
preuß. Landeszentralbehörde nähere Beſtimmung nicht ge— 
troffen. Wenn es für die Form der Zuſtellungen in Ver⸗ 
waltungsangelegenheiten in Preußen an einer allgemeinen 
Beſtimmung in 8 52 des Geſetzes über die allgemeine Landes 
verwaltung v. 30. Juli 1883 auch fehlte (Friedrichs, 
LandesverwG., 10. Aufl., 8 52 Anm. 3; v. Brauchitſch, 
Verwaltungsgeſetze, 22. Aufl., Bd. I, S. 60, Anm. 3), ſo ſind 
doch auch förmliche Zuſtellungen mit teilweiſer Anwendung 
von Vorſchriften der ZPO. vielfach vorgeſchrieben, z. B. im 
Regulativ für den Geſchäftsgang bei dem OVG. v. 22. Febr. 
1892 8 16 (v. Brauchitſch a. a. O. S. 644). Die förm⸗ 
liche Zuſtellung mag daher namentlich da, wo es ſich um 
die Eröffnung einer Rechtsmittelfriſt handelt, auch in Ver⸗ 
waltungsſachen geboten ſein. Immerhin iſt damit noch 
nicht geſagt, daß nicht auch ein vor Beginn der Friſt ein⸗ 
gelegtes Rechtsmittel wirkſam ſei und daß die Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörde vor der förmlichen Zuſtellung nicht 
Zuſtellung iſt alſo vollendet, wenn die Übergabe in den Formen 
88 157-172 /171—189 der heutigen Faſſung erſolgt. Daran fc) ich: 
88 173—175 / 189—192 die Vorſchrift, daß die erfolgte Zuſtellung 
zu beurkunden ſei. Weitere Vorſchriften ergingen über die Zu⸗ 
ſtellung durch die Poſt SS 176-180 / 193—197, von Auwalt zu An⸗ 
walt 8 181/198, im Auslande uſw. 88 182—185 / 199—.202, durch 
öffentliche Bekanntmachung 88 186—190/203—207. Die Zuſtellungs⸗ 
urkunde nach 88 173—175, 178 II, III / 189192, 195 UI, III war, 
ich wiederhole es, eine amtliche Beſcheinigung über die bereits er⸗ 
folgte Zuſtellung, nicht ein Teil der Zuſtellung feibft. Freilich war 
ſie ſehr wichtig, weil nach der alten ZPO. Zuſtellungen und Ladungen 
zwiſchen den ſtreitenden Parteien nur im Parteiauſtrage vorkamen, 
und jeder, der im Rechtsſtreit ſein Recht wahrnehmen wollte, eine 
Ladung oder Mitteilung mit formgerechter Zuſtellungsurkunde vor⸗ 
legen mußte. Eine Zuſtellung, die erfolgte, aber nicht beurkundet 
war, konnte in dem damaligen Parteiſtreitsverfahren nicht verwertet 
werden, ſie war ſo gut wie nicht erfolgt. Und man hatte ſich in den 
19 Jahren von 1879— 1898 fo in die blauen, grünen, weißen Blätter 
verliebt, daß man ſie für das weſentliche anſah. Als dann in der Nov. 
b. 20. Mai 1898 größerer Raum für den Amtsbetrieb geſchaffen 
werden ſollte, und die 88 208—213, „Zuſtellungen von Amts 
wegen“, in die ZPO. eingefügt worden, da nannte man das neu ge⸗ 
ſchaffene Verfahren „vereinfachte Zuſtellung“, § 211 J, obgleich nicht 
die Zuſtellung, ſondern nur die Beurkundung vereinfacht wurde. 

Ferner wurde eine Vorſchrift zugefügt (8 187), wonach eine an 
ſich unzuläſſige Erſatzzuſtellung einer Ladung wirkſam war, wenn 
lie dem Adreſſaten in die Hände gelangte ($ 187), während für un⸗ 
zuläſſig beurkundete Zuſtellungen an den rechten Adreſſaten keine 
Erleichterung gegeben war. 

Es iſt nötig, daß man ſich von dieſer Unklarheit freimacht und 
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ins Leben treten könne (Friedrichs a. a. O. S. 83 Anm. 7). 
Iſt die Entſcheidung den Beteiligten amtlich bekannt gemacht, 
wenn auch noch nicht förmlich zugeſtellt, ſo iſt ſie jedenfalls 
nach außen hin bereits in rechtliche Wirkſamkeit getreten 
und es geht nicht an, ſie, wie das BG. es will, ohne weiteres 
als nicht vorhanden anzuſehen und die Behörde, die ſie er⸗ 
laſſen hat, als nicht daran gebunden zu erklären. Mit der 
Verkündung oder ſonſtigen amtlichen Mitteilung tritt die 
Entſcheidung ins Leben und kann auch von der Behörde nicht 
mehr als nicht ergangen behandelt werden. Daß hier eine 
amtliche Kundgebung des Beſcheides durch den Landrat an 
die Beteiligten erfolgt war, unterliegt keinem Bedenken. 
Die in den Strafakten Bl. 3 befindliche Mitteilung des Land⸗ 
rates v. 19. Okt. 1918 an den Bekl. enthält die Eröffnung, 
daß die Genehmigung des Kaufvertrages, den die Parteien 
geſchloſſen hatten, verſagt werde und die Gründe dieſer 
Verſagung unter Bezugnahme auf die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, auf welche ſich die Verſagung ſtützte. Ferner iſt in 
dieſer Mitteilung die vorgeſchriebene Belehrung über das 
zuläſſige Rechtsmittel enthalten. Der vorliegende Fall unter⸗ 
ſcheidet ſich daher von dem in RG. 102, 11) entſchiedenen 
Streitfall. Dort hatte der Landrat dem Antragſteller zunächſt 
mitgeteilt, er beabſichtige, ihm die Genehmigung nicht zu 
erteilen, bevor er ihm aber einen ablehnenden Beſcheid er⸗ 
teile, ſtelle er ihm nochmalige Außerung anheim. Später 
teilte er ihm mit, er müſſe nach wie vor davon abſehen, ihm 
die Genehmigung zur Auflaſſung zu erteilen. Damals war 
aber nach außen nicht erkennbar gemacht, daß es ſich um 
eine amtliche Bekanntmachung handelte. Aus der Form der 
Mitteilung des Landrates, er müſſe nach wie vor davon ab⸗ 
ſehen, die Genehmigung zu erteilen, ging dies nicht deutlich 
hervor. Gründe der Verſagung waren nicht angegeben; auf 
die Zuläſſigkeit einer Beſchwerde war nicht hingewieſen; dem 
Gegner war überhaupt keine Mitteilung gemacht. Auch das 
BG. hatte damals den Beſcheid des Landrates nur als einen 
Zwiſchenbeſcheid angeſehen. In der gegenwärtigen Sache er⸗ 
gibt ſich aber aus der Form und dem Inhalt des Beſcheides 
ohne weiteres, daß es ſich um die amtliche Eröffnung der 
getroffenen Entſcheidung über das Geſuch um Genehmigung 
handelte. Hiernach hatte aber der Landrat über die von 
einer Partei gegen den Beſcheid eingelegte Beſchwerde Leines⸗ 
falls zu befinden, gleichviel ob fie vor Beginn der Be- 
ſchwerdefriſt oder während ihres Laufes oder nach Ablauf 
derſelben eingelegt wurde. Vielmehr ſtand die Entſcheidung 
lediglich dem Regierungspräſidenten zu. Der Landrat war 
nicht mehr befugt, an ſeiner Entſcheidung etwas zu ändern, 
nachdem er dieſelbe amtlich zur Kenntnis der Beteiligten ge- 
bracht hatte. Daraus ergibt ſich, daß die nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung des Vertrages durch den Landrat der Rechtswirk⸗ 
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zu dem Standpunkt von 1879 zurückkehrt. Danach hat der Befehl der 
Zuſtellung in Verwaltungsſachen nur folgende Bedeutung: 

1. Es muß ein Schriftſtück übergeben fein; Vorleſen, ſonſtige 
Kenntnis oder etwa Entwendung des Schriftſtücks genügen nicht. 

2. Das Schriftſtück muß eine Ausfertigung oder eine beglaubigte 
Abſchrift fein; als Ausfertigung iſt auch eine vollzogene Reinſchrift 
anzuſehen, aber nicht eine unbeglaubigte Abſchrift. . 

3. An wen die Sendung zu adreſſieren iſt, ergibt ſich aus 
88 171-173, 176, 178, 179, 189] ZPO. Nicht anzuwenden wären die 
Vorſchriften über den Zuſtellungsbevollmächtigten, da die Verwal⸗ 
tungsbehörden zu den Anordnungen aus 88 174, 175, 177 nicht 
befugt ſind. Wohl aber ſind anzuwenden die Vorſchriften über die 
Zuſteuung an den Prozeßbevollmachtigten, 88 176, 178, 179, Vor⸗ 
ſchriften, die ſich bei den Verwaltungsbehörden einer auffallenden 
Unbeliebtheit erfreuen, vgl. Friedrichs, Verwaltungsrechtspflege 2, 
349 und OVG. in DIZ. 1921, 497; Boethke, ZW. 1921, 1024. 

4. Die übergabe an eine andere Perſon als den Adreſſaten des 
Briefes iſt nur unter den Vorausſetzungen der 88 181—186 ZRD. 
wirkſam. 

5. Übergabe zu unpaſſenden Zeiten braucht ſich niemand gefallen 
zu laſſen, nimmt er ſie aber an, jo muß er fie gelten laſſen, 8 188 ZPO. 

6. Dagegen wird nichts darüber geſagt, in welcher Weiſe die 
Behörde ſich die Überzeugung davon verſchaffen kann, wann und 
wem das Schriftſtück übergeben iſt. Jedenfalls genügt die irgendwie 
beweisbare Übergabe, wenn der Adreſſat ſelbſt das Schriftſtück in 
die Hände bekon men hat. Bei der Erjagzuftellung an einen Dritten 
wird freilich eine gewiſſe Feierlichkeit und Umſtändlichkeit nicht zu 
entbehren ſein, damit der Empfänger ſich bewußt wird, daß die 
übergabe ein geſetzlicher Akt iſt, und daß nicht bloß ſeine Gefälligkeit 
von ſeizen des Poſt⸗ oder Amtsboten in Anſpruch genommen wird. 

IR. Karl Friedrichs, Ilmenau. 
1) JW. 1921, 574. 
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famfeit entbehret, es daher bei der Verſagung der Genehmi⸗ 
gung zunächſt ſein Bewenden behalten hat. Der Anſpruch 
des Kl. auf Auflaſſung iſt alſo nicht begründet. Ob nach⸗ 
träglich noch eine Erledigung der Beſchwerde des Kl. durch 
den zuſtändigen Regierungspräſidenten zu erfolgen hat, iſt 
hier nicht zu unterſuchen. 

(U. v. 9. April 1924; 368/23 V. — Stettin.) 


24. Rechtsgültigkeit und zeitliche Herr⸗ 
{haft des preuß. Gef. über den Verkehr mit 
Grundſtücken v. 10. Febr. 1923, wenn Vertrag und 
Auflaſſung zwiſchen 1. Jan. 1923 und Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes liegen, die Eintragung erſt 
nach letzterem Zeitpunkt erfolgen ſoll. Keine 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigungsnot⸗ 
wendigkeit, wenn der Vater für das minderjäh⸗ 
rige Kind ein Grundſtück erwirbt und für den 
Reſtkaufpreis Hypothek beſtellt. 

In Frage ſteht, ob zu dem von der minderjährigen D. 
als Käuferin am 25. Jan. 1923 mit der T. als Verkäuferin 
abgeſchloſſenen Grundſtückskaufvertrag erforderlich iſt: 1. auf 
Grund des preuß. Geſ. über den Verkehr mit Grundſtücken 
v. 10. Febr. 1923 die Genehmigung des Gemeindevorſtandes; 
2. wegen der für den Reſtkaufpreis bewilligten Hypothek die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes nach 88 1643, 1821 
Nr. 1 BGB. Das AG. bejahte beide Fragen und lehnte die 
beantragten Grundbucheintragungen ab. Auf die erfolgreiche 
Beſchwerde des Vaters D. und auf entſprechende Anweiſung 
des LG. ſetzte das AG. dem Antragſteller eine Friſt zur 
Beſchaffung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung und 
lehnte nach deren Ablauf die Eintragung der Hypothek ab, 
indem es gleichzeitig die Eintragung der D. als Eigentümerin 
im Grundbuche anordnete. Nunmehr legte die Verkäuferin T. 
weitere Beſchwerde gegen den Beſchluß des LG. mit dem An⸗ 
trag ein, das Grundbuchamt anzuweiſen, zu ihren Gunſten 
gegen die Eintragung der D. als Eigentümerin nach 8 54 
GBO. einen Widerſpruch einzutragen. Das KG. hat durch 
einſtw. Anordnung gemäß § 76 GBO. das AG. angewieſen, 
gegen die Eintragung des Eigentums der D. einen Wider⸗ 
ſpruch wegen Fehlens der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung zu der Hypothekenbeſtellung einzutragen. In der 
Sache ſelbſt möchte das KG. die weitere Beſchwerde zurück⸗ 
weiſen, weil es abweichend von ſeiner früheren Entſcheidung 
KGJ. 32 A 232 die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes 
zu der Hypothekbeſtellung für entbehrlich hält, ſieht ſich 
aber daran gehindert, durch die gegenteiligen Beſchlüſſe des 
OLG. Darmſtadt v. 3. Aug. 1904 und 8. Sept. 1909 (Heif. 
Rechtſpr. 5, 108; Seuff Arch. 65 Nr. 12). Das KG. hat dem⸗ 
nach die weitere Beſchw. dem RG. vorgelegt. Das Rechts⸗ 
mittel iſt erfolgreich. Die Vorausſetzungen des § 79 Abſ. 2 
GBO. ſind gegeben. (Wird ausgeführt.) Die Eintragung der 
D. als neuer Eigentümerin iſt unter Verletzung von Vorſchrif⸗ 
ten des preuß. Geſ. v. 10. Febr. 1923 über den Verkehr 
mit Grundſtücken erfolgt und durch ſie das Grundbuch un⸗ 
richtig geworden. Denn die vom LG. verneinte, vom KG. 
nicht ausdrücklich entſchiedene Frage, ob das bezeichnete preuß. 
Geſ. auf den zugleich die Auflaſſung enthaltenden notariellen 
Kaufvertrag v. 25. Jan. 1923 Anwendung findet, iſt zu be⸗ 
jahen. Die von den Vorinſtanzen ſtillſchweigend unterſtellte 
Rechtsgültigkeit des bezeichneten Geſetzes unterliegt keinen 
Bedenken. Durch Art. 119 Ziff. 1 Art. 3 EGBGB. find Lan⸗ 
desgeſetze, welche die Veräußerung eines Grundſtücks beſchrän⸗ 
ken, zugelaſſen. Das preuß. Gef. v. 10. Febr. 1923 will aus 
ſachlichen, insbeſondere wirtſchaftspolitiſchen Gründen dem 
überhandnehmenden Grundſtückshandel aus Spekulationszwek⸗ 
ken namentlich zur Aufrechterhaltung der Wohnungsfürſorge 
entgegenwirken (amtl. Begr. des Entw. bei Bergbohm und 
Wagener, 95/96). Die im 81 namentlich für die Ver⸗ 
äußerung und die Auflaſſung von Grundſtücken vorgeſchriebene 
Genehmigung der zuftändigen Behörde (§ 2) darf nur ver⸗ 
ſagt werden aus den im §4 bezeichneten Gründen, welche auf 
volkswirtſchaftlichen Erwägungen beruhen und die Förderung 
des Allgemeinwohls zum Ziele haben. Daß der Vorbehalt des 
Art. 119 Ziff. 1 EGBGB. landesgeſetzliche Veräußerungs⸗ 
beſchränkungen ſachlicher Art, die alſo nicht an die Perſon des 
Veräußerers oder Erwerbers geknüpft ſind, deckt, wird all⸗ 
gemein anerkannt (Staudinger, Bem. 2A; Planck, 
Bem. 1 zu Art. 119 EGBGB. Hagelberg und Fried⸗ 
länder, Komm. zum Grundſtücksverkehrsgeſetz S. 13 ff.). Da 
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das Geſetz auf Einheimiſche in gleichem Maße Anwendung 
findet, wie auf Ortsfremde, ſo verſtößt es nicht gegen Art. 111 
Satz 3 der RVerf. Dies hat der erk. Sen. bereits in RG. 107, 
261 ausgeſprochen, durch welche das ähnliche Beſtimmungen 
enthaltende ſächſ. Geſ. über den Verkehr mit Grundſtücken 
v. 20. Nov. 1920 für gültig erklärt iſt (vgl. auch Beſchluß 
des KG. v. 26. April 1923 DNot VO. S. 115). Umſtritten 
iſt die Frage der zeitlichen Herrſchaft des preuß. Grundſtücks⸗ 
verkehrsgeſetzes namentlich in der Richtung, ob es Anwendung 
findet, wenn der ſchuldrechtliche Vertrag und die Auflaſſung 
in den Zeitraum zwiſchen dem 1. Jan. 1923 und dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes fallen, die Eintragung im Grund⸗ 
buche aber erſt nach dem letzteren Zeitpunkte geſchehen ſoll. 
Nach 8 10 des Geſetzes darf der Grundbuchrichter einem An⸗ 
trage auf Eintragung einer Rechtsänderung nur ſtattgeben: 
1. wenn offenkundig iſt, daß eine Genehmigung nicht erforder⸗ 
lich iſt; 2. wenn ihm die Genehmigung nachgewieſen wird; 
die unter Ziff. 3 und 4 weiter getroffenen Beſtimmungen ſind 
für die hier zu entſcheidende Frage ohne Belang. Nun liegt 
es nahe, anzunehmen, daß unter Nr. 1 ſolche Rechtsgeſchäfte 
verſtanden werden, welche in keinem Falle genehmigungs⸗ 
pflichtig ſind (vgl. z. B. § 1 Abſ. 2, 83). Wäre im Geſetze 
nur der erſte Satz des 8 15 enthalten, fo würde aus dieſer Be⸗ 
ſtimmung in Verbindung mit der Vorſchrift des 8 10 Ziff. 2 
die Auffaſſung hergeleitet werden können oder mindeſtens für 
den Zweifel Raum ſein, ob nicht der Grundbuchrichter vor 
jeder Eintragung nach dem Inkrafttreten des Geſetzes den 
Nachweis der im 81 vorgeſchriebenen Genehmigung ver⸗ 
langen müßte. Dieſe Auffaſſung hat anſcheinend der Bericht⸗ 
erſtatter Haas des Landtagsausſchuſſes am Schluſſe ſeines 
mündlichen Berichts in der Vollſitzung v. 23. Jan. 1923 (Land⸗ 
tagsverh. 1. Wahlperiode 1. Tagung 1921/23 S. 14 361/62) 
zum Ausdruck gebracht, indem er zu der Übergangsvorſchrift 
(8 15 Satz 2) äußerte: „Sie ſehen in der Vorlage, daß es nun⸗ 
mehr heißt, daß alle Rechtsgeſchäfte, die vor dem 1. Jan. ab⸗ 
geſchloſſen ſind, nicht mehr getroffen werden ſollen Dagegen 
ſah die Regierungsvorlage — welche beſondere Übergangsvor⸗ 
ſchriften nicht enthielt — vor, daß alle Fälle, in denen der 
Grundſtücksverkauf im Grundbuch noch nicht eingetragen iſt, 
noch unter das Geſetz fallen ſollen, ganz gleich zu welcher 
Zeit der Verkauf getätigt wurde.“ Jedenfalls enthält aber 
Satz 2 eine Erläuterung zu Satz 1 des § 15. Es iſt beſtimmt, 
daß das Geſetz keine Anwendung findet auf alle diejenigen 
Rechtsvorgänge (Auflaſſung, Eintragung im Grundbuche), 
welche in Erfüllung eines vor dem 1. Jan. 1923 abgeſchloſſe⸗ 
nen gültigen Rechtsgeſchäftes erfolgen. Darin liegt einer⸗ 
ſeits eine Hinausſchiebung des Inkrafttretens, inſofern eine 
nach dem 16. Febr. 1923 vorgenommene Auflaſſung nicht der 
Genehmigung unterliegen ſoll, wenn das ſchuldrechtliche Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft vor dem 1. Jan. 1923 abgeſchloſſen war. 
Andererſeits iſt aus dem Zuſammenhang, beſonders aus den 
Worten „Rechtsvorgänge (Auflaſſung, Eintragung 
im Grundbuche“) ferner zu entnehmen, daß das Geſetz 
Platz greifen ſoll, wenn die genehmigungspflichtigen Rechts⸗ 
geſchäfte (81) nach dem 1. Jan. 1923, ſei es auch vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes erfolgt ſind, ſofern nicht auch die 
Eintragung im Grundbuche vor dem 16. Febr. 1923 geſchehen 
iſt. Eine derartige beſchränkte Rückwirkung in Geſtalt einer 
bergangsvorſchrift iſt nicht ungewöhnlich. Sie hat nicht nur 
den Wortlaut für ſich, ſondern entſpricht auch dem Zwecke des 
Geſetzes. Denn es kam darauf an, die nach dem Bekannt⸗ 
werden des Entwurfes in beſonders großer Zahl geſchloſſenen 
Spekulationsgeſchäfte zu treffen (Bergbohm und Wagener 
S. 8 und Bem. 2 zu § 15). Die gegenteilige Meinung wird 
dem Wortlaute des Geſetzes nicht gerecht. So muß Haaſe 
(DNotVO. 1923, 58), um ſeine Anſicht mit dem Geſetze in 
Einklang zu bringen, den Zuſatz „Eintragung im Grund⸗ 
buche“ als überflüſſig bezeichnen und das KG. in DNot VO. 
1923, 115, 118 dieſelben Worte i. S. einer Bewilligung 
der Eintragung verſtehen. Ebenſowenig kann die Berufung 
auf die Verkehrsſicherheit (Komm. von Hagelberg und 
Friedländer, Bem. 3 zu § 15, 154) ausreichen, um ſolchen 
Perſonen Schutz zu gewähren, welche angeſichts des drohenden 
Sperrgeſetzes von dieſem mißbilligte Spekulationsgeſchäfte (8 4 
des Geſ.) noch raſch unter Dach und Fach zu bringen ſich be⸗ 
mühten. Überwiegende Gründe zwingen daher zu der Aus⸗ 
legung, daß das Geſetz ſich bis zum 1. Jan. 1923 die oben 
gezeigte rückwirkende Kraft beigelegt hat (wie hier Ricks, 
DNotVO. 1923, 61; Baumert, JW. 1923, 724). Das 
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her hätte nach 8 1 Abſ. 1 S. 3 des Geſetzes die Auflaſſung 
einer Genehmigung bedurft. Da es an einer ſolchen fehlt, die 
Genehmigung vielmehr durch Entſcheidung des Magdeburger 
Magiſtrats v. 23. April 1923 verſagt iſt, ſo ermangelt die 
eingetragene Eigentumsänderung einer rechtsgültigen Auf⸗ 
laſſung und iſt deshalb nichtig (RG. 70, 356 1)). Demnach iſt 
das Grundbuch durch die unter Verletzung geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften erfolgte Eintragung der D. als Eigentümerin un⸗ 
richtig geworden. Der weiteren Beſchwerde war daher nach 
8 71 Abſ. 2 Satz 2, § 80 Abſ. 3 GBO. dahin ſtattzugeben, 
daß das Grundbuchamt angewieſen wurde, gemäß § 54 GBO. 
einen Widerſpruch gegen die Eintragung der D. als Eigen⸗ 
tümerin einzutragen. Einer Stellungnahme zu der Zweifels⸗ 
frage, ob zur Beſtellung der Reſtkaufgeldhypothek die Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich war, bedurite 
es nach alledem für die Entſcheidung über die weitere Be⸗ 
ſchwerde ſelbſt nicht. Wohl aber war auf ſie einzugehen, weil 
das KG. gemäß 876 Abſ. 1, § 80 Abſ. 3 GBO. durch eine 
einſtw. Anordnung dem Grundbuchamt aufgegeben hatte, we⸗ 
gen Fehlens dieſer Genehmigung einen Widerſpruch einzu⸗ 
tragen, und daher weiter zu entſcheiden war, ob dieſer Wider⸗ 
ſpruch aufrechtzuerhalten, abzuändern oder zu beſeitigen war. 
Denn ein Fall des 876 Abſ. 2, § 80 Abſ. 3 GBO., in dem 
der Widerſpruch von Amts wegen zu löſchen wäre, liegt nicht 
vor, weil die weitere Beſchwerde weder zurückgewieſen noch 
zurückgenommen iſt. So, wie er angeordnet iſt, würde der 
Widerſpruch der geſetzlichen Grundlage entbehren, wenn, wie 
das KG. annimmt, der Vater zur Beſtellung der Reſtkauf⸗ 
geldhypothek der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
nicht bedurfte. Zweifelhaft könnte erſcheinen, ob das KG. von 
dieſer Auffaſſung aus etwa beabfichtigt hat, die Eintragung 
eines Widerſpruchs dagegen anzuordnen, daß der Eigentums⸗ 
wechſel ohne gleichzeitige Eintragung der Reſtkaufhypothek im 
Grundbuche eingetragen iſt. Dies kann aber dahingeſtellt blei⸗ 
ben. Denn nach der zu 1 getroffenen Entſcheidung ſind die 
Auflaſſung und der Kaufvertrag wegen Verſagens der Ge⸗ 
nehmigung durch den Stadtmagiſtrat rechtsunwirkſam, die 
Eintragung des Reſtkaufgeldes kommt daher nicht mehr in 
Frage und es kann ſich deshalb nicht um die Abänderung, 
ſondern nur noch um die Entfernung des Widerſpruchs aus 
dem Grundbuche handeln. Die Frage, ob der Vater, welcher 
für ein ſeiner elterlichen Gewalt unterworfenes Kind ein 
Grundſtück erwirbt und daran zur Sicherung des Erwerbs⸗ 
preiſes eine Hypothek beſtellt, hierzu nach § 1821 Nr. 1 in 
Verbindung mit 81643 BGB. der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts bedarf, iſt lebhaft umſtritten. Der erk. 
Sen. hat in dem Beſchluſſe v. 8. Juli 1908 (RG. 69, 177) 
ausgeſprochen, daß der mit ſeiner Ehefrau in Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft lebende Ehemann bei Erwerb eines Grund⸗ 
ſtücks zum Geſamtgute an dieſem ohne Zuſtimmung der Frau 
für den Erwerbspreis eine Hypothek beſtellen kann. Dem 
OLG. Darmſtadt (Beſchluß v. 8. Sept. 1907; Seuff Arch. 65 
Nr. 12; auch ROL G. 21, 286), iſt zuzugeben, daß die Gründe 
jener RGSEntſch. (69, 177) nicht ohne weiteres auf den gegen⸗ 
wärtigen Rechtsfall Anwendung finden können, weil die 
Rechtsſtellung des gütergemeinſchaftlichen Ehemannes zum Ge⸗ 
ſamtgut nicht die gleiche iſt, welche der Vater in bezug auf 
das Vermögen ſeiner minderjährigen Kinder einnimmt, und 
namentlich die geſetzlichen Vorſchriften hinſichtlich der Be⸗ 
grenzung der Verfügungsgewalt in beiden Fällen nicht über⸗ 
einſtimmen. Im Ergebnis iſt jedoch der jetzigen Auffaſſung 
des RG. beizutreten. Auszugehen iſt von den Beſtimmungen 
des 81821 BGB. Danach bedarf der Vormund der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts bei der Verfügung 
über ein Grundſtück oder über ein Recht an einem ſolchen 
(Nr. 1) ſowie über eine Forderung, die auf die Übertragung 
des Eigentums an einem Grundſtücke gerichtet iſt, und über 
die weiteren in Ziff. 2 angeführten Anſprüche. Um die Durch⸗ 
führung dieſer Beſtimmungen zu ſichern, iſt in Nr. 3 des 
81821 weiter vorgeſchrieben, daß auch zur Eingehung der 
Verpflichtung zu einer Verfügung der in Nr. 1 und 2 ge⸗ 
dachten Art die gleiche Genehmigung erfordert wird. End⸗ 
lich wird laut Nr. 4 die vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung verlangt zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen 
Erwerb eines Grundſtücks oder eines Rechts an einem Grund⸗ 
ſtücke gerichtet iſt. Unter der Verfügung i. S. der Nr. 1 iſt 
nicht nur die Übereignung, ſondern auch die Belaſtung des 
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Grundſtücks mit einem dinglichen Rechte, insbeſondere einer 
Hypothek, zu verſtehen. Hat der Vormund ein Grundſtück für 
den Mündel erworben und die Beſtellung einer Hypothek an 
dem gekauften Grundſtücke zur Sicherung des Reſtkaufgeldes 
übernommen, ſo ſetzt die Einräumung der Hypothek, auch 
wenn ſie gleichzeitig mit der Umſchreibung des Grundſtücks 
bewilligt, beantragt und vom Grundbuchamt ausgeführt wird, 
doch begrifflich das Eigentum des Mündels am Grundſtücke 
voraus. Die Anſicht, daß die Belaſtung eines für den Mündel 
neu erworbenen Grundſtücks mit einer Hypothek zur Deckung 
des Erwerbspreiſes unter Nr. 1 des 81821 fällt, läßt ſich 
deshalb mit dem Wortlaut dieſer Vorſchrift vereinbaren. 
Allein der Zweck des Geſetzes und der Zuſammenhang ſeiner 
Einzelvorſchriften ſtehen dieſer Auffaſſung entgegen. Den Be⸗ 
ſtimmungen in 81821 Nr. 1 bis 3 liegt der Gedanke zu⸗ 
grunde, daß der vorhandene Grundbeſitz, als eine beſonders 
wertvolle Art des Vermögens, dem Mündel regelmäßig un⸗ 
geſchmälert zu erhalten iſt und deshalb nur unter erſchweren⸗ 
den Umſtänden ſoll veräußert und belaſtet werden können 
(Motive zum 1. Entw. BGB. IV S. 1136 ff.). Dagegen iſt 
der entgeltliche Erwerb von Grundſtücken für den Mündel in 
Ziff. 4 deshalb der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
unterworſen, weil es ſich um ein nur ausnahmsweiſe vor⸗ 
kommendes Geſchäft von beſonderer Wichtigkeit handelt (Mo⸗ 
tive IV S. 1140 zu 5). Die Nr. 1 bis 3 des 81821 treffen 
alſo die Verminderung des Grundvermögens, während ſich 
Nr. 4 auf die Vermehrung des Grundbeſitzes bezieht. Daraus 
iſt zu folgern, daß die Entgegennahme der Auflaſſung eines 
erworbenen Grundſtücks, obwohl darin eine Verfügung über 
die Forderung auf Übertragung des Eigentums zu finden iſt, 
doch nicht unter Nr. 2 des § 1821 fällt. Denn dieſe Be⸗ 
ſtimmung will nur eine ſolche Verfügung über den Über⸗ 
eignungsanſpruch ohne Mitwirkung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts verhindern, durch welche der Mündel (3. B. durch 
Abtretung des Anſpruchs) einen Rechtsverluſt erleidet, der 
den Grundſtückserwerb vereitelt oder erſchwert. Das iſt aber 
gerade nicht der Fall, wenn der Mündel in Erfüllung des An⸗ 
ſpruchs durch Auflaſſung und Umſchreibung entgültig das 
Eigentum am Grundſtücke erlangt (vgl. Planck, 3 Anm. II, 
2 zu 81643; Predari, GBO. ©. 330; Arnheim, GB. 
S. 415; RGR. Bem. 1 zu 1643; a. A. namentlich Stau⸗ 
dinger, II, b zu 8 1821, Anm. II, 2 zu § 1643). Eben weil 
es ſich um den Erwerb eines Grundſtücks handelt, bedingt 
die Beſtellung einer Hypothek zur Deckung des Erwerbspreiſes 
nicht die Anwendung der Ziff. 1 des 8 1821. Das wirtſchaft⸗ 
liche Ergebnis, das mit dem Abſchluſſe des Grundſtücks⸗ 
erwerbsvertrages von vornherein erſtrebt und durch deſſen 
Erfüllung erreicht wird, iſt, daß ein, wenn auch belaſtetes, 
Grundſtück neu in das Vermögen des Mündels eintritt. 
Hierdurch wird aber das Grundvermögen des Mündels ver⸗ 
mehrt. Dieſe nach der Verkehrsauffaſſung weſentliche Tat⸗ 
ſache, nicht die Betrachtung, daß ſich das Rechtsgeſchäft aus 
dem Erwerb des Eigentums und der Begründung der Hypo⸗ 
thek zuſammenſetzt, ift für die Nichtanwendung der Nr. 1 
des 81821 maßgebend, da dieſe Vorſchrift lediglich die Er⸗ 
haltung des vorhandenen Grundbeſitzes zum Ziele hat und 
deſſen Verminderung von der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts abhängig macht (vgl. RG. 69, 179/180). Als 
Wille des Geſetzes iſt demnach anzunehmen, daß die Nr. 1 
bis 3 des 81821 lediglich die Veräußerung und Belaſtung 
des vorhandenen Grundbeſitzes und der ihm gleichgeſtellten 
Anſprüche betreffen, bei dem Erwerbe eines Grundſtücks aber 
allein die Nr. 4 Platz greift, wobei gleichgültig iſt, in wel⸗ 
cher Art der Erwerbspreis beglichen wird. In den erſteren 
Fällen bedarf ſowohl die dingliche Verfügung, wie die auf 
ihre Herbeiführung gerichtete ſchuldrechtliche Verpflichtung der 
vormundſchaftlichen Genehmigung, welche ſelbſtverſtändlich in 
einer Verfügung erteilt werden kann, während bei dem Grund⸗ 
ſtückserwerbsvertrage nur die ſchuldrechtlichen Vereinbarun⸗ 
gen der Genehmigung unterliegen. Kraft der elterlichen Ge⸗ 
walt hat der Vater das Recht und die Pflicht, auch für das 
Vermögen feiner minderjährigen Kinder zu ſorgen (88 1626, 
1627 BGB.). Darin liegt grundſätzlich die Befugnis, das 
ganze Kindesvermögen zu verwalten (§ 1638) und die Ver⸗ 
tretung des Kindes in allen vermögensrechtlichen Angelegen⸗ 
heiten (8 1630). Hieraus folgt, daß der Vater über das 
Kindesvermögen inſoweit frei verfügen kann, als das Geſetz 
ihm nicht beſondere Beſchränkungen auferlegt. In dieſer Hin⸗ 
ſicht ſchreibt 81643 BGB. vor, daß der Vater zu gewiſſen 
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Rechtsgeſchäften der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
in gleichem Maße bedarf, wie der Vormund, in anderen Fällen 
aber freier geſtellt iſt. Namentlich iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich zu einem Vertrage, der auf den entgelt⸗ 
lichen Erwerb eines Grundſtückes gerichtet iſt, weil 8 1821 
Adi. 1 Nr. 4 im 8 1643 nicht angezogen iſt. Danach iſt der 
Vater in der Ausgeſtaltung des ſchuldrechtlichen Grundſtücks⸗ 
erwerbsvertrages völlig frei und er iſt deshalb ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Vormundſchaftsgerichtes befugt, das Kind zur 
Beſtellung einer Hypothek für den geſtundeten Teil des Er⸗ 
werbspreiſes zu verpflichten. Aus dem Umſtande, daß der die 
rechtliche und wirtſchaftliche Grundlage für die Erfüllungs⸗ 
handlungen bildende ſchuldrechtliche Vertrag frei iſt, recht⸗ 
fertigt ſich der Schluß, daß auch die dinglichen Verfügungen, 
welche der Erfüllung dienen, der Fürſorge des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts entzogen ſind. Es würde ſonſt nicht nur die 
dem Vater vom Geſetze gewährte Bewegungsfreiheit ſtark ver⸗ 
kümmert, ſondern auch die Verkehrsſicherheit gefährdet werden. 
Für den Käufer beſteht regelmäßig kein Zwang zum Erwerbe 
eines Grundſtücks und deshalb, von ſeltenen, einer beſonderen 
Berückſichtigung im Geſetze nicht bedürfenden, Ausnahme⸗ 
fällen abgeſehen, auch nicht die Gefahr, daß der Vater in 
Ausübung ſeiner väterlichen Fürſorge einen zu hohen Er⸗ 
werberpreis vereinbart (RG. 69, 179/180). Aus ähnlichen 
Erwägungen hat das Gejeb zwar den Verkauf eines Grund⸗ 
ſtücks durch die Formvorſchrift des §313 BGB. ſchützen zu 
müſſen geglaubt, aber die Verpflichtung zum entgeltlichen Er⸗ 
werbe eines Grundſtücks dieſer Formvorſchrift nicht unter⸗ 
worfen (wie hier Güthe, GBO. 3 II, 1660; Arnheim, 
GBO. 2 S. 415; Dernburg, Bürgerliches Recht 4, 8 78; 
a. A. namentlich RGR. Bem. 1; Planck, 3 Bem. IIIa; 
Staudinger II, 1 zu § 1643, ogl. auch Staudinger zu 
1145 112/68; OLG München 30. Nov. 1903, Samml. 4, 945 
u. a.). Hiernach bedurfte die Beſtellung der Reſtkaufgeldhypo⸗ 
thek nicht der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts; der 
vom KG. wegen deren Fehlens einſtweilen angeordnete Wider⸗ 
ſpruch entbehrte daher der geſetzlichen Grundlage. Daraus 
folgt, daß er nicht einzutragen oder, falls ſeine Eintragung 
inzwiſchen erfolgt iſt, wieder zu löſchen iſt. Nach Art. IV des 
Reichsgeſetzes v. 17. Mai 1898 RGBl. 255 find die landes⸗ 
geſetzlichen Koſtenvorſchriften maßgebend und es waren daher 
die 88 10, 105 des preuß. SRG. v. 28. Okt. 1922 der 
Koſtenentſcheidung zugrunde zu legen. 

(Beſchl. v. 1. Juli 1924; VB 2/24.) 

25. Anſprüche aus Unfallverſicherungen 
find nicht Vermögensanlagen i. S. der 3. Steuer⸗ 
Not VO. Die dieſe Anſprüche denen aus Lebens⸗ 
verſicherungen gleichſtellende Beſtimmung der 
4. VO. v. 28. Aug. 1924 zur Durchführung der 
3. Steuer Not VO. iſt ungültig.] f) 

Der BR. hat angenommen, daß auch die Anſprüche 
aus einer privaten Unfallverſicherung als eine Vermögens⸗ 
anlage anzuſehen ſeien, die unter 81 Abſ. 2 Nr. 10 
und 88 Satz 3 der 3. Steuer NotVoO. falle. Da die Un⸗ 
fallverſicherung gegen die Nachteile einer durch Unfall her⸗ 
vorgerufenen Invalidität ſchützen ſolle, ſo liege eine Inva⸗ 
liditätsverſicherung im Sinne dieſer BD. vor. Nach 8 9 habe 
über den Anſpruch auf Aufwertung der dem Kl. zuerkannten 
Unfallrente ausſchließlich die Aufwertungsſtelle zu entſcheiden. 
Daher ſei der Rechtsweg unzuläſſig. Dieſer Rechtsauffaſſung 
des Vorderrichters kann nicht beigetreten werden. Nach 8 1 
Abſ. 2 Nr. 10 der 3. Steuer NotVO. gelten als Vermögens⸗ 
anlagen i. S. der VO. Anſprüche der Verſicherten aus Lebens⸗ 
verſicherungsverträgen, und weiterhin gelten nach 8 8 Satz 3 
als Lebensverſicherungen auch die Invaliditäts⸗, Afters-, 
Witwen-, Waiſen⸗, Ausſteuer⸗ und Militärdienftverficherung, 
gleichviel, ob auf Kapital oder Rente. Die Unfallverſicherung 
iſt nicht genannt. Nun iſt zwar die Unfallverſicherung ebenſo, 
wie die Lebensverſicherung und die ihr in 8 8 gleichgeſtellten 
Verſicherungsarten, eine Perſonenverſicherung i. S. des 8 1 
VVG. Richtig iſt auch, daß ſowohl bei der Unfallverſicherung, 
wie bei der Invaliditätsverſicherung gegen Erwerbsunfähig⸗ 
keit Verſicherungsſchutz genommen wird. Das berechtigt aber 
noch nicht, die Unfallverſicherung unter den Begriff der In⸗ 


Zu 25. Dieſe Ent ſch. des RG. und die Entſch. des 
KG. v. 13. Nov. 1924 (. unten S. 2001) gaben den Anlaß 
zu der BD. des Reichspräſidenten ‚zur einſtw. Rege⸗ 
lung der Aufwertung“ v. 4. Dez. 1924 (RG Bl. 765). D. S. 
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validitätsverſicherung i. S. der VO. einzureihen. Es handelt 
ſich vielmehr verſicherungsrechtlich und ⸗techniſch um zwei ver⸗ 
ſchiedene Verſicherungsarten. Die Unfallverſicherung iſt eine 
Perſonenſchadenverſicherung. Der Unfallverſicherungsnehmer 
nimmt Verſicherungsſchutz nur und ausſchließlich gegen die 
Folgen eines Unfalls, d. h. einer Beſchädigung, die durch ein 
plötzlich von außen her auf den Körper des Verſicherten ein⸗ 
wirkendes Ereignis verurſacht wird. Bei der Invaliditäts⸗ 
verſicherung wird dagegen der Verſicherte gegen die Folgen 
des natürlichen Verbrauchs ſeiner Arbeitskraft geſchützt. Ver⸗ 
ſicherungsrechtlich bildet die Unfallverſicherung nicht eine 
Unterart der Invaliditätsverſicherung, ſondern die beiden Ver⸗ 
ſicherungen werden als beſondere Verſicherungsarten neben⸗ 
einander geſtellt (vgl. Gerhard Manes, VVG. 1908 An⸗ 
merkung 13 zu §1, Hager⸗Bruck, VVG. 1913, Anm. 3 
zu § 1). Auch die Reichsverſicherungsordnung behandelt die 
Unfallverſicherung im 3. Buche, die Invalidenverſicherung ge⸗ 
trennt davon im 4. Buche. Während ferner bei der Lebens⸗ 
verſicherung der Verſicherungsfall beſtimmt, bei den ihr in 
88 gleichgeſtellten Verſicherungsarten teils ebenfalls beſtimmt 
oder doch mit größter Wahrſcheinlichkeit einmal eintreten wird, 
iſt ſein Eintritt bei der Unfallverſicherung weder beſtimmt noch 
wahrſcheinlich, ſondern nur möglich, ein Unterſchied, der ſchon 
für die Frage, ob der Anſpruch des Verſicherten aus einem 
Unfallverſicherungsvertrage als eine Vermögensanlage an⸗ 
geſehen werden kann, bedeutſam iſt, jedenfalls es erklärlich 
macht, daß die Unfallverſicherung in 88 der 3. Steuer NotVO. 
der Lebensverſicherung nicht gleichgeſtellt worden iſt. Dieſe 
Gleichſtellung iſt aber nun doch noch nachträglich in der 
4. VO. zur Durchführung des Art. 1 der 3. Steuer NotVO. 
v. 28. Aug. 1924 erfolgt, wo unter Art. 1 81 Satz 2 be 
ſtimmt wird, daß die vor dem 14. Febr. 1924 begründeten, auf 
Zahlung einer beſtimmten in Reichswährung ausgedrückten 
Geldſumme gerichteten Anſprüche der Verſicherten aus Un⸗ 
fallverſicherungsverträgen den Anſprüchen aus Lebensverſiche⸗ 
rungsverträgen gleichgeachtet werden ſollen, ſoweit für diefe 
Anſprüche nach geſetzlichen Beſtimmungen oder nach Vor⸗ 
ſchrift der Auſſichtsbehörde vor dem 14. Febr. 1924 ein 
Prämienreſervefonds i. S. der 88 56 ff. des Verſicherungs⸗ 
aufſichtsgeſetzes zu bilden war. Letztere Vorausſetzung trifft 
der Regel nach für Unfallverſicherungen zu (88 11, 12, 56, 
63 BAG.). Es fragt fi), ob dieſe Beſtimmung der Durch⸗ 
führungsverordnung, die ſich auf § 64 der 3. Steuer NotVO. 
ſtützt, gültig iſt. Die Frage iſt zu verneinen. Die 3. Steuer⸗ 
NotVO. iſt von der Reichsregierung auf Grund des Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes v. 8. Dez. 1923 erlaſſen worden. 8 2 des 
Ermächtigungsgeſetzes beſtimmt aber, daß dieſes Geſetz am 
15. Febr. 1924 außer Kraft tritt. Mit dieſem Tage hörte alſo 
die Ermächtigung der Reichsregierung zum Erlaß von Not⸗ 
verordnungen, „die ſie im Hinblick auf die Not von Volk 
und Reich für erforderlich und dringend erachtet“ auf. Es 
trat der verfaſſungsmäßige Zuſtand wieder ein. Selbſtver⸗ 
ſtändlich durfte die Reichsregierung auch noch nach dem 
15. Febr. 1924 die zur Durchführung der von ihr während der 
Ermächtigungszeit erlaſſenen Notverordnungen erforderlichen 
Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen (RG. 10/319). Die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen müſſen ſich aber ihrer Natur und 
ihrem Zwecke entſprechend im Rahmen der Notverordnung 
halten. Dagegen war es unzuläſſig, die Notverordnungen 
noch zu ergänzen oder Anordnungen abweichenden Inhalts 
zu treffen. Ergänzende oder abweichende Beſtimmungen konn⸗ 
ten nach dem 15. Febr. 1924 nur noch auf dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Geſetzgebungswege erlaſſen werden. Dieſer verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Weg konnte auch nicht dadurch umgangen wer⸗ 
den, daß die Reichsregierung ſich in § 64 der 3. Steuer Nok⸗ 
BD. ſelbſt ermächtigte, „die zur Durchführung dieſer VO. 
erforderlichen Rechtsverordnungen zu erlaſſen“ und 
„ſoweit es ſich als notwendig erweiſen ſollte, für beſondere 
Fälle allgemeine Anordnungen ergänzenden oder ab⸗ 
weichenden Inhalts zu treffen“. Das iſt gleichbedeutend 
mit einer zeitlichen Ausdehnung des Ermächtigungsgeſetzes 
über den Zeitpunkt hinaus, bis zu welchem es die Ermäch⸗ 
tigung zum Erlaß ſolcher Anordnungen begrenzt hat (vgl. 
auch Michaelis, Komm. zur 3. Steuer NotVO., Anm. zu 
8 64). Die Beſtimmung des Art. I 81 Satz 2 der 4. Durch⸗ 
führungsverordnung, wodurch die Anſprüche der Verſicherten 
aus Unfallverſicherungsverträgen den Anſprüchen aus Lebens⸗ 
verſicherungsverträgen gleichgeſtellt und damit auf ſie die 
Vorſchriften der 88 1 ff. der 3. Steuer NotVO. der Regel nach 
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für anwendbar erklärt werden, enthält nun aber nicht etwa 
nur eine geſetzliche Auslegung der 88 1 Abſ. 2 Nr. 10 und 
8 der Notverordnung, ſondern eine Erweiterung dieſer Ver⸗ 
ordnung, der die verfaſſungsmäßige Grundlage fehlt. Sie iſt 
daher ungültig. Da hiernach die Anſprüche der Unfallver⸗ 
ſicherten nicht unter die Vermögensanlagen i. S. der 88 1 
und 8 der 3. Steuer NotVO. fallen, jo iſt bei einem Streit 
über ihre Höhe 89 nicht anwendbar. Die Entſcheidung des 
BG., wodurch die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
abgewieſen worden iſt, iſt daher rechtlich nicht haltbar. Das 
Urteil mußte der Aufhebung verfallen und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung in die Vorinſtanz 
zurückverwieſen werden. Das BG. wird nunmehr zu prüfen 
haben, ob der Anſpruch des Kl. unter § 12 Abſ. 1 oder Abſ. 2 
der 3. Steuer NotVO. fällt, und danach ſelbſt über das Maß 
der Aufwertung zu befinden haben, da 89 auf die in 812 
genannten Anſprüche keine Anwendung findet. 
(U. v. 21. Nov. 1924; 181/24 VI. — Hamm.) [Ku.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und Rechtsanwalt 
Dr. Alsberg, Berlin. 


1. I8 110 StB. Aufforderung zum Un⸗ 
gehorſam. 7) 

Ungehorſam gegen ein Geſetz iſt nicht nur, wer feine 
Pflicht, nach dem Geſetz zu handeln, gefliſſentlich verletzt, wer 
ſich offen gegen ein Geſetz auflehnt, ſondern auch, wer ſich 
ſolcher Mittel bedient, die nur zum Schein den Forderungen 
des Geſetzes gerecht werden oder von ſeinen Möglichkeiten Ge⸗ 
brauch macht, in Wahrheit aber darauf ausgeht, 
die Durchführung des Geſetzes zu erſchweren oder 
zu vereiteln. Wer, ſei es ausdrücklich, ſei es in verſteckter 
Art, zu ſolchem Handeln auffordert, der fordert im Sinne des 
9 StGB. zum Ungehorſam gegen das Geſetz auf. Das 

at, wie den Urteilsgründen entnommen werden kann, die 
StR. nicht verkannt. Sie zieht, wie es ſcheint, aus dem In⸗ 
halt der von dem Beſchwerdeführer verfaßten und verbreiteten 
Druckſchrift den Schluß, daß der Inhalt dieſer Schrift, an und 
für ſich betrachtet, in dem Sinne zu verſtehen iſt, daß die auf⸗ 
geforderten Perſonen gegenüber dem Geſetze über die Regelung 
des Verkehrs mit Getreide aus der Ernte 1922 v. 3. Juli 
1922 ſich durch verſteckte Mittel ungehorſam erweiſen, die 
Durchführung des Geſetzes unmöglich machen ſollten. Das 
LG. gelangt aber zur Verneinung der Schuld, indem es an⸗ 
nimmt, es ſei die Behauptung des Angekl. nicht widerlegt, er 
habe durch die Schrift die Mitglieder ſeiner Vereinigung ledig⸗ 
lich zu ſachgemäßem Verhalten bei Befolgung des Geſetzes 
beraten wollen. Dieſe Annahme erſcheint jedoch von Rechts⸗ 
irrtum beeinflußt. Der Vorſatz, die Tat des 8 110 StGB. 
zu begehen, erheiſcht nicht, daß der Auffordernde mit dem 

iele, dem Zwecke gehandelt hat, ungehorſames Handeln 
zu bewirken. Es genügt vielmehr das Bewußtſein des 
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auffordert, ein Geſetz ſo zu befolgen, 
daß es formell nicht verletzt, aber materiell die Abſicht des 
Geſetzgebers durchkreuzt wird, fordert zur Umgehung des Geſetzes 
auf. Auch ſie iſt eine Form der Auflehnung gegen die Staats⸗ 
autorität, die durch § 110 unter den dort näher beſchriebenen Voraus⸗ 
ungen unter Strafe geſtellt wird. Es muß aber erkennbar geweſen 
sein, daß das Geſetz umgangen, die Abſicht des Geſetzgebers vereitelt 
werden ſollte. Muß man das vom Täter angeratene Verhalten 
ür einen zuläſſigen Ausgleich zwiſchen den Intereſſen der Auf⸗ 
geforderten und denen der Allgemeinheit halten, ſo hat die Auf⸗ 
lorderung nicht den vom Geſetz verlangten Inhalt gehabt. Freilich 
braucht die Aufforderung nicht den takſächlichen Angehorſam gegen 
s Geſetz bewirkt zu haben; die Aufforderung an ſich iſt ſtrafbar. 
ber es muß doch erkennbar geweſen ſein, worum es ſich handelte, 
um die Herbeiführung einer Auflehnung gegen den Geſetzeswillen. 
Wenn daher das RG. jede „in verſteckter Art“ vorgebrachte Auf⸗ 
orderung zu einem ſolchen Verhalten dem 8 110 unterſtellen will, 
„kann das nicht für richtig gehalten werden. Ich befinde mich 
hierin in Übereinſtimmung mit Schwartz, Komm. Note 2a a. E. 
zu 8 110 und den dort Angeführten. Im weiteren Verlauf der Be⸗ 
gründung werden die Worte „durch verſteckte Mittel“ verichoben ; 
. Aufgeforderte ſoll die Aufforderung dahin verſtehen, daß er 
Ich durch ſolche Mittel dem Geſetzgeber gegenüber ungehorſam erweiſe. 
5 iſt ein Widerſpruch. Denn dann iſt nicht die Aufforderung 
erſteckt, ſondern das Verhalten, zu dem in nicht verſteckter Art 
gaifgefordert wird. Eine ſolche Aufforderung fällt unter 8 110. 
° bleibt unklar, ob das RG. die eine oder die andere Alternative 
aus den Feſtſtellungen der Vorinſtanz herausgeleſen hat. Hat der 


Täters, daß ſein Tun die Aufforderung zum Ungehorſam ent⸗ 
hält, gleichviel durch welche ſonſtige Beweggründe oder Zwecke 
ſein Handeln beſtimmt wird. Auch bedingter Vorſatz reicht aus 
(RGSt. 21, 304; 22, 185; RG. in Goltd Arch. 49, 124; 50, 
122). Von ſolcher rechtlicher Auffaſſung hat ſich die Stk. 
nicht leiten laſſen. Das ergibt ſich namentlich aus der Wieder⸗ 
gabe des Verteidigungsvorbringens des Angekl. über die von 
ihm verfolgten Zwecke ſeiner Schrift im Zuſammenhang mit 
ihrer Darlegung, es müſſe der Nachweis erbracht werden, das 
Handeln des Angekl. habe lediglich auf Vereitelung 
des Geſetzes gezielt. Eine Abſicht im engeren Sinne 
des Endzwecks als eine über das bewußte Wollen hinaus⸗ 
gehende Willensrichtung iſt jedoch nicht erforderlich. 
(U. v. 24. Sept. / 15. Okt. 1923, 2 D 435/23.) A.] 


2. [8163 StG B. Fahrläſſiger Falſcheid. Ein⸗ 
fluß einer bei der Vorbereitung auf die eidliche 
Ausſage begangenen Unvorſichtigkeit. Erfor⸗ 
dernis des Nachweiſes beſonderer Umſtände oder 
Hilfsmittel, die zur Beſeitigung einer feſt⸗ 
gewurzelten Überzeugung dienen konnten.] f) 

In einem vor dem MEA. in W. anhängigen Streit⸗ 
verfahren des Studienrates Dr. Sch. gegen den Rentner 
Moritz O., in welchem es ſich darum handelte, ob O. in einem 
früher ſeinen Eltern gehörigen Haus in H. eine Wohnung be⸗ 
ziehen und dafür ſeine Wohnung in W. für Dr. Sch. räumen 
könne, wurde der Angekl. als ehrenamtlicher Vorſitzender des 
Wohnungsamtes in H. vor das AG. D. als Zeuge geladen. 
Er kannte auf Grund einer früheren Anfrage ſowie auf Grund 
von Beſprechungen mit Dr. Sch. und O. den Gegenſtand des 
Streites. Da er in ſeiner Jugendzeit im Elternhaus des O. 
verkehrt hatte, daher die verwandtſchaftlichen Verhältniſſe 
kannte und wußte, daß O. an dieſem Haus als Miterbe be⸗ 
teiligt war, nahm er an, daß er noch „Miteigentümer“ ſei, 
erkundigte ſich aber vorſorglich bei dem Oberſtadtſekretär B., 
wer eingetragener Eigentümer ſei. B. ſah in der beim Bürger⸗ 
meiſteramt vorhandenen Grundſteuermutterrolle, die auch Stod- 
buch genannt wird, nach und erwiderte: „Emilie O. und Mit⸗ 
eigentümer“. Der Angekl. bemerkte hierauf: „Dann iſt alfo 
der O. in W. auch Miteigentümer“. B. entgegnete auf die 
in fragendem Ton gehaltene Bemerkung nichts, woraus der 
Angekl. den Schluß zog, daß ſeine Annahme zutreffend ſei. 
Bei ſeiner eidlichen Vernehmung vor dem AG. gab er ſodann 
unter anderem an, O. ſei „grundbuchmäßiger Miteigentümer“ 
des elterlichen, in der Hauptſtraße in H. gelegenen Hauſes. 
Dieſe Ausſage war unrichtig. Im Grundbuch für H. waren 
als Miteigentümer neben Emilie O. ein Hermann Karl O. 
und zwei weitere Perſonen anderen Namens eingetragen. 
Moritz O. war zwar als Miterbe urſprünglich am Haus be⸗ 
teiligt. Das Gemeinſchaftsverhältnis iſt aber durch die im 
Jahre 1908 erfolgte Erbteilung beendet worden; Moritz O. 
hat hierbei keinen ideellen Anteil am Haus erworben. Die 
StK. verneint, daß der Angekl. bewußt die Unwahrheit geſagt 


Täter bei ſeiner Handlung, die objektiv als Aufforderung zum Unge⸗ 
horſam angeſehen wird, nur an das formal einwandfreie Verhalten 
der Aufgeforderten gedacht, jo hat ihm der zu 8 110 erforderliche 
Vorſatz gefehlt. Hat er aber auch daran gedacht, ſeine Aufforderung 
könnte möglicherweiſe auch fo verſtanden werden, daß die Durch⸗ 
führung des Geſetzes erſchwert oder vereitelt werden ſollte, und war 
er mit dieſem Erfolge, falls er eintreten ſollte, einverſtanden, ſo 
genügt dieſer unbeſtimmte Vorſatz zur Strafbarkeit des Täters. Hierin 
ſtimme ich der auch im Schrifttum allgemein vertretenen Anſicht 


des RG. zu. Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 2. Die Ladung als Zeuge ergibt nicht die Pflicht, Wahr⸗ 
nehmungen zu machen, ſondern nur über die gemachten Wahrnehmun⸗ 
gen wahrheitsgemäß auszuſagen. Sofern ein Zeuge ſich durch Er⸗ 
kundigungen ein Wiſſen erſt zu verſchaffen oder auf dieſem Wege 
eines Zweifelsgrundes Herr zu werden ſucht, tut er mehr als das 
Recht von ihm verlangt, denn er kann das Nichtwiſſen, den Zweifel 
beſtehen laſſen und dementſprechend ausſagen. Aber wenn er in 
dieſer Weiſe ſich zu vergewiſſern bemüht war, hat er nun auch bei 
Geſtaltung ſeiner Ausſage die ſo gewonnenen Momente nach beſtem 
Vermögen zu berückſichtigen. Ein leichtfertiges Fürwahrhalten auf 
Grund dieſer Unterlagen belaſtet ihn genau ſo, wie wenn er aus 
Materialien, die ſich ihm ſchon zuvor ergeben hatten, unter Verab⸗ 
ſäumung gehöriger Prüfung ein Wiſſen herleitet. Der gleichen 
Beurteilung unterliegt die Verwertung derartiger Ermittlungen zur 
Behebung beſtehenden Zweifels. 


Im gegebenen Falle wußte der Zeuge, daß O. an dem früher 
ſeinen Eltern gehörigen Haus als Miterbe beteiligt war, hielt aber 
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habe, erachtet ihn aber des fahrläſſigen Falſcheides für ſchuldig 
und führt zur Begründung u. a. aus: Der Schluß des Angekl. 
von den ihm aus ſeiner Jugendzeit bekannten Verhältniſſen 
der Familie O. auf das Miteigentum des Moritz O. an dem 
Elternhaus ſei zu gewagt, als daß man ihn als berechtigt 
anerkennen könne. Der Angekl. ſei auch über die Mitberech⸗ 
tigung des Moritz O. am Elternhaus im Zweifel geweſen, wie 
ſeine Anfrage bei B. beweiſe. Dazu komme, daß er O. als 
„grundbuchmäßigen“ Eigentümer bezeichnet habe, obwohl er 
wußte, daß das Grundbuch beim AG. geführt wird und das 
Buch, in dem B. nachſah, auf dem Bürgermeiſteramt lag. 
Die Fahrläſſigkeit ſei darin zu erblicken, daß er aus der ihm 
von B. gewordenen Auskunft den Schluß gezogen habe, daß 
O. zu den grundbuchmäßigen Eigentümern gehöre, und dies 
wie etwas Selbſtverſtändliches beſchworen habe, ohne ſich 
Rechenſchaft abzulegen, wieweit ſeine eidliche Ausſage mit den 
Tatſachen übereinſtimme. Er könne ſich als gewiſſenhafter 
Mann nicht darauf berufen, daß er im Zeitpunkt der Eides⸗ 
leiſtung von der Richtigkeit ſeiner Ausſage überzeugt geweſen 
ſei. Wer ſich auf eine objektiv unrichtige eidliche Ausſage 
feſtlege, müſſe zum mindeſten bei feiner Ausſage die Tat⸗ 
ſachen ſtreifen, die für dieſe Überzeugung mitbeſtimmend ge⸗ 
weſen ſeien; hätte er es getan, wäre eine Aufklärung leicht 
möglich geweſen. Jedenfalls müſſe dies von einem Mann von 
den geiſtigen Fähigkeiten des Angekl. verlangt werden. Das 
Verhalten des O., der es unterließ, auf den Irrtum hinzu⸗ 
weiſen, ſei zwar auffallend, aber für die Beurteilung des Ver⸗ 
haltens des Angekl. ohne Bedeutung, zumal O. den Angekl., 
wie dieſer ſelbſt zugebe, am Schluß der Vernehmung mit den 
Worten: „Alſo das wollen Sie beſchwören?“ gewarnt habe. 
Dieſe Ausführungen reichen zur Rechtfertigung der Ver⸗ 
urteilung des Angekl. wegen fahrläſſigen Falſcheides nicht gus. 
Der Schluß, den der Angekl. aus den ihm bekannten Familien⸗ 
verhältniſſen gezogen hat, kann ihm ſchon deshalb nicht zum 
Vorwurf gemacht werden, weil er hierauf ſeine Ausſage 
die Annahme, daß O. noch Miteigentümer ſei, nicht für verläſſig 
genug und zog nun Erkundigungen ein, von denen er ſich volle 
Klarſtellung verſprach. Die erhaltene Auskunft war objektiv zweifel⸗ 
los nicht genügend, den Schluß auf beſtehendes grundbuchmäßiges 
Miteigentum des O. zu rechtfertigen, und kein ſachkundiger Juriſt 
würde dieſe Folgerung gezogen haben. Ob die Annahme für den 
Angekl. als Nichtjuriſten Fahrläſſigkeit begründete oder nicht, hängt 
von dem Grade ſeiner Intelligenz und ſeiner Vertrautheit mit den 
bezüglichen Rechtseinrichtungen ab. 

M. E. war die Verurteilung des Augekl. wegen fahrläſſigen 
Falſcheides durch die Ausführungen des erſten Urteils, die insbeſon⸗ 
dere auf die geiſtigen Fähigkeiten des Angekl. Bezug nehmen und 
das nötige Wiſſen von der Bedeutung, Führung des Grundbuchs bei 
ihm als gegeben erachten, genügend geſtützt. 

Wenn das NG. zugunſten des Angekl. geltend macht, daß er 
den ihm verbliebenen Zweifel „pflichtgemäß“ durch Erkundigung an 
amtlicher Stelle zu löſen verſucht habe, ſo iſt einzuhalten, daß eine 
ſolche Pflicht nicht beſtand, wohl aber die Pflicht, ſorgſam zu prüfen, 
ob die erhaltene Auskunft nun wirklich zur Löſung des Zweifels ge⸗ 
nügte. Das RG. findet ſelbſt in dem Verhalten des Angekl. Unvor⸗ 
ſichligkeiten: er hätte die Mitteilung B.s über den Inhalt der Grund⸗ 
ſteuermutterrolle und deſſen Schweigen auf die fragende Bemerkung, 
daß wohl hiernach Miteigentum des O. beſtehe, nicht als ausreichende 
Grundlage für die Aunahme ſolchen Miteigentums betrachten dürfen. 
Im Anſchluß an frühere Entſcheidungen (RGSt. 37, 395 ff. uſw.) 
aber läßt das MO. für die Frage der Fahrläſſigkeit lediglich den 
Zeitpunkt der eidlichen Vernehmung des Zeugen entſcheiden, es 
komme darauf an, ob dieſer bei Anwendung der ihm nach ſeiner 
Perſönlichkeit und den Umſtänden zuzumutenden Vorſicht bei Abgabe 
ſeiner Ausſage habe erkennen können, daß ſie wegen ungenügender 
„Vorbereitung“ möglicherweiſe falſch ſei. Der Begriff der Vorberei⸗ 
tung, wie er hier verwertet wird, leidet jedoch an Zwieſpältigkeit. 
Auf die Ausſage bereitet ſich vor, wer neue Wiſſensquellen zu ge⸗ 
winnen ſucht und wer nur die ſchon gemachten Wahrnehmungen ſich 
zu reproduzieren und ihre Schlüſſigkeit für beſtimmte tatſächliche 
Annahmen zu prüfen bemüht iſt. Wie ſchon dargelegt, iſt eine Vor⸗ 
bereitung im erſteren Sinne nicht Pflicht, wohl aber die Mitberück⸗ 
ſichtigung des vorbereitend Gewonnenen, ſoweit es ſachdienlich iſt, 
bei Geſtaltung der Ausſage. Mit dem Sammeln, kritiſchen Sichten 
der Erinnerungen, mit der Abwägung, ob die gemachten Wahr⸗ 
nehmungen genügen, das Vorhandenſein einer beſtimmten Tatſache 
zu bezeugen, iſt aber nicht erſt bei der Vernehmung zu beginnen. 
Wie ſchon die Eidesformel beſagt und aus der Beſtimmung des 
Rechtsganges, einen der wahren Sach⸗ und Rechtslage entſprechenden 
Eutſcheid zu gewinnen, folgt, hat der Zeuge dem Richter fein „beſtes 
Wiſſen“ darzubieten. Das find aber nicht die tatfächlichen Angaben, 
die der Zeuge bei der Vernehmung nach jetzt erſt erfolgtem Be⸗ 
ſinnen und Prüfen verantworten zu können glaubt. Eine ſolche 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


nicht geſtützt hat. Den hiernach verbliebenen Zweifel ſuchte 
er pflichtgemäß dadurch zu löſen, daß er bei derjenigen amt⸗ 
lichen Stelle ſeines Wohnortes Erkundigungen einzog, von 
der er annehmen durfte, daß ſie eine zuverläſſige Auskunft 
erteilen könne. Eine Unvorſichtigkeit lag allerdings darin, 
daß er in der Auskunft des B. und in deſſen Schweigen auf 
ſeine fragende Bemerkung ohne weiteres eine Beſtätigung 
feiner Vermutung erblickte, Moritz O. ſei an feinem elter⸗ 
lichen Hauſe noch als „Miteigentümer“ beteiligt. Ahnliches 
gilt von ſeiner Annahme, daß dann Moritz O. auch als 
„grundbuchmäßiger“ Eigentümer bezeichnet werden könne, da 
die regelmäßig beſtehende Übereinſtimmung des Inhalts des 
Grundbuchs und der Grundſteuermutterrolle noch keinen un⸗ 
bedingt ſicheren Schluß auf das Vorhandenſein dieſer Über⸗ 
einſtimmung im einzelnen Fall geftattet. Mag nun aber auch 
der Angekl. bei der Vorbereitung auf ſeine Vernehmung nicht 
vorſichtig genug zu Werke gegangen ſein, ſo liegt hierin allein 
noch keine ſchuldhafte Fahrläſſigkeit im Sinn des $163 StGB. 
Eine ſolche kann erſt angenommen werden, wenn er ſich im 
Augenblicke der eidlichen Vernehmung ſelbſt bei Anwendung 
der ihm nach ſeiner Perſönlichkeit und nach den Umſtänden 
zuzumutenden Vorſicht jagen konnte und mußte, feine Aus⸗ 
ſage werde wegen der mangelnden Vorbereitung möglicher⸗ 
weiſe falſch fein (RGSt. 37, 395 [399 ]). Hätte ſich auf Grund 
ſeiner — wenn auch mangelhaften — Vorbereitung beim An⸗ 
geklagten die Überzeugung feſtgeſetzt, daß Moritz O. 
grundbuchmäßiger Eigentümer ſei, dann ließe ſich ein fahr⸗ 
läſſiges Verſchulden bei der eidlichen Vernehmung 
im Zweifel nur durch den Nachweis begründen, daß ihm 
irgendwelche tatſächlichen Anhaltspunkte oder 
äußeren Hilfsmittel erkennbar zu Gebote ſtanden, die 
ihn, wenn er ſie pflichtgemäß benutzt hätte, in den Stand ge⸗ 
ſetzt haben würden, die Unrichtigkeit ſeiner Vorſtellung und 
der hierauf beruhenden Ausſage zu erkennen. Nur dann, 
wenn er ſolche ihm zu Gebote ſtehenden Mittel zu benutzen 


pſychiſche Arbeitsleiſtung wäre ſummariſch und ſchon bei dem 
Erregungszuſtande, in dem ſich der Zeuge häufig, zumal infolge 
von Fragen, auf die er nicht gefaßt war, befindet, vielfach unzu⸗ 
reichend. Vom Standpunkte zutreffenden Rechtsverſtändniſſes aus 
handelt der Zeuge ſchuldhaft, verletzt fahrläſſig ſeine Eidespflicht, 
wenn er im Termin Angaben macht, deren Unrichtigkeit, Ungenügen 
er bei gehöriger geiftiger Anſpannung vor dem Termin hätte erkennen 
können. Keineswegs wird damit die Schuld vor die Tat verlegt. 
Der Zeuge hat vielmehr durch Unterlaſſung vor dem Termin ſchuld⸗ 
haft verurſacht, daß er nicht im Termin über beſſeres Wiſſen ver⸗ 
fügte, während das Geſetz ihn verpflichtete, nach beſterreichbarem 
Wiſſen auszuſagen. Es kommt nicht, wie das RG. meint, weſentlich 
darauf an, ob der Zeuge im Termin in der Lage war zu erkennen, 
feine Ausſage könne infolge der vorgängigen Unterlaſſung unrichtig 
ſein. Denn er hat im Termin das beſte Wiſſen, das er ſich auf 
Grund ſeiner Wahrnehmungen zu erarbeiten vermochte, zur Stelle 
zu bringen. 

Ein fahrläſſiges Verſchulden des Zeugen bei der eidlichen Ver⸗ 
nehmung läßt das RG. nur unter der Vorausſetzung gelten, daß 
dem Zeugen tatſächliche Anhaltspunkte oder äußere Hilfsmittel er⸗ 
kennbar ſich geboten hätten, die ihn bei pflichtgemäßer Benutzung 
in den Stand geſetzt haben würden, die Unrichtigkeit ſeiner auf 
mangelhafter Grundlage gewonnenen Überzeugung von dem grund⸗ 
buchmäßigen Eigentum des O. zu erkennen. Das RG. nimmt dabei 
frühere Urteile, RGSt. 22, 297ff. u. 25, 122 ff., in Bezug. Dieſe 
laſſen aber die Frage einer Vor prüfungspflicht unberührt. 

Auf dieſem Wege wird der Umfang der Zeugenpflicht in einer 
den Zwecken der Rechtspflege widerſprechenden Weiſe beſchränkt; vgl. 
Oetker, Gerichtsſaal 72, 465, 466; Binding, Normen IV Abt. 2 
S. 555, 556 („die Ausführung in RG. VIII, 110, der Zeuge könne 
gleichgültig feine Vernehmung abwarten und erſt dann fein Gedächtnis 
anſtrengen, halte ich für ganz falſch“); a. A. Liepmann, Fahr⸗ 
läſſiger Falſcheid des Zeugen uſw. Gewiß iſt nicht die Verletzung 
der Vorprüfungspflicht als ſolche ſtrafbar, vielmehr ergibt ſie in 
ihrer kauſalen Bedeutung für eine im Termin erſtattete 
unrichtige eidliche Ausſage den Tatbeſtand fahrläſſigen Falſcheids. 

Schwerſte Bedenken erregt in dieſer Sache das Verhalten des 
MEN., vor dem die Zeugenvernehmung des Augekl. ſtattfand. Hätte 
der Vorſitzende auf die Bekundung des Zeugen hin, O. ſei grund⸗ 
buchmäßiger Eigentümer, die ſich von ſelbſt aufdrängende Frage nach 
den Quellen für dieſe Wiſſenſchaft an ihn gerichtet, ſo würde deren 
Ungenügen ſich alsbald herausgeſtellt haben und es wäre dem Zeugen 
die unrichtige Ausſage erſpart geblieben. Ja noch mehr, es war ver⸗ 
kehrt, eine Zeugenausſage über dieſen Punkt überhaupt zuzulaſſen, 
ſtatt ihn, ſoweit es für die Entſcheidung darauf ankam, durch Er⸗ 
kundigung beim Grundbuchamt klarzuſtellen. 


Geh. Hofrat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


unterließ, ſich jedoch bei Anwendung der gebotenen Aufmerk⸗ 
ſamkeit zum Bewußtſein bringen konnte, daß bei Nicht⸗ 
benutzung jener Mittel möglicherweiſe ſein Zeugnis falſch 
ſein werde, kann er für ſeine unrichtige, aber von ihm für 
richtig gehaltene Ausſage aus 8 163 StGB. verantwortlich 
gemacht werden (RGSt. 22, 297; 25, 122 u. a.). Der in 
den Gründen des angefochtenen Urteils enthaltene Satz: „Er 
kann ſich als gewiſſenhafter Mann nicht darauf berufen, er 
ſei im Moment der Eidesleiſtung von der Richtigkeit ſeiner 
Ausſage überzeugt geweſen“, iſt daher in dieſer Allgemein⸗ 
heit rechtsirrig. Der weitere Satz, daß das Verhalten des 
D. bei der Vernehmung des Angekl. für die Beurteilung der 
Frage der Eidesleiſtung „ohne Bedeutung“ ſei, gibt ferner 
der Vermutung Raum, daß ſich die StR. der oben hervor⸗ 
gehobenen Bedeutung der äußeren Hilfsmittel nicht bewußt 
geworden iſt, die den Angekl. zur Erkenntnis der Unrichtig⸗ 
keit ſeiner Überzeugung und ſeiner Ausſage hätten bringen 
können. Hätte O. nur mit einem Wort angedeutet, daß er 
am Haus nicht mehr beteiligt ſei, und daß die Ausſage des 
Angekl. auf einem Irrtum beruhen müſſe, dann wäre mit 
höchſter Wahrſcheinlichkeit eine Berichtigung der Ausſage vor 
ihrem Abſchluß herbeigeführt worden. Die von der Stͤ. ver⸗ 
wertete Bemerkung: „Alſo das wollen Sie beſchwören?“ iſt 
ſo farblos, daß ſie nicht ohne weiteres als ein äußeres Hilfs⸗ 
mittel der erwähnten Art erachtet werden kann. Sie konnte 
ebenſogut als Ausdruck des Unwillens des O. über die ihm 
ungünſtige Ausſage gedeutet oder auf den Teil der Ausſage 
bezogen werden, bezüglich deſſen Freiſprechung erfolgt iſt. 
Auch der vernehmende Richter hat offenbar hierauf keinen 
Wert gelegt, da er ſich ihrer nicht mehr erinnert und hieraus 
keine Veranlaſſung genommen hat, den O. zu befragen, ob 
er damit die Ausſage des Angekl. beanſtanden wolle. Die 
St. wird daher die Frage der Fahrläſſigkeit unter Berück⸗ 
ſichtigung der erörterten Rechtsgrundſätze nochmals prüfen 
müſſen. 
(U. v. 30. Mai 1924, 1D 72/24.) D.] 

3. [8163 StGB., 8807 3PO., 8267 StPO. 
Wann kann ein Rechtsirrtum bei Leiſtung des 
Offenbarungseides als Fahrläſſigkeit ange⸗ 
ſehen werden) 

Wie der Rev. zuzugeben iſt, bedarf es für eine Ver⸗ 
urteilung wegen Falſcheides in erſter Linie der Feſtſtellung, 
daß objektiv etwas Unrichtiges beſchworen worden iſt, und es 
iſt weiter richtig, daß die StR. einer ſolchen Feſtſtellung 
über die N. Grundſtücke ausweicht. Sie meint aber, bei der 
Unklarheit und gefliſſentlichen Verſchleierung der Rechtslage 
habe der Angekl. die Verpflichtung gehabt, „die Eigentums⸗ 
verhältniſſe an den N. Grundſtücken bei der Leiſtung des 
Offenbarungseides klarzulegen“. Dieſe Auffaſſung iſt nicht 
zu beanſtanden, denn es iſt Pflicht deſſen, der einen Offen⸗ 
barungseid leiſtet, und dabei hinſichtlich ſeines Vermögens⸗ 
beſtandes die Wahrheit einer Tatſache verſichert, die weſentlich 
auf Rechtsgründen beruht, mit aller ihm möglichen Sorgfalt 
und Aufmerlſamkeit darauf hinzuwirken, daß feine Angaben 
ebenſowohl mit den tatfächlihen Verhältniſſen, wie mit dem 
Rechte ſich im Einklange befinden (RGSt. 27, 268; Urteil 
v. 3. Mai 1915 — III 148/15). Im vorliegenden Falle tritt 
hinzu, daß der feſtgeſtellte Sachverhalt ohne weiteres ergibt, 
daß das behauptete Treuhandverhältnis der rechtlichen Wir⸗ 
kung entbehrte. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß nur der Eigen⸗ 
tum zu treuen Händen übertragen kann, der ſelber Eigentümer 


Zu 3. Nach 8 807 3PO. hat der Schulduer den Offen⸗ 
barungseid dahin zu leiſten, daß er nach beſtem Wiſſen ſein Ver⸗ 
mögen ſo vollſtändig angegeben habe, als er dazu imſtande iſt. Die 
Prüfung, ob ein Gegenſtand, der dem Vermögen des Schuldners 
zugerechnet werden ſoll, auch tatſächlich zu ihm gehört, iſt alſo un⸗ 
vermeidlich. Vorliegend erachtet es nun das RG. für erwieſen, daß 
das Grundſtück zum Vermögen des Augekl. gehört hat, daß alſo 
das Vermögensverzeichnis objektiv falſch war, und daß der Angekl. 
bei gehöriger Überlegung ſelbſt hätte Zweifel haben müſſen. Die 
Vorinſtanz hatte dieſe Feſtſtellung nicht getroffen. Sie iſt vielmehr, 
wie das RG. hervorhebt, der Feſtſtellung, daß objektiv etwas Un⸗ 
richtiges beſchworen ſei, ausgewichen. Daß dieſe Feſtſtellung aber 
erſt in der Reviſionsinſtanz getroffen wird. läßt ſich ſchwerlich recht⸗ 
fertigen. Denn der Umſtand, daß der Eid falſch iſt, gehört zu den 
geſetzlichen Merkmalen der ſtrafbaren Handlung, muß alſo vom 
Inſtanzengericht gemäß 8 267 (bisher $ 266) StPO. feſtgeſtellt 
werden. Vorliegend war erſichtlich auch eine hierauf gerichtete Rüge 
erhoben, wobei es gleichgültig iſt, ob der 8 267 StPO. ausdrücklich 
als verletzt bezeichnet worden iſt. 
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war. Die Mutter des Angekl. hat aber niemals Eigentum an 
den N. Grundſtücken erlangt. Wie das landgerichtliche Urteil 
bei Behandlung des Falles C. erörtert, hat die N. Treuhand⸗ 
geſellſchaft die Kaufverträge über dieſe Grundſtücke mit den 
bisherigen Eigentümern, den Hſchen und den G.ſchen Erben, 
abgeſchloſſen und iſt ſie als Eigentümerin im Grundbuch ein⸗ 
getragen worden. Aufgetreten iſt der Augekl. hierbei als Vor⸗ 
ſtand der AG. Gleichzeitig will der Angekl. als „General⸗ 
bevollmächtigter“ ſeiner Mutter die Grundſtücke erworben 
haben. Er will alſo in doppelter Eigenſchaft, als Organ 
der AG. und als Vertreter feiner Mutter gehandelt haben. 
Beides iſt miteinander nicht vereinbar. Die Abrede, die er 
angeblich mit ſeiner Mutter getroffen hat, hat keine dingliche 
Verwirklichung gefunden, während die Übertragung des Eigen⸗ 
tums von den bisherigen Eigentümern auf die AG. ftatt- 
gefunden hat. Das Vermögensverzeichnis des Angekl. war 
alſo objektiv falſch und auf die hier geſchilderte Sach⸗ und 
Rechtslage treffen allerdings die vorher erwähnten und die 
weiteren Ausführungen des LG. zu, E. hätte als „gewiegter 
und geriſſener Mann“ bei gehöriger überlegung Zweifel be⸗ 
kommen müſſen, ob die Grundſtücke wirklich zum „Vermögen“ 
ſeiner Mutter gehört hätten, und in Verfolg dieſer Zweifel 
ſeine Auffaſſung zwecks weiterer Klarſtellung zur Sprache 
bringen müſſen. Daß die ſpäter vorgenommene Umbuchung 
der Grundſtücke auf ſeinen Namen an den tatſächlichen Ver⸗ 
hältuiſſen etwas geändert hätte, hat der Angekl. ausweislich 
des Urteils ſelber nicht angenommen und wird auch von der 
Rev. nicht geltend gemacht. 
(2. Sen. v. 30. Juni 1924, 20 556/24.) A.] 


4. 18259 StGB. Die Abſicht nutzbringender 
Verwendung einer gekauften Sache erfüllt nicht 
notwendig das Merkmal „ſeines Vorteils 
wegen“. 

Die StR. läßt als unwiderlegt gelten, daß der Be- 
ſchwerdeführer für den vom Diebe angekauften Mais den 
„angemeſſenen“ Preis bezahlt habe. Hiernach ſcheint fie da- - 
von ausgegangen zu ſein, daß er die Ware im freien Ver⸗ 
kehre zu demſelben Preiſe hätte erſtehen können. Sie ſtellt 
aber gleichwohl feſt, der Angekl. habe den Mais ſeines Vor⸗ 
teils wegen erworben, weil er ihn als Schweinefutter ver⸗ 
wenden wollte. Darin liege eine Verbeſſerung ſeiner Ver⸗ 
mögenslage. Dier hierin zutage tretende Auffaſſung, daß 
die bloße Abſicht nutzbringender Verwendung einer eingehan⸗ 
delten Ware ſtets das Merkmal der Vorteilserſtrebung er⸗ 
fülle, iſt rechtsirrig. Dieſe kann unter Umſtänden z. B. bei 
Warenknappheit auch mit dem zum verkehrsüblichen Preiſe 
erfolgendem Ankaufe verbunden ſein. Indeſſen inwiefern das 
vorliegendenfalls zutreffen ſoll, erhellt aus dem Urteile nicht, 
insbeſondere nicht daraus, daß der Beſchwerdeführer den Mais 
gerade als Schweinefutter verwenden wollte. Auf die wirk⸗ 
liche Erlangung eines Vorteils kommt es für den Tatbeſtand 
der Hehlerei nicht an, ſondern darauf, daß für den Täter die 
Verbeſſerung ſeiner Lage die Triebfeder zur Vornahme des 
Erwerbes war. 

(3. Sen. v. 3. April 1924, 3 D 226/24.) A.] 


5. 18263 BGB. Zur Frage' des Vermögens⸗ 
ſchadens beim Vertragsbetrug.]}) 

Hinſichtlich der Beſchädigung des Vermögens der ge⸗ 
täuſchten Landwirte hat das LG. die dafür in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. niedergelegten Grundſätze richtig ange⸗ 


Die Offenbarungspflicht des Eidesleiſtenden wird vom NG, 
ſehr weit erſtreckt. Das tritt deutlich in dem bedenklich weitgehen⸗ 
den Urteil des 5. StS. v. 21. Juni 1912 RGSSt. 46, 140 ff. hervor 
(ſ. meine Kritik dieſes Urteils in Goltd Arch. 61, 214 ff.). Das vor⸗ 
liegende Urteil verlangt nun nicht etwa, daß bei möglichen Zweifeln 
über die rechtliche Zugehörigkeit eines Gegenſtandes zum Vermögen 
des Schuldners dieſer von ſich aus die Tatſachen mitteilt, die dem 
Gläubiger Veranlaſſung geben könnten, Schritte zu ergreifen, um 
den Zugriff auf dieſen Gegenſtand in der Zwangsvollſtreckung zu 
erreichen. Aber der Schuldner ſoll ſich nicht auf feine Rechtsunwiſſen⸗ 
heit berufen dürfen, wenn die Umſtände des Falles bei ihm das 
Bedenken begründen mußten, ob beſtimmten Rechtshandlungen ma⸗ 
teriellrechtlich wirklich die Kraft innegewohnt hat, einen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterliegenden Gegenſtand aus ſeinem Vermögen in 
ein fremdes zu überführen. RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 

Zu 5. Die Entſch. gibt den Sachverhalt nur in dürftigen 
Umriſſen wieder, die folgendes Bild ergeben: Die Angekl. hatten 
den im Beſitz von ſicheren Forderungen befindlichen Landwirten 
vorgetäuſcht, daß nur ſie dieſe, angeblich verfallenen, Forderungen 
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wendet. Da der Beſchwerdeführer und die als Mittäter ver⸗ 
urteilten Angekl. ſich den Landwirten gegenüber erboten, deren 
angeblich verfallene Anſprüche zahlbar zu machen, ſo war, 
ähnlich wie bei dem in RGSt. 54, 37 38) vom erk. Sen. 
behandelten Falle, abzuwägen, ob die eiſtungen der Täu⸗ 
ſchenden im Vergleiche mit den ihnen von den Getäuſchten zu 
machenden Leiſtungen minderwertig waren. Den Minderwert 
durfte die StR. darin erblicken, daß die Landwirte Ver⸗ 
gütungen machten oder zuſagten, die nur für das Eintreiben 
unſicherer Forderungen gerechtfertigt geweſen wären, wäh⸗ 
rend die Landwirte zur Einziehung der tatſächlich zu Recht 
beſtehenden und alsbald eintreibbaren Forderungen entweder 
die Dienſte der Angekl. überhaupt nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen oder dieſen erheblich geringere Entlohnungen hätten 
zuteil werden laſſen. Dabei ſpielt weder der Umſtand, daß 
die Landwirte vor dem Eingreifen der Angekl. über das Zu⸗ 
rechtbeſtehen ihrer Forderungen nicht aufgeklärt waren und 
ſie deshalb vielleicht nicht geltend gemacht hätten, noch die 
Tatſache eine Rolle, daß ſie bei ſpäterer Geltendmachung in⸗ 
folge der Geldentwertung weniger erhalten hätten. Nicht 
anders wäre die Rechtslage, wenn es ſich um den Forderungs⸗ 
berechtigten unbekannte Anſprüche handelte. Denn bei der 
Abwägung kommt es nicht auf die Vermögenslage, die un⸗ 
abhängig von der Täuſchung beſtanden hätte, ſondern ledig⸗ 
lich auf die Vermögensveränderung an, die durch die Täu⸗ 
ſchung hervorgerufen worden iſt; und ſie beſteht darin, daß 
ein in voller Höhe einziehbarer Anſpruch um den Betrag der 
ungerechtfertigten Eintreibungsgebühr gemindert worden it 
oder beim Gelingen des Betrugs gemindert worden wäre. 
(U. v. 3. Dez. 1923, 3 D 880/23.) A.] 

6. [Vorausſetzungen eines Verſchuldens im 
Sinne der Irrtums verordnung v. 18. Jan. 1917.) 

Die Angekl. machen mit Recht geltend, daß die Begrüns 


zahlbar machen könnten; fie ließen ſich für die Einziehung Ver⸗ 
gütungen verſprechen oder gewähren, die die Landwirte nicht oder 
nicht in der bedungenen Höhe bewilligt haben würden, wenn ihnen 
das Zurechtbeſtehen der Forderungen bekannt geweſen wäre. 

Das RG. erachtet das — von der Reviſion vermißte — 
Merkmal der Vermögensbeſchädigung in der tatſächlichen 
Feſtſtellung des Vorderrichters als ausreichend begründet, daß die 
in voller Höhe eintreibbaren Forderungen um die den Angekl. ge⸗ 
währten Vergütungen gekürzt worden ſeien, die deren wirklichen 
Leiſtungen nicht entſprochen haben und bei Kenntnis der Sachlage 
nicht zugebilligt worden wären. Inſoweit befludet ſich die Entſch. 
im Einklang mit der ſtändigen Rechtſprechung, die, von dem Plenar⸗ 
beſchluß in RGSt. 16, I ff. ausgehend, eine Vermögensbeſchädigung 
dann annimmt, wenn der Geſamtwert des Vermögens nach und 
infolge der durch die Täuſchung hervorgerufenen Verfügung des 
Getäuſchten gegenüber dem unmittelbar vor der Verfügung vorhanden 
geweſenen Geſamtwert vermindert worden iſt. (S. auch Ebermayer 
1922 Anm. 60 zu 8263.) Iſt die Täuſchung bei dem Abſchluß 
eines Vertrages begangen, fo iſt, wie die Entſch. ſagt, die Leiſtung 
des Täuſchenden gegen die des Getäuſchten abzuwägen und eine Ver⸗ 
mögensminderung nur dann anzunehmen, wenn die erſtere im Ver⸗ 
hältnis zu der letzteren minderwertig iſt. 

Der Hauptangriff der Reviſion richtet ſich gegen das Vorliegen 
eines Vermögensſchadens aus dem Grunde, weil die Landwirte 
durch das Eingreifen der Angekl. vor dem Verluſt oder einer Ent⸗ 
wertung der bis dahin für rechtsunwirkſam angeſehenen Forderungen 
bewahrt worden ſeien und ſomit keine Vermögensminderung, ſondern 
eine Vermögensvermehrung erfahren haben. Das RG. erklärt die 
Unkenntnis bezüglich der Rechtsbeſtändigkeit und darüber hinaus 
ſogar diejenige bezüglich der Exiſtenz der Forderungen auf ſeiten 
der Landwirte und deren Behebung durch die Angekl. als bedeutungs⸗ 
108 für die Frage nach dem Vermögensſchaden, weil es bei der Ab⸗ 
meſſung auf das vor und nach der Täuſchung vorhandene tatſäch⸗ 
liche Vermögen ankomme: die Gegenüberſtellung ergebe eben 
eine Kürzung der vollwertigen Forderungen um die ungerechtfertigten 
Einziehungsgebühren. 

Dieſe Auffaſſung, deren grundſätzliche Durchführung in vielen 
Fällen zu einem unbefriedigenden Ergebnis führen würde, ſteht zu⸗ 
nächſt nicht im Einklang mit der Verkehrsanſchauung: Wer 
den Inhaber einer unbekannten oder für unverwertbar gehaltenen 
Forderung über deren Beſtehen und Einziehbarkeit aufflärt, erweiſt 
ihm nicht nur einen weſentlichen Dienſt, der eine höhere Vergütung 
als die für die Einziehung unſicherer Forderungen übliche erheiſcht, 
ſondern verſchafft ihm auch einen Gewinn, d. h. einen Ver⸗ 
mögenszuwachs. Dieſe Auffaſſung im Geſchäftsleben iſt mit 
dem Vermögensbegriff im Rechtsſinne durchaus verein⸗ 
bar. Nach dem in RO. 16, 6ff. für 8263 StGB. anerkannten 
Grundſatz der Individnaliſierung iſt der Wert einer 
Sache oder Leiſtung nicht ſtreng nach allgemein gültigen Geſichts⸗ 
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dung, mit der die St. die Anwendung der Irrtumsverord⸗ 
nung v. 18. Jan. 1917 abgelehnt habe, nicht ausreichend 
und von Rechtsirrtum beeinflußt ſei. Die Angekl. hatten ſich 
darauf berufen, daß ſie des Glaubens geweſen ſeien, ſie be⸗ 
dürften keiner beſonderen Erlaubnis für den Mehl handel, 
da ſie die Erlaubnis zum Handel mit Getreide gehabt 
hätten. Das LG. hält den von ihm unterſtellten Irrtum der 
Angekl. für keinen unverſchuldeten, weil ſie die Verpflichtung 
gehabt hätten, ſich über die Notwendigkeit einer beſonderen 
Erlaubnis für den Handel mit Mehl bei einer Behörde zu 
erkundigen. Eine ſolche Erkundigungspflicht aber lag den 
Angekl. nur dann ob, wenn ſie Zweifel an der Richtigkeit 
ihrer Meinung hatten oder bei Anwendung der von ihnen als 
Geſchäftsleuten zu verlangenden Überlegung hätten haben müſ⸗ 
fen (RGSt 51, 154/160, 391/397). In den Urteilsgründen 
wird ausgeführt, daß in weiten Kreiſen des Handels jene 
irrige Annahme verbreitet geweſen ſei, daß aber die Angekl. 
ſich auf die Richtigkeit dieſer Auffaſſung nicht verlaſſen durf⸗ 
ten, weil „Getreide doch eben kein Mehl iſt“. Dieſe nur mit 
der objektiven Unrichtigkeit jener weit verbreiteten Meinung 
begründete Auffaſſung der Stͤ. überſpannt den Begriff der 
Fahrläſſigkeit. Es hätte vielmehr dargelegt werden müſſen, 
weshalb, auch abgeſehen von der tatſächlichen Unrichtigkeit, 
den Beſchwerdeführern bei der ihnen möglichen Überlegung Be⸗ 
denken an der Richtigkeit jener im Kreiſe ihrer Fachgenoſſen 
weitverbreiteten Meinung hätten kommen müſſen. Auch in 
anderer Beziehung unterliegt die Begründung der St. recht⸗ 
lichen Bedenken. Es wird lediglich geſagt, daß die Beſchwerde⸗ 
führer ſich „bei einer Behörde“ hatten erkundigen müſſen. 
Dabei wird die Stelle, an welche ſie ſich hätten wenden ſollen, 
nicht näher bezeichnet und nicht angegeben, daß ſie bei dieſer 
Behörde eine ausreichende Aufklärung über die Unrichtigkeit 
ihrer Auffaſſung erhalten hatten. Eine Feſtſtellung nach dieſer 


punkten, ſondern „nach der Individualität des konkreten Falles“ 
und nach dem perſönlichen Verhältnis des Getäufchten zu der Sache 
oder Leiſtung zu beſtimmen. So kaun eine Sache je nach der Be⸗ 
ſtimmung oder Verwertungsmöglichkeit für den Beſitzer mehr oder 
weniger wert, unter Umſtänden wertlos ſein. Iſt alſo hier der 
perfönliche Einſchlag im Schadensbegriff, wenn auch 
zunächſt nur mit Rückſicht auf die eigenwirtſchaftlichen Verhältniſſe 
des Getäuſchten anerkannt (Eber mayer a. a. O. Anm. 6 F), ſo 
kann auch in unſerem Fall der Einfluß der ſubjektiven Beziehungen 
der Forderungsinhaber auf den Wert der Forderungen nicht in 
Abrede geſtellt werden, wenn man erwägt, daß dieſelben eine Forde⸗ 
rung nicht geltend machen können oder werden, die 
ſie nicht kennen oder für wertlos halten. Entſcheidend aber dürfte 
ſein, daß eine dem Berechtigten unbekannte oder von ihm für 
wertlos gehaltene Forderung inſofern mit einem Mangel be⸗ 
haftet iſt, als fie der Verjährung ausgeſetzt iſt. Wer dieſe Ge⸗ 
fahr der Verjährung durch den Nachweis der Exiſtenz und die Auf⸗ 
klärung über die Rechtsbeſtändigkeit beſeitigt, verbeſſert die Ver⸗ 
mögenslage des Gläubigers um den Wert der erſt jetzt tatſächlich 
realiſierbaren Forderung, wie denn umgekehrt derjenige das Ver⸗ 
mögen des Forderungsgläubigers nicht nur gefährdet, ſondern 
direkt beſchädigt, der durch Täuſchung die Geltendmachung der 
Forderung bis zum Eintritt der Verjährung vereitelt. (Eber⸗ 
mayer a. a. O. Anm. 61.) 

Der hiernach auf das Eingreifen der Angekl. zurückzuführende 
Gewinn iſt gegen den durch dasſelbe Ereignis verurſachten Schaden, 
der nach der fatrichterfichen Feſtſtellung durch die übermäßige Ein⸗ 
treibungsgebühr begründet ſein ſoll, auf zurechnen. Da die Auf⸗ 
rechnung nach Lage der Sache einen Nettogewinn ergeben muß, 
iſt das Merkmal der Vermögensbeſchädigung zu verneinen. (RSS. 
44, 236; RG. 54, 137.) NA. Theodor Klefiſch, Köln. 

Zu 6. Das Urteil enthält eine Reihe für die Praxis ſehr 
beachtlicher, weil von ihr oft überjehener Grundſätze, die für die 
Prüfung des Verſchuldens nicht nur beim Reichsirrtum, ſondern auch 
beim tatjächlichen Irrtum anzuwenden find. Die grundlegende Frage⸗ 
ſtellung iſt, ob der Täter an ſeiner Meinung zweifelte. Verneinenden⸗ 
falls iſt weiter zu erörtern, ob er bei vernünftiger Überlegung hätte 
zweifeln müſſen, und hierbei ſind die Urſachen, die zu dem Irrtum 
führten, in Betracht zu ziehen. Auch die individuellen Fähigkeiten 
des Irrenden find zu berückſichtigen (vgl. 4. StSen. v. 5. D ee 
RGSt. 51, 245). Wurde feine Handlung auch in den Kreiſen der 
Fachgenoſſen unbedenklich als erlaubt betrachtet, ſo wird ein Ver⸗ 
ſchulden regelmäßig nicht feſtzuſtellen ſein. — Erſt wenn dem Täter 
Bedenken an ſeiner Meinung gekommen ſind, iſt ihm eine Erkundi⸗ 
gungspflicht auferlegt. Die Kenntnis der Stelle oder die Möglich⸗ 
keit, ſie in Erfahrung zu bringen, muß dann dem Täter nachgewieſen, 
auch ſchließlich feſtgeſtellt werden, daß die Stelle auch die richtige 
Auskunft zu geben vermochte (ſ. die in meinem Preistreibereiſtraf⸗ 
recht, 7. Aufl. S. 288 angeführte Judikatur). 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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Richtung wäre ebenfalls geboten geweſen, wenn den Angekl. 
die Unterlaſſung der Erkundigung bei der zuſtändigen Be⸗ 
hörde zum Verſchulden angerechnet werden ſollte (vgl. RGSSt. 
51, 34 und 154/160). 
(u. v. 26. Okt. 1923, 4 D 602/23.) A.] 
Schleichhandel, 


7. [81 Schleich HdlVO. — 
Verkehrsregelung.) 

Die Verurteilung des Angekl. aus 8 1 Schleich dl VO. 
v. 7. März 1918/27. Nov. 1919 unterliegt keinem rechtlichen 
Bedenken. Ohne Rechtsirrtum ſind die Vorſchriften des 82 
Abſ. 1 Nr. 1 Abſ. 2 des Geſ. v. 18. April 1922 (RGBl. 460), 
wonach der Erlaubnis bedarf, wer gewerbsmäßig Vieh zum 
Weiterverkauf ankauft und wer als Metzger für ſeinen Ge⸗ 
werbebetrieb Vieh unmittelbar beim Viehhalter aufkauft, als 
Verkehrsregelung i. ©. der Schleich dl VO. angeſehen worden 
(RGSt. 56, 217). Für die gegenteilige Annahme beruft ſich 
die Reviſion zu Unrecht auf $ 14 Abſ. 2 des Gef. v. 18. April 
1922. Wenn auch hierdurch für Zuwiderhandlungen gegen 82 
dieſes Geſetzes unter Verweiſung auf Strafvorſchriften der 
Fernhaltungsverordnung v. 23. Sept. 1915/27. Nov. 1919 eine 
eigene Strafandrohung ausgeſprochen worden iſt, ſo ſteht dieſe 
der Anwendung der Schleich Hol VO. nicht entgegen. Die Vor⸗ 
ſchriften ſtehen nicht etwa im Verhältnis eines beſonderen 
zum allgemeinen Strafgeſetz, fo daß durch 8 14 des Gef. vom 
18. April 1922 mit § 5 der FernhVO. als beſonderes Geſetz 
die Anwendung der Schleich dl VO. ausgeſchloſſen fein müßte. 
Für den vorliegenden Fall kommt namentlich in Betracht, 
daß durch § 14 mit 8 2 des Gef. v. 18. April 1922 auch ſchon 
der Ankauf von Vieh als perſönliches Rechtsgeſchäft betroffen 
wird, während die Anwendung des § 1 Schleich dl VO. den 
Erwerb des Verkehrsgegenſtandes, alſo regelmäßig die Er⸗ 
langung der dinglichen Verfügungsgewalt erfordert (RGSSt. 
54, 305). Dieſe Vorausſetzung iſt aber hier gegeben. 

(U. v. 6. Nov. 1923, 1D 617/23.) 


8. [81 Nr. 4 Preis TrVoo. Bedeutung eines 
beſonders niedrigen Erwerbspreiſes für die 
Frage der Preisſteigerung.]J 7) 

Am 20. Juli 1920 ließ die Gemeinde G. eine größere 
Menge 65 jähriger, durch einen Waldbrand etwas beſchädigter 
Kiefern auf dem Stamme öffentlich verſteigern, und 
zwar „zum Selbſtfällen durch den Erwerber“. Auf 
Grund einer Schätzung des Mitangeklagten Br., des Wald⸗ 
hüters der Gemeinde, wurde bei der Verſteigerung eine Menge 
von etwa 200 Feſtmeter zugrunde gelegt, während, wie ſich 
bei einer ſpäteren Meſſung ergab, die Stämme allein min⸗ 
deſtens 340 Feſtmeter maßen. Bei der Verſteigerung waren 
unter anderen der Beſchwerdeführer V., der Mitangeklagte 
Br. und deſſen Schwager St. — beide Geſchäftsführer der 
„Rh. Holzhandelsgeſellſchaft“ —, ſowie der Mitangeklagte K. 
anweſend. Die drei zuletzt Genannten boten nicht mit. Das 
Holz wurde dem V. als Meiſtbietenden um 20000 % zu⸗ 
geſchlagen. Wenige Stunden ſpäter verkaufte es V. 
an die durch Br. vertretene Rhſche Holzhandels⸗ 
geſellſchaft; es wurde vereinbart, daß dieſe an V. 25 000 
Mark, an Br., St. und K. je 3000 % und an einen Bruder 
2.3, angeblich als Entgelt für die Zurverfügungſtellung feines 
Kraftwagens, 1000 % zu zahlen habe. Da die 25 000 % an 
V. nicht innerhalb der vereinbarten Friſt von 8 Tagen ge⸗ 
zahlt wurden, verlangte V. als „Verzugsſchaden“ weitere 
5000 %, fo daß die Holzhandelsgeſellſchaft im ganzen 40000 
Mark zahlen mußte. Die Stͤ. nahm gelegentlich der Er⸗ 
örterung der Frage, ob Preiswucher vorliege, zugunſten des 
Beſchwerdeführers V. an, daß an ihn — abgeſehen von dem 


Zu 7. Die Strafbeſtimmungen der Schleichh VO. ſtehen zu 
den Strafvorſchriften der einzelnen Verkehrsregelungsgeſetze grund⸗ 
ſätzlich in Geſetzeskonkurrenz, ſoweit die ſchleichhändleriſche Erwerbs⸗ 
handlung zur Beurteilung ſteht (f. 1. StSen. v. 31. März 1919 
RIES: 53, 68; mein Preistreibereiſtrafrecht, 7. Aufl. S. 229). Von 
Fall zu Fall iſt aber zu prüfen, ob die beſondere Verkehrsregelung 
nicht als lex specialis gelten und durch ihre Strafandrohung die 
Anwendung der Schleichh Vo. ausſchließen will (f. mein Preistreiberei⸗ 
ſtrafrecht S. 218/19). Ob der 1. StSen. dieſe Aufſtellung prinzipiell 
verneinen will, iſt aus dem obigen Urteil nicht zu entnehmen. Er 
hält es jedenfalls für erforderlich, aus der Inkongruenz der beiden 
Tatbeſtände zu ſchließen, daß der verbotene Viehankauf bei Er⸗ 
langung der dinglichen Verfügungsgewalt als Schleichhandel zu be⸗ 
ſtrafen iſt. RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 

Zu 8. Den inneren Zuſammenhang zwiſchen dem Preiswucher⸗ 
verbot und der Strafbeſtimmung gegen den Kettenhandel (ſiehe mein 
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Betrag zu 5000 % für Verzugsſchaden — nur der Betrag 
von 25 000 % als Gegenleiſtung für das Holz gezahlt wurde, 
während ſie andererſeits zugunſten Br.s die Geſtehungskoſten 
der Holzhandelsgeſellſchaft mit 40000 % in Anſatz brachte, 
indem ſie die Behauptung Br.s, daß der ganze Betrag als 
Gegenleiſtung für das Holz in Betracht komme, weil V. 
einen Kaufpreis von 35 000% erhalten habe, und daß die 
Zahlungen an Br., St. und K. im Auftrag und für Rech⸗ 
nung Vs — zur Tilgung ſtreitiger Verbindlichkeiten — er⸗ 
folgt ſeien, als möglicherweiſe wahr unterſtellte. In anderem 
Zuſammenhang bezeichnete ſie dagegen dieſe Beträge als Ver⸗ 
gütungen dafür, daß ſich jene Perſonen bei der Verſteigerung 
zur Erzielung eines möglichſt niedrigen Zuſchlagspreiſes ver⸗ 
einbarungsgemäß des Mitbietens enthalten hatten. Das Holz 
wurde, nach Fällung, Zurichtung und Veräußerung mehrerer 
Fuhren Aſt⸗ und Grubenholz ſowie nach Beifügung eines 
anderen Poſtens Kiefernholz von etwa 50 Feſtmeter, im No⸗ 
vember 1920 für 75000 % an K. weiterveräußert; die Ge⸗ 
ſamtmenge betrug rund 387 Feſtmeter. Drei Wochen ſpäter 
wurde es durch K. für 95 000 % an die Holzhandelsgeſell⸗ 
ſchaft zurückverkauft, ſodann im Januar 1921 von Br. für 
rund 112 000 % an den Holzhändler M. und von dieſem für 
rund 123 000 % an die Micher Grubenwerke zu Bauzwecken 
weitergegeben. Der durchſchnittliche Tagespreis für den Feſt⸗ 
meter Kiefernholz hatte im Juli 1920 150 4, im November 
1920 177 % und im Januar 1921 196% betragen; ob dies 
der Erzeugerpreis für Kiefern auf dem Stamm oder für zu⸗ 
gerichtetes Kiefernholz oder der Großhandels⸗ oder der Klein⸗ 
handelspreis geweſen iſt, kann den Urteilsgründen nicht ent⸗ 
nommen werden. Gegen V., Br. und K. war Anklage wegen 
Preiswuchers in Tateinheit mit Kettenhandel erhoben. Die 
St. verneinte Preiswucher, erkannte dagegen die Angekl. des 
Kettenhandels ſchuldig. Die für V. eingelegte Reviſion nötigt 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils, ſoweit es ſich auf 
ihn bezieht. Bedenkenfrei iſt die Annahme der Stͤ., daß ſich 
V. in eigennütziger unwirtſchaftlicher Weiſe als 
Zwiſchenglied in die Kette des Warenumlaufes 
eingeſchoben hat, indem er — entgegen den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen — das Holz, alſo einen Gegenſtand des täglichen 
Bedarfs, nicht zum Selbſtfällen erwarb, ſondern als Groß⸗ 
händler an einen anderen auf der gleichen Verkehrsſtufe ſtehen⸗ 
den Großhändler veräußerte. Die von der Reviſion hiergegen 
erhobenen Einwendungen ſind unbegründet. Wenn einerſeits, 
wie die Reviſion behauptet, die Holzhandelsgeſellſchaft Ein⸗ 
käuferin der M.cher Werke war und das Holz erwerben wollte, 
um es nach Fällung und Zurichtung an dieſe Werke weiter⸗ 
zuverkaufen, wenn andererſeits V. nicht gewillt war, das Holz 
ſelbſt zu fällen und unmittelbar an Kleinhändler oder Ver⸗ 
braucher abzugeben, dann mußte er von der Anſteigerung Ab⸗ 
ſtand nehmen und dieſe der Holzhandelsgeſellſchaft oder einem 
anderen Teilnehmer an der Verſteigerung überlaſſen; jeden⸗ 
falls durfte er ſich nicht als Eigenhändler einſchieben. Das 
Holz wurde übrigens zunächſt nicht an die Micher Werke, 
ſondern an K. weiterverkauft. Selbſt wenn der vom Be⸗ 
ſchwerdeführer als Großhändler genommene Gewinn nicht über⸗ 
mäßig im Sinn des § 1 Nr. 1 Preis TrVO. geweſen fein ſollte, 
würde V. des Kettenhandels ſchuldig ſein, ſofern durch die 
unnütze Einſchiebung eine Preisſteigerung im Sinne des 81 
Nr. 4 verurſacht worden wäre. Das Kettenhandelsverbot dient 
ſogar in erſter Linie zur Bekämpfung der Umgehung des 
Preiswucherverbots durch unnütze Vermehrung der Zahl der 
am Warenumlauf beteiligten Glieder, die, für ſich betrachtet, 
innerhalb der Grenzen des zuläſſigen Gewinnes bleiben. Da⸗ 
gegen iſt das Tatbeſtandsmerkmal der Preisſteigerung 


Preistreibereiſtrafrecht 7. Aufl. S. 166) hat das RG. in einer Reihe 
von Entſcheidungen anerkannt, indem es für das Merkmal der Preis⸗ 
fteigerung i. S. des $1 Nr. 4 (jetzt 86 Preis Tr Vo.) den Begriff des 
„richtigen Handelspreiſes“ bildete. Daß hier die Grundſätze, die beim 
Preiswucherverbot zur Einſetzung eines höheren als des tatſachlich 
aufgewandten Einſtandspreiſes führen (ſiehe mein Preistreibereiſtraf⸗ 
recht S. 23 f.), ebenfalls anzuwenden ſind, hat das RG ſchon früher 
ausgeſprochen (ſiehe 5. Sten. v. 4. Juli 1922 JW. 1923, 408 62). 
Wichtig für die jetzige Zeit iſt die Anſicht des obigen Urteils, daß 
bei normaler Marktlage Morktpreis und richtiger Handelspreis regel⸗ 
mäßig zuſammenfallen. Das war in einem früheren Urteil des 
3. StSen. (v. 31. Jan. 1924 IW. 1924, 9103) noch nicht ein⸗ 
deutig geſagt. Andere Reviſionsgerichte hatten dieſe Schlußfolgerung 
bisher abgelehnt (fiche OLG. Dresden v. 4. Juli 1923 JW. 1923, 
10555); BayObLG. v. 3. Mai 1923 JW. 1923, 934). 
RA. Dr. Alsberg, Berlin. 
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durch die bisherigen Feſtſtellungen noch nicht ausreichend 
nachgewieſen. Eine Preisſteigerung im Sinne des $1 
Nr. 4 Preis TrVoO. liegt vor, wenn durch eine unlautere 
Machenſchaft, insbeſondere durch Einſchiebung eines wirt⸗ 
ſchaftlich unnützen Gliedes, der für die betreffende 
Verkehrsſtufe ſich berechnende „richtige Handels- 
preis“ überſchritten wird. Unter dem richtigen 
Handelspreis iſt nicht ohne weiteres der Erwerbspreis zu 
verſtehen, der vor derjenigen Erhöhung ſteht, deren Zuläſſig⸗ 
keit zu prüfen iſt, ſondern derjenige Preis, der für die Ware 
im ordentlichen Handel ohne das Dazwiſchentreten der un⸗ 
lauteren Machenſchaft auf der jeweiligen Stufe des Waren⸗ 
umlaufes in Anſatz gebracht werden kann und darf (RGSt. 
57, 289 [292/93] und die dort angeführten Entſcheidungen). 
Nach dem Reichsgerichtsurteil I 429/20 v. 18. Okt. 1920 
= 38. 1921, 402 ff. ſetzt ſich der richtige Handelspreis für 
jede einzelne in den Handel gelangte Ware regelmäßig aus 
beſtimmten Geſtehungskoſten und den Gewinnzuſchlägen der 
in wirtſchaftlich berechtigter Weiſe beim Warenumſatz tätigen 
Perſonen zuſammen und iſt für jede Stufe des Warenumlaufs 
durch Nachberechnung zu ermitteln. Hierdurch erhalten die 
in 8 1 Nr. 1 Preis TrVoO. entwickelten Grundſätze auch für 
den Begriff der Preisſteigerung im Sinne des § 1 Nr. 4 Be⸗ 
deutung. Soweit für eine Warengattung eine regelmäßige 
Marktlage beſteht, kann der für ſie auf einer beſtimmten 
Verkehrsſtufe geltende Marktpreis zugleich als der richtige 
Handelspreis für die einzelne auf die gleiche Verkehrsſtufe 
gelangte Ware dieſer Gattung betrachtet werden, wenn nicht 
beſondere Umſtände nachgewieſen ſind, die eine Abweichung 
rechtfertigen. Herrſcht aber, wie im Juli 1920 für Holz, eine 
Notmarktlage, dann bietet der etwa beſtehende Markt⸗ 
oder Tagespeis keine genügende Handhabe für die Ermittlung 
des richtigen Handelspreiſes. Die bei der Nachberechnung auf 
Grund der Geſtehungskoſten ſich ergebenden Schwierigkeiten 
werden dann vom Tatrichter vielfach nur unter Mitwirkung 
von Sachverſtändigen und durch Zuhilfenahme von Schät- 
zungen überwunden werden können. Anhaltspunkte bieten 
hierbei die vor dem Eintritt der Notmarktlage geltenden 
Marktpreiſe in Verbindung mit ſolchen beſonderen Umſtänden, 
die auch bei normaler Marktlage für die Preisbildung von 
Einfluß geweſen wären. Als Umſtände dieſer Art können im 
gegebenen Fall namentlich in Betracht kommen: die zwiſchen 
dem letzten normalen Marktpreis und dem 20. Juli 1920 ein⸗ 
getretene innere Geldentwertung, die etwaige Minderwertig⸗ 
keit der Ware infolge der Brandſchäden, die beſonderen 
Verſteigerungsbedingungen (Selbſtfällung durch den Er⸗ 
werber) uſw. Ergibt ſich bei dieſer Prüfung, daß ein Glied 
der Kette die Ware zu einem Preis erworben 
hat, der unter dem auf Grund der Geſtehungs⸗ 
koſten und der berechtigten Gewinnzuſchläge für 
dieſe Verkehrsſtufe ſich berechnenden Preis liegt, 
hat alſo die durch 8 1 Nr. 1 Preis Tro. mittelbar und durch 
§ 1 Nr. 4 unmittelbar geſchützte Preisentwicklung der Ware 
beim Gang vom Erzeuger bis zum Verbraucher eine Unter⸗ 
brechung erfahren, ſo iſt den Gründen dieſer Unterbrechung 
nachzugehen. Beruht ſie auf Umſtänden, aus denen ſich er⸗ 
gibt, daß der niedrige Preis der Allgemeinheit 
zugute kommen ſoll — hat z. B. eine öffentlich⸗rechtliche 
Körperſchaft aus volkswirtſchaftlichen Gründen eine von ihr 
erzeugte oder erworbene Ware ohne Gewinn oder gar unter 
den Selbſtkoſten abgegeben —, ſo iſt für die weitere 
Preisberechnung der niedrige Erwerbspreis 
maßgebend. Alsdann muß der Erwerber, der die Ware 
an die nächſte Verkehrsſtufe weitergibt, bei der Berechnung des 
zuläſſigen Verkaufspreiſes nach den zu § 1 Nr. 1 entwickelten 
Grundſätzen den tatſächlich gezahlten niedrigen Preis als Ein⸗ 
ſtandspreis in Anſatz bringen (RGSt. 53, 74). Der auf fol- 
chen Umſtänden beruhende niedrige Preis gilt ferner für die 
Ware und für die Verkehrsſtufe, für die er gezahlt worden 
iſt, als der richtige Handelspreis. Gibt alſo der Er⸗ 
werber die Ware nicht, wie er ſollte, an die folgende Verkehrs⸗ 
ſtufe, ſondern an eine auf der gleichen Stufe ſtehende Perſon 
ohne gemeinwirtſchaftlichen Nutzen ab, ſo enthält ſchon die 
Überſchreitung jenes Erwerbspreiſes eine 
Preisſteigerung im Sinne des §81 Nr. 4, ſofern 
ſie nicht etwa die Bedingungen für einen Wie⸗ 
derausgleich in ſich trägt (RGSt. 57, 289 [293]). 
Anders iſt zu entſcheiden, wenn die Unterbrechung der Preis⸗ 
entwicklung auf Umſtänden beruht, die nicht volkswirtſchaft⸗ 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
licher Natur, ſondern auf die Perſon des Erwerbers 
und deſſen Beziehungen zu feinen Vormann be⸗ 
ſchränkt ſind, wenn insbeſondere der niedrige Erwerbspreis 
oder der unentgeltliche Erwerb auf einer Freigebigkeit 
des Vormanns gegenüber dem Erwerber oder auf einem 
Irrtum des Vormanns über Art oder Menge der Ware 
oder auf einer ſtrafbaren oder unlauteren Hand⸗ 
lung des Erwerbers (Diebſtahl, Hehlerei, Betrug, Ab⸗ 
halten vom Mitbieten bei einer Verſteigerung uſw.) beruht. 
In allen dieſen Fallen hat der Erwerber ſchon dadurch, daß 
er die Ware unentgeltlich oder gegen ein ihrem Wert nicht 
entſprechendes Entgelt in die Hand bekommen hat, einen Ge⸗ 
winn gemacht, und auf dieſen Gewinn haben die fol- 
genden Glieder des Warenverkehrs keinen An⸗ 
ſpruch, gleichviel, ober rechtmäßig oder unrecht⸗ 
mäßig iſt. Hat der niedrige Erwerbspreis feinen Grund in 
einer Freigebigkeit gegenüber dem Erwerber, ſo hat dieſer 
ein Recht auf den Gewinn. Liegt ein Geſchäftsirrtum des 
Vormannes vor, ſo kann der letztere das Geſchäft anfechten 
und dem Erwerber hierdurch die ungerechtfertigte Bereicherung 
entziehen; tut er es nicht, ſo ſteht dieſer Fall dem der Frei⸗ 
gebigkeit gleich. Beruht der unentgeltliche Erwerb oder der 
niedrige Erwerbspreis auf einer ſtrafbaren Handlung des Er⸗ 
werbers, ſo wird dieſer hierdurch ſtrafrechtlich verantwortlich 
und in der Regel auch dem Vormann gegenüber ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig; letzteres wird meiſt auch bei Erzielung eines 
niedrigen Erwerbspreiſes durch eine nicht ſtrafbare unlautere 
Machenſchaft, alſo etwa durch Abhalten anderer vom Mit⸗ 
bieten bei einer Verſteigerung, zutreffen. Hieraus ergibt ſich, 
daß der Erwerber, wenn er die Ware an die nächſte Ver⸗ 
kehrsſtufe weitergibt, bei der Berechnung des Verkaufspreiſes 
nach Maßgabe des § 1 Nr. 1 Preis TrVO. an Stelle des tat⸗ 
ſächlich gezahlten niedrigen Erwerbspreiſes den ohne das Da⸗ 
zwiſchentreten der beſonderen Umſtände ſich berechnenden Preis 
als Einſtandspreis in Anja bringen darf (RGSt. 50, 97; 
53, 96), daß ferner im Falle der Einſchaltung eines wirt⸗ 
ſchaftlich unnützen Zwiſchengliedes nicht ſchon die hierdurch 
verurſachte Überſchreitung jenes niedrigen Erwerbspreiſes, ſon⸗ 
dern erſt die ÜUberſchreitung des Preiſes, der ſich 
für die Ware und für die Verkehrsſtufe aus den 
zuläſſigen Geſtehungskoſten und Gewinnzuſchlä⸗ 
gen berechnet, als Preisſteigerung im Sinne des 
§ 1 Nr. 4 erachtet werden kann (vgl. das angeführte 
Urteil 1429/20). Im gegebenen Fall iſt der vom Beſchwerde⸗ 
führer an die Gemeinde bezahlte niedrige Erwerbspreis auf 
Unmſtande der zuletzt erörterten Art zurückzuführen. Er be⸗ 
ruht vor allem auf dem durch die falſche Schätzung Br.3 her⸗ 
vorgerufenen Irrtum der Gemeindeverwaltung über die 
Menge des Holzes. Da nach Annahme der StR. die Angekl. 
die Unrichtigkeit der Schätzung kannten (S. 7 der Urteils⸗ 
abſchrift), iſt die Niedrigkeit des Preiſes möglicherweiſe auf 
einen von Br. und V. verübten Betrug zurückzuführen. 
Außerdem kommt nach den Feſtſtellungen eine unlautere 
Machenſchaft des Beſchwerdeführers in Geſtalt des Abhal⸗ 
tens vom Mitbieten in Frage. Dieſe Umſtände mögen eine 
ſonſtige (ſtraf⸗ oder zivilrechtliche) Verantwortlichkeit des Be⸗ 
ſchwerdeführers begründen; aber eine ſtrafrechtliche Verantwort⸗ 
lichkeit auf Grund des § 1 Nr. 4 Preis TrVO. iſt nach den 
vorſtehenden Ausführungen und den bisherigen Feſtſtellungen 
nur gegeben, wenn bei der Weiterveräußerung des Holzes an 
die Holzhandelsgeſellſchaft der richtige Handelspreis 
überſchritten worden iſt, der ſich für den Verkauf des 
Holzes durch den Erzeuger an einen Großhändler 
bei Berückſichtigung aller Umſtände des Falles 
berechnet. Dieſer Preis muß durch den Tatrichter ermittelt 
werden. 
(1. Sen. v. 4. Juli 1924, 1D 325/24.) Bn 


9. [83 Abſ. 1 und 3 Preis TrVO. — Ortlich 
beſchränkte Notmarktlage. Unterſcheidung zwi» 
ſchen amtlich feſtgeſetzten und unter amtlicher 
Mitwirkung bekannt gemachten Marktpreiſen. 
Nachprüfbarkeit des Vorhandenſeins einer 
regulären Marktlage gegenüber Marktpreiſen 
letzterer Art.] 7) 

Eine durch Warenmangel hervorgerufene Notmarktlage 
hat die St. ausreichend nachgewieſen. Denn ſie ſtellt feſt, 


Zu 9. Daß die Marktlage örtlich durchaus verſchieden ſein 
kann, betont der RWM. bereits in einem Mitt. f. Preisprüfungsſt. 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


daß es in M. in der fraglichen Zeit nur ſelten gelang, 
durch Zufall von einem Landwirt oder auf dem Markte 
Butter zu erhalten, und daß die Butter im freien Handel nur 
an einzelnen, meiſtens beſtimmten Wochentagen lediglich in 
unzureichender Weiſe und „kaum“ zu haben war. 
Daß auf dem Lande und in den M. benachbanten 
Städten noch niedrigere, ſich zwiſchen 4 und 20 Millionen 
bewegende, Preiſe für Butter gezahlt wurden, ſchließt ent⸗ 
gegen der Anſicht des Verteidigers die Annahme einer für 
die Stadt M. beſtehenden Notmarktlage für die Butter⸗ 
verſorgung keineswegs aus. Das Ziel der Kriegsverſorgungs⸗ 
geſetzgebung iſt der Schutz des Abnehmers, in zweiter Linie 
der des Verbrauchers. Für die Frage, ob eine regelrechte oder 
eine Notmarktlage beſteht, kommt es daher entſcheidend darauf 
an, wie es mit der Verſorgung unter den für den Käufer 
maßgebenden örtlichen Verhältniſſen beſtellt iſt (Urteil des 
erk. Sen. v. 4./15. Mai 1923 — 4D 114/23). Die Not- 
marktlage kann hiernach ſehr wohl eine örtlich be— 
ſchränkte ſein. Ohne Rechtsirrtum iſt ſomit die StK. davon 
ausgegangen, daß zur Zeit des Butterverkaufs in M. eine 
durch Warenmangel geſchaffene Notmarktlage für Butter be- 
ſtanden hat. Dagegen iſt die weitere Feſtſtellung des Urteils, 
daß die Preiſe der Berliner Butternotierung „amtlichen 
Charakter“ haben, nicht ausreichend, da ſie nicht erkennen 
läßt, ob die StK. angenommen hat, daß dieſe Preiſe „von 
einer zuſtändigen Behörde feſtgeſetzte oder genehmigte Preiſe“ 
oder „unter amtlicher Mitwirkung bekanntgegebene Börſen⸗ 
oder Marktpreiſe“ geweſen ſind. Würde es ſich um Preiſe 
der letzteren Art gehandelt haben, ſo würde bei der nach der 
Feſtſtellung der St. in M. für Butter beſtehenden Notmarkt⸗ 
lage die Innehaltung dieſer Preiſe durch den Beſchwerdeführer 
nach § 3 Abſ. 3 Satz 2 Preis TrVoO. die Annahme eines 
Preiswuchers nicht ausſchließen. Sind dagegen die Preiſe 
der Berliner Butternotierungskommiſſion „von einer zuſtän⸗ 
digen Behörde feſtgeſetzte oder genehmigte Preiſe“, ſo iſt nach 
§ 3 Abſ. 3 Satz 1 a. a. O. das Beſtehen der Meer Not- 
marktlage ohne Bedeutung; es würde in dieſem Falle 
jedoch noch weiter zu prüfen ſein, inwieweit die Preiſe der 
Berliner Butternotierungskommiſſion überhaupt für den 
M.er Markt in Betracht kommen. Nach dieſer Richtung hin 
hat es jedoch die StR. an jeder Prüfung fehlen laſſen. Ge⸗ 
langt die StK. bei der erneuten Prüfung zu dem Ergebnis, 
daß es ſich um einen „unter amtlicher Mitwirkung be- 
kanntgemachten Börfen- oder Marktpreis“ handelte, oder daß 
es ſich zwar um einen „von einer zuſtändigen Behörde feſt⸗ 
geſetzten oder genehmigten“ Preis handelt, daß dieſer Preis 
der Berliner Kommiſſion jedoch für den Mer Buttermarkt 
keine Geltung hat, ſo würde für die Frage, ob der von dem 
Beſchwerdeführer erzielte Preis einen übermäßigen Gewinn 
im Sinne des 83 Abſ. 1 Preis TrVO. enthält, von den Ge⸗ 
ſtehungskoſten auszugehen ſein. 


(4. Sen. v. 15. April 1924, 4 D 942/23.) A.] 


1921, 105 abgedruckten Schreiben. In einem Schreiben derſelben 
Stelle vom 28. März 1923, Mitt. f. Preisprüfungsſt. 1923, 41, 
iſt dieſe Auffaſſung wiederholt worden. Schon daraus ergibt ſich, 
daß natürlich auch die Notmarktlage eine örtlich beſchränkte ſein 
kann. Natürlich wird es nur ausnahmsweiſe möglich ſein, daß in 
einer Stadt andere Marktverhältniſſe herrſchen als auf dem die 
Stadt umgebenden Lande. Da es ſich vorliegend um landwirtſchaft⸗ 
liche Produkte handelte, mochte die Feſtſtellung unauffällig ſein. Bei 
anderer Sachlage würde es einer beſonderen eingehenden Begrün⸗ 
dung bedürfen, wenn angenommen werden ſoll, daß innerhalb eines 
zuſammenhäugenden Ortsbereichs Markt⸗ und Notmarktlage ab⸗ 
wechſeln. Insbeſondere hat das zu gelten, wenn es ſich um Waren 
handelt, die in gleicher Weiſe aus fremden Bezirken bezogen werden. 
Auf die Auführung der Momente, in denen die Vorinſtanz die tat⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen der Notmarktlage gefunden hat, legt das 
vorliegende Urteil mit Recht beſonderes Gewicht. Die ſchematiſche 
Erklarung, die Marktlage, auf die ſich der Angekl. berufen habe, 
jet in Wirklichkeit eine Notmarktlage, dürfte der Reviſionsinſtanz 
nie genügen. Der Begriff der Notmarktlage iſt ein Rechtsbegriff und 
zudem ein ſo komplizierter, daß ſpezielle tatſächliche Anführungen 
unentbehrlich ſind, wenn nachgeprüft werden ſoll, ob das Urteil 
nicht auf einer Verkennung dieſes Rechtsbegriffs beruht. 

Zu beachten iſt der ſich aus § 3 Abſ. 3 Preis TrVO. ergebende 
Unterſchied zwiſchen der Bedeutung eines von einer zuſtändigen Be⸗ 
hörde feſtgeſetzten oder genehmigten Preiſes auf der einen Seite 
und den unter amtlicher Mitwirkung bekannt gemachten Börſen⸗ 
und Marktpreiſen auf der andern Seite. Die amtliche Mitwirkung 
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10. Is 3 Abſ. 2 Preis TrVoᷣO. Recht, nicht 
Pflicht zur Durchſchnitts⸗-Preis berechnung; Be⸗ 
deutung der Überſchreitung des Marktpreiſes. ]) 

Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat der Angekl. als Ad⸗ 
miniſtrator des der „Eigenen Scholle“ gehörigen Gutes N. 
Mitte Oktober 1923 für den Zentner Kartoffeln bei Zahlung 
in Dollarſchatzanweiſungen „ Dollar = 3,15 Goldmark ge⸗ 
fordert, als der Zeuge K. Kartoffeln bei ihm beſtellte. Den 
gleichen Preis forderte er, als um dieſelbe Zeit die Zeugin B. 
Kartoffeln kaufen wollte. Dem Gutachten des Sachverſtändigen 
folgend nimmt die Strafkammer an, daß bei Berückſichtigung 
der Geſtehungskoſten der Preis von 3,54 Goldmark für den 
Zentner Kartoffeln des Gutes N. angemeſſen geweſen wäre, 
d. h. keinen übermäßigen Gewinn im Sinne des 8 3 Preis- 
TrO. v. 13. Juli 1923 enthalten haben würde, gelangt aber 
gleichwohl zur Verurteilung des Angekl. aus 88 3, 12 der 
VO. auf Grund folgender Erwägungen: Das Gut N. ſei erſt 
das erſte Jahr von der „Eigenen Scholle“ bewirtſchaftet wor⸗ 
den und habe deshalb beſondere Aufwendungen erfordert. Die 
dadurch bedingten beſonders hohen Geſtehungskoſten könnten 
nicht berückſichtigt werden. Die „Eigene Scholle“ ſei als ein⸗ 
heitliches wirtſchaftliches Unternehmen aufzufaſſen, und es 
hätte deshalb ein Durchſchnittspreis für die auf allen Gütern 
dieſes Unternehmens gewonnenen Kartoffeln errechnet und 
dieſer verlangt werden müſſen. Preiswucher liege vor, weil 
der damals übliche Preis von 2— 2,50 Goldmark überſchritten 
ſei. Auf Veranlaſſung des Direktors der „Eigenen Scholle“ 
ſeien die Kartoffeln von N. dann auch für 2,10 Goldmark 
für den Zentner verkauft worden. Dieſe Aus führungen find 
nicht frei von inneren Widerſprüchen und rechtsirrtümlichen 
Vorſtellungen. Die Stͤ. hätte von ihrem Standpunkt aus die 
Geſtehungskoſten nach dem Durchſchnitt aller Güter der „Eige⸗ 
nen Scholle“ in Betracht ziehen und danach den angemeſſenen 
Preis berechnen müſſen. Das iſt nicht geſchehen. Es fehlt 
auch hinſichtlich des inneren Tatbeſtandes jede Darlegung, daß 
dem Angekl. die Tatſachen bekannt waren, deren Kenntnis 
die fragliche Durchſchnittsberechnung vorausſetzte. Der Stand⸗ 
punkt der StK. findet aber im Geſetz überhaupt keine Stütze. 
Wenn 53 Abſ. 2 Preis Tro. beſtimmt, daß für gleichartige 
Gegenſtände, deren Geſtehungskoſten verſchieden hoch ſind, 
unter gewiſſen Vorausſetzungen ein Durchſchnittspreis ge⸗ 
fordert werden könne, ſo handelt es ſich um eine Vorſchrift, 
die — wie aus ihrer Entſtehungsgeſchichte zu entnehmen — 
zugunſten der Handeltreibenden ergangen iſt. Der Händler 
ſoll berechtigt ſein, gleichartige Gegenſtände, die zum Zwecke 
einheitlicher Kalkulation zu einem einheitlichen Poſten zu⸗ 
ſammengefaßt werden können, von denen er aber einen Teil 
wohlfeiler, den anderen teurer erworben hat, zu einem Durch⸗ 
ſchnittspreiſe zu verkaufen. Von dieſem hier nicht vorliegenden 
Falle abgeſehen, beſteht der Grundſatz der geſonderten Ge⸗ 
winnberechnung (vgl. RES. 52, 3 [5]). Der Angekl. hat 
ſich daher nicht ſtrafbar gemacht, wenn er für die Kartoffeln 


bei der Feſtſetzung eines Marktpreiſes hindert nicht die Nachprüfung, 
ob in Wirklichkeit dieſer Preis ein Notmarktpreis war, ſo daß die 
amtliche Bekanntmachung eine irrige war. Hatte aber die zuſtändige 
Behörde den Preis feſtgeſetzt oder genehmigt, ſo iſt für den Ein⸗ 
wand der Notmarftlage kein Platz. Darüber, wann von einem 
von einer zuſtändigen Behörde feſtgeſetzten Preis geſprochen werden 
kann, ſ. mein Preistreibereiſtrafrecht, 7. Aufl., S. 97 ff. Soweit 
dieſer Fall nicht gegeben iſt und der unter amtlicher Mitwirkung 
bekannt gemachte Marktpreis als Notmarktpreis beanſtandet wer⸗ 
den kaun, iſt natürlich zu beachten, daß dem Täter hier bei einer 
logalen Anwendung der Irrtums VO. notwendig der Schutz dieſer 
VO. zuteil werden muß. RA. Dr Max Alsberg, Berlin. 


Zu 10. Wie ſchwankend die Rechtſprechung des RG. in Preis⸗ 
treibereiſachen noch jetzt iſt, zeigt ein Vergleich dieſes Urteils mit dem 
von mir beſprochenen des 1. Sen. v. 30. Mai 1924 JW. 1924, 1532. 
Der bisher vom RG. vertretene Standpunkt, daß auch der fug. normale 
Marktpreis nur eine Vermutung für oder gegen einen übermäßigen 
Gewinn begründen könne, je nachdem er überſchritten oder eingehal⸗ 
ten ſei, wird in dieſem Urteil ausdrücklich aufrechterhalten. M. E. 
durchaus mit Recht. Denn mit der vom 1. StSen. angewandten Kon⸗ 
ſtruktion, daß in ſolchem Falle die Geſtehungskoſten unangemeſſen 
hoch ſeien, wird eine neue gar nicht überſehbare Rechtsunſicherheit in 
die Kalkulationsgrundſätze hineingetragen. — Auch der Grundſatz des 
Urteils, daß der Kaufmann berechtigt, aber nicht verpflichtet iſt, Durch⸗ 
ſchnittspreiſe zu berechnen, entſpricht nicht nur der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes („darf ein Durchſchnittspreis gefordert werben”), ſondern auch 
dem aus der Entſtehungsgeſchichte zu entnehmenden Sinn. 

RA. Dr. Alsberg, Berlin. 


2000 


des Gutes N. einen Preis gefordert hat, der die auf dieſem 
Gut entſtandenen Geſtehungskoſten nur um einen angemeſſenen 
Gewinn überſtieg. Hierauf kommt es entſcheidend an, nicht 
darauf, ob er die damals üblichen Preiſe überſchritten hat. 
Die Überſchreitung des ordnungsmäßigen Marktpreiſes be⸗ 
gründet regelmäßig nur einen Verdacht des Preiswuchers, 
der beſeitigt wird durch den Nachweis, daß die tatſächlich 
entſtandenen Geſtehungskoſten den höheren Preis rechtfertigen 
(vgl. RG. 14. April 1916, abgedr. JW. 1916, 1205 25). 
(2. Sen. v. 10. Juli 1924, 2 D 496/24.) A.] 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


a) Zivilſachen. 

1. 3. Steuer Not VO. 8 2, Abf. 3. S. 2, § 11, BGB. 8 891, 
Abi. 2, GBO. 88 22, 29, 54, Ab ſ. 1. Dingliche Wirkung des 
Vorbehalts der Aufwertungsanſprüche bei Löſchung einer 
Hypothek. 

Der maßgebende Rechtsvorbehalt wird von der Form des 8 29 
GBO. gedeckt. Wenn das Grundbuchamt davon ausgeht, daß die 


Aufgabe des dinglichen Rechtes eine endgültige geweſen fei und daß. 


der Vorbehalt daher nur auf die ſchuldrechtliche Seite bezogen werden 
dürfte, ſo iſt dies irrig. Es iſt dabei zu würdigen die Zwangslage, 
in der ſich die Hypothekengläubiger im Herbſt 1923 inſofern be⸗ 
fanden, als ſie einerſeits keine bedingte Löſchungsbewilligung ab⸗ 
geben durften, andererſeits aber bei einer Verweigerung angetragener 
Löſchungsbewilligungen mit einer Verurteilung ſamt Koſtenfolge 
rechnen mußten. Wenn nun die Stadt erklärte, daß ſie unbeſchadet 
ihrer Zuſtimmung zur grundbuchamtlichen Löſchung ſich alle An⸗ 
ſprüche vorbehalte, ſo wollte ſie damit einesteils zum Ausdruck 
bringen, daß ſie allerdings die Löſchungserklärung als ſolche ab⸗ 
geben wolle, daß ſie aber zugleich jede Anderung in Geſetzgebung 
und Rechtſprechung zugunſten der Gläubigerſtellung rückbezogen 
wiſſen wolle auf dieſen ihren Schritt, alſo auch unter Einſchluß der 
Löſchungsbewilligung; anderenteils aber darf gerade aus der all⸗ 
gemeinen Faſſung des Vorbehalts für „alle Anſprüche“ ohne wei⸗ 
teres die Folgerung gezogen werden, daß der Vorbehalt auch auf 
die dingliche Seite miterſtreckt werden wollte. Damit iſt aber auch 
der grundbücherliche Nachweis eines hinſichtlich des dinglichen Rechtes 
erklärten Vorbehalts geführt. Bei dem Hinweis auf 8 891 Abf. 2 
BGB. wird überſehen, daß 8 891 nur Rechtsvermutungen aufftellt, 
die durch Gegenbeweis gebrochen werden können. Ein Sonderfall 
liegt hier nur inſofern vor, als dieſer Gegenbeweis von dem Be⸗ 
troffenen ſelbſt nicht weitergeführt werden braucht, ſoweit er einen 
entſprechenden Rechtsvorbehalt für ſich nachweiſen kann; die Wider⸗ 
legung der Rechtsvermutung aus 8 891 Abſ. 2 wird vielmehr vom 
Geſetzgeber ſelbſt geführt, der nach Maßgabe der 3. Steuer Not VO. 
in der Auslegung des KG. und des BayObLG. den Rechtsgrundſatz 
nachträglich aufgeſtellt hat, daß eine unter Rechtsvorbehalt abgegebene 
Löſchungsbewilligung keine geeignete Rechtsgrundlage für die vor⸗ 
genommene Löſchung war. Die Ausführungen der weiteren Be⸗ 
ſchwerde im Rahmen des 822 GBO. können ebenſowenig gebilligt 
werden. Der Glaubiger, der den Nachweis ſeines entſprechenden 
Rechts vorbehalts führen kann, iſt eines weiteren Nachweiſes der Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs enthoben. Das vorher zu 8 891 BGB. 
Ausgeführte muß auch hier gelten, daß nämlich für dieſen Fall der 
Geſetzgeber ſelbſt den durchdringenden Nachweis der Unrichtigkeit des 
Grundbuchs hinſichtlich der vollzogenen Löſchung führt. Den Gläu⸗ 
biger kann daher für den Regelfall eine weitere Nachweispflicht in⸗ 
ſoweit nicht treffen. Daß der Gläubiger hierbei noch beweiſen müſſe, 
daß der Rechts vorbehalt inzwiſchen nicht hinfällig geworden ſei und 
daß auch der dingliche Anſpruch nach der Löſchung nicht durch be⸗ 
ſondere Abmachungen entkräftet worden ſei, wird im Regelfall nicht 
verlangt werden dürfen; abgeſehen davon, daß Negative in der 
Regel von dem das Vorliegen der Negative Behauptenden bewieſen 
werden möfjen, handelt es ſich bei dem hier von der Beſchwerde 
dem Gläubiger zugemuteten Beweis, daß der Rechtsvorbehalt noch 
beſteht, um eine Einwendung; wer die Entſtehung eines Rechtes 
zugibt, iſt für die Behauptung, daß das Recht hernach wegfiel, be⸗ 
weispflichtig. Auch im Rahmen des 8 22 GBO. wird übrigens zu 
gelten haben (vgl. BayObLG. in Bay. 1924, 142 oben), daß der 
Grundbuchrichter ſich an das Regelmäßige des Lebens im allgemeinen 
halten darf, ohne beſondere Nachforſchungen pflegen zu müſſen, 
ſofern nicht im Einzelfalle gegenteilige Anhaltspunkte beſtehen. Es 
wird aber als zutreffend im Regelfalle unterſtellt werden dürfen, 
daß ein Gläubiger, der feinerzeit entſprechenden Rechtsvorbehalt ge⸗ 
macht und nunmehr die Wiedereintragung des gelöſchten Rechtes 
begehrt, nicht in der Zwiſchenzeit ſelbſt Rechtsgeſchäfte mit dem 
Schuldner vorgenommen hat, die ſeinen früheren Rechtsvorbehalt 
nachträglich unwirkſam machen oder ſeinen dinglichen Anſpruch nach⸗ 
träglich benehmen und ſohin in unmittelbarem Widerſpruche zu ſeinem 
Berechtigungsanſpruche ſtehen. Soweit eine Erwerbshandlung durch 
gutgläubige Dritte hereinſpielt (Übertragung der Hypothek oder 
Eigentumsübergang auf einen Sondernachfolger), wird ſolche ohne⸗ 
dies aus dem Grundbuch für den ſorgſam prüfenden Grundbuch⸗ 
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richter regelmäßig erſichtlich ſein. Dabei ſoll, wie bereits in dem 
Beſchluſſe v. 12. Juli 1924 nochmals hervorgehoben werden, daß 
das BayObLG. (im Gegenſatze zu manchen Schriftſtellern vgl. z. B. 
Runge, Dig. 1924, 600) dafür hält, daß das grundbücherliche 
Offentlichkeitsprinzip (88 892, 893 BGB.) zum Schutze gutgläubigen 
Erwerbs durch die 3. Steuer Not VO. nicht ausgeſchloſſen wird, ſo 
daß eine Wiedereintragung allenfalls nur im Nachrange begehrt 
werden kann. Im übrigen ſoll es freilich dem Grundbuchrichter 
nicht benommen ſein, wenn er in irgendwelchen Beziehungen be⸗ 
gründeten Zweifel hegt, Aufklärung durch Erklärungen der Gegen⸗ 
beteiligten in beſtimmter Richtung zu ſuchen, die aber keineswegs 
den Rechtscharakter einer allgemein gehaltenen Zuſtimmung zu dem 
verlangten Rechtsakte überhaupt tragen ſollen; denn letztere Maß⸗ 
nahme würde wohl regelmäßig eine volle Verſperrung des vom 
Gläubiger eingeſchlagenen Weges zu deſſen Ungunſten bewirken. 
Daß der Glaubiger, der einen entſprechenden Rechtsvorbehalt nach⸗ 
weiſen kann, zur Wahrung ſeiner Rechtsſtellung und zur Abſchneidung 
der Rechtswirkungen des Offentlichkeitsprinzips ſtatt einer Wieder⸗ 
eintragung der gelöſchten Hypothek ſich auch mit dem kleineren Mittel 
des amtlichen Widerſpruchs nach Maßgabe des 854 Abſ. 1 Satz 1 
GBO. begnügen kann und daß das Grundbuchamt im Regelfalle 
einem hierauf abzielenden Antrage zu entſprechen haben wird (ſiehe 
Cammerer, WürttNotV. 1924, 448 ff.), ſoll hier nicht unaus⸗ 
geſprochen bleiben; denn dieſe Vorſchrift kommt auch dann zur 
Anwendung, wenn kein Verſchulden des Grundbuchrichters hinſicht⸗ 
lich der früheren Eintragung vorlag und die Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs nur durch die Geſetzgebung nachträglich und rückwirkend herbei⸗ 
geführt wird; vgl. BayObLG. Beſchluß v. 6. Sept. 1924 Reg. III 
Nr. 79/24. 
(Bay. Ob G., Beſchl. v. 10. Okt. 1924, III. 91/1924.) 


2. § 11. III. Steuer NVoO. Ein Rechtsvorbehalt i. ©. 
dieſer Vorſchrift braucht nicht ausdrücklich erklärt zu ſein, 
ſondern kann ſich auch mittelbar aus der zurückhaltenden 
Faſſung der Erklärung ergeben.f) 

1. G. in St. zahlte unterm 7. Aug. 1923 hinſichtlich der auf 
ſeinem Anweſen laſtenden zwei Annuitätenkapitalien der Süddeut⸗ 
ſchen Bodenkreditbank in München mit zuſammen 21000 % Haupt⸗ 
ſache dieſen Betrag mit den aufgelaufenen Zinſen ab. Die Bank 
ſtellte eine mit notarieller Beglaubigung der Unterſchriften verſehene 
Quittung dahin aus, daß ihr dieſe Summe nebſt den Zinſen vom 
Grundſtückseigentümer „wegen der Hypothek“ bezahlt worden ſei. 
Der Schuldner und Eigentümer G. beantragte ſodann beim Grund⸗ 
buchamte St. die Löſchung der Hypotheken wegen Zahlung. Dieſem 
Antrage wurde ſtattgegeben. 

Unterm 20. Aug. 1924 ſtellte die Bank zum Grundbuchamte 
St. den Antrag, gemäß 822 GBO. das Grundbuch durch Wieder⸗ 
eintragung der gelöſchten Papiermarkhypotheken zu berichtigen, da die 
erteilte Quittung keine geeignete Grundlage für das Erlöſchen des 
Gläubigerrechts nach Maßgabe der 3. Steuer NotVO. habe bilden können. 

Das Grundbuchamt wies den Antrag unterm 23. Aug. 1923 
mit der Begründung zurück, daß die löſchungsfähige Quittung keinen 
Vorbehalt i. S. des 8 11 der 3. Steuer NotVoO. enthalte und daß 
daher die wirkliche Rechtslage im Grundbuche richtig eingetragen ſei. 

Das LG. München II, Fer Z K., billigte die Rechtsauffaſſung 
des Grundbuchamts. 

Die weitere Beſchwerde der Süddeutſchen Bodenkreditbank 
hatte Erfolg: 

Die Beſchwerdeführerin hat als Gläubigerin abſichtlich eine 
Löſchungsbewilligung hinſichtlich des dinglichen Rechtes überhaupt 
nicht abgegeben, ſie hat ſich vielmehr auf das beſchränkt, was knapp 
notwendig war, um eine Klage des bezahlenden Schuldners hint⸗ 
anzuhalten; ſie hat nämlich dem Schuldner lediglich eine Quittung 
nach Maßgabe der von ihm geleiſteten Zahlung auf deſſen Verlangen 
ausgeſtellt. Es kann unerörtert bleiben, ob, wenn der Glaubiger 
nur eine löſchungsfähige Quittung, aber keine Löſchungsbewilligung 
erteilt hat, die Vorausſetzungen der Aufwertung nicht ohne weiteres 
gegeben ſind. Im vorliegenden Falle muß der vom Glaubiger er⸗ 
teilten Quittung mit Rückſicht auf die Umſtände des Falles zugleich 
ein Rechtsvorbehalt i. S. des § 11 der 3. Steuer Not VO. 
entnommen werden. Ein derartiger Rechtsvorbehalt braucht nicht 
mit ausdrücklichen Worten erklärt zu ſein, er kann ſich auch mittel⸗ 
bar ergeben (vgl. Mügel, Bem.3 zu 8 11 a. a. O.; Schlegel⸗ 


Zu 2. Es kann wohl als die herrſchende Meinung betrachtet 
werden, daß an den Nachweis eines Vorbehalts i. S. des 8 11 der 
3. Steuer NotVO. keine ſtrengen Anforderungen zu ſtellen find. Dem 
ſchließt ſich der Beſchluß des BayObLG. an, indem er aus ber 
zurückhaltenden Faſſung der Erklärung des Gläubigers folgert, 
daß er — wie man wohl hinzufügen darf in einer für den Schuldner 
erkennbaren Weiſe — zum Ausdruck bringen wollte, daß er die Zah⸗ 
lung nur gezwungen wegen der zur Zeit herrſchenden Rechtsanſchau⸗ 
ung annehmen müſſe und ſeine Rechtſtellung wahren wolle. Die 
Frage, ob die Anwendung des 8 11 nicht ſchon daran ſcheitert, daß 
nur eine beglaubigte Quittung, nicht eine Löſchungsbewilligung er⸗ 
teilt iſt, eine Frage, die m. E. zu bejahen iſt, läßt der Beſchluß 
dahingeſtellt. 

Staatsſekretär i. R. Wirkl. Geh. Rat Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 
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berger, Bent. 3 hierzu; OLG. Dresden, Ib. f. Entſch. in Ang. 
der freiw. Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts 1 (1924), 480). 
Bei der Faſſung der Quittung kann keinesfalls angenommen wer⸗ 
den, daß ſich die Gläubigerin damit als voll befriedigt erklären 
wollte. Wenn die „Summe“ von zuſammen 21000 % am 7. Aug. 
1923 von der Gläubigerin entgegengenommen wurde, ſo kann dar⸗ 
unter nach Maßgabe dieſer Zahlungszeit nur eine Zahlung in 
Papiermark in Frage ſtehen, die dem Werte der ſeinerzeit in 
Goldmark gewährten Annuitäten in keiner Weiſe entſprach. In der 
Quittung wird ferner noch betont, daß „wegen der Hypothek“ 
bezahlt wurde. Damit wollte die Gläubigerin zum Ausdrucke brin⸗ 
gen, daß ſie dieſe — an ſich keinesfalls entſprechende — Zahlung 
im Hinblick auf die Hypothek und die zur Zeit der Zahlung herr- 
ſchende Rechtsanſchauung eben annehmen mußte, um eine Klage⸗ 
ſtellung des zahlenden Schuldners zu vermeiden. In Würdigung 
aller dieſer Umſtände kann im vorliegenden Falle nicht angenom⸗ 
men werden, daß die Gläubigerin eine vorbehaltloſe Quittung 
ausſtellen wollte, es darf vielmehr dafür gehalten werden, daß ſie 
ihre Rechtsſtellung — insbeſ. auch nach der dinglichen Seite — 
wahren wollte. Es können daher auf den gegebenen Fall die in dem 
diesgerichtlichen Beſchluſſe v. 12. Juli 1924 (Bayer. Ztſchr. f. Rpfl. 
1924, 227; Mitt. d. BayNotV. 1924, 291) näher entwickelten Rechts⸗ 
grundſätze angewandt werden. 
Es waren ſchon die Vorbeſchlüſſe aufzuheben und das Grund⸗ 
buchamt anzuweiſen, zur Sache anderweitig zu bejchliefjen. 
(BayrOberſtL G., Beſchl. v. 4. Okt. 1924, Reg. III Nr. 89/1924. 
Mitgeteilt von RA. Robert Held, Starnberg. 


b) Strafſachen. 
5 1. Verzicht auf Gewerbe- und Approbationsbefugnis 
iſt zuläſſig. 7) 

Nach der in der Rechtſprechung und im Schrifttum überwiegend 
vertretenen und auch von dem erkennenden Senat geteilten Rechts⸗ 
anſchauung (vgl. Landmann, Gewd., 7. Aufl., Anm. 8a zu 
849; Nelken, Gewerberecht in Preußen, I S. 520; Verw. II, 
144) iſt der Verzicht auf von einer behördlichen Genehmigung ab⸗ 
er 9e Gewerbe⸗ und Approbationsbefugnis rechtlich zuläſſig unter 
der Vorausſetzung, daß aus den gebrauchten Worten der bündige 
Schluß dafür ſich ergibt, daß es die wirkliche Abſicht der betreffenden 
Perſon iſt, ſich des in Frage befindlichen Rechtes zu entſchlagen, 
und daß die Verzichterklärung der zuſtändigen Behörde gegenüber 
abgegeben worden iſt. In der von dem Angekl. abgegebenen Er⸗ 
klärung kann nach ihrem Wortlaut und Sinn nur die Kundgebung 
der Abſicht erblickt werden, mit Rückſicht auf das vorliegende richter⸗ 
liche Urteil ſich des Rechtes auf die nach 829 GewO. durch Er⸗ 
teilung der Approbation erworbene Befugnis zur Führung der Be⸗ 
zeichnung als Arzt oder eines gleichgeachteten Titels, zu begeben. Zur 
Zurücknahme von Approbationen nach 8 29 Gewd. find in Bayern 
die Kreisregierungen, Kammer des Innern, zuständig (Seidel⸗ 
Graßmann, Bayer. Staatsr. II, 272; Landmann a. a. O. 
Anm. 16 zu 8 53). Eine ausdrückliche Vorſchrift darüber, bei 
welcher Behörde der Verzicht zu erklären iſt, beſteht nicht; es iſt daher 
anzunehmen, daß die zur zwangsweiſen Entzrehung der Approbation 
zuſtändige Behörde auch zur Entgegennahme der Verzichtserklärung 
zuſtändig iſt. Es unterliegt aber auch die Annahme keinem recht⸗ 
lichen Wedenten, daß der Verpflichtung zur Abgabe der Erklärung 
bei der zuſtändigen Behörde auch ſchon dadurch genügt wird, daß 
das ſie enthaltende Schriftſtück bei dem örtlich zuſtändigen unter⸗ 
geordneten Bezirksamt, bei welchem auch die Ausübung der Appro⸗ 
bationsrechte gemäß der VO. v. 9. Jan. 1912 (GVBl. 15) ange⸗ 
meldet worden war, eingereicht wird. Der Einreichende darf ſich 
darauf verlaſſen, daß die untergeordnete Behörde, wenn ihr die 
Zuſtändigkeit zur Behandlung der Angelegenheit mangelt, das Schrift⸗ 
ſtück der zuſtändigen Behörde zuleiten wird. 

Angekl. war nach Abgabe der Erklärung nicht mehr befugt, ſich 
als Arzt zu bezeichnen. Der Berechtigung zur Führung des Doktor⸗ 


Zu 1. Die Auffaſſung des BayObLG. iſt nicht bedenkenfrei. 
So weit es ſich um die Führung des Doktortitels handelt, iſt deſſen 
dauernder Verluſt durch die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nach 833 StGB. zwar ſelbſtverſtändlich. Darüber war alſo gar 
nicht zu befinden. Was aber die Approbation angeht, ſo konnte dieſe 
nach 853 Abſ. 1 GewO. für die Dauer des Ehrverluſtes, aber auch 
nur für dieſe Zeit, entzogen werden. Davon, daß dieſe Entziehung 
erfolgt iſt, enthält die Entſch. nichts. Es fragt ſich daher, ob der 
Verzicht auf eine Approbation zuläſſig und ob er endgültig iſt. 
Nach Fleiner, Inſtitutionen des deutſchen Verwaltungsrechts, 
6./7. Aufl. (1922), S. 128, kann auch im Bereiche des öffentlichen 
Rechts in beſonderen Fällen der Verzicht auf einen der öffent⸗ 
lichen Verwaltung zuſtehenden Anſpruch geboten fein. Aber darin 
tage eine Durchbrechung des Geſetzes und fie ſei nur auf Grund 
beſonderer geſetzlicher Ermächtigung erlaubt und möglich. Dem 
entſpricht auch die hier allein intereſſierende Frage, ob ein Verzicht 
auf öffentliche (ſubjektive) Rechte zuläſſig iſt. „So ſehr auch die 
einzelne Leiſtung das individuelle Intereſſe der einzelnen Bürger 
befriedigen mag, ſo bleibt ſie doch ſtets ein Teilſtück eines Geſamt⸗ 
erfolges. Dieſer Geſamterfolg aber wird vom Geſetz im allgemeinen 
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titels war er bereits durch die Aberkennung der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte nach 8 33 StGB. dauernd verluſtig gegangen. Wenn er die 
nach § 53 Abſ. 1 GewO. für die Dauer des Ehrverluſtes ohnehin 
im Regelfalle zu entziehende Approbation wieder erlangen wollte, ſo 
mußte er ſich mit einem Geſuch an die zuſtändige Stelle wenden 
(Landmann, Anm. 5 zu 8 53). 

(BayrberſtL G., Urt. v. 10. Juli 1924, Rev. Reg. II, Nr. 276/1924.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Oberlandesgerichte. 
a) Beſchwerdeentſcheidungen gegen Entſcheidungen 
der Aufwertungsſtellen “). 
Mitgeteilt von Kammergerichtsrat Dr. Nadler, Berlin. 


1. Aufwertung der perſönlichen Forderung nach 87 
der 1. Durchf VO. zur 3. St NVO. 5) 2). 

Der erſte Richter geht davon aus, daß die 3. Steuer Not O. 
auch für die perſönliche Forderung eine höhere Aufwertung als 
15% des Goldwertes ausſchließe. Dieſer Anſicht kann nicht beige⸗ 
treten werden. 

Die 3. Steuer NotVO. v. 14. Febr. 1924 unterſcheidet ſcharf 
Hypotheken und andere dingliche Belaſtungen einerſeits und die 
durch ſie geſicherten Forderungen — die perſönlichen Forderungen — 
anderſeits. Die Aufwertung der dinglichen Belaſtung iſt nach 82 
auf 15% des Goldmarkbetrages beſchränkt. Die Aufwertung der 
perſönlichen Forderungen dagegen iſt nach 83 dahin geregelt, daß fie 
zwar auch nach Maßgabe der Vorſchriften des 82 Abſ. 1, 2 erfolgt, 
indes mit der ausdrücklichen Einſchränkung, „ſoweit nicht nach all⸗ 
gemeinen Vorſchriften eine höhere oder geringere Aufwertung ſtatt⸗ 
findet“. Der Senat hat ſich denn auch bereits mehrfach dahin aus⸗ 
geſprochen, daß für die Aufwertung einer durch Hypothek geſicherten 
Forderung — der perſönlichen Forderung — andere Vorſchriften zur 
Geltung kommen als für die Aufwertung der Hypothek des dinglichen 
Anſpruchs (vgl. Beſchlüſſe v. 9. Okt. 1924, 9 Aw 5/24, 9/24, 13/24, 
14/24, 16/24, 21/24) und befindet ſich hierbei in Übereinſtimmung 
mit der herrſchenden Meinung (vgl. z. B. Schlegelberger, Die 
Aufwertung, 83 A 1, A 2; Mügel, Komm. zur 3. Steuer Not VO. 
83 A1, A 2, A 4; Mügel, Dig. 1924, 182; Michaelis, 
Die 3. Steuer NotVO., 83 A1, A 2; Kipp ZW. 1924, 479; 
v. Velſen, DIEB. 1924, 351; Maercks, ZW. 1924, 1130; 
Kleinſchmidt, ZW. 1924, 85612; OLG. Darmſtadt v. 20. März 
1924, JW. 1924, 856 26; K. v. 7. Mai 1924, 18 W 1890/24; 
OLG. Karlsruhe v. 31. Mai 1924, JW. 1924 1551). 

Die entgegenſtehenden Ausführungen von Ehrlich, JW. 1924, 
1102, überzeugen nicht und können als richtig nicht anerkannt werden. 

Kann ſomit auch der Standpunkt des erſten Richters nicht 
gebilligt werden, jo fragt es ſich doch, ob feine Entſch. nicht durch 
87 der 1. DurchfVO. v. 1. Mai 1924 (RGBl. 430) getragen wird 
und aus dieſem Grunde im Ergebniſſe als zutreffend anzuſehen iſt. 
Dieſe Frage muß indes verneint werden. 

Der 87 a. a. O. iſt, ſoweit er die Aufwertung der 
perſönlichen Forderungen auf 15% des Goldmark⸗ 
betrages anordnet, für ungültig zu erklären. 

Davon, daß die Gerichte berechtigt und verpflichtet ſind, Rechts⸗ 
verordnungen des Reichs auf ihre Rechtsgültigkeit nachzuprüfen, 
kann ein begründeter Zweifel nicht beſtehen. Dieſer Grundſatz iſt auch 
vom RG. wiederholt anerkannt worden. (Vgl. RG. v. 22. Febr. 
1924, JW. 1924, 459; bzgl. der Gültigkeit der Abgeltungser⸗ 
weiterungsVO. v. 24. Okt. 1923; RG. 107, 370, bzgl. der Rechts⸗ 
gültigkeit der 3. Steuer NotVO., RGSt. 55, 246, bzgl. der Wuchch O.). 

Die Reichsregierung hat ſich zum Erlaß des 8 7, wie über⸗ 
haupt der 1. DurchfVO. v. 1. Mai 1924 auf Grund des 8 64 der 
3. Steuer NotVO. für befugt gehalten — die außerdem noch ange⸗ 
zogenen 8 2 Abſ. 2, 8 4 Abſ. 2 der 3. Steuer Not VO. enthalten eine 
Intereſſe angeſtrebt. Man mache ſich nur klar, welche höheren 
Ziele der Geſetzgeber erreichen will, z. B. mit der Arbeiterverſiche⸗ 
rung oder der Gewährung von Beamtengehalt und ⸗penſion oder die 
Anerkennung der Gewerbefreiheit. Daraus folgt, daß grund⸗ 
ſätzlich ein Verzicht auf ein öffentliches Recht un wirkſam iſt“ 
(S. 169 a. a. O.). Allerdings kann der Berechtigte von der Aus⸗ 
übung ſeines Rechtes im einzelnen Fall abſehen und auch das 
nur, ſofern ſein Recht nicht die Kehrſeite einer Pflicht iſt oder das 
Geſetz ausdrücklich auch dieſe Form des Verzichtes ausgeſchloſſen hat. 
— Es iſt demnach keineswegs ausgemacht, daß ein Verzicht auf eine 
Approbation ein für allemal durch die herrſchende Meinung anerkannt 
worden wäre. Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Köln. 

3) 2. VO. zur Durchführung des Art. 1 der 3. Steuer NotVO. 
v. 24. Mai 1924 (RGBl. 561). 

2) Die Entſch. und die Anmerkungen ſind durch die VO. zur 
einſtweiligen Regelung der Aufwertung v. 4. Dez. 1924 (RGBl. 765) 
überholt. D. S. 

Zu 1. A. 87 der 1. DurchfVO. zur 3. Steuer Not VO. beſtimmt, 
daß nur beſtimmte Gattungen von Hypotheken auf mehr als 150%. 
aufgewertet werden dürfen. Das KG. hat jedoch in einem Be⸗ 
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Ermächtigung zum Erlaß einer entſprechenden Vorſchrift überhaupt 
nicht. 

Der Grundgedanke des 8 64 iſt, daß die Reichsregierung ermäch⸗ 
tigt werden ſollte, die zur Durchführung der 3. Steuer Rot VO. er⸗ 
forderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor⸗ 
schriften zu erlaſſen. In dieſem Umfange erſcheint der § 61 als ein 
ſogenanntes Rahmengeſetz, das auf das Ermächtigungsgeſetz vom 
8. Dez. 1923 (RG Bl. 1179) zurückgeht. Die Zuläſſigkeit der Rahmen⸗ 
geſetzgebung kann, wie auch die herrſchende Meinung annimmt, nicht 
wohl bezweifelt werden (vgl. KG. v. 1. Mai 1924, DIZ. 1924, 
521, JW. 1924, 1175). 87 fällt nun aber aus dem Rahmen des 
8 64 vollſtändig heraus. Schon der Wortlaut des 8 64 ſpricht hier⸗ 
für. Es iſt dort die Rede von allgemeinen Anordnungen „für be⸗ 
ſondere Fälle“. § 7 trifſt indes keine Anordnungen „für beſondere 
Fälle“, ſondern für die Allgemeinheit der perſönlichen Forderungen 
und nimmt hiervon nur beſondere Fälle aus. Vor allem aber be⸗ 
ſtimmt der §7, wenn mau von den Ausnahmen der Ziff. 1—3 
abſieht, das Gegenteil von dem, was der 83 der 3. Steuer Not BO. 
feſtgelegt hat. 

83 hat für die Aufwertung der perſönlichen Forderungen aus⸗ 
drücklich die „allgemeinen Vorſchriften“ für maßgebend erklärt. Dieſe 
allgemeinen Vorſchriften find den Vorſchriften des 8 2 Abſ. 1, 2 
gegenübergeſtellt; letztere ſind ſomit im Gegenſatze zu allgemeinen 
Vorſchriften als beſondere Vorſchriften anzuſehen. Die 3. Steuer⸗ 
Not O. enthält, ſoweit fie ſich nicht ſelbſt auf die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften bezieht, Aufwertungsvorſchriften, die man als allgemeine 
bezeichnen könnte, überhaupt nicht, ſondern nur Sondervorſchriften 
für die einzelnen Arten der Vermögensanlagen. Unter den allgemei⸗ 
nen Vorſchriften des 83 können ſomit Vorſchriften der 3. Steuer⸗ 
NotVO. ſelbſt oder die aus ihnen herzuleitenden Grundſätze nicht 
verſtanden werden. Vielmehr ſind unter den allgemeinen Vorſchriften 
des 8 3 die Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Rechts zu ver⸗ 
ſtehen, aus denen ſich nach den durch die Rechtſprechung, insbeſon⸗ 
dere des RG. (vgl. insbeſondere RG. 107, 78, 87), feſtgeſtellten 
Grundſätzen die Aufwertung rechtfertigt (vgl.: Schlegelberger, 
Mügel, Michaelis, Kipp a. a. O.; Grau, DIZ. 1924, 
283 A 2). Während ſomit die 3. Steuer Not VO. in gewollter Außer⸗ 
achtlaſſung der durch die Rechtſprechung für die Aufwertung ent⸗ 
wickelten Grundſätze die Aufwertung der dinglichen Forderung 
auf 15 % beſchränkt, läßt der 83 für die perſönliche Forderung 
der weiteren Entwickelung des Rechts, die in dem RGlrteile v. 
28. Nov. 1923 ihren vorläufigen Abſchluß gefunden hat, freie Bahn. 
Für die zahlreichen Forderungen, die unter § 3 fallen, ſoll die Auf⸗ 
wertungsſchranke von 15 0% nicht ausnahmslos gelten; die Auf⸗ 
wertung iſt vielmehr grundſätzlich unbeſchränkt, d. h. alſo bis zum 
vollen Nennbetrage, zugelaſſen. Es handelt ſich daher bei 83 um 
eine Vorſchrift von größter Tragweite und grundſätzlicher Bedeutung. 

In völligem Gegenſatz hierzu beſchränkt der $ 7 der 1. Durchf. 
VO. v. 1. Mai 1924 die Aufwertung der perſönlichen Forderung für 
den Regelfall auf 15% (normalen Höchſtſatz) und läßt eine höhere 
Aufwertung nur für wenige Ausnahmen zu, die in Ziff. 1-3 auf⸗ 
geführt werden. Dieſe Ausnahmen bilden nur einen geringen Bruch⸗ 
teil der durch Hypothek geſicherten Forderungen, deren Aufwertung 
bisher durch 83 der 3. Steuer Not VO. geregelt war. So gehören 
zu dieſen Ausnahmen nicht die hypothekariſch geſicherten Darlehns⸗ 
forderungen und die vor dem 1. Jan. 1919 begründeten Reſtkauf⸗ 
geldforderungen. 87 will ſomit eine der wichtigſten Vorſchriften 
der 3. Steuer NotVO., den Grundſatz der unbeſchränkten Aufwertung 
der perſönlichen Forderungen, zu einem erheblichen Teil beſeitigen. 
Dann aber ſtellt er ſich nicht mehr als eine Durchführungsvorſchrift 
für die 3. Steuer Not VO. dar, ſondern als ein dieſe VO. grundſätz⸗ 
lich abänderndes Geſetz. Wenn der Senat daher auch mit dem RG. 
(Beſchluß v. 22. Febr. 1924, JW. 1924, 459) und dem Gutachten 


ſchluß v. 13. Nov. 1924 endinſtanzlich dieſe Beſtimmung für un⸗ 
gültig erklärt, weil nach Anſicht des KG. in der DurchfVoO. eine 
derartige Beſtimmung nicht hätte getroffen werden dürfen. Aus der 
Entſch. iſt allerdings nicht erſichtlich, ob auch die weitere Beſtim⸗ 
mung des 87 (Abſ. III), daß derjenige, welcher eine höhere als 
15% ige Aufwertung bei dem Aufwertungsamt beantragt, dies bis 
zum 31. Dez. 1924 tun muß, ebenfalls ungültig ſein ſoll. Ob dies 
der Fall iſt, erſcheint ſehr fraglich. Denn man kann ſehr wohl 
den Standpunkt vertreten, daß der Abſ. III des S7 allgemeine 
Geltung haben ſoll, unabhängig von der einengenden Beſtimmung 
im Abſ. I und II und gewiſſermaßen das Gegenſtück zu § 2 Abſ. I 
Satz 2 der VO. (Herabſetzung des Aufwertungsbetrages) bildet. 
Wird aber 87 Abſ. III für gültig gehalten, ſo müßten alle 
Hypothekengläubiger unterſchiedlos, ſofern ſie eine höhere als 
15% ige Aufwertung beantragen (und das dürften wohl alle Hypo⸗ 
thekengläubiger ſein), zur Vermeidung des Verluſtes ihrer Anſprüche 
dem Aufwertungsamt ihr Aufwertungsverlangen bis zum 31. März 
1925 mitteilen. RA. Dr. Pfeiffer, Hirſchberg i. Schl. 


B. Der Entſch. iſt lediglich beizutreten. Sie ſpricht eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit aus. Das Ausführungsverordnungsrecht hat dem 
Geiſte der Hauptverordnung zu dienen und nicht Wortlaut und Sinn 
desſelben auf den Kopf zu ſtellen. Bedauerlich bleibt, daß derartiges 
überhaupt ansgeſprochen werden mußte. Mit dieſer Entf. und 
der ſoeben bekannt werdenden Mißbilligung der Selbſtermächtigung 


des KG. v. 1. Mai 1924 (DIZ. 1924, 521; JW. 1924, 1175) den 
Erlaß von Durchführungs⸗ oder Ausführungsvorſchriften innerhalb 
des geſetzlichen Rahmens keineswegs beanſtandet, ſo muß er doch 
Vorſchriften, die aus dieſem Rahmen fallen und damit die Eigen⸗ 
ſchaft von Durchführungs⸗ oder Ausführungsvorſchriften verlieren, 
die Rechtsgültigkeit abſprechen. Ein beſonders ſcharfer Maßſtab iſt 
hier geboten. Die 3. Steuer Not O. iſt eine entſchiedene Ausnahme⸗ 
maßregel und über die ſelbſt gezogenen Grenzen hinaus nicht an⸗ 
wendbar (vgl. RG. v. 25. März 1924, DRZ. 1924, 201). 

Wollte mau aber dem 8 61 der 3. StenerRotVO. den Inhalt 
geben, daß die Reichsregierung ermächtigt werden ſollte, auch nach 
Ablauf der durch das Ermädt®. v. 8. Dez. 1923 beſtimmten Zeit 
Vorſchriften zu erlaſſen, welche nicht nur Durchführungsvorſchriften 
find, ſondern die innerhalb der Ermächtigungszeit gegebenen Geſetze 
abändern, jo wäre der 864 in dieſem Umfange ungültig. Ebenſo⸗ 
wenig wie die Reichsregierung durch ein bis zum Ablauf der Er⸗ 
mächtigungszeit in der vorgeſchriebenen Weiſe verkündetes Geſetz die 
ihr durch das ErmächtGG. gegebene Vollmacht willkürlich über den 
14. Febr. 1924 hinaus verlängern konnte, ebenſowenig konnte ſie ſich, 
etwa weil die Zeit bis zum 14. Febr. 1924 in dieſer Hinſicht nicht 
ausreichte, den Erlaß von Geſetzen für die Zeit nach dem 14. Febr. 
1924 vorbehalten, die im Widerſpruch mit gültigen Geſetzen ſtanden. 
Ein Ausnahmegeſetz iſt auch das Ermächt®. Eine ausdehnende Aus⸗ 
legung eines derartigen Geſetzes iſt nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen abzulehnen. 

Für die Ungültigkeit jener Vorſchriften des §7 der 1. Durchf. 
VO. v. 1. Mai 1924 haben ſich, wenn auch zum Teil mit anderer 
Begründung, auch ausgeſprochen: Mügel, DZ. 1924, 420, 424; 
Michaelis, Aufwertung, Nachtrag, S. 376, 377; Kübler, Berl. 
Tagebl. v. 15. Mai 1924 Nr. 230; Auer im Berl. Lokal Anz. zu 
Nr. 223 v. 10. Mai 1924; Pape, Kommentar zur 3. Steuer Not⸗ 
VO., 3. Heft, S. 232; Wrzezinſki, JW. 1924, 1122; Prob ſt, 
Ztſchr. für die freiwillige Gerichtsbarkeit uſw. in Württemberg, 1924 
Nr. 6 S. 124; Ricks, Ztſchr. des DNotV. 1924 Nr. 6 S. 195; 
Adamkiewicz, Recht 1924 Nr. 17/18. Bei dieſer Sachlage ver⸗ 
ſtößt der angefochtene Beſchluß, ſoweit er ſich auf die Aufwertung der 
perſönlichen Forderung bezieht, den beſtehenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften. Er iſt daher inſoweit aufzuheben, die Sache iſt zur wei⸗ 
teren Erörterung und Entſcheidung an das AG. zurückzuverweiſen. 

Das AG. wird nunmehr, wenn der nach der zwingenden Vor⸗ 
ſchrift des 89 Abſ. 3 der 3. SteuerNotVO. vorzunehmende Verſuch 
einer gütlichen Einigung erfolglos bleibt, nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere nach 8 242 BGB. und der Auslegung, die die 
Rechtſprechung dieſem Paragraphen gegeben hat, die Aufwertung der 
verſönlichen Forderung vorzunehmen und hierbei alle Tatſachen, die 
bei dem billigen Ausgleich der Intereſſen der Beteiligten erheblich 
ſein können, zu erörtern, insbeſondere auch ihre Einkommens⸗ und 
Vermögensverhältniſſe und den Wert des belaſteten Grundſtücks zu 
berücksichtigen haben. Die Begründung der Entſcheidung muß er⸗ 
kennen laſſen, daß die Aufwertungsſtelle dieſe Geſichtspunkte ge⸗ 
prüft hat. 

(KG., Beſchl. v. 13. Nov. 1924, 9 AW 32/24.) 
Mitgeteilt v. KGR. Gribel, Berlin. 
* 


2. 83 III. Steuer Not VO. — 8 242 BGB. — Auf- 
wertung der durch Hypothek geſicherten Forderungen über 
100% des Goldmarkbetrags. Grundſätze für die Auf⸗ 
wertung von Reſtkaufgeld forderungen. f) 

Die Auſwertungsſtelle (ASt.) geht davon aus, daß eine Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Forderung über 100% des Goldmark⸗ 
betrages unzuläſſig iſt. Dieſen Standpunkt teilt das KG. nicht. 
Für die Anſicht der ASt. könnte folgendes geltend gemacht werden: 


durch das RG. ſcheint die Rechtſprechung nach der unbegreiflichen 
Verwirrung der Abgeltungs⸗Plenarentſcheidung wieder zur Beſinnung 
zu kommen und ſich ihrer heiligen Pflicht gegen Staat, Recht und 
Volk zu beſinnen, ſie vor dem Verſinken in Verwaltungsbolſchewis⸗ 
mus zu bewahren. Der bedauerliche Verſuch, dieſe Entſcheidungen 
nunmehr auf Grund des Art. 48 RVerf. wieder zu paralyſieren, 
iſt untauglich und lediglich inſofern intereſſant, als er beleuchtet, 
bis zu welcher Paradoxie die Verblendung und Rechtsfeindlichkeit 
der Verwaltung führen kann. Die pflicht⸗ und eidesgemäße Wieder⸗ 
herſtellung der verletzten Verfaſſungsordnung durch die Gerichte als 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ord⸗ 
nung! Weiter kann es nun wohl bald nicht mehr gehen. 
RA. Dr. v. d. Trend, Berlin. 

Zu 2. Für den in dem vorſtehenden Beſchluſſe entſchiedenen 
Fall einer Reſtkaufgeldhypothek, möglicherweiſe unter Umſtänden 
auch bei familienrechtlichen Zuſammenhängen, läßt ſich die Argu⸗ 
mentation des KG. unter dem Geſichtspunkte des Tagespreiſes der 
Ware (RG. 108, 379) bis zu einem gewiſſen Grade verſtehen. 
Immerhin iſt auch hier der weſentliche Unterſchied nicht zu über⸗ 
ſehen, der zwiſchen auf ſeiten des Verkäufers erfüllten und nicht 
erfüllten Verträgen beſteht (vgl. auch 8 354 BGB.). Durch die 
Erfüllung ſeitens des Verkäufers wird doch das Synallagma min⸗ 
deſtens nicht unerheblich abgeſchwächt und die Kaufpreisforderung 
in ihrem Charakter einer einſeitigen Geldforderung angenähert, fo 
daß es mindeſtens zweifelhaft ſein kann, ob man dieſelben Auf⸗ 
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Die Aufwertungsvorſchriften der 3. SteuerNotVO. ſeien beſtimmt, 
die Aufwertung derjenigen Anſprüche, auf die ſie ſich beziehe, er⸗ 
ſchöpfend zu regeln. Aus den 88 1 und 2 ſei zu entnehmen, daß 
die Aufwertung in der Weiſe vorgenommen werden ſolle, daß an 
Stelle des urſprünglichen Nennbetrages ein nach dem Dollarkurſe 
berechneter Goldmarkbetrag geſetzt werde, der die Grundlage für die 
Berechnung des Aufwertungsbetrages bilde. Dieſer 100 90 ige Gold⸗ 
markbetrag werde für die in 82 bezeichneten Anſprüche auf 15% 
herabgeſetzt, während in 8 3 für die durch H. geſicherten Forderungen 
eine höhere Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften für zuläſſig 
erklärt werde. Da der Satz von 100% des Goldmarkbetrages die 
Grundlage für die Berechnung des Aufwertungsbetrages bilde, könne 
eine höhere Aufwertung nur über 15% bis zu 100% einſchließlich 
für zuläſſig erachtet werden. 

Dieſe Gründe kann das KG. nicht als durchſchlagend aner⸗ 
kennen, es vertritt vielmehr die Auffaſſung, daß die durch Hypothek 
geſicherten Forderungen auch über 100% des Gold markbetrages 
aufgewertet werden können. Im Schrifttum iſt dieſe Frage übrigens, 
ſoweit erſichtlich, bisher nicht behandelt worden. Das KG. ſtützt 
ſich zur Rechtfertigung ſeines Standpunktes auf den Inhalt des 8 3 
und deſſen Verhältnis zu den ſonſtigen Aufwertungsvorſchriften der 
3. Steuer No. VO. 

Nach 83 der 3. SteuerRotVO. werden die durch Hypothek 
(Schiffspfandrecht oder Bahnpfandrecht) geſicherten Forderungen nach 
Maßgabe der Vorſchriften des 8 2 Abf. 1, 2 aufgewertet, ſoweit nicht 
nach allgemeinen Vorſchriften eine höhere oder geringere Auf- 
wertung ftaitfindet. Um zu verſtehen, was mit den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des § 3 gemeint iſt, muß man ſich die Entſtehungsgeſchichte 
der 3. Steuer Rot VO. vergegenwärtigen. Die Reichsregierung hatte 
in den Jahren 1922 und 1923 eine geſetzliche Regelung der Auf- 
wertung, insbeſondere auch von Hypotheken, wiederholt abgelehnt 
und ſich auf den Satz Mark gleich Mark feſtgelegt (vgl. Mügel, 
3. SteuerRotVO. Einl. S. 10 ff.), die Rechtſprechung hielt aber an 
dem Satze Mark gleich Mark nicht feſt und erklärte ſchließlich auch 
die Aufwertung von Hypotheken und durch ſolche geſicherten Forde⸗ 
rungen für zuläſſig, und zwar zuerſt das OLG. Darmſtadt in dem 
Urt. v. 18. Mai 1923 (JW. 1923, 522), ihm folgte das RG. in 
dem bekannten Urt. v. 28. Nov. 1923 (RG. 107, 87 — ZM. 1924, 
38 ff.). Dieſe Entſch. des RG. zwang die Reichsregierung zu einer 
Stellungnahme zur Frage der Aufwertung. Eine Zeitlang erwog ſie 
ein geſetzliches Verbot (Schlegelberger, 3. Steuer Not VO. Einl. 
S. 10), ſchließlich entſchloß ſie ſich aber zu einer Regelung der Auf⸗ 
wertung. Sie lehnte die individuelle Behandlung eines jeden Falles, 
wie das NG. ſie gefordert hatte, ab und ſuchte in der 3. Steuer Not⸗ 
VO. die geſetzgeberiſche Löſung in der Normierung eines Durd)- 
ſchnittsſatzes, den fie zum Höchſtſatze erklärte. Die Regelung in der 
3. Steuer Not VO. erſtreckt ſich aber nicht auf alle Rechtsverhältniſſe, 
ſondern nur auf die in den 88 1 Abſ. 2 und 12 bezeichneten Ver⸗ 
mögensanlagen, im übrigen ließ ſie der Entwicklung der Recht⸗ 
ſprechung, die die Aufwertung bisher auf Grund der Vorſchriften des 
allgemeinen bürgerlichen Rechts, insbeſondere des 8 242 BGB. für 
zuläſſig erklärt hatte, freie Bahn. Hieraus iſt klar erſichtlich, was 
damit gemeint iſt, wenn in 8 3 die Aufwertung der durch Hypothek 
geſicherten, der perſönlichen Forderungen „nach allgemeinen Vor⸗ 
schriften“ zugelaſſen wird. Die Aufpwertungsſchranke (15% des 
Gold markbetrages) ſoll für dieſe Anſprüche nicht gelten, fie follen 
vielmehr, wie die von der VO. überhaupt nicht erfaßten Anſprüche, 
nach allgemeinen Vorſchriften aufgewertet werden, und nur, wenn 
dieſe keine höhere oder geringere Aufwertung als eine ſolche von 
15% des Goldmarkbetrages rechtfertigen, ſoll dieſer Normalſatz auch 
für ſie gelten. 


wertungsgrundſätze wie für ſchwebende Lieferungen und Leiſtungen 
auf ſie anzuwenden hat. Die Schlußausführungen beſchränken ſich 
bewußt auf dieſen Fall der Reſtkaufgeldhypothek. Es darf ange⸗ 
nommen werden, daß damit die im Verlaufe des Beſchluſſes ge⸗ 
brauchten, etwas allgemeineren Wendungen bewußt eingeſchränkt 
werden ſollten. Für die Darlehenshypothek wäre die Anerkennung 
der Wertparzellentheorie kataſtrophal. Sie war als wirtſchaftliches 
Argument dafür, daß eine Aufwertung überhaupt auch bei 
Hypotheken in Frage kommen müſſe, allenfalls erträglich. Als Auf⸗ 
wertungsmaßſtab iſt fie unmöglich. Das ergibt ſchon der Hinweis 
des KG. darauf, daß es für die Aufwertung der perſönlichen 
Forderung einen ſchwerwiegenden Unterſchied begründen foll, ob der 
perſönliche Schuldner noch der Perſon nach mit dem dinglichen 
Schuldner und Eigentümer zuſammenfällt. Eine ſachliche Begrün⸗ 
dung für dieſe Unterſcheidung läßt ſich nicht finden. Für die Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Schuld iſt der Beſitz des Grundſtücks nur 
ein Moment unter anderen a und aufwertungs⸗ 
hemmenden Momenten. Im Gegenteil: Wer Schuldner, der einen 
ungünſtigen Grundbeſitz abgeſtoßen und das Geld günſtiger an⸗ 
gelegt hat, kann aufwertungstragfähiger ſein als der, der noch mit 
dem Grundſtück behaftet iſt. 

. Weiter aber ergibt ſich die völlige Unmöglichkeit, aus der Idee 
der Wertparzellentheorie praktiſche Konſequenzen zu ziehen, aus dem 
Nangprinzip der Hypotheken. Dieſes widerſtreitet der Wertparzellen⸗ 
theorie abſolut. Denn nach ihm ergreift die erite Hypothek nicht 
nur den ihrem Verhältnis zum Grundſtückswert bei ihrer Begrün⸗ 
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Dieſe Auslegung des Begriffs der „allgemeinen Vorſchriften“ 
des 83 ſteht im Einklang mit der herrſchenden Meinung. Micha e⸗ 
lis (3. SteuerNotVO. S. 105) ſpricht ſich dahin aus, daß unter 
den allgemeinen Vorſchriften die Geſamtheit der für die Aufwertungs⸗ 
frage in Betracht kommenden allgemeinen Rechtsnormen des objek⸗ 
tiven bürgerlichen und, ſoweit ſolches in Betracht kommt, auch des 
öffentlichen Rechts zu verſtehen ſind, wie ſie in Geſetzen enthalten 
und aus den Geſetzen durch Rechtslehre und Rechtſprechung ent⸗ 
wickelt und herausgearbeitet ſind. Nach Mügel (3. Steuer NotBO. 
S. 52) ſind die allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
gemeint, aus deuen ſich nach den durch die Rechtſprechung ent⸗ 
wickelten Grundſätzen eine Aufwertung ergibt. Kipp (JW. 1924, 
481) meint, die allgemeinen Vorſchriften, auf die 8 3 verweiſe, könn⸗ 
ten wohl nur die des richtig verſtandenen bürgerlichen Rechts ſein, 
die Rechtſprechung ſei alſo auch in der Folge nicht gehindert, unab⸗ 
hängig von den Vorſchriften der VO. an der Hand des bürgerlichen 
Rechts, insbeſondere 88 242, 157 BGB., für die perſönlichen An⸗ 
ſprüche die Frage der Aufwertung ſelbſtändig zu beantworten. 
Schlegelberger (3. SteuerNotVO. S. 55) bemerkt, die Auf⸗ 
wertungsſtellen würden ſich bei der Anwendung der allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften gegebenenfalls mit der Rechtsauffaſſung des NG. über die 
Auslegung der 88 157, 242, 607 BGB. abzufinden haben. 

Die Anſicht, daß unter den „allgemeinen Vorſchriften“ ſolche 
der 3. Steuer Not VO. ſelbſt verſtanden werden könnten, wird 
im Schrifttum nirgends vertreten. Michaelis a. a. O. macht zur 
Widerlegung einer ſolchen Auffaſſung mit Recht darauf aufmerkſam, 
daß nicht angenommen werden könne, daß die VO., wenn ſie auf 
von ihr ſelbſt gegebene Vorſchriften verweiſen wolle, dies nicht geſagt 
haben würde und daß die BD. Aufwertungsvorſchriften, die man als 
allgemeine bezeichnen könnte, überhaupt nicht enthalte. Wenn man 
aber wirklich aus dem § 2 Abſ. 1 und 2 den Grundſatz herausleſen 
wollte, daß der Höchſtſatz für jede Aufwertung nach der VO. der 
Satz von 100% des Goldmarkbetrages ſei, jo konnte doch ein 
ſolcher Grundſatz keinesfalls zu den allgemeinen Vorſchriften, die 
der 53 im Auge hat, gezählt werden, denn hier werden ja gerade 
die Aufwertung nach 8 2 Abſ. 1 und 2 und die nach allgemeinen 
Vorſchriften als verſchiedene Arten der Aufwertung einander gegen⸗ 
übergeſtellt. Aber auch ſonſt bieten die Vorſchriften der 88 I—15 
der VO., insbeſondere die Regelung der Aufwertung der im übrigen 
von ihr erfaßten Anſprüche unter Zugrundelegung ihres Goldmark⸗ 
betrages, keinen Anhalt für eine Auslegung dahin, daß für die Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Forderungen eine Höchſtſchranke von 100% 
des Goldmarkbetrages gelten ſollte. Wenn die VO. eine ſolche Auf⸗ 
wertungsſchranke für die perſönlichen Forderungen hätte errichten 
wollen, hätte man dies unſchwer durch Hinzufügung weniger Worte 
zum 8 3 tun können. Sollte es aber trotzdem in der Abſicht des 
Geſetzgebers gelegen haben, ſo läge eine unzulängliche Faſſung der 
VO. vor. Es beſteht freilich die Möglichkeit, dem unzulänglich er⸗ 
klärten Willen des Geſetzgebers durch eine erweiternde Auslegung 
Geltung zu verſchaffen, von dieſer Möglichkeit kaun aber bei der 
Auslegung der 3. Steuer RotVO., die ſich als ein entſchiedenes 
Ausnahmegeſetz darſtellt, das über die ſelbſtgezogenen Grenzen 
hinaus nicht anwendbar iſt (RG. v. 25. März 1924, DRG. 1924, 
204) kein Gebrauch gemacht werden; es kann nicht die Auf⸗ 
gabe der Rechtſprechung ſein, den Anwendungs⸗ 
bereich der Rechte beſchränkenden und entziehenden 
Ausnahmevorſchriften eines ſolchen Geſetzes im Wege 
der Auslegung zu erweitern und auf Fälle zu er⸗ 
ſtrecken, für die ihre Geltung nicht zweifelfrei an⸗ 
geordnet iſt. 


Aus der 3. Steuer NotVO. läßt ſich hiernach eine Beſchränkung 


dung entſprechenden Wertteil des Grundſtücks, ſondern das ganze 
Grundſtück, bis zur Verſchlingung aller nachſtehenden Rechte, und 
darüber hinaus noch das perſönliche Vermögen des Schuldners. 
Auch die perſönliche Haftung — und gerade ſie ſoll ja hier, ob⸗ 
wohl ſie von der Hypothek ſtreng zu unterſcheiden iſt, nach dieſem 
Wertparzellenprinzip aufgehöht werden! — widerſtrebt daher ihrer 
Idee nach völlig dieſem Grundſatz. Eine Wertparzellentheorie wäre 
überhaupt nur für Grundſchulden denkbar und müßte dazu führen, 
daß die Hypothek, und zwar jede einzelne in ihrer Lage, ſich inhaltlich 
mit dem Grundſtückswert ausdehnt, aber auch vermindert, 
jo daß beiſpielsweiſe eine erſte Hypothek von 60000 % auf einem 
Grundſtück von 100 000 fich von Rechts wegen auf 30000 % 
reduziert, wenn der Grundſtückswert auf 50000 % vermindert wird. 
Im übrigen ergibt ſich die Unmöglichkeit, dieſes Prinzip auf die 
ganz anders geartete Hypothek des bürgerlichen Rechts praktiſch 
im Ernſt zu übertragen, auch daraus, daß unter ſeinem Aſpekt gar 
kein Unterſchied zwiſchen Papier⸗ und Goldhypotheken denkbar iſt. 
Alles, was hier bei der Papiermarkhypothekenaufwertung aus dieſem 
Grundſatz hergeleitet werden ſoll, müßte, wenn nicht ein völliger 
Widerſpruch ins Recht getragen werden ſoll, auch auf die Goldmark⸗, 
Feingold⸗, Valutahypothek Anwendung finden. Der in der vor⸗ 
liegenden Entſch. ausgeſprochene Grundſatz wird daher der Nach⸗ 
prüfung bedürfen, m. E. ſogar für Reſtkaufgeldhypotheken, vollends 
aber für alle Hypothekenarten, die mit dem Erwerbe oder der Ver⸗ 
erbung des Grundſtücks nicht in unmittelbarer Verbindung ſtehen. 
RA. Dr. v. d. Trenck, Berlin. 
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der Aufwertung der perſönlichen Forderungen auf 100% des Gold⸗ übernommenen Zubehör und Inventar) hat, wobei etwaige Neu⸗ 
markbetrages nicht herleiten. anſchaffungen und Verbeſſerungen, die inzwiſchen vorgenommen ſind, 
Es iſt aber weiter zu unterſuchen, ob etwa „die allgemeinen in Abzug zu bringen ſind. Derſelbe Bruchteil des Wertes, den die 
Vorſchriften“, in dem erörterten Sinne verſtanden, eine Aufwertung Reſtkaufgeldforderung im Verhältniſſe zum Werte des Grundſtücks 
über 100% des Goldmarkbetrages verbieten. Dieſe Frage iſt un⸗ darſtellte, iſt vom jetzigen Werte des Grundſtücks zu berechnen. Dieſe 
bedenklich zu verneinen. Es iſt zunächſt einmal feſtzuſtellen, daß Summe ſtellt den Normalbetrag der Aufwertung oder wenigſtens den 
die Aufwertung nach Goldmark dasſelbe bedeutet wie die Aufwertung Ausgangspunkt für die Berechnung des Aufwertungsbetrages dar. Ob 
nach dem Dollar, denn die Goldmark iſt nur eine abgekürzte Be⸗ ein Überfchreiten dieſes Satzes in Frage kommen kann, z. B. wenn 
zeichnung für 10% Dollar. Erſt die 1. DurchfVoO. zur 3. Steuer⸗ nachweislich in der Inflationszeit, als noch ein zuverläſſiger Maßſtab 
NotVO. v. 1. Mai 1924 ſtellt die Goldmark 1½790 kg Feingold gleich. für die inländiſche Bewertung der Mark fehlte, zu billig verkauft iſt, 
Betrachtet man die Aufwertungsrechtſprechung, ſo zeigt ſich, daß die kann hier unerörtert bleiben; dagegen wird es in vielen Fällen geboten 
Gerichte nach den verſchiedenſten Geſichtspunkten aufgewertet haben, ſein, unter dieſen Satz hinunterzugehen. Von beſonderer Bedeutung 
es ſind außer dem Dollar die Indizes, insbeſondere der Lebens⸗ werden bei der Berechnung des Auſwertungsbetrages die Art des Grund⸗ 
haltungsinder und der Großhandelsindex, das Goldzollaufgeld, der ſtücks (ſtädtiſches, ländliches oder gewerblich benutztes), der Einfluß 
Umrechnungsſatz des Reichsfinanzminiſters, die Zeiler ſchen Um⸗ der Wohuungszwangswirtſchaft und die erhöhte ſteuerliche Belaſtung 
wertungszahlen, die Entwicklung der Lohne und Gehälter u.a. zu⸗ der Grundſtücke fein. Es jind weiter die perſönlichen Verhältniſſe der 
grunde gelegt worden. In der erſten Zeit der Aufwertungsrecht⸗ Parteien, insbeſondere ihre Einkommens⸗ und Vermögensverhält⸗ 
ſprechung iſt der Du lar keineswegs überwiegend verwendet worden, niſſe zu berückſichtigen. 
erſt als ſich die Wir.ıchaft etwa von der Mitte des Jahres 1923 (KG. 9. Sen., Beſchl. v. 24. Nov. 1924, 9 AW 33/24.) 
ab auf die Goldmark = 1% Dollar umſtellte, griff die Aufwertung * 


nach dem Dollar immer mehr um ſich und wurde nun auch für . 
die früheren Jahre, in denen der Stand des Dollars für die in⸗ ja I 1 e ee 5 Ent 
ländiſche Bewertung der Mark noch ohne ausſchlaggebende Bedeutung De 1 Tl ” 9 55 1 2 180 1 
war, angewendet. Gegen dieſe mechaniſche Verwendung des Dollar⸗ ereinbarnng nach 8 . 7 der 3. Steuer No : 
kurſes, die den inländiſchen Verhältniſſen nicht gerecht wird, ift Der Antragsteller behauptet, er habe bie Zahlung des Hypo 
wiederholt Widerſpruch erhoben worden (vgl. v. d. Treuck, JW. thekenkapitals nebſt Zinſen unter Vorbehalt angenommen, während 
1924, 175 Anm. und 1180; Zeiler, JW. 1924, 979; Neukirch, der Antragsgegner einen dem $ 11 der 3. Steuer Noto. entſprechen⸗ 
JW. 1924, 1124; Abraham, JW. 1924, 1192; Oertmann, den Vorbehalt beſtreitet. Die Aufwertungsſtelle hat mit der Be⸗ 
JW. 1924, 1271; Friedlaender, JW. 1924, 1235; OLG. gründung, daß fie die Frage, ob ein aufzuwertender Anſpruch über⸗ 
Düſſeldorf JW. 1924, 210), trotzdem hat die Reichsregierung in der haupt beſtehe, nicht entſcheiden könne, die Fortſetung des Ver⸗ 
3. Steuer Rot VO. zu dieſem Umrechnungsmaßſtabe gegriffen. Daß die fahrens davon abhängig gemacht, daß eine rechtskräftige en 
Umrechnung nach Dollargoldmark zu höchſt unbilligen Ergebniſſen des Prozeßgerichts über das Beſtehen eines aufzuwertenden An⸗ 
führt, veranſchaulicht folgendes Beispiel: ſpruchs vorgelegt wird, und dafür eine Friſt von 6 Monaten be⸗ 
e dd e 
1920, nach 4 Monaten, 33,25 4. Eine Forderung von 100000 %, gewieſen Die Bejiwerde iſt zuläſſig denn es handelt ſich bei dem 
entftanden am 9. Febr., würde demnach einen Goldwert von angefochtenen Beſchluß nicht um eine Zwiſchenverfügung, ſondern 
4000 Goldmark, entſtanden am 21. Juni 1920, einen ſolchen von in Wahrheit um eine Entſch. über den Antrag auf Aufwertung da⸗ 
12 500 Goldmark haben, und das, obwohl in dieſer Zeit ſämtliche hin, daß dieſer nicht ſachlich, aber wegen zeitlich beſtehender Unzu⸗ 
Lebenshaltungsindizes geſtiegen waren. Es würde alſo ein Hypo⸗ ſtändigteit der Aufwertungsſtelle abgewieſen werde. Die Beſchwerde 
thekengläubiger, der am 9. Febr. 1920 der Kaufkraft nach beſſeres iſt aber unbegründet. Die Auſwertungsſtelle it nur zuſtändig für 
Geld hingegeben hat, nur den dritten Teil des Goldmarkbetrages Entſch. über die Höhe des Aufwertungsbetrages und darf dieſe Eutſch. 
erhalten, den ein anderer Hypothekengläubiger bekommt, der vier erſt treffen, wenn die unter den Parteien ebenfalls ſtrittige Frage, 
Monate ſpäter ſchlechteres Geld hingegeben hat. Der rein börſen⸗ abe aufzuwertender An ine noch 1 durch Urteil 
techniſch entſtandene und mehrmals von der Reichsregierung künſtlich er Muse geen ef P 1 hen 52 ann 
geſtützte Dollar iſt eben für die Jahre 1919—1922 kein zuverläſſiger nde 1 1 85 ade 10 7 x 2 0 = m E 3 Klin: 
Maßſtab für die inländiſche Bewertung der Mark. Eine Vergleichung 17 ider eichzeikig Über 6 bi 1 8 5 5 Be lle 8 56 10 
der Dollarkurſe mit der Entwicklung der inländiſchen Entwertung 15 191 an en igkeit ber Aufwer ungäfte = 3 a u 
der Mark, gemeſſen an den Indizes und der Steigerung der Löhne über den Grund des nſpruchs anner worden wäre. Die Frage, 


M ; ; 18 ff ; ; ob eine Vereinbarung der Zuſtändig der Aufwertungsſtelle für 
und Gehälter, zeigt dies mit völliger Klarheit. Beſonders deutlich die Entſch. über den Grund des Anſpruchs überhaupt zuläſſig ift, 


tritt es auch bei den Verkaufspreiſen für Grundſtücke, insbeſondere „ 2 
ländlich und gewerblich benutzte, in Erſcheinung, ſolche ſind in den kann mit Rückſicht auf den Wortlaut des 8 9 Abf. 7 der 3. Steuer⸗ 
& : : 5 Not VO. zweifelhaft ſein (Michaelis, 3. SteuerNotVoO. Anm. zu 
Jahren 19191922 vielfach zu Preiſen verkauft worden, die, in 9 9), ift indes mit Mügel und Schlegelberger (Anm. zu 89 
Dollargoldmark umgerechnet, nur einen ganz geringen Bruchteil des der“. Steuer Not B 415 s 8 9 ſol 9 9 5 5 
jetzigen Wertes der Grundſtücke ausmachen. er 3. Steuer Not; ) zu bejahen, denn eine ſolche zur ereinfachung 
I Die u dem Doll # 55 8 des Verfahrens dienenden Vereinbarung entſpricht ganz dem Zweck der 
ich di A Net em Dollar muß nun freilich, ſoweit es 3. Steuer NotVO., ein zur möglich baldigen Klarſtellung der Auf⸗ 
ſich um die Hypothek, 1 Forderung, handelt, hingenommen wertungsbeträge geeignetes einfaches und ſchleuniges Verfahren zu 
werden, dagegen liegt kein. Aulaß vor, den gleichen Maßſtab, der, ſchaffen. Indeſſen iſt vorliegend eine ſolche Vereinbarung nicht ge⸗ 
wie gezeigt, zu den größten Unbilligfeiten führt, auch bei den perſün⸗ troffen, auch nicht ſtillſchweigend. Die Unterlaffung der Erhebung 
lichen Forderungen anzuwenden; hier gilt es vielmehr, eine zu: des Einwandes der Unzuſtändigkeit genügt nicht. Eine entſprechende 
verläſſigere und gerechtere Grundlage für die Aufwertung zu finden. Anwendung des 839 ZPO. erſcheint im Hinblick auf 8 9 Abſ. 3 
Eine ſolche hat das RG. in dem Urteil v. 28. Nov. 1923 gewieſen. der 3. Steuer Rol Vol., der lediglich die ſinngemäße Anwendung der 
Von einer Aufwertung der durch Hypothek geſicherten Forde- —Vorſchriften des RG. vorſchreibt, nicht ftatthaft. 
rung nach dem Dollarkurſe iſt in dieſer Entſch. nirgends die Rede, (KG., 9. 3S., Beſchl. v. 20. Okt. 1924, 9 A W 19/24.) 
ebenſowenig wie in früheren, die ſich mit der gleichen Frage be⸗ * f 1 2 8 
ſchäftigen (vgl. OLG. Darmſtadt a. a. O.). Das RG. bezeichnet als 2 
den Geſichtspunkt, der bei der Entſcheidung über die Aufwertung 4. $ 24 der 3. DurchfVO. der 3. Steuer Not Vo. — 
hauptſächlich von Bedeutung ift, den geſteigerten Wert des Grunde Ortliche Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle im Falle der 
Iſtücks. Dieſe ausſchlaggebende Berückſichtigung des Grunbſtückswerkes Aufwertung der Hypothek einer Hypothekenbank. 
ſteht mit dem Schrifttum durchaus im Einklang (val. Heymann, Das AG. in Gr. hat die für die Beſchwerdeführerin, eine Ber⸗ 
JW. 1923, 522 6 und 1044; Düringer, JW. 1923, 424 und 874; liner Hypothekenbank, eingetragene Hypothek aufgewertet. Die ſo⸗ 
Geiler, JW. 1923, 435; Alexander, JW. 1923, 907: Kipp, fortige Beſchwerde der Gläubigerin iſt unbegründet. 
JW. 1924, 403; Zacharias, JW. 1924, 87; Mügel, JW. 1921, Nach 8 24 der 3. VO. zur Durchführung des Art. 1 der 
1275); fie findet ihre Rechtfertigung in der eugen Beziehung zwiſchen 3. Steuer Rot VO. v. 15. Aug. 1924 (RGBl. 682) iſt für die Auf⸗ 
der Hypothek und dem Grundſtückswerte, die dazu führt, daß man wertung der hier in Betracht kommenden Hypothek diejenige Auf⸗ 
von einer Teilung des Grundſtückseigentums zwiſchen dem Eigen⸗ wertungsſtelle zuſtändig, in deren Bezirk die Bank ihren Sitz hat, 
tümer und dem Hypothekengläubiger ſpricht, daß man den Hypo⸗ d. h. in dem vorliegenden Falle des AG. Berlin-Mitte. Dieſes 
thekengläubiger wirtſchaftsrechtlich an dem Werte des Grundſtücks als Geſetz war bereits am Tage des angefochtenen Beſchluſſes in Kraft 
beteiligt anficht (vgl. Geiler a. a. O.; Nußbaum, JW. 1923,874). (vgl. das Gef. über die Verkündung von Rechts BO. v. 13. Okt. 1923 
Dieſer Geſichtspunkt kann natürlich, ſoweit es ſich um die Auf- (RGBl. 959) und trat als ein das Verfahren betreffendes Geſetz auch 
wertung der durch Hypothek geſicherten Forderung handelt, nur gegenüber der noch ſchwebenden Aufwertungsſache in Wirkſamkeit. Es 
in dem Falle gelten, daß der perſönliche Schuldner noch der Eigen⸗ kommt daher nicht darauf an, ob zu der Zeit, als der Grundſtücks⸗ 
tümer des Grundſtücks iſt. In ſolchen Fallen wird ſich die Auf- eigentümer den Aufwertungsantrag geſtellt hat, das AG. Gr. die 
wertung, wenn es ſich um eine Reſtkaufgeldforderung handelt, nach zuſtändige Aufwertungsſtelle war. 
folgenden Grundſätzen vollziehen müſſen: Bei dieſer Sachlage muß der angefochtene Beſchluß aufgehoben 
Man wird in der Regel davon ausgehen können, daß der werden. Dem Grundſtückseigentümer bleibt es anheimgeſtellt, den 
mit dem Erwerber vereinbarte Kaufpreis dem damaligen Werte des Aufwertungsantrag bei der jetzt zuſtändigen Aufwertungsſtelle zu 
Grundſtücks entſprochen hat. Es iſt weiter feſtzuſtellen, welchen Wert wiederholen. 
das Grundſtück (die Wirtſchaft als ein einheitliches Ganzes mit dem (KG., Beil. v. 9. Okt. 1924, 9 A W 8/24.) 
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b) Rechtsentſcheide in Altenteils⸗, Miet⸗ und Pachtſchutz⸗ 
ſachen !) ). 
Berichtet von KGR. Dr. nes und KGR. Dr. Dahmann, 
erlin. 


1. Zu 8 1 Altenteils VO. Die Vorſchriften der 
preuß. VO. vom 9. Sept. 1923, über die anderweitige 
Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsvexträgen fin- 
den auf Altenteilsverhältniſſe, die bei der Überlaſſung 
eines Grundſtücks durch letztwillige Vex fü gung entſtanden 
find, keine Anwendung.) 

Der Ehemann der Antragſtellerin, der ihr durch Ehevertrag 
von 1874 ein Altenteil zugeſagt hatte, iſt 1902 verſtorben. In 
einem kurz vorher gemachten Teſtament ſetzte er ſeinen Sohn aus 
erſter Ehe, den verſtorbenen Ehemann der Antragsgegnerin, als 
Alleinerben ein und vermachte der Antragſtellerin gleichzeitig ein 
Altenteilsrecht. Dieſes wurde alsbald auf dem Grundbuchblatte des 
zum Nachlaß gehörigen Grundſtücks eingetragen. Als der Stiefſohn 
der Antragſtellerin verſtarb, wurde die Antragsgegnerin durch Erb⸗ 
gang Eigentümerin dieſes Grundſtücks. Sie heiratete ſpäter den 
Antragsgegner zu 1. Dem Antrage auf anderweitige Feſtſetzung 
der Geldbezüge aus dem Altenteil hat das AG. durch Beſchluß v. 
21. Dez. 1923 entſprochen. Auf die Rechtsbeſchwerde der Antrags⸗ 
gegner hat das LG. einen RE. über die Rechtsfrage nachgeſucht, 

ob die VO. v. 8. Sept. 1923 auf wiederkehrende Geld⸗ 
leiſtungen aus Altenteilsverhältniſſen entſprechend anzuwen⸗ 
den iſt, die bei der Überlaſſung eines Grundſtücks durch letzt⸗ 
willige Verfügung als Altenteilsforderung entſtanden find, 
und für die ein dingliches Recht auf dem Grundſtück ein⸗ 
getragen iſt. 
Das LG. will die Frage bejahen, da nicht anzunehmen ſei, daß 
der Wortlaut der WO. eine verſchiedene Behandlung ſolcher Alten- 
teile gegenüber den aus Vertrag entſtandenen zur Folge haben ſolle, 
obgleich eine ſolche Verſchiedenheit dem Zweck des Geſetzes wider⸗ 
ſpreche. Da es ſich um eine Frage von grundſätzlicher Bedeutung 
handelt, die bisher noch nicht letztinſtanzlich entſchieden worden iſt, 
liegen die Vorausſetzungen für den RE. vor. Die Frage war jedoch 
abweichend vom LG. zu verneinen. 

Die preuß. VO. beſtimmt in § 1a in wörtlicher Übereinſtim⸗ 
mung mit der reichsrechtlichen Ermächtigung durch das Geſ. über 
die anderweitige Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen 
v. 18. Aug. 1923 (RGBl. I, 815), daß anderweitig feſtgeſetzt wer⸗ 
den können Geldleiſtungen aus einem mit der Überlaſſung eines 
Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Altenteilsvertrage. Nach die⸗ 
ſem Wortlaut iſt, wie auch das LG. nicht verkennt, die Abänderung 
nicht ohne weiteres zuläſſig, wenn das Altenteil auf einer Verfügung 
von Todes wegen beruht, mag auch die gleiche Verfügung Urſache 
der Übertragung des Grundſtückseigentums ſein. In ſolchem Falle 


) Fortſetzung von JW. 1924, 826. — Kurze Zuſammenſtellung 
nl der bisher ergangenen Rechtsentſcheide ſiehe unten 
2100. 


) Als häufig verwendete Abkürzungen ſeien aufgeführt: 
GroßbWohnNotR. — Großberliner Wohnangsnotrecht 
MEAN (A) — Mieteinigungsamt (ämter) 
NMSHG — Mieterſchutzgeſetz 
en MSchVoO — Mieterſchutzverordnung 
Rechtseutſch. oder RE. — Rechtsentſcheid 
RMG. — Reichsmietengeſetz 
AMGAUSF BEI. == Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsmie⸗ 
tengeſetz vom 4. Auguſt 1923 
RPSHO — Reichspachtſchutzordnung 
Wal (A) = des Geſezesmt (ämter) 
WMG — Wohderſprelangelgeſetz 
WMV — Wohnungsmangelverordnung 
Verf AO — Anordnung für das Verfahren vor dem 
Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle 
Zu 1. Die Entſch. iſt nicht befriedigend. Sie hält zwar eine 
Anwendung der BD. auf den Fall teſtamentariſcher Beſtimmung eines 
Altenteils für zuläſſig, wenn ausreichende Anhaltspunkte dafür zu 
nden wären, daß der Wortlaut der VO. hinter ihrem wirklichen 
Sinn und Zweck zurückbleibt, verneint aber ſolche Anhaltspunkte. 
Jedoch liegen dieſe vor. Ein Ehemann, der ſich oder ſeine Frau 
urch Vertrag für das Alter ſchützt, will gleiches auch durch Teſta⸗ 
ment für ſeine Ehefrau erreichen. In beiden Fällen ſoll dafür ge⸗ 
lorgt werden, daß die alten Leute für ihren Unterhalt verſorgt fein 
lollen und nicht infolge der veränderten Verhältuiſſe darben müſſen. 
Daher bleibt in der Tat der Wortlaut der BO. hinter ihrem Sinn 
und Zweck zurück. Die von den Vorinſtanzen gebilligte Ausdehnung 
hätte daher, trotz obwaltender Zweifel, gangbar erſcheinen können. 
Dafür ſpricht, daß die Aufwertung aus dem das ganze Rechtsleben 
deherrſchenden Grundſatze von Treu und Glauben hervorgegangen iſt 
und daß ſich in der Ausbildung dieſer Aufwertung Auslegung, Recht⸗ 
brechung und geſetzliche Kodifikation ergänzen. Dem verdankt auch 
die VO. ihre Entſtehung, und darum müßte ſie nach Sinn und 
Zweck auf Fälle der vorliegenden Art anwendbar ſein. Jedenfalls 
wäre eine geſetzgeberiſche Ergänzung der VO. zu begrüßen. 
Geh JR. Dr. Rewoldt, Berlin. 
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liegt ein Altenteilsvertrag i. S. der VO. nicht vor und es fehlt 
auch an der erforderlichen Verbindung mit der überlaſſung des 
Grundſtücks, die ganz offenſichtlich als überlaſſung unter Lebenden 
gemeint iſt. Nur wenn ausreichende Anhaltspunkte dafür zu finden 
wären, daß der Wortlaut der VO. hinter ihrem wirklichen Sinn 
und Zweck zurückbleibt, dürfte ihre Anwendung auf Fälle wie den 
vorgelegten ausgedehnt werden. Solche Möglichkeit fehlt aber. Die 
amtliche Begründung zum Reichsgeſetz (NTDrudf. Nr. 112 S. 7400) 
hebt klar hervor, daß man den auf feine Bedeutung zu prüfenden, 
Wortlaut abſichtlich dem Art. 96 EGBGB. angepaßt hat. Dieſer 
läßt die landesgeſetzlichen Vorſchriften über einen mit der über⸗ 
laſſung eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Altenteilsvertrag 
unberührt. Für dieſe Beſtimmung iſt aber ganz klar zu erkennen, 
daß ſie ſich nur auf Rechtsverhältniſſe bezieht, bei denen ein Ver⸗ 
trag zwiſchen dem bisherigen Eigentümer des Grundſtücks und dem 
Übernehmer geſchloſſen wird, der einmal zum übergang des Grund⸗ 
ſtückseigentums und ferner zur Entſtehung des Altenteilsverhältniſſes 
als eines Teils des Entgelts für die Gutsüberlaſſung führt (vgl. 
Niedner, 2a zu Art. 96; Kuhlenbeck, 2 zu Art. 96). Dieſe 
Auffaſſung wird auch durch den Inhalt des Art. 15 des preuß. 
ABGB. beſtätigt (vgl. auch RG. 101, 277). So wenig aber unter 
Art. 96 der Fall zu rechnen iſt, in welchem bei Vererbung des 
Grundſtücks durch Vermächtnis ein Altenteilsverhältnis zwiſchen 
dem Erben und einem Dritten begründet wird, ſo wenig kann bei 
dieſem Zuſammenhange der Geſetze die AbänderungsVO. auf einen 
ſolchen Sachverhalt ausgedehnt werden. 

Dieſe Auffaſſung ſteht mit dem Zwecke des Geſetzes nicht in 
Widerſpruch. Aus der Entſtehungsgeſchichte iſt erſichtlich, daß man 
die Zulaſſung einer Abänderung der Geldleiſtungen aus Altenteilen 
gegenüber dem bürgerlichen Recht nicht als eine Ausnahme zulaſſen 
wollte, ſondern daß es ſich nur darum handelte, ein ſicheres und 
ſchleuniges Verfahren zu ſchaffen, damit die alten Leute, welche 
Grundſtücke, die ſie nährten, zu Lebzeiten fortgegeben haben, weil 
ſie durch das Altenteil auf andere Weiſe ausreichend für ihren 
Unterhalt verſorgt zu ſein glaubten, nicht infolge der veränderten 
Verhältniſſe darben müßten. Iſt aber der frühere Grundſtückseigen⸗ 
tümer verſtorben, jo daß ein Altenteil, wie es bei der Entſtehung 
auf Grund einer Verfügung von Todes wegen nicht anders ſein 
kann, nur einer vom Grundſtücksüberlaſſer verſchiedenen Perſon zu⸗ 
fallen kann, fo liegt die Notwendigkeit zu einer den Bezugsberechtigten 
im Vergleich zu den allgemeinen Normen begünſtigenden Regelung 
nicht in gleichem Maße vor. Es iſt deshalb nicht ſchlechthin unver⸗ 
ſtändlich, wenn ſich die Vorſchriften über Altenteilsänderung auf 
ſolche Tatbeſtände nicht beziehen ſollen. Somit darf ihre Anpendung 
auch über den Wortlaut der Vorſchriften nicht ausgedehnt werden. 

KG., 17. ZS., Rechtsentſch. v. 12. Juni 1924, 17 V 51/24). [G. 
* 


2. Umfaßt ein Mietvertrag Gebäude oder Gebäude- 
teile und einen Garten, jo kann das MEN, die Friedens- 
miete nur für das Gebäude oder die Gebäudeteile, nicht 
aber auch für den Garten feſtſetzen. 

Durch Vertrag v. 14. September 1920 hat der Antrag⸗ 
ſteller von den Antragsgegnern zwei Wohnungen und den Haus⸗ 
garten für jährlich 2500 6 gemietet. Seit Anfang 1923 iſt zwiſchen 
ihnen der Zins für die Wohnungen und den Garten geſondert ver⸗ 
einbart worden. Seit 1. Jan. 1924 hat der Antragſteller die geſetz⸗ 
liche Miete gewählt. Auf ſeinen Antrag hat das MEA. die 
Friedensmiete für die Wohnungen und den Garten auf zuſammen 
1500 % jährlich feſtgeſetzt. Die Antraggsgegner haben Rechts⸗ 
beſchwerde eingelegt. Das LG. bittet um Vorabentſch. folgender 
Rechtsfragen: 

a) Sit das AMG. anwendbar auf einen Garten, der neben 
einer Wohnung Gegenſtand eines einheitlichen Mietvertrages iſt, 
dergeſtalt, daß das MEN. zur Feſtſetzung der Friedensmiete für 
Wohnung und Garten zuſtändig iſt? 

b) Stellt die Überlaſſung eines Gartens von etwa Ya—3/, 
Morgen, der neben einer Wohnung Gegenſtand eines einheitlichen 
Mietvertrages iſt, eine Sonderverpflichtung i. S. des 8 20 RM. 
dar, jo daß das MEN. zur Feſtſetzung der Friedensmiete für 
Wohnung und Garten nicht zuſtändig iſt? N 

Das LG. erachtet im vorliegenden Falle die Wohnungen als 
die Hauptſache eines einheitlichen Mietvertrages und will deshalb 
auf den Garten das RMG. anwenden; eine nach 820 wegfallende 
Sonderverpflichtung ſei die Vorhaltung des Garten nicht. 

Das RM. entſpringt dem Bedürfniſſe, die Mietpreisbildung 
vor dem ungleichen Spiel der Kräfte zu bewahren, das infolge des 
Überwiegens der Nachfrage nach Mieträumen über das Angebot zu 
befürchten war. Die Begründung zum Entwurf des RMG. hebt als 
Grundgedanken des Geſetzes hervor (im allgemeinen Teil): „Miet⸗ 
preisſteigerungen ſollen nur inſoweit zugelaſſen werden, als ſie durch 
die Steigerung der für das Haus aufzuwendenden Ausgaben not⸗ 
wendig geworden ſind und ſagt weiter (zu § 19, jetzt 8 20): „Grund⸗ 
ſätzlich wird aber der bürgerlich⸗rechtliche Mietvertrag nur inſoweit 
berührt, als es ſich um die Höhe der von dem Mieter als Entgelt 
für den Mietraum zu bewirkende Leiſtung handelt.“ Demgemäß 
ordnet FI NMG. an: „Der Vermieter wie der Mieter eines Ge⸗ 
bäudes oder Gebäudeteils kann jederzeit dem anderen Vertragsteil 
gegenüber erklären, daß die Höhe des Mietzinſes nach den Vor⸗ 
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. Schriften dieſes Geſetzes berechnet werden ſoll (geſetzliche Miete).“ 
Die Bildung der geſetzlichen Miete iſt daher nur für vermietete 
Gebäude oder Gebäudeteile zugelaſſen. Der Umſtand, daß 
andere Sachen, insbeſondere Garten, mit Gebäuden oder Gebäude⸗ 
teilen den einheitlichen Gegenſtand eines Mietvertrages bilden, 
kann nicht dazu führen, die Zwangsbewirtſchaftung, die einſchneidende 
Ausnahmen vom geltenden bürgerlichen Rechte feſtſetzt, erweiternd 
auf jene Sachen auszudehnen, zumal da der Geſetzgeber den Willen, 
die Zwangsbewirtſchaftung nur auf Gebäude und Gebäudeteile zu 
erſtrecken, im RMG. unzweideutig zum Ausdruck gebracht hat. 

Für die auf Grund des WohnMangG. zu treffenden behörd⸗ 
lichen Maßnahmen teilt auch der preuß. Wohlfahrtsminiſter in 
ſeinem Erlaſſe v. 20. April 1924 (II 7/51) dieſen Standpunkt. Ein 
Grund, wie er es tut, für die Mietzinsbildung einen abweichenden 
Standpunkt einzunehmen, iſt nicht erſichtlich. Insbeſondere ſpricht 
für die Ausdehnung der geſetzlichen Miete auf mitüberlaſſene Gärten 
nicht der Umſtand, daß ein einheitlicher Vertrag vorliegt. Denn die 
Einheitlichkeit des Vertrages wird durch eine Beſtimmung des Miet⸗ 
zinſes für die verſchiedenen Mietſachen nach verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten noch nicht aufgelöſt. 

Es iſt daher für einen mit einer Wohnung überlaſſenen Garten 
die Feſtſetzung der geſetzlichen Miete nicht zuläſſig und ſomit auch 
nicht die Feſtſtellung ihrer Grundlage, der Friedensmiete, durch das 
Meckel. 

Ob die Mitüberlaſſung eines Gartens eine geldwerte Sonder- 
verpflichtung i. S. des 8 20 RM. darſtellt, unterliegt beim Streite 
der Vertragsteile der Entſch. der ordentlichen Gerichte und kann 
daher im Verfahren vor dem MEA. nicht entſchieden werden (vgl. 
Rechtsentſcheid v. 11. Febr. 1924 = 17 J 14/24). Inſoweit iſt auch 
das KG. nicht in der Lage, einen Rechtsenkſcheid zu erteilen. 

(KG., Rechtsentſch. v. 8. Mai 1924, 17 Y 19/24.) D.] 
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3. Die Friedensmiete für zwei Wohnungen, die 
aus einer einheitlichen Wohnung durch Teilung i. J. 1922 
hervorgegangen find, iſt, auch wenn für die Mutter- 
wohnung am 1. Juli 1914 eine Friedensmiete beſtand, 
durch Feſtſetzung des ortsüblichen Mietzinſes und nicht 
durch Feſtſtellung des auf jede neugebildete Wohnung 
entfallenden Anteils derceſamtfriedens mietezu ermitteln. 


Eine Wohnung, die am 1. Juli 1914 vermietet war, iſt i. J. 
1922 durch Teilung in zwei Wohnungen zerlegt worden, die jede für 
ſich vermietet find. Auf Antrag hat das MEN. für die neu ge⸗ 
bildeten Wohnungen die Friedensmiete feſtgeſetzt. Auf die Rechks⸗ 
beſchwerde hat die Beſchwerdeſtelle einen Rechtsentſcheid nachgeſucht. 

Die Beſchwerdeſtelle will den Mietzins der Mutterwohnung 
nach billigem Ermeſſen auf die Einz lwohnungen umlegen, weil das 
Geſetz offenbar die friedensmäßige Bewertung, ſoweit als möglich, 
zur Grundlage der Neubemeſſungen genommen wiſſen wolle. Sie 
meint, daß dieſer Gedanke den Vorzug verdiene vor dem Bedenken, 
daß die neuen Wohnungen als wirtſchaftliche Einheiten am 1. Juli 
1914 noch nicht beſtanden hätten; bei Feſtſetzung des ortsüblichen 
Mietzinſes würden auch zum Nachteile des Vermieters individuelle 
Vorzüge einer Wohnung nicht berückſichtigt, die ſich in der das orts⸗ 
übliche Maß überſteigenden Friedensmiete wiederſpiegelten. 

In der Sache konnte der Beſchwerdeſtelle nicht gefolgt werden. 
82 RM. enthält eine eingehende Regelung über die Berechnung 
der geſetzlichen Miete auf Grundlage der Friedensmiete. Nur für 
den Fall, daß für diejenigen Wohnungen, deren geſetzliche Miete 
zu berechnen iſt, am 1. Juli 1914 tatſächlich eine Friedensmiete 
beſtand, iſt dieſe, von einer hier zu berückſichtigenden Ausnahme 
abgeſehen, ohne weiteres maßgebend. Dagegen ſoll als Friedensmiete 
der ortsübliche Mietzins vom MEN. feſtgeſetzt werden, wenn eine 
Friedensmiete nicht vereinbart war oder ſich nicht mehr ſeſtſtellen läßt. 
Iſt eine Wohnung, wie in der Rechtsfrage unkerſtellt wird, über⸗ 
haupt nicht mehr in dem Beſtande vorhanden, in welchem ſie ſich 
am 1. Juli 1914 befand, ſondern find aus der damals einheit⸗ 
lichen Wohnung inzwiſchen zwei geſchaffen worden, ſo fehlt es auch 
an einer damals vereinbarten Friedensmiete. Eine ſolche lag nur 
für die aus ſämtlichen Räumen als Einheit beſtehende Wohnung vor, 
nicht aber für die beiden Teilwohnungen. Deshalb kommt eine 
vereinbarte Friedensmiete nicht in Betracht. Es liegt auch nicht etwa 
derjenige Fall vor, von dem das Geſetz ſagt, die Friedensmiete 
laſſe ſich nicht mehr feſtſtellen. Dieſer ſetzt vielmehr voraus, daß 
es eine vereinbarte Friedensmiete gegeben hat, und daß nur die 
Hilfsmittel zum Nachweiſe des Inhalts der Vereinbarung fehlen. 
Somit trifft 82 Abſ. 4 auf den vorgelegten Sachverhalt unmittelbar 
zu, eine Vorſchrift, nach welcher die Feſtſetzung entſprecheud dem 
ortsüblichen Mietzinſe zu erfolgen hat. Dieſes Ergebnis erſcheint 
auch wirtſchaftlich allein zutreffend. Wollte man mit der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle den Geſamtmietzins der geteilten Wohnung auf die 
neuen Wohnungen verteilen, ſo würde ein richtiges Ergebnis nur 
zu erwarten ſein, wenn erfahrungsgemäß die Mietzinſe zweier 
kleiner Wohnungen zuſammen die gleiche Summe ergäben, die für 
eine einheitliche Wohnung von insgeſamt ebenſoviel Räumen in 
Friedensmiete als Mietzins vereinbart zu werden pflegte. Das iſt 
aber nicht der Fall, im Gegenteil war es eine allgemein beobachtete 
Erſcheinung, daß eine ſolche rechneriſche Übereinſtimmung der Mieten 
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nicht beſtand. Will man die zutreffende Friedensmiete für die neu 
geſchaffenen Wohnungen ermitteln, ſo kann das alſo nur ge⸗ 
ſchehen, wenn man dieſe neuen Wohnungen in ihrer Eigenart be⸗ 
trachtet. Es wird deshalb der ortsübliche Mietzins weit eher das 
Richtige treffen, als eine Verteilung des Geſamtmietzinſes der ein⸗ 
heitlichen Wohnung. Wenn die Beſchwerdeſtelle meint, beſondere 
Vorzüge einer Wohnung blieben bei der Anwendung des ortsüblichen 
Mietzinſes unbeachtet, ſo iſt dem nicht beizuſtimmen. Der orts⸗ 
übliche Mietzins iſt nicht eine einheitliche Größe für alle Wohnungen 
des Ortes, die eine beſtimmte Größe haben, ſondern ſelbſt wiederum 
abhängig von der Lage und Beſchaffenheit der Wohnung. In ihm 
kann bei richtiger Anwendung eine Berückſichtigung beſonderer Vor⸗ 
züge der Wohnung durchaus ſtattfinden. Deshalb bedeutet die hier 
gegebene Beantwortung der Rechtsfrage keineswegs eine Benach⸗ 
teiligung einer Partei, insbeſondere des Vermieters. 

(KG., 6. F3Sen. v. 23. Juli 1924, 17 X 73/24.) 
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4. § 2 RM G. Bei Mietverträgen mit geſtaffeltem 
Mietzins, die am 1. Juli 1914 liefen, iſt der Durchſchnitts⸗ 
betrag des Mietzinſes, der für die ganze Dauer des Ver- 
trages vereinbart iſt, als Friedensmiete feſtzuſtellen. f) 

Das LG. glaubt als Friedensmiete das Mittel aus dem Zinſe 
der ganzen Vertragszeit v. 1. Juli 1914 bis Vertragsende nehmen 
zu müſſen, halt aber auch die Anſicht für berechtigt, daß der in Aus⸗ 
ſicht genommene Höchſtmietſatz als Friedensmiete einzuſetzen iſt. 

Dieſer letzteren Anſicht kann nicht zugeſtimmt werden. ö 

Wenn in einem Mietvertrage geſtaffelter Mietzins vereinbart 
wurde, ſo geſchah dies, um dem Mieter die Erfüllung des Ver⸗ 
trages im Anfang zu erleichtern, und zwar bei gewerblichen Räunten 
insbeſondere, um ihm zu ermöglichen, ſich in den Mieträumen eine 
Erwerbsquelle zu ſchaffen. Die Ermäßigung der Anſprüche des Ver⸗ 
mieters für den Anfang ſollte aber bei zunehmender Erſtarkung der 
Einnahmen des Mieters durch eine Erhöhung der Anſprüche des 
Vermieters ausgeglichen werden. Nun iſt zwar nach 82 RM. die 
Friedensmiete diejenige, welche für die mit dem 1. Juli 1914 be⸗ 
ginnende Mietzeit vereinbart war. Da aber für die Feſtſtellung der 
Friedeusmiete nach dem AMG. nur wirtſchaftliche Geſichtspunkte 
maßgebend ſind und auch in den damaligen Verhältniſſen der Ver⸗ 
tragsteile liegende Gründe eine anderweite Feſtſetzung der Friedens— 
miete begründen können (8 2 Abf. 4 RM.), z. B. wegen Verwandt⸗ 
ſchaft, Trockenwohnens (Begründung zu § 2), jo würde es dem Geiſte 
des Geſetzes widerſprechen, wollte man die wirtſchaftliche Einheit 
des vertraglichen Geſamtmietzinſes zerreißen und es auf den Teil 
des Mietzinſes abſtellen, der je nach der abgelaufenen Vertragszeit 
zufällig auf den am 1. Juli 1914 laufenden oder mit dem 1. Juli 
1914 beginnenden Zahlungsabſchnitt entfiele. Mit Rückſicht darauf, 
daß die ſpätere Mietzingerhöhung einen Ausgleich für den früheren 
Mietnachlaß darſtellt, kann vielmehr bei Staffelmierverträgen nur 
der durchſchnittliche Mietzins als der vereinbarte i. ©. des 82 RM. 
angeſehen werden, ohne daß dabei erheblich iſt, wieweit die Ver⸗ 
tragsdauer gerade am 1. Juli 1914 abgelaufen und welche Staffel 
des Mietzinſes daher zufällig erreicht war. Erforderlich iſt nur, daß 
der Vertrag am und über den 1. Juli 1914 lief. Hatte der Mieter 
nur das Recht, durch Unterlaſſen der Kündigung den Vertrag ſtill⸗ 
ſchweigend, z. B. über den 1. Juli 1914, zu verlängern, und zwar 
zum Mietzins der letzten Staffel, ſo liegt ein neuer Mietvertrag vor 
(ebenſo RG. 86, 60, insbeſondere 62 und 97, 79), und die Preis- 


Zu 4. Mit dem Wortlaut des Geſetzes ſcheint der Rechts⸗ 
entſcheid nicht im Einklang zu ſtehen. § 2 RM. ſieht für die Be⸗ 
rechnung der Friedensmiete zwei Fälle vor. Im erſteren iſt von der 
früheren Vereinbarung über, Aal, jeetzins für die mit dem 
1. Juli 1914 beginnende Mg, 1994 9 hen, im zweiten von der 
ortsüblichen Miete, wen“ ber im Abſ. IV normierten Fälle 
gegeben iſt. 

Aus dieſer Gegenüberſtellung ergibt ſich, daß das Geſetz im 
erſten Fall einen Zeitpunkt herausgegriffen hat und dieſen kraft Ge⸗ 
ſetzeswillen ohne Rückſicht auf die Frage der Billigkeit als allein 
nigen Maßſtab gelten laſſen will. Nach dem Wortlaut des Geſetzes 
iſt daher nur zu fragen, welche Miete für die mit dem 1. Juli 1914 
beginnende Mietzeit vereinbart war. War die frühere oder ſpätere 
Miete eine andere — mochte auch der neue Vertrag ſchon am 1. Juli 
vereinbart ſein —, ſo ſoll das nach dem klaren Willen des Geſetzes 
gleichgültig ſein. Eine erhebliche Abweichung dieſes Mietzinſes von 
dem ortsüblichen, ſoferu ſie „in der damaligen Beſchaffenheit des 
Raumes oder in den Verhältniſſen der Beteiligten“ begründet war, 
kann nur nach 821 W berückſichtigt werden und muß alsdann zur 
„Feſtſetzung“ des ortsüblichen Mietzinſes führen (im Gegenſatz zur 
„Feſtſtellung“ der vereinbarten Friedensmiete nach Abſ. III). 

Das KG. ſpricht dies auch in dem Schlußſatz ſelbſt aus und 
gibt damit zu erkennen, daß in gewiſſen Fällen bei Staffelmiete 
trotzdem von der ortsüblichen Miete auszugehen ſein wird. In einem 
anderen Fall (RE. v. 23. Juli 1924, 17 V 13/4) hat das KG. 
bei Entſcheidung der Frage der Wohnungsteilung ausgeſprochen, daß 
in dem (dort verneinten) Fall, daß eine Friedensmiete am 1. Juli 
1914 beſtand, dieſe ohne weiteres maßgebend iſt. 

Es fragt ſich daher nur, ob man im Wege der Auslegung 
der damaligen Abmachung der Mietparteien die Feſtſtellung treffen 
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beſtimmung dieſes neuen Vertrages allein iſt für die Bildung der 
Friedensmiete maßgebend. 

Sollten ſich trotz dieſer Feſtſtellung der Friedensmiete nach 
§ 2 Abf. 1 unbillige Nachteile ergeben, jo bleibt den Vertragsteilen 
ein Antrag auf Feſtſetzung (im Gegenſatz zur Feſtſtellung) 
der Friedensmiete nach 8 2 Abſ. 4 unbenommen. 

(KG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 30. Juni 1924, 17 Y 55/24.) 
* D. 


5. 52 Abſ. 4 RM G. 844 MSchG. 85 preuß. Miet⸗ 
zins VO. Der Antrag auf Feſtſetzung der Friedensmiete 
gem. 8 2 Abſ. 4 RM G. wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß ſich die Parteien vorher über die Höhe der Friedens- 
miete vor dem Mieteinigungsamt oder anderweitig ver- 
glichen haben . f) 

Der Antragſteller bewohnt im Haufe des Autragsgegners meh⸗ 
rere Räume als Mieter. Eine Friedensmiete iſt nicht bekannt, weil 
am 1. Juli 1914 der damalige Eigentümer die Räume benutzte. 
Die Parteien haben am 30. Jan. 1924 vor dem MEA. einen Ver⸗ 
gleich dahin geſchloſſen, daß die Grundmiete für die Räume mit 
Wirkung v. 1. Febr. 1924 ab monatlich 66 % betragen ſoll. 

Auf Grund der Behauptung, er habe die im Vergleich ver⸗ 
einbarte Grundmiete von 66 % für die Friedensmiete gehalten, und 
nur als ſolche ſei fie ihm angemeſſen erſchienen, hat der Antrag— 
ſteller bei dem MEA. Feſtſetzung der Friedensmiete beantragt. 

Dieſes hat nach Beweisaufnahme durch Beſchluß v. 20. März 
1924 die Friedensmiete auf jährlich 1100 % feſtgeſetzt. Dagegen 
richtet ſich die Rechtsbeſchwerde des Autragſtellers, mit der er ander⸗ 
weite Feſtſetzung der Friedensmiete verlangt. 

Das LG. ſtellt die Rechtsfrage: 

Kaun der Antrag auf Feſtſetzung der Friedensmiete gemäß 
92 Abſ. 4 RM. noch geſtellt werden, nachdem ſich die Parteien 
in dem vorangegangenen Verfahren über die Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete vor dem MEA. in einem formgerechten Vergleich auf eine be= 
ſtimmte Friedensmiete geeinigt haben? 

Das LG. will die Frage auf Grund der Erwägung verneinen, 
daß die Parteien trotz 819 RMG. ſich vor dem MEA. in dem 
Verfahren über die Feſtſetzung der Friedensmiete in einem forms 
gerechten Vergleich auf eine beſtimmte Friedensmiete einigen könnten 
und daß ein ſolcher Vergleich, wie 8 45 MSchG. ergebe, das Ver⸗ 
fahren endgültig zum Abſchluß bringe. 

Dieſe Erwägungen erſcheinen nicht überzeugend. Allerdings 
wäre für eine Wiederholung des Antrages auf Feſtſetzung der Frie⸗ 
densmiete dann kein Raum, wenn ein Vergleich das Verfahren vor 
dem MEN. rechtskräftig abſchließen könnte. Die Beſtimmungen über 
den Eintritt der Rechtskraft für das Verfahren vor dem M&A. und 
den Beſchwerdeſtellen trifft 8 44 MSchG. 8 44 ſchließt aber nur 
für den Fall eine Erneuerung des Verfahrens aus, daß eine end» 
gültige Entſcheidung getroffen iſt und beſtimmte Vorausſetzungen 
zutreffen. Eine Entſcheidung liegt nicht vor, wenn das Verfahren 
durch Vergleich beendet iſt. Nach § 44 MSchch. iſt daher formell 
rechtlich der Eintritt der Rechtskraft nur für endgültige Entſcheidun⸗ 
gen, nicht aber für Vergleiche gegeben. 

Die Beſtimmungen des 8 44 MEHG. in rechtsähnlicher An⸗ 
wendung auf Vergleiche auszudehnen, erſcheint bei dem grundlegen⸗ 
den Unterſchied zwiſchen der Entſcheidung als einem zwingenden 
Hoheitsokt und dem auf freier Parteivereinbarung beruhenden Ver⸗ 


kann, daß die mit dent 1. Juli 1914 beginnende Miete nicht in Höhe 
des damaligen, zufälligen Staffelbetrages, ſondern in Höhe des Durch⸗ 
ſchnittbetrages als „vereinbart“ anzuſehen iſt. Dieſe Auslegung halt 
ſich im Rahmen des Geſetzes. Ob ſie getroffen werden kann, ohne 
dem dargelegten Willen des Geſetzes. — „einen beſonderen Abſchnitt 
herauszugreifen“ — zu widerſpreltan, iſt Tatfrage. Abzulehnen 
wäre ſie m. E. in dem (ertremen) Falle, in welchem ein langer 
Mietvertrag mit Staffelmiete mit dem 1. Okt. 1914 endete und nun 
durch ſtillſchweigende Verlängerung eine Fortſetzung des Vertrages 
(rechtlich in Geſtalt eines neuen Mietvertrages) mit dem letzten 
Staffel mietzins eintrat. 

Zu erwähnen iſt noch, daß ſeit dem 1. Mai 1924 in Preußen 
die VO. v. 17. April 1924 (GS. 474/11. Juni 1924 (GS. 553) 
gilt, welche die geſamten Mieten abweichend von den Vorſchriften 
des RMG. und BGB. regelt. 82 RM. iſt durch 88 2—6 erſetzt. 
An dem Ausgangspunkt für die Ermittelung der geſamten Mieten 
iſt jedoch nichts geändert. Auch jetzt iſt von dem Mietzins aus⸗ 
zugehen, der für die mit dem 1. Juli 1914 beginnende Zeit ver⸗ 
einbart war (§ 2), und in den anderen Fällen iſt die ortsübliche 
Miete feſtzuſetzen (8 4). (Bedenken gegen die Rechtsgültigkeit: ſ. 
Hertel, Einigungsamt, 1924, Nr. 10/11, 335.) 

OLGR. Dr. Brandis, Frankfurt a. M. 

1) Vgl. auch LG. Düſſeldorf, Frankfurt a. M. und München, 
unten S. 2062 ff. 

Zu 5. Der Rechtsentſcheid, dem zuzuſtimmen iſt, hat eine 
größere Bedeutung, als es zunächſt den Anſchein hat. Denn in den 
Schlußabſätzen zieht das KG. einen klaren Kreis, auf den die Zu⸗ 
ſtändigkeit des MEN. ſich beſchränken ſoll. 

Einmal ſoll das MEA. nicht unterſuchen, ob es die zwecks 
Feſtſtellung der Friedensmiete anrufenden Parteien auf Grund ver⸗ 
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gleich nicht angängig. Insbeſondere ſpricht dafür auch nicht, daß 
vor dem MEN. oder der Beſchwerdeſtelle geſchloſſene Vergleiche 
vollſtreckbar find. Dieſer Umſtand gibt nur dem aus dem Ver⸗ 
gleiche Berechtigten die Möglichkeit, ſein Recht ſchneller zu verwirk⸗ 
lichen, im übrigen aber formellrechtlich dem Vergleichsinhalt nicht 
eine ſtärkere Kraft als für jede andere Vereinbarung hat. 

Tritt bei einem vor der zuſtändigen Stelle geſchloſſenen Ver⸗ 
gleiche keine formelle Rechtskraft ein, ſo muß dies erſt recht für 
einen privaten Vergleich gelten. 

Welche materiellrechtliche Bedeutung der Vergleich für 
die Vertragsteile hat, iſt nicht vom MEA., ſondern vom ordent⸗ 
lichen Gerichte nachzuprüfen, da die Abänderbarkeit eines Vergleichs 
nach den Vertragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts zu beurteilen 
iſt. Zudem iſt beim Streit der Parteien die Feſtſetzung der Frie⸗ 
densmiete durch das MEA. nicht an die Vorausſetzung geknüpft, 
daß die geſetzliche Miete zwiſchen den Parteien gilt (§S 5 preuß. VO. 
v. 17. April 1924). 

Es iſt daher auch nach abgeſchloſſenem Vergleich der Mieter 
und der Vermieter berechtigt, die Feſtſetzung der Friedens miete durch 
das MEA. gemäß 8 2 Abſ. 4 RMGG. erneut zu beantragen. 

(KG., 17. 35., Rechtsentſch. v. 12. Juni 1924, 17 Y 42/24.) 5 
* D. 

6. 8 2 RMG. Nach dem 1. Juli 1914 in den äußeren 
Verhältniſſen des Stadtteils eingetretene Veränderungen 
rechtfertigen nicht eine Abweichung von der aus 9 2 Abſ. 1 
RM G. ſich ergebenden Berechnung der Friedens miete. 

Die Eigentümer eines Hauſes haben die Neufeſtſetzung der 
Friedensmieten mit der Begr. beantragt, daß, abgeſehen davon, 
die gezahlten Mieten nicht ortsüblich geweſen ſeien, die Verkehrs⸗ 
lage der Wohnungen ſeit dem 1. Juli 1914 eine erhebliche Ver⸗ 
beſſerung erfahren habe. Das MEN. lehnte die Neufeſtſetzung der 
Mieten ab. 

Im Regelfalle bildet nach dem RMG. die Friedensmiete, d. i. 
die am 1. Juli 1914 tatſächlich gezahlte Miete die Grundlage für 
die Berechnung der geſetzlichen Miete. Eine Abweichung von der 
Friedensmiete iſt — abgeſehen von hier nicht in Frage ſtehenden 
Fällen — nach § 2 Abſ. 3 RMG. nur dann zuläſſig, weun es ſich 
um Gebäude und Gebäudeteile handelt, die nach dem 1. Juli 1914 
in erheblicher Weiſe baulich verändert find oder zu weſentlich andern 
Zwecken verwendet werden, ſofern dieſe Umſtände einen abweichenden 
Mietzins rechtfertigen. Hierunter fällt der hier in Rede ſtehende Fall 
unter keinen Umſtänden. Daß Anderungen in den äußeren Ver⸗ 
hältniſſen des Stadtteils, wie z. B. Veränderung der Umgebung, 
Veränderungen der Verkehrsverhältniſſe oder bauliche Veränderungen 
der umliegenden Teile weder als bauliche Veränderungen des Ge⸗ 
bäudes oder ſeiner Teile ſelbſt noch als Veränderungen ihres Ver⸗ 
wendungszweckes gelten können, bedarf keiner weiteren Ausführung. 
Die Faſſung des Geſ. ergibt auch, daß es ſich bei dieſen Fällen 
nicht etwa nur um Veiſpiele handelt; denn das Gef. ſieht davon 
ab, einen Grundſatz allg. Inhalts aufzuftellen und beſtimmt nur, 
daß in zwei ausdrücklich bezeichneten Fällen von der Zugrundelegung 
der Friedensmiete als Rechnungsbaſis abgeſehen werden konne. Zu 
einer Erweiterung des Kreiſes der eine derartige Abweichung ber 
gründenden Fälle läßt ſich daher nur im Wege der Ausdehnung 
des Geſetzes auf von ihm nicht geregelte Fälle gelangen. Hierzu 
bedarf es der Feſtſtellung, daß der Geſetzgeber gewiſſe nicht von 
ihm geregelte Tatbeſtände, wenn er ſie in den Kreis der Erwägungen 


traglicher oder geſetzlicher Miete ihren Mietzins entrichten. Denn das 
MEN. iſt in beiden Fällen zuſtändig. Dieſe Feſtſtellung des KG. ſtützt 
ſich auf $5 der preuß. VO. v. 17. April 1924, der bisher durch⸗ 
aus nicht einheitlich ausgelegt worden iſt. Doch iſt, wie geſchehen, 
der Praxis am beſten genügt; denn das RM. wird von einer 
nutzloſen Nachprüfung bürgerlicher Rechtsverhältniſſe frei. Außerdem 
können nicht nur Parteien, die an einer gerechten Verteilung der 
Umlagen Intereſſe haben, ſich dieſe ſichern, ſondern ſie können ſich 
auch Klarheit darüber verſchaffen, ob ſie unter dem Schutze der 
geſetzlichen Miete beſſer oder ſchlechter fahren würden. . - 

Sodann beſtimmt der Rechtsentſcheid, ausgehend von einer ein⸗ 
wandfreien prozeßrechtlichen Betrachtung über die Wirkſamkeit eines 
Vergleichs, daß das MEN. ſich der Beurteilung materiellrechtlicher 
Beſtimmungen, die ſich nach den Vertragsgrundſätzen des bürger⸗ 
lichen Rechts richten, überhaupt zu enthalten habe. Das ſei allein 
Sache des ordentlichen Gerichts. Auch dieſe Klarſtellung iſt zu be⸗ 
grüßen. Denn das MEN. hat häufig durch materiellrechtliche Ent⸗ 
ſcheidungen Unruhe und Unſicherheit gebracht. Es war gar nicht ſel⸗ 
ten, daß MCSA. und Gericht ſich widerſprechen, bis das KG. in 
zahlreichen Entſcheidungen das MEA. in feine Grenzen zurückwies. 
Der vorliegende Rechtsentſcheid baut dieſe bisherige Rechtſprechung 
zu einem klaren Prinzip aus. 

Nur wäre es wünſchenswert geweſen, daß der Rechtsentſcheid 
auch zum Ausdruck gebracht hätte, daß den materiellrechtlichen Ver⸗ 
tragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts auch ſolche Beſtimmungen 
gleichzuſtellen ſind, die das alte bürgerliche Friedensrecht abändern. 
Zu ſolchen gehört vornehmlich das RM. Dieſes Neichsgeſetz hätte 
um jo mehr erwähnt werden follen, als gerade das RMG. materiell⸗ 
rechtliche Grundſätze über die Abänderbarkeit eines Vergleichs enthält. 

RA. Dr. Hans A. Meyer, Berlin. 
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gezogen hätte, ebenſo geregelt haben würde wie andere Fälle, über 
die im Geſetz Beſtimmung getroffen worden iſt. Im vorliegenden 
Falle lag der Gedanke an die Möglichkeit von Veränderungen der 
oben angedeuteten Art ſo nahe, daß die Annahme, der Geſetzgeber 
könne ſie verſehentlich nicht in den Kreis ſeiner Erwägungen ge⸗ 
zogen haben, jeder Unterlage entbehrt. Daß die Lage des Grund⸗ 
ſtückes und die Geſtaltung ſeiner Umgebung geeignet erſcheinen könnte, 
Gründe für Abweichungen von der Friedensmiete abzugeben, lag 
derartig auf der Hand, daß es von deu für die Faſſung des Geſetzes 
zuſtändigen Stellen nicht wohl überſehen werden konnte; wenn der 
Geſetzgeber ſolche Fälle nicht erwähnt, ſo muß angenommen werden, 
daß er ſie ausſcheiden wollte. 

Dieſe Auslegung wird auch dadurch unterſtützt, daß ſie dem 
Gedanken des RM. entſpricht. In der Begr. des RM. iſt ausge⸗ 
führt, daß die Aufhebung jeder Beſchränkung der Mietzinsbildung 
zu einer ſich den für Neubauten angemeſſenen Mietſätzen angleichen⸗ 
den Mietſteigerung führen und damit eine erhebliche Erhöhung der 
Renten aus den mit alten Gebäuden beſetzten Grundſtücken ver⸗ 
urſachen würde (vgl. Begr. zum RegEntw. des RMG.). Die hieraus 
zu befürchtende ſtarke Belaſtung der Mieterſchaft und der geſamten 
Volkswirtſchaft will das Geſetz vermeiden. Die Mieterſchaft ſoll 
daher, wie in der Vegr. weiter ausgeführt wird, vor allen Miet⸗ 
ſteigerungen geſchützt werden, die nicht durch die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe begründet ſind, ſondern nur dem Hausbeſitzer einen 
darüber hinausgehenden Gewinn bringen würden. Hieraus ergibt 
ſich die Abſicht des Geſetzgebers, Umſtänden, die außerhalb der 
vom Hausbeſitzer gemachten Aufwendungen und außerhalb der ihm 
entſtehenden Selbſtkoſten liegen, einen Einfluß auf die Geſtaltung 
der Mieten zu entziehen. Der unverdiente Wertzuwachs ſollte der 
Allgemeinheit dienſtbar gemacht werden, ſich nicht aber zugunſten 
der Vermieter durch eine höhere Belaſtung der Mieterſchaft aus⸗ 
wirken. 

Aber noch eine weitere Abſicht des Geſetzgebers iſt erſichtlich. 
Solange die Mietbildung nicht freigegeben ſein ſollte, ſollte für die 
Höhe der Mieten ein einigermaßen ſicherer Rechnungsfaktor ge⸗ 
ſchaffen werden. Mit dieſem Gedanken ließe ſich eine Berückſich⸗ 
tigung von Veränderungen, die außerhalb des Grundſtückes ſelber 
liegen, nicht vereinigen. Derartige Veränderungen unterliegen — 
im Gegenſatz zu den im RM. vorgeſehenen Veränderungen — 
hinſichtlich ihres Einfluſſes auf den Wert des Grundſtückes und die 
Höhe der Miete keiner auch nur einigermaßen einheitlichen Beur⸗ 
teilung; ſie werden vielmehr höchſt verſchieden eingeſchätzt werden und 
damit würde in die Mietbildung ein völlig unſicherer Rechnungs⸗ 
faktor hineingetragen werden, was durch das RMG. — ob mit 
Recht oder Unrecht, iſt hier nicht zu entſcheiden — gerade ver⸗ 
mieden werden ſollte. 

(KG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 17. Nov. 1924, 17 X 82/24.) 
* 


7. Die Deutſche Reichspoſt iſt ein gewerblicher Be⸗ 
trieb i. S. des 8 10 Abſ. 1 des Reichsmietengeſetzes. f) 

Es erübrigt ſich die Prüfung, ob die Reichspoſt ein gewerb⸗ 
liches Unternehmen i. S. anderer Geſetze iſt und nicht vielmehr die 
Tatſache, daß bei ihr die Erwerbsabſicht hinter den Rückſichten auf 
die Verkehrsbedürfniſſe zurücktritt, eine ſolche Möglichkeit ausſchließt. 
Vielmehr bedarf es nur der Entſcheidung, in welchem Sinne das 
RG. in feinem 8 10 Abſ. 1 den Begriff des gewerblichen Be⸗ 
triebes verſteht, um danach zu beurteilen, ob er auch auf die Be⸗ 
triebe der Poſt zutrifft. Bei der Unterſuchung iſt zu beachten, daß 
beide Abſätze des § 10 ſich auf Räume beziehen, die gewerblich ver⸗ 
wendet werden, und für dieſen Fall beſondere Zuſchläge zur geſetz⸗ 
lichen Miete geſtatten. Dieſe Übereinſtimmung iſt aber nur eine 
äußerliche. In ihrer Bedeutung weichen beide Abſätze erheblich von⸗ 
einander ab. Abſ. 2 läßt den Zuſchlag nur zu, wenn Räume zu 
gewerblichen Zwecken (8 1 RGewd.) hergeſtellt ſind oder verwendet 
werden. Hier iſt alſo durch die Bezugnahme auf die RGGewO. außer 
Zweifel geſtellt, daß der Begriff des Gewerbebetriebes in Überein⸗ 
ſtimmung mit jenem Geſetze gemeint iſt. Im übrigen wird in Abſ. 2 
eine weitere Vorausſetzung für die Bewilligung des Sonderzuſchlags 
nicht aufgeſtellt. Die Vorſchrift beſchränkt ſich vielmehr darauf anzu⸗ 
ordnen, daß bei ſeiner Feſtſetzung auf die allgemeine Lage der Ge⸗ 
werbe und auf die wirtſchaftliche Kraft der Betriebe zu achten iſt. 
Hingegen enthält Abſ. 1 keinen Hinweis auf die GewO., läßt aber 
andererſeits die gewerbliche Benutzung der Räume als Vorausſetzung 
für den beſonderen Zuſchlag nicht genügen. Dieſer darf vielmehr nur 


Zu 7. Die Entfch. erſcheint bedenklich. Wenn auch gewiß der 
Grund und Zweck beider Zuſchläge verſchieden ſind, ſo iſt damit 
die in beiden Abſätzen enthaltene Beſchränkung der Zuſchläge auf 
den Fall der „Gewerblichkeit“ des Betriebes oder des Verwendungs⸗ 
zweckes der Räume nicht aufgehoben. Es mag fein, daß unter Abſ. 1 
auch „gewerbliche Betriebe“ fallen, die nicht der Reichsgewerbeordnung 
unterſtehen. Aber es beſteht nicht der geringſte poſitiv geſetzliche 
Anhalt, daß darunter auch „nicht gewerbliche Betriebe“ zu ſub⸗ 
ſumieren ſind. Die Entſch. jagt nun im letzten Abſatz ſelbſt, daß der 
Betrieb der Reichspoſt „rechtlich“ nicht als gewerblicher gilt. 
Unter den Wortlaut der „rechtlichen“ Norm des Abſ. 1 fällt er alſo 
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zugebilligt werden, wenn und ſoweit infolge der Eigenart des Be⸗ 
triebes beſonders hohe Betriebs⸗ und Inſtandſetzungskoſten entſtehen 
und die in 83 feſtgeſetzten Zuſchlage zu deren Deckung nicht aus⸗ 
reichen. 

Schon aus dem Umſtande, daß wohl Abſ. 2, nicht aber der 
hier allein in Frage ſtehende Abſ. 1 auf die Gewerbeordnung zur 
Begriffsbeſtimmung hinweiſt, iſt zu ſchließen, daß der Begriff des 
gewerblichen Betriebes in 81 nicht notwendig mit demjenigen der 
GewO. ſich decken muß. Allerdings fand ſich wohl Abſ. 1 als 89 
im amtl. Entw. des RMG., nicht aber Abſ. 2, der erſt ſpäter ge⸗ 
ſchaffen wurde. Es liegt aber nahe zu vermuten, daß man nicht 
ohne Grund die Begriffsbeſtimmung, als man ſie in Abs. 2 ein⸗ 
feste, für den Abf. 1 unterlaſſen hat. Vor allem jedoch läßt die 
Faſſung des Geſetzes klar erkennen, daß die Bewilligung von Sonder⸗ 
zuſchlägen in den beiden Fällen ganz verſchiedene Urſachen und 
Zwecke hat, und aus dieſer Verſchiedenheit folgt wiederum, daß nur 
für den Zuſchlag des Abſ. 2 eine Beſchrankung auf die nach der 
GewO. als gewerblich geltenden Unternehmungen gerechtfertigt war. 

Der an keine weiteren Vorausſetzungen geknüpfte Zuſchlag des 
Abſ. 2 ſoll für die Fälle, in welchen der Vermieter unter dem Ein⸗ 
fluß der Zwangswirtſchaft Räume gegen geringes Entgelt abgeben 
muß, die der Mieter zu ſeinem gewinnbringenden und gerade wegen 
des geringfügigen Mietzinſes beſonders ertragreichen Betriebe nutzt, 
einen gewiſſen Ausgleich ermöglichen. Ein ſolches ausgleichsbedürf⸗ 
tiges Mißverhältnis liegt dann nahe, wenn in den Räumen ein 
Gewerbebetrieb i. S. des 8 1 der NGemd. untergebracht iſt, in ihnen 
alſo eine Tätigkeit ausgeübt wird, die vornehmlich Gewinn er⸗ 
zielen ſoll. 

Um Unternehmungen mit anderen Zwecken aus zunehmen, war 
hier alſo die Verweiſung auf die RGewO. notwendig. Man traf 
für die Regel das Richtige, wenn man die Feſtſetzung des Sonder⸗ 
zuſchlags, der eine Erhöhung der geſetzlichen Miete darſtellt, für 
alle derartigen Betriebe zuließ, und beachtete hinreichend die Aus⸗ 
nahmefälle, in welchen die Mieterhöhung nicht am Plage erſchien, 
indem man Rückſicht auf die Lage einzelner Gewerbe und die wirt⸗ 
ſchaftliche Beſchaffenheit des Einzelbetriebes vorſchrieb. 

Ganz anders liegt es in Abſ. 1. Hier ſoll nicht ein Mißver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Entgelt für die Raumüberlaſſung und dem 
Wert ausgeglichen werden, den dieſe Überlaſſung für den Mieter 
hat, ſondern es wird Vorſorge getroffen, daß der Vermieter eine 
Deckung für außergewöhnlich hohe Betriebs⸗ und Inſtandſetzungs⸗ 
koſten erhält, die ihm durch den Betrieb verurſacht werden. Ob 
eine ſolche beſondere Deckung erforderlich iſt, hängt allein davon ab, 
ob die Art und Eindringlichkeit, mit welcher der Mieter infolge der 
Eigenart ſeines Betriebes die Räume benutzt, von der Norm, wie 
ſie aus der Geſamtheit der Mietverhältniſſe zu entnehmen iſt, ab⸗ 
weicht und beſondere Koſten für den Vermieter erzeugt. Wenn in 
dieſem Zuſammenhange von der Vermietung der Räume an den 
Unternehmer eines gewerblichen Betriebes geſprochen wird, ſo kann 
es nur geſchehen, um die Benutzungsart klarzuſtellen, welche das 
Geſetz als eine außerordentliche anſieht. Der Hinweis ergibt alſo, 
daß der Zuſchlag für Räume gefordert werden kann, welche in ſolcher 
Art benutzt werden, wie es bei einem Gewerbebetrieb zu beobachten 
iſt. Nicht aber iſt erforderlich, daß der Einzelbetrieb rechtlich der 
GewO. unterſteht. 

Es kann nicht wohl zweifelhaft ſein, daß der Betrieb der Reichs⸗ 
poſt allen tatſächlichen Merkmalen des Gewerbebetriebes entſpricht, 
mag er auch wegen ſeiner beſonderen Ziele rechtlich nicht als ein 
ſolcher gelten. In den Poſtanſtalten findet ebenſo wie in einem, 
größeren Gewerbebetriebe ein reger Verkehr ſowohl der Angeſtellten 
wie auch vor allem des Publikums ſtatt, der geeignet iſt, eine be⸗ 
ſondere Abnutzung der Räume herbeizuführen. Deshalb iſt die 
Poſtanſtalt unbedenklich als ein Betrieb i. S. des 8 10 Abſ. 1 zu 
betrachten. Ob im Einzelfall beſonders hohe Betriebs⸗ und Inſtand⸗ 
ſetzungskoſten entſtehen, die einen Sonderzuſchlag erforderlich machen, 
iſt nicht allgemein zu entſcheiden, ſondern Sache der tatſächlichen 
Feſtſtellung. Die Entſtehung ſolcher Koſten gehört auch nicht zu der 
Beſtimmung des Begriffs eines gewerblichen Betriebes i. S. der 
Vorſchrift, ſondern iſt eine weitere Vorausſetzung, die beim Vor⸗ 
handenſein des gewerblichen Betriebes unerläßlich iſt, um den Zu⸗ 
ſchlag zuzulaſſen. 

(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 23. Juni 1924, 17 Y 53/24.) 
D. 


* 


nicht. Worin liegt dann aber die Begründung für die analoge 
Anwendung der Beſtimmung? Die Gleichartigkeit des in Poſt⸗ 
räumen ſich abſpielenden Parteienverkehrs mit jenem in einer ge⸗ 
werblichen Betriebsſtätte kann nicht ausſchlaggebend ſein, wenn 
„rechtlich“ eine Verſchiedenheit angenommen wird. Dieſe Gleich⸗ 
artigkeit iſt übrigens auch bei einem Amt mit behördlichem Charakter 
wie politiſche Verwaltungsbehörde, Gericht, Finanzbehörde uſw. ge- 
geben, ohne daß man auf derartige Ämter Abſ. 1 anwenden wollke. 
Sonach kann es auf die tatſächliche Geſtaltung des Parteienverkehrs 
nicht ankommen; ein anderer Grund für die Begründung des Ana⸗ 
logieſchluſſes wird aber nicht vorgebracht. 
Prof. Dr. Nawiasky, München. 


_53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


8. 5 16 Abſ. 1 S. 2 MSchG. Auch über die Ein⸗ 
wendung, daß der zugewieſene Erſatzraum in einer anderen 
Gemeinde liegt, entſcheidet das MEA. endgültig. 

Aus den Gründen: 

Die Bekl. ſind vom AG. verurteilt worden, die von ihnen im 
Haufe der Kl. in der Gemeinde S. bewohnte Wohnung zu räumen. 
Auf ihre ſofortige Beſchwerde hat das LG. die Zwangsvollſtreckung 
von der Sicherung angemeſſener Erſatzräume abhängig gemacht. 

Die Kl. hat darauf den Bekl. in M., das von S. etc 

4—5 km entfernt liegt, eine Wohnung als Erſatzraum zur Verfügung 
geſtellt. Die Bekl. bezeichneten dieſe als nicht angemeſſenen Erſatz 
und erhoben Einwendungen beim zuſtändigen MEN. Dieſes hat 
durch Beſchluß v. 1. März 1924 die Einwendungen der Bekl. für 
unbegründet erklärt. Hiergegen haben ſie Rechtsbeſchwerde beim LG. 
eingelegt, und dieſes hat einen Rechtsentſcheid nachgeſucht. 
5 Das LG. will die Frage verneinen mit der Begründung, daß 
i. S. des 8 16 Abſ. 1 Satz 2 MEH®. als Nachweis der Sicherung 
von Erſatzraum nur die Beſcheinigung der Gemeinde, in der die 
Bekl. bisher wohnten, nicht die der Nachbargemeinde in Betracht kom- 
men könnte. Dies ergebe ſich ſchon aus dem Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes, der von „der“ Gemeindebehörde, nicht von „einer“ (be⸗ 
liebigen oder benachbarten) Gemeindebehörde ſpreche, es folge auch 
aus der Beſtimmung des 8 36 Abſ. 1 MSH®., die mit 8 16 Abf. 1 
im engſten Zuſammenhange ſtehe. 

Da hiernach eine Zuweiſung von Erſatzraum i. S. des Geſetzes 
überhaupt nicht vorliege, ſo ſei auch für die Entſch. des MEN. nach 
§ 16 MSHG. kein Raum geweſen, feine Entſch. könne deshalb nicht 
als endgültig i. S. des SIG angeſehen werden. — 

Der Anſicht des LG. kann nicht beigetreten werden. Nach 8 16 
MSchch. darf eine vollſtreckbare Ausfertigung eines Urteils, das 
einen Ausſpruch nach 8 6 Abf. 1 und 2 dahin enthält, daß die 
Owangsvollſtreckung von der Sicherung eines angemeſſenen Erſatz⸗ 
raums abhängig gemacht wird, nur erteilt werden, wenn durch eine 
Beſcheinigung der Gemeindebehörde oder andere öffentliche oder 
Öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewieſen iſt, daß der Erſatzraum 
geſichert iſt, und daß entweder der Mieter ſich mit dem Erſatzraum 
einverſtanden erklärt hat oder daß, wenn er rechtzeitig Einwendungen 
hiergegen erhoben hat, dieſe vom MEA. zurückgewieſen worden ſind. 
Es ſind alſo zwei Vorausſetzungen erfordert: die Sicherung von 
Erſatzraum und ſeine Eignung. Ob das erſte Erfordernis gegeben 


iſt, unterliegt nur der Prüfung des Vorſitzenden, der die vollſtreck⸗, 


bare Urteilsausfertigung erteilen läßt, nicht aber der Prüfung durch 
das MEN. Unabhängig davon hat das MEN. zu prüfen, ob der 
bezeichnete, möglicherweiſe aber nicht geſicherte Erſatzraum geeignet 
iſt. Hierüber hat nach der Abſicht des Geſetzgebers das MEN. die 
alleinige und abſchließende Entſcheidung. Der Geſetzgeber iſt hierbei 
offenbar davon ausgegangen, daß das MEA. mit ſeinem beſonders 
gearteten Verfahren die Stelle ſei, die am beſten die Intereſſen 
der Parteien in billigem Ermeſſen abwägen könne, und zwar nicht 
nur vom privatrechtlichen, ſondern auch vom wohnungswirtſchaftlichen 
Standpunkt aus. Daß das MEN. über die Frage der Eignung ab⸗ 
ſchließend zu urteilen hat, ergibt die Entſtehungsgeſchichte der Vor⸗ 
schrift. Die im Entwurfe § 13 Abſ. 1 Satz 2 vorgeſehene Zuläſſig⸗ 
teit der Entſcheidung durch die Beſchwerdeſtelle ift im Geſetz ge⸗ 
Krichen worden und beſonders hervorgehoben, daß das MEN. über 
die Einwendungen entgültig entſcheidet. Ob der Erſatzraum von der 
Gemeindebehörde des bisherigen Wohnſitzes des Mieters geſichert iſt, 
unterliegt aber nur der Entſcheidung durch den Vorſitzenden des 
Gerichts, kann alſo die Zuständigkeit des MEN. zur Prüfung der 
Signung des Erſatzraums nicht berühren. Daß unter Umſtänden die 
Zuweiſung des Erſatzraums in einer anderen Gemeinde unbillige 
arten für den Mieter bringen kann, liegt auf der Hand, iſt aber 
vom MEU. nach billigem Ermeſſen zu entſcheiden, und zwar end⸗ 
gültig. Auch wenn das MEM. über die Eignung eines nicht am 
bisherigen Wohnſitz des Mieters belegenen Erſatzraums entſcheidet, 
bleibt es innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit. Ob dieſe Entſcheidung aber 
dom Vermieter verwertet werden kann, hängt allein davon ab, ob 
r Vorſitzende des Gerichts, auf deſſen Anordnung die vollſtreckbare 
musfertigung des Räumungsurteils erteilt wird, das erſte Erforder⸗ 
ais des 8 16 Abſ. 1 Satz 2 MSHÖ., nämlich die Sicherung des 
Erſatzraums, für nachgewieſen erachtet. 

(K., 17. 35., Rechtsentſch. v. 12. Juni 1924, 17 Y 32/24.) 


Mitgeteilt von KGR. Dahmann, Berlin. 
* 


9. 8 29 MSchcg. Die Erlaubnis des Vermieters, den 
Gebrauch des Wohnraums einem Dritten zu überlaſſen, 
tasbeſondere ihn unterzuvermieten, kann durch die Er 
aubnis des Mieteinigungsamtes auch dann erſetzt wer⸗ 
en, wenn die Befugnis zur Überlafiung des Raums an 
tenen Dritten im Vertrag vor oder nach dem Infraft⸗ 
deten des Mieterſchutzgeſetzes ausgeſchloſſen worden i ſt. f) 
Die Mieterin, welcher der Vermieter die Zuſtimmung zur 


Untervermietung von Räumen ihrer Wohnung verweigert hat, hat 
— 


5 Zu 9. Das Ergebnis des Rechtseutſch. (a. A. it Stern? 
be. J. 20, S. 106) iſt zu billigen. Er läßt ſich, einfacher, auch fo 
gründen: Auch wenn vertraglich die Untermiete verboten war, iſt 
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das MEN. deshalb angerufen. Dieſes hat durch Beſchluß v. 23. Mai 
1924 die Erlaubnis verweigert, weil die Parteien beim Abſchluß 
des Mietvertrages vereinbart hätten, daß die Mieterin die Woh⸗ 
nung nur allein bewohnen werde. Auf die Rechtsbeſchwerde hat die 
Beſchwerdeſtelle einen Rechtsentſcheid über folgende Rechtsfragen 
nachgeſucht: 

1. Kann das MEN. die Erlaubnis des Vermieters, den Ge⸗ 
brauch des Wohnraumes einem Dritten zu überlaſſen, gemäß 8 29 
des MSHG. auch dann erſetzen, wenn die Raumüberlaſſung an 
Dritte ausdrücklich vertraglich ausgeſchloſſen worden war? 

2. Iſt es von Bedeukung, ob die Vertragsabrede vor oder nach 
Inkrafttreten des MSHÖ. bzw. der MSHVD. oder in Kenntnis 
oder Unkenntnis des 8 29 MSchch. getroffen worden ift? 

Sie will die Befugnis des MEA. zur Erſetzung in allen Fällen 
bejahen. 

b 5 549 Abſ. 1 BGB. macht die Befugnis des Mieters, den Ge⸗ 
brauch der gemieteten Sache einem Dritten zu überlaſſen, insbeſon⸗ 
dere die Sache weiterzuvermieten, von der Erlaubnis des Vermieters 
abhängig. Für den Fall, daß dieſe Erlaubnis verweigert wird, gibt 
das Geſetz dem Mieter ein beſonderes Kündigungsrecht. Dieſen 
Rechtszuſtand änderte bereits die MSchVO., deren 84 lautet: 


Die Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch der ge- 
mieteten Sache einem Dritten zu überlaſſen, insbeſondere 
die Sache weiterzuvermieten ($ 549 Abſ. 1 BGB.), wird durch 
die Erlaubnis des Einigungsamts erſetzt. Das Einigungs⸗ 
amt ſoll die Erlaubnis verfagen, wenn der Vermieter aus 
einem wichtigen Grunde verweigert hat. 


Damit ſtimmt 8 29 MSHG. völlig überein, nur daß er an 
Stelle des Wortes „Sache“ den Ausdruck „Wohnraum“ verwendet, 
um klarzuſtellen, daß die Rechtsänderung ſich nur auf die Woh⸗ 
nungsmiete bezieht. 

Anlehnend an den Umſtand, daß dieſe Mieterſchutzvorſchriften 
den Hinweis auf 8 549 Abſ. 1 BGB. enthalten, iſt die Anſicht ver⸗ 
treten worden, eine Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters ſei nur 
inſoweit zuläſſig, als fie nach dem Geſetz erforderlich, nicht aber 
in ſolchen Fällen, in denen die Gebrauchsüberlaſſung an Dritte im 
Vertrage verboten oder von der Zuſtimmung des Vermieters ab- 
hängig gemacht ſei. Dieſe Anſicht iſt jedoch unrichtig. 

Soweit eine derartige vertragliche Abrede nach dem Inkraft⸗ 
treten der MSHBD. oder des MSHG. getroffen worden iſt, würde 
ſie einen Verzicht des Mieters auf ſeine Befugnis bedeuten, das 
MEU. wegen des Erſatzes der Zuſtimmung anzurufen. Ein ſolcher 
im voraus erklärter Verzicht iſt aber nach 89 M Scho. und nach 
8 49 MSchG. nichtig, die Vertragsabrede alſo ohne Bedeutung, fo 
daß ſie keinesfalls den Erſatz der Zuſtimmung des Vermieters durch 
das MEAN. hindern kann. Aber auch für eine vertragliche Abrede 
des erwähnten Inhalts, die in früherer Zeit getroffen worden iſt, 
ſteht es im Ergebnis nicht anders. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
ſie ſchon als ein nach dem geltenden Recht unwirkſamer Verzicht 
betrachtet werden könnte. Auch wenn man davon abſieht, hat ſie 
gegenüber den Mieterſchutzbeſtimmungen keine Bedeutung. 

Eine Vertragsklauſel, wonach die Gebrauchsüberlaſſung an einen 
Dritten überhaupt unzuläſſig oder doch an die Zuſtimmung des 
Vermieters gebunden ſein ſoll, hatte ſtets nur die Bedeutung, daß 
die Gebrauchsüberlaſſung der Zustimmung des Vermieters bedurfte, 
denn auch das ſtrikte Verbot im Vertrage konnte durch Vereinbarung 
der Vertragsparteien jederzeit abgeändert werden, fo daß es alſo 
immer nur darauf ankam, ob der Vermieter mit der Untermiete 
einverſtanden war. Inſoweit hatte alſo die Vertragsabrede keine 
ſelbſtändige Bedeutung, ſondern ſtellte ſich als eine belangloſe Wieder⸗ 
holung des Geſetzes dar. Darüber hinaus konnte ihre rechtliche 
Wirkung je nach Lage des Einzelfalles allerdings im Ausſchluß des 
außerordentlichen Kündigungsrechts gefunden werden, das dem Mieter 
nach dem Geſetze für den Fall der verſagten Genehmigung ein⸗ 
geräumt war. Würde man die Erſetzung der Zuſtimmung des Ver⸗ 
mieters durch das MEN. für unzulaſſig halten, wenn eine dem 


der Vermieter nicht behindert, die Erlaubnis zur Untermiete zu er⸗ 
teilen. Der Satz 1 des § 29 MSchch. erſetzt die Erlaubnis des 
Vermieters uneingeſchränkt durch die des MEN., alſo auch in einem 
Falle der hier fraglichen Art. Den klaren Wortlaut des 8 29 ein⸗ 
ſchrankend zu verſtehen, beſteht kein Anlaß, im Gegenteil verbietet 
es die Sachlage, aus der der 8 29 MSHG. erwachſen iſt. 8 549 
BOB. gibt dem Mieter, dem grundlos die Erlaubnis zur Unter⸗ 
vermietung verweigert wird, ein geſetzliches Kündigungsrecht. Solches 
iſt aber durch die Entwicklung der Währungsverhältniſſe gegenſtands⸗ 
los geworden. Daraus erhellt, daß der 8 29 MSchch. mit dem 
Hinweis auf 8549 Abſ. 1 BGB. nur deſſen Satz 1 im Auge hat, 
nicht aber auch deſſen Satz 2, der vom Kündigungsrecht handelt. 
Der ganze 8 29 MSH®. ſpricht nur von der Erlaubnis, nicht von 
den Folgen ihrer Verweigerung; der 829 MSh®. modifiziert den 
9519 BGB. nur in dem einen Punkt, daß die Erlaubnis des 
Vermieters erſetzt wird (werden kann) durch die Erlaubnis des MEA. 
Solche Auslegung wird vor allem der Tendenz des MSchch. ge- 
recht, ohne Rückſicht auf den Vertragsinhalt jedem Wohnungsinhaber 
die Erhaltung und Nutzung ſeines Wohnraumes zu erleichtern durch 
nicht abdingbare Vorſchriften. 
OL GPräſ. Prof. Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


u 


2010 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


9 549 Abſ. 1 BGB. entſprechende Regelung vertraglich vereinbart 
worden ift, fo bekäme dieſe vertragliche Beſtimmung nunmehr eine 
rechtliche Bedeutung, die ihr bisher ganz und gar gefehlt hat. Dieſes 
Ergebnis ſteht aber mit dem Zweck des 8 29 MESHG. bzw. des 
8 4 MSHBD. derart in Widerſpruch, daß es als unrichtig verworfen 
werden muß. Im Intereſſe des Mieters und mit Rückſicht auf die 
Wohnungsnot ſollten die Befugniſſe, die das Geſetz dem Vermieter 
unter ganz anderen Umſtänden vorbehakten hatte, geſchmälert werden, 
weil es in der Zeit der Not als unerträglich empfunden wurde, wenn 
der Vermieter ohne einen wichtigen Grund nach ſeinem Belieben 
die Gebrauchsüberlaſſung, alſo vor allem die Untervermietung ver⸗ 
hindern konnte. Hielt man es aber für nötig, dem Mieter dieſen 
Schutz auf Koſten des Vermieters zu gewähren, ſo erſcheint es völlig 
ausgeſchloſſen, daß man in der Rechtsbegrenzung einen kraſſen 
Unterſchied gemacht hat zwiſchen denjenigen Fällen, in denen völlig 
unnötig und zumeiſt wohl auch rein zufällig das geſetzliche Erforder⸗ 
nis des 8549 zugleich zu einem vertraglichen gemacht worden, und 
denjenigen Fallen, in denen das unterblieben war. Mangels eines 
ausreichenden oder auch nur denkbaren Grundes für eine ſolche 
Verſchiedenheit der Regelung muß ſie abgelehnt werden, wenn das 
Geſetz ſelbſt nicht einen Anhalt für ihre Geltung bietet. Dieſer An⸗ 
halt kann aber nicht ſchon aus der Erwähnung des BOB. ent⸗ 
nommen werden. Es iſt alſo die Vertragsklauſel ohne Bedeutung, 
und ihr Vorhandeuſein allein vermag keinen wichtigen Grund fiir 
die Verſagung der Genehmigung abzugeben. 
(KG., 6. Fer ZS., Rechtsentſch. v. 23. Juli 1924, 17 Y 84/24.) 
* 1D. 

10. 5 29 MSchG. Bei Geſchäftsräumen kann die Er⸗ 
laubnis des Vermieters, den Gebrauch des Raumes einem 
Dritten zuüberlaſſen, insbeſondere ihn unterzuvermieten, 
nicht durch das ME A. erſetzt werden. 

Die Mieterin hat im Haufe der Vermieterin Räume inne, die 
ſchon vor dem Kriege zu Geſchäftszwecken beſtimmt und benutzt 
waren. Sie hat den Antrag geſtellt, die von der Vermieterin verſagte 
Genehmigung zur Untervermietung ihr zu erteilen. Gegen die Ent- 
aeg des MEN. haben beide Parteien Rechtsbeſchwerden ein⸗ 
gelegt. 

Nach 8 29 MSchch. wird die Erlaubnis des Vermieters den 
Gebrauch des Wohnraumes einem Dritten zu überlaſſen, insbeſou⸗ 
bere ihn unterzuvermieten, durch die Erlaubnis des MEN. erjeht. 
Dem Wortlaut nach bezieht ſich dieſe Vorſchrift alſo nur auf Wohn⸗ 
räume und nicht auf Geſchäftsräume. Wollte man ein Verſehen 
in der Faſſung annehmen und den Wortlaut dadurch ausdehnen, 
daß man ſtatt Wohnraum Mietraum ſetzt, jo würde ein ſolches Ver⸗ 
fahren nur zuläſſig fein, wenn ausreichende Gründe ſür die Annahme 
einer falſchen Faſſung gegeben wären. Dieſe fehlen nich. nur, ſon⸗ 
dern die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift erweiſt, daß ſie wörtlich 
ausgelegt werden muß. 

Schon der Umſtand, daß das Geſetz in 8 1 und an anderen 
Stellen den Begriff Mietraum verwendet, legt es nahe, daß in 8 29 
das Wort Wohnraum abſichtlich gebraucht worden it. Es kommt 
hinzu, daß 84 der MSHLD., mit welchem die neue Vorſchrift 
im übrigen wörtlich übereinſtimmt, vom Gebrauch der g mieteten 
Sache ſpricht. 

Dieſe Abweichung iſt auch leine zufällige, denn in den erſten 
beiden Entwürfen war noch das Wort Mietraum verwendet, 
erft der dritte änderte es in Wohnraum ab. Hiernach kann nicht 
wohl angenommen werden, daß der Worllaut des 8 29 auf einem 
Verſehen beruht. Iſt er aber mit Vorbedacht gewählt, dann folgt aus 
ihm, daß er ſich nur auf Wohnräume und nicht auf Geſchäfts⸗ 
räume bezieht. Dieſe Anſicht wird auch im Schriftkum über⸗ 
wiegend vertreten (vgl. außer den Komm. zu 8 29 auch Vidal: 
Einigungsamt 1923, 1924, 317 Nr. 135). Den gleichen Standpunkt 
nimmt das LG. Elberfeld v. 2. Juni 1924 ein. (DIZ. 1924, 836; 
EA. 1924, 332 Nr. 156; Grundeigentum 1924, 1053). 

(KG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 17. Nov. 1924, 17 Y 80/24.) 
D. 

11. 8 29 MSchG. — Die Erlaubnis des Vermieters, 
den Gebrauch des Wohnraums einem Dritten zu überlaſſen, 
kann dann nicht durch das MEN. erſetzt werden, wenn die 
Überlaſſung von Wohnräumen an einem Dritten für andere 
als Wohnzwecke erfolgen ſoll. 

Der Mieter, der eine Wohnung von 8 Zimmern innehat, tft 
vom WA. aufgefordert worden, mindeſtens 2 Zimmer an eine von 
ihm auszuwählende Perſon abzugeben, da ſonſt eine Zwangszuweiſung 
erfolgen müſſe. Er hat 2 Zimmer an einen Arzteverein unter⸗ 
vermietet und beantragt, die Erlaubnis der Vermieterin zur Unter⸗ 
vermietung zu erſetzen. Das MEN. hat dem Antrage entſprochen. 

In dem heutigen Rechtsentſcheid 17 Y 80/24 hat der Senat 
ausgeſprochen, daß die Erlaubnis des Vermieters bei Geſchäfts⸗ 
räumen nicht nach 8 29 erſetzt werden kann. Dies ergibt ſich aus 
dem Worklaut und der Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift. Sie 
iſt dem 84 MSchVO örtlich nachgebildet, nur hat man die Worte 
„der gemieteten Sache“ durch „des Wohnraums“ erſetzt. Aus 
dieſem Vorgange ergibt ſich auch die Antwort auf die jetzt geſtellte 
Rechtsfrage. 

84 MSch O. ließ einen Erſatz der Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters zur Untervermietung ſchlechthin, alſo auch für Geſchäfts⸗ 


räume zu, weil die Wohnungsnot und auch die Erwerbsverhältniſſe 
mancher Mieter es als wünſchenswert erſcheinen ließen, daß die 
Weitervermietung gemieteter Räume in größerem Umfange als nach 
den Beſtimmungen des BGB. möglich werde. Ein doppelter Zweck 
wurde alſo damals mit 8 4 verfolgt: ſowohl eine Linderung der 
Wohnungsnot wie auch eine Entlaſtung der Mieter, die den Miet⸗ 
zins ſchwer aufzubringen vermochten. Wenn demgegenüber 8 29 
des MSHG. den Erſatz der Genehmigung auf Wohnräume beſchränkt 
hat, ſo zeigt dieſe Anderung des Geſetzes, daß man die Rückſicht auf 
die geldliche Lage der Mieter, wenn auch vielleicht nicht ganz außer 
acht gelaſſen, ſo doch hinter der Abhilfe gegen die Wohnungsnot 
weit hat zurücktreten laſſen. Es iſt deshalb, wenn Geſchäftsräume 
von der Anwendbarkeit des § 29 ausgenommen find, nicht anzu⸗ 
nehmen, daß Wohnräume gegen den Willen des Vermieters zu Ge⸗ 
ſchäftszwecken ſollten untervermietet werden konnen. Daß 8 29 dazu 
keine Handhabe bietet, wird auch noch durch den Umſtand beſtätigt, daß 
die Wohn MangGeſetzgebung wohl die Verwandlung von Geſchaftsraum 
in Wohnraum begünſtigt und unter Umſtanden ſogar die zwangsweiſe 
Umwandlung zuläßt, daß ſie aber umgekehrt die Verwendung von 
Wohnräumen zu Geſchäftszwecken durch das Erfordernis behördlicher 
Genebmigung möglichſt hintanzuhalten ſucht. Deshalb erſcheint es 
ausgeſchloſſen, daß 8 29 MSHS. trotz feines Worklauts die Ver⸗ 
mietung von Wohnräumen zu geſchäftlicher Benutzung ermöglichen 
und damit ein mit der erkennbaren Richtung der Zwangswirtſchaft 
in Widerſpruch ſtehendes Ergebnis zeitigen ſollte. 

Es kann auch nicht etwa eine andere Auffaſſung für die⸗ 
jenigen Fälle gebilligt werden, in denen die Benutzung eines Wohn⸗ 
raumes zu Zwecken geſchäftlicher Art keinen Verſtoß gegen den 
Mietvertrag darſtellt. An dem Ergebnis, daß die Untervermietung 
den Wohnraum ſeinem eigentlichen Zweck entziehen und zu einem 
Geſchäftsraum machen könnte, wird durch den Inhalt des Vertrages 
nichts geändert. Solchem Erfolge ſoll aber 829, der die möglichſt 
weitgehende Ausnützung des vorhandenen Wohnraums zu Wohn⸗ 
zwecken zum Ziele hat, eben nicht dienen, denn es fehlt bei der 
Untervermietung zu geſchäftlichen Zwecken an einem ausreichenden 
Anlaß, um die vertraglichen Rechte des Vermieters zu ſchmälern. Für 
ſolche Fälle genügt vielmehr die im BGB. getrofſene Regelung. 

(Sch., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 17. Nov. 1924, 17 Y 111/24.) 
* D 


12. 88 37, 38 MSH®. — Ein Verfahren, nach dem duk 
Veiſitzer eines Kreis Me A. vom Kreisausſchuß nicht aus 
der Geſamtheit der auf den Vorſchlagsliſten enthaltenen 
tauglichen Perſonen ausgewählt werden und nach dem die 
Reihenfolge der Gewählten an den einzelnen Sitzungen 
nicht durch Ausloſung beſtimmt wird, ſondern nach dem 
vom Kreisausſchuß für jeden zum Geſchäftsbereich des 
Kreis MEA gehörigen Ort zwei beſondere Beiſitzer gewählt 
werden, die an jeder Angelegenheit ihres Ortes betreffen⸗ 
den MEAſitzungen teilnehmen, entſpricht nicht dem Geſetz 
und iſt daher unzuläſſig. 

Im Kreiſe Q.⸗Land find von der Kommunalbehörde für jeden 
Ort zwei Beiſitzer und zwei Stellvertreter für die Sitzungen des 
MA. gewählt. Die Beiſitzer nehmen, ohne daß eine Ausloſung 
vorgenommen würde, an jeder eine Angelegenheit ihres Ortes be- 
treffenden Sitzung des MEN. teil. 

Die Bildung der MEL. it durch 88 37, 38 des MSchch. und 
die VO. v. 25. Sept. 1923 (G. S. S. 449) geregelt. In dieſer 
BD. ift auf die 88 2—5 und 7—19 der Ausf Vo. des Preuß. 
JuſtMin. v. 15. Auguſt 1923 G. S. S. 405 Bezug genommen. Das 
in dieſer VO. geordnete Verfahren iſt dem Verfahren der 88 36 ff. 
des GVG. nachgebildet. Hieraus ergibt ſich, daß die für jeden 
Kommunalverband erforderkiche Zahl von Beiſitzern und Stellver⸗ 
tretern auf Grund von Vorſchlagsliſten gewählt und daß die Reihen⸗ 
folge ihrer Teilnahme an den Sitzungen daun weiterhin durch Aus⸗ 
loſung beſtimmt wird. In Ausnahmefällen erfolgt die Wahl der 
Beiſitzer und Stellvertreter ſeitens der Gemeindevertretung, der 
Stadkverordneten Verſ. oder des Kreisausſchuſſes auf Vorſchlag des 
Vorſtandes des Kommunalverbandes unmittelbar, d. h. ohne vor⸗ 
herige Bildung von Vorſchlagsliſten; auf die fo gewählten finden 
dann die 88 7 und 9 der VO. v. 14. Aug. 1923 Anwendung. 

Dieſe Vorſchriften ſind zwingender Natur. Wird von ihnen abge⸗ 
wichen, ſo folgt daraus, daß die Stelle nicht vorſchriftsmäßig be⸗ 
ſetzt iſt und das Verfahren an einem weſentlichen Mangel leidet. 
Das iſt in ſtändiger Rechtſpr. in Fallen, in denen in der Auswahl 
und Berufung von Schöffen und Geſchworenen das geſetzliche Ver⸗ 
fahren nicht eingehalten wurde, augenommen worden (bel. RGSt. 2 
S. 241, 5, S. 21, 48, S. 192, Loewe StPO. 15. Aufl. S. 777). 
Da die für die Bildung der Me. erlaſſenen Vorſchriften den Vor⸗ 
ſchriften über die Bildung von Schöffen⸗ und Schwurgerichten nach⸗ 
gebildet ſind, ſo ergibt ſich die gleiche Folgerung auch für den Fall 
der Nichteinhaltung der für Bildung der MEH. gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen. 

Ein derartiges unzuläſſiges Verfahren liegt hiernach dann vor, 
wenn die Kommunalbehörde für jeden Ort nur zwei Beiſißer und 
zwei Stellvertreter wählt, die ſtändig an jeder eine Angelegenheit 
ihres Ortes betreffenden MEMfigung teilnehmen. Daß dieſes Ver⸗ 
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fahren von dem geſetzlich geordneten Verfahren abweicht, bedarf nach 
dem vorher Ausgeſührten keiner weiteren Darlegung. 
(GG., 17. 38., Rechtsentſch. v. 17. Nov. 1924, 17 Y 109/24.) 
* D. 

13. 8 40 Abſ. 3 MSchGG. Bei der Entſcheidung über 
die Beſchwerde gegen eine Wohnungsbeſchlagnahme hat 
das MEA. nicht nur die formellen Vorausſetzungen der 
Beſchlagnahme, ſondern auch nachzuprüſen, ob fie unter 
ung des billigen Ermeſſens aufrechtzuerhalten 
iſt. 

Gegen die Beſchlagnahme einer in ihrem Hauſe frei gewordenen 
Wohnung hat die Vermieterin beim MEN. Beſchwerde eingelegt, 
und dieſes hat die Beſchlagnahme durch Beſchluß v. 12. Aug. 1924 
aufgehoben. In dem Beſchluſſe führt es aus, daß zwar die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Beſchlagnahme alle gegeben ſeien, daß man aber 
unter den beſonderen Umſtänden des Falles der Vermieterin dieſe 
Beſchlagnahme nicht zumuten dürfe. Dagegen hat das WA. die 
Rechtsbeſchwerde eingelegt, und die Beſchwerdeſtelle ſucht einen Rechts⸗ 
entſcheid nach über die Rechtsfrage, 

ob das Mal. nur die formellen Vorausſetzungen der Be⸗ 
ſchlagnahme nachzuprüfen hat, oder ob es materiell die Vor⸗ 
ausſetzungen nachprüfen darf. 

Da es ſich um eine Frage von grundſätzlicher Bedeutung han⸗ 
delt, die in dieſer Form vom KG. noch nicht entjchieden worden 
iſt, ſind die Vorausſetzungen für den Rechtsentſcheid gegeben. 

Die Frage war i. S. des Mel. zu beantworten. Schon in 
dem RE. v. 19. Mai 1924, 17 Y 41/24 (DLGRIpr. 43, 255; Preuß. 
VerwBl. 45, 424; Hertel, Mieterſchutz, Heft 3, 223) hat der Senat 
ausgeſprochen, daß das MEN. eine auf § 11 des Groß-Berliner Woh⸗ 
nungsnotrechts v. 12. Mai 1921 geſtützte Räumungsaufforderung des 
WU. aufheben kann, wenn das billige Ermeſſen dazu führt, den 
Betroffenen in den Räumen zu laſſen. In der Begründung iſt aus⸗ 
geführt, daß ſämtliche eine Beſchlagnahme von Räumen regelnden 
Vorſchriften ihren Urſprung in 89 Wohn MangBO. oder in 86 
Wohn Mang. haben, daß deshalb gegen fie die Beſchwerde gemäß 
Ziff. 1 der preuß. AusſVorſchr. v. 3. Juli 1920 bzw. nach 8 2 der 
preuß. AusfBeſt. v. 11. Sept. 1923 an das MEU. gegeben iſt. 
Unter Verweiſung auf die Ausführungen im RE. v. 20. März 1924, 
17 Y 1½4 (JW. 1924, 842; OLG. 43, 238; Grundeigentum 1924, 
713; Hertel a. a. O. 3, 214) iſt dann hervorgehoben, daß das MEA. 
bei der Entſch. über dieſe Beſchwerde gemäß 8 40 Abſ. 3 MSHE. 
ſein billiges Ermeſſen anzuwenden hat, weil Ausnahmebeſtimmungen, 
die es darin beſchränken, fehlen. Dieſe Gründe treffen nicht nur für 
die damals geſtellte Einzelfrage zu, ſondern haben allgemeine Be⸗ 
deutung für alle Fälle, in denen das MEN. über die Beſchlagnahme 
zu entſcheiden hat. Sie rechtfertigen die auf die jetzige Rechtsfrage 
erteilte Entſcheidung. 

(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 6. Okt. 1924, 17 Y 102/24.) 
* * 

14. 88 41, 51 MSchGG. 1. Wenn das MEN. eine vor 
dem 1. Okt. 1923 ergangene Entſcheid. nach diefem Tage 
abändert, iſt gegen die abändernde Entſch. die Rechts- 
beſchw. zuläſſig. 2. Eine Entf. des MA., die eine vor 
dem 1. Okt. 1923 ergangene Entſch. nach dieſem Tage ab⸗ 
ändert, iſt zuläſſig, ſofern ſie noch fachlich Bedeutung 
haben kann. 

Aus den Gründen: 

Entgegen dem Antrage der Mieterin hatte das MEN. die 
Kündigung der Vermieterin von Büroräumen zum 1. April 1924 


Zu 13. Die Beſchlagnahmen von ganzen Wohnungen und von 
Wohnungsteilen find ein ſchwerer, aber nach 86 Wohn MangG. zu⸗ 
läſſiger Eingriff in die Unverletzlichkeit der Wohnung und des Eigen- 
tums. Das MEN. iſt das Beſchwerdegericht, alſo die Rechtsinſtanz, 
die auf die Beſchwerde des unmittelbar von der Beſchlagnahme Be⸗ 
troffenen zu entſcheiden hat. Alle Entſch. des MEN., auch des ſpä⸗ 
teren Beſchwerdegerichts, haben nach 8 40 Abſ. 3 MSchch. nach 
billigen Ermeſſen zu erfolgen. Das MEN. ſoll das fozial-, 
nicht das formal- richtige Recht finden. 

Der Rechtseutſcheid des KG. entſpricht der Rechtslage und iſt 

trotz ſeiner weitreichenden Folgen zu billigen und zu begrüßen; er 
ermöglicht nunmehr dem MEAN. im Ausnahmefall die Aufgabe des 
WA. zu erfüllen, nämlich die Einweiſung auszuſprechen an Par⸗ 
teien, die überhaupt nicht auf der Wohnungsliſte ſtehen, z. B. an 
bisherige Untermieter nach dem Tode oder dem Fortzug des Haupt⸗ 
mieters, wenn ſie jahrelang die Räume oder Teile davon zu Wohn⸗ 
oder Geſchäftszwecken innegehabt haben. 
„Die Mee A. haben bisher leider vielfach nur die formalen 
Horausſetzungen der Beſchlagnahme nachgeprüft und ſich für un⸗ 
zuständig gehalten in den Fragen der Nachprüfung der ma⸗ 
teriellen Vorausſetzungen. Die MEI. haben meiſt nur in einem 
Zwiſchenbeſcheid oder in den Gründen ihrer Beſchlilſſe den Wi. 
anheimgeſtellt, im Einzelfall Milde für Recht walten zu laſſen. 

Der Rechtsentſcheid des KG. wird nunmehr in dieſen Zweifels⸗ 
fallen feine wohltuende Wirkung äußern und die WA. werden jetzt 
duch die formale Einweiſung ausſprechen, wenn rechtskräftige Entſch. 
des Meg. vorliegen. RA. Dr. Engel, Berlin⸗Schös eberg. 


durch Beſchluß v. 18. Sept. 1923 für wirkſam erllärt. Auf den Au⸗ 
trag der Mieterin hat das MEAN. das Verfahren wieder aufgenom⸗ 
men und am 28. März beſchloſſen: Die Genehmigung zur Kündi⸗ 
gung und Erhebung der Räumungsklage wird verweigert. Gegen 
dieſen Beſchluß hat die Vermieterin Rechtsbeſchwerde eingelegt. 

1. Die erſte Frage will das LG. bejahen, und dies mit Recht, 
denn die Zulaſſung der Rechtsbeſchwerde iſt eine Verfahrensvorſchrift. 
Das Verfahren regelt ſich aber ſtets nach den jeweils geltenden Ge⸗ 
ſetzen, ſofern nichts anderes ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. Eine 
derartige abweichende Regelung iſt vom Geſetze nicht getroffen. Mit 
den am 1. Okt. 1923 in Kraft getretenen Verfahrensvorſchriften iſt 
daher auch der Rechtsmittelzug au das LG. gegeben (8 41 MSchch.), 
gleichgültig, ob der angefochtene Beſchluß der erſte im Verfahren 
iſt oder in Abänderung eines früheren Beſchluſſes erlaſſen wird 
(ebenjo die RE. v. 12. und 5. Juni 1924, 17 1 35 und 50/24). 

2. Wie das RG. in Übereinſtimmung mit dem RG. angenom⸗ 
men hat (RE. 17 Y 50/24), konnte das MEA. vor dem Inkraft⸗ 
treten des MSchG. feine Entf. in einem ſpäteren Verfahren 
ändern. Hieran iſt für die vor dem Inkrafttreten des °MESHG. 
erlaſſenen Entſch. des MEAN. durch das MSchG. nichts geändert 
(RE. 17 Y 50/24). Ob das MEA. von dieſer Befugnis Gebrauch 
machen will, ſteht in feinem billigen Ermeſſen. Vorausſetzung iſt 
nur, daß die neue Entſch. noch ſachlich Bedeutung haben kaun. Wie 
weit dies in den Fällen des $2 und des 86 WohnMang O. zu⸗ 
trifft, iſt nach Lage des einzelnen Falles zu entſcheiden. Im Falle 
des 8 15 der Berliner Bek. v. 12. Mai 1921 in der Faſſung 
v. 17. Sept. 1922 iſt zu berückſichtigen, daß die Genehmigung des 
MEN. zur Erhebung von Räumungsklagen gemäß 8 51 MSHE. 
bei ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten noch erforderlich iſt und daß 
dieſe Genehmigung bis zur letzten mündlichen Verhandlung nach⸗ 
gebracht werden kann. Inſoweit beſteht auch kein Bedenken an der 
weiteren ſachlichen Zuſtändigkeit des MEA. 

Für neu anzuſtrengende Aufhebungsklagen (8 27 MSchG.) ift 
aber nicht angeordnet, daß die bisherigen Vorſchriften weiter an⸗ 
wendbar ſind. Für ſie kommt daher eine Genehmigung ihrer Er⸗ 
hebung durch das MEN. nicht in Frage und eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens durch das MEA. wäre inſoweit als ſachlich be⸗ 
deutungslos nicht zuläſſig. 

(KG., 17. 35., Rechtseutſch. v. 30. Juni 1924, 17 * 60/4.) 
Mitgeteilt von KGR. Dahmann, Verlin. 
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15. § 41 MSchG., 8 4 Abſ. 1 WMG. Dem Ber- 
fügungsberechtigten ſteht die Rechtsbeſchwerde gegen die 
une eines Zwangsmietvertrages durch das MEA. 
z u. f. 

Auf den Antrag des WA. hat das MEA. zwiſchen dem An⸗ 
tragsgegner und einem Wohnungſuchenden einen Zwangsmietvertrag 


Zu 15. 1. Dem Rechtsentſch, iſt zunächſt darin beizupflichten, 
daß der Widerſpruch nach 84 Wohn Mang. das MER nur zur 
Nachprüfung feiner Entſch. veranlaßt, nicht aber den feſtgeſetzten 
Zwangsmietvertrag gegenſtandslos macht (abw. der Senat in feinem 
Rechtsentſch. v. 31. Januar 1924, 17 Y 3/24 (abgedruckt in 
Ebel, ReichsMietG., Ergänzungsheft S. 48) und Kiefer- 
ſauer, Wohn Mang. § 4 Anm. 4 und 6). Dos Geſetz ſagt 
allerdings nur, daß der feſtgeſetzte Zwangsmietvertrag als abge⸗ 
ſchloſſen gilt, wenn nicht friſtgerecht Widerſpruch er⸗ 
hoben wird; das bedeutet aber nicht, daß der Zwangsmietvertrag 
im Falle des Widerſpruchs endgültig als nicht abgeſchloſſen gilt; 
das MEN. wird vielmehr durch den Widerſpruch nur berufen, auf 
Grund nochmaliger Nachprüfung den Zwangsmietvertrag aufrecht⸗ 
zuerhalten, aufzuheben oder zu ändern. Kieferſauers Meinung, 
der Widerſpruch hebe den Zwangsmietvertrag rückwirkend auf, es 
könne aber dann ja ein neuer Zwangsmietvertrag feſtgeſetzt werden, 
würde folgerichtig zur Annahme führen, daß dann auch dem neuer⸗ 
lichen Zwangsmietvertrag widerſprochen werden könne, mit der Wir⸗ 
kung rückwirkender Aufhebung, und ſo fort. Das kaun nicht der 
Sinn des Geſetzes ſein. Im Ergebniſſe wie hier auch Warneyer⸗ 
Buchwald, WohnMangG. 8 4 II. 2. Zutreffend iſt auch weiter, 
daß der Umſtand, daß Art. II a. a. O. das Widerſpruchsrecht des 
Verfügungsberechtigten beſeitigte, bei der Verſchiedenheit beider Rechts⸗ 
behelſe ohne Bedeutung für die Frage der Beſchwerdezulaſſigkeit iſt. 
Die Rechtsbeſchwerde iſt dem Verfügungsberechtigten durch Art. II 
nicht entzogen. 3. Das KG. hatte im vorliegenden Fall keinen 
Anlaß, zur Frage Stellung zu nehmen, ob auch der Zwangsmieter 
beſchwerde⸗ oder nur widerſpruchsberechtigt iſt. Die ſtändige Recht⸗ 
ſprechung des Senats (abw. Kieferfauer, Wohn Mang. 8 4 
Anm. 6), daß der zugewieſene Mieter im Streit über den Zwangs⸗ 
Mietvertrag nicht Partei iſt, führt zu dem nicht befriedigenden Er⸗ 
gebnis der Verneinung des Beſchwerderechts des Zwangsmieters. 
4. Mit Recht ſpricht das KG. dem Verfügungsberechtigten die Be⸗ 
rechtigung zur Rechtsbeſchwerde zu: die Feſtſetzung des Zwangsmiet⸗ 
vertrages iſt eine „Entſcheidung“, nicht bloß eine Verfügung (8 16 
Wohn Mang.) und iſt eine Entſcheidung „des MEN. i. S. des 
8 41 MSchch.; das erhellt aus den 88 18 Wohn Mang. und 37 
MESHG. Durch den Zwangsmietvertrag iſt in die Rechtsſphäre 
des Verfügungsberechtigten eingegriffen. 
Rel. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 
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feſtgeſetzt. Gegen dieſen Beſchluß hat der Antragsgegner als der 
Verfügungsberechtigte Rechtsbeſchwerde eingelegt. 

Das LG. ſieht, entgegen der Auffaſſung eines MEA. ſeines 
Bezirks, auch in der Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages eine 
Entſcheidung, hält daher § 41 MSHG. für anwendbar und ſieht 
darin, daß die VO. v. 24. Dez. 1923 im 8 4 Abſ. 1 Satz 3 des 
Wohn Mangch. die Worte „oder der Verfügungsberechtigte“ ſtrich, nur 
die redaktionelle Anderung des überflüſſigerweiſe nochmals erwähnten 
Beſchwerderechts des Verfügungsberechtigten. 

Dieſe Auffaſſung iſt nicht durchweg zutreffend. Der im 8 
WohnMangch. gegebene Rechtsbehelf des Widerſpruchs iſt von der 
Rechtsbeſchwerde durchaus verſchieden. Da im Verfahren zur Feſt⸗ 
ſetzung eines Zwangsmietvertrages die Gemeindebehörde und der 
Verfügungsberechtigte Parteien find, nicht aber der Wohnungſuchende, 
bedarf es eines Rechtsbehelfs für den Wohnungſuchenden, um die 
Rechtsfolgen des zwar in feinem Intereſſe zugelaſſenen, aber ohne 
ſeine Mitwirkung angeordneten Zwangsmietvertrages von ſich ab⸗ 
zuwenden. Dieſes Rechtsbehelfes bedarf es für den Verfügungs⸗ 
berechtigten nicht, da er ja in dem Verfahren Partei iſt. Wenn 8 4 
MWohnMangb. in feiner urſprünglichen Faſſung auch dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten ein Widerſpruchsrecht gab, ſo war ihm damit 
nur ein Mittel gegeben, das MEN. zu einer nochmaligen Prüfung 
und Eutſcheidung zu veranlaſſen (vgl. den Rechtsentſch. v. 12. Juni 
1924, 17 Y 48/24). Der Widerſpruch des Verfügungsberechtigten 
veranlaßte alſo die Nachprüfung der Entſch. ohne Einſchränkung 
durch dieſelbe Juſtanz, während die Rechtsbeſchwerde die Nachprüfung 
der Entſch. nur hinſichtlich beſtimmter Rügen durch die übergeordnete 
Beſchwerdeſtelle herbeiführt. 

Der Umſtand, daß Art. II Ziff. 1 der VO. v. 24. Dez. 1923 
das Widerſpruchsrecht des Verfügungsberechtigten beſeitigt hat, iſt 
bei der dargelegten Verſchiedenheit beider Rechtsbehelfe ohne Be⸗ 
deutung für die Frage, ob dem Verfügungsberechtigten gegen die 
Feſtſetzung des Zwangsmietvertrags die Rechtsbeſchwerde gegeben iſt. 

Die Entſcheidung dieſer Frage kaun vielmehr nur davon ab⸗ 
hängen, ob die Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages auch eine 
Entſch. des MEA. darſtellt. Dies iſt aber ber Fall. Denn durch 
einen derartigen Beſchluß erklärt das MEA, daß das Verfügungsrecht 
des Berechligten hinſichtlich beſtimmter Räume zugunſten der Allge⸗ 
meinheit eingeſchränkt und von dieſer Beſchränkung zugunſten der 
Gemeindebehͤrde oder des von ihr bezeichneten Bewerbers in be⸗ 
ſtimmter Weiſe Gebrauch gemacht werde. Es iſt dies alſo ein ſehr 
einſchneidender Eingriff in die Rechte des Verfügungsberechtigten 
unter Prüfung der wohnungsrechtlichen Vorausſetzungen und unter 
Abwägung der gegenſeitigen Belange, alſo eine Entſch. 

Auch auf dieſe Entſch findet, da das Geſetz nicht — wie im 
Fall des § 16 Abſ. 1 Satz 2 MSchch. — das Gegenteil beſtimmt 
hat, 841 MSHG. Anwendung, und daher iſt dem Verfügungs⸗ 
berechtigten gegen dieſe Entſch. die Rechtsbeſchwerde gegeben. 

(KG., 17. 25., Rechtsentſch. v. 30. Juni 1924, 17 K 58/24.) 
* D. 


16. 8 41 MSchc. — Wenn das MEN den Antrag der 
Vermieters auf Erhöhung der Friedensmiete durch Be⸗ 
ſchluß zurückgewieſen und die Entſcheidung über den An⸗ 
trag des Mieters auf Feſtſetzung der Friedensmiete eines 
Schlußentſcheidung vorbehalten hat, ſo kann der zurück⸗ 
weiſende Beſchluß ſelbſtändig mit der Rechtsbeſchwerde 
angefochten werden. 

Das MEN. hat den Antrag des Vermieters auf Erhöhung de: 
Friedensmiete abgelehnt und die Entſch. über die Koſten der über 
den Antrag des Mieters auf Feſtſetzung der Friedensmiete befin⸗ 
denden ſpäteren Schlußentſch. vorbehalten. Der Vermieter legte 
gegen den Beſchl., durch den der Antrag auf Erhöhung der Frie⸗ 
densmiete abgelehnt worden war, die Rechtsbeſchwerde ein; das 
MEN. verwarf fie als unzuläſſig. Nach § 41 des MSchch. iſt die 
Rechtsbeſchw. gegen die Entſch. des MGA. gegeben. Daß eine 
Eutſch. des MEN. über Zurückweiſung des Antrages des Vermieters 
auf Erhöhung der Friedensmiete eine Eutſch. i. S. des 8 41 a. a. O. 
iſt, bedarf keiner Erörterung und iſt im gegenw. Verf. nicht be⸗ 
zweifelt worden. An dieſer Eigenſchaft der Entſch wird dadurch 
nichts geändert, daß ſie nur einen Teil der unter den Parteien 
ſtreitigen Fragen erledigt. Sie iſt vielmehr einem Teilurt. i ©. 
des 8301 3PO. zu vergleichen. An ihrer Anfechtbarkeit kann um 
ſo weniger gezweifelt werden, als, falls man ſie verneinen wollte, 
es im freien Belieben des MEA. liegen würde, fie dadurch, daß es 
das Verfahren auf fie beſchrankt, der Anfechtung zu entziehen. Dieſes 
Ergebnis iſt unhaltbar; die ihrem Inhalt nach anfechtbare Entſch. 
des MEN. bleibt auch dann eine ſelbſtändig anfechtbare Entſch., 
wenn ſie den Streit nicht vollſtändig erledigt, ſondern nur zum Teil 
beendigt. 

(KG, 17. 38 ., Rechtsentſch. v 17. Nov. 1924, 17 V 121/24.) 
* Dl 


17. Anordnungen, welche die Vollſtreckung aus 
Käumungsurteilen von der Genehmigung des Miet⸗ 
einigungsamts abhängig machen, gelten für die Voll⸗ 


ſtreckung aus einem nach dem 1. Oktober 1923 erlaſſenen 
Räumungsurteil nicht. 

Auf die Klage des Vermieters iſt der Mieter durch ein am 
8. März 1924 verkündetes Urteil zur Räumung verurteilt worden. 
Auf den Antrag des Vermieters hat das MEA. die Genehmigung 
zur Vollſtreckung erteilt. Nachdem der Mieter Rechtsbeſchwerde ein- 
gelegt, hat die Beſchwerdeſtelle einen Rechtsentſcheid über die Rechts⸗ 
frage nachgeſucht: 

Iſt das Mieteinigungsamt für die Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung zur Vollſtreckung eines nach dem 1. Okt. 1923 
erlaſſenen Räumungsurteils noch zuſtändig oder nicht? 
Sie will die Frage verneinen, indem fie annimmt, daß örtliche An⸗ 
ordnungen, welche die Genehmigung zur Zwangsvollſtreckung er⸗ 
forderlich machen, ſtets nur auf Grund der Mieterſchutzverordnung 
erlaſſen ſein können, ſelbſt dann, wenn dieſe Bekanntmachungen auf 
die Wohnungsmangelvorſchriften als ihre Grundlage hinweiſen, 
und daß fie deshalb mit dem Inkrafttreten des Mieterſchußzgeſetzes 
gemäß deſſen § 50 Abf. 1 außer Kraft geſetzt worden find. 

Die Vorausſetzungen für den Rechtsentſcheid liegen vor, da es 
ſich um eine bisher nicht letztinſtanzlich entſchiedene Frage von 
grundſätzlicher Bedeutung handelt. Die Frage war im Sinne der 
Beſchwerdeſtelle zu beantworten. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die oberſten Landesbehörden 
und die von ihnen ermächtigten Stellen eine Anordnung, wonach 
Räumungsurteile nur mit Zuſtimmung des MEA. vollſtreckt werden 
dürſen, bloß auf Grund des 85 der MSHBD., nicht aber auf 
Grund des 89 der Wohn Mang. erlaſſen konnten. Ju der Tat 
liegt es nahe, in einer ſolchen Beſtimmung nur eine Maßnahme 
zum Schutze des Mieters zu erblicken. Doch iſt es andererſeits 


Zu 17. A. Das KG. verwirft in vorſtehend abgedruckter Entſch. 
die vom L. Braunſchweig im Anſchluß an Genthe vertretene 
Auffaſſung, wie wenn durch § 51 Abſ. 1 für bei Inkrafttreten des 
MSchG. anhängige Verfahren ein größerer Mieterſchutz gegeben ſei 
als für vor dem Inkrafttreten des Geſetzes erlaſſenen Räumungs⸗ 
urteile oder für erſt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes anhängig 
werdende Sachen. Feſt ſteht, daß für die vor dem Inkrafttreten des 
MSHG. erlaſſenen Urteile nur der frühere Vollſtreckungsſchutz in 
Betracht kommt, alſo insbeſondere die Anordnung, wonach die Voll⸗ 
ſtreckung von der Genehmigung des MEAN. abhängig it. Feſt ſteht 
weiter, daß die Genehmigung des MEA. zur Vollſtreckung für 
Urteile, die in nach dem Inkrafttreten des MSchG. anhängig ge⸗ 
wordenen Sachen ergehen, nicht mehr zu erholen iſt. Angeſichts dieſer 
feſtſtehenden Tatſachen wäre es von vornherein ſchwer zu begreifen, 
wenn § 51 in dem von Genthe und dem LG. Braunſchweig dar⸗ 
gelegten Sinn auszulegen wäre. Warum ſoll der Mieter in bei In⸗ 
krafttreten des MSchG. anhängigen Rechtsſtreitigkeiten mehr Mieter⸗ 
ſchutz genießen, als in den Fällen, in denen das Urteil bereits vor 
Erlaß des Geſetzes ergangen war oder in denen der Rechtsſtreit erſt 
nach Erlaß des Geſetzes anhängig wurde? Die Faſſung des Geſetzes 
zwingt nicht zu der Genthe⸗LG. Braunſchweigſchen Auffaſſung. 
Im Gegenteil hätte das Wort „inſoweit“ in 8 51 Abſ. 2 Sat 2 bei 
Zugrundelegung des Standpunktes keinen rechten Sinn. Der Entſch. 
des KG. iſt daher beizupflichten; im gleichen Sinne ſind wohl auch 
die Ausführungen bei Kieferſauer, Grundſtücksmiete I. Teil 8 51 
Bem. 2 aufzufaſſen. RA. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 


B. Der Entſcheid ſtützt ſich auf die Auslegung: 851 Abſ. 2 MSchch 
laſſe die Anordnungen betr. Genehmigung des MEN. zur Voll⸗ 
ſtreckung von Räumungsurteilen nur noch für die vor Inkrafttreten 
des MS. erlaſſenen Urteile unberührt, nicht für die ſpäteren; 
und auf die Erwägung: nach § 51 Abſ. 1 könne ſchon das Gericht 
die Zwangsvollſtreckung von der Sicherung eines ausreichenden Er⸗ 
ſatzraums abhängig machen, Mieter und Wohnungsmarkt ſeien alfo 
genügend geſchützt. 

Beides iſt unzutreffend. 

1. 851 Abſ. 2 trifft nur Beſtimmung für die vor dem Inkraft⸗ 
treten des MSHÖ. erlaffenen Urteile. Für die ſpäteren läßt 8 50 
Abf. 2 die Anordnungen grundſätzlich in Kraft. Da kann aus 851 
Abſ. 2 nicht das Gegenteil gefolgert werden. 

2. 851 Abſ. 1 ordnet als Übergangsvorſchrift nur für die vor 
Inkrafttreten des MSchch. anhängig gewordenen Rechtsſtreite (Satz 1 
851) die Ermächtigung zur Sicherung von Erſatzräumen an. 
Richtig iſt, daß das MEN. nichts mehr zu genehmigen hat, ſoweit 
ſeine Aufgabe dem Gericht übertragen worden iſt, indem dieſes die 
Sicherung von Erſatzräumen fordern muß oder kann; alsdaun wür⸗ 
den die die Genehmigung des MEU. vorſchreibenden Anordnungen 
dem Inhalte des MSchch. entgegenſtehen, alſo außer Kraft getreten 
fein (850 Abſ. 2). Aber für alle anderen Fälle (58 25, 31, 331 
MSHG. oder wo kein rechtswirkſamer oder überhaupt kein Vertrag 
vorliegt, Klage des Vermieters gegen den Untermieter ſeines Mie⸗ 
ters, Klage aus dem Eigentum) kann das Gericht höchſtens Räu⸗ 
mungsfriſt bewilligen (8 721 ZRD.), aber ſonſt auf Vermeidung un⸗ 
billiger Härten nicht bedacht fein. Das müſſen dann eben die MEA. 
Vgl. auch die VO. des preuß. WohlfM. v. 11. Jan. 1924, erlaſſen 
nach dem Inkrafttreten des MSchch. im unbeſetzten Gebiet; Inkraft⸗ 
treten im beſetzten Gebiet am 24. Jan. 1924. 

AGR. Geh. IR. Dr. Albert Cohn, Köln. 
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nicht völlig ausgeſchloſſen, daß ſie auch getroffen ſein konnte, um 
die Bewirtſchaftung des vorhandenen Wohnraums im öffentlichen 
Jutereſſe zu ſchützen, weil durch fie verhindert wurde, daß Perſonen 
durch die Zwangsvollſtreckung ohne die Mitwirkung einer an der 
Wohnungswirtſchaft beteiligten Stelle ihr Unterkommen zur Unzeit 
verloren. Für die Rechtslage bezüglich der nach dem 1. Okt. 1923, 
dem Tage des Inkrafttretens des Mieterſchutzgeſetzes, erlaſſenen 
Urteile iſt dieſer Zweifel jedoch bedeutungslos. 

Soweit das Erfordernis einer Genehmigung des MEN. zur 
Vollſtreckung in der Mieterſchutzverordnung feine Grundlage fand, 
ſind die erlaſſenen Anordnungen gemäß § 50 Abſ. 1 des MSchch. 
am 1. Okt. 1923 ſchlechthin außer Kraft getreten, ſo daß ſie eine 
Genehmigung nicht mehr nötig machen. Soweit die Anordnung 
aber aus der Wohnungsmangelverordnung entſprang, hängt ihre 
Fortgeltung gemäß § 50 Abſ. 2 desſelben Geſ. davon ab, ob ſie 
mit dem Inhalt des MSHG. vereinbar iſt, denn fie iſt außer Kraft 
getreten, ſoweit ihr die Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehen. 
Eine Beſtimmung, die eine Vollſtreckungsgenehmigung auch für die 
Urteile erfordert, welche nach dem 1. Okt. 1922 erlaſſen worden ſind, 
ſteht aber in Widerſpruch mit § 51 Abſ. 2 des MSchch. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift beſtimmt, daß die Zwangsvollſtreckung aus einem vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes erlaſſenen Urteil nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften erfolgt, und daß Anordnungen, nach denen die Vollſtreckung 
von der Genehmigung des MEA. abhängig iſt, inſoweit unberührt 
bleiben. Hier iſt ganz klar ausgeſprochen, daß die Genehmigung nur 
noch für die vor dem 1. Okt. 1923 erlaſſenen Urteile erforderlich ſein 
ſoll, nicht aber für die ſpäteren. Unmöglich erſcheint die Auffaſſung, 
daß trotzdem das gleiche Erfordernis auf Grund örtlichen Rechts dann 
noch gelten könnte, wenn es auf Grund der Wohn Mang O. auf⸗ 
geſtellt worden war. Bei dem Zuſammenhange zwiſchen 850 Abſ. 2 
und 8 51 Abſ. 2 des MSHG. kaun die für die letzte Beſtimmung im 
Geſetze gewählte Faſſung nur als eine erſchöpfende Regelung des Er⸗ 
ſorderniſſes der Vollſtreckungsgenehmigung gelten, jo daß fie jede 
Fortgeltung dieſes Erforderniſſes auch auf Grund der Wohn Mang BO. 
nubedingt ausſchließt. Dieſe Auslegung wird auch durch die Er- 
wägung beſtätigt, daß nicht nur der Mieter, ſondern auch der Woh- 
nungsmarkt durch das neue Geſetz ausreichend geſchützt ift, weil ſchon 
das Gericht die Zwangsvollſtreckung gemäß § 51 Abſ. 1 des MSHE. 
von der Sicherung eines ausreichenden Erſatzraumes abhängig machen 
kaun. Macht es von dieſer Befugnis keinen Gebrauch, ſo wird regel⸗ 
mäßig der Sachverhalt einen Grund geboten haben, der dem Gericht 
die ſofortige Vollſtreckung notwendig erſcheinen läßt, und es iſt an⸗ 
zunehmen, daß das Geſetz in ſolchem Falle auch das öffentliche Inter- 
eſſe hinter demjenigen der Parteien zurückgeſetzt wiſſen will. 

Gegenüber der Sonderregelung für die Zwangsvollſtreckung in 
951 Abſ. 2 des MSHG. kann auch die Anſicht des LG. Braun- 
ſchweig (Beſchluß v. 14. Jan. 1924, ZW. 1924, 856) nicht richtig fein, 
die Genehmigung des MEA. ſei zur Vollſtreckung immer erforderlich, 
wenn der Rechtsſtreit beim Inkrafttreten des Geſetzes ſchon anhängig 
war, weil anhängige Verfahren gemäß § 51 Abf. 1 nach den bis⸗ 
herigen Borfehriften erledigt werden müßten und auch die Voll⸗ 
ſtreckung nur einen Teil des anhängigen Verfahrens bilde. Es iſt 
nicht recht verſtändlich, welche Bedeutung das Gericht dem Abf. 2 
von ſeinem Standpunkt aus noch beizumeſſen vermag. 

(KG., 6. Fer. ZE., Rechtsentſch. v. 23. Juli 1924, 17 Y 78/24.) 
* D. 

18. Die Genehmigung des Mieteinigungsamts 
nach 8 51 Abſ. 2 des Mieterſchutzgeſetzes darf nicht in be— 
dingter Form ergehen) 

Dadurch, daß durch örtliche Bekanntmachung die Vollſtreckung 
von Vollſtreckungstiteln, die auf Räumung lauten, von der Zuſtimmung 
des MEU. abhängig gemacht iſt, iſt dem MEA. die Entſcheidung 
über die Frage übertragen, ob die bürgerlich⸗rechtlich feſtgeſtellte 
Verpflichtung des Mieters zur Räumung auch trotz der im Mieter- 
ſchutzrecht zu berückſichtigenden Billigkeitserwägungen und der im 
Wohnungsmangelrecht zu berückſichtigenden öffentlichen Belange im 


5 Zu 18. Unter der Herrſchaft der alten MSHBD. war es viel- 
ſach üblich, daß die MEA. ihre Entſch. bedingt erließen. Insbeſon⸗ 
dere erteilten ſie die ihnen auf Grund lokaler Anordnungen (aus 
554 MSHWDO. oder 89 WohnMangVO.) obliegenden Genehmi⸗ 
gungen der Vollſtreckung von Räumungsurteilen häufig unter der 
Bedingung, daß der mit der Zahlung des Mietzinſes ſäumig ge⸗ 
weſene Mieter nicht binnen einer gewiſſen Friſt noch nachträglich 
zahle. M. W. hat die Nachprüfung dieſer Tatſache durch den Gerichts⸗ 
vollzieher hier in F. keine beſonderen Schwierigkeiten bereitet. Ein 
ſolches Verfahren mußte auch als zuläſſig erſcheinen (vgl. auch die 
zugelaſſenen „bedingten“ oder „vorläufigen“ Zuſtimmungen zur Kün⸗ 
digung: Stern, Komm., 5. Aufl. S. 74 und 851 Abſ. 4 MSchch.), 
solange man die MEI. als Verwaltungsbehörden anſehen konnte, 
deuen natürlich hinſichtlich ihrer Maßnahmen keine anderen als die 
gesetzlichen Schranken geſetzt waren, und auf deren Genehmigungen be⸗ 
zugungsſeindliche, bürgerlich⸗rechtliche Vorſchriften keine Anwendung 
Minden konnten. Die ME. find jedoch nach dem Inkrafttreten des 
We SchG. als verwaltungsgerichtlich ähnliche Behörden anzuſehen 
\argumentum e contrario 5 41 MSh®.), für deren Entſcheidungen 
allgemeine Grundſätze über Beſtimmtheit und endgültige Erledigung 


Auvendung zu finden haben dürften. Daß für die nach § 51 Abſ. 2 


Wege des Zwanges zur Durchführung gebracht werden kann. Das 
MEN. hat, um einen ſolchen Spruch zu fällen, den Tatbeſtand ſelbſt 
zu prüfen und kann zur Ergänzung des Tatbeſtandes den Beteiligten 
Auflagen machen (vgl. Stern, Mieterſchutz, 5. Aufl., 309). Es 
kann z. B. dem Vermieter den Nachweis der Stellung von Erſatz⸗ 
raum, dem Mieter den Nachweis der Zahlung der Mietrückſtände 
aufgeben. Auf Grund dieſes, eben nötigenfalls ergänzten Tatbeſtan⸗ 
des hat aber das MEN. in beſtimmter Form zu erklären, ob es die 
beantragte Zuſtimmung erteile oder nicht. Es kann aber nicht die 
Prüfung eines Teils des Tatbeſtandes einem Dritten überlaſſen, 
wie dies der Fall wäre, wenn das MEA. die Zuſtimmung bedingt 
erteilt. Denn dann hätte nicht das ME., ſondern der Gerichts⸗ 
vollzieher, für den die Entſcheidung des MEN. beſtimmtt iſt, über 
den Eintritt der Bedingung zu entſcheiden. Abgeſehen davon, daß 
Dritte nicht zur Entſcheidung hierüber geſetzt ſind, würde auch hier⸗ 
durch das Erfordernis verletzt, daß das geſamte Sachverhältnis, alſo 
auch der Eintritt der Bedingung nach billigem Ermeſſen zu prüfen 
iſt. Das MEN. muß alſo feine Zuſtimmung zur Vollſtreckung unbe⸗ 
dingt erteilen oder verſagen. Denn nur ſo wird es ſeiner Aufgabe 
gerecht, bei der Zwangsvollſtreckung entſcheidend mitzuwirken und 
durch ſeinen Ausſpruch dem Gerichtsvollzieher als Vollſtreckungsorgan 
zu erklären, ob die Vollſtreckung erfolgen darf (ganz oder teilweiſe) 
oder nicht, alſo eine Entſcheidung zu erlaſſen, aus deren erkennenden 
Teil allein der Gerichtsvollzieher ohne weiteres ſich über das Vor⸗ 
liegen der Zuſtimmung unterrichten kann. 
(KG, 17. 38, Rechtsentſch. v. 12. Juni 1924, 17 Y 43/24.) 
* D J 

19. Das MEN. kann feine Entſcheidung, durch welche 
die Friedensmiete vor dem Inkrafttreten des Mieterſchutz⸗ 
geſetzes feſtgeſetzt worden iſt, auch nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes abändern, wenn es die Abänderung nach 
billigem Ermeſſen für erforderlich hält. f) 

Aus dem Umſtande, daß ein Rechtsmittel und eine Klage gegen 
die Entf. des MEN. durch 87 der MSchVO. ausgeſchloſſen iſt, 
hat Rh. 103, 314 gefolgert, daß das MEN. zur Abänderung oder 
Aufhebung ſeiner Entſch befugt iſt. Der überzeugenden Begründung 
des RG. kann der Senat nur beitreten, und ſie erweiſt, wenngleich 
ſie damals nur für den Fall der zur Räumungsklage erteilten Ge⸗ 
nehmigung erfolgt war, die Anderungsbefugnis ganz allgemein in 
bezug auf ſämtliche Eutſch. der MEI, jo daß für die Feſtſetzung 
der Friedensmiete nichts anderes gilt (vgl. übrigens für Wohnungs⸗ 
mangelſachen RG. 23.1923, 563). An dieſem Rechtszuſtande hat 
das MSchch. bezüglich der vor feinem Inkrafttreten ergangenen 
Entſch. nichts geändert. Die Abänderung der früheren Entſch. iſt 
weder ausdrücklich ausgeſchloſſen, noch das Bedürfnis für die Ande⸗ 
rungsbefugnis weggefallen, denn das Geſetz ſchafft durch die Rechts⸗ 
beſchwerde eine Möglichkeit der Anfechtung nur bei den nach ſeinem 
Inkrafttreten erlaſſenen Entſch. der MEA. Auch die Beſtimmung des 
§ 44 ſchränkt die Abänderung der nach früherem Recht ergangenen 
Entſch. nicht ein, weil dieſe Vorſchrift nur die Wiederholung end⸗ 
gültig abgewieſener Anträge betrifft, ſich alſo nur auf Entſch. be⸗ 
ziehen kann, die der Rechtsbeſchwerde unterlagen und nach § 43 Abſ. 2 
endgültig geworden ſind. 

Soweit dem MEA. hiernach die Befugnis zur Abänderung ſeiner 
Eutſch. zuſteht, hat es über die Anwendung dieſer Befugnis nach 
billigem Ermeſſen zu befinden, da 8 40 Abſ. 3 die Auwendung des 
billigen Ermeſſens allgemein für die entſcheidende Tätigkeit der 
MEA. vorſchreibt. Es laſſen ſich deshalb allgemeine Schranken 
gegen die Abänderung einer Entſch., welche die Friedensmiete feſtſetzt, 
nicht aufrichten, wie es die Beſchwerdeſtelle verſucht. Vielmehr muß 
die Entſch., ob eine erneute Feſtſetzung den Anforderungen des bil⸗ 
ligen Ermeſſens entſpricht, der Prüfung aller Umſtände des Einzel⸗ 
falles vorbehalten bleiben, und es laſſen ſich wohl Fälle denken, in 
denen die Abänderung des früheren Beſchluſſes geboten iſt, obwohl 
keine der von der Beſchwerdeſtelle erwähnten Vorausſetzungen vorliegt. 

(KG., 17. ZS., Rechtseniſch. v. 5. Juni 1924, 17 Y ur 
BU at — D. 
MSchG. entſcheidenden MEsl. die dieſen Charakter ergebenden Ver⸗ 
fahrensvorſchriften des MSchch. bereits Anwendung finden, hat das 
KO. mit überzeugender Begründung in ſeinem Beſchluß v. 13. Juni 
1924 (17 Y 35/24) bejaht. Man kann deshalb dem KG. darin bei⸗ 
treten, daß das MEA. nunmehr ſeine Genehmigungen als entſcheiden⸗ 
des Organ endgültig und ohne die Notwendigkeit einer weiteren Prü⸗ 
fung durch den Gerichtsvollzieher erteilen muß. 

OLGR. Dr. Brandis, Frankfurt a. M. 

Zu 19. Der Eutſch. iſt beizuſtimmen. Es handelt ſich um eine 
Frage des Übergangsrechtes. Es war zu prüfen, ob das MEN. einen 
zwar im Geſetze nicht ausdrücklich ausgeſprochenen, aber aus dem 
Geſetze im Wege der Interpretation gefundenen prozeßrechtlichen 
Rechtsſatz der MSchVoO., nämlich, daß das MA. feine Entſchei⸗ 
dung abändern kann, auch nach dem Jukrafttreten des MSHG. an- 
wenden muß, wenn die Abänderung einer vor dem Inkrafttreten er⸗ 
laſſenen Entſcheidung nach dem Inkrafttreten beantragt wird. Grund⸗ 
ſätzlich kann gemäß 8 50 Abſ. 1 Satz 1 MSchcß. das MEN. nach 
dem 1. Okt. 1923 nur das Verfahrensrecht des MSHG. anwenden, 
das eine Befugnis des MEA. zur Abänderung ſeiner eigenen Enk⸗ 
ſcheidung nicht kennt. Eine Ausnahme iſt für diejenigen Fälle, 
in denen ein vor dem 1. Okt. 1923 beim MEM. eingeleitetes Ver⸗ 
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20. Als unbenutzt im Sinne der 88 3, 4 des Woh⸗ 
nungsmangelgeſetzes ſind auch ſolche Wohnungen und 
Räume zu betrachten, die auf Grund eines nach den Woh⸗ 
nungsmangelvorſchriften rechtsunwirkſamen Mietvertra⸗ 
ges oder vom Hauseigentümer eigenmächtig in Benutzung 
genommen worden ſind. f) 

Der Antragſteller hat im April 1921 ein Grundſtück erworben 
und mit dem Verkäufer vereinbart, daß dieſer ihm ein Zimmer 
von feiner aus zwei Zimmern und Küche beſtehenden Wohnung auf 
dieſem Grundſtück überlaſſe, ſolauge der Verkäufer dort noch wohnte, 
ſpäter ihm aber die ganze Wohnung abtreten ſolle. Nachdem der 
Verkäufer die Wohnung verlaſſen hatte, hat der Autragſteller ſie auf 
Grund jener Abmachung, die dem WA. nicht bekanntgegeben war, 
ganz in Benutzung genommen. Gegen die demnächſt erfolgte Be⸗ 
ſchlagnahme hat der Antragſteller das MEU, angerufen, und dieſes 
hat durch Beſchluß v. 29. April 1924 die Beſchlagnahme aufgehoben, 
da ſie zu einer Zeit ergangen ſei, zu der die Räume nicht mehr un⸗ 
benutzt geſtanden hätten. Auf die Rechtsbeſchwerde des WA. hat 
die Beſchwerdeſtelle einen Rechtsentſcheid über folgende Rechtsfrage 
nachgeſucht: 

Haben als unbenutzt i. S. der 88 3, 4 des Wohn Mang. 
auch ſolche Raume und Wohnungen zu gelten, die auf Grund 
eines nicht rechtswirkſamen Mietvertrages oder vom Haus⸗ 
eigentümer eigenmächtig in Benutzung genommen worden ſind? 

Sie will die Frage bejahen, legt ſie aber vor, weil diejenige 
Kammer, welche bisher die Rechtsbeſchwerden erledigt hat, in ihren 
Eutſcheidungen den entgegengeſetzten Standpunkt eingenommen und 
den tatfächlichen Zuſtand der Benutzung für maßgebend erachtet hat. 

Die Vorausſetzungen für den Rechtsentſcheid ſind erfüllt, da 
es ſich um eine grundſätliche, bisher nicht lezztinſtanzlich entſchie⸗ 
dene Frage handelt. Nur aus dieſem Grunde konnte die Vorlegung 
erfolgen, denn der andere Fall des 8 1 der preuß. AusfVO. zum 
MSchG. v. 22. Okt. 1923 (GS. 485) iſt nicht gegeben, da die 


fahren noch nach dem 1. Oktober anhängig war, nicht beſtimmt. Jus⸗ 
bejondere ift eine dem 8 18 EGAPBDO. entjprechende Vorſchrift für 
das Verfahren vor dem MEA. nicht aufgenommen, während für bas 
Verfahren vor dem Mietſchöffengericht der 8 52 Abſ. 1 MSH®. eine 
derartige Ausnahmevorſchrift enthält. 

Das Geſetz ſelbſt bietet alſo ſeinem Wortlaute nach keinen An⸗ 
halt dafür, daß das MEA. einen aus der MSHBD. hergeleiteten 
Verſahrensrechtſatz noch unter Geltung des neuen Geſetzes anwenden 
darf. Bei der wenig ſorgfältigen Durcharbeitung der heutigen Ge⸗ 
ſetze wird man daraus allein keine Schlüſſe ziehen können, wenn 
das Ergebnis der Billigkeit zuwider läuft. Das KG. gründet die 
Aufrochterhaltung der Abänderungsbefugnis auf das Fortbeſtehen 
eines Bedürfniſſes für eine ſolche. Dieſes Bedürfnis iſt in der Tat 
vorhanden, da nach wie vor dem 1. Okt. 1923 eine Möglichkeit be⸗ 
ſtehen muß, Entſcheidungen des MEA. aus der Zeit vor dem 1. Okt. 
1923, die auf ungenügender Kenntnis der Sachlage oder auf Rechts⸗ 
irrtum beruhen, abzuändern. Die Parteien müſſen es mit Recht als 
unbillig empfinden, wenn ihnen ein unter dem alten Rechte wohl⸗ 
erworbenes prozeſſuales Recht durch die neue Geſetzgebung ent⸗ 
zogen würde. 

Die neue Entſch. des MEAN. nach dem 1. Okt. 1923 unterſteht 
natürlich dem MSHG. hinſichtlich feiner Aufechtbarkeit, eben weil 
die Eutſch. in feinem zeitlichen Geltungsbereich ergangen iſt. In⸗ 
ſoweit bleibt es bei der Regel des 8 50 Abſ. 1 Satz 1 MSchcß. Für 
die Vorausſetzungen der Abänderungsbefugnis und den Inhalt der⸗ 
ſelben iſt nicht das MSch c., ſondern die MSch Vo. maßgebend. Das 
folgt daraus, daß es ſich um Anwendung eines Rechtsſatzes des alten 
Rechtes handelt, deſſen Umfang und Bedeutung nur aus dieſem ent⸗ 
nommen werden darf. Es kann daher nicht mit dem KO. der § 40 
Abſ. 3 MEHG. angewendet werden, der für die Anwendung der Ab⸗ 
änderungsbefugnis das billige Ermeſſen maßgebend ſein laſſen würde. 
Da aber nach dem früheren Recht das MEN. ebenfalls nach billigem 
Ermeſſen zu entſcheiden hatte, ſo laſſen ſich allgemeine Schranken 
gegen die Abänderung einer Entſcheidung, welche die Friedensmiete 
feſtſetzt, nicht aufrichten. OD das MEA. von feiner Abänderungs⸗ 
befugnis aber nach billigem Ermeſſen Gebrauch gemacht hat, unter⸗ 
liegt nicht der Prüfung durch das Beſchwerdegericht (vgl. Müller, 
Komm zum MSchch. Anm. 7 zu 8 41). 

NA. Müller, Verlin-Weißenſee. 

Zu 20. Der Entſch. kann nicht zugeſtimmt werden. 

Der Ausdruck „unbenutzt“ iſt nach dem Sprachgebrauch der 
Gegenſatz zu „beuntzt“. Es iſt ein dialektiſches Kunſtſtück, wenn 
man aus dieſem Gegenſaßz etwas Übereinſtimmendes macht, 
nicht anders, als wenn mau beweiſt, daß weiß gleich ſchwarz iſt. 

„Benutzen“ iſt ein faktiſches Handeln, das gar nichts zu 
tun hat mit dem Recht zur Benutzung. Auch der Dieb, der ein 
Automobil geſtohlen hat und damit herumfährt, benutzt es, und 
die Benutzung kann ſo intenſiv ſein, daß es dadurch ganz ver⸗ 
braucht wird. Wenn einer ſagen würde, dieſes Automobil ſei ein 
unbenutztes, ſo würde er von jedem Laien als nicht geſcheit an⸗ 
geſehen werden; eine noch ſo wiſſenſchaftlich gehaltene Ausführung, 
die etwas Derartiges ausſpricht, würde überall Kopfſchütteln er⸗ 
regen. „Es iſt gegen Verſtaud und Sprachgebrauch,“ — jagt Bruns 
in ſeinem Werke: Das Recht des Beſitzes (S. 473) — „dem, was 


Beſchwerdeſtelle nicht von der Entſcheidung eines anderen OG., 
ſondern nur von derjenigen einer anderen Kammer desſelben LG. 
abweichen will. Das hat aber offenbar die vorlegende Stelle auch 
nicht verkannt 1). 


Die Frage war im Sinne der Beſchwerdeſtelle zu beantworten. 
Nach 8 3 Abſ. 2 des Wohn Mang. gelten als unbenutzt Wohnungen 
und Räume, wenn fie völlig leerſtehen oder nur zur Aufbewahrung 
von Sachen dienen, oder wenn der Verfügungsberechtigte ſeinen 
Wohnſitz in das Ausland verlegt hat. Betrachtet man nur dieſen 
Wortlaut, ſo kann allerdings der Anſchein entſtehen, es komme nur 
auf den Zuſtand der tatſächlichen Benutzung, nicht aber auf die 
Perſon des Benutzenden an. Indeſſen hält dieſe Auffaſſung einer 
näheren Nachprüfung nicht ſtand. Das Gejeh ſtellt neben die völlig 
leeren Räume auch ſolche, die zwar nicht leer ſind, die aber doch 
denjenigen Zwecken entzogen ſind, für welche ſie mit Rückſicht auf 
die Wohnungsnot durch die Wohnungsmangelbeſtimmungen allein 
vorgeſehen ſind. Bei der Beſchaffung neuen Wohnraums für die 
Wohnungsbedürftigen macht das Geſetz nur vor den unbedingt 
ſchuzwürdigen Intereſſen halt. Dieſe Schutzwürdigkeit wird, von 
Ausnahmen, die hier nicht intereſſieren, abgeſehen, allgemein aner⸗ 
kannt bezüglich der unveränderten Benutzung der Räume durch Per⸗ 
ſonen, welche dieſe Benutzung entweder ſchon vor Beginn der Woh⸗ 
nungsbewirtſchaftung ausübten oder ſpäter im Einklang mit den 
wohnungsrechtlichen Vorſchriften begonnen haben. Geht man von 
dieſer Tatſache aus, fo gewinnt Abs. 2 den Sinn, daß er den völlig 
leeren Räumen diejenigen gleichſtellt, bei welchen der berechtigte 
Benutzer diejenige Benutzung, zu welcher er trotz der Wohnungsnot 
befugt iſt, aufgibt. Dann aber kann es nur von Bedeutung ſein, 
ob die Räume auch weiterhin von der nach den wohnungsrechtlichen 
Beſtimmungen dazu befugten Perſon benutzt werden, während eine 
Benutzung durch andere, die im Widerſpruch mit dieſen Beſtimmungen 
den Beſitz an dieſen Räumen erlangt haben, belanglos erſcheint, 
alſo nicht hindert, daß ſolche Wohnungen und Räume auch weiterhin 


einmal iſt, ſeinen natürlichen Namen ganz zu verweigern oder einen 
Beiſatz zu geben, der ſein Daſein an ſich leugnet.“ Der Geſetzgeber 
hätte alſo „gegen Verſtand und Sprachgebrauch“ verſtoßen, wenn er 6 
einen tatfächlich zum Wohnen benutzten Raum als ums 
benutzten bezeichnet hätte. 

Schon dieſe Erwägung mußte davon abhalten, einen ſolchen 
Ausſpruch zu tun, wie es die obige Entſch. getan hat. Die Entſch. 
beruht deun auch in der Tat auf Verletzung der anerkannten Aus⸗ 
legungsgrundſätze. „Für die Auslegung von Geſetzen gil“ — wie 
das RG. (RG. 96, 327) betont hat — „dasſelbe, was in § 133 BGB. \ 
für die Auslegung privater Willenserklärungen vorgeſchrieben iſt“, 
und für dieſe iſt anerkannter Grundſatz, daß, wenn der gebrauchte 
Ausdruck ſelbſt klar iſt, nicht eine Auslegung zuläſſig iſt, die mit 
den Worten im Widerſpruch ſteht (vgl. Planck, BGB. Anm. 3 daf. 
und die dort zit. Rechtſprechung). 

Selbſt, wenn es demnach richtig wäre, daß es für den Geſetz⸗ 
geber zweckmäßig geweſen ſei, rechtswidrig benutzte Räume genau 
fo zu behandeln wie unbenutzte Räume, ſo wäre das nicht ent⸗ 
ſcheidend, da der Geſetzgeber es nicht ausgeſprochen hat. „Ent⸗ 
ſcheidend iſt nicht das, was der Geſetzgeber nach ſeiner Geſetzes⸗ 
begründung etwa bezweckt haben mag, ſondern das gewordene 
Geſetz“ (RG. 98, 130). 

Es war ja doch auch jo einfach für den Geſetzgeber, in 9 3 
Abs. 2 Wohn Mang. zu den Worten „wenn fie völlig leerſtehen uſw.“ 
hinzuzufügen: 

„oder wenn fie vom Hauseigentümer eigenmächtig oder auf 

Grund eines nach den Wohnungsmangelvorſchriften rechts⸗ 

unwirkſamen Mietvertrages in Benutzung genommen find‘. 
Weshalb ſoll der Geſetzgeber dieſen einfachen Ausſpruch unterlaſſen 
und lieber einen Ausdruck gebraucht haben, der nach dem Sprach⸗ 
gebrauch das gerade Gegenteil von dem beſagt, was der Geſetz⸗ 
geber angeblich gewollt haben ſoll? Kann man wirklich annehmen, 
daß der Geſetzgeber fo ſprachungewandt oder ſo nadläffig in der Mahl 
der Ausdrücke geweſen iſt? 

Das alles iſt ſicherlich zu verneinen. 

Es iſt aber auch ganz irrtümlich, daß, wie das KG. meint, 
allein ſeine Auslegung mit dem Zweck der Wohnungswirtſchaft ver⸗ 
einbar ſei. Wohnungswirtſchaft iſt nicht identiſch mit dem Woh⸗ 
nungsvermietungsmonopol, das nur in einzelnen Gemeinden auf 
Grund des 86 Wohn Mang. eingeführt iſt. Vorausſetzung für 
ſolche Ausdehnung der Wohnungswirtſchaft iſt, daß dort nicht 
nur Wohnungsmangel beſteht, ſondern außerdem infolge des ſtarken 
Wohnungsmangels ſich außergewöhnliche Mißſtände ge⸗ 
zeigt haben. In ſolchen Gemeinden läßt das Geſetz noch andere 
als die in den 88 2—5 bezeichneten Anordnungen zu, insbeſondere 
auch u. a. Eingriffe in das Eigentum. Ein ſolcher Eingriff in das 
Eigentum liegt vor, wenn dem Hauseigentümer verwehrt wird, die 
feinem Eigentum unterſtehenden Riume ſelbſt zu benutzen oder 
andern zu vermieten. 

Außerhalb des Falles des 8 6 a. a. O. beſteht keine geſetz⸗ 
liche Vorſchrift, welche den Hauseigentümer verhindert, die 
Räume ſeines Hauſes ſelbſt in Benutzung zu nehmen oder 


— eu A Mi 


1) Abweichend NE. des KG. v. 6. Dit. 1924, 17 Y 96/21. 4 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25 


als unbenutzte behandelt werden. Das muß in gleicher Weiſe gelten, 
wenn der Hauseigentümer ſich eigenmächtig der Räume für feine 
Zwecke bedient, wie wenn ein Dritter ſie auf Grund eines nach den 
Wohnungsmangelvorſchriften unwirkſamen Vertrages benutzt, wäh⸗ 
rend natürlich eine Unwirkſamkeit des Mietvertrages aus Gründen 
des bürgerlichen Rechts nicht von Bedeutung ſein kann. 

Allein dieſe Auslegung iſt auch mit dem Zweck der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft vereinbar. Würde es nur auf den tatſächlichen Zuſtand 
der Benutzung durch irgendwen ankommen, ſo wäre der Zweck des 
Wohnungsmangelgeſetzes, insbeſondere ſeiner 88 3, 4, die möglichſt 
umfangreiche Beſchaffung von Wohnraum für die zu berückſichtigenden 
Wohnungſuchenden, in erheblichem Maße vereitelt, wie keiner näheren 
Darlegung bedarf. Die hier gegebene Entſch. ſteht auch mit dem 
Wortlaute des 83 Abſ. 2 durchaus in Einklang, wenn man ihn 
im Zuſammenhange würdigt. Insbeſondere wird ſie noch durch 
die in 83 Abf. 1 begründete Verpflichtung des Verfügungsberech⸗ 
tigten zur Anzeige unbenutzter Räume und Wohnungen beſtätigt. 
Käme es nur auf den tatſächlichen Zuſtand des Benubens an, fo 
würde dieſe Anzeige gänzlich wertlos ſein. Bei ſofortiger Über⸗ 
laſſung der Räume an einen Unbefugten könnte ſie unterbleiben, 
denn die Räume würden überhaupt nicht zu unbenutzten. In allen 
anderen Fällen wäre ſie zwar zu machen, verlöre aber jede Wirkung, 
wenn die Räume alsbald von jemand in Benutzung genommen wür⸗ 


zu vermieten. Die Gemeinden haben in allen dieſen Fällen kein 
Monopol zur Vermietung, ſondern es iſt ihnen nur das Recht 
eingeräumt, ſolche Räume für die allgemeine Wohnungswirtſchaft 
zu erfaſſen, die dem Wohnungszweck nicht dienen. Es findet in 
dem Geſetze gar keinen Anhalt, von einer „eigenmächtigen In⸗ 
benutzungnahme“ des Hauseigentümers zu ſprechen, vielmehr iſt das 
Verfügungsrecht des Hauseigentümers das Primäre, und ein Ver⸗ 
fügungsrecht der Gemeinde kommt erſt in Frage, wenn der Haus⸗ 
eigentümer Wohnräume tatſächlich nicht für Wohnzwecke in Benutzung 
nehmen läßt. 

Überdies gibt die Eutſtehungsgeſchichte der betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen des WohnMangG. darüber völlige Klarheit, wenn man 
trotz des Fehlens von geſetzlichen Vorſchriften, die das Eigentum 
einſchränken, noch einen beſonderen Beweis für dieſe Auflaffung 
haben will. 

Die 88 3 und 4 des jetzigen WohnMang®. find faſt wörtlich 
den früheren Wohnungsmangelverordnungen entnommen, insbeſondere 
ſind fie ſchon in der erſten derartigen VD. 918 Bek. über Maß⸗ 
nahmen gegen Wohnungsmangel v. 23. Sept. 1918) ebenſo enthalten. 
Ju der amtlichen Begründung zu dieſer VO. iſt ausdrücklich gejagt, 
daß der Zweck der VO. fei, zu verhindern, daß „vorhandener Wohn⸗ 
raum vernichtet oder ſeinem Zwecke entfremdet wird und daß die 
Anzeigepflicht eingeführt werde, damit die Gemeindebehörde eine 
Überſicht über die in ihrem Bezirk verfügbaren, zu Wohnzwecken 
geeigneten Räume erhalte“. „Die Befugnis der Gemeindebehörde“, fo 
heißt es wörtlich dort, „beſchränkt ſich auf Räume, die wirklich 
leerſtehen oder nur zur Aufbewahrung von Sachen dienen, die 
ohne Härte gegen den Verfügungsberechtigten ebenſo anders auf⸗ 
bewahrt werden können. Auf Wohnungen oder andere Räume, 
die gekündigt, aber noch nicht im Sinne der Vorſchrift geräumt 
ſind, erſtreckt ſich die Befugnis daher nicht.“ (Nur gegenüber 
Perſonen, die ins feindliche Ausland gezogen ſind, iſt eine Aus⸗ 
nahme gemacht.) Es iſt alſo mit klaren Worten geſagt, daß die 
Verfügungsbefugnis der Gemeinden ſich nur auf ſolche Räume be⸗ 
ziehe, die wirklich leerſtehen, die alſo Wohnzwecken bereits entzogen 
ſind. Nur das Leerſtehen ſoll verhütet werden und nur für dieſen 
Fall das Eingriffsrecht der Gemeinde in Frage kommen. Wo ein 
Leerſtehen nicht eintritt — und das iſt überall der Fall, wo nur 
ein Wechſel der Benutzer vorkommt —, iſt vom Geſetz alſo weder 
eine Auskunftspflicht für die Hauseigentümer eingeführt, noch ein 
Beſchlagnahmerecht der Gemeinden. 

Die Wohnungsnotrechtverordnungen, die auf Grund des 86 
Wohn Mang ergangen find, haben demgemäß ja auch bewußt und 
abſichtlich die Anzeigepflicht des 83 Wohn MangG. dahin er⸗ 
weitert, daß ſie die Anzeigen auch für Räume verlangen, die 
gekündigt werden oder bei denen feſtſteht, daß ſie aus irgendeinem 
Grunde zu einem beſtimmten Termin von dem bisherigen Inhaber 
verlaſſen werden (jo die alte Berliner NotrechtVO. $5 ſowie die 
neue 8 2 Ziff. 1a); ebenſo haben fie erſt neu eingeführt, daß der 
Verfügungsberechtigte nach einer gewiſſen Karenzzeit über ſolche 
Räume verfügen kann (ſiehe 8 10 bzw. jetzt § 3 Ziff. 1 der Berliner 
WohnungsnotrechtVO.). 

Es kann alſo nur in ſolchen Gemeinden, für welche beſondere 
Verordnungen auf Grund des §6 des Wohn Mang. ergangen find, 
eine Beſchlagnahme von bewohnten Räumen in Frage kommen, wenn 
ſie ohne Zuſtimmung der Gemeindebehörde in Benutzung genommen 
ſind. In allen anderen Fällen, in denen es nur auf die 88 3 und 4 
WohnMangG. ankommt, iſt eine Beſchlagnahme von Räumen nicht 
zuläfſig, die der Hauseigentümer ſelbſt in Benutzung genommen hat 
oder direkt vermietet hat. 


£ Die im vorliegenden Falle ergangene Entf. des MEAN. war 
danach die richtige, und es iſt dringend zu wünſchen, daß das KG. 
einen Rechtsentſcheid revidiert. SR. Th. Marcuſe, Berlin. 
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den. Sie ſoll aber ganz offenſichtlich der Gemeindebehörde die Ver⸗ 
fügung über die unbenutzten Räume ſichern. 
(KG., 17. 35., Rechtsentſch. v. 4. Juli 1924, 17 Y 62/24.) [D.] 


* 

21. 53 WMG. Eine Wohnung, die der Mieter nicht 
ſelbſt benutzt, ſondern einem Dritten zur Untermiete über⸗ 
laſſen hat, gilt i. S. des 83 WM. als unbenutzt, es ſei 
denn, daß die Gemeindebehörde (das WA.) ihr Beſchlag⸗ 
nahmerecht gem. $ 10 Abſ. 1 d. Großberl. Wohn Nor R. ver⸗ 
loren hat. f) 

Das WA. in Berlin hat die Wohnung der Antragsgegnerin 
als unbenutzt in Anſpruch genommen, weil ſie ſich ſelbſt dauernd 
anderwärts aufhält und die Raume mit Möbeln an die beiden andern 
Antragsgegner vermietet hal. Das MGA. hat auf die Beſchwerden 
der Antragsgegner die Inanſpruchnahme durch Beſchluß v. 24. April 
1924 beſtätigt. Auf die Rechtsbeſchwerde der Antragsgegnerin will 
die Beſchwerdeſtelle die Wohnung als unbenutzt anſehen und legt 
die Abſtempelung von Anmeldungen der Untermieter durch das WU. 
dahin aus, daß dadurch eine befriſtete Genehmigung erteilt werde, 
die erliſcht, wenn das Benutzungsrecht des Hauptmieters aus Grün⸗ 
den der öffentlichen Zwangswirtſchaft endet. 

Bei der Beantwortung der Rechtsfrage iſt davon auszugehen, 
daß eine Wohnung i. S. der wohnungsrechtlichen Beſtunmungen nur 


Zu 21. Der Entſch. iſt im Ergebniſſe beizutreten, aber nicht 
in der Begründung. 

Aus 83 WohnMang®. würde eine Inanſpruchnahme der 
Wohnung durch das WA. nicht hergeleitet werden können, wohl 
aber aus 8 10 der Berliner WohnungsnotrechtVO. v. 12. Mai 1921, 
an deren Stelle jetzt vom 1. Sept. 1924 ab die neue Bek. v. 18. Aug. 
1924 getreten iſt (8 3 daſ.). Es iſt nicht richtig, daß der 8 3 
Wohn Mang G. dahin auszulegen iſt, daß Wohnräume, die der 
Verfügungsberechtigte nicht als Unterkunft für ſich ſelbſt verwendet, 
als „unbenutzte“ zu betrachten ſind, daß ſie infolgedeſſen anzeige⸗ 
pflichtig ſind und dem Zugriff der Gemeindebehörde unterliegen. 
Ich verweiſe diesbezüglich auf meine Ausführungen in der Anm. 
zu dem NE. des KG. v. 4. Juli 1924, 17 Y 62/24 (oben S. 2014). 

In der vorliegenden Entſch. ſpricht das KG. ähnlich wie in 
der vorgenannten den Saß aus, daß der dem 83 Wohn Mang. 
zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke ſei, den vorhandenen Wohn⸗ 
raum für die Unterbringung derjenigen Perſonen ſicherzuſtellen und 
zu verwenden, deren Wohnbedürfnis nach den geltenden Beſtim⸗ 
mungen vornehmlicher Berückſichtigung bedürfen. Aus dieſem are 
geblichen Willen des Geſetzgebers leitet es ab, daß die im 8 3 
vorgeſehene Anzeige- und Auskunftspflicht und das im 8 4 der 
Gemeindebehörde eingeräumte Beſchlagnahmerecht auch auf ſolche 
Räume erſtreckt werden müſſe, die der Verfügungsberechtigte nicht 
als Unterkunft für ſich ſelbſt verwendet. Ganz abgeſehen 
nun davon, ob eine rechtsähnliche Anwendung einer Ausnahme⸗ 
vorſchrift überhaupt zuläſſig iſt (ſiehe dazu Smoſchewer, Bl. für 
Rechtspflege 1924 Nr. 11 S. 102 ff. und die dort angeführten Entſch. 
des Rh.), iſt doch ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung einer ſolchen aus» 
gedehnten Auslegung, daß der unterſtellte geſetzgeberiſche Gedanke in 
der Tat beſteht. Das iſt aber, wie von neuem betont werden muß, 
nicht der Fall. Das KG. folgert ihn in der vorliegenden Entſch. 
aus dem „Zwecke der Wohnungszwangswirtſchaft“. Dabei ſchwebt 
ihm aber eine Zwangswirtſchaft vor, die nur in den Ausnahmefällen 
des 8 6 in Frage kommt, d. i. eine ſolche, bei der die Grundrechte 
der Verfaſſung: Freizügigkeit, Unverletzlichkeit des Eigentums und 
der Wohnung aufgehoben worden find. Dieſe extenſive Zwangs 
wirtſchaft erfordert aber eine beſondere Ausnahmegeſetzgebung; die 
einfache Zwangswirtſchaft des WohnMangG. beſteht dagegen nur in 
dem „Verhindern, daß vorhandener Wohnraum vernichtet oder ſeinem 
Zwecke entfremdet wird“, und der Befugnis, für ſolche „Räume, 
die wirklich leerſtehen oder nur zur Aufbewahrung von Sachen dienen, 
die ohne Härte gegen den Verfügungsberechtigten ebenſogut wo anders 
aufbewahrt werden können“, dem Verfügungsberechtigten „Miet⸗ 
bewerber zu bezeichnen“ (ſiehe Amtliche Begründung der Bek. über 
Maßnahmen gegen Wohnungsmangel v. 23. Sept. 1918). Die Bek. 
über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel v. 23. Sept. 1918, welche, 
wie in der Aum. 83 ausgeführt iſt, die gleiche Beſtimmung des 8 3 
bereits enthält, kennt keine Beſtimmungen darüber, in welcher Reihen⸗ 
folge das Wohnbedürfnis von Mietbewerbern zu berückſichtigen iſt. 
Die Einrichtung ſo verſchiedener Liſten, wie wir ſie jetzt haben (ge⸗ 
wöhnliche Liſte, Dringlichkeitsliſte, Vordringlichkeitsliſte, Sonderliſte), 
war damals unbekannt, das Geſetz enthält überhaupt keinerlei Be⸗ 
ſtimmung über Reihenfolge von Berückſichtigung. Erſt in den ſpä⸗ 
teren Novellen ſind Beſtimmungen hinzugekommen, die den Woh⸗ 
nungsämtern die Verpflichtung auferlegen, vorzugsweiſe Vertriebene 
zu berückſichtigen und dann auch kinderreiche Familien. Der 8 3 
iſt aber in dieſen Novellen unverändert geblieben; er kann alſo nicht 
plötzlich Verwirklichung eines anderen geſetzgeberiſchen Gedankens ſein. 

Aus alledem folgt, daß die Auslegung, der 83 WohnMangG. 
beziehe ſich auf Wohnräume, die der Verfügungsberechtigte einem 
Dritten zur Untermiete überlaſſen habe, unzutreffend iſt. 

Die Berliner WohnungsnotrechtVO. hat nun — oſſenbar in 
der Erkenntnis, daß der 83 Wohn Mang. keine jo weit⸗ 
reichende Bedeutung habe — die weitergehende Beſtimmung 
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dann benutzt ift, wenn derjenige, der zu ihrer Benutzung befugt ift, 
ſie als Unterkunft für ſich ſelbſt verwendet. Dies ergibt ſich aus 
dem Zwecke der Wohnungszwangswirtſchaft, welche dazu dienen ſoll, 
den vorhandenen, weit hinter dem Bedürfnis zurückbleibenden Wohn⸗ 
raum ordnungsmäßig zu bewirtſchaften, d. h. für die Unterbringung 
derjenigen Perſonen ſicherzuſtellen und zu verwenden, deren Wohn⸗ 
bedürfnis nach den geltenden Beſtimmungen vornehmlicher Berück⸗ 
ſichtigung bedarf. Um dieſen Zweck zu erreichen, iſt der vorhandene 
Wohnraum dem öffentlichen Zugriff unterſtellt worden, ſoweit er 
nicht ſchon in entſprechender Weiſe benutzt wird. Hieraus folgt auch 
für Wohnungen, die nicht leer ſtehen, daß der Inhaber ſie nicht 
beliebig der Verwendung als Wohnraum für ſeine eigene Perſon ent⸗ 
ziehen und einer anderen Benutzung zuführen darf. Dieſer Grundſatz 
kommt in 83 Wohn Mang. klar zum Ausdruck. Danach beſteht 
eine Anzeigepflicht des Verfügungsberechtigten, ſobald eine Wohnung 
unbenutzt iſt. Als unbenutzt gelten nach Abſ. 2 aber nicht nur völlig 
leerſtehende Wohnungen, ſondern auch ſolche, die nur zur Aufbewah⸗ 
rung von Sachen verwendet werden. Nach dem Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift kann es nur darauf ankommen, ob der zum Bewohnen der 
Räume nach den wohnungsrechtlichen Vorſchriften Berechtigte dieſe 
Art der Benutzung tatſächlich aufgegeben hat, und es kann keine 
Bedeutung haben, wenn er ſie in anderer Weiſe, etwa durch Abſchluß 
einer Untermiete, verwendet, weil dies einer Vereitelung des Zu⸗ 
griffs der Gemeindebehörde gleichkommen würde. Hiernach iſt alſo 
ohne weiteres erſichtlich, daß die Überlaſſung einer Wohnung, die 
der Inhaber verläßt, an einen Untermieter nichts daran ändert, daß 
dieſe Wohnung als eine unbenutzte i. S. des 83 WohnMangG. zu 
betrachten iſt. Es entſteht alſo das Recht zur Inanſpruchnahme der 
Wohnung für die Gemeindebehörde. Indeſſen iſt dieſe zwar befugt, 
aber nicht verpflichtet, von ihrer Befugnis Gebrauch zu machen. 
Sie kann ſich daher ihres Rechtes begeben, insbeſondere eine andere 
Benutzungsart, alſo auch die Untervermietung, geſtatten. Dies iſt in 
810 Abſ. 1 des Groß⸗Berliner Wohnungsnotrechts v. 12. Mai 1921 
in bedenkenfreier Weiſe angeordnet. Nach dieſer Beſtimmung kann 
der Verfügungsberechtigte über die anzuzeigenden Räume anderweit 
verfügen, wenn die Gemeindebehörde erklärt hat, daß ſie einen Be⸗ 
werber nicht zuweiſe, oder wenn zwei Wochen ſeit der Anzeige ver⸗ 
ſtrichen ſind, ohne daß die Gemeindebehörde ſich erklärt Hat. Iſt 
eine Untervermietung unter dieſen Vorausſetzungen erfolgt, hat alſo 
die Gemeindebehörde ſich durch ausdrückliche Erklärung oder durch 
Friſtablauf ihres Rechtes zur Inanſpruchnahme der Räume begeben, 
ſo gilt die Wohnung für die Folge nicht mehr als unbenutzt, ſolange 
die Benutzungsart nicht wiederum geändert wird. Der Zugriff, der 
trotz der Untervermietung zunächſt zuläſſig geweſen ſein kann, iſt 
der Gemeindebehörde nach Friſtablauf oder nach Abgabe ihrer Er⸗ 
klärung verwehrt. Die Erklärung, von ihrem Rechte keinen Gebrauch 
zu machen, iſt auch darin zu finden, wenn ſie der Aufnahme des 
Untermieters in Kenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe zuſtimmt, 
z. B. durch Abſtempelung der Anmeldung oder des Vertrages. Dieſe 
Erklärung, von ihrem Rechte keinen Gebrauch machen zu wollen, kann 
ſie nicht beliebig zurücknehmen, wie ohne weiteres daraus hervor⸗ 
geht, daß die Friſtverſäumnis einer ſolchen Erklärung in den Wir⸗ 
kungen gleichſteht, aber bedeutungslos ſein würde, wenn ſie die 
Gemeindebehörde an einer Inanſpruchnahme bei gleichbleibender 
Sachlage nicht hinderte. 

Hiernach war die Antwort dahin zu geben, daß die Wohnung 
trotz der Untervermietung unbenutzt iſt, bis die Vorausſetzungen des 


getroffen, daß die Anzeige zu erſtatten ſei, „ſobald eine Wohnung 
oder vermietbare Räume anderer Art .., frei oder gekündigt werden 
oder ſobald feſtſteht, daß ſie aus irgendeinem Grunde zu einem be⸗ 
ſtimmten Termin von dem bisherigen Inhaber verlaſſen werden“ 
(8 5 a. a. O.). Zu dieſer Anordnung iſt der Magiſtrat auf Grund 
des 86 Wohn Mang. ermächtigt worden. Damit iſt für die ex⸗ 
tenſive Zwangswirtſchaft, die durch die WohnungsnotrechtVo. in 
Berlin eingeführt worden iſt, über den Rahmen des 83 Wohn Mang. 
hinaus die Anzeigepflicht auch für ſolche Räume angeordnet worden, 
bei denen in Zukunft die Selbſtbenutzung des bisherigen Inhabers 
aufhört. Im Anſchluß daran iſt in § 10 daſelbſt beſtimmt, daß der 
Verfügungsberechtigte über die anzeigepflichtigen Räume erſt verfügen 
kann, wenn die Gemeinde von ihrem Zugriffsrecht Abſtand nimmt. 

Damit iſt im Geltungsgebiete dieſer Wohnungs⸗ 
notrechtVO. allerdings vorgeſchrieben, daß derjenige, der eiue Woh⸗ 
nung nicht mehr ſelbſt benutzt, nicht ſelbſt durch Untervermietung 
darüber verfügen darf, ſondern daß er Anzeige zu machen hat, ſo⸗ 
bald er die eigene Benutzung aufgeben will, und daß er dann erſt 
verfügen darf, wenn die Gemeindebehörde entweder ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend erklärt, von ihrem Zuweiſungsrecht keinen Gebrauch 
machen zu wollen. 

Die neue Berliner WohnungsnotrechtVO. v. 18. Aug. 1924 
ſpricht die Regelung in dieſem Sinne mit ganz klaren Worten aus. 
Sie beſtimmt in 83 Ziff. 1: 

„Der Verfügungsberechtigte darf über unbenutzte oder 
freiwerdende Wohnungen oder Räume der zu 8 2 Ziff. 12 
bezeichneten Art erſt verfügen, nachdem der Magiſtrat (Woh⸗ 
nungsamt) erklärt hat, daß er einen Mietraumſuchenden nicht 
bezeichnen will, oder ſeitdem zwei Wochen jeit erfolgter 
ſchriftlicher Anzeige verſtrichen ſind, ohne daß der Magiſtrat 
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810 Abſ. 1 des Groß⸗Berliner Wohnungsnotrechts erfüllt find. 
Dabei muß ſelbſtverſtändlich davon ausgegangen werden, daß der 
Gemeindebehörde vor ihrer Entſchließung der richtige Sachverhalt 
unterbreitet war. Sofern das nicht geſchehen iſt, braucht auch ihre 
Zuſtimmung zu der Untervermietung nicht die Folge zu haben, daß 
die Wohnung weiterhin als unbenutzt nicht in Anſpruch genommen 
werden kann. 
(KG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 4. Juli 1924, 17 Y 84/4.) 
= D. 


22. § 4 WMG. Die Gemeindebehörde kann eine un⸗ 
benutzte oder als unbenutzt geltende Wohnung beſchlag— 
nahmen, ohne gleichzeitig dem Verſügungsberechtigten 
Wohnungſuchende zum Abſchluſſe eines Mietvertrages 
zu bezeichnen) 

Im Haufe der Antragſtellerin war eine Wohnung frei ge- 
werde. Die Antragſtellerin hat gegen dieſe Verfügung Beſchwerde ein⸗ 
gelegt und gegen den Zurückweiſungsbeſchluß des MEN. Rechts⸗ 
beſchwerde an das LG. Dieſes hat die Sache mit der Rechtsfrage 
vorgelegt: 
worden, die ihr Knecht mit feiner Familie bewohnt hatte. Das WA. 
ſtellte der Antragſtellerin am 6. Okt. 1923 eine Verfügung des In⸗ 
halts zu, daß dieſe Wohnung zugunſten Wohnungſuchender hiermit 
beſchlagnahmt werde und daß ein Mieter ihr zugewieſen werden 

Iſt eine ſelbſtändige allgemeine Beſchlagnahme einer unbenutzten 
oder gemäß $ 6 des Wohn Mang. als unbenutzt geltenden Wohnung 
zugunſten wohnungsſuchender Perſonen zuläſſig und hiergegen nur 
die an die Friſt von einer Woche gebundene Beſchwerde an das 
MENU. ſtatthaft, jo daß beim Ablauf der Beſchwerdefriſt die Be⸗ 
ſchlagnahme rechtskräftig feſtſteht, falls nicht Beſchwerde eingelegt 
iſt, oder müſſen zugleich mit der Beſchlagnahme mehrere beſtimmte 
Wohnungſuchende zwecks Abſchluſſes eines Mietvertrages bezeichnet 
werden und wird die Beſchlagnahme erſt dadurch rechtskräftig wirk— 
ſam, daß auf Anrufen der Gemeindebehörde vom MEN. ein 
Zwangsmietvertrag feſtgeſetzt wird? 

Das LG. will die erſte Frage verneinen, die zweite bejahen. 
Unter gemäß 8 6 Wohn Mang. als unbenutzt geltenden Wohnungen 
verſteht es ſolche Wohnungen, die in Notſtandsbezirken auf Grund 
der Anordnung der Gemeindebehörde in Anſpruch genommen werden 
können. Es begründet ſeine Stellungnahme zu den Fragen damit, 
daß eine Beſchlagnahme auf Vorrat dem Sinne des Geſetzes wider⸗ 
ſpreche und daß für den Verfügungsberechtigten die möglicherweiſe 
zu ſeinen Gunſten veränderten Verhältniſſe zur Zeit der Zuweiſung 
der Wohnungſuchenden, nicht zur Zeit der Inanſpruchnahme der 
Räume maßgebend ſein müßten. 

Es handelt ſich um eine Frage von grundſätzlicher Bedeutung, 
die bisher vom KG. nicht entſchieden iſt. Die Vorausſetzungen für die 
Erteilung eines Rechtsentſcheides ſind daher gegeben. 

Bei Prüfung der geſtellten Frage iſt vom 84 Wohn Mang. 
auszugehen. Denn die allgemeinen Beſtimmungen über Inanſpruch⸗ 
nahme von Wohnraum müſſen auch auf die Inanſpruchnahme von 
Wohnraum auf Grund von Anordnungen in Potſtandsbezirken 
Anwendung finden, ſoweit dieſe Anordnungen nichts Abweichendes 
beſtimmen. 84 Wohn Mang. ermächtigte die Gemeindebehörden, 
vom Verfügungsberechtigten über Wohnraum zu verlangen, daß er 
mit zu bezeichnenden Wohnungſuchenden einen Mietvertrag ab⸗ 
ſchließt. Dieſe Inanſpruchnahme von Wohnraum bezeichnet das 

(Wohnungsamt) dem Verfügungsberechtigten einen Miet⸗ 
raumſuchenden bezeichnet oder von dem ihm in 87 dieſer 
Bekauntmachung eingeräumten Recht Gebrauch gemacht hat. 
Die Friſt beginnt nicht zu laufen, wenn die in der Anzeige 
gemachten Angaben unzutreffend ſind.“ 

Damit iſt jeder Zweifel ausgeſchloſſen; ſie unterſcheidet un⸗ 
benutzte und freiwerdende Wohnungen oder Räume und ſtellt 
ſie in ihrer Regelung beide einander gleich. 


IR. Th. Marcufe, Berlin. 


Zu 22. Auffällig iſt an dem Rechtsentſcheid und der Anfrage 
des LG., daß mit keinem Wort auf die lokalen VO. eingegangen 
wird. Da der Ort, in deſſen Bezirk die Beſchlagnahme erfolgte, 
nicht aus der Entſch. erſichtlich iſt, fo iſt eine Nachprüfung nicht 
möglich, inwieweit die örtlichen Sonderbeſtimmungen eine andere 
Beurteilung gebieten. Es wäre jedenfalls eine große Seltenheit, 
wenn eine Gemeindebehörde von der Möglichkeit des 86 Wohn.- 
MangG., ihre Eingriffsrechte durch beſondere Anordnungen zu er⸗ 
weitern, keinerlei Gebrauch gemacht haben ſollte. Der preußiſche 
Wohlfahrtsminiſter hat durch Erlaß v. 15. Okt. 1920 den Regierungs⸗ 
präſidenten eine allgemeine Ermächtigung erteilt, den darum nach⸗ 
ſuchenden Gemeinden Anordnungen zu geftatten, die dem im Zentral- 
blatt für das Deutſche Reich (Nr. 176 v. 20. Aug. 1920) abgedruckten 
Muſterſtatut entſprechen. 

Sollte tatſächlich im vorliegenden Fall eine örtliche Sonder⸗ 
verordnung fehlen, ſo erſcheint es mir doch als zu weitgehend, die 
hier erfolgte Beſchlagnahme ohne gleichzeitige Zuweiſung eines 
Wohnungſuchenden nur aus 84 Wohn MangG. zu rechtfertigen. Die 
hierin den Gemeindebehörden geſtattete Maßnahme iſt für Wohn⸗ 
räume oder zu Wohnzwecken geeignete Räume die Zumeifung 
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Geſetz im 8 4 Abf. 3 als Beſchlagnahme. Sie iſt ein Hoheitsakt, 
durch den dem Inhaber der unbenutzten Wohnung die bürgerlich⸗ 
rechtliche Verfügung über die Wohnung für Zwecke der Allgemein⸗ 
heit entzogen wird, alſo eine Verfügungsbeſchränkung, die gegen 
jedermann wirkt. 84 Wohn Mang. geht nun zwar davon aus, 
daß dieſer hoheitliche Eingriff zur Unterbringung bezeichneter Woh⸗ 
nungſuchender erfolge. Hierauf beſchränkt ſich aber nicht der Zweck 
des Eingriffs, fein Hauptzweck iſt Wohnraum für die Allgemeinheit 
zu ſichern und nur zur Durchführung dieſes Hauptzweckes ſoll der 
Abſchluß des Mietvertrages mit einem der bezeichneten Wohnung⸗ 
ſuchenden erfolgen. Nach dem Sinn des Geſetzes iſt es alſo ſehr 
wohl möglich, daß der behördliche Eingriff ſich zunachſt darauf 
beſchränkt, den ungenutzten oder einem unbenutzten gleichgeſtellten 
Wohnraum für die Allgemeinheit zu beſchlagnahmen. Daß eine der⸗ 
artige Trennung des allgemeinen Eingriffs vom beſonderem Ein⸗ 
griff möglich ift, zeigt auch 8 13 Wohn MangG., der für dieſen Fall 
die Trennung ausdrücklich anordnet. 

Dieſer allgemeine Eingriff in die Rechte des Verfügungsberech⸗ 
tigten ſtellt ſich aber ſowohl für dieſen als für die Allgemeinheit 
nicht als nachteilig dar und enthält für den Verfügungsberechtigten 
die geringere Beſchränkung. Für den Verfügungsberechtigten iſt das 
weſentliche die Entſch, ob ſein Verfügungsrecht fortbefteht, er wird 
daher auch um dieſes vor allem den Streit führen. Eine ihn erſt 
in zweiter Rethe treffende Frage iſt die, wem er die Mieträume über⸗ 
laſſen ſoll. Iſt dieſer Streit unter Erſchöpfung der Rechtsmittel 
zugunſten des Verfügungsberechtigten entſchieden, ſo ſteht rechts⸗ 
kräftig ſeſt, daß die Verfügungsbeſchränkung zu unrecht erfolgt iſt; 
daß er alſo weiter verfügungsberechtigt iſt. Dieſer Streit wird fid) 
um fo ſchneller zu Ende führen laſſen, wenn er nicht mit der Frage 
verquickt iſt, ob dem Verfügungsberechtigten aus der Perſon der 
Bezeichneten Einwendungen erwachſen. Auch für die Allgemeinheit 
hat dieſes Verfahren keine Nachteile. Denn die Wohnungſuchenden 
werden nur ſolchen Verfügungsberechtigten zugewieſen, bei denen es 
vorausſichtlich zum Abſchluß eines Mietvertrages kommt; während 
fie ſonſt Gefahr laufen, in der Erwartung auf die Entſch. des Ver⸗ 
fahrens die Gelegenheit zur Übernahme einer anderen freigeſtellten 


des Wohnungſuchenden (d. h. die Zuweiſung von min— 
deſtens zwei Wohnungſuchenden, vgl. Rechtsentſch. KG. v. 31. Jan. 
1924 in EA. 1924, 303) und die damit verbundene Aufforderung 
des Verfügungsberechtigten zum Vertragsabſchluß. Für unbenutzte 
Räume anderer Art ſtellt im Gegenſatz hierzu 85 die Aufforde⸗ 
rung an den Verfügungsberechtigten zur Raumüberlaſſung 
als zuläſſigen Eingriff in die Privatrechtſphäre zur Verfügung. 
Beide Maßnahmen enthalten eine Verfügungsbeſchränkung derart, 
daß nur die Beſitzüberlaſſung oder Ingebrauchnahme durch den Ver⸗ 
fügungsberechtigten verboten iſt; zuwiderlaufende Verfügungen des 
Rauminhabers — in ſtreng kouſtruktiven Sinn ſtellt eigentlich die 
Beſitzüberlaſſung oder Ingebrauchnahme überhaupt keine „Verfügung“ 
dar, der Ausdruck „Verfügungsbeſchränkung“ iſt alſo nicht ganz zu⸗ 
treffend — ſind gegenüber dem WA. und (vgl. 8 31 Abſ. 2 MSchG.) 
dem von ihm begünſtigten Mieter unwirkſam 1). Die Zuweiſung nebſt 
Aufforderung zum Vertragsſchluß nach 8 4 iſt die Beſchlagnahnie, 
d. h. eine beſchränkte Enteignung — wie auch Srumby (Wohnungs⸗ 
mangel, 3. Aufl. S. 34) richtig bemerkt. — Die gleiche Wirkung hat 
60 ipso die Aufforderung zur Raumüberlaſſung nach 85. Zu 
anderen Maßnahmen als Zuweiſung und Aufforderung zum Ver— 
tragsabſchluß iſt aber die Gemeindebehörde nach 84 keineswegs 
befugt. 9 4 kennt keine Beſchlagnahme beſonderer Art, die ſich ohne 
Zuweiſung eines Wohnungſuchenden und Aufforderung zum Ver⸗ 
tragsabſchluß vollzieht. Dieſes weitergehende Recht ſteht der Ge⸗ 
meindebehörde nur auf Grund einer Sonderanordnung gemäß 8 6 
Wohn Mang. zu. Verfehlt iſt der Hinweis des KG. auf 813 
Wohn Mang. Die hier erwähnte „Inanſpruchnahme“ von Räumen 
gemeinnütziger Geſellſchaften iſt überhaupt keine Beſchlagnahme, ſon⸗ 
dern lediglich die von beſonderen Vorausſetzungen abhängig gemachte 
Zuweiſung. Der in der Faſſung ungeſchickte § 13 1. Halbſatz würde 
richtig zu lauten haben: „will die Gemeindebehörde .. Räume 
in Anſpruch nehmen, jo ...“ Beſteht keine derartige Beſchlag⸗ 
nahmen rechtfertigende Sonderbeſtimmung, jo hat die vor Zuweiſung 
ſelbſtändig erklärte Beſchlagnahme lediglich die Bedeutung einer vor- 
läufigen Ankündigung entſprechender Maßnahmen, die aber das 
Verfügungsrecht des Betroffenen noch nicht beeinträchtigt und für 
dieſen unverbindlich iſt (vgl. auch meine Bem. in JW. 1924, 838). 

Anders dagegen iſt die Rechtslage bei weitergehenden örtlichen 
Vorſchriften. Das (bei Hertel, Mieterſchutz, 2, 119 ff. auszugs⸗ 
weiſe abgedruckte) Muſterſtatut des preuß. Wohlfahrtsminiſters zum 
ohn Mangch., das von zahlreichen Gemeinden und auch einzelnen 
Bundesſtaaten (ſo Heſſen) übernommen wurde, geſtattet in 84 


Die Auffaſſung von Hein (PrVerwBl. 1924, 240), daß 
die Bezeichnung des Wohnungſuchenden eine bedingte Ent⸗ 
ziehung der Beſugnis zum Abſchluß von Rechtsgeſchäften darſtelle, 
ſofern nämlich die Räume beſtimmte Eigenſchaften haben, halte ich 
für zu weitgehend. Durch die Verfügungsbeſchränkung wird eventuell 
nur eine Erfüllungsun möglichkeit bezüglich anderer von 
dem Verfügungsberechtigten geſchloſſener Verträge begründet, vgl. 
Rerüber meine Ausführungen in JW. 1924, 838 Anm. 


Wohnung zu verpaſſen. Der allgemeine Eingriff des WA. in 
die Rechte des Verfügungsberechtigten enthalt aber auch für ihn keine 
Beſchwerung. Denn in den getrennten Verfahren über die Frage 
der Unbenutztheit der Wohnung und über den Abſchluß des Zwangs⸗ 
mietvertrages mit den Zugewieſenen kann der Verfügungsberechtigte 
nacheinander dieſelben Einwendungen erheben, die er im vereinigten 
Verfahren gleichzeitig erheben müßte. Dieſes bedeutet aber für ihn 
eine Erleichterung der Streitführung. Hierbei iſt zu berückſichtigen, 
daß auch im zweiten beſonderen Verfahren der zur Zeit der Entſch. 
gegebene Tatbeſtand nach billigem Ermeſſen zu berückſichtigen iſt. 
Bei der Trennung des allgemeinen Eingriffs vom beſonderen iſt 
die Lage des Verfügungsberechtigten, wenn das allgemeine Ver⸗ 
fahren zu ſeinen Gunſten entſchieden iſt, die gleiche, wie wenn eine 
Klage abgewieſen iſt, wenn das allgemeine Verfahren zu ſeinen 
Ungunſten entſchieden iſt, die gleiche, wie wenn durch Zwiſchenurteil 
die Unbeuutztheit der Wohnung feſtgeſtellt iſt. Hierdurch wird aber 
der Verfügungsberechtigte nicht beſchwert. Die Trennung der Be⸗ 
ſchlagnahme an ſich von der Bezeichnung der Wohnungſuchenden 
iſt daher die mildere Maßnahme gegenüber der Beſchlagnahme durch 
Bezeichnung der Wohnungſuchenden und muß deshalb für zuläſſig 
erachtet werden (ebenſo Hein, prVerwBl. 1924, 239 ff.). 
(KG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 8. Mai 1924, 17 Y 24/24.) 
* D. 


23. Verfügungsberechtigter i. S. des 84 Wohnungs- 
mangelgeſetzes iſt derjenige, welcher auf Grund bürger- 
lichen Rechts fähig iſt, über die Wohnung zu verfügen: 
zunächſt der Wohnungsinhaber und, wenn das Wohnungs⸗ 
amt deſſen Verfügungsfähigkeit aufhebt, derjenige, von 
dem er ſein Verfügungsrecht herleitete. 

Die Inanſpruchnahme der unbenutzten Wohnung oder der ihr 
gleichgeſtellten als unbenutzt geltenden Wohnung geſchieht gemäß 
§ 4 des Wohn Mang. durch Beſchlagnahme. Dieſe Beſchlagnahme 
erfolgt dem Verfügungsberechtigten gegenüber. Wer Verfügungs⸗ 
berechtigter iſt, ſagt das Geſetz ſelbſt nicht. Die Bezeichnung iſt aus 
der Wohn Mango. v. 23. Sept. 1918 übernommen; auch dieſe gab 


der Gemeinde die „Beſchlagnahme“ von Räumen und ſieht in 
§ 13 vor: 
„Die Gemeindebehörde kann beſchlagnahmte Räume 
entweder ſelbſt weiter vermieten oder dem Verfügungs⸗ 
berechtigten für die Räume einen Wohnungsſuchenden zu— 
weiſen ...“ 
Die Beſchlagnahme hat alſo hier eine weſentlich veränderte Rechts⸗ 
wirkung. Die vom WohnMangG. allein vorgeſehenen Maßnahnien, 
Zuweiſung mit Aufforderung zum Vertragsſchluß (8 ) oder Auf- 
forderung zur Raumüberlaſſung (8 5), werden damit ihrer Wirkung 
als Verfügungsbeſchränkung entkleidet und der Hauptnachdruck wird 
auf die vorausgehende „Beſchlagnahme“ gelegt, d. h. die ſonſt nur 
als unverbindliche Ankündigung wirkende Vorverfügung der Behörde. 
Die Beſchlagnahme hat dann ſchon rechtlich die Bedeutung 
einer Verfügungsbeſchränkung, einer beſchränkten Enteignung; die 
nachfolgenden behördlichen Alte ſtellen nur die Durchführung des 
bereits privatrechtlich wirkſamen Eingriffs dar. Das ergibt ſich auch 
daraus, daß nach § 14 des Muſterſtatuts die ſonſt nur bei Über⸗ 
laſſung des angeforderten Raums zu zahlende (85 Wohn Mangg.), 
bei Zuweiſung eines Wohnungſuchenden (8 4 Wohn Mang.) aber 
überhaupt nicht vorgeſehene Eutſchädigung des Betroffenen ſchon 
von dem Beginn der Beſchlagnahme an zu gewähren iſt. 

Die Ausführungen des KG. find alſo nur dann nicht zu be⸗ 
anſtanden, wenn ſie auf einer entſprechenden örtlichen Sonder- 
beſtimmung fußen; andernfalls enthalten ſie eine unzuläſſige Er⸗ 
weiterung der der Gemeindebehörde nach dem WohnMangG. zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe, die im Zweiſel nach herrſchender Rechtſprechung 
ſtets einſchränkend auszulegen ſind. Es iſt aber auch nicht richtig, 
daß die Beſchlagnahme ohne Zuweiſung eine mildere Maßnahme 
als die Zuweiſung von Wohnungſuchenden ſei, oder, wie Hein 
es ausdrückt, daß der generelle Eingriff durch Beſchlagnahme gegen⸗ 
über dem ſpeziellen durch Bezeichnung nur ein Minus darſtelle. 
Denn durch die ſelbſtändig wirkende Beſchlagnahme wird dem Be⸗ 
troffenen das Verfügungsrecht entzogen. Die Räume bleiben eventuell 
längere Zeit unverwertet. Dagegen verſchafft die Zuweiſung eines 
Wohnungſuchenden dem Verfügungsberechtigten die Möglichkeit, 
durch unverzüglichen Abſchluß des angeſonnenen Mietvertrags Miet⸗ 
einnahmen zu erhalten ?). 

Verfehlt iſt auch die Verwendung des Begriffes „rechts⸗ 
kräftig“ bei derartigen öffentlich⸗rechtlichen Verfügungen. Will man 
überhaupt damit operieren, jo wird doch keineswegs die Beſchlag⸗ 
nahme durch Ablauf der Friſt zur Beſchwerde an das MEN. oder 
durch Feſtſetzung des Zwangsmietvertrags bei dem MEN. rechts⸗ 
kräftig. Im letzteren Fall iſt die Rechtsbeſchwerde gegeben (8 41 
MSHS.), im erſteren bleibt immer noch der Weg der Dienſtaufſichts⸗ 
beſchwerde und die Möglichkeit der Aufhebung der Beſchlagnahme 
durch die höhere Verwaltungsbehörde offen. 

AGR. Prof. Dr. Ruth, Offenbach⸗Frankfurt a. M. 


2) Zu gleichem ablehnenden Ergebnis kommt auch Brum by 
in ſeiner Beſprechung des Rechtsentſcheids (EA. 1924, 317), die dem 
Verf. erſt nach Abſchluß dieſer Anmerkung zu Geſicht kam. 
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keine Erklärung des Begriffs. Wohl aber heißt es in ihrer Begrün⸗ 
dung (abgedr. bei Stern, Mieterſchutz, 5. Aufl., S. 163), daß man 
hierunter den zu verſtehen habe, „der über die Wohnung zu ver⸗ 
fügen berechtigt iſt, alſo in der Regel den Eigentümer, je nach den 
Umſtänden aber auch die Nießbraucher, geſetzlichen Vertreter, Ver⸗ 
walter uſw.“. Dies wäre alſo, da im Regelfall die Benutzung der 
Wohnung durch Miete überlajjen wird, für gewöhnlich der Ver⸗ 
mieter. Daß das Wohn Mang. diefen aber in 8 3 Abſ. 2 nicht 
meinen kann, liegt auf der Hand. Denn dort wird als Verfügungs⸗ 
berechtigter, der ins Ausland gegangene Wohnungsinhaber bezeichnet, 
alſo der Mieter. 

Würde nur bürgerliches Recht Auwendung finden, ſo würde, 
wenn man den Vermieter als Verfügungsberechkigten anſieht, dieſer 
dadurch, daß mit ihm der Zwangsmietvertrag geſchloſſen wird, nun⸗ 
mehr zwei Mieter haben, was ihn in die ſchwierigſten Verwicklungen 
und in Rechtsſtreitigkeiten ſtürzen würde, für deren Koſten er mög⸗ 
licherweiſe keinen Erſatz fände. Sähe man aber den Mieter als den 
Verfügungsberechtigten an, fo wäre mit dieſem der Zwangsmiet⸗ 
vertrag zu ſchließen und der Zwangsmieter auf die geringen Rechte 
eines Untermieters angewieſen. Er hätte die Miete dem Unterver⸗ 
mieter zu bezahlen, ohne daß er die Gefahr vermeiden könnte, daß 
der Vermieter gegen den Mieter und Untervermieter wegen Nicht⸗ 
zahlung der Miete die Aufhebungsklage anſtrengt. Auch andere 
Gründe könnten gegen den Willen und das Verhalten des Zwangs⸗ 
mieters in der Perſon des Untervermieters das Recht zur Auf 
hebungsklage geben. 

Allein auf die nach dem BGB zu beurteilenden Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Beteiligten kann daher die Loſung der Frage nicht geſtützt 
werden. Dieſe Löſung muß daher der Beſonderheit der wohnungs⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen entnommen werden. Das Wohn Mang. 
will nur die tatſächliche Benutzung der Wohnung zugunſten der vom 
Wohnungsmangel betroffenen Allgemeinheit regeln, ohne Rückſicht auf 
das Recht, das den Inhaber der Wohnung zur Verfügung über ſie 
befähigt. Verfügungsberechtigter i. S. des Wohn Mang. iſt daher 
derjenige, welcher auf Grund eines Rechts über die Wohnung ver⸗ 
fügen kann, gleichgültig, ob kraft dinglichen Rechts (z. B. Eigen⸗ 
tums, Nießbrauchs, Altenteils) oder kraft Schuldverhältniſſes (3. B. 
Pacht, Miete). Im allgemeinen wird es der unmittelbare Beſitzer 
ſein. Der Verfügungsberechtigte muß aber nicht nach bürgerlichem 
Recht, ſondern nach Wohnungsmangelrecht zur Verfügung über die 
Wohnung fähig ſein. 

Die Gemeindebehörde (das Wohnungsamt) hat unter Umſtänden 
die Möglichkeit, insbeſondere aus den Gründen des 8 3 Abſ. 2 des 
Wohn Mang. und der zu 8 6 dieſes Geſetzes erlaſſenen Bekannt⸗ 
machungen, eine Wohnung, ſei es ganz oder teilweiſe, zu beſchlag⸗ 
nahmen (z. B. als Nebenwohnung, wegen Unbenutztheit, wegen Über⸗ 
größe) und hierdurch dem Verfügungsberechtigten die Möglichkeit 
weiterer Verfügung zu nehmen. Soweit die Gemeindebehörde dies 
kann und tut, erliſcht die Verfügungsfähigkeit des bisher Ver⸗ 
fügungsberechtigten, ſoweit ſie ſich auf die Nutzung der Wohnung 
beſchräukte. Hatte daher der Mieter eine Doppelwohnung inne, fo 
erliſcht durch die Beſchlagnahme fein Verfügungsrecht an der Neben- 
wohnung völlig, Verfügungsberechtigter wird dadurch ſein Vermieter. 
Hatte aber der Eigentümer eine Doppelwohnung inne, ſo erliſcht 
damit nur ſein Recht die Nebenwohnung ſelbſt zu nutzen, nicht aber 
das Recht, über ſie im Einverſtändnis mit der Gemeindebehörde zu 
verfügen. Der Zwangsmietvertrag nach 8 4 des Wohn Mang. iſt mit 
dem jeweils zur Verfügung Fähigen abzuſchließen, alſo wenn die 
Gemeindebehörde dem Verfügungsberechtigten das Recht zur Nutzung 
der Wohnung nicht unbedingt nehmen kann oder will, mit dem zur 
Zeit des Eintritts des Inanſpruchnahmegrundes Verfügungsberech⸗ 
tigten, z. B. dem Mieter, wenn aber die Gemeindebehörde dem da⸗ 
mals Verfügungsfähigen das Recht zur Nutzung der Wohnung neh⸗ 
men kann und will, der nunmehr verfügungsfähig Gewordene, z. B. 
der Eigentümer, Untervermieter. 

(KG., 17. 3 ., Rechtsentſch. v. 30. Juni 1924, 17 Y 22/24.) 
1 D. 


24. 1. Hatte der Verfügungsberechtigte nach 9 4 
Abſ. 1 des Wohnungsmangelgeſetzes in der urſprüng⸗ 
lichen Faſſung gegen den Zwangsmietvertrag Wider- 
ſpruch erhoben, fo konnte das Mieteinigungsamt über 
den Widerſpruch entſcheiden und einen neuen Zwangs⸗ 
mietvertrag mit demſelben Mieler feſtſetzen. Dieſe Be⸗ 
fugnis ſteht ihm dagegen nicht zu, wenn der Widerſpruch 
von dem Wohnungsſuchenden erhoben worden iſt. 

2. Das Mieteinigungsamt kann ſeine nach dem In⸗ 
frafttreten des Mieterſchutzgeſetzes ergangene Ent⸗ 
ſcheidung nicht abändern oder aufheben, es ſei denn, daß 
es der Rechtsbeſchwerde gemäß § 42 Abſ. I dieſes Geſetzes 
abhilft }) 

J. Schon 8 4 der WohnMangO. ſah die Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrages zwiſchen dem Verfügungsberechtigten und dem 


Zu 24. IJ. Die Entſch. iſt glücklicherweiſe dadurch überholt, 
daß die ſinnloſe Widerſpruchsbefugnis des Verfügungsberechtigten 
jetzt geſtrichen iſt. Eine Erörterung der Frage, wie dieſen — 
dom Reichstag eingefügten — Worten ein vernünftiges Ergebnis 


Wohnungsſuchenden durch das MEN. vor. Parteien in dem Ver⸗ 
fahren, das einen Antrag der Gemeindebehörde erfordert, find nur 
dieſe und der Verfügungsberechtigte, nicht aber der Wohnungs⸗ 
ſuchende. Da aber die Entſch. des MEU., wenn fie einen Zwangs⸗ 
mictvertrag feſtſetzt, über den Kreis dieſer Parteien hinaus auch auf 
den Wohnungsſuchenden wirkt, indem fie ihn zum Vertragsteil macht, 
trug die VO. dieſem Umſtande Rechnung, indem fie beſtimmte: 
„Der Vertrag gilt als geſchloſſen, wenn der Wohnungsſuchende nicht 
innerhalb einer vom Einigungsamt zu beſtimmenden Friſt bei dieſem 
Widerſpruch erhebt.“ Es konnte alſo der Wohnungsſuchende, der 
im übrigen am Verfahren nicht beteiligt war, den Eintritt ſeiner 
vertraglichen Bindung und damit die Wirkung der Entſcheidung 
durch ſeinen Widerſpruch ſchlechthin beſeitigen. Ob er von dieſer 
Möglichkeit Gebrauch machen wollte, ſtand in ſeinem freien Be⸗ 
lieben, denn die WohnMangVO. gab keine Gründe für den Wider⸗ 
ſpruch und unterſcheidet nicht zwiſchen gerechtfertigten und ungerecht⸗ 
fertigten Widerſprüchen. Eine andere Regelung wäre auch unver⸗ 
ſtändlich. Zweck der Wohnungsmangelvorſchriften iſt es, den Woh⸗ 
nungsbedürftigen zur Erlangung von Wohnungen zu verhelfen. 
Dieſem Ziele dient es auch allein, wenn die Schaffung von Zwangs⸗ 
mietverträgen angeordnet iſt, die den einer Vermietung entgegen⸗ 
ſtehenden Willen des Vermieters beugt und ſeine Mitwirkung beim 
Vertragsſchluſſe erſetzt. Eine ähnliche Einwirkung auf den Willen 
des Wohnungsſuchenden auszuüben, fehlt jeder Grund. Seiner eige⸗ 
nen Entſchließung kann und muß es überlaſſen bleiben, ob er von 
der zu ſeinem Schuße geſchaffenen Einrichtung des Zwangsvertrages 
im Einzelfall Gebrauch macht. Daß grundloſe Ablehnungen die ord⸗ 
nungsmäßige Bewirtſchaftung der verfügbaren Wohnungen beein⸗ 
trächtigen können, iſt zuzugeben und mag durch geeignete Regelung 
der weiteren Berückſichtigung des Ablehnenden durch die Gemeinde⸗ 
behörde bekämpft werden; dazu kaun es aber nicht führen, daß 
dem Wohnungsſuchenden eine Rechtswohltat aufgedrängt und er 
durch Entſcheidung des MEN. gegen ſeinen Willen zum Zwangs⸗ 
mieter gemacht wird. Deshalb iſt die erſte Rechtsfrage unter Gel⸗ 
tung der Wohn Mango. zu verneinen. Nicht anders iſt ſie nach 
84 des Wohn Mangch. in der Faſſung zu beantworten, die ihm 
Art. II Ziff. 1 der VO. v. 24. Dez. 1923 (RGBl. I, 1247) gegeben 
hat, denn dieſe ſtimmt mit 8 4 der Wohn Mang O. inſoweik völlig 
überein. Einer beſonderen Betrachtung bedarf nur noch 8 4 des 
Wohn Mangch. in feinem unveränderten Wortlaut, unter deſſen Gel⸗ 
tung das MEA. im vorliegenden Falle entſchieden hat. 

Bis zum 28. Dez. 1923 lautete der maßgebliche Satz in 8 4 
des WohnMangG.: „Der Vertrag gift als geſchloſſen, wenn der 
Wohnungsſuchende oder der Verfügungsberechtigte nicht innerhalb 
einer vom MEN. zu beſtimmenden Friſt bei dieſem Widerſpruch er⸗ 
hebt.“ Es war alſo auch dem Verfügungsberechtigten ein Widerſpruch 


abgelockt werden kaun, iſt daher nicht mehr nötig. Sachlich hat 
das KG. recht. 

II. Die Darlegungen über das Abänderungsrecht des MEA. 
find begrifflich nicht ſcharf genug. Das KG. begnügt ſich mit tech⸗ 
niſchen Erwägungen, die daraus hinauslaufen, daß wegen der 
88 43 II, 44 MSchcd. die endgültig gewordene Entſch. des MEN. 
auch als ſelbſtbindend für das MEN. zu betrachten ſei. Selbſt⸗ 
bindung kann als Eigenſchaſt auch bei richterlichen Entſch vorkommen 
(vgl. Hein, Identität der Partei, 1918, 1, 160 ff.). Iſt man der 
häufig vertretenen Anſicht, daß von den MEX. eine verwal⸗ 
tende Tätigkeit ausgeübt werde (jo neueſtens RG. 107, 284 ff.), 
ſo würde ſich der Schluß ergeben, daß dann dauernde Selbſtbindung 


nicht in Frage kommt, weil jeder Verwaltungsakt mit der ſtill⸗ 


ſchweigenden clausula rebus sic stantibus behaftet iſt. Das KO. 
hat hier verabſäumt, feinen geſetztechniſchen Darlegungen bie begriff“ 
liche Fundamentierung zu geben, die nur dadurch gewonnen werden 
kann, daß man verwaltende und richterliche Tätigkeit nach Art⸗ 
kennzeichen unterſcheidet und dadurch die Tätigkeit des MEN. als 
richterliche erkennt (vgl. dazu Hein, Dig. 21, 551). Die Entſch. 
des RG. über die Selbſtbindung des MEN. an ſolche Entſch., die 
der Rechtsbeſchwerde unterliegen und durch Nichteinlegung oder 
Zurückweiſung des Rechtsmittels endgültig geworden ſind, iſt danach 
im Ergebnis richtig. Wenn aber das KG. dieſen Satz auf unanfecht⸗ 
bare Entſch. ausdehnt, weil „hier das Geſetz die Grenze, inner⸗ 
halb deren es das Bedürfnis einer Nachprüfung befriedigt, nur enger 
gezogen habe, ohne von ſeiner Regelung im übrigen erkennbar ab⸗ 
zuweichen“, ſo iſt dieſe Begründung höchſt oberflächlich. Nach der 
Anſicht des KG. würde nicht eine Begrenzung der Nachprüfung vor⸗ 
liegen, ſondern überhaupt keine Nachprüfung möglich ſein, da ja das 
MEN. ſelbſt gebunden fein ſoll. Es iſt aber im allgemeinen gar nicht 
richtig, daß unanfechtbare Gerichtsakte zugleich ſelbſtbindend ſeien 
(vgl. Hein, Identität, 1, 19542), Das MEN. muß danach zur 
Selbſtabänderung der unanfechtbaren Beſchlüſſe für befugt erachtet 
werden, in derſelben Weiſe, wie es nach dem bis zum 1. Okt. 1933 
geltenden Recht zur Selbſtabänderung aller Beſchlüſſe befugt ivar- 
Bemerkt ſei ſchließlich, daß die oben gegebene Überſchrift zu 2 a. E. 
fehlgeht. Das MEN. darf anfechtbare Beſchlüſſe nicht bloß dann 
ändern, wenn die Rechtsbeſchwerde eingelegt iſt. Die Befugnis zur 
Anderung iſt ſchon vor Einlegung der Beſchwerde gegeben. Die 
Beſchwerdeeinlegung verſtärkt die Befugnis zu einer Nachprüfungs⸗ 
pflicht. Prof. Dr. Hein, Halle. 
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geſtattet, und es eutſteht die Frage nach der Wirkung ſeines Wider⸗ 
ſpruchs. Daß der Widerſpruch des Wohnungsſuchenden auch bei 
dieſer Rechtslage nicht anders zu beurteilen iſt, als oben ausgeführt 
worden iſt, liegt auf der Hand, denn das Gejeg enthält keine Grund⸗ 
lage für eine andere Beurteilung und der Hinweis auf den Zweck 
des Geſetzes trifft unverändert zu. Indeſſen folgt aus dieſen Gründen 
noch nicht, daß auch der Widerſpruch des Verfügungsberechtigten 
dem MEN. die Möglichkeit nimmt, denſelben Zwangsvertrag mit 
dem gleichen Wohnungsſuchenden, der nicht widerſpricht, zuſtande zu 
bringen. Allerdings ſpricht die auf eine Gleichwertigkeit beider 
Widerſprüche hindeutende Faſſung der Vorſchrift für die Gleich⸗ 
artigkeit auch der Wirkungen. Dennoch darf nicht außer acht ge⸗ 
laſſen werden, daß eine grundlegende Verſchiedenheit beſteht, die auch 
zu abweichender Beurteilung der Wirkungen führen muß. Der Wider⸗ 
ſpruch des Wohnungsſuchenden iſt der Behelf eines Dritten, mit 
dem er die Rechtsfolgen eines zwar in ſeinem Intereſſe zugelaſſenen, 
aber ohne ſeine Mitwirkung durchgeführten Verfahrens von ſich ab- 
weiſt und auf eine Rechtswohltat verzichtet, die ihm aufzunötigen 
kein Grund vorliegt. Der Widerſpruch des Verfügungsberechtigten 
dagegen iſt der Behelf derjenigen Partei des Verfahrens, deren Wille 
aus Gründen der Wohnungswirtſchaft, alſo im öffentlichen Jutereſſe 
gebrochen werden ſoll, ein Behelf, mit dem die Partei verſucht, ſich 
dem Zwangsvertrage zu entziehen. Könnte der Verfügungsberechtigte 
durch den Widerſpruch jeden Zwangsmietvertrag unbedingt vermeiden, 
ſo wäre ein Zwang gegen ihn überhaupt nicht durchführbar und das 
Verfahren auf Feſtſeßung eines Zwangsmietvertrages vorausſichtlich 
ſtets erfolglos. Dieſe Folge entbehrt allzuſehr jeden vernünftigen 
Sinnes, als daß ſie der geſetzlichen Regelung entſprechen kann. 
Durch die Einräumung des Widerſpruchsrechts an den Verfügungs⸗ 
berechtigten hat man bei Beratung des Geſetzes in gleicher Art wie 
durch die Vorſchrift, die dem Vermieter die Auswahl unter mehreren 
Wohnungsſuchenden ſichert (vgl. Rechtsentſch. v. 31. Jan. 1924, 
17 Y 3/24; „Einigungsamt“ S. 303), die von den Vermietern als 
drückend empfundene Härte mildern wollen. Da man den notwen⸗ 
digen Zwang aber ſelbſtverſtändlich nicht aufgeben konnte, auch wie 
das Vorhandenſein von Beſtimmungen über die Feſtſetzung von 
Zwangsverträgen beweiſt, nicht preiszugeben beabſichtigte, ſo kann 
der Widerſpruch des Verfügungsberechtigten nur ein Mittel darſtellen, 
das MEN. zu einer nochmaligen Prüfung und Entſcheidung zu ver⸗ 
anlaſſen. Dieſes muß alſo über den Widerſpruch des Verfügungs⸗ 
berechtigten entſcheiden und iſt nicht gehindert, nach billigem Er⸗ 
meſſen denſelben Zwangsmietvertrag aufs neue feſtzuſetzen. In 
den Gründen des erwähnten Rechtsentſcheides findet ſich ein Satz, 
der eine audere Rechtsauffaſſung anzudeuten ſcheint. Doch hatte der 
Senat damals keine Ver anlaſſung, dieſe Rechtsfrage zu prüfen und 
vermag jene gelegentliche Außerung, die für die frühere Entſcheidung 
übrigens nicht weſentlich war, nicht mehr aufrechtzuerhalten. 

II. Das MEN. kann feine unter der Geltung des MSchG. 
ergangene Entſcheidung abändern oder aufheben. Bei Entſcheidungen, 
die nach dem Inkrafttreten des MSHG., alſo nach dem 1. Okt. 1923 
erlaſſen find, beſteht eine derartige Befugnis des MEA. jedoch nur 
noch im Rahmen des 542 Ab. 1, nämlich wenn das MEA. die 
Rechtsbeſchwerde für begründet hält und ihr abhilft. Dies ergeben 
folgende Erwägungen. 


Das vor dem 1. Okt. 1923 geltende Recht enthielt keine aus⸗ 
drückliche Zulaſſung der Anderungsbefugniſſe. Man entnahm ſie dar⸗ 
aus, daß die Entſch. der MEI. durch 87 der MSHBD. jeder Art 
Anfechtung entzogen waren, deshalb eine Notwendigkeit beſtand, ihre 
Nachprüfung durch das MEA. ſelbſt zu gewähren. Nachdem jedoch 
das MSchch. die Anfechtung der Entſch. vorgeſehen hat, entfällt 
dieſer Grund, der allein aus der Unanfechtbarkeit und den Bedürf⸗ 
niſſen des Rechtslebens erwachſen war. Daß die Anfechtung vom 
Geſetze nur innerhalb der für die Rechtsbeſchwerde geſetzten Schran⸗ 
ken zugelajfen wird, muß dabei unerheblich fein. Mit dieſer Regelung 
hat das Geſetz offenbar die Möglichkeit der Abänderung in dem Um⸗ 
fange gegeben, in welchem ein Bedürfnis dafür als berechtigt aner⸗ 
kannt werden ſollte. Es wäre höchſt auffällig, wenn neben der 
Nachprüfung und beſchränkten Anderungsmöglichkeit, wie ſie die 
Rechtsbeſchwerde eröffnet, noch eine im Geſetze nicht erwähnte, an 
keine Schranken gebundene Abänderung und Aufhebung der Entſch. 
durch die MEI. einherginge. Eine ſolche Befugnis, welche die Be⸗ 
ſchränkung der Anfechtung auf die Rechtsbeſchwerde unverſtändlich 
erſcheinen laſſen würde, würde nur anzuerkennen ſein, wenn eine 
Kare Grundlage für fie im Geſetze zu finden wäre. Das iſt aber 
nicht der Fall; das Geſetz ſteht vielmehr entgegen. § 43 Abſ. 2 des 
MSHG. bezeichnet eine Entſch. erſt als endgültig, wenn die Be⸗ 
ſchwerdefriſt unbenutzt abgelaufen, die Beſchwerde zurückgewieſen oder 
nach Friſtablauf zurückgenommen iſt. Solange alſo nicht ausgeſchloſ⸗ 
zen iſt, daß die geſetzlich zugelaſſene Anfechtung zu einer Anderung 
der Entſch. führt, iſt die Eutſch. nicht endgültig. Hiernach iſt die 
endgültige Entſcheidung eine ſolche, deren Anderung nicht mehr zu 
erwarten iſt. Könnte aber das MEA. auch jederzeit ändern, 
ſo wäre die Hervorhebung der Endgültigkeit zwecklos. Man darf auch 
nicht einwenden, daß in anderen Geſetzen, insbeſondere in der ZPO., 
die Beſeitigung rechtskräftiger Entſch. vorkommt. Eine ſolche Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens iſt neben den ordentlichen Rechtsbehelfen 
jeweils beſonders im Geſetze geordnet und an erſchwerte Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft. Deshalb iſt ſie ſchon als ausgeſchloſſen zu be⸗ 
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trachten, wenn das MSchch. über fie ſchweigt. Hier kommt aber dem 
§ 44 ausſchlaggebende Bedeutung zu. Wer mit feinem Antrag end» 
gültig abgewieſen iſt, kann den gleichen Antrag nicht mehr auf Tat⸗ 
ſachen gründen, die er in einem früheren Verfahren geltend gemacht 
hat oder geltend machen konnte. Dieſe Vorſchrift iſt unvereinbar mit 
einer allgemeinen Befugnis des MEA., feine endgültigen Entſch. 
abzuändern oder aufzuheben, das Verfahren wiederaufzunehmen. Sie 
handelt von der Wiederholung eines abgewieſenen Antrags, alſo vom 
Begiun eines neuen Verfahrens über das gleiche Begehren, und 
ſchließt dieſe bei unverändertem Sachverhalt aus. Kann aber der 
Antrag nicht beliebig wiederholt werden, ſo kann auch eine Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahreus nicht erlaubt ſein, die, wenn ſie ſtatt⸗ 
finden dürfte, ohne die Beibringung neuer Tatſachen dem Antrage, 
der nicht neu geſtellt werden darf, zum Erfolge verhelfen könnte. 
Liegen aber die Vorausſetzungen der Antragswiederholung vor, alſo 
des neuen Verfahrens, das allein 8 44 im Auge hat, ſo beſteht für 
die Wiederaufnahme kein Bedürfnis, alſo kann ſie nicht als zuläſſig 
gelten. Es iſt hier nicht erforderlich zu prüfen, ob § 44 ſich nur 
auf Entſch. bezieht, die einen Antrag abweiſen, oder ob die Vor⸗ 
ſchrift über ihren Wortlaut hinaus auch andere Fälle regelt. Vielmehr 
genügt es für die hier zu erörternde Rechtsfrage, daß § 44 eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens, alſo die Befugnis zur Anderung 
und Aufhebung, bei abweiſenden Entſcheidungen ausſchließt, denn 
mangels jeglichen Grundes für eine abweichende Behandlung anderer 
der Rechtsbeſchwerde unterliegenden Entſcheidungen muß dieſer Aus» 
ſchluß auch für ſie allgemein gelten. Er muß ſogar auf die Fälle 
ausgedehnt werden, in denen die Rechtsbeſchwerde verſagt und die 
Entſcheidung des MEA. endgültig iſt, denn hier hat das Geſetz 
die Grenze, innerhalb deren es das Bedürfnis einer Nachprüfung 
befriedigt, nur enger gezogen, ohne von ſeiner Regelung im übrigen 
erkennbar abzuweichen. 

(KG., 17. ZS., Rechtsentſch. v. 12. Juni 1924, 17 Y 48/24.) [D] 

* 


25. 54 WM. Im Geltungsbereich der Berl. Bek. 
v. 10. Apr. 1924 zur Abänderung des § 12 des Großberl. 
Wohn Notr. iſt dem Erfordernis des 8 4 WM GG. genügt, 
wenn die Gemeindebehörde dem Verfügungsberechtigten 
auch nur einen Wohnungsſuchenden zugewieſen hat. 

Aus den Gründen: 

Auf Antrag des WA. hat das MEA. durch Beſchluß v. 20. Mai 
1924 einen Zwangs mietvertrag feſtgeſetzt. Nachdem der Vermieter 
die Rechtsbeſchwerde dagegen eingelegt hatte, hat die Beſchwerdeſtelle 
einen Rechtsentſcheid über die Frage eingeholt, ob der RE. 17 Y 3/24 
zur Zeit in Berlin noch gilt. Sie will die Frage bejahen und an⸗ 
nehmen, daß auch in Berlin gemäß 84 Wohndeangc dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten mindeſtens zwei Wohnungſuchende zugewieſen 
werden muüſſen, bevor ein Zwangs mietvertrag abgeſchloſſen werden 
darf. Sie nimmt an, daß die Landesbehörde überhaupt nicht befugt 
iſt, die Ermächtigung zu einer Abänderung dieſes Erforderniſſes zu 
erteilen, weil eine ſolche Ermächtigung mit dem Geſetz in Wider⸗ 
ſpruch ſtehe, zudem eine für die Linderung der Wohnungsnot be⸗ 
deutungsloſe Maßnahme betreffe, die nur den Geſchäftsbetrieb des 
WA. erleichtern könne, vermißt auch in den näher mitgeteilten Er⸗ 
laffen der preuß. Behörden die Ermächtigung für die Stadt Berlin, 
eine ſolche Anordnung zu treffen, und hat endlich das Bedenken, daß 
die Bek. v. 10. April nicht vom Bürgermeiſter, ſondern vom Magiſtrat 
ausgegangen ſei. 

Dieſer Anſicht konnte nicht beigetreten werden. 

In dem RE. v. 31. Jau. 1924, 17 Y 3/24 (JW. 1924, 836) hat 
der Senat ausgeſprochen, daß das MEA. ſeit dem Inkrafttreten des 
WohnMangG. einen Zwangsmietvertrag erſt dann feſtſetzen darf, 
wenn die Gemeindebehörde — vorbehaltlich noch weitergehender ört— 
licher Beſtimmungen — dem Verfügungsberechtigten wenigſtens zwei 
Wohnungſuchende bezeichnet hatte, die zum Abſchluß eines Miet⸗ 
vertrages bereit waren. An dieſer mit dem Wortlaute und der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte übereinſtimmenden Auslegung des 84 Wohn Mang. 
iſt auch weiterhin feſtzuhalten. Sie erledigt jedoch die geſtellte Rechts⸗ 
frage nicht. Vielmehr iſt deren Beantwortung davon abhängig, ob 
auf Grund des 86 WohnMangG. für Notſtandsbezirke eine ander⸗ 
weitige Regelung getroffen werden kann und für Berlin tatſächlich 
angeordnet worden iſt. Das war zu bejahen. 

86 ermächtigt die oberſten Landesbehörden, wenn ſich nach 
ihrem Ermeſſen infolge beſonders ſtarken Mangels an Wohnungen 
außergewöhnliche Mißſtände geltend machen, auch zu anderen als 
den in 88 2—5 bezeichneten Anordnungen und Maßnahmen, ſoweit 
fie zur Behebung oder Milderung der Wohnungsnot dringend er⸗ 
forderlich ſind. Dieſe Vorſchrift ſetzt alſo einen anderen, weitergehen⸗ 
den und weitergehende Maßnahmen erfordernden Tatbeſtand voraus 
und erteilt der zuſtändigen Behörde allgemein die Ermächtigung über 
den Rahmen der 88 2—5 hinaus alle nach ihrem Ermeſſen zur Be⸗ 
ſeitigung der außergewöhnlichen Mißſtände notwendigen Anord⸗ 
nungen zu treffen (vgl. auch RG. 107, 220). Hiernach iſt es allein 
der oberſten Landesbehörde vorbehalten, zu entſcheiden, ob eine Maß⸗ 
nahme geeignet iſt, der Wohnungsnot zu ſteuern, und es kann ihre 
Anordnung in bezug auf die Gültigkeit nicht aus dem Geſichtspunkt 
angezweifelt werden, daß die Maßnahme die Wohnungsnot nicht 
zu lindern vermag. Aber ſelbſt wenn eine ſolche Nachprüfung zu⸗ 
läſſig wäre, würde der Senat die Anordnung, daß nur ein Woh⸗ 
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nungſuchender zugewieſen werden muß, unbedenklich für förderlich 
bei Behebung der Wohnungsnot erachten, denn ſie ermöglicht die 
leichtere Unterbringung auch ſolcher Wohnungsbedürftiger, die wegen 
beſonderer Verhältniſſe, etwa wegen ihres Kinderreichtums, bei einer 
Wahlbefugnis des Vermieters hinter anderen gewöhnlich zurückgeſetzt 
werden würden. Und ſelbſt, wenn die Maßnahme nichts anderes im 
Gefolge haben könnte, als daß, wie die Beſchwerdeſtelle meint, die 
Tätigkeit der WA. bequemer geſtaltet wird, ſo würde das ſchon ge⸗ 
nügen können, um ſie zu rechtfertigen, denn jede Vereinfachung der 
mit der Wohnungsbewirtſchaftung betrauten Behörden, jede Verringe⸗ 
rung ihrer Aufgaben, iſt für die Erreichung des Bewirtſchaftungs⸗ 
zwedes förderlich, weil ſowohl die zur Verfügung ſtehenden Arbeits⸗ 
kräfte, wie auch vor allem die verfügbaren Geldmittel der tatſäch⸗ 
lichen Durchführung der wohnungsrechtlichen Vorſchriften gewiſſe 
Grenzen ſetzen und mit den vorhandenen Mitteln bei möglichſter 
Vereinfachung der Aufgaben um ſo mehr Erfolg erzielt werden kann. 

Vom Senat zu prüfen iſt dagegen, ob etwa die beanſtandete 
Anordnung, weil fie mit dem Inhalt des §4 Wohn MangG. in 
Widerſpruch ſteht, unzuläſſig war. Das iſt nicht der Fall. Bei der 
allgemeinen Faſſung des 86 im Zuſammenhang mit dem darin 
enthaltenen Hinweiſe auf die 88 2—5 iſt erſichtlich, daß nicht jede 
Abweichung von dieſen Vorſchriften ausgeſchloſſen iſt. Es kaun hier 
dahingeſtellt bleiben, in welchem Umfange Abweichungen von 88 2 
bis 5 trotzdem der Landesbehörde verwehrt ſind. Jedenfalls iſt kein 
Geund erſichtlich, weshalb das Erfordernis der Zuweiſung von min⸗ 
deſtens zwei Wohnungſuchenden nicht durch die Landesbehörde auf⸗ 
gegeben werden könnte. 8 4 trifft die Regelung nur für das geſamte 
Gebiet, läßt aber der Landesbehörde freie Hand, für die Notſtands⸗ 
bezirke weitergehende Anordnungen zu treffen, wenn das Bedürfnis 
dauach beſteht. Ihrer Natur nach iſt die hier behandelte Vorſchrift 
des 8 4 keineswegs eine ſolche, die nicht zur Behebung außergewöhn⸗ 
licher Notſtände außer Kraft geſetzt werden könnte. Hätte ſie un⸗ 
abänderlich fein ſollen, jo hätte das einer beſonderen Hervorhebung 
im Geſetze bedurft. Mangels einer ſolchen darf ihr eine derartige 
Bedeutung um fo weniger beigelegt werden, als auch die Entſtehungs— 
geſchichte dafür keinerlei Stütze bietet. 

Für Berlin iſt die Anordnung, daß die Zuweiſung nur eines 
Wohnungſuchenden ausreichend iſt, durch die Bek. v. 10. April 1924 
gültig getroffen worden. Die Bedenken der Beſchwerdeſtelle gegen 
das Vorliegen einer entſprechenden Ermächtigung an die Stadt ſind 
nicht begründet. Durch Erlaß v. 10. April 1924 — 117/72 — hat 
der preuß. Miniſter für Volkswohlfahrt den Magiſtrat in Berlin er- 
mächtigt, im § 12 des GroßbWohnNotgk. das Wort „Wohnung⸗ 
ſuchende“ durch „Mietraumſuchende“ zu erſetzen, indem er ſeinen Erlaß 
v. 10. Aug. 1923 — II 6/2856 — wiederholte. Dieſe Ermächtigung 
konnte ſich nur auf eine entſprechende Abänderung des 8 12 Abſ. 1 
beziehen, alſo derjenigen Vorſchrift, in welcher ſchon vor dem In⸗ 
krafttreten des WohnMangG. die Zuweiſung nur eines Wohnung⸗ 
ſuchenden angeordnet war. Sie kann in ihrer Form nicht wohl 
anders verſtanden werden, als daß der Miniſter den Magiſtrat dazu 
ermächtigte, den 8 12 Abſ. 1 unter Veränderung des Wortes „Woh⸗ 
nungſuchende“ in „Mietraumſuchende“ im übrigen unverändert in 
Geltung zu laſſen, ihn alſo mit dieſer für die vorliegende Frage 
unweſentlichen Anderung erneut zu erlaſſen. Da dieſe Ermächtigung 
des Miniſters nach dem Inkrafttreten des Wohn Mangb. erging, 
alſo zu einer Zeit, zu der die Vorſchrift, daß die Zuweiſung eines 
Wohnungſuchenden genügt, gegenüber der jetzigen Faſſung des Reichs⸗ 
geſetzes eine Anordnung auf Grund des 86 darſtellt, dies auch dem 
Miniſter nicht wohl entgangen ſein kann, ſo iſt in dem angeführten 
Erlaſſe eine ausreichende Ermächtigung als Grundlage für die Bek. 
v. 10. April 1924 bzgl. des Abſ. 1 zu erblicken. Da der Miniſter 
ſerner durch Erlaß v. 7. April 1924 — II 6/1388 — die Ermächti⸗ 
gung erteilt hat, dem Abſ. 2 des § 12 die Faſſung zu geben, wie 
ſie ſich in der Bek. v. 10. April 1924 findet, eine Faſſung, die ohne 
weiteres zeigt, daß die Zuweiſung nur eines Mietraumſuchenden 
genügen ſoll, ſo kann an dem Vorliegen einer ausreichenden Er⸗ 
mächtigung für die Bek. kein begründeter Zweifel mehr beſtehen. 

Auch das Bedenken, ob der Magiſtrat und nicht vielmehr der 
Bürgermeiſter die Bek. hätte erlaſſen ſollen, erledigt ſich, ohne daß 
es einer Unterfuhung über die Zuſtändigkeit nach der Städteordnung 
bedarf. Nach 86 Wohn MangGl. hätte der Miniſter die Anordnung 
auch ſelbſt treffen können. Wenn er davon abſieht und den Magiſtrat 
zu der von ihm, dem Miniſter, im einzelnen ſelbſt angegebenen Bek. 
ermächtigt, ſo kann dieſe Bek. jedenfalls nicht deshalb ungültig ſein, 
weil ftatt des Bürgermeiſters der Magiſtrat ermächtigt worden tft 
und der Ermächtigung entſprochen hat. Es würde übrigens auch 
zu beachten ſein, daß der Bürgermeiſter ſelbſt dem Magiſtrat an⸗ 
gehört und es ihm, ſofern er überhaupt als die zuſtändige Stelle 
im Gegenſatze zum Magiſtrat betrachtet werden müßte, unbenommen 
wäre, die Beſeitigung der Bek. des Magiſtrats zu betreiben, wenn 
ſie ſeinem Willen nicht entſpräche. Tut er das nicht, ſo rechtfertigt 
ih die Annahme, daß er der Maßnahme zugeſtimmt hat; daun 
aber iſt die Mitwirkung weiterer Mitglieder des Magiſtrats viel⸗ 
leicht überflüſſig geweſen, keinesfalls aber ein Grund für die Un— 
gültigkeit der Bek. 


(KG, 17. 36., Rechtsentſch. v. 4. Juli 1924, 17 Y 63/24.) 
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26. 54 WMG. a) Die Nichteinhaltung der Beſt. des 
§ 4 Abi. 1 S. 1 WM. über die Zuweiſung mehrerer 
Wohuungsſuchender iſt im Verfahren auf Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrages nur auf Rüge des Verfügungs⸗ 
berechtigten zu beachten. Der Verfügungsberechtigte kann 
auf die Rüge verzichten. § 295 3 PO. gilt dafür nicht. 
b) Die Gemeinde kann ſich darauf beſchränken, dem Ver- 
fügungsberechtigten nur einen Wohnungsſuchenden zu 
bezeichnen, wenn 1. nur ein Wohnungsſuchender innerhalb 
der Gemeinde für die beanſpruchte Wohnung überhaupt 
in Frage kommt; oder 2. der bezeichneteeinzige Wohnungs⸗ 
ſuchende zu den Perſonen gehört, die bei Zuteilung einer 
Wohnung von den Gemeinden vorzugsweiſe zu berück⸗ 
ſichtigen find, insbeſondere nach $ 14 WM., 5 36 MSch G. 
oder nach Ziff. 5 der Anordnung des Preußiſchen Miniſters 
für Volkwohlfahrt betreffend Unterbringung verfegier 
Beamter und Reichswehrangehöriger vom 16. Juli 1923, 
und er der einzige Wohnungsſuchende dieſer Art in der 
Gemeinde überhaupt oder für eine Wohnung der Art und 
Größe der verfügbaren iſt. 


Durch Beſchluß v. 19. April 1924 hat das MEN. auf den 
Antrag der Gemeinde einen Zwangsmietvertrag zwiſchen der An⸗ 
tragsgegnerin und einem Landjäger wegen einer bisher von der 
Antragsgegnerin in ihrem Haufe benutzten Wohnung feſtgeſetzt. 

I. Im ME. v. 31. Jan. 1924, 17 Y 3/24 (JW. 1924, 836; 
EA. 1924, 303; OL GRſpr. 43, 251; Hertel, Mieterſchutz 3, 200), 
hat der Senat ausgeſprochen, daß ein Zwangs mietvertrag erſt feſt⸗ 
geſetzt werden darf, wenn die Gemeindebehörde dem Verfügungs⸗ 
berechtigten wenigſtens zwei Wohnungſuchende bezeichnet hatte, die 
zum Abſchluſſe eines Mietvertrages bereit waren. Dieſe aus dem 
Wortlaut des 8 4 WohnMang$. unter Verwendung der Entſtehungs⸗ 
geſchichte entnommene Anſicht iſt, obgleich fie im Schrifttum mehr⸗ 
fach Widerſpruch gefunden hat, im RE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 77/24 
aufrechterhalten worden. Es iſt auch weiterhin an ihr feſtzuhalten. 
Die jetzt geſtellten Fragen gehen darauf hinaus, welche Bedeutung 
dieſes geſetzliche Erfordernis im Einzelfalle hat, und ob Ausnahmen 
von ihm anzuerkennen ſind. 

1. Auszugehen iſt bei der Beantwortung der Rechtsfragen von 
dem Zwecke der Vorſchrift, der wiederum aus der Entſtehungsgeſchichte 
klar erſichtlich iſt. Das Erfordernis der Zuweiſung mehrerer Woh⸗ 
nungſuchender fand ſich in 84 Wohn Mang. noch nicht; es iſt 
erſt durch die Faſſung geſchaffen worden, welche der Reichstags⸗ 
ausſchuß dem 84 WohuMang®. gab. Aus den Verhandlungen des 
Ausſchuſſes geht hervor, daß die Auffaſſung beſtand, die Beſchlag⸗ 
nahme von Näumen auf Grund der Wohn Mang O. habe bisweilen 
eine übergroße Härte gegen die Verfügungsberechtigten zur Folge. 
Deshalb wurde die Anregung gegeben, dem Verfügungsberechtigten 
zunächſt völlig freie Wahl unter den in der Wohnungsliſte Ver⸗ 
merkten einzuräumen. Dieſen Beſtrebungen gab der Ausſchuß nicht 
Raum, wohl aber begründete er durch das Erfordernis der Zu⸗ 
weiſung mehrerer Wohnungſuchender ein beſchränktes Wahlrecht des 
Verfügungsberechtigten, weil man glaubte, dieſe Milderung ohne 
Schädigung der öffentlichen Intereſſen an der Wohnungswirtſchaft 
vornehmen zu können. Hiernach ſollten alſo nur unnötige Härten, 
die durch die Wohnungswirtſchaft nicht unbedingt geboten waren, 
zugunſten der von Beſchlagnahmen betroffenen Perſonen vermieden 
und zu dieſem Zwecke den Verfügungsberechtigten ein Einfluß auf 
die Auswahl ihres Mieters gewährleiſtet werden. Liegt es ſo, dann 
folgt daraus einmal, daß das Erfordernis der Zuweiſung mehrerer 
Wohnungſuchender nicht a us den eigentlichen Bedürfniſſen der 
Zwangswirtſchaft, aus der Wohnungsnot, entſtanden iſt, ſondern 
allein den Jutereſſen von Einzelperſonen, nämlich der jeweiligen, 
von den Beſchlagnahmen betroffenen Verfügungsberechtigten, dienen 
ſollte. Sodann iſt daraus zu erſehen, daß das Erfordernis, in dem 
es einem ganz andersartigen Nebenzweck dient, nicht den eigentlichen 
Zweck des WohnMangch., die Bekämpfung der Wohnungsnot durch 
öffentliche Bewirtſchaftung und den Bedürfniſſen eutſprechende Ver⸗ 
teilung des vorhandenen Wohnraumes, beeinträchtigen darf. 

2. Aus dieſer Erkenntnis folgt unmittelbar, daß eine Ver⸗ 
letzung der Vorſchrift über die Zuweiſung mehrerer Wohnungſuchen⸗ 
der im Verfahren auf Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages weder 
vom MEN. noch von der Beſchwerdeſtelle zu beachten iſt, ſolange 
der Verfügungsberechtigte ſich nicht auf dieſen Rechtsverſtoß beruft, 
denn es fehlt der ausreichende Anlaß, dieſe nur zugunſten des Ver⸗ 
fügungsberechtigten geſchaffene Beſtimmung anzuwenden, ohne daß 
er erſichtlichen Wert darauf legt. Eine Berückſichtigung von Amts 
wegen würde ſonſt in ſolchen Fällen die Ausnutzung des vor⸗ 
handenen Wohnraumes für die Linderung der Wohnungsnot min⸗ 
deſtens eine Zeitlang nutzlos hindern, in denen der Verfügungs⸗ 
berechtigte gar nicht beabſichtigt, von ſeinem Wahlrecht Gebrauch 
zu machen. Es würden alſo die öffentlichen Intereſſen geſchädigt 
werden, ohne daß der Zweck der Vorſchrift eine ſolche Folge über⸗ 
haupt nötig macht, und ohne daß die Beſtimmung für den Ver⸗ 
fügungsberechtigten wirklich eine Rechtswohltat bedeutet. Dem Zwecke 
des Erforderniſſes iſt vollauf genügt, wenn feine Erfüllung in ſolchen 
Fällen herbeigeführt wird, in denen der Begünſtigte das Recht für 
ſich in Anſpruch nimmt, alſo ſich auf die Vorſchrift beruft. 
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Die gleichen Erwägungen laſſen auch erkennen, daß der Ver⸗ 
fügungsberechtigte auf die Innehaltung der Vorſchrift wirkſam ver- 
zichten kann, denn es fehlt jeder Grund dafür, daß er ein nur zu 
ſeinen Gunſten geſchaffenes Recht nicht ſollte aufgeben können. 

3. Bei der Prüfung, ob der Verfügungsberechtigte auf das Recht 
verzichtet hat, kommt jedoch 8 295 ZPO. nicht zur Anwendung. 
Dabei kann es auf ſich beruhen, ob die Zuweiſung der mehreren 
Wohnungſuchenden als Beobachtung einer Verfahrensvorſchrift, die 
Schaffung einer Prozeßvorausſetzung, anzuſehen iſt, oder ob man 
richtiger annimmt, ſie ſei ein Erfordernis für die Entſtehung des 
materiellen Rechts der Gemeinde auf den Zwangsmietvertrag. Die 
Unanwendbarkeit des 8295 ergibt ſich ſchon daraus, daß die Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. für das Verfahren vor dem MEA. und der 
Beſchwerdeſtelle nur in beſchränktem Umfange durch das MESHS. 
und die Anordnung über das Verfahren in der Form von Ver⸗ 
weiſungen herangezogen ſind. Daraus iſt zu entnehmen, daß ſie 
im übrigen hier keine Geltung beanſpruchen können, wenn ſie nicht 
Grundſätze wiedergeben, die ihrer allgemeinen Gültigkeit wegen für 
jedes Verfahren ohne weiteres angewendet werden müſſen. Die 
Rechtslage iſt inſoweit die gleiche wie im Bereich der preuß. PSchdO., 
für welche der Senat die allgemeine Anwendbarkeit der ZPO. ſtets 
abgelehnt hat (vgl. insbeſondere RE. v. 19. April 1923, 17 Y 7/23, 
SW. 1924, 826; v. 17. Mai 1923, 17 Y 10/23, JW. 1924, 827; 
v. 12. Nov. 1923, 17 Y 24/23, ZW. 1924, 830). Auf 8 295 ZPO. 
verweiſen die maßgebenden Geſetze nicht, und er enthält auch keinen 
allgemeinen gültigen Grundſatz, wie ſchon daraus hervorgeht, daß 
er auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht angewendet 
wird (vgl. Schlegelbergerd zu 827). 

4. Aus der Unanwendbarkeit des § 295 ZPO. folgt jedoch 
nur, daß der Verzicht des Verfügungsberechtigten auf fein Wahl⸗ 
recht aus 84 Wohn Mang. oder auf die Rüge der Nichtbeachtung 
dieſer Vorſchrift lediglich angenommen werden darf, wenn der Ver⸗ 
zichtwille vorhanden iſt. Dagegen kann der Verzicht, der Wille zur 
Aufgabe des Rechts, auch dargetan fein, wenn es an einer ausdrück⸗ 
lichen Erklärung fehlt, und z. B. aus der Unterlaſſung der Ruge 
entnommen werden. Nur iſt die Vornahme der Rüge nicht an einen 
beſtimmten Zeitpunkt gebunden, ſondern kann erfolgen, ſolange die 
Feſtſetzung des Zwangs mietvertrages nicht endgültig geworden iſt. 
Auch wird bei der Feſtſtellung des Verzichtwillens auf Grund ledig⸗ 
lich der Unterlaſſung einer Rüge mit großer Vorſicht vorgegangen 
werden müſſen, da eine tatſächliche Vermutung dafür ſpricht, daß 
der Verfügungsberechtigte, der ſich gegen die Beſchlagnahme oder 
den Zwangs mietvertrag überhaupt wehrt, feine Rechte in weiteſtem 
Umfange wahren will. 

II. Für die Fragen, die ſich damit beſchäftigen, wann das 
Erfordernis der Zuweiſung mehrerer Wohnungjuchender nicht zu er⸗ 
füllen iſt, muß die Antwort nach dem Geſichtspunkte geſucht werden, 
daß die Notwendigkeit der Zuweiſung mehrerer da aufhören muß, 
wo fie mit dem eigentlichen Zwecke der Wohnungsbewirtſchaftung 
nicht mehr zu vereinigen iſt. 

1. Daraus ergibt ſich zunächſt, daß die Zuweiſung eines Woh⸗ 
nungſuchenden ausreichen muß, wenn ſich in der Gemeinde über⸗ 
haupt nur ein einziger findet. Im Ré. 17 Y 3/24 iſt allerdings 
darauf hingewieſen worden, in einer ſolchen Gemeinde komme die 
Anwendung des 8 4 überhaupt nicht in Frage, weil keine Wohnungs⸗ 
not beſtehe. Aus dem Zuſammenhange, in welchem dieſe Bemerkung 
damals gemacht worden iſt, geht hervor, daß damit eine Entſcheidung 
der hier zu behandelnden Rechtsfrage nicht gegeben werden ſollte, 
es ſich vielmehr nur um eine Erwägung der Folgen handelte, welche 
ſich an das Wahlrecht des Verfügungsberechtigten knüpfen könnten. 
Für die Rechtsfrage kaun der damalige Hinweis nicht in Betracht 
kommen, denn über die Notwendigkeit der Zwangswirtſchaft zu ent⸗ 
ſcheiden, iſt nicht die Aufgabe des MEA. und der Beſchwerdeſtelle, 
ſoudern ſteht nach 81 Wohn Mangch. ausſchließlich den Verwaltungs⸗ 
behörden zu. Solange dieſe die Wohnungsmangelvorſchriften für eine 
Gemeinde beſtehen laſſen, verbleibt es auch bei der Geltung des 8 4. 

2. Was für den Fall des Vorhandenſeins nur eines Woh⸗ 
nungsbedürftigen gilt, trifft ebenſo zu, wenn zwar die Zahl der 
Wohnungſuchenden größer iſt, jedoch nur einer von ihnen für dieſe 
Wohnung nach ihrer Art und Größe in Betracht kommen kann. Das 
zum Schutze privater Jutereſſen gegebene Wahlrecht darf z. B. nicht 
zur Folge haben, daß eine große Wohnung einer Familie zufällt, 
die im Verhältnis zu den Räumen zu wenig Perſonen aufweiſt, 
während eine ſtarke Familie, für die die Wohnung angemeſſen iſt, 
das Nachſehen hat. In ſolchen Fällen muß dasſelbe gelten, als wenn 
überhaupt nur ein einziger Wohnungſuchender in der Gemeinde zu 
finden iſt. Das Erfordernis der Zuweiſung mehrerer entfällt alſo, 
wenn nur ein Wohnungſuchender nach den vernünftigen Zielen der 
Wohnungswirtſchaft für dieſe Wohnung in Frage kommen kaun. Da 
das MER. auch dieſe Frage nach billigem Ermeſſen zu prüfen hat, 
aun mit einer ausreichender Verhinderung von Mißbräuchen ge⸗ 
rechnet werden. 

. 3. Zu den Zielen der Wohnungswirtſchaft gehört auch in ge⸗ 
wiſſen Grenzen die Einhaltung einer beſtimmten Reihenfolge bei 
u Unterbringung raumbedürfriger Perſonen. Das geht ohne wei⸗ 
eres aus dem Vorhandenſein des § 14 Wohn Mangch. und des 836 
Mens. hervor. Auch aus dieſem Umſtande ergibt ſich eine Durch⸗ 
Drehung der beſprochenen Beſtimmung des 8 4. Allerdings darf 


man, wie ohne weiteres auf der Hand liegt, nicht erwarten, daß 
die Berückſichtigung der Wohnungſuchenden bei ſonſt gleicher Dring⸗ 
lichkeit ihrer Unterbringung nach der Dauer ihrer Wartezeit, alſo 
etwa nach der Reihenfolge ihrer Eintragung in der Liſte der Be⸗ 
werber eingehalten werden kann, wie es vielleicht allgemeinen Ge⸗ 
rechtigkeitserwägungen entſpräche. Das iſt nicht möglich, wenn meh⸗ 
rere zur Wahl geſtellt werden müfjen. Aber andererſeits iſt dem 
84 ſchon durch die Zuweiſung von nur zwei Bewerbern genügt, die 
Durchbrechung der Reihenfolge alſo in engen Grenzen erforderlich 
gemacht worden. Dieſe Verſchiebung iſt ohne weiteres in Kauf zu 
nehmen und auch von untergeordneter Bedeutung. Wenn dagegen 
das Bedürfnis von mehreren vorhandenen Wohnungſuchenden in 
ſeiner Dringlichkeit verſchieden iſt, ſo liegt die Sache anders. Das 
Geſetz ſelbſt hat die Bevorzugung beſonders Bedürftiger angeordnet 
und damit zu erkennen gegeben, daß es auch ſie im öffentlichen 
Intereſſe fordert. Es würde den Geſetzeszweck vereiteln, wenn das 
Wahlrecht aus § 4 zu einer Maßnahme nötigte, die die frühere Unter⸗ 
bringung des vom Geſetze zurückgeſetzten Bewerbers zur Folge haben 
könnte. Deshalb muß das Erfordernis der Zuweiſung mehrerer Woh- 
nungſuchender auch dann wegfallen, wenn nur einer derjenigen vor⸗ 
handen iſt, die nach dem Geſetze vorweg bedacht werden muſſen, oder 
wenn doch nur einer dieſer Art für die beanſpruchte Wohnung in 
Betracht kommen kann. 

4. Auch Ziff. 5 der Anordnung des Volkswohlfahrtsminiſters 
v. 16. Juni 1923 (GS. 288) ordnet für Beamte und Reichswehr⸗ 
angehörige eine bevorzugte Unterbringung an. Es muß alſo das 
zu 3. Geſagte auf dieſe Beſtimmung ohne weiteres Anwendung finden. 
Zu erörtern bleibt nur die Gültigkeit dieſer Anordnung. Sie iſt 
zu bejahen. Die Anordnung v. 16. Juni 1923 iſt ergangen auf Grund 
des 59 WohnMangG. v. 11. Mai 1920, beruht aber jetzt auf 8 6 
Wohn Mang. v. 26. Juli 1923, da fie durch die Anordnung des⸗ 
ſelben Miniſters v. 19. Sept. 1923 (GS. 446) beſtätigt worden iſt. 
Nach dieſer Vorſchrift iſt ſie gültig. Die Vorausſetzungen für An⸗ 
ordnungen der oberſten Landesbehörde nach 8 6 ſind zwei, nämlich, 
daß ſich infolge beſonders ſtarken Mangels an Wohnungen außer: 
gewöhnliche Mißſtände geltend machen, und ferner, daß Anordnungen 
erlaſſen werden, die dieſen Mißſtänden entgegenwirken ſollen. Beides 
zu prüfen, iſt jedoch allein Sache der oberſten Landesbehörde, eine 
Nachprüfung durch die entſcheidenden Stellen, nämlich das MEA. 
und die Beſchwerdeſtelle, erſcheint als ausgeſchloſſen, weil es ſich um 
reine Verwaltungsakte handelt (vgl. auch § 2 der preuß. AusfBeſt. 
zum Wohn Mang. v. 11. Sept. 1923 in Verbindung mit Ziff. 4 der⸗ 
jenigen v. 3. Juli 1920). Zu prüfen bleibt dagegen, ob die getroffene 
Anordnung nach ihrem Inhalt vom Reichsrecht geſtattet iſt, ob ſie 
alſo nicht die durch Reichsgeſetze, insbeſondere durch das Wohn. 
Mangb., gezogenen Grenzen der Ermächtigung überſchreitet. Wie 
dieſe Grenzen im einzelnen gezogen ſind, kann hier unerörtert bleiben, 
da im vorliegenden Falle ſich das Gebiet der Nachprüfung klar ab⸗ 
ſtecken läßt. Zu erörtern iſt nämlich nur, ob die Länder eine be- 
ſtimmte Gruppe von Perſonen, hier die Beamten und Reichswehr⸗ 
angehörigen, aus der Menge der Wohnungsbedürftigen herausnehmen 
und ihnen bevorzugte Behandlung zuteil werden laſſen dürfen. 
Dagegen könnten vielleicht Bedenken beſtehen, wenn Ahnliches im 
Reichsrecht nicht vorkäme. Da aber § 14 Wohn Mang. ſelbſt die 
Bevorzugung beſtimmter Perſonengruppen anordnet und damit zu 
erkennen gibt, daß auch damit den allgemeinen Intereſſen gedient 
werden kaun, alſo eine ſolche Unterſcheidung zum Zwecke der Woh- 
nungsgeſetzgebung gehört, ſo ſind der Landesbehörde Anordnungen 
ähnlichen Inhalts keinesfalls verwehrt. Hat ſie eine vorzugsweiſe 
Unterbringung der Beamten uſw. für nötig gehalten, ſo hält ſie 
ſich dabei im Rahmen ihrer Befugniſſe. Eine Nachprüfung der Rich⸗ 
ligkeit dieſer Auswahl wäre eine Unterſuchung der Zweckmäßigkeit 
ihrer Maßnahme und iſt deshalb für die erkennenden Stellen aus⸗ 
geſchloſſen. 

(KG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 7. Nov. 1924, 17 Y 7 En 
* El 


27. § 4 WM G. Im Verfahren auf Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrags iſt das WA. Partei. 

Auf Auruſen des WA. hat das MEN. einen Zwangsmietvertrag 
feſtgeſetzt. Mit der Rechtsbeſchwerde rügt der Vermieter, daß das 
MEN. nicht ordnungsmäßig beſetzt war, weil der Bürgermeiſter den 
Vorſitz führte. Die Beſchwerdeſtelle betrachtet das MA. nicht als 
Partei und will von dem NE. v. 31. Jau. 1923, 17 Y 30/23 
(JW. 1924, 833; OLG Rſpr. 43, 241: Hertel, Mieterſchutz, Heft 3 
S. 196) abweichen. Zur Begründung ihrer Anſicht bezieht fie ſich 
lediglich auf den Aufſatz von Bleicken, Der Vorſitz im MEN. 
(in Einigungsamt und Mietſchöffengericht 1924, 311). 

Die Vorausſetzungen für den Rechtsentſcheid ſind hiernach ge⸗ 
geben. Doch war der frühere Rechtsentſcheid nach nochmaliger 
Prüfung aufrechtzuerhalten, da Gründe, die gegen ſeine Richtigkeit 
ſprechen, nicht vorliegen. Insbeſondere vermögen die Ausführungen 
von Bleicken den Senat nicht zur Aufgabe ſeiner Anſicht zu 
bringen, daß das WA. ſelbſt im Verfahren auf Feſtſetzung eines 
Zwangsmietvertrages Partei iſt. Wieſo das aus 8 4 WohnMangch. 
hervorgeht, legt der frühere Rechtsentſcheid ausführlich Dar. 
Bleicken verwechſelt bei feiner Betrachtung des 8 4 die Frage 
nach den Parteien in dem Verfahren vor dem MEsl. mit derjenigen 
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nach der Beteiligung an dem feſtgeſetzten Zwangsmietvertrage. Seine 
Ausführungen gehen deshalb fehl. 

Infolge feiner unrichtigen Auffaſſung, daß das WA. nicht 
Partei fei, gelangt Bleicken auch nur dazu, ſich gegen den Aus⸗ 
ſpruch des Senats zu wenden, daß kein früheres oder jetziges Mit⸗ 
glied des die Gemeindebehörde nach außen vertretenden Organs bei 
der Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages mitwirken darf. Bleicken 
meint, daß ſich die Frage, wer von der Mitwirkung im MEN. aus⸗ 
geſchloſſen ift, allein nach 87 Abſ. 3 in Verbindung mit § 38 Abi. 3 
MESHG. beantworte. Dort iſt die Zuſammenſetzung des MEU. aber 
nur allgemein geregelt, alſo ohne Rückſicht darauf, welche Parteien 
an der einzelnen Sache beteiligt ſind. Wieweit dagegen Beziehungen 
des Vorſitzenden und der Beiſitzer des MEN. zu den am Streit 
beteiligten Parteien im Einzelfalle ein Mietglied kraft Geſetzes aus⸗ 
ſchließen, behandelt die Sondervorſchrift in 8 8 Abſ. 3, die gemäß 
838 Abſ. 4 für das MEN., übrigens nach $ 27 der Anordnung für 
das Verfahren vor dem MEA. und der Beſchwerdeſtelle entgegen der 
Annahme Bleickens auch für die Beſchwerdeſtelle gilt. Sobald 
das WA. im Verfahren auf Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages als 
Partei zu gelten hat, folgt aus dieſer Sondernorm, daß jetzige und 
frühere Mitglieder des die Gemeindebehörde vertretenden Organs 
nicht als Vorſitzende des MEA. tätig ſein können. 

Schließlich vermögen auch die Ausführungen Küppers, welche 
die Schriftleitung des EA. dem Aufſatze Bleickens angefügt hat, 
die Aufgabe des früheren Rechtsentſcheides nicht zu veranlaſſen. 
Wenn auch der Magiſtrat befugt iſt, feine Vertretungsmacht auf jedes 
einzelne Mitglied zu übertragen, ſo ändert doch eine ſolche Maß⸗ 
nahme nichts daran, daß er in ſeiner Geſamtheit nach dem Geſetze 
das Vertretungsorgan darſtellt. Außerdem iſt nach dem auwend⸗ 
baren SAL Ziff. 4 3PO. nicht nur derjenige als Richter aus⸗ 
geſchloſſen, der als geſetzlicher Vertreter einer Partei aufzutreten 
berechtigt iſt, ſondern auch, wer zu einem ſolchen Auftreten berech⸗ 
tigt geweſen iſt. Das iſt aber bei dem Magiſtrat und deshalb auch 
bei ſeinen einzelnen Mitgliedern jedenfalls bis zu der Übertragung 
ſeiner Vertretungsbefugniſſe der Fall geweſen. 

(KR., 17. 388, Rechtsentſch. v. 3. Nov. 1924 17 Y 72/24.) [®.] 
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28. 86 WMG. Auf Grund dieſer Vorſchrift kann die 
oberſte Landesbehörde eine Gemeindebehörde ermächtigen, 
eine Zwangs bewirtſchaftung gewerbl. Räume unter der 
Vo rausſetzung anzuordnen, daß dadurch mittelbar Wohn- 
raum verfügbbar wird. f) 

89 der Hagener Bek. läßt die Beſchlagnahme gewerblicher 
Räume auch zu gewerblicher Verwendung zu, wenn dadurch mittelbar 
Räume für Wohnzwecke freigemacht werden. 8 13 gibt dem MEN. 
die Befugnis, für dieſen Fall auf Anrufen des WA. einen Zwangs⸗ 
mietvertrag feſtzuſeten. Das LG. hält dieſe Beſtimmungen für 
rechtsgültig, da fie durch 86 Wohn Mang, geſtützt werden, da auch 
durch mittelbares Freiwerden von Wohnraum die Wohnungsnot ge⸗ 
mildert werde. 

Die Anſicht des LG. iſt zutreffend. Nach 8 6 Wohn Mang. 
kann die oberſte Landesbehörde mit Zuſtimmung des Reichsarbeits⸗ 
miniſters die Gemeindebehörde zu Anordnungen ermächtigen, die nach 
dem Ermeſſen der Landesbehörde zur Beſeitigung der außergewöhn⸗ 
lichen Mißſtände erforderlich find (vgl. RO. 107, 221). Da der 
klar erſichtliche Zweck des Wohn Maugc., wie ihn ſchon für die 
Wohn MangVO. v. 23. Sept. 1918 deren Begründung hervorhebt, der 
iſt, durch Erfaſſung der für Wohnzwecke geeigneten Räume die 
Wohnungsnot zu mildern, ſo muß nach 8 6 jede Auordnung zuläſſig 
erſcheinen, durch die bisher nicht verfügbarer Wohnraum für die 
Unterbringung Wohnungſuchender durch das WA. erfaßt wird. Ob 
dieſe Erfaſſung unmittelbar oder mittelbar erfolgt, kann dabei keinen 
Unterſchied machen. Es erſcheint daher auch die Beſchlagnahme ge⸗ 
werblicher und dieſen im 85 Wohn Mang. gleichgeſtellter Räume 
zuläſſig, wenn dadurch mittelbar Raum zu Wohnzwecken frei wird. 
Ein abweichender Standpunkt läßt ſich auch nicht den Gründen des 

Zu 28. Dem Rechtsentſcheid iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. 
Mit Recht hebt das KG. hervor, daß 86 Wohn Mang. nicht nur 
Eingriffe in die Unverletzlichkeit der Wohnung, ſondern ſelbſt ſolche 
in die Unverletzlichkeit des Eigentums ausdrücklich zuläßt. 

Das KG. hat den Rechtsentſcheid mit fachlichen, aus 86 Wohn. ⸗ 
Mang. hergeleiteten Erwägungen begründet. Es kann ſich fragen, 
ob es deſſen überhaupt bedurft hätte. Darüber, welche Anordnungen 
und Maßnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot in den ein⸗ 
zelnen Ländern oder Gemeinden erforderlich ſind, haben allein die 
oberſten Landesbehörden und der Reichsarbeitsminiſter, nicht die Gerichte 
und MEA. zu entſcheiden (vgl. RG. 103, 309 JW. 1922, 803; 107, 
221). Das MEN. hätte demnach im vorliegenden Falle, ſoweit die recht⸗ 
liche Seite in Betracht kommt, nur das Vorhandenſein der formellen 
Voraussetzungen des 8 9 der Hagener Bek. — Ermächtigung durch 
die oberſte Landesbehörde, Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters — 
nachzuprüfen gehabt, ſoweit hierüber Zweiſel beſtehen konnten. 
Weiter hatte es nur noch zu prüfen, ob durch die Beſchlagnahme der 
gewerblichen Räume zu gewerblicher Verwendung mittelbar Räume 
zu Wohnzwecken in der Tat frei wurden, denn dies war die Voraus⸗ 
ſetzung für die Zuläſſigkeit des Einzeleingriffs. 

AGR. Dr. Buchwald, Borna. 
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Urteils des Senats v. 11. Jan. 1923 — 17 U 6907/22 = JW. 1923, 
767 — entnehmen, denn dieſes Urteil gründet ſich vornehmlich dar⸗ 
auf, daß die Berliner Bek. v. 12. Mai 1921 im 8 12 (Stern, 
Mieterſchutz, 5. Aufl., 269) Zwangsmietverträge nur für Wohnung⸗ 
ſuchende, nicht wie die Hagener Bek. im § 13, für Bewerber Überhaupt 
zuläßt. Die JW. 1923, 767 geäußerte abweichende Auſicht Mit⸗ 
telſteins iſt nicht begründet. Sie dürfte auch vor allem mit dem 
Zweck des Geſetzes, die Minderung des Wohnnngsmangels auch durch 
einfchneidendfte Maßnahmen, ſelbſt Eingriffe in die Unverletzlich⸗ 
keit des Eigentums, herbeizuführen, im Widerſpruch ſtehen. 
Zur mittelbaren Erfaſſung von Wohnraum durch die Beſchlag⸗ 
nahme gewerblicher Räume iſt erforderlich, daß ein urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen der Beſchlagnahme und dem Freiwerden von 
Wohnraum beſteht derart, daß die Beſchlagnahme nicht unmittelbar 
Wohnraum erfaßt, ſondern daß durch die Verwendung der beſchlag⸗ 
nahmten gewerblichen Räume zu anderen als Wohuzwecken Wohn⸗ 
raum für die Bewirtſchaftung durch die Gemeindebehörde frei wird. 
Dies iſt zunächſt der Fall, wenn ein in zu Wohnzwecken geeigneten 
Räumen untergebrachter Gewerbebetrieb in beſchlagnahmte gewerb⸗ 
liche Räume eingewieſen wird. Aber auch, wenn einem neuen oder 
vergrößerten Gewerbebetriebe beſchlagnahmte gewerbliche Räume 
überlaſſen werden und dieſer Betrieb als Gegenleiſtung dafür neuen 
Wohnraum (z. B. durch Ausbau oder Neubau) ſchaffte und alsbald 
unter Mitwirkung des WA. Wohnungſuchenden zur Verfügung ſtellt, 
wird durch dieſe Beſchlagnahme gewerblicher Räume mittelbar Wohn⸗ 
raum frei. 
(KG., 17. ZS., Rechtsentſch. v. 12 Juni 1924. 17 Y 46/24.) D.] 
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29. Die nach 88 WM. zum Wohnungstaufd erfor» 
derliche Genehmigung der Gemeindebehörde kann durch 
das MEN. erſetzt werden. 

Bei der Prüfung iſt von 88 Wohn Mang. auszugehen. 
Dieſe Vorſchrift macht den Tauſch zweier Wohnungen zwiſchen den 
im Geſetz näher bezeichneten Wohnungsinhabern davon abhängig, 
daß der Tauſch die Zuſtimmung der Vermieter und die Genehmi⸗ 
gung der beteiligten Gemeindebehörden findet. Bezüglich der Zu⸗ 
ſtimmung der Vermieter iſt beſonders geſagt, daß ſie durch das 
MEN. erſetzt werden kann, während ein gleicher Satz ſich in Rück⸗ 
ſicht auf die Mitwirkung der Gemeindebehörden nicht findet. Dar⸗ 
aus aber folgt für die hier geſtellte Rechtsfrage noch nichts, denn 
es iſt auch 816 Wohn Mang. zu beachten, der gegen jede auf Grund 
dieſes Geſetzes im Einzelfalle getroffene Verfügung dem unmittelbar 
Betroffenen eine Beſchwerde, das heißt in Preußen die Befugnis gibt, 
die Entſcheidung des MEA. herbeizuführen. Zu dieſen Verfügungen 
gehört aber auch die Verſagung der Genehmigung einer Gemeinde⸗ 
behörde zum Wohnungstauſch. Im Schrifttum iſt die Frage ſtreitig, 
und die Antwort wird davon abhängig gemacht, ob dem Wohnungs⸗ 
inhaber von vornherein ein Tauſchrecht zuſteht, welches durch die 
Verſagung der Genehmigung beſchränkt wird (ſo Auerbach in 
JW. 1924, 789), oder ob das Recht zum Tauſche durch die Ge⸗ 
nehmigung überhaupt erſt geſchaffen wird (ſo Brumby, Wohnungs⸗ 
mangel zu 8 8). Indeſſen wird dieſe Unterſcheidung eine ſichere 
Löſung nicht geben. Allerdings hat nach bürgerlichem Recht der 
Inhaber einer Wohnung ohne weiteres die Befugnis, ſeine Wohnung 
nach Belieben zu tauſchen, fofern nur fein Vermieter mit dem 
Wechſel der Perſöulichkeit des Mieters einverſtanden iſt. Doch hat 
nach bürgerlichem Recht auch jede Perſon die Befugnis eine Woh⸗ 
nung zu mieten und zu beziehen, ſofern ein Vermieter mit ihr abzu⸗ 
ſchließen geneigt iſt. Nach den wohnungswirtſchaftlichen Beſtim⸗ 
mungen ſind dieſe Rechte aber in beiden Fällen eingeſchränkt, indem 
ſie nur mit der Zuſtimmung der Gemeindebehörde wirkſam ausgeübt 
werden können. Trotzdem iſt eine Beſchwerde des Mietluſtigen ſicher⸗ 
lich nicht gegeben, wenn das WA. ihm zugunſten eines anderen 
Wohnungsſuchenden die Genehmigung zum Abſchluß eines nenen 
Mietvertrages verſagt. Daß aber allgemeine Erwägungen ſchon eine 
unterſchiedliche Behandlung beider Fälle norwendig machen und den 
Tauſchluſtigen als Betroffenen i. S. des 8 16 erſcheinen laſſen, den 
zum Abſchluß eines neuen Mietvertrages Gewillten hingegen nicht, 
wird zu verneinen ſein. Wohl aber rechtfertigt ſich der Unterſchied 
aus 88 WohuMlang®. ſelbſt. Einmal darf der Umſtand nicht außer 
acht gelaſſen werden, daß die Entſcheidung des WA. über die Ge⸗ 
nehmigung des Tauſches ihre unmittelbare Grundlage eben in 88 
Wopullang®. findet, alſo eine Verfügung auf Grund des Geſetzes 
darſtellt, für ſolche aber die Beſchwerde in 8 16 vorgeſehen iſt. Der 
Rechtsbehelf würde alſo gegen die Verweigerung nur dann zu ver⸗ 
ſagen ſein, wenn der Tauſchende aus beſtimmten Gründen nicht als 
durch die Verfügung unmittelbar betroffen betrachtet werden dürfte. 
Solche Gründe fehlen aber. Es ergibt ſich ſogar aus 8 8, daß die 
Gemeindebehörde bei der Entſcheidung über die Genehmigung weniger 
frei geſtellt iſt, als es bei der Erledigung ihrer ſonſtigen wohnungs⸗ 
wirtſchaftlichen Aufgaben die Regel bildet. Während ſie in den 
meiſten anderen Fallen ſich zwar innerhalb der Grenzen ihres 
pflichtmäßigen Ermeſſens zu bewegen hat, andere Schranken für 
ihre Eutſchließung jedoch nicht findet, ſteht es hier anders. Liegen 
die übrigen Vorausſetzungen vor, ſo iſt nämlich die Genehmigung 
innerhalb einer Friſt von 14 Tagen zu erteilen; bei Überſchreitung 
dieſer Friſt gilt die Genehmigung als erteilt. Aus dieſem Satze iſt 
zwar trotz ſeiner Faſſung, die Genehmigung ſei zu erteilen, nicht zu 
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folgern, daß die Verweigerung ausgeſchloſſen ſei. Vielmehr ergibt 
ſich aus dem Zuſammenhange und aus der Erwägung, daß die 
Genehmigung andernfalls eine ganz nutzloſe Förmlichkeik darſtellte, 
mit Gewißheit, daß ſie von der Gemeindebehörde aus hinreichenden 
Gründen auch verſagt werden kann. Aber dennoch geht aus dieſer 
Faſſung hervor, daß die Genehmigung als die Regel angeſehen wer⸗ 
den ſoll. Wichtiger noch iſt die Tatſache, daß der Gemeindebehörde 
für ihre Entſcheidung nur die Friſt von 14 Tagen vorbehalten und 
eine Friſtüberſchreitung ohne weiteres als Genehmigung behandelt 
wird. Dieſe Beſtimmung zeigt deutlich, daß das Geſetz in dem Er⸗ 
fordernis der Genehmigung zum Tauſch einen Eingriff in die Rechts⸗ 
betätigung desjenigen ſieht, der tauſchen will, einen Eingriff, auf 
den man aus wohnungswirtſchaftlichen Gründen nicht verzichten 
zu können glaubte, den man aber tunlichſt einſchränken wollte. 
Liegt die Sache ſo, dann läßt ſich nicht wohl zweifeln, daß der 
Tauſchende durch die Entſcheidung über die Genehmigung im Sinne 
des WohnMangch. unmittelbar betroffen wird und deshalb die Be⸗ 
ſchwerde aus 8 16 hat, falls die Genehmigung nicht feinem Antrage 
gemäß erteilt wird. Es iſt auch nicht einzuſehen, weshalb die am 
Wohnungstauſch Beteiligten gegen das Eingreifen der Gemeinde- 
behörde auf Grund der wohnungsrechtlichen Vorſchriften geringeren 
Schutz genießen ſollten, als er dem Verfügungsberechtigten bei In⸗ 
anſpruchnahme von Räumen durch den Inſtanzenzug gewährleiſtet ift. 
In dem einen wie im anderen Falle vermag die Nachprüfung ihrer 
Maßnahmen durch das MEN. die Gemeindebehörde in der Bewirt⸗ 
ſchaftung des vorhandenen Wohnraums zu behindern. Daß aber dieſe 
Behinderung etwa beim Wohnungstauſch im öffentlichen Intereſſe 
weniger erträglich wäre, als in anderen Fällen, insbeſondere bei 
der Inauſpruchnahme von Räumen, iſt nicht einzuſehen. 

(Kch., 6. Ferien Sen, Rechtsentſcheid. v. 23. Juli 1924, 17 Y 1 
D. 
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30. 5 12 WM. Bei Prüfung der Frage, ob eine 
Wohnung übergroß iſt, ſind durch Neubau gewonnene 
Räume außer Betracht zu laſſen. +) 

Die Anordnung der Beſchlagnahme übergroßer Räume — Bek. 
des Kreisausſchuſſes Kaſſel v. 20. April 1921 — findet ihre Stütze 


Zu 30. Die Eutſch. iſt im Ergebniſſe, nicht aber in der Be⸗ 
gründung zu billigen. 

Es handelt ſich um eine Beſchlagnahme auf Grund einer Bek. 
des Kreisausſchuſſes Kaſſel v. 20. April 1921, in der die Inan⸗ 
ſpruchnahme von Wohnungsteilen benutzter Wohnungen, falls ſie 
übergroß find, auf Grund einer Ermächtigung des Min. aus 89 
der Wohn MangBdD. für zuläſſig erllärt worden war. Die Beſchlag⸗ 
nahıne muß ſonach vor dem 31. Dez. 1923 ausgeſprochen fein. Denn 
nur dann konnte die Bek. angewendet werden, weil ſämtliche auf 
Grund der WohnMangVD. erlaſſenen Anordnungen der Gemeinden, 
auch ſoweit fie dem Wohn Mang. nicht entgegenſtehen, nach der 
preuß. VO. v. 19. Sept. 1923 (Preuß. GS. 446) am 31. Dez. 1923 
außer Kraft getreten ſind. Diejenigen Beſtimmungen der Bek. v. 
20. April 1921, die dem am 1. Sept. 1923 in Kraft getretenen 
Wohn Mangch. entgegenftanden, waren ſchon mit dem 1. Sept. 1923 
außer Kraft getreten. Zu dieſen letzteren Beſtimmungen gehört auch 
diejenige, daß die Bek. keine Anwendung auf die nach dem 29. Nov. 
1920 fertiggeſtellten Bauten finden ſollte. Dieſe Beſchränkung mußten 
nämlich nach der AD. des preuß. WohlſMin. v. 2. Nov. 1920 
(16/774) in Preußen die Anordnungen der Gemeinden enthalten. 
Da eine ſolche Beſchränkung im Widerſpruch ſteht mit 8 12 Wohn. 
MangG., der die Ausnahine auf alle nach dem 1. Juli 1918 
fertiggeſtellten Bauten erweitert, fo trat ſie mit dem 1. Sept. 1923 
außer Kraft. Au ihre Stelle trat die in 8 12 WohnMangG. ange⸗ 
ordnete Beſchränkung des Auwendungsgebietes. (Ebenſo Brumby, 
Wohnungsmangel, 3. Aufl., S. 93.) Es kommt ſonach auch bei 
einer vor dem 31. Dez. 1923 und nach dem 1. Sept. 1923 aug- 
geſprochenen Beſchlagnahme darauf an, ob der Neubau nach dem 
J. Juli 1918 fertiggeſtellt iſt. 

Das KG. glaubt ſeinen Rechtsentſcheid mit dem Erlaſſe des 
Min. v. 21. Sept. 1921 begründen zu können. Es ſieht in dieſem 
Erlaſſe eine Begrenzung der Ermächtigung des Min. an die Ge⸗ 
meinden dahin, daß Neubauten in keiner Weite zuungunſten des 
Wohuungsinhabers zu berückſichtigen find. Dabei wird zunächſt der 
Begriff der Ermächtigung (81 Wohn Mang.) verkannt. Die 
Ermächtigung muß begrifflich der Anordnung der Gemeinden vor- 
ausgehen. Eine Beſchränkung der Ermächtigung kaun wohl vor 
dem Erlaſſe der Anordnung erfolgen, niemals aber nach dem Er⸗ 
laſſe. Eine ſolche nachträgliche Beſchränkung der Ermächtigung hatte 
eine Außerkraftſetzung der Anordnung, ſoweit ſie über dieſe Be⸗ 
ſchränkung hinausgeht, nicht zur Folge. Eine nachträgliche Ein⸗ 
ſchränkung des Anwendungsgebietes der Bek. kann nur durch eine 
nachträgliche Anordnung der Gemeinden ſelbſt oder durch eine 
unmittelbare Anordnung der oberſten Landesbehörde, die ſich auch 
auf alle preußiſchen Gemeinden erſtrecken kann, geſchehen (8 1 
Wohn Mango.) Es kann alſo nur die Frage ſein, ob der Erlaß 
b. 21. Sept. 1921 eine für alle preußiſchen Gemeinden, alſo auch 
ur den Kreis Kaſſel bindende Anordnung i. S. des 81 Wohn Mang.⸗ 
SI. iſt. Dies iſt zu verneinen. Der Erlaß enthält, wie aus feinem 
weiteren in den Gründen nicht wiedergegebenen Inhalt hervorgeht, 
uſchts anderes als eine Meinungsäußerung des Min. über den Sinn 
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in 59 Wohn MangoO., jeht 86 Wohn MangG. Dieſer Beſtimmung 
geht 8 12 Wohn Mang. als die Beſtimmung über die Anwendbar⸗ 
keit des Geſ. vor. § 12 WohnMangG. ſetzt nun die Freiheit nach 
dem 1. Juli 1918 bezugsfertig gewordener Bauten oder Umbauten 
von der Wohnungszwangswirtſchaft neu feſt. Dieſe Beſtimmung 
wurde getroffen, da der Ausſchluß der Anwendbarkeit der Beſtim⸗ 
mungen des RMG. auf dieſe Räume für ſich allein nicht genügend 
Aureiz zur Belebung der Bautätigkeit gegeben hätte und dieſe Be⸗ 
lebung mit allen Mitteln erfolgen ſollte (vgl. Begr. zu 8 25 MSch ch. 
und 8 15 RM.). Ob dieſem Zweck aber nur eine Auslegung des 
§ 12 WohnMangch. dahin gerecht wird, daß die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft weder unmittelbar noch mittelbar Neubauten erfaſſen könne, 
kann dahingeſtellt bleiben. Denn der preuß. Wohlfahrtsminiſter er⸗ 
klärt in feinem Erlaſſe v. 21. Sept. (47) 1921 — II 7/1755 — 
(Einigungsamt 281 und Brumby, Wohnungsmangel, 3. Auf⸗ 
lage, 95) (bei Erörterung der Frage, ob eine alte Wohnung und eine 
Neubauwohnung eine Doppelwohnung bilden): „In bezug auf 
die Wohn Mango. werden Neubauten fo behandelt, als ob fie nicht 
vorhanden wären.“ Dieſe Auffaſſung wird zwar von Brum by 
a. a. O. und von Ruth, J!W. 1924, 837 Nr. 18 II, nicht geteilt, 
ſie erſcheint aber inſofern beachtlich, als ſie die Auffaſſung der 
oberſten Landesbehörde wiedergibt, die erſt die Gemeindebehörden zu 
ihren Anordnungen über die Inanſpruchnahme übergroßer Wohnun⸗ 
gen ermächtigt, und eine Begrenzung dieſer Ermächtigung dahin er⸗ 
kennen läßt, daß Neubauten in keiner Weiſe zuungunſten des Woh⸗ 
nungsinhabers zu berückſichtigen ſind. 

Es ſind daher bei Prufung der Frage, ob eine Wohnung über⸗ 
groß iſt, durch Neubau gewonnene Räume nicht zu berückſichtigen. 
(KG., 17. 35., Rechtsentſch. v. 12. Juni 1924, 17 Y a 

5 D. 


31. 1. Gegen einen Beteiligten, der ſich vor Veen— 
digung der Verkündung der Entſcheidung des MGA. ent- 
fernt hat, beginnt die Friſt zur Einlegung der Reſchtsbe- 
ſchwerde erſt mit der Mitteilung der Entſcheidung zu 
laufen. 2. Nach 84 des Wohnungsmangelgeſetzes darf der 
Zwangsmietvertrog nichr ſchlechthin mit ber Gemeinde 


des Geſetzes, nämlich der WohnMang O., und noch dazu in bezug 
auf eine Frage, die hier nicht zur Entſcheidung ſteht, nämlich dar⸗ 
über, ob bei Vorliegen einer Doppelwohnung, deren eine ein Neu⸗ 
bau iſt, eine derſelben der Beſchlagnahme unterliegt. Es heißt 
nämlich in dem Exlaſſe: „Da die Anordnungen über die Beſchlag⸗ 
nahme von Doppelwohnungen auf Grund der Wohn MangVO. ge⸗ 
troffen find, unterliegen demnach auch Neubauten nicht den Be⸗ 
ſtimmungen über Doppelwohnungen. In bezug auf die Wohn. 
MangVO. werden Neubauten fo behandelt, als ob ſie nicht vor⸗ 
handen wären.“ Dieſe Meinungsäußerung des Miniſters iſt wahr⸗ 
ſcheinlich durch Vorfälle in der Praxis der Wel. veranlaßt worden, 
bei denen die entgegengeſetzte Auſicht der betreffenden Wil. zutage 
getreten war. Es handelt ſich alſo um eine an dieſe gerichtete Be— 
lehrung über den Inhalt des Geſetzes, zu der der Miniſter auf 
Grund ſeines Auſſichtsrechtes befugt war. Die Wil. haben zwar 
dieſe Meinungsäußerung und Anwelſung ihrer vorgeſetzten Behörden 
zu beachten. Für die über die Rechtmäßigkeit entſcheidende Behörde, 
das MEN, die Rechtsbeſchwerdeſtelle und das KG. iſt fie aber 
nicht bindend. 

Die Frage, ob bei Beurteilung des Wohnungsbedarfs des Ein⸗ 
zelnen auch die neu geſchaffenen Räume mit einzurechnen ſind, muß 
vielmehr allein aus 8 12 Wohn MangG. beantwortet werden. Die 
Frage ift unbedenklich zu bejahen. 8 12 Wohn Mangch. iſt aus der 
Abſicht des Geſetzgebers hervorgegangen, die Bautätigkeit zu beleben. 
Dieſem Zwecke der Vorſchrift würde es aber widerſprechen, wenn 
gerade der Beſitz von neuen Räumen den geſetzlich begründeten Aulaß 
geben könnte, von der Altwohnung Teile zu beſchlagnahmen, die 
nicht beſchlagnahmefähig wären, wenn der Inhaber die Neuräume 
nicht beſäße. Der Beſitz der Neuräume würde dann geradezu die 
Urſache für eine Beeinträchtigung des dem Inhaber ſonſt zuſtehen⸗ 
den Wohnrechtes ſein. Der Anreiz zum Neubau würde nicht au⸗ 
geregt, ſondern niedergehalten. Dem Zwecke der Vorſchrift des 8 12 
Wohn Mang. entſpricht es nur, daß weder unmittelbar ſolche Neu⸗ 
räume von der Zwangswirtſchaft erfaßt werden, noch mittelbar der 
Beſitz von Neuräumen die Urſache von Eingriffen in die Verfügung 
über die von dem Inhaber benutzten Alträume ſein kann. 

Um die gleiche Frage handelt es ſich bei der Beſchlagnahme 
von Doppelwohnungen, deren eine ein Neubau iſt. Brumby und 
Ruth bejahen die Beſchlagnahmemöglichkeit in dieſem Falle ohne 
Angabe von Gründen. Ruth a. a. O. muß aber zugeben, daß der 
Inhaber der beiden. Wohnungen eine Beſchlagnahme der Alt⸗ 
wohnung — die neue Wohnung iſt nicht beſchlagnahmefähig — da⸗ 
durch verhindern kann, daß er die Altwohnung als Hauptwohnung 
erklärt. Sollte es wirklich die Abſicht des Geſetzes fein, einer öffent⸗ 
lichen Behörde eine Machtbefugnis zu geben, die durch eine voraus⸗ 
ſetzungsloſe Willenserklärung des Betroffenen jederzeit wieder auf⸗ 
gehoben werden kann? Es iſt aber nicht einzuſehen, weshalb der⸗ 
jenige, der ſein Wohnraumbedürfnis durch die Benutzung zweier 
ſelbſtändiger Wohnungen befriedigt, beſſergeſtellt ſein ſoll als der⸗ 
jenige, der nur eine Wohnung beſitzt, die aber aus Alt⸗ und Neu⸗ 
wohnung zuſammengeſetzt iſt. Ru. Max Müller, Weißenſee. 
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geſchloſſen, ſondern dieſe nur an Stelle eines beſtimmten 
Wohnungſuchenden als Mieterin mit der Befugnis ein⸗ 
geſetzt werden, an denſelben Wohnungſuchenden die Woh⸗ 
nung weiterzuvermieten. f) 

Nachdem Wohnungsräume beim Antragsgegner rechtskräftig in 
Anſpruch genommen worden waren, hat die Gemeinde beantragt, 
mit einer näher bezeichneten Wohnungſuchenden einen Zwangs miet⸗ 
vertrag feſtzuſetzen. Da dieſe Wohnungſuchende im Verhandlungs⸗ 
termin erklärte, die Wohnung nicht zu nehmen, hat die Gemeinde 
ihren Antrag auf Abſchluß des Zwangs mietvertrages mit der Ge⸗ 
meinde geändert. Das MEN. hat entſprechend entſchieden. Wäh⸗ 
rend der Verkündung des Beſchluſſes hat ſich der Antragsgegner ent⸗ 
fernt. Er hat Rechtsbeſchwerde eingelegt, und die Beſchwerdeſtelle 
ſucht einen Rechtsentſcheid über folgende Fragen nach: 

a) Von wann an läuft die Beſchwerdefriſt, wenn der Be⸗ 
ſchwerdeführer bei Verkündung der Feſtſetzung eines Zwangsmiet⸗ 
vertrages ſich entfernt und deshalb wohl die Eingangsworte, nicht 
aber den Inhalt des Zwangsmietvertrages und die Belehrung über 
die Rechtsmittel gehört hat? 

b) Kann der Zwangs mietvertrag ſchlechthin mit der Gemeinde 
mit der Befugnis zu beliebiger Weitervermietung abgeſchloſſen wer⸗ 
den, wenn zur Zeit für die beſchlagnahmte Wohnung ein Mieter 
nicht vorhanden iſt, oder darf die Gemeinde nach 8 4 Wohn Mang. 
nur an Stelle eines beſtimmten Wohnungſuchenden als Mieterin 
eingeſetzt werden, und darf ſie nur dieſem die Wohnung weiter⸗ 
vermieten? 

Die Beſchwerdeſtelle will die Beſchwerdefriſt von der Zuſtellung 
des vollſtändigen Beſchluſſes an den Beſchwerdeführer beginnen 
laſſen und hält es für unzuläſſig, die Gemeinde als Mieterin 
ſchlechthin zu beſtimmen. Da es ſich um Fragen von grundſätzlicher 
Bedeutung handelt, die das Kg bisher nicht entſchieden hat, ſind 
die Vorausſetzungen für den Rechtsentſcheid gegeben. Der Anſicht 
der Beſchwerdeſtelle war beizutreten. 

a) Der Senat hat in dem Rechtsentſcheide v. 8. Mai 1924, 
17 Y 30/24 (JW. 1924, 44; Hertel, Mieterſchutz, Heft 3, 287 
Entſch. KG. 2, 121), bereits dargelegt, daß die Friſt für die Ein⸗ 
legung der Rechtsbeſchwerde nach den geltenden Beſtimmungen mit 
der Verkündung der Entſcheidung beginnt, wenn der Beteiligte bei 
dieſer Verkündung anweſend oder vertreten war; daß dagegen die 
Friſt erſt von der Mitteilung der Entſcheidung an den Beteiligten 
läuft, wenn er bei der Verkündung weder anweſend noch vertreten 
war, ſpricht der Rechtsentſcheid v. 28. April 1924, 17 Y 25/24 (OLG. 
43, 245; Hertel a. a. O. 218; Entſch. KG. 2, 119), aus. Es kommt 
alſo für die Entſcheidung der jetzt geſtellten Rechtsfrage nur darauf 
an, ob der Beteiligte, der ſich während der Verkündung entfernt, als 
bei ihr anweſend oder abweſend zu betrachten iſt. 

Da der Zweck der geſetzlichen Unterſcheidung in bezug auf den 
Friſtbeginn offenfichtlich der iſt, die Friſt gegen einen Beteiligten 
nicht früher in Lauf zu ſetzen, als bis er ſich in Kenntnis des ge⸗ 
ſamten Inhalts der Entfch. des MEN. über ihre Anfechtung ſchlüſſig 
machen kann, ſo kann als bei der Verkündung anweſend nur der 
betrachtet werden, der während ihrer ganzen Dauer zugegen iſt. Dann 
aber muß die Rechtsmittelfriſt in dem Falle, daß der Beteiligte 
während der Verkündung ſich entfernt hat, nicht von der Verkündung, 
ſondern von dem ſpäteren Zeitpunkt der ſchriftlichen Mitteilung an 
dieſen Beteiligten gerechnet werden. 

b) Bei der Prüfung der Frage, in welcher Weiſe das MEA. 
einen Zwangsmietvertrag zwiſchen dem Verfügungsberechtigten und 
der Gemeinde feſtſetzen kann, iſt von $4 der WohnMang O. aus⸗ 
zugehen, da dieſe Vorſchrift zuerſt den Zwangsmietvertrag mit der 
Gemeinde erwähnt. Nach 8 4 der WohnMangVO. genügte es als 
Vorausſetzung für den Abſchluß eines Zwangsmietvertrages, wenn 
die Gemeindebehörde dem Verfügungsberechtigten für eine unbenutzte 
Wohnung oder andere zu Wohnzwecken geeignete unbenutzte Räume 
einen einzigen Wohnungſuchenden bezeichnet hatte, ohne daß es 
zum freiwilligen Abſchluß eines Mietvertrages gekommen war. Auf 
Anrufen der Gemeinde konnte dann das MEA. einen Mietvertrag 
zwiſchen dieſem Wohnungſuchenden und dem Verfügungsberechtigten 
feſtſetzen. § 4 Abſ. 2 der Wohn Mang BO. beſtimmte dann noch: 
„Das Einigungsamt kann dabei anordnen, daß die Gemeinde an 
Stelle des Wohnungſuchenden als Mieter gilt und berechtigt iſt, die 


Zu 31. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen: 

1. Es beſteht keine Pflicht des von der Entſch. des Me A. Be⸗ 
troffenen, bis zur Beendigung der Sitzung anweſend zu ſein. — 
Entfernt er ſich vor der Verkündung der Entſch, fo iſt der Erfolg 
der Verkündungshandlung nicht während ſeiner Anweſenheit ein⸗ 
getreten. 

2. Der Abſchluß eines Zwangsmietvertrages ſchneidet ſo un⸗ 
geheuerlich in das Recht des Zwangsvermieters ein, daß ihm jede 
Rechtsſicherheit gegeben werden muß, die Einwendungen, die er gegen 
die Perſon des künftigen Zwangsmieters hat, vorzubringen. — 
Dieſer Forderung wird die Entſch. gerecht. Würde die Gemeinde, 
die Zwangsmieterin geworden iſt, das Recht haben, irgendeinen 
Wohnungſuchenden als Untermieter einzuſetzen, fo würde dem Zwangs⸗ 
vermieter damit das wichtige Recht genommen werden, ſeine Ein⸗ 
wendungen gegen die Perſon feines künftigen Wohnungsgenoſſen 
geltend ma hen zu können. RA. Dr. Goldſchmidt, Leipzig. 
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Mieträume dem Wohnungſuchenden weiterzuvermieten.“ In dieſem 
Zuſammenhange konnte die Vorſchrift des Abſ. 2 nicht wohl anders 
verſtanden werden, als daß die Gemeinde nur an die Stelle gerade 
eines ganz beſtimmten Wohnungſuchenden eingeſetzt werden durfte. 
Es mußte derſelbe Wohnungſuchende fein, den die Gemeinde dem 
Verfügungsberechtigten erfolglos zum Abſchluſſe eines Mietvertrages 
bezeichnet hatte, und die Einſetzung der Gemeinde war nur zuläſſig, 
wenn ohne dieſe Anordnung ein Zwangs mietvertrag mit dem ganz 
beſtimmten zugewieſenen Wohnungſuchenden abgeſchloſſen worden 
wäre. Sie verlieh der Gemeinde auch nur die Befugnis, gerade an 
dieſen Wohnungſuchenden die Wohnung weiterzudermieten. Hin⸗ 
gegen konnte es nach dieſer Faſſung der BD. nicht zuläſſig ſein, 
daß die Gemeinde auch ohne dieſe Vorausſetzungen durch die Entſch. 
des MEA. zur Zwangsvermieterin gemacht und berechtigt wurde, 
die Räume irgendeinem anderen Wohnungſuchenden in Untermiete 
zu geben. Das entſpricht auch dem Zweck der Beſtimmung. Sie 
ſoll nach der amtlichen Begründung (vgl. Stern, Mieterſchutz, 
5. Aufl., S. 165; Unger⸗Lurje⸗Klör, Anm. 8 zu 84, S. 219) 
der Unterbringung ſolcher Wohnungſuchender dienen, mit denen wegen 
Säumigkeit im Zahlen, Zahlungsunvermögen uſw. dem Verfügungs⸗ 
berechtigten ein unmittelbarer Vertragsabſchluß nicht zugemutet wer⸗ 
den konnte. 

Nach 84 Wohn Mang. iſt die Rechtslage nicht anders zu be⸗ 
urteilen. Allerdings ſind die Vorausſetzungen des Abſchluſſes eines 
Zwangs mietvertrages inſofern grundlegend geändert, als dieſer Ab⸗ 
ſchluß regelmäßig nicht erfolgen darf, wenn die Gemeinde dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten nicht mindeſtens zwei Wohnungſuchende zum 
Zwecke des Vertragsabſchluſſes zugewieſen hatte, die zum Abſchluß des 
Mietvertrages bereit waren. Das iſt im Rechtsentſcheide v. 31. Jan. 
1924, 17 Y 3/24 (JW. 1924, 836; Entſch. NÖ, 2, 16; Einigungsamt 
1924, 303; OG. 43, 251; Hertel a. a. O. 200), eingehend dargelegt 
worden. Sobald aber dieſes Erfordernis genügt, die Feſtſetzung eines 
Zwangs mietvertrages alſo überhaupt zuläſſig geworden iſt, hat ſich 
für das weitere Verfahren nichts geändert. Insbeſondere ſtimmt 
Abſ. 2 des § 4 wörtlich mit der Beſtimmung in § 4 Abſ. 2 Wohn. 
Mang. überein. Es kann deshalb auch nach dem jetzigen Recht 
die Gemeinde Zwangsmieterin nur au Stelle desjenigen beſtimmten 
Wohnungſuchenden werden, mit dem ſonſt der Zwangsmietvertrag 
abgeſchloſſen worden wäre, und nur an dieſen darf die Gemeinde die 
Räume weitervermieten (ebenſo Hertel a. a. O. 91, 181 und die 
dort angeführte Entſch. des LG. Greifswald). Sit alſo der Woh⸗ 
nungſuchende, mit dem nach dem Antrage der Gemeinde ein Zwangs⸗ 
mietvertrag geſchloſſen werden ſoll, zur Übernahme der Wohnung 
überhaupt nicht bereit, dann kann die Gemeinde weder an ſeiner 
Stelle noch ganz allgemein als Zwangsmieterin eingeſetzt werden 
Ob dieſe Rechtslage, die ſich aus 84 Wohn Mang. ergibt, durch 
Anordnungen der oberſten Landesbehörde gemäß 8 6 des Gel. ge⸗ 
ändert werden kann, iſt hier nicht zu entſcheiden, da ſich die ge⸗ 
ſtellte Rechtsfrage auf dieſe Möglichkeit nicht erſtreckt (vgl. wegen Zu⸗ 
weiſung nur eines Wohnungſuchenden den Rechtsentſcheid v. 4. Juli 
1924, 17 Y 63/24; Grundeigentum 1924, 742; Hertel a. a. O. 
257; Entſch. KG. 2, 20). 

(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 6. Okt. 1924, 17 Y 67/24.) D.] 
* 


32. Zu 8 24 MEA Verf AO.; 81 preuß. MSchG Ausf VO. 
vom 22. Okt. 1923. Der Rechtsentſcheid kann nur ergehen, 
wenn er als Element der Entſcheidung über eine Rechts⸗ 
beſchwerde überhaupt in Betracht kommen kann. 


Die Beſchwerdeſtelle hat einen Rechtsentſcheid nachgeſucht 
über die Rechtsfrage: Dürfen, wenn das LG. die Sache au 
das MEA. zurückverweiſt, die Gerichtskoſten der Rechtsbeſchwerde⸗ 
inſtanz vom Beſchwerdeführer erfordert werden? Sie pflegt bei 
Zurückverweiſungen die Entſch. über die Koſten der Beſchwerde 
dem MEN. vorzubehalten und zugleich in der Beſchlußformel 
anzuordnen, daß dieſe Koſten vorläufig vom Beſchwerdeführer zu 
erfordern ſeien. Die Vorausſetzungen für den Rechtsentſcheid, deren 
Vorliegen der Senat ſelbſtändig zu prüfen hat, ſind bei dieſer Sach⸗ 
lage nicht gegeben. Wann ein Rechtsentſcheid ergehen kann, be⸗ 
ſtimmt erſchöpfend 8 1 der 2. Ausf VO. des preuß. IM. zum MSchch. 
v. 22. Okt. 1923, der auf 824 MEA Verf AO. v. 19. Sept. 1923 
beruht. Der Inhalt der Vorſchrift läßt erkennen, daß für den. 
Rechtsentſcheid nur ſolche Fragen in Betracht kommen, von denen 


Zu 32. Die Verſchiedenartigkeit der Entſch. der MEgl. wurde 
vor Erlaß des MSHG. allgemein beklagt. § 24 MEAVerf VO. war 
als ein Abhilfemittel gedacht. Bedauerlich ift, daß die Zulaſfung 
der Erholung von Vorabentſcheidungen über Rechtsfragen nicht reichs⸗ 
rechtlich angeordnet, ſondern ins Ermeſſen der oberſten Landes⸗ 
behörde geſtellt iſt. — Der Ausf Vo. iſt durch das Reichsgeſetz der 
Rahmen vorgeſteckt. Danach kommt nur die Vorlage zur Vorab⸗ 
entſcheidung über eine Rechtsfrage, nicht aber die Einholung 
des Rechtsentſcheides über jede beliebige Rechtsfrage in Betracht. 
Das Weſen der Vorabentſcheidung bedingt, daß der Rechtsentſcheid 
nur ſolche Fragen betreffen kann, die als Element der Entſcheidung 
ſelbſt bedeutſam ſein können. Da der im vorliegenden Fall vor⸗ 
gelegten Frage dieſe Eigenſchaft fehlt, hat das KG. es mit Recht 
abgelehnt, einen Rechtsentſcheid zu erlaſſen. 

RA. Dr Bruno Stern, Würzburg. 
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die Entſch. über die Rechtsbeſchwerde abhängen kann. Dies wird 
beſonders deutlich durch den letzten Satz des $ 1, wonach der Rechts⸗ 
entſcheid in der Sache, in welcher er eingeholt wird, verbindlich 
iſt. Der Rechtsentſcheid muß alſo als Element für die Entſch. über 
die Rechtsbeſchwerde in Betracht kommen können, denn es haben bei 
Einholung eines Rechtsentſcheides mehrere Stellen bei der Er⸗ 
ledigung der Rechtsbeſchwerde zuſammen zu wirken, wie ſchon im 
Rechtsentſcheid v. 31. Jan. 1921 — 17 Y 30/23 — (JW. 1924, 833; 
OLG. 43, 241) näher dargelegt worden iſt. Zur Entſch. über 
die Rechtsbeſchwerde gehört aber nur, was den mit dem Rechtsmittel 
anhängig gemachten Streitſtoff ganz oder teilweiſe erledigt, ſei es 
auch nur in der Form einer einſtweiligen Anordnung. 

Nach dieſen Geſichtspunkten iſt die geſtellte Rechtsfrage nicht 
geeignet, durch Rechtsentſcheid beantwortet zu werden, denn ſie kann 
mit einer Rechtsbeſchwerde nicht derart in Zuſammenhang ſtehen. 
Dieſer Zuſammenhang wird auch nicht dadurch geſchaffen, daß die 
Beſchwerdeſtelle die Einziehung der Beſchwerdekoſten vom Beſchwerde— 
führer in ihrer Beſchlußformel anordnet, denn dieſem Teil der Formel 
kommt die Bedeutung einer Entſch. überhaupt nicht zu. Ob das 
deutſche GKG. anzuwenden und auf Grund ſeiner Beſtimmungen der 
Beſchwerdeführer zur Erlegung der Koſten einſtweilen verpflichtet 
iſt, hat zunächſt der Gerichtsſchreiber zu prüfen, der bei Bejahung 
der Frage die Koſtenrechnung aufzuſtellen hat. Gegen dieſe Rech⸗ 
nung kann die Partei die Erinnerung erheben. über welche die 
Beſchwerdeſtelle dann zu eutſcheiden hätte. Erſt in dieſem Verfahren 
findet eine ſolche Entſch. über die vorgelegte Frage des Koſtenrechts 
ſtatt, und es hat dieſe Entſch. über eine Erinnerung gegen den 
Koſtenanſatz nichts zu tun mit der Entſch. über die Rechtsbeſchwerde. 
Selbſt wenn die Beſchwerdeſtelle in ihrem Beſchluß über das Rechts- 
mittel bereits einen Ausſpruch über die einſtweilige Erhebung der 
Gebühren getan hat, iſt dieſer doch bedeutungslos und ſchließt 
weder die Erinnerung noch eine erneute und ſogar abweichende 
Stellungnahme der Beſchwerdeſtelle über die Koſtenfrage aus. In 
dem Verfahren über die Erinnerung kaun aber ein Rechtsentſcheid 
überhaupt nicht eingeholt werden, weil dieſe Einrichtung auf das 
Beſchwerdeverfahren beſchräukt und nur zur Herbeiführung der⸗ 
jenigen Entſch. gegeben iſt, welche eine endgültige Erledigung i. S. 
des 843 Abſ. 2 MSchGg. zum Ziele haben. Daran kann es auch 
nichts ändern, wenn die e mit einer derartigen Entſch. 
einen unſchädlichen und überflüſſigen Ausſpruch über Erhebung der 
Koſten verbindet, der ohne Bedeutung für die Koſtenpflicht und 
nur ein Hinweis für den Gerichtsſchreiber iſt. Somit war der 
Rechtsentſcheid abzulehnen. 

(KG., 6.535, Beſchl. v. 16. Juli 1924, 17 Y 61/24.) [G.] 


* 


33. Rechtsentſcheide können nur in Mieteinigungs⸗, 
nicht in Mierſchöffenſachen eingeholt werden. 

Die Einholung von Rechtsentſcheiden in Mietſachen iſt für 
Preußen durch die 2. AusfVoO. des JuſtM. zum MSHE. v. 22. Okt. 
4923 (GS. 485) geregelt. Wie der Eingang dieſer VO. zeigt, wird 
der Umfang der Anordnung über Einholung von Rechtsenkſcheiden 
durch 8 21 der Anordnung für das Verfahren vor dem MEA. und 
der Beſchwerdeſtelle v. 19. Sept. 1923 (RGBl. I, 889) und 8 42 
Abſ. 3, 8 45 Abſ. 2, 8 46 MSHG. beſtimmt. Hieraus ergibt ſich 
aber, daß, wenn auch die preuß. VO. davon ſpricht, daß das Ber 
e a einen Rechtsentſcheid einholen kann und unter Um⸗ 

anden einholen muß, hierunter, da in Preußen die Rechtsbeſchwerde 

gegen die Entſch. der MEI. an die LG. geht, nichts anderes zu 
verſtehen iſt als die Beſchwerdeſtellen, die über die Rechtsbeſchwerden 
gegen die Entſch. der MEsl. zu entſcheiden haben, daß alſo Rechts⸗ 
entſcheide nur in Mieteinigungs⸗, nicht aber in Mietſchöffenſachen 
eingeholt werden können. 

Da im vorliegenden Fall das LG. als Beſchwerdegericht in 
einer Mietſchöffenſache angerufen iſt (88 27 Abſ. l, 6 Abſ. 2 Satz 3 

Schcg.), war die Erteilung eines Rechtsentſcheides als unzuläſſig 
abzulehnen. 
(KG., 17. 38, Rechtsentſch. v. 7. Nov. 1924. 17 Y 101/24.) [®.] 


* 


34. a) Die Beſchwerdeſtelle darf vor ihrer Entſchei⸗ 
dung ernſtwerlige Anordnungen erlaſſen. 

b) Das MEA. und die Beſchwerdeſtelle dürfen dem WA. 
durch einſtweilige Anordnung unterſagen, feine Ver⸗ 
fügungen vor eingetrerener Rechtekraft zu vollſtrecke n. f) 
„„Das WA. Berlin XI hat die Zweizimmerwohnung der Antrag⸗ 
ſteller am 8. Jan. 1924 beſchlagnahmt, weil dieſe Wohnung nicht 


Zu 34. Zu a. Die Entſch. findet in $27 der gemäß 8 47 
Meß. erlaſſenen RAusfO. v. 19. Sept. 1923 (RGBl. I, 889 f.) 
(Verf AO.) ihre Grundlage. Es en:fpricht dem Zveck der Rechts- 
deſchwerdeinſtanz, die Durchführung ihrer Entſcheidung durch vor⸗ 
ereitende Maßregeln ſichern zu können. Eine „entſprechende“ 
nwendung der für das MEN. in § 40 Abſ. 5 M Sch. gegebenen 
Vorſchrift (früher 8 7 Abſ. 1 Satz 2 MSchxO.) iſt daher zu fordern. 

Zu b. Dieſer Rechtsentſcheid iſt für die Abgrenzung des Auf⸗ 
gabenkreiſes des MEN. gegenuber dem WA. von en. ſcheidender Be⸗ 
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mehr von den Antragſtellern, ſondern unberechtigt von den 
Eheleuten Z. benutzt wurde. Die dagegen eingelegte Beſchwerde tft 
tom MEAN. Berlin⸗Schöneberg am 5. März 1921 mit der Maßgabe 
zurückgewieſen worden, daß die Beſchlagnahme beſtätigt wird, 
wenn die Antragſteller nicht zuſammen bis 1. April 1924 
in ihre Wohnung zurückgekehrt ſind. Dagegen haben die An⸗ 
tragſteller Rechtsbeſchwerde eingelegt. Das WA. hat am 
24. März 1924 die Antragſteller und die Eheleute Z. aufgeſordert, 
für den Fall, daß die Antragſteller zuſammen bis zum 1. April 1924 
in ihre Wohnung nicht zurückgekehrt ſind, die Wohnung bis zum 
6. April 1924 zu räumen. Sollte die Wohnung bis zu dieſem Ter⸗ 
min nicht freiwillig geräumt ſein, würde die Zwangsräumung am 
8. April erfolgen. Demgegenüber haben die Antragſteller beantragt: 
im Wege der einſtweiligen Verfügung anzuordnen, 
daß die Zwangsräumung der Wohnung bis zur Entſchei⸗ 
dung über die Rechtsbeſchwerde zu unterbleiben habe. 


deutung. Schon in den Rechtsentſcheiden v. 13. März und 20. März 
1924 (JW. 1924, 840 21 u. 843 27) hatte das KG. entſchieden, daß 
in dem Verfahren vor dem MEA. das WA. unter Umſtänden Partei 
iſt, die zur Beſchwerdeeinlegung befugt ſei, ſo daß das MEA. nicht 
den dem WA. im Dienſtaufſicheswege übergeordneten Stellen gleich 
zu ſetzen, ſondern einem Verwaltungsgericht vergleichbar ſei, das 
nach Art eines Sondergerichts als unparteliſche Inſtanz entf heide 
(vgl. auch 8 5 III Verf AO., welcher Anhörung des WA. allerdings 
nur bei 8 16 MSchG. verlangt). 

In vorliegender Entſch. baut das KG. dieſen Gedanken welter 
dahin aus, daß das MEA. und die ihm ſach ich gleich geſtellte und 
nur durch die funktionelle Zaſtändigkeit geſchiedene Beſchwerdeſtelle 
befugt ſeien, in die Tätigkeit des WA. unmittelbar einzugreifen 
und die Durchführung ſeiner dem öffentlichen Belange angehörigen 
Verfügungen in Vorbereitung der eigenen Eutſcheidung zu hemmen. 

Entſcheidend iſt die Auslegung der Ziff. 6 Saß 1 der preuß. 
AusſVorſchr. über das Verfahren bei Einlegung von Beſchwerden 
gegen Verf. der Gemeindebehörden v. 3. Juli 1920 (GS. 361), Dieſe 
Vorſchrift iſt zwar für das frühere Beſchwerdeverfahren gegen 
die Verf. der WA. gegeben, findet aber gemäß 8 2 ll der zu 3 16 
des WM. erlaſſenen preuß. AusfBeſt. v. 11. Sept. 1923 (GS. 432) 
auch auf das neue Beſchwerdeverfahren Anwendung. (Ihre nicht 
geſtrichene Ziff. 8 dürfte mit Außerkrafttreten der alten Ve. [Vorſchr. 
gegenſtandslos geworden ſein.) Für dies Beſchwerdeverfahren gelten 
im übrigen die Beſt. des MSHBb. u. der Verf AO. v. 19. Sept. 
1923, einſchl. der für die Rechtsbeſchverde gegebenen, wie ſich aus 
a MSHO. ergibt und das KG. ZW. 1924, 842 26 entſchie⸗ 
en hat. 

Ziff. 6 a. a. O. bringt den dem Grundſatz der Trennung der 
Gewalten entſprechenden Gedanken zum Ausdruck, daß die Verwal⸗ 
tungsbehörde (WA.) in der Lage ſein muß, im Einzelfall, unbe» 
kümmert um die Einlegung eines Rechtsmittels, im Intereſſe der 
von ihr wahrzunehmenden öffentlichen Belange die von ihr be⸗ 
ſchloſſene Maßregel durchzuführen. Dieſe Beſtimmung geſtattet dem 
WA. die zugleich als Regel angeordnete, hemmende Wir⸗ 
kung der Beſchwerde durch beſondere Verfügung auszu⸗ 
ſchließen. (Dieſe Hemmung iſt nicht etwa in 8 21 V der Verf. 
ausgeſprochen, da dieſer von der Hemmung der Entſch. des MEN. 
ſpricht, wie § 20 II die Hemmung der Entſcheidung des Vorſitzenden 
des MEA. im Auge hat.) 

Es dürfte nun en ſprechend dem genannten Grundſatz in dem 
vorliegenden nicht entſchiedenen Fall, daß das WA. den Ausſchluß 
der Hemmung angeordnet hat, nicht zweifelhaft fein, daß dem MeA, 
verſagt ſein muß, dieſen Ausſchluß der Hemmung durch eine einſtw. 
Anordnung gemäß 8 40 V MSHG. wieder zu beſeitigen. Das MEN. 
würde damit die ſeiner Beſchwerdetätigkeit zugrunde 
liegende Beſtimmung, daß in dieſem Einzelfall die Beſchwerde 
keine aufſchiebende Wirkung hatte, verletzen. Eine andere Anſicht 
würde nur zuzulaſſen ſein, wenn man das MEA. (und damit auch 
Rechtsbeſchwerdeſtelle) als eine ſachlich dem WA. gleichgeſtellte und 
nur ſunktionell geſchiedene, reine Verwaltungsſtelle auſehen würde, 
Dies iſt zu verneinen. Die MEI. find keine Prozeßgerich e (vgl. 
RG. JW. 1924, 805), aber auch keine reine Verwaltungsſtellen, 
die der Dienſtaufſicht der Verwaltung ſachlich unterworfen find 
(argumentum e contrario 8 11 MSchG.). 

Es fragt ſich daher, ob das MEA., ſolange das WA. die 
Hemmung noch nicht ausgeſchloſſen hat, den nachträglichen 
Ausſchluß und damit die Möglichkeit zur fofortijen Vollſtreckung ver⸗ 
bieten kann. Dies iſt mit dem KG. unbedenklich zu bejahen, ſchon 
aus dem Geſichespunkt, daß Ziff. 6 a. a. O. zwar dem WU. das 
Recht gibt, die Hemmung auszuſchließen, aber für den Fall, daß 
dies nicht geſchehen iſt, die aufchiebende Wirkung der Beſchwerde 
eintreten läßt, welche nicht ohne weiteres durch Verwaltungsakt 
wieder beſei igt werden kann. Die nur ſcheinbar dem Grundſaß 
der Trennung der Gewalten nicht entſprechende, zu b ausgeſprochene 
Befugnis ent;ä.t ſomit nichts anderes als das Recht, die Fortdauer 
der einmal eingetretenen Hemmung auch fernerhin zur Vorbereitung 
der eigenen Entſcheidung zu ſichern. Um Unklarheiten zu vermeiden, 
wird man deshalb verlangen müſſen, daß das WA. eine die Hem⸗ 
mung ausſch ießende Anordnung alsbald und mög ihſt zugleich mit 
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Das LG. bittet um Vorabentſcheidung folgender Rechtsfragen: 

a) Kann eine Beſchwerdeſtelle vor ihrer Entſcheidung einſtwellige 
Anordnungen erlaſſen? \ 

b) Können das MEA. und die Beſchwerdeſtelle dem WA. durch 
einſtweilige Anordnung unterſagen, ſeine Verfügung vor eingetre⸗ 
tener Rechtskraft zu vollſtrecken? Notfalls * 

ec) hat auch gegenüber derartigen Verfügungen die Einlegung 
der Rechtsbeſchwerde aufſchiebende Wirkung? 

Es handelt ſich um Rechtsfragen von grundſätzlicher Bedeutung, 
die letztinſtanz lich noch wicht entſchieden jind. Die Vorausſetzungen 
für den Rechtseuticheid ſind alſo gegeben. Das L. will die beiden 
erſten Fragen bejahen, und zwar die erſte, weil 8 10 Abſ. 5 MSchG. 
als Verfahrensvorſchrift auch für die Beſchwerdeſtelle gelte, und die 
zweite, weil das WA. in dieſem Verfahren Partei ſei und MGA. 
und Beſchwerdeſtelle den Streit als Gericht von höheren Geſichts⸗ 
punkten als das WA. betrachteten. 

Zu a. Dieſe Frage betrifft eine Verfahrensmaßnahme der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle. Über das Verfahren vor dieſer beſtimmt 8 27 Verf AO., 
daß die Vorſchriften über das Verfahren vor dem MEN. entſprechend 
gelten. Die hier entsprechende Beſtimmuſig iſt 8 40 Abſ. 5 MSchch.: 
„Vor der Entſcheidung kann eine einstweilige Anordnung erlaſſen 
werden.“ Alſo darf auch die Beſchverdeſtelle Anordnungen erlaſſen. 
Es iſt kein Grund erfindlich, der die entſprechende Anwendung dieſer 
Beſtimmung auf die Beſchwerdeſtelle ausſchlöſſe, wohl aber ſpricht 
dafür das Bedürfnis der Praxis, damit das vor der Beſchwerdeſtelle 
zu erſtreitende Recht geiichert und nicht ſeine Verwirklichung ge⸗ 
fährdet und erſchwert werde. 

Zu b. Auf das Verfahren vor dem MEN. und den Beſchwerde⸗ 
ſtellen finden auch in Wohnungsbeſchlagnahmeſachen die geſamten 
Vorſchriften des 2. Abſchnitts des MSHE., „die Mieteinigungsämter“ 
Anwendung, wie in 17 Y 11/24 ausgeführt iſt, alſo auch die Be⸗ 
ſtimmung des 8 40 Abſ. 5 MSchch., der einſtweilige Anordnungen 
zuläßt. Da es ſich um einen durch preuß. Landesrecht geſchaffenen 
Rechtszug gegen Verfügungen der W. handelt, hätte das Landes⸗ 
recht die Anwendbarkeit der allgemeinen Verfahrensbeſtimmungen 
einſchränken, insbeſondere einſtweilige Anordnungen unterſagen kön⸗ 
nen. Ausdrücklich iſt dies durch die preuß. AugsfBeit. v. 3. Juli 
1920 nicht geſchehen, obwohl auch damals hon 87 MSHS. das 
MA. zu einſtweiligen Anordnungen ermächrigte. Eine derartige 
Einſchränkung iſt auch der Ziff. 6 der preuß. Ausf Beſt. nicht zu 
entnehmen, die lautet: „Wenn die angegriffene Verfügung nach 
dem Ermeſſen der Behörde, die ſie erlaſſen hat, ohne Nachteil für 
das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt werden kann, hat die Einlegung 
der Beſchwerde keine aufſchiebende Wirkung.“ Hierdurch iſt nur an⸗ 
geordnet, daß die von ſelbſt eintretende aufſchiebende Wirkung der 
Anrufung des MEA. durch das WA., wenn nach ſeinem Ermeſſen 
die auffchiebende Wirkung Nachteil für das Gemeinweſen hat, aus⸗ 
aeichlojien werden kann. Es ſoll verhütet werden, daß das WA. 
ſchon durch die Einlegung der Beſchwerde allein, alſo automatiſch, 
an der Durchführung ſeiner Verfügung gehindert wird. Nicht aber 
wird das MEN. durch dieſe Beſtimmung in feinen Befugniſſen ein⸗ 
geſchränkt. Unterſagt das MEAN. durch eine einſtweilige Anordnung 
die Vollſtreckung der Verfügung des WA, ſo iſt es nicht die Be⸗ 
ſchwerde, die das WA. an der Durchführung ſeiner Verfügung hin⸗ 
dert, ſondern eben die einſtweilige Anordnung, die den Spruch des 
MEN. vorbereitet und dem Ausgleich der Nachteile, die durch Ver⸗ 
zögerung der endgültigen Entſcheidung entſtehen, dient. Bedenken 
gegen die Zulaſſung des Eingreifens des MEN. können auch nicht 
daraus hergeleitet werden, daß das WA. die Belange des Gemein⸗ 
weſens wahrzunehmen hat und dieſe öffentlichen Belange etwa beſſer 
als das MENU. überblicken könne. Denn das MEA. iſt ja durch die 
preuß. AusfBeſt. gerade dazu beſtellt, im Streit zwichen WA. und 
Wohnungsbeſitzer zu entſcheiden, alſo zum Richter auch über das 
Wol. geſetzt und hat als unparteiiſche Behörde zu prufen, ob das 
Recht des von der Verfügung des WA. Betroffenen begründet er⸗ 
ſcheint. Ihm dann aber die Vorbereitung ſeiner Entſcheidung durch 
einſtweilige Anordnung zu verſagen, erſcheint nicht angängig. 

Es kann daher das MEA., da dies weder ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen, noch der Ausſchluß dem Sinne der preuß. AusfBeſt. 
zu entnehmen iſt, dem WA. durch einſtweilige Anordnung en 
ſeine Verfügungen vor eingetretener Rechtskraft zu vollſtrecken. Da, 
wie bei Beantwortung der erſten Rechtsfragen ausgeführt tt, ent» 
ſprechendes für die Beſchwerdeſtelle gilt, kann auch dieſe derartige 
einſtweilige Anordnungen treffen. 

(KG., 17. 35., Rech. seniſch. v. 5. Juni 1924, 17 Y rt 
A 159 

35. Nach Ziff. VI der Preuß. Aus führ Beſt. zum N MG. 
v. 4 Ang. 1924 darf die Feſtſetzung des urtsüblichen Miet⸗ 
zinſes nicht durch Aufſtellung von Durchſchnittsmiet⸗ 
preiſen für das Quadratmeter benutzter Fläche erfolaen. f) 

Der Mieter hat am 18. Febr. 1924 die Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete für ſeine Wohnung beantragt. Gegen den Beſchluß des MEN. 
v. 11. April 1924 hat er Rechesbeſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde⸗ 
ſtelle hat einen Rechtsentſcheid nachgeſucht über die Bedeutung 


Zu 855 Die Entſch. if begrüßenswert und entſpricht im 
weſentlichen offenbar der Tendenz des Geſetzgebers. Sie berückſich⸗ 
tigt indes leider nicht den Fall, daß ein Vergleich mit dem für 
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der Worte „oder die Aufſtellung von Durchſchnittmietpreiſen für das 
Quadratmeter benutzter Flächen“ in Ziff. VI der preuß. Ausf Beſt. 
um Re. v. 4. Aug. 1923. Sie halt drei Auslegungen dieſer 
Biiler für möglich. Entweder fei gemeint, die Feſtſetzung der orts⸗ 
üblichen Miete lediglich auf Grund einer Abſchätzung ohne Rück⸗ 
ſicht auf die für Räume gleicher Art und Lage vereinbarten Mieten 
oder ohne Rückſicht auf die Aufſtellung von Durchſchnitmietpreiſen 
iſt unzuläſſig, oder es werde die Aufſtellung von Durchſchunittmiet⸗ 
preiſen für das Quadratmeter benutzter Fläche überhaupt für unzu⸗ 
läſſig erklärt. Die dritte Möglichkeit ſei, daß ein Vergleich mit dem 
für Räume gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbarten Mietzins 
in jedem Einzelfalle ſtattzufinden habe, auch wenn Durchſchuitts⸗ 
preiſe bei der Abſchitzung berückſichtigt werden. Dieſer Auffaſſung 
gibt die Beſchwerdeſtelle den Vorzug. 

Da es ſich um eine Frage von grundſätzlicher Bedeutung han⸗ 
delt, die für eine Anzahl anhängiger Streitigkeiten noch der Beant⸗ 
wortung bedürfen kann, bisher aber vom KG. nicht entſchieden wor⸗ 
den iſt, liegen die Vorausſetzungen für den Rechtsentſcheid vor. 

Die Frage war im Sinne der Beſchwerdeſtelle zu entſcheiden. 
Betrachtet man nur die Ziff. VI der bezeichneten AusfBeſt., ſo läßt 
ihr Wortlaut in der Tat die mehrfachen Deutungen zu. Im Zu⸗ 
ſammenhange mit andern Beſtimmungen kann jedoch der wirkliche 
Sinn nur ſein, daß die Feſtſetzung des ortsüblichen Mietzinſes nicht 
lediglich durch die Aufſtellung von Durchſchnittsmietpreiſen für eine 
beſtimmte Flächeneinheit erfolgen darf. Ziff. VI iſt nur eine auf 
Grund des § 21 NMG. ergangene Auspdeit. zu dieſem Geſetze. 
82 Abſ. 4 RM. aber gibt von ſich aus Anweiſungen für die 
Feſtſetzung der Friedensmiete. Danach it alſo ortsüblich derjenige 
Mietzins anzuſehen, der für Räume gleicher Art und Lage regel⸗ 
mäßig vereinbart war. Bei Neubauten hat das Mc. die Friedens⸗ 
miete in der Höhe feſtzuſetzen, welche den gegen die Friedenszeit 
erhöhten Baukoſten entſpricht. In dieſen Beſtimmungen kommt 
deutlich zum Ausdruck, daß das Reichsrecht bei der Feſtſetzung ſtets 
die Beſonderheiten des einzelnen Falles berückſich igt wiſſen will 
und die Bemeſſung der Friedensmiete nur nach allgemeinen Normen 
ablehnt. 

Da jeder Auhalt dafür fehlt, daß die AusfBeſt. Preußens dieſe 
Grundſätze ändern ſollten, ſo iſt ihnen bei der Möglichkeit verſchiedener 
Auslegungen diejenige zu geben, welche mit dem RM. in Ein⸗ 
Hang ſteht. Das aber iſt die obige. Der Wortlaut der Ziff. VI 
zeigt auch das Beſtreben, die Verwendung zu allgemeiner Geſichts⸗ 
punkte bei der Feſtſetzung auszuſchließen, wenn die Abſchätzung nach 
dem Bauwerte verboten wird. Unzuläſſig ſoll auch die Abſchätzung 
ohne Rückſicht auf die für gleichwertige Riume vereinbarten Mieten 
ſein. Wenn in dieſem Zuſammenhange die Aufſtellung von Durch⸗ 
ſchnittspreiſen erwähnt wird, jo liegt es nahe, auch in ihr eine 
Norm für die Feſtſetzung zu erblicken, die als zu allgemein ver⸗ 
worfen wird. Es geht deshalb nicht an, etwa zu leſen: „Eine Ab⸗ 
ſchätzung ohne Rückſicht auf ... die Aufſtellung von Durchſchnitts⸗ 
miezpreiſen.“ In dieſer Faſſung würde die Vorſchrift gerade zur 
Benutzung der Aufſtellung von Durchſchnittspreiſen zwingen. Da 
es ſich bei einer ſolchen Aufſtellung aber wiederum um eine mit 
dem Juhalt der reichsgeſetzlichen Vorſchrift in Widerſpruch ſtehende 
Verallgemeinerung handelt, wäre es nicht verſtändlich, daß dieſe im 
gleichen Satze zugelaſſen oder angeordnet wird, in dem ähnliche 
Ausgangspunkte der Feſtſtellung als unzuläſſig bezeichnet worden 
ſind. Deshalb iſt die richtige Löſung der Rechtsfrage, daß die 
Feſtſtellung nicht auf Grund einer Aufſtellung von Durchſchnitts⸗ 
mietpreiſen für eine Flächeneinheit erfolgen darf. 

Beſtätigt wird dieſe Auffaſſung durch 8 4 der Preuß. VO. über 
die Mietzinsbildung v. 17. April 1924. Dieſe Vorſchrift hat ofſen⸗ 
bar denſelben Sinn wie die ältere Ziff. VI. Sie gibt ihu aber klarer 
wieder, indem Satz 1 anordnet, wie der ortsübliche Mietzins eſt⸗ 


Räume gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbarten Mietzins 
nicht möglich iſt. Dieſer Fall iſt in der Praxis keinesfalls ſelten. 

Beiſpielsweiſe hatte kürzlich das MEA. Grunewald auf An⸗ 
trag die Friedensmiete im Falle der Teilvermietung einer Villa 
feſtzuſtellen. In der Verhandlung ergab ſich, daß in dem ganzen 
in Betracht kommenden Teil der Gemeinde Grunewald, in dem die 
Villa belegen war, keine vermieteten Räume vorhanden ſind, ſon⸗ 
dern alle Villen ausſchließlich von den Eigentümern bewohnt werden. 
In dem Teil der Gemeinde Grunewald, wo es vermietete Räume 
ab, konnte von „Räumen gleicher Art und Lage“ nicht mehr ger 
prochen werden. 

Bei ſtrenger Befolgung des Rechtsentſcheides des KG. hätte 
das MEN. hier die Feſtſetzung der Friedensmiete ablehnen müſſen. 
Es bedarf keiner Erwähnung, daß hierdurch ein unha.tbarer Zu⸗ 
ſtand geſchaffen würde. Man wird deshalb in ſolchen Fällen die 
Entſch. des KG. dahin auslegen müſſen, daß zunächſt im Protokoll 
des MEA. feſtzuſtellen iſt, ein Vergleich mit dem für Räume gleicher 
Art und Lage regelmäßig vereinbarten Mietzins ſei nicht möglich. 
Es ſeien deshalb hilfsweiſe lediglich Durchſchnittspreiſe für das 
Quadratmeter benutzter Fläche bei der Abſchätzung berückſichtigt 
worden. Daß dieſe Auslegung gegenüber dem Wortlaut der Entſch. 
etwas gezwungen iſt, liegt auf der Hand. Es wäre daher wünſchens⸗ 
wert, wenn für die erwähnten Fälle noch eine beſondere Entſch. des 
KB. ergehen würde. RA. Dr. Kurt Beck, Berlin. 
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geſetzt werden ſoll, nämlich durch Vergleich mit dem Mietzins, der 
für die mit dem 1. Juti 1914 beginnende Zeit in der Gemeinde für 
Räume gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbart war. 84 fährt 
dann fort: Die Feſtſetzung lediglich auf Grund des abgeſchätzten 
Bauwertes ... oder auf Grund einer Abſchitzung ohne Rückſicht auf 
die für die Räume gleicher Art und Lage vereinbarten Mieten oder 
für die Aufſtellung von Durchſchnittspreiſen für das Quadratmeter 
benutzten Fläche iſt unzuläſſig. „Hier iſt erſichtlich, daß eine Ab⸗ 
ſchätzung für die Aufſtellung von Durchſchnittsmietpreiſen als Grund⸗ 
lage der Feſtſetzung ausgeſchloſſen werden ſoll. 
(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 6 Okt. 1924, 17 Y 66/24.) [D.] 


36. 58 5, 7, 12 RMG. 1. Über Anſprüche auf Zuſchläge 
zu großen Inſtandſetzungsarbeiten iſt nach dem früheren 
Rechte zu entſcheiden, wenn der Vermieter gegenüber dem 
Mieter den Anſpruch vor dem Inkrafttreten der Pr. Auef. 
Beſt. z. RM G. erhoben hatte. 2. Die oberfte Landesbehörde 
iſt befugt, beſtimmte Arten von Terlarbeiten am Hauſe, 
deren Koſten mindeſtens einen beſtimmten Hundertſatz der 
Grundmiete erfordern, als große Inſtandſetzungs arbeiten 
zu bezeichnen oder eniſprechende Ermächtigungen zu er» 
teilen. 3. Die Beſtimmungen der Pr. Ausf. VO. z. RM G. 


© 


v. 12. Juni 1922 Ziff. II 5 u 6 zu 8 7 find gültig. 


Im Mai 1923 ſtellte die Vermieterin beim MEA. den Antrag 
auf Bewilligung von Zuſchlägen zu den Koſten für große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten. Am 25. April 1924 wurde der Antrag abgewieſen, 
weil die Arbeiten nach den inzwiſchen ergangenen Beſtimmungen als 

roße Inſtandſetzungsarbeiten nicht mehr anerkaunt würden. Auf 
ie Rechtsbeſchwerde der Vermieterin hat die Beſchwerdeſtelle einen 
Rechtsentſcheid nachgeſucht. 


1. Ziff. XXXVII der preuß. Ausf Beſt. zum RMG., die am 
17. Aug. 1923 in Kraft getreten find, beſtimmt: 


Streitigkeiten über die Anwendung und Auslegung der bis⸗ 
herigen Beſtimmungen zur Ausführung des AMG. bzw. über die 
auf Grund der bisherigen AusfBeſt. durch die Gemeindebehörden er- 
laſſeuen Bekanntmachungen ſind nach den bisherigen Vorſchriften 
zu erledigen. 

Dieſe Vorſchrift kann für die Anſprüche auf Zuſchüſſe zu den 
Koſten großer Inſtandſetzungsarbeiten nicht wohl eine andere Be- 
deutung haben, als daß ſie auch weiterhin die Anwendung des bis⸗ 
herigen Rechts auf Streitigkeiten ſichern will, die über ſolche An⸗ 
ſprüche beim Inkrafttreten der neuen Vorſchrift bereits entſtanden 
waren. Es iſt der Beſchwerdeſtelle zuzugeben, daß der Wortlaut der 
Ziffer infofern nicht glücklich gewählt iſt, als fie von Streitigkeiten 
über die von Gemeindebehörden erlaſſenen Bekanntmachungen ſpricht. 
Indeſſen kann es keinem Zweifel unterliegen, daß auch inſoweit nur 
Streitigkeiten über die Anwendung und Auslegung ſolcher Bekannt⸗ 
machungen gemeint ſind, und daß es ſich um eine Regelung der 
Frage handelt, nach welchem Recht in der Übergangszeit entſchieden 
werden ſoll. 


Zweifel können nur obwalten, welcher Zeitpunkt dafür maß⸗ 
gebend iſt, ob auf einen Zuſchagsanſpruch altes oder neues Recht 
von Einfluß iſt. Verſchiedene Zeitpunkte können in Betracht kommen, 
ſo derjenige, in welchem die Inſtandſetzungsarbeit notwendig ge⸗ 
worden iſt, ferner die Aufforderung an die Mieter, zu den Koſten 
beizutragen oder der Eingang des Antrages beim MEA., die Entſch. 
auf den Antrag oder die Vornahme der Arbeit. Da aber Ziff. XXXVII 
nicht von der Anwendung des bisherigen Rechts auf den Anſpruch, 
ſondern nur von ſeiner Geltung für Streitigkeiten über den An⸗ 
ſpruch ſpricht, ſo muß derjenige Zeitpunkt gemeint ſein, von dem 
an früheſtens ſich die Rechtsbezlehungen zwiſchen dem Vermieter und 
em Mieter zu einer Streitigkeit geſtaltet haben, ſo daß ſie einer 
Entſch. bedürfen. Das geſchieht mit der Anforderung des Vermieters 
gegenüber ſeinem Mieter. Allerdings ließe ſich auch die Anſicht 
vertreten, daß der Eingang des Antrages beim MEdl. maßgebend 
iſt, denn damit wird das Beſtehen eines Streites offenbar. Indeſſen 
darf nicht überſehen werden, daß das Verfahren vor dem MEN. 
in erſter Reihe nicht als ein Entſcheidungsverfahren, ſondern als 
ein Schlichtungsverfahren gedacht iſt, daß die Beſtimmungen, welche 
die vom MA. zu behandelnden Rechtsgebiete betreffen, als das 
regelmäßige Ziel die gütliche Erledigung zwiſchen den Beteiligten 
im Auge haben. Geht man davon aus, fo iſt als die Regel an⸗ 
zuſehen, daß der Vermieter zunächſt verſuchen ſoll, ſich ohne behörd⸗ 
liche Mitwirkung mit ſeinen Mietern zu verſtändigen, daß alſo auch 
as Geſetz davon ausgeht, jo werde zunächſt ein unmittelbares Herau⸗ 
treten des Vermieters an den Mieter erfolgen. Dieſe Aufforderung 
iſt zwar zunächſt noch nicht als der Beginn einer Streitigkeit zu 
erkennen. Entſteht aber ein Streit und wird eine Entſch. notwendig, 
ſo iſt auch erſichtlich, daß der Streit ſchon in jenem frühen Zeit⸗ 
punkt der Aufforderung begonnen hat. Deshalb muß dieſe Auf⸗ 
forderung der für die Auswahl des anwendbaren Rechts maßgebende 
organg ſein, denn anderenfalls würde das vom Geſetz vorausgeſetzte 
und gebilligte oder ſogar gewünſchte Verhalten des Vermieters da⸗ 
durch erſchwert, daß der Vermieter durch die mit der Aufforderung 
verſtreichende Zeit der Gefahr einer Rechtsänderung und damit einer 
Beeinträchtigung des erhobenen Anſpruchs au sgeſetzt wird. Das aber 
erſcheint unbillig und deshalb iſt es für ein Rechtsgebiet, das wie der 
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Mieterſchutz ganz beſonders unter den Grundſatz der Billigkeit geftellt 
iſt, abzulehnen. 

2. Nach 8 5 Satz 2 des RM. kann die oberſte Landesbehörde 
beſtimmen, daß neben den in 8 5 aufgezählten großen Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten auch ähnliche außeerordenkliche, einen größeren Koſten⸗ 
aufwand erfordernde Inſtandſetzungsarbeiten, ſoweit ſie zur ordnungs⸗ 
mäßigen Erhaltung des Hauſes als ſolchem erforderlich ſind, als 
große Inſtandſetzungsarbeiten gelten ſollen. Die preuß. Ausf O. 
zum RMG. v. 12. Juli 1922 (GS. 129) dehnte zu 8 5 den Begriff 
der großen Inſtandſetzungsarbeiten aus und ermäch igte die Kommu⸗ 
nalaufſichtsbehörde, auch noch andere Arbeiten als ſolche zu bezeichnen. 
Auf Grund einer Ermächtigung des zuſtändigen Oberpräſidenten zog 
dann 87 der Bek. des Magiſtrats in Berlin zum RMG. v. 8. Sept. 
1922 (Gemeindebl. 437) den Kreis der großen Inſtandſetzungsarbeiten 
erheblich weiter und faßte darunter unter anderem größere im Koſten⸗ 
betrage 30% der Grundmiete überſteigende Teilarbeiten am Dach, 
im Treppenhaus, an den Heizungsanlagen und am Fahrſtuhl. Die 
Beſchwerdeſtelle hält es für unzulijiig, die Zugehörigkeit dieſer Ar⸗ 
beiten zu den großen Inſtandſetzungsarbeiten bloß von dem Koſten⸗ 
betrage abhängig zu machen, zumal der Miniſter in Ziff. II 1 der 
AusfVO. zu 8 7 Teilarbeiten am Dache nicht als große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten anerkannt habe. 

Dieſe Bedenken teilt der Senat nicht. Zunächſt iſt aus der 
AusfVo. nichts gegen die Gültigkeit der Berliner Vorſchriſt herzu⸗ 
leiten, denn in Ziff. II 1 zu 87 wird nur darauf hingewieſen, daß 
Teilarbeiten am Dache nicht als große Inſtandſetzungsarbeiten nach 
85 des RMG. anzujehen find. Daraus folgt keineswegs, daß ſie, 
nicht infolge der Ermächtigung in 8 5 Satz 2 durch die zuſtändige 
Stelle dazu gemacht werden können. Das iſt aber hier geſchehen. 
Hiernach ſteht die Befugnis des Oberpräſidenten zu der Ermächti⸗ 
gung an die Stadt Berlin feſt. Auch die Form, in welcher die 
Berliner Bek. diejenigen Arbeiten bezeichnet, auf welche ſich die Be⸗ 
denken der Beſchwerdeſtelle beziehen, iſt nicht zu beanſtanden. Bei 
der Auslegung des 85 RM. iſt in Zweifelsfällen diejenige vor⸗ 
zuziehen, welche der Landesbehörde den weiteſten Spielraum läßt, 
denn für die Ermächtigungen an die Länder war offenbar neben der 
Verſchiedenheit der Bedürfniſſe in den einzelnen Teilen des Reichs⸗ 
gebietes auch die Erkenntnis maßgebend, daß die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe, denen die neuartige Mietzinsregelung gerecht werden 
mußte, fo mannigfaltig und ſchwer zu überſehen ſeien, daß man auf 
einen Erfolg bei der Regelung nur hoffen durfte, wenn man fie fo 
traf, daß ſie möglichſt genau den im einzelnen hervortretenden An⸗ 
forderungen genügen konnte und eine möglichſt leichte und ſchnelle 
Anpaffung an die im Laufe der Anwendung hervortretenden Not⸗ 
wendigkeiten geſtattete. Unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet gibt 
9 5 den Ländern für die Ausübung der ihnen erteilten Ermächtigung 
nur ganz allgemeine Richtlinien, die vor allem erkennen laſſen, 
daß nur außerordentliche mit höheren Koſten verbundene Arbeiten 
als große Juſtandſetzungsarbeiten bezeichnet werden ſollen. Was 
aber außerordentliche Arbeiten ſind, und welche Geldmittel als ein 
größerer Koſtenaufwand angeſehen werden können, iſt allein dem 
Ermeſſen der Länder überlaſſen. Ob dieſe Erwägung ausreichen 
würde, um eine Beſtimmung zuzulaſſen, welche nur den Koſtenauf⸗ 
wand etwa unter Vergleich mit der Grundmiete entſcheidend ſein ließe, 
kann hier dahingeſtellt bleiben, da die Berliner Bek. nicht ſo weit 
geht. Sie bezeichnet vielmehr ganz beſtimmte Arbeiten, die als große 
Inſtandſetzungsarbeiten aufgefaßt werden ſollen, wenn ſie einen 
beſtimmten Bruchteil der Grundmiete als Aufwand erfordern. Dieſe 
Regelung iſt aber ohne weiteres als zuläſſig zu erachten, denn hier⸗ 
bei iſt die Koſtenfrage nicht das einzige Merkmal der Arbeiten, ſon⸗ 
dern durch die Bezeichnung der in Betracht kommenden Ausbeſſe⸗ 
rungen ihrer Art nach hat das Landesrecht bereits klargeſtellt, welche 
Arbeiten als ähnliche außerordentliche i. S. des 85 NAME. in Betracht 
gezogen werden. Das weitere Erfordernis, daß die Koſten eine ge⸗ 
wiſſe Höhe erreichen müſſen, dient nicht dazu, die Art der Arbeit 
zu bezeichnen, ſondern ſoll dafür Vorſorge treffen, daß es ſich um 
Arbeiten mit einem größeren Koſtenaufwande handelt, wie es 8 5 
RMG. verlangt. Wann aber ein größerer Koſtenaufwand im Sinne 
des Reichsrechts vorliegt, hat wiederum die oberſte Landesbehörde 
oder die von ihr ermächtigte Stelle ſelbſt zu entſcheiden. 

Hiernach iſt die Berliner Beſtimmung gültig. 

3. Auch die preuß. AusfVO. zum RMG. v. 12. Juni 1922 
(GS. 129) II 5 u. 6 zu 87 iſt nicht zu beanſtanden. Nach Ziff. 5 
hat die Gemeindebehörde einen Hundertſatz der Geundmiete feſtzu⸗ 
ſetzen, den das MEN. bei Feſtſetzung von Zuſchlägen für große 
Jnſtandſetzungsarbeiten nicht überſchreiten darf. Nach Ziff. 6 iſt 
bei der Feſtſetzung des Zuſchlages auf die perſönlichen Verhältniſſe 
der Parteien in angemeſſener Weiſe Rückficht zu nehmen, und es 
bleibt dem Ermeſſen des MEA. überlaſſen, inwieweit der Ver⸗ 
mieter an den Koſten der großen Inſtandſetzungsarbeit zu beteiligen 
iſt. Bei Vernachläſſigung des Geundſtücks iſt der Vermieter ent⸗ 
ſprechend zu den Koſten heranzuziehen. 

Die Beſchwerdeſtelle glaubt, daß dieſe Beſtimmungen ſämtlich 
über die Grenzen der den Ländern erteilten Ermächtigung hinaus⸗ 
gehen. Sie meint, die Landesbehörde habe nur von der Bildung 
von Hauskonten abſehen dürfen. Sobald ſie das aber tue, trete ohne 
weiteres 57 Abſ. 4 Satz 2 des RMGG. in Wirkung, der allein die 
Bedürfniſſe des Gebäudes berückſichtigen laſſe und von den Ländern 


254 * 


2023 


nicht geändert werden könne. Dieſe Auffaſſung iſt unzutreffend. Sie 
beachtet ſchon nicht genügend, daß 87 Abſ. 4 RM. nicht aus⸗ 
ſpricht, daß für die Bemeſſung des Zuſchlages allein die Bedürf⸗ 
niſſe des Gebäudes zugrunde gelegt werden dürfen. Vielmehr heißt 
es dort, daß der Zuſchlag unter Berückſichtigung dieſer Bedürfniſſe 
beſtimmt werden ſolle. Bei dieſer Faſſung ſchießt ſchon das Reichs⸗ 
recht eine Rückſichtnahme auf die perſönlichen Verhältniſſe der Be⸗ 
teiligten und eine Beteiligung des Vermieters an den Koſten keines⸗ 
wegs aus, eine ſolche iſt vielmehr nach dem Weſen des Mieterſchutz⸗ 
rechts geradezu geboten, denn ſie wird häufig ein Erfordernis der 
Billigkeit ſein. Ebenſowenig iſt es ausgeſchloſſen, bei der Bemeſſung 
in Rechnung zu ziehen, in welchem Maße der Vermieter die Er⸗ 
haltung des Gebäudes vernachläſſigt hat, indem er Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten unterließ, zu deren Vornahme er nach den Umſtänden wohl 
in der Lage war. Für die Beachtung einer ſolchen Vernachläſſigung 
iſt das Bedürfnis um jo größer, als 87 Abſ. 4 den Zuſchlag für 
jede Inſtandſetzungsarbeit zuläßt, die ſeit October 1920 ausgeführt 
worden iſt oder in den nächſten zwölf Monaten erforderlich wird. 
Es kommt alſo nicht darauf an, ob die Arbeit bei ordnungsmäßiger 
Verwaltung ſchon vor Oktober 1920 hat ausgeführt werden können 
oder müfjen, und als Sondervorſchrift geht dieſe Regelung jogar 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über den Verzug vor. Bei 
dieſer Sachlage erſcheint es ausgeſchloſſen, daß 87 Abſ. 4 dahin ver⸗ 
ſtanden werden dürfte, eine Beteiligung des Vermieters an den 
Koften der Inſtandſetzung und eine Berückſichtigung der ihm zur 
Laſt fallenden Vernachläſſigung ſei dem MEA. verwehrt. Dies 
kann um ſo weniger zutreffen, als 89 Abſ. 1 RM. demjenigen 
Vermieter, der das Gebäude erſt nach dem 1. Jan. 1920 erworben 
hat, den Zuſchlag bei ſolchen Mängeln überhaupt verſagt, die beim 
Erwerbe des Gebäudes bereits vorhanden waren, und die er kannte 
oder kennen mußte. Wenn hier für den Vermieter, der ſich um den 
Zuſtand des von ihm zu erwerbenden Gebäudes nicht ausreichend 
gekümmert hat, ungünſtige Folgen eintreten ſollen, ſo iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, weshalb 87 Abſ. 4 die auf ein ordnungswidriges Verhalten 
des Vermieters zurückzu ührende Vernachläſſigung des Gebäudes von 
der Berückſichtigung bei Feſtſetzung des Zuſchlages ausſchließen ſollte. 
Vor allem aber überſieht die Beſchwerdeſtelle, daß die oberſte 
Landesbehörde in 8 22 Saß 2 RM. ganz allgemein ermächtigt wor⸗ 
den iſt, die Berechnung der geſetzlichen Zuſchlige in beſtimmten Ge⸗ 
meinden oder Gemeindeteiten nach anderen Grundjägen erfolgen zu 
laſſen. Da auch 87 Abſ. 4 einen geſetzlichen Zuſchlag betrifft, fo 
find die preußiſchen Beſtimmungen durch 8 22 voll gedeckt und gültig. 
(KG., 17. 3S., Rechte entſch. v. 4. Juli 1924, 17 Y 59/24). D.] 


37. Bei der Beſchlagnahme übergroßer Wohnungen 
iſt der Untermieter als Verfügungsberechrigter für feine 
Räume ſelbſtändig zu berückſichtigen. f) 

Die Wohnung des Beſchwerdeführers beſteht aus neun Zimmern 
und einer Mädchenkammer, zu ſeinem Hausſtande gehören vier 
Familienmitglieder und eine Hausangeſtellte. Außerdem hat er meh⸗ 


Zu 37. I. Die richtige Löſung der vorliegenden Frage kann — 
wie das KG. ſehr zutreffend hervorhebt — nur in der Klarſtellung 
des in der Praxis noch ſo unſicher gehandhabten Begriffes „Ver⸗ 
fügungsberechtigter“ gefunden werden, gegen den ſich die öffentlich⸗ 
rechtlichen Eingriffe auf Grund des WohnMangG. zu richten haben. 
Der Ausdruck „Verfügungsberechtigter“ iſt vom Geſetz nicht ſehr 
glücklich gewählt, weil er unwillkürlich zu zivilrechtlichen Definitionen 
verleitet, die für das Wohnungsnotrecht verfehlt ſind. Es herrſcht 
deshalb eine ziemliche Verwirrung in der Auffaſſung dieſes Begriffs, 
und auch die gebräuchlichen Kommentare zum Wohn Mang. laſſen 
eine Klarſtellung durchweg vermiſſen. Da die Eingriffe der Woh⸗ 
nungsbehörden grundſätzlich nur eine Regelung der Raum nutzung 
zum Ziele haben, ſo kommt als Betroffener regelmäßig auch nur 
der Rauminhaber in Betracht, und die zivilrechtliche Befugnis zur 
Verfügung (in gebräuchlichem Sinne eines Rechtsgeſchäfts mit ding⸗ 
licher Wirkung) iſt hierbei gleichgültig. Es iſt erfreulich, daß das 
KG. dieſe allein zutreffende Regelung ebenfalls ſich zu eizen macht 
und demgemäß regelmäßig auf den unmittelbaren Beſitz an den 
Räumen als Grundlage der Verfügungsberechtigung abſtellt. 

Nach dem früheren Beſchtuß des KG. v. 30. Juni 1924 konnte 
man in der kurzen Faſſung, wie er in EA. 1924, 322 zum Abdruck 
gebracht iſt, an einer dahingehenden Rechtsauffaſſung des KG. Zweifel 
hegen, die aber offenbar nach der eigenen Wiedergabe des Inhalts 
in der vorliegenden Entſch. nicht berechtigt ſind. Insbeſondere er⸗ 
ſchien die Bemerkung bedenklich, daß als Verfügungsberechtigter der⸗ 
jenige anzuſehen ſei, von dem der Wohnungsinhaber ſein Verſügungs⸗ 
recht herleitet, weun das WA. (z. B. bei Unbenutztheit, Übergröße 
der Wohnung) deſſen Verfügungsfähigkeit aufhebt. Der Eingriff des 
WA. kann unmöglich die Perſon des Verfügungsberechtigten ändern, 
höchſtens in dem Sinne, daß die Verfügungsberech igung evtl. auf 
die beſchlagnahmende Behörde übergeht, aber nicht in der Weiſe, daß 
der bisherige Rauminhaber damit zum Unbeteiligten wird. 

Demgemäß kann bei Untervermietung von Räumen richtiger 
weiſe lediglich der Untermieter als Verfügungsberechtigter an⸗ 
geſehen werden. Nur wenn der Rauminhaber den Beſitz unter Ver⸗ 
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rere Zimmer an einzelne Perſonen untervermietet. Gegen die Be⸗ 

ſchlagnahme eines Teiles der als übergroß betrachteten Wohnung 

hat der Wohnungsinhaber das MEA. angeruſen. Dieſes hat die 

Beſchlagnahme durch Beſchluß v. 12. Dez. 1923 beſtätigt. Nachdem 

der Wohnungsinhaber Rechtsbeſchwerde eingelegt hatte, hat die 

Beſchwerdeſtelle cinen Rechtsentſchrid nachgeſucht über folgende Frage: 

Kann eine Beſchlagnahme von Räumen einer Wohnun 

gemäß 86 des Groß⸗Ber iner Wohnungsnotrechts v. 12. Ma 

1921 ohne Rückſicht auf einen in der Wohnung zuläſſiger⸗ 

weiſe befindlichen Untermieter erfolgen, ſo daß der Unter» 

mieter b.i Berechnung der Zahl der Bewohner nicht mit⸗ 
gezählt wird? 

Sie will die Frage bejahen, da ſonſt die Wohnungsbewirt⸗ 
ſchaftung durchkreuzt werden könne, verkennt aber nicht, daß ihre 
Rechtsauffaſſung für den Wohnungsinhaber Unzuträglichkeiten zur 
Folge haben könne. Solche zeigten ſich beſonders, wenn nicht unter⸗ 
vermietete Räume beſchlagnahmt würden, weil dann der Wohnungs⸗ 
inhaber dem Untermieter auch weiterhin zur Gewährung der au ihn 
vermieteten Räume verpflichtet bleibe und auf den zweifelhaften Aus⸗ 
gang einer Aufhebungsklage angewieſen ſei, bei welcher ihn nach 
§ 13 Abſ. 4 des MSHS. auch im Falle des Oöſiegens Koſten treffen 
könnten. 

Da es ſich um eine grundſätzliche Frage handelt, die das KGG. 
bisher noch nicht entſchieden hat, ſind die Vorausſetzungen für den 
Rechtsentſcheid gegeben. Der Beſchwerdeſtelle konnte nicht beigetreten 
werden. 

Nach 86 Ad des Groß⸗Berliner Wohnungsnotrechts können 
benutzte Räume oder Nebenräume ſolcher Wohnungen von mehr 
als zwei Zimmern und Küche in Anſpruch genommen werden, die 
im Verhältnis zur Zahl der Bewohner als übergroß anzuſehen find. 
Schon dieſer Wortlaut würde es nicht rechtfertigen, Perſonen, die in 
einer nach den wohnungsrecht ichen Vorſchriften nicht zu beanſtan⸗ 
denden Weiſe in die Wohnung aufgenommen worden ſind, als Be⸗ 
wohner bei Prüfung der Raumverhältniſſe außer acht zu laſſen. 
Solche Untermieter wären atſo mit zu zihlen. Das Bedenken der 
Beſchwerdeſtelle, daß dieſe Austegung eine Vereitlung der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft in gewiſſem Umfange ermögliche, vermag daran nichts 
zu ändern. Gewiß iſt bei Anwendung der wohnungsrecht ichen Bes 
ſtimmungen auf ihren Zweck Rückſicht zu nehmen und bei mehreren an 
ſich möglichen Auffaſſungen wird diejenige den Vorzug verotenen, 
die mit den Zielen der Wohnungsbewirtſchaftung am beſten in Eln⸗ 
klang ſteht. Indeſſen dürfen doch die mit der Entſcheidung der 
Streitigkeiten betrauten Stellen nicht mit Rückſicht auf die Zweck⸗ 
mäßigkeit vom klaren Inhalt der geſetzlichen Beſtimmungen ab⸗ 
weichen, es ſei denn, daß der Zuſammenhang einer einzelnen Vor⸗ 
ſchrift mit der übrigen Regelung erkennen läßt, daß ſie eine von 
ihrem eigenen Wortlaut abweichende Bedeutung hat. Derartige 
Gründe würden hier aber nicht vorliegen; vielmehr iſt der genaue 
Wortlaut maßgebend, und dieſer ſchließt eine Auslegung, wie ſie 
die Beſchwerdeſtelle bevoczugt, bereits aus. 

Die Löſung der geſtellten Rechtsfrage iſt jedoch mit dieſen 
Ausführungen noch nicht gegeben, denn ſie muß durch andere Er⸗ 


letzung wohnungsrechtlicher Beſtimmungen erlangt hat, kommt als 
Verfügungsberechtigter derjenige, von dem er feinen Beſiz ableitet, 
in Betracht. Das ergibt mit Deutlichkeit bereits 831 MSchch., der 
dem Rauminhaber in dieſem Falle alle Rechte nicht nur gegenüber 
dem Vertragsgegner und Dritten, ſondern auch gegenüber der Be⸗ 
hörde abſpricht. — Damit iſt ohne wetteres auch die Löſung der 
Frage gegeben, ob die rechtmäßig untervermieteten Räume bei Be⸗ 
urteilung einer Wohnung als übergroß mit zu berückſichtigen ſind. 
Nur die Räume können hierfür in Betracht kommen, hinſichtlich deren 
dem von der Beſchlagnahme Betroffenen die Verfügungsberechtigung 
tatſächlich zuſteht. Es iſt eigentlich unbegreiflich, daß die Vorinſtanzen 
zu einer anderen Auslegung des 8 6 der Berliner VO. gelangen 
und damit die freiwillige Selbſtrationierung des Rauminhabers, die 
doch im öffentlichen Intereſſe nur zu fördern it, einfach unbeachtet 
laſſen konnten. Auf dieſem Wege könnte ſchließlich einem Wohnungs⸗ 
befiger auch noch der letzte Raum, auf den er ſich beſchräukt hat, 
entzogen werden. 

II. Das KG. wirft in dieſem Zuſammenhang die rechtlich be⸗ 
deutſame Frage auf, ob die Ausführungsbehörden zu Anordnungen 
befugt ſind, die die Perſon des Gegners der Beſchlagnahme abweichend 
von den reichsrechtlichen Vorſchriften beſtimmen, und deutet ſeinen 
mit Recht ablehnenden Standpunkt hierzu an. In der Tat haben 
einzelne VO. den Begriff des Verfügungsberechtigten näher definiert. 
So beſtimmt z. B. die HeſſusfVO. zum Wohn Mang. v. 22. Okt. 
1923 in Art. 8 Abſ. 2: 

Als Verſügungsberechtigter i. S. dieſer VO. gilt bei 
Beſchlagnahme einzelner Räume einer über⸗ 
großen Wohnung derjenige, der die Räume zur Zeit 
der Beſchlagnahme bewohnt (Inhaber der Wohnung), andern⸗ 
falls der Hauseigenzümer oder derjenige, der in ſeinem Auf⸗ 
trage das Haus verwaltet. 

Dieſe Definition ift zweifellos gegenüber der richtigen, durch das 
KG. gegebenen Auslegung nicht überall zutreffend. Bei gemieteten 
Doppelwohnungen, die als ganze beſchlagnahmt werden, würde 
hiernach der Hausbeſitzer der Verfügungsberechtigte ſein, während 


P- 


h 
’ 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


wägungen gefunden werden, die ihr eine weſentliche andere Geſtalt 
geben. 
Eine Vorſchrift, welche die Gemeindebehörden zum Zugriff auf 
übergroße Wohnungen berechtigt, findet ſich im Reichsrecht, insbeſon⸗ 
dere im WohnMangch. nicht. Sie iſt vielmehr für den Geltungsbereich 
des Groß⸗Berliner Wohnungsnotrechts erſt durch deſſen 86 Ad ge⸗ 
ſchaffen worden. Somit handelt es ſich um eine Maßnahme, die 
ihre reichsrech'liche Grundlage zur Z it ihrer Entſtehun; in 89 der 
Wohn Mango. fand und jetzt in 86 des Wohn MangG. hat. Auch 
die inſoweit inhaltlich übereinſtimmenden reichsrechtlichen Vorſchriften, 
nämlich die WohnMangVO. und das Wohn MangG., von denen zur 
Vereinfachung weiterhin nur das zweite angeführt werden wird, be⸗ 
nutzen als Mittel zur Beſchaffung von Wohnraum die Inanſpruch⸗ 
nahme oder Beſchlagnahme von Räumen unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen. Sie geben aber den oberſten Landesbehörden in 89 bzw. 
in 8 6 die Befugnis, neben die unmittelbar reichsrechtlich zugelaſſenen 
Maßnahmen noch weitere zu ſetzen. Insbeſondere kann dabei in die 
Unverletzlichkeit der Wohnung eingegriffen werden, und ein folder 
Eingriff iſt auch die Inanſpruchnahme übergroßer Wohnungen. Sie 
kann im Rahmen des 86 rechttich geregelt werden. 

88 3, 4 des WohnMangG., welche die reichsrechtlichen Fälle 
der Inanſpruchnahme regeln, kennen in dieſer Richtung nur ein 
Vorgehen der Gemeindebehörde gegen den Verfügungsberechtigten. 
Im RE. v. 30. Juni 1924, 17 Y 22/24 hat der Senat bereits näher 
ausgeführt, daß as Verfügung berechtigter nur de jenige zu gelten 
hat, welcher tatſächlich in der Lage iſt, den Raum zu benutzen oder 
durch andere ohne Verletzung fremder Rechte benutzen zu laſſen, alſo 
in der Regel der unmittelbare Beſitzer. Das Wohn MangG. greift 
nur in die Rechte desjenigen ein, in deſſen Vermögen die Raum⸗ 
nutzung ſich dergeſtalt befindet, daß er ſie tatſächlich gewähren kann 
und daß die Inanſpruchnahme zu einer unmittelbaren Übertragung 
der Raumnutzung vom jetzigen Inhaber auf die Gemeindebehörde oder 
die von ihr bezeichnete Perſon als den neuen Inhaber zu führen 
vermag. Dieſe Regelung entſpricht allein auch den Zwecken der Woh⸗ 
nungsbewirtſchaftung, denn fie ſoll den Bedürftigen katſächliche Wohn⸗ 

elegenheit verſchaffen. Dieſe aber kann nur dem unmittelbaren Be⸗ 
2 entzogen werden. 

Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob die Landesbehörde auf 
Grund des 86 des WohnMangG. zu Anordnungen befugt fein würde, 
welche die Perſon des Gegners der Inanſpruchnahme anders be- 
ſtimmen, alſo die Beſchlagnahme nicht gegen den Verfügungsberech⸗ 
tigten richten, ob fie alſo das reichsrechtliche Syitem der Wohnungs- 
bewirtſchaftung durchbrechen und völlig neue Wege einſchlagen darf. 
Dagegen ließe ſich ſehr wohl das Bedenken erheben, daß 8 6 den 
Ländern nur Befugniſſe gibt, die Vorſchriften des Reichsgeſetzes in 
der gleichen Richtung auszubauen und zu ergänzen, nicht von ſich 
aus neuartige und weſensverſchiedene Regelungen zu verſuchen. Dieſe 
Fragen können hier jedoch unentſchieden bleiben. Solange die landes- 
rechtlichen Beſtimmungen eine derartige Abweichung vom Reichsrecht 
nicht klar enthalten, müſſen ſie in Übereinſtimmung mit 88 3, 4 des 
Wohn Mangch. verſtanden werden. Deshalb it davon auszugehen, 
daß auch die Inanſpruchnahme gemäß 86A d des Groß⸗Berliner 
Wohnungsnotrechts ſich nur gegen den Verſögungsberechtigten richten 
kann und richten ſoll, daß alſo auch die Übergröße einer Wohnung 
nur bezüglich derjenigen Räume geprüft und feſtgeſtellt werden darf, 
für die er als Verfügungsberechtigter in Betracht kommt. Sobald 
aber ein Raum in Untermiete gegeben iſt, wird der Untermieter der 
Verfügungsberechtigte über den Raum im Sinne des Wohnungs⸗ 


doch in erſter Linte in die Rechte des Mieters eingegriffen und 
dieſem die Raumnutzung entzogen wird. Sicherlich kann der Mieter 
nicht auf dieſem Wege einfach ausgeſchaltet werden. Die Beſchlag⸗ 
nahmeverfügung wird erſt wirkſam gegenüber dem Mieter, wenn ſie 
ihm gemäß 8 11 Wohn Mang. zugeſtellt wird. Bis dahin braucht 
er die Verfügung nicht zu beachten. Der Begriff des „Betroffenen“ 
i. S. des 8 11 iſt zwar nicht völlig identiſch mit dem des „Ver⸗ 
fügungsberechtigten“ i. ©. des WohnMangG.; aber zweifellos iſt 
letzterer (neben dem Hausbeſitzer) ein „Betroffener“ und ſogar der 
„unmittelbar Betroffene“, dem nach 8 16 Wohn Mang. allein das 
Recht der Beſchwerde zuſteht. Wir ſehen alſo, daß gerade wegen des 
Zuſammenhanges mit dem dem Verfügungsberechtigken reichsrechtlich 
durch die 88 11 und 16 WohnMangG. garantierten Rechtsſchutz der 
Begriff des Verfügungsberechtigten durch einzelſtaattiche oder lokale 
erordnungen nicht willkürlich abgebogen und verändert werden kann. 

III. Der Geſichtspunkt der Verfügungsberechtigung verſagt bei 

ber Begrenzung übergroßer Wohnungen, wenn es ſich bei den für 
ie Berechnung der Bewohnerzahl mitzuzähtenden Perſonen nicht 
um ſelbſtändige verfügungsberechtigte Untermieter, ſondern um die 
in den Hausſtand des Wohnungsinhabers aufgenommenen Per⸗ 
ſonen handelt. Auch ſie ſind nach dem Wortlaut der Berliner VO. 
als Bewohner mitzuberückſichtigen. Eine Aufnahme von Perſonen 
in den Hausſtand kann alſo unter Umſtänden den Eingriff des WA. 
vereiteln. Darin liegt eine viel bedenklichere Umgehung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft als bei der Untervermietung von Teilen der Wohnung, 
weil in letzterem Falle in der Regel die Überlaſſung der Räume 
von der Genehmigung des WA. abhängig iſt, in erſterem Falle aber 


nicht. Einzelne Gemeinden (ſo Hamburg) haben ſich in rechtlich zu⸗ 
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mangelrechts, und der Vermieter hört inſoweit auf Verfügungsberech⸗ 
tigter zu ſein, denn von ihm kann der Raum nicht mehr an einen 
anderen, insbeſondere an die Gemeinoebehörde, herausgegeben werden, 
vor allem nicht, ohne daß er die Rechte des Untermieters verletzt. 

Somit ergibt ſich, daß der Untermieter bei der Feſtſtellung, 
daß die Wohnung des Untervermieters übergroß iſt, nicht mitzuzählen 
iſt, aber nur aus dem Grunde, weil der Untermieter bezüglich ſeiner 
Räume ſelbſtändig als Verfügungsberechtigter gilt und die von ihm 
gemieteten Räume der Prüfung gegenüber dem Hauptmieter der 
Wohnung völlig außer Betracht bleiben. 

Nur ſoweit der Untermieter in einer gemäß den wohnungs⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen unwirkſamen Weiſe aufgenommen worden 
iſt, müßte anders entſchieden werden, denn einer Umgehung der ge⸗ 
nannten Vorſchrifſten kann irgendeine Form von Rechtsſchutz nicht 
zuteil werden. Hierin liegt auch die Möglichkeit der Abhilfe gegen 
die von der Beſchwerdeſtelle hervorgehobene Gefahr von Störungen 
der Wohnungswirtſcha't durch Untervermietung. Dieſer Ge ahr iſt 
durch die wohnungsrechtliche Regelung der Untermiete zu begegnen, 
ſei es auf Grund des beſtehenden Rechts, ſei es durch ergänzende 
Vorſchriften. 

(KG., 17. 8S., Rechtsentſch. v. 4. Juli 1924, 17 Y 45/24.) D.] 


38. Zu 8 2 Abſ. 2 Preuß. PSchO. Die Sondervor⸗ 
ſchrift über Verpachtung durch Kirchen in 8 2 Abſ 2 Preuß. 
PSchd. vom 27. Sept. 1922 gilt auch dann, wenn Grund» 
ſtücke einer Gemeinde der evangeliſchen Kirchen in Preu⸗ 
ßen durch den Inhaber der Pfarrſtelle in eigenem Namen 
verpachtet ſind. f) 

Der Verpächter hat als Inhaber der Stadtpfarrſtelle durch Ver⸗ 
trag v. 1. April 1922 dem Pächter Kirchenacker für die Zeit vom 
1. Okt. 1922 bis zum 30. Sept. 1932 gegen Naturalwertzins zur 
landwirtſchaftlichen Nutzung verpachtet. Sein Antrag, den Pacht⸗ 
zins für die Zeit vom 1. Okt. 1923 zu erhöhen, iſt durch Beſchluß 
des PEA. v. 21. Dez. 1923 abgewieſen worden. Auf feine Rechts⸗ 
beſchwerde hat das LG. folgende Frage zum RE. vorgelegt: Iſt 
Verpächter eines zu einer Pfarrſtelle gehörenden Grundſtücks, das 
von dem Inhaber der Pfarrſtelle ſelbſtändig verpach et werden kann, 
die Kirche oder der Inhaber der Pfarrſtelle? Das BeſchwGer. will 
den Inhaber der Pfarrſtelle als den Verpäch ler betrachten, ſieht ſich 
daran aber durch den Beſchluß des LG. Naumburg v. 27. Nov. 
1923, 4 T 56/23, gehindert. Der Verpächter ſei, da das Ein⸗ 
kommen ſeiner Pfarrſtelle vor dem Kriege 6000 % überſtiegen habe, 
den einſchränkenden Beſtimmungen des Pfarrbeſoldungsgeſ. v. 26. Mai 
1909 nicht unterworfen und daher berechtigt, die zur Pfarrſtelle 
gehörigen Ländereien ſelbſtändig, ohne Mitwirkung einer vorgeſetzten 
Kirchenbehörde, zu verpachten. Allerdings dürfe er ſeit der Not VO. 
des Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſes v. 20. Jan. 1922 die 
Erträge nicht mehr unbeſchränkt für ſich verwenden, ſondern müſſe 
ſie, ſoweit ſie eine beſtimmte Summe überſteigen, der Kirche zur 
Verfügung ſtellen. Da aber dadurch für ihn nur eine moraliſche, 
keine rechtliche Verpflichtung entſtanden ſei, zu möglichſt hohem Pacht⸗ 
zinſe zu verpachten, müſſe er auch weiterhin als der Verpächter an⸗ 
geſehen werden. 

Die Vorausſetzungen für den RE. find gegeben. Da das PEN. 
vor dem Inkrafttreten der VO. zur Anderung der PSchdD. v. 13. Febr. 
1924 ent;hieden hat, iſt der Fall nach dem bisherigen Recht zu 


läſſiger Weiſe gegen ſolche Umgehungen geſchützt durch eine nähere 
Beſtimmung der Vorausſetzungen, unter denen die in den Haus⸗ 
ſtand aufgenommenen Perſonen auf die Bewohnerzahl anzurechnen 
ſind. Häufig aber fehlt eine ſolche lokale Regelung, was ſich mit⸗ 
unter recht mißliebig bemerkbar machen wird. 
AGR. Prof. Ir. Ruth, Offenbach Frankfurt. 

Zu 38. Die vorliegende Rechtsentſch. des KG. bildet eine 
intereſſante Ergänzung zu der Rechtsentſch. desſelben Gerichtshofs 
v. 28. April 1924, 17 Y 28/24, indem ſie mit zutreffenden Grün⸗ 
den nachweiſt, daß der 8 2 Abſ. 2 der preuß. PSchO. nicht nur zu 
weit, ſondern auf der anderen Seite auch zu eng gefaßt iſt. Es 
wäre in der Tat widerſinnig, wenn ein Pachtvertrag, den der In⸗ 
haber einer Pfarrſtelle über ein zum Pfarrvermögen gehöriges Grund⸗ 
ſtück abgeſchloſſen hat, nicht unter die Beſtimmung des 8 2 preuß. 
TEHD. fallen ſollte, und wenn der Pächter eines ſolchen Grund⸗ 
ſtücks nur deshalb, weil der Inhaber der Pfarrſtelle als Verpächter 
aufgetreten iſt, vor jeder an ſich noch ſo berechtigten Erhöhung des 
Pachtzinſes geſichert wäre. Daß dies unmöglich angenommen werden 
kann, ergibt ſich, wie das KG. mit Recht darlegt, unzweifelhaft 
aus den Vorſchriften der durch das Staatsgeſ. v. 3. Juni 1922 
(GS. 141) beſtätigten, kirchlichen NotVO. Danach ift der Inhaber 
der Pfarrſtelle formell allerdings noch der Verpächter, materiell aber 
find die durch die Verpachtung erzielen Einnahmen fir die Kirche 
von größter Bedeutung, fo daß es nicht zu rechefertigen wäre, wenn 
hinſichtlich der Anwendbarkeit der PSdO. ein Unterſchied zwiſchen 
den von dem Inhaber einer Pfarrſtelle verpachteten Grundſtücken 
und ſolchen Grundſtücken gemacht werden ſollte, bei denen die Kirche 
unmittelbar als Verpächterin erſcheint. 

Oberverwaltungsgerichtsrat Prof. Dr. Fürſtenau, Berlin. 
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beurteilen. Die Rechtsfrage war im Sinne des LG. Naumburg 
zu beantworten. 

Nach 82 Abſ. 2 preuß. PSchdO. bedarf es, ſofern eine Kirche 
Verpächterin iſt, der beſonderen Vorausſetzungen dieſes Abſ. 2 für 
die Erhöhung des Pachtzinſes nicht; vielmehr iſt nur erforderlich, 
daß der vereinbarte Pachtzins infolge einer ſeit der Vereinbarung 
eingetretenen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht 
mehr gerech fertigt iſt. Die vereinzelt angedeuteten Bedenken gegen 
die Gültigkeit der Beſtimmung (vgl. Richter, Ztſchr. des Reichs⸗ 
bundes landwirtſch. Pächter 1922 Nr. 7/8 S. 17; Gauß, ebenda, 
1923 Nr. 1/2 S. 13) teilt der Senat nicht; insbeſ. kommt ein Ver⸗ 
ſtoß gegen Art. 109 RVerf. offenbar nicht in Betracht. Bei der 
Auslegung der Sondervorſchrift darf auf ihren Wortlaut nicht zu 
viel Gewicht gelegt werden, denn ſie iſt, wie im RE. v. 12. Juli 
1923, 17 Y 16/23 (abgedr. ebenda, 1923, 86; LZ. 1923, 574; Recht 
1923, 443) bereits dargelegt iſt, vom Reichstage eingefügt worden, 
es fehlt die organiſche Verſchmelzung mit den übrigen Beſtimmungen, 
und die wörtliche Anwendung führt zu unmöglichen Ergebniſſen. 
Deshalb iſt bei der Auslegung die Heranziehung des Zweckes nicht 
nur zuläſſig, ſondern geboten. Iſt auch der Begriff „Verpächter“ 
ein rein rechtlicher und die klare Bezeichnung für diejenige Perſön⸗ 
lichkeit, die den Pachtvertrag im eigenen Namen abgeſchloſſen hat, 
jo iſt es doch möglich, dieſe Bezeichnung in 8 2 Abſ. 2 anders zu 
deuten, wenn ausreichende Gründe dafür vorliegen. Die Befugnis, 
in dieſer Weiſe vom Wortlaut abzuweichen, it um jo mehr gegeben, 
weil die PSchd., ein infolge wirtſchaftlicher Not im allgemeinen 
Intereſſe der Volkswirtſchaft erlaſſenes Geſetz, eine Auslegung unter 
ee Beobachtung der wirtſchaftlichen Ziele und Wirkungen 
gebietet. 

Was die Sonderbeſtimmung für die Körperſchaften in 82 
Abſ. 2 bezweckt, iſt aus der Entſtehungsgeſchichte klar zu erſehen. 
Die Bindung an den vereinbarten Pach zins ſoll für dieſe Rechts⸗ 
perſönlichkeiten beſonders locker ſein, damit ſie nicht zu einer höheren 
Belastung der Allgemeinheit führt oder die Erreichung der für die 
Allgemeinheit wichtigen und nützlichen Zwecke gefährdet. Wegen der 
Einzelheiten kaun auf den oben erwähnten NE, verwieſen werden. 
Soll dieſes Ziel der Vorſchrift erreicht werden, ſo bedarf es ihrer 
Anwendung auf alle Verpachtungen, deren Erträge die Vermögens⸗ 
lage der privilegierten Rechtsperſönlichkeiten beeinfluſſen. Ein ſolcher 
Einfluß beſtehr in Preußen auf das Vermögen der evangeliſchen Kir⸗ 
chen auch in den Fällen, in denen der Pfarrſtelleninhaber im eigenen 
Namen zu verpachten befugt iſt. Nach den durch das Geſ. v. 3. Juni 
1922 (GS. 141) beſtätigten ſechs Not BoO., die inſoweit übereinſtim⸗ 
men, verbleibt der Ertrag dem Pfarrſtelleninhaber nur inſoweit, 
als er einen Anſpruch auf Bezüge auch ohne dieſen Ertrag hat, im 
übrigen fließt er nach Maßgabe des Art. II 8 1 dem Kirchenvermögen 
zu. Hiernach dient der Pachtzins auch bei Verpachtung durch den 
Stelleninhaber der Erfüllung kirchlicher Zwecke, indem er entweder 
unmittelbar dem Kirchenvermögen zufließt, ſoweit er nämlich für 
die dem Geiſtlichen zuſtehenden Bezüge entbehrlich iſt, oder aber 
die Ausgaben der Kirchengemeinde mindert, indem er den zur Be⸗ 
ſoldung des Pfarrers nach Art. I 8 2 beizuſteuernden Betrag ver⸗ 
ringert oder die Aufbeſſerung durch die Kirchengemeinde entbehrlich 
macht. Ofſenſichtlich entſpricht daher die Anwendung der Sonder⸗ 
vorſchrift auch auf ſolche Pachtverträge dem Zwecke, dem ſie ihre 
Eutſtehung verdankt. Ihr Wortlaut iſt, wie in anderer Beziehung 
zu weit, ſo hier zu eng gefaßt worden. Hätte man bei Schaffung. 
der Vorſchrift ſich der Beteiligung der Kirche an den Verpachtungen 
des Pfarrers erinnert, jo würde unzweifelhaft eine auch dieſe Fälle 
einichließende Faſſung gewählt worden ſein, denn man ſah ſich 
genötigt, die Intereſſen des Pächters hinter denjenigen der Kirche 
mit Rückſicht auf die Allgemeinheit zurücktreten zu laſſen. Deshalb 
iſt die weitere Auslegung über den offenbar zu eng gefaßten Wort⸗ 
laut hinaus geboten. Andernfalls würden die kirchenrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften in Verbindung mit 8 2 Abſ. 2 PSchd. zu einer bevorzugten 
Stellung des Pächters, der vom Pfarrer gepachtet hat, gegenüber allen 
anderen Pächtern und zu einer beſonderen Benachteiligung der Kirche 
führen. Da nämlich der Pfarrer auf den Pachtertrag nicht ange⸗ 
wieſen, ſondern in feinen Bezügen durch die Zuſchußpf. icht der 
Gemeinde geſichert iſt, würde eine Notlage oder eine Gefahr der 
Notlage bei ihm nicht vorliegen und im Gegenſatz zu anderen 
F niemals zur Erhöhung des Pachtzinſes führen 
önnen. 


(KG., 17. 38, Rechtsentſch. v. 14. April 1924, 17 V 20/24) G. 
* 


39. Zu 83 Ab ſ. I Freußfedho. Liegen die Vor⸗ 
aus ſezungen des 83 Abi 1 der Preuß PSch O. v. 27. Sept. 
1922 vor, fo ſoll das VEN. dem Antrage des Pächters 
en ohne daß auf feiten des Pächters eine Un- 

illigkeit oder eine Notlage i. S. des 82 Abſ. 2 b 5 
derer Feſtſtellung bedarf. l * — 

Der Pächter hat vom Verpächter etwa einen Morgen Acker⸗ 
land zum Zwecke landwirtſchaftlicher Nutzung bis zum 1. Okt. 
1922 gepachtet. Er hat ſonſt nicht insgeſamt zehn Hektar Land 
zur Bewirtſchaftung. Sein Antrag, das Pachtverhältnis auf zwei 


Zu 39. Dem Rechtsentſcheid iſt zuzuſtimmen; das KG. giebt 
zutreffend die amtliche Begründung zu 8 1 Abſ. 3 RPSchdO. heran, 


Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchrift 


Jahre zu verlängern, iſt vom BEN. durch Beſchluß v. 16. Nov. 
1922 zurückgewieſen worden. Auf die Rechtsbeſchwerde des Päch⸗ 
ters hat das Beſchwerdegericht die Sache zum Rechtsentſcheide vor⸗ 
gelegt. Es entnimmt dem Wortlaute und der Stellung des 83 
pr. PSchO., daß $ 3 keineswegs einen gegenüber den früher geltenden 
Vorſchriſten erweiterten Schug der Pächter hat ſchaffen foilen, daß 
die Vorſchrift vielmehr nur beſagen ſoll, im allgemeinen lägen die 
Vorausſetzungen des § 2 vor, wenn dem Pächter nicht insgeſamt 
zehn Hektar Wirtſchaftsland nach Entziehung des Pachtlandes ver⸗ 
blieben. In der Beſtimmung erblickt das LG. nur eine wider⸗ 
legbare Vermutung, daß die Nichtverlängerung des Pachtverhält⸗ 
niſſes offenbar eine ſchwere Unbilligkeit darſtelle, es hält aber das 
VEN. für verpflichtet, in jedem Falle zu prüfen, ob in dem zur 
Beurteilung ſtehenden Sachverhalte die Vorausſetzungen des 82 
Abſ. 2 gegeben find. In dieſer Auslegung will es von der Entſch. 
des LG. in Osnabrück v. 2. Dez. 1922 und des LG. in Paderborn 
v. 3. Nov. 1922 abweichen. Die Vorausſetzungen des Rechtsent⸗ 
ſcheides ſind hiernach gegeben. 

Der Auffaſſung des Beſchwerdegerichts war nicht beizutreten. 
82 Abſ. 1 pr. PSHD. gibt den PE. unter anderem die Befugnis, 
ablaufende Pachtverträge für Grundſtücke unter zehn Hektaren zu 
verlängern (Ziff. 2). Gemäß 8 2 Abſ. 2 ſollen fie Beſtimmungen 
aus Abſ. 1 jedoch nur treffen, wenn und inſoweit ſich die Bei⸗ 
behaltung der Vertragsbeſtimmungen als Ausbeutung der Notlage 
oder offenbar als eine ſchwere Unbilligkeit darſtellt oder den einen 
Teil der Gefahr wirtſchaftlicher Not ausſetzt. 83 lautet jedoch, 
ſoweit er hier in Betracht kommt: „Von ihren Befugniſſen aus 
§ 2 Abſ. 1a Ziff. 1 und 2 ſollen die PEA., ſoweit nicht der Pächter 
oder Nutzungsberechtigte das Grundſtück beſonders ſchlecht bewirt⸗ 
ſchaftet, regelmäßig dann Gebrauch machen, wenn dem Pächter 
oder Nutzungsberechtigten ſonſt nicht insgeſamt zehn Hektar Land 
zur Bewirtſchaftung verbleiben würde; eigenes oder ſonſt genußtes 
Land iſt dabei anzurechnen. ...“ Schon nach ihrem Wortlaut 
ſtellt ſich dieſe Beſtimmung als eine Sonderregelung für die Be⸗ 
handlung von Anträgen aus 8 2 Abſ. 1a Ziff. 1 und 2 dar, die 
von Pächtern mit ſonſt nicht zehn Hektaren Wirtſchaftsland ge⸗ 
ſtellt werden. Dieſen Anträgen jollen die PE. regelmäßig ent⸗ 
ſprechen, ſoweit dem Pächter nicht beſonders ſchlechte Wirtſchaft 
zur Laſt fällt. Liegt dieſe Ausnahme ſchlechter Bewirtſchaftung vor, 
fo entfällt allerdings die Anwendung des 8 3 völlig. Dann iſt 
über den Antrag auf Verlängerung nur unter Anwendung des 8 2 
zu befinden, und es bedarf, damit die Verlängerung erfolgen kann, 
eines Nachweiſes gemäß § 2 Abſ. 2. Fehlt es jedoch an dieſer Aus⸗ 
nahme, kommt alſo § 3 zur Anwendung, jo ſoll der Antrag regel⸗ 
mäßig Erfolg haben. Offenſichtlich ſollen alſo Verlängerungsanträge 
ſolcher Pächter nur ausnahmsweiſe abgewieſen werden. Mit dieſer 
Abſicht der Vorſchrift würde es nicht vereinbar jein, wenn trordem 
feſtgeſtellt werden müßte, daß auf ſeiten des Pächters eine der Vor⸗ 
ausjekungen des 8 2 Abſ. 2 erfüllt iſt. Gerade die dort aufge⸗ 
ſtellten Erforderniſſe bringen es mit ſich, daß das Eingreifen des 
PEN. in die Vertragsbeſtimmungen als Ausnahme gilt. Die Ver⸗ 
längerung des Pachtverhältniſſes in den Fällen des $ 3 ſoll jedoch 
die Regel bilden, fie kann alſo nicht an jene Vorausſezungen des 
§ 2 gebunden fein, die ſie zur Ausnahme geſtalten würde. Das 
PGA. braucht alſo zwecks Verlängerung ſolcher Pachtverhältniſſe 
nicht feſtzuſtellen, daß der vertragsmäßige Ablauf für den Pächter, 
der nicht ſonſt zehn Hektar zur Bewirtſchaftung behält, eine ſchwere 
Unbilligkeit bedeuten oder ihn wirtſchaftlich gefährden würde. Wohl 
aber hat es, da dem Antrage nicht ſtets, ſondern nur regelmäßig 
zu entſprechen iſt, nach dem geſamten Sachverhalte zu prüfen, ob 
die Verlängerung nicht etwa gegenüber dem Verpächter eine Un⸗ 
billigkeit oder Gefährdung i. S. des § 2 Abf. 2 bedeutet. 

Gegen dieſe Auslegung führt das Beſchwerdegericht auch an, 
daß fie den 83 im Verhältnis zu 8 2 zu der weitergehenden Vor⸗ 
ſchrift mache und es dann auffalle, daß dieſe nicht ihre Stellung 
vor § 2 gefunden habe. Dieſer Einwand iſt unbegründet. 83 iſt 
gegenüber § 2 die Sonderregel, was die Anordnung des Textes der 
VO. zwanglos erklärt. Er entſpricht aber auch nur wörtlich dem 
81 Abſ. 3 NPSHD. in der Faſſung des Geſ. v. 29. Juni 1922. 
Wenn Preußen abweichend von dem Reichsgeſetze die Vorſchrift 
in einen beſonderen Paragraphen verwieſen hat, ſo ſollte ihr da⸗ 
durch offenbar keine andere Bedeutung gegeben und damit in un⸗ 
zuläſſiger Weiſe von der reichsrechtlichen Vorſchrift abgewichen wer⸗ 
den. Die hier vertretene Auffaſſung wird auch überzeugend durch 
die Entſtehungsgeſchichte des 8 1 Abſ. 3 RPSchdO. beſtätigt. Schon 


wonach Zweck der Vorſchrift Schutz der Erhaltung einer ſelbſtändigen 
Ackernahrung ſei. 

Die Begründung erblickt in 40 Morgen eine ſelbſtändige Acker⸗ 
nahrung: im märkiſchen Sand reichen unter Umſtänden, je nachdem 
der Wind weht, 80 Morgen zur Selbſtändigkeit des Wirtſchafts⸗ 
betriebes nicht aus. 

Wird ein neuer Begriff der Volkswirtſchaft entnommen und in 
das Recht überführt, ſo gebe man ihm — Platz iſt in der Regie⸗ 
rungsbegründung — auch eine brauchbare Definition. An dieſem 
Mangel, der Sondergerichte wie BEA. zur Auslegungswillkür führt, 
leiden unſere meiſten Wirtſchafts O. (z. B. Arbeitsrecht! ). 

RA. Ernſt Böttger, Berlin. 


—. ÄT—. 
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in dem Regierungsentwurf des Reichsgeſetzes zur Verlängerung der 
PSchO. findet ſich die Beſtimmung. Die amtliche Begründung 
(Drucks. des RT. Nr. 4187 S. 9) gibt als Zweck der Vorſchriſt an, 
daß der Schuß der Erhaltung einer ſelbſtändigen Ackernahrung 
dienen ſollte. In der Regel ſeien hiernach die BE. an die Richt⸗ 
linie gebunden. Dennoch könnten ſie in Ausnahmefällen den be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen des Einzelfalles Rechnung tragen und von 
dieſer Vorſchrift abweichen. Auch der Ausſchuß des Reichswirt⸗ 
ſchaftsrats erblickte offenbar in 8 1 Abſ. 3 ebenfalls eine Sonder- 
regelung, wenn er ſein Gutachten dahin abgab, „der einſchränkenden 
Beſtimmung des Abſ. 3 des SL wird zugeſtimmt“ (Druckſ. des 
RT. Nr. 4187 S. 2). Im Berichte des Reichstagsausſchuſſes und 
in den Ausführungen mehrerer Abgeordneten it ſchließlich deutlich 
und ohne Widerſpruch von irgendeiner Seite erklärt worden, daß 
die Beſtimmungen des § 1 Abſ. La Ziff. 1 und 2 einen beſonderen 
Schutz der Pächter bezwecken, und daß dieſer Schutz nachdrücklich 
zur Erhaltung der kleineren Wirtſchaften dienen joe. Dann aber 
deckt ſich die hier gegebene Auslegung des 33 pr. PSchDd. wie 
mit feinem Wortlaute, ſo auch mit dem Zwecke, der zur Schaffung 
der Vorſchriſt bzw. der für fie vorbildlichen Sazung des Reichs⸗ 
rechts geführt hat. 

(KG., 17. 8 8., Rechtsentſch. v. 5 Febr. 1923, 17 Y 2/23.) (G.] 


40. Zu 8 3 preuß. PScho Bei der Feſtſtellung nach 
83 preuß. PSch O., wieviel Land dem Pächter oder Nutzungs- 
berechtigten ſonſt zur Bewirtſchafrung verbleiben würde, 
ft das Land, auf welches ſich der Antrag bezieht, nicht 
mitzurechnen 7) 

Der Verpächter hat dem Pächter 15 Morgen Land zur 
landwirtſchaftlichen Nutzung verpachtet, das Pachtverhältnis nun⸗ 
mehr jedoch gekündigt. Auf den Antrag des Pächters, der außer 
dieſem Pachtlande noch 38 Morgen teils eigenes, teils fremdes 
Land zur Verfügung hat, iſt vom PEN. die Kündigung nur in 
bezug auf Zwei Morgen für unwirkſam erklärt und der Pachtvertrag 
auf zwei Jahre verlängert worden. Der Pächter hat die Rechts⸗ 
beſchwerde eingelegt, und das LG. ſucht einen Rechtsentſcheid über die 
Frage nach, ob bei Berechnung der in 83 PSchd. erwähnten 
10 ha das Land, hinſichtlich deſſen über die Verlängerung des Pacht⸗ 
vertrages zu entſcheiden iſt, mit dem eigenen oder fremden Lande, 
das der Pächter außerdem zur Verfügung hat, zuſammenzurechnen 
iſt, oder ob es nur auf die nicht in Streit befindliche Fläche an⸗ 
kommt. Das LG. will die Frage i. S. der Zuſammenrechnung 
entſcheiden und deshalb die Entſch. des PEN. billigen, falls eine 
Teilung des Pachtlandes wirtſchaftlich möglich iſt, ſieht ſich aber 
daran durch den Beſchluß des LG. in Breslau v. 4. Okt. 1923 — 
17 71,23 — gehindert, der den abweichenden Standpunkt eingenom⸗ 
men hat. Die Vorausſetzungen des Rechtsentſcheids ſind bei dieſer 
Sachlage gegeben. 

Die Rechtsfrage war mit dem LG. in Breslau dahin zu be⸗ 
antworten, daß 8 3 zur Anwendung kommt, ſofern dem Pächter nicht 
10 ha außer dem ſtreitigen Lande zur Bewirtſchaftung verbleiben 
würden. J 3 ſtellt, wie der Sen. bereits in dem Rechtsentſcheid v. 
5. Febr. 1923 — 17 Y 2/23 — (PrVerw BBl. 44, 358; Zeitſchr. des 
Reichsb. der Pächter, 1923 Nr. 3/4, 45; OLG. Ripr. 43,64) näher 
dargelegt hat, eine Sonderreglung des Ingalts dar, daß die PEA. 
ewiſſen Vorausſetzungen von den im § 2 Abf. La Ziff. 1. 2 ges 
Hale Befugniſſen zur Beſeitigung von Kündigungen und zur 
Verlängerung von Verträgen ohne den beſonderen Nachweis aus 
82 Abf. 2 Gebrauch machen ſollen. Danach iſt § 3 eine Regel für 
die Anwendung dieſer Befugniſſe und hat nicht den Zweck, dieſe 
Befugniſſe ſelbſt inhaltlich zu beſtimmen oder gar zu ändern. 
Zu einer Inhaltsänderung würde aber die Auslegung des Be- 
ſchwerdegerichts führen, denn § 2 Abf. La, für ſich allein betrachtet, 
gibt dem PEN. keine Möglichkeit, über einzelne Abſchnitte des Pacht⸗ 
landes verſchieden zu erkennen. Wenn es Kündigungen für un⸗ 
wirkſam erklären darf, ſo folgt ſchon aus der Einheitlichkeit der 
Kündigung ſelbſt, daß dieſe in Hinſicht auf das von ihr betroffene 
Vertragsverhältnis nur entweder im ganzen wirkſam oder im ganzen 
unwirkſam ſein kann. Dagegen kann die Entſch. nicht die Wirkſam⸗ 
keit für einen Morgen Land beſeitigen, für den Reſt der Pachtung 
beſtehen laſſen. Das gleiche ergibt ſich für die Verlängerung eines 
ablaufenden Vertrages. Hier har das PA. lediglich zu entſcheiden, 
ob der Vertrag zu der vereinbarten Zeit enden oder ob ſeine Dauer 
auf eine weitere Zeitſpanne von höchſtens zwei Jahren ausgedehnt 
werden ſoll. Da es ſich aber nur um die Verlängerung des Ver⸗ 
trages, alſo des ganz beſtimmten, bereits vorhandenen Vertrages 
handelt, fo iſt jedenfalls aus 8 2 Abſ. la dem PEN. die Befugnis 
verſagt, den Inhalt des Vertrages abzuändern. Eine ganz weſent⸗ 
liche Inhaltsänderung und deshalb eine unzuläſſige Entſch. wäre 
es aber, wenn das FEN. den Pachtvertrag nur für einen Teil des 


Zu 40. Die Entſch. iſt ſtark formaliſtiſch. § 2 der preuß. 
PSch d. v. 27. Sept. 1922 ſchließt ſprachlich und inhaltlich eine teil» 
weile Unwirtſamkeit nicht aus. Und die Sollvorſchriften des 83 
geben trotz ſeines Zuſammenhangs mit 8 2 auch hinſichtlich der 10 ba 
Spielraum. Es bedarf daher nicht des am Schluß der Entſch. be⸗ 
zeichneten Umwegs, welcher durch Ablehnung des Antrags des 
Pächters die Kündigung in vollem Umfange aufrechterhalten würde. 
Ein ſeltſames Reſuctat. Geh. IR. Dr. Rewoldt, Bertin. 
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Pachtlandes beſtehen laſſen würde, während es für den Reſt der 
Fläche bei ſeinem Ablaufe bewendet. Ob eine ſolche Maßnahme 
mit Zuſtimmung der Beteiligten getroffen werden könnte, iſt hier 
nicht zu unterſuchen. Es genügt die Feſtſtellung, daß die BEL. 
ſolche Teilungen von ſich aus auf Grund des 82 nicht vornehmen 
dürfen. Dann aber kann auch 83 den vom Beſchwerdegericht an⸗ 
genommenen Sinn nicht haben, denn wenn das Pachtland, über das 
der Antrag des Pächters eine Entſch. begehrt, bei Ermittelung der 
10 ha mit dem übrigen für den Pächter verfügbaren Lande zu⸗ 
ſammenzurechnen wäre, ſo würde das nur dann Zweck haben, wenn 
der Verlängerungsantrag bezüglich des einheitlichen Vertrages teils 
abgelehnt, teils bewilligt werden dürfte. Hinſichtlich der an 10 ha 
fehlenden Fläche müßte nämlich der Antrag ohne weiteres Erfolg 
haben, hinſichtlich des Reſtlandes dagegen nur, wenn der Pächter 
darzutun vermag, daß die Vorausſetzungen des 82 Abſ. 2 in feiner 
Perſon vorliegen. Ein ſolches dem 8 2 widerſprechendes Ergebnis 
iſt unrichtig, wenn es nicht aus der Sonderregel des 8 3 klar zu be⸗ 
gründen iſt. Das iſt aber nicht möglich. Allerdings iſt dem LG. 
zuzugeben, daß die Worte „wenn dem Pächter ... ſonſt nicht ins⸗ 
geſamt 10 ha Land ... verbleiben würden“ mehrdeutig ſind, da 
„ſonſt“ nicht nur „außer dem ſtreitigen Lande“, ſondern ebenſogut 
„ohne die Verlängerung“ bedeuten, in gleicher Weiſe durch das Wort 
„außerdem“ wie durch „andernfalls“ erſetzt werden könnte. Das 
Beſchwerdegericht hat auch darauf hinge vieſen, daß der Zuſatz in 
8 3, eigenes oder ſonſt genutztes Land ſei dabei anzurechnen, für ſeine 
Auffaſſung ſpreche, weil außer dem eigenen oder ſonſt genutzten 
Lande nur das ſtreitige Pachtland übrigbleibe. Dabei iſt überjehen, 
daß das ſonſt genutzte Land auch recht wohl den Gegenſaz zu dem 
vom Pächter bewirtſchafteten Lande bilden und etwa weiterverpachtete 
Flächen bezeichnen kann. Doch ſelbſt wenn die Auslegung des Wort⸗ 
lauts vom LG. richtig getroffen ſein ſollte, ergibt ſich daraus noch 
nicht, daß die Befugniſſe des PEul. über 9 2 hinaus auf eine teile 
weiſe Aufrechterhaltung des Pachtvertrages durch 9 3 ausgedehnt 
worden ſind. Das Gegenteil iſt daraus zu erſehen, daß 83 in feinem 
Eingange beſonders die Befugniſſe aus 82 bj. ba erwähnt und 
nach feiner Faſſung lediglich Vorausſetzungen aufſtellt, unter denen. 
das PEN. von dieſen als gegeben angenommenen Befugniſſen 
Gebrauch machen ſoll, daß alſo nicht die Befugniſſe, ſondern ihre 
Anwendung geregelt werden. 

Endlich hat das Beſchwerdegericht für ſeine Meinung als Be⸗ 
gründung herangezogen, daß 8 3 dem Schutze der ſelbſtändigen, in der 
Scho. auf 10 ha angenommenen Ackernahrung diene, daß deshalb 
eine Auslegung abzulehnen ſei, welche dem Pächter unter Umſtänden 
nahezu 20 ha ſichere. Dieſer Hinweis iſt ebenſo beachtlich wie die 
Darlegung, daß die Entſch. in ſolchem Falle zuweilen vom Zufall 
abhänge. Habe der Pachter z. B. 4 ha eigenes Land und ferner 
durch zwei verſchiedene Verträge 5 ha und 9 ha zugepachtet, ſo ſei 
ſeinem Antrage ohne weiteres zu entſprechen, wenn er bezüglich 
der 9 ha geſtellt werde, ſo daß der Pächter 18 ha behalte, hingegen 
ſei der Antrag, wenn er ſich auf die 5 ha beziehe, abzuweiſen, ſo daß 
der Pächter nur im Beſitze von 13 ha bleibe. Indeſſen können dieſe 
Folgen gegen die vom Seu. gebilligte Auslegung nicht entſcheidend 
ins Gewicht fallen, weil die Richtigkeit der Auslegung deutlich aus 
den Beſtimmungen der PSchO., insbejondere aus 82, erſichtlich iſt. 
Übrigens haben dieſe Folgen ſchon deshalb keine erhebliche Be⸗ 
deutung, weil das PEN. von der Regel des $3 abweichen und den 
Antrag ablehnen darf, wenn nach billigem Ermeſſen dafür aus⸗ 
reichende Gründe vorliegen (Rechtsentſcheid v. 12. Juli 1923 
— 171 14/23 —, abgedruckt in der Zeitſchrift des Reichsb. der 
Pächter 1923, 87; im Recht 1923, 443). Daß ſolche Gründe auch 
unter Umſtänden aus der Größe der Grundſtücke entnommen werden 
können, wird Bedenken nicht unterliegen. 


(KG., 17 35., Rechtsentſch v. 18. Febr. 1924, 17 V 6/24.) [G.] 


41. Beſteht Streit über das Beſtehen eines Pacht⸗ 
verhäfrniifes, fo iſt das BEN. auch dann nicht zur Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens befugt, wenn ern Rechisſtrett vor 
dem ordentlichen Gericht anhängig iſt. Es hat vielmehr 
über feine Zuſtändigkeit ſelbſt zu entſcheiden und dabei 
von dem Sachvortrag des Antragſtellers auszugehen. f) 

Der Verpächter hat Abänderung des Pachtzinſes beantragt, der 
Pächter die Unzuſtandigkeit des PEU. behauptet, da der Pachtvertrag 
wegen Formmangels nichtig, er von dem Pachtverhaltnis auch infolge 
des vertragswidrigen Verhaltens des Verpächters wirkſam zurück⸗ 
getreten ſei. Zwiſchen den Parteien ſchwebt deshalb ein Rechtsſtreit. 
Deſſenungeachtet hat das PE A. den Pachtzins erhöht. Auf die Rechts⸗ 
beſchwerde des Pächters hat das LG. den Rechtsentſcheid nachgeſucht 
über folgende Frage: „Hat das PEN. über jeine Zuſtändigkeit auch 
dann zu entſcheiden, wenn über die für dieſe Entſcheidung maß⸗ 

Zu 41. Das KG. ſtellt ſich mit ſeiner Anſicht über die Unzu⸗ 
läſſigkeit einer Aus etzung des Verfahrens auf den Standpunkt der 
Lückenloſigkeit des Geſetzes. Die er ſonſt ſchon überwundene Stand» 
punkt iſt jedoch nirgends weniger angebracht, als bei der Auslegung 
der PSchd. Sie regelt in wenig durchdachter Weiſe nur Einzel⸗ 
heiten des Verfahrens ſelbſtändig oder durch Bezugnahme auf die 
ZRO. und läßt andere nicht weniger wichtige völlig unbeachtet. So 
ſchweigt ſie z. B. über die Verbindung mehrerer Verfahren, über 


gebende Frage, insbeſondere über das Beſtehen eines Pachtverhält⸗ 
niſſes, ein Rechtsstreit vor dem ordentlichen Gericht anhängig iſt, 
oder hat es in einem ſoichen Falle das Verfahren bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung des Rechtsſtreites auszuſetzen?“ Das Be⸗ 
ſchwerdegericht hält die Frage in dieſer Form für eine letztinſtanzlich 
noch nicht entſchiedene und äußert zugleich Zweifel, ob das KG. 
feine im RE. v. 12. Nov. 1923, 17 Y 24/23, ausgeſprochene Anſicht 
auch für dieſen Fall aufrechterhalten werde. Es hält ſelbſt die Aus⸗ 
ſetzung für zuläſſig und geboten. 
Bei dieſem Sachverhalt liegen die Vorausſetzungen für den NE. 
vor, und zwar, weil das LG. von dem RE. 17 Y 24/23 (ZW. 1924, 
830; Zſchr. f. Agrar⸗ und Waſſerrecht 3, 111; Recht 1924, 72; 
LZ. 1924, 305; Os Ggiſpr. 43, 268; Entſch. des KG. in Miet⸗ und 
Pachtſchutzſachen 1, 1), der die Befugnis des PE A. zur Ausſetzung 
ganz allgemein verneint, abweichen will. Nach nochmaliger Prüfung 
hält der Senat jedoch an ſeiner früheren Anſchauung feſt. Die Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens würde nur zuläſſig ſein, wenn die preuß. 
PSHD. eine fie betreffende Vorſchrift enthielte oder doch auf die 
ZPO. verwieſe. Da das nicht der Fall it, gibt es im Pachtſchutz⸗ 
verfahren keine Möglichkeit zur Ausſetzung für die Dauer eines bei 
den ordentlichen Gerichten anhängigen oder anhängig zu machenden 
Verfahrens. Die damals angeführten Geünde werden noch weſent⸗ 
lich umerſtützt durch die Erwigungen, welche das Op A. Hamburg 
in feiner Entſch. v. 6. Okt. 1923 (Han. 1923, 853) anſtellt. Sie 
gehen dahin, daß die Aufgabe des PSA. in der ſchnellen Erledigung 
der rein wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen beſteht, die allein ſeiner 
Entſcheidung unterworfen ſind, daß aber die Ausſetzung eine damit 
unvereinbare und ſogar überflüſſige Verzögerung mit ſich bringen 
würde. Den eigenartigen Aufgaben des PEN. entſpricht es beſſer, 
wenn es einen Streit über ſeine Zuſtändigkeit ſelbſt entſcheidet. Die 
vom LG. befürchteten Mißhelligkeilen können aus abweichenden Ent⸗ 
ſcheidungen der PEA. und der ordentlichen Gerich e nicht ent ehen, 
wenn man die Befugniſſe beider mit ausreichender Schärfe abgrenzt. 
Während das ordentliche Gericht den bürgerlichen Rechts reit über 
das Beſtehen eines Pachtverhältniſſes oder über das Vorliegen und 
die Wirkung einer Kündigung mit bindender Wirkung für die Par⸗ 
teien zu entſcheiden hat, iſt die Tätigkeit der BEL. eine rechtsgeſtal⸗ 
tende. Sie haben den Inhalt von Rechtsverhältniſſen, deren Be⸗ 
ſtand und Dauer im Bedarfsfalle zu ändern. Für ihre Entſcheidungen 
ſtehen deshalb wirtſchaftliche Geſichtspunkte, ein Abwägen der be⸗ 
teiligten Intereſſen nach billigem Ermeſſen im Vordergrunde. Der 
Inhalt ihrer rech'skräftigen Beſchlüſſe gi.t als Vertragsinhalt unter 
den Parteien. Nur in dieſem Umfange und nur, ſoweit ſich ihre 
Entſcheidungen innerhalb ihres wirtſchaftlichen und ſozialen Auf⸗ 
gabenkreiſes halten, ſind ſie auch von den ordentlichen Gerichten 
u beachten. Deshalb iſt das BEA. nicht dazu berufen, über das 
eſtehen eines Pachtverhältniſſes oder eine ähnliche Frage in gleicher 
Weiſe wie das ordentliche Gericht, nämlich durch Ermittlung der 
Wahrheit nach prozeßrechtlichen Grundſätzen, zu befinden. Eine 
ſolche Entſcheidung würde wertlos ſein, weil ſie das ordentliche Ge⸗ 
richt nicht bindet. Sie könnte nicht verhindern, daß das PEN. ent⸗ 
weder überflüſſig nach eigener Feſtſtellung eines Pachtverhältniſſes 
ſeiner eigentlichen Aufgabe, der Entſcheidung wirtſchaftlicher und 


Vertagungen der mündlichen Verhandlung, über die Unterbrechung 
des Verfahrens im Falle des Todes oder des Verluſtes der Prozeß⸗ 
fähigkeit oder des Konkurſes einer Partei uſw. Sie ordnet im 818 
Abi. 2 zwar an, daß auf die Erledigung des Zeugen- und Sachver- 
ſtändigenbeweiſes die Vorſchriften der ZPO. entſprechende Anwen- 
dung fänden, ſagt es aber nicht auch vom Augenſcheiubeweis, ob⸗ 
gleich dieſer nach Abſ. 1 daſelbſt ebenfalls zuläſſig iſt. Sie erklärt 
ferner im 8 24 zwar die 88 319 und 321 für anwendbar, nicht aber 
auch den 8 320. Vom Standpunkt des Rechtsentſcheides aus kann 
daher das MEAN. mehrere gleichliegende Streitigkeiten nicht zur 
greiägcitigen Verhandlung und Beweisaufnahme verbinden, auch wenn 
ieſe Verbindung zur Erſparung von Arbeit und Koſten noch ſo 
zweckmäßig wäre, es kann die Verhandlung nicht vertagen, auch wenn 
eine Partei ſich auf die verſpätet vorgebrachte Behauptung der 
Gegenpartei nicht ſofort erklären kann, ſie kann das Verfahren nicht 
ruhen laſſen, bis der Erbe, der neuernannte Vormund oder der Kon⸗ 
kursverwalter in das Verfahren eingetreten iſt. Es kann ferner den 
Augenſchein z. B. über den Zuſtand der auf dem Pachtlande be⸗ 
findlichen Gebäude nicht durch den Vorſitzenden allein vornehmen 
laſſen und eine offenbare Unrichtigkeit ſeines Beſchluſſes nicht be⸗ 
richtigen. 

Alles dies erſcheint unmöglich. Man wird vielmehr daraus, daß 
die PSHD. nur Einzelheiten des Verfahrens geregelt hat, folgern 
müſſen, daß das PEN. im übrigen freie Hand hat und wie ein 
Schiedsgericht nach freiem Ermeſſen wegen des Verfahrens alle An⸗ 
ordnungen treffen darf, die zu einer ſchnellen und richtigen Erledigung 
des Streits führen, alſo auch das Verfahren bis zur Erledigung eines 
vor dem ordentlichen Gerichte anhängigen Rechtsſtreits oder einer 
dort vorgenommenen Beweisaufnahme ausſetzen kann. Es wäre eine 
unnütze Verſchwendung an Zeit, Kraft und Geld, wenn das BEN. 
ohne beſondere in der einzelnen Sache liegende Gründe eine 
umfangreiche Beweisaufnahme, z. B. über die vom Pächter im 
Vertrage ſberuommenen Verpflichtungen, vornehmen wollte, wenn 
dieſelbe Beweisaufnahme bereits in einem Rechtsſtreit vor dem 
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ſozialer Fragen nach dem künftigen Inhalt des Rechtsverhältniſſes, 
ſich unterzogen oder aber nach Verneinung der Vorfrage dieſe Auf⸗ 
gabe zu Unrecht nicht erfüllt hat, je nachdem hernach das ordentliche 
Gericht die Rechtsſtreitigkeit zu Ende führt. 

Es it deshalb dem OPEN. Hamburg auch darin beizutreten, 
daß das BEA. bei ſtreitigen Vorfragen von derjenigen Darſtellung 
der Vorfrage auszugehen hat, die ihm der Antragſteller gibt. Seine 
Prüfung beſchränkt ſich darauf, ob es nach dieſer Darſtellung zur 
Entſcheidung über den Pacheſchutzantrag zuſtändig iſt. Nur bei dieſer 
Aufſaſſung werden Widerſprüche zwiſchen Beſchlüſſen der PEN. 
und Entſcheidungen der ordentlichen Gerichte vermieden, weil die 
PEsl. dabei in den Grenzen ihres eigentlichen Aufgabengebiets blei⸗ 
ben und bei Streit über die Rechtslage der unzutreffende Anſchein 
einer endgültigen Erledigung dieſes Streites vermieden, vielmehr klar 
erkennbar wird, daß von dem Ausgange des Streites vor dem ordent⸗ 
lichen Gericht auch die Bedeutung der beim BEN. ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung abhängig bleibt. 

Im Rechtsentſcheide v. 12. Nov. 1923 iſt auf dieſe Geſichts⸗ 
punkte für die Eutſcheidung recht icher Vorfragen nicht hingewieſen 
worden. Es findet ſich darin aber auch keine ihnen widerſprechende 
Darlegung. Indeſſen würde der Senat, falls aus dem früheren 
Rechtsentſcheide die Befugnis der PEA. zur ſachlichen Prüfung der 
Vorfragen nach Art eines ordentlichen Gerichts zu entnehmen wäre, 
kein Bedenken tragen, feinen früheren Standpunkt aufzugeben. 

(KG., 17. 8S., Rechtsentſcheid v. 7. Nov. 1924, 17 * a 
G. 


c) givilſachen. 


— 1.x Entſcheidungen in Miet⸗ und Pachtſachen. 
Berlin. 

1. 58 134, 138 BB. Das Ausbedingen einer 
Abfindungsſumme für die Überlaifung einer Tauſch— 
wohnung verſtößt weder gegen 8 134 noch gegen g 13 BGB. 

Daß die Vereinbarung einer Abfindungsſumme für die Übers 
laſſung einer Tauſchwohnung unter § 131 BB. falle, iſt in der 
vom Bekl. behaupteten Allgemeinheit nicht zutreffend. In der Woh⸗ 
nungsmangel⸗ und Mieterſchutzgeſetzgebung findet ſich keine Vor⸗ 
ſchrift, die das Verbot einer derartigen Vereinbarung enthielte. Auch 
gegen Zweck und Sinn dieſer Geſetzgebung wird durch ſolche Ver⸗ 
einbarung nicht verſtoßen. Die freie Verfügungsbefugnis des In⸗ 
habers einer Wohnung iſt im öffentlichen Jutereſſe namentlich dahin 
eingeſchränkt, daß ein Wohnungstauſch der Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Wohnungsämter bedarf. Andere für den vorliegenden Fall 
in Betracht kommenden Einſchränkungen der freien Verfügungsbefug⸗ 
nis beſtehen nicht. 

Auch ein Verſtoß gegen die guten Sitten, insbeſondere eine 
Verletzung des Wucherverbotes, liegt nicht vor. Der Bekl. hatte eine 
Wohnung in Bonn und ſuchte nur deshalb eine Wohnung in Berlin, 
weil er hier zwecks Verbeſſerung feiner wirtſchaftlichen Lage ein 
Geſchäft gekauft hatte. Wenn dem Bekl. danach eine eigene Wohnung 
in Berlin erwünſcht war, ſo befand er ſich doch in keiner Notlage. 
Der Bekl. hatte ein möbliertes Zimmer bewohnen können, wie er 


ordentlichen Gerichte ſtattfindet, oder wenn binnen kurzem eine rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung dieſes Gerichts über die Erbeneigenſchaft der 
in dem Verfahren vor dem PEN. auftretenden Partei zu erwarten iſt. 
Eine ſolche Verſchwendung kann das Geſetz nicht gewollt haben. 

Allerdings find die Aufgaben des PEU. verſchieden von denen 
des ordentlichen Gerichts, wie das KG. zutreffend ausführt. Es kann 
daher z. B. ſehr wohl der Beſchluß eines PEA., durch den die Lei⸗ 
ſtungen aus einem Pachtvertrage anderweit feſtgeſetzt werden, durch 
das rechtskräftige Urteil eines ordentlichen Gerichts, das den Pacht⸗ 
vertrag für nichtig erklärt, gegenſtandslos werden. Aber ſo wenig 
das FEN. ein ſolches bereits ergangenes Urteil unbeachtet laſſen darf, 
fo wenig wird es verſtändigerweiſe unberückfichtigt laſſen, daß ein 
ſolches Urteil vorausſichtlich binnen kurzem ergehen wird. Das PEN. 
würde ſonſt leicht leeres Stroh dreſchen, und auch das kann nicht 
der Wille des Geſetzes ſein. Was würde es auch nützen, wenn die 
PE. entſprechend dem Rechtsentſcheid die Ausſetzung des Verfahrens 
auch in ſolchen Fällen nicht mehr anordneten, in denen fie zweck⸗ 
mäßig wäre? Sie würden ſich mit Vertagungen helfen, die keine 
Begründung erfordern und gegen deren Zuläſſigkeit wohl auch das 
KG. trotz des Schweigens der PSHDO. keine Bedenken haben dürfte. 
Die Form wäre damit zwar gewahrt, aber das Weſen der Aus⸗ 
ſetzung, das vorübergehende Ruhen des Verfahrens, doch erreicht. 
Ein wenig erfreulicher Erfolg. 

Die Zuläſſigkeit der Ausſetzung des Verfahrens vor dem REN. 
wird hier, wohl gemerkt, nicht damit begründet, daß die ZPO. die 
Ausſetzung regelt, ſondern damit, daß ſie im einzelnen Falle zweck⸗ 
mäßig ſein kann und in der PSchd. nicht verboten it. Ihre Vor⸗ 
ausſezungen und das weitere Verfahren richten ſich daher auch nicht 
nach der ZPO., ſondern werden von dem PeA. beſtimmt, ins⸗ 
beſondere kann dieſes durch Anberaumung eines Verhandlungs- 
termins dem Verfahren jederzeit Fortgang geben. Eutſprechendes 
muß auch von den ſonſtigen, nur das Verfahren betreffenden An⸗ 
ordnungen gelten, über die die PSHD. ſchweigt. 

Geh. DIN. u. SenpPraſ. i. R. Dr. Marwitz, Berlin. 
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es anfänglich auch getan hat. Lediglich um feines perſönlichen Vor⸗ 
teiles und ſeiner Bequemlichkeit willen bemühte er ſich um die 
Erlangung der Steglitzer Wohnung. Auch daß der Kl. die allgemeine 
Lage der Wohnungsverhältniſſe geſtattet, ſich für die Überlaſſung 
der Wohnung eine Abfindung auszubedingen, ſteht ihrem Auſpruch 
nicht entgegen. Der Anſpruch der Kl., die ihr zuzeſagten 10 000 % 
in aufgewertetem Betrage zu erhalten, iſt gemäß § 242 BGB. 
begründet. 
(K., 31. 3 S., Urt. v. 17. März 1924, 31 U 1341/22) 
* 


2. 51 RM. Ein unter der freien Mietraumwirtſchaft 
vereinbartes Optionsrecht kann auch nach dem Inkraft⸗ 
treten der geſetzlichen Mietzinsbildung ausgeübt werden. 

Die Kl. hat dem Bekl. am 10. März 1919 für die Zeit vom 
1. Okt. 1919 bis zum 30. Sept. 1924 eine Wohnung für jährlich 
12 000 % vermietet mit dem Zuſatze: „Dem Mieter wird eine Option 
zu gleichen Bedingungen auf 5 Jahre eingeräumt.“ Der Bekl. hal 
mit Brief v. 11. Mai 1923 rechzeitig die Option ausgeübt. 

Die Kl. wünſcht Feſtſtellung, daß die Erllärung des Bell. 
den Vertrag nicht verlängert habe, da die Geſchäftsgrundlage weg⸗ 
gefallen ſei, da eine Erklärung des vereinbarten Inhalts zur Zeit 
überhaupt nicht abgegeben werden konnte und da der Bekl. den Ver⸗ 
trag zu anderen Bedingungen, nämlich denen der geſetzlichen Miete, 
habe fortſetzen wollen. LG. und KG. haben abgewieſen. 

Der von der Kl. mit dem Bell. geſchloſſene Mietvertrag iſt 
dahin zu verſtehen, daß ein Vertrag auf 5 Jahre abgeſchloſſen worden 
iſt unter gleichzeitiger Abgabe eines Vertragsangebotes der Kl. für 
weitere 5 Jahre. An dieſes Vertragsangebot war die Kl. gebunden, 
und es ſtand im Belieben des Bekl., dieſes Angebot anzunehmen. 
Durch die ordnungsmäßige Annahme des Angebotes durch den Bekl. 
wurde ein neuer Vertrag auf 5 Jahre zu den Bedingungen des bis⸗ 
herigen abgeſchloſſen (vgl. RG. 86, 60 ); 97, 80). 

Gegen Form und Rechtzeitigkeit der Annahmeerklärung des 
Bekl. hat die Kl. nichs eingewendet. Wohl aber beſtreitet fie, daß 
der Juhalt der Erklärung der Vereinbarung entſpreche. Die Geſchäfts⸗ 
grundlage iſt allerdings durch die völlige Markentwertung in Weg⸗ 
ſall gekommen, aber doch nicht mit der Folge, daß eine Erfüllung 
des ertrages nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte nicht mehr möglich ſei. Vielmehr kann die Geldentwertun 
durch freie, Vereinbarung der Beteiligten und durch Richterſpruch 
ſo ausgeglichen werden, daß der Vertrag zu gleichen Bedingungen 
lortgeſezt wird. Beſtünde ein Pachtvertrag über die Räume, fo 
würden dieſer Ausführung überhaupt keine Bedenken entgegenſtehen. 
Nun iſt der vorliegende Vertrag ein Mietvertrag und er konnte zur 
Beit der Annahmeerklärung des Bekl. und kann auch jetzt noch nach 
SL RM. jederzeit durch die einſeitige Erklärung des Vermieters 
oder Mieters dahin abgeändert werden, daß ſtatt der Vertragsmiete 
die geſetzliche Miete eintritt. Hierdurch werden aber die Vertrags- 
bedingungen nicht abgeändert, ſondern es wird durch dieſe Erklärung 
nur bewirkt, daß anſtatt der unter Umſtänden nach anderen Geſichts⸗ 
punkten vorzunehmenden freien Aufwertung die vom Geſetze für 
Mietverhältniſſe über Räume unter Berückſichtigung wohnungs⸗ 
wirtſchaftlicher Belange feſt beſtimmte Aufwertung Plaz greift. 

Es beſtand daher für den Bekl. auch noch, als er die Annahme 
des Vertragsangebotes der Kl. erklärte, die Möglichkeit, eine der 
vertraglichen Vereinbarung entſprechende Erklärung abzugeben, und 
dieſe Ertiärung wurde in ihrer Wirkſamkeit nicht beeinflußt, wenn 
der Bekl. mit ihr die Erklärung verband, daß er die geſetzliche 

tete wähle. 
(K., 17. 8 ., Urt. v. 3. Nov. 1924, 17 U 7375/24) 
Mirgeteilt von KR. Dahmann, Berlin. 
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3. 8 2 RMC. 87 MSch VO. Setzt das Mieteinigungs⸗ 
amt die Friedensmiete feſt, anſtatt ſie feſtzuſtelllen, ſo iſt 
biefer Beſchluß doch für das Gericht bindend. 

Der Kl. benutzt im Haufe des Bekl. Riume zum Betriebe eines 
Kaffeehauſes. Der mit dem Rechtsvorgänger des Bekl. über die 

aumnutzung geſchloſſene Vertrag iſt als Miervertrag bezeichnet; 
dei der Überlaſſung der Räume waren dieſe baulich völlig für den 
Vetrieh des Kaffeehauſes eingerichtet, an Inventar waren nur Regale, 
Büfett, Schanktiſch und ähnliches vorhanden, Tiſche und Stühle für 
die Gäſte und das ſogenannte kleine Inventar fehlten. Der Ver⸗ 
frag iſt für die Zeit von 1911 bis 1931 geſchloſſen, es iſt ein 

us von 1000040 000 %, jährlich um 1500 % ſteigend, ver⸗ 
ubart. Auf Antrag des Bekl. hat das MEA. die Friedensmiete 
auf 25 000 % feſtgeſetzt. Auf Antrag des Kl. hat das Mea. das 
Lorſahren wieder aufgenommen und durch Beſchluß v. 20. April und 

Juni 1923 die Friedensmiete auf 29 390% feſtgeſetzt, da beim 
laffelmietzins eine Friedensmiete nicht feſtgeſtellt werden könne 
ud die feſtgeſetzte Miete der ortsüblichen entſpreche. 
. Der Kl. wünſcht Feſtſtellung der Unverbindlichkeit des Be⸗ 
Veuſes. Das MEN. ſei unzuſtändig geweſen, da für das erſte 
act hen ein Antrag gefehlt habe, da die N feſtzuſtellen, 

eſtzuſetzen geweſen ſei i j 

zuſetzen geweſen ſei, da es auf feine Beſchwerde den erſten 


) JW. 1915, 193. 


u 


Rechtſprechung 


2033 


Beſchluß zu feinen Ungunſten abgeändert habe und da ein Pacht⸗ 
vertrag vorliege. Letzteren Einwand hat der Kl. wieder fallen laſſen. 
Der Bekl. hat die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges erhoben. 

Das LG. und KG. wieſen die Klage als unbegründet ab: 

Für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges kommt es auf 
die rechtliche Natur des Auſpruches an, der vom Kl. geltend ge⸗ 
macht wird. In dieſer Hinſicht iſt der Klagevortrag ohne Rückſicht 
auf ſeine Richtigkeit und Erweislichkeit maßgebend ebenſo RS. 71, 
4231); 193, 203 und Warn. 1922, 63). Vorliegend wünſcht der Kl. 
Feſtſtellung der Höhe des Mietzinſes in ſeinem Vertrage mit dem 
Bekl. Er verfolgt alſo einen bürgerlich-rechtlichen Anſpruch, und 
der Rechtsſtreit it eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, deren Entſchei⸗ 
dung zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte gehört. Hieran 
wird nichts dadurch geändert, daß in dieſem Rechtsſtreit feſtzuſtellen 
iſt, ob durch den Spruch des MEAN. der Vertragsinhalt geändert 
iſt oder nicht; denn auch dieſe Feſtſtellung betrifft nur die bürgerlich⸗ 
rechtlichen Beziehungen der Vertragsteile. Der Rechtsweg iſt daher 
für die erhobene Klage gegeben. 

Der Beſchtuß des MEN. iſt unter der Geltung der MSchBO. 
v. 23. Sept. 1918/11. Juli 1921 ergangen. Er iſt daher nach 8 7 
MSch VO. unanfechtbar und bindet die ordentlichen Gerichte, wenn 
er innerhalb der Zuſtändigkeit des MEA. ergangen it (ebenfo 
RG. 101, 1152); 103, 3183) u. a.). Die Zuſtändigkeit des MEN. 
gründet ſich vorliegend auf das RMG. Vorausſetzung für die Entſch. 
des MEA., wenn ſie auf den Vertrag der Parteien Anwendung finden 
und nicht nur den Nebenzwecken der Abgabenverteilung und ähn⸗ 
lichem dienen ſoll (jetzt 85 der Preuß. VO. über die Miekzinsbildung 
v. 17. April 1924), iſt das Vorliegen eines Mietvertrages. Bei Prü⸗ 
füng dieſer Frage iſt das Gericht nicht an die Rechtsauffaſſung der 
Parteien gebunden, es hat vielmehr ſelbſtändig dieſe Frage zu eut⸗ 
ſcheiden. Wenn auch bei der Überlaſſung die Riume für den Betrieb 
eines Kaffeehauſes baulich vollſtändig eingerichtet waren und auch 
einiges Inventar hierfür hatten, ſo fehlte doch das ſogenannte große 
Inventar in weſentlichem Umfange, insbeſondere Tiſche und Stühle 
für die Gäſte, und weiter das ſogenannte kleine Inventar. Es iſt 
daher vorliegend Miete und nicht Pacht gegeben (ebenjo RG. 81, 26 
= JW. 1913, 982 10 und Gruch. 57, 681). 

Da ein Mietverhältnis gegeben war und Streit über die Höhe 
der Friedensmiete beſtand, konnte das MEA. auf Grund des 82 
RMG. tätig werden. Es konnte auch, da die Entſch. noch unter 
der MESHBD. ergangen war, auf Antrag eines Beteiligten feine 
erſte Entſch. durch einen neuen Beſchluß abändern (ebenſo RG. 103, 
314) und es mußte ſogar erneut tätig werden, da der erſte Beſchluß 
nicht auf Grund des RMG. ergangen war (8 1 Abſ. 5 RM.). Bei 
dieſem neuen Verfahren konnte das MEA. den geſamten Streitſtoff 
erneut prüfen und war nicht einſeitig an den Antrag des Beteiligten 
gebunden, der die nochmalige Aufnahme des Verfahrens veranlaßt 
harte. Das MEA. konnte daher nunmehr auch zuungunſten des die 
Aufnahme des Verfahrens Betreibenden den erſten Veſchluß ändern. 

Der Einwand des Kl., es habe an einem Antrage zu dem Ver⸗ 
fahren gefehlt, iſt hinfällig; denn, wie die Akten des MENU. ergeben, 
war der erſte Beſchluß des MEA. durch einen Antrag des Ver⸗ 
mieters herbeigeführt worden, und ſelbſt wenn dies nicht der Fall 
geweſen wäre, ſo würde es doch für die Tätigkeit des MEA. ge⸗ 
nügen, daß im zweiten Verfahren Sachanträge von den Parteien 
geſtellt ſind. Daß Streit über die Friedensmiete herrſchte, iſt un⸗ 
ſtreitig. Das MEA. hatte daher gemäß 82 NMG. die Friedens⸗ 
miete feſtzuſtellen oder feſtzuſetzen. 

Zu prüfen iſt ſchließlich noch der Vortrag des Kl., das MEA. 
habe irrtümlich die Friedeusmiete feſtgeſetzt anſtatt fie feſtzuſtellen, 
und hieraus folge die Unverbindlichkeit der Entſch. des MEA. Nach 
52 Abſ. 3 RM. hat das MEN. die Friedensmiete feſtzuſtellen, 
d. h. verbindlich zu ermitteln, welche Miete am 1. Juli 1914 für 
die fraglichen Räume vereinbart war; nach 8 2 Abſ. 4 hat das MEA., 
wenn am 1. Juli 1914 eine Miete für die fraglichen Räume nicht 
vereinbart war oder die damals vereinbarte Miele nicht zu ermitteln 
iſt oder dieſe Miete aus beſtimmten Gründen von der ortsüblichen 
abweicht, die ortsübliche Miete für dieſe Riume zu ermitteln und 
die ſo ermittelte Miete als verbindlich feſtzuſetzen. „Die Feſtſetzung, 
der Friedensmiete wird alſo nicht durch die Möglichkeit der Feſt⸗ 
ſtellung der Friedensmiete ausgeſchloſſen. Es handelt daher das 
MEN. auch innerhalb feiner Zuständigkeit, wenn es trotz der Mög⸗ 
lichkeit der Feſtſtellung der Friedensmiete dieſe nicht feſtſtellt, ſondern 
auf Grund der Ermiktlung der ortsüblichen Miete von der feſtſtell⸗ 
baren Friedensmiete abweichend neu feſtſetzt. Es kann alſo dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob beim Vorliegen eines Staffelmietvertrages, wie 
der Kl. in Übereinſtimmung mit dem NE. des Senates 17 Y 55/24 
(abgedruckt bei Hertel, Mieterſchutz, 3. Heft, 2. Aufl., 261) aus⸗ 
führt, entgegen der Anſicht des MEN. eine Friedensmiete feſtgeſtellt 
werden konnte; jedenfalls hat das MEA. mit der Feſtſetzung der 
Friedensmiete ſeine Zuſtändigkeit nicht überſchritten, ſein Spruch iſt 
daher für das Gericht bindend (vgl. auch Begründung zu 8 1 des 
Entwurfes zum RM., abgedruckt bei Brumby, Reichsmieten, 5). 


(KG., 17. ZS., Urt. v. 3. Nov. 1924, 17 U 6577/24) 
Mitgeteilt von KR. Dahmann, Berlin. 
E 
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4. 87 RMietb Der Vermieter hat Anſpruch auf 
einen Sonde zuſchlag für große Juſtandſetzungsarbeiten, 
auch wenn er mit der Arbeıt in Verzug geraten iſt f). 

Die Feſtſtellungsklage der Kl. als Mieter gegen den Bekl. 
als Vermieter, daß ſie nicht verpflichtet ſeien, zu den Koſten der 
Dacharbeit beizutragen, iſt zuläfig. Ihr rechtliches Intereſſe an 
der Feſtſtellung beſteht, weil ihnen ſonſt Gefahr droht, daß der 
Bekl. unmittelbar, vielleicht auch durch eine von ihm erwirkte 
Entſch. des MEA. fie zur Zahlung heranzieht. Schon die Tatſache, 
daß der Bekl. deswegen das MEN. angerufen hat, zeigt deutlich, 
daß dieſe Gefahr beſteht. Die Klage iſt aber ſachlich unbegründet. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob und ſeit wann der Bekl. mit der 
Herrichtung des Daches in Verzug iſt, denn auch ein Verzug befreit 
die Mieter nicht ſchlechthin von der Pflicht zur Zahlung von Zu⸗ 
ſchüſſen, die im Streitfalle das MEA. zu beſtimmen hat. Über die 
Heranziehung der Mieter zu ſolchen Koſten enthält 87 NMietG. 
die Sonderregelung, neben welcher die allgemeinen Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechts über die Folgen des Schuldnerverzugs, ins⸗ 
beſondere über die Verpflichtung des ſäumigen Schuldners zum 
Schadenserſatze, keine Geltung haben. Das folgt ſchon aus §7 ſelbſt, 
wenn darin die Zufchußpflicht der Mieter für jede große Inſtaud⸗ 
ſetzungsarbeit angeordnet wird, die ſeit dem 1. Okt. 1920 ausgeführt 
worden iſt. Würde es für dieſe Zuſchußpflicht von Bedeutung ſein, 
daß der Vermieter mit der Ausführung einer ſchon vor dieſem Zeit⸗ 
punkte nötigen Arbeit in Verzug geraten war, jo hitte ein ſolcher 
Fall im Geſetze erwähnt werden müſſen. Ganz klar wird aber die 
Rechtslage durch § 9, wonach nur derjenige Vermieter, ber das 
Grundſtück nach dem 1. Jan. 1920 erworben hat, einen Zuſchuß 
für ſolche großen Inſtandſetzungsarbeiten nicht erhält, die durch 
Mängel verurſacht find, welche er beim Erwerbe des Hauſes kannte 
oder kennen mußte. Hieraus folgt, daß die Kenntnis der Mängel 
bei einem Vermieter, der das Eigentum am Grundſtück vor dem 
1. Jan. 1920 erworben hatte, für die Zahlungspflicht der Mieter 
überhaupt keine Bedeutung hat. Dieſe Auslegung ſteht auch in 
Einklang mit XXVII Ziff. 4 der preuß. Ausf Beſt. zum RMietG. 
v. 4. Aug. 1923. Danach hat das MEA. bei Vernachläſſigung des 
Grundſtücks die Heranziehung des Vermieters zu den Koſten der 
großen Inſtaudſetzungsarbeit in einer der Vernachläſſigung ent⸗ 
ſprechenden Weiſe zu berückſichtigen. Auch hier kommt alſo zum 
Ausdruck, daß der Verzug des Vermieters keineswegs jede Zuſchuß⸗ 
pflicht der Mieter beſeitigt, daß er vielmehr, wenn er ſich als 
Vernachläſſigung des Grundſtücks darſtellt, wenn alſo der Vermieier 
nicht nach Möglichteit das Grundſtück inſtandgehalten hat, bei der 
Verteilung angemeſſen beachtet wird. Darüber hat aber nur das 
MEN. zu befinden. 

(KG, 17. 88., Urt. v. 28 Febr 1924, 17 U 10625/23.) 
Mirgeteilt von KOM. Dr. Günther, Berlin. 
* 


Zu 4. 1. Gegen die i der Feſtſtellungsklage beſtehen 
erhebliche Bedenken. Nach 87 Abſ. + R.Miel G. iſt auf Antrag eines 
Vertragsteils vom MEA. ein Sonderzuſchlag für große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten zu beſtimmen. Damit it das MEN. zur Entſchet⸗ 
dung über die Feſtſetzung von Sonderzuſchlägen für zuſtändig er⸗ 
Härt. In Übereinſtimmung hiermit überläßt es die preuß. Ausf Beſt. 
zum RMietG. den MEN., im Streitſalle einen Sonderzuſchlag für 
große Inſtandſetzungsarbeiten feſtzuſetzen. Danach hat das MEA. im 
Einzelfalle ſelbſtändig zu prüfen, ob die Vorausſetzungen der Auf⸗ 
erlegung eines Sonderzuſchlages gegeben find. Dieſe Befugnis kaun 
dem MEAN. nicht dadurch entzogen werden, daß Mieter oder Ver⸗ 
mieter der Entſcheidung des MEA. durch eine Feſtſtellungsklage bei 
Gericht vorzubeugen ſuchen. Das Gericht kann durch ſeine Entſchei⸗ 
dung das MEN. nicht binden. Auch wenn, wie in vorliegender Entſch. 
das Gericht feſtſtellen würde, daß der Vermieter Anſpruch auf einen 
Sonderzuſchlag habe, ſo iſt es dadurch dem MEA. als der nach dem 
Geſetz zuſtändigen Selle nicht benommen, ſelbſtändig zu prüfen, ob 
87 a. a. O. im gegebenen Falle anwendbar iſt. Das Gericht könnte 
nur umgekehrt, wenn bereits eine Entſch. des MEA. vorliegen würde 
und Klage auf Zahlung bei Gericht eingereicht iſt, prüfen, ob das 
MEN. mit feiner Entſch. im Rahmen feiner Zuſtändigkeit geblieben 
it (Stern, ihr. f. Rechtspfl. in Bayern 1923, 138; Kiefer⸗ 
ſauer, Grundſtücksmiete II. Teil S. 43; Roth, 23. 1921, 404; 
NG. 2. Mai 1924 22. 1923, 564). Iſt aber dieſe Auffaſſung zu⸗ 
treffend, fo fehlte es für die Feſtſtellungsklage im vorliegenden Falle 
an dem beſonderen Feſtſtellungsintereſſe; denn eine Heranziehung der 
Mieter zur Zahlung eines Sondeczuſchtages konnte erſt nach einer 
Eutſcheidung des MEAN. drohen. Infolgedeſſen hätte m. E. die 
Klage abgewieſen werden ſollen. 2. Zuzuſtimmen iſt dem Urteil 
darin, daß ein Verzug des Vermieters mit der Inſtandſetzung 
den Mieter nicht ſchlechthin von der Zahlung des geſetzmäßigen 
Sonderzuſchlages befreit. Wäre dies nicht richtig, ſo hätte es der 
Mieter jederzeit in der Hand, durch Inverzugſetzung des Vermieters 
die Beſtimmung des $7 Abſ. 4 a. a. O. illuſoriſch zu machen. 3. Zu 
beachten bleibt aber, daß die Inverzugſetzung des Mieters durch den 
Vermieter trotzdem nicht bedeutungslos iſt, zumal der Mieter unter 
Umſtänden durch die Inverzugſetzung eine gegenüber der Sonder⸗ 
zuſchlagsforderung aufrechenbare, der Zuſtändigkeit des ordentlichen 
Gerichts unterſtehende Schadenserſatzforderung erwirbt (8 535 Abſ. 1 
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5. 8 16 R Mieth. Begriff der Neubauten, Um⸗ 
und Einbauten. Wer die Koſten für den Bau getragen 
hat, iſt unerheblich. f) 

Die Entſcheidung hängt allein davon ab, ob die der Bekl. ver⸗ 

mieteten Raume i. S. des § 16 RMietG. durch Um⸗ oder Einbauten 
neu geſchafſen find. Die Bekl. leugnet die Anwendbarkeit des 8 16. 
Sie meint dieſer treffe nur Räume, die auf Koſten des Vermicters 
zu Wohnzwecken gewonnen worden ſeien. Für dieſe Auffaſſung 
bietet der Wortlaut des 8 16 keine Stütze. Aber auch der Zweck 
des Geſetzes kann für ſie nicht herangezogen werden. Dieſer Zweck 
iſt in der amtlichen Begründung klar dahin ausge prochen worden: 
„Da jedoch mit Rückficht auf die Wohnungsnot die Bautätigkeit mit 
allen Mitteln gefördert werden muß, ſollen die Vorſchriften des 
Entwurfs auf ſämtliche Neubauten oder durch Um⸗ und Einbauten 
eſchaffene Räume ... keine Anwendung finden.“ Auch hier findet 
ſich alſo nicht der geringſte Hinweis auf die für die Gewinnung der 
Räume aufgewendeten Koſten. Sämtliche derart gewonnenen Räume 
ſollen vielmehr von der Zwangsregelung des Mietzinſes befreit fein, 
und zwar, um mit allen Mitteln die Bautätigkeit anzuregen, well 
eine Wohnungsnot beſteht. Es kommt alſo allein darauf an, für 
Wohnzwecke geeignete Räume für den Wohnungsmarkt zu gewinnen, 
damit der Not der wohnungſuchenden Bevölkerung abgeholfen wird. 
Für dieſen Zweck iſt es aber ganz belanglos, ob der Mieter oder 
der Vermieter die Koſten der Bauarbeiten beſtreitet. § 16 ſoll der 
günſtigeren Geſtaltung des Wohnungsmarktes dienen, indem er die 
Menge des überhaupt vorhandenen Wohnraums vermehrt; mit dem 
Schutze des einzelnen Mieters oder Vermieters hat er dagegen nichts 
zu tun. Deshalb hängt feine Anwendung auch nicht davon ab, mit 
welchen Opfern der einzelne Mieter ſeine Unterbringung in den 
neuen Räumen erzielt. Damit entfällt der Einwand der Bekl. 

Ferner beſtreitet die Bekl., daß hier durch die Umgeſtaltung 
des Hauſes die Räume, die ſie bewohnt, neu gewonnen ſeien, daß 
alſo bezüglich des unteren Stockwerks überhaupt ein Um⸗ oder Ein⸗ 
bau i. S. des 8 16 vorliegt. Auch dieſes Beſtreiten iſt unbegründet. 
Was unter einem Um⸗ oder Einbau zu verſtehen it, ergib: wiederum 
der dargelegte Zweck der Beſtimmung. Jede bauliche Veränderung, 
welche die Räume, die vorher für Wohnzwecke nicht oder doch im 
weſentlichen nicht geeignet waren, dieſen Zwecken zuführt, iſt ein 
Um⸗ oder Einbau 1. S. des 8 16. Deshalb gehört zweifellos hierher 
die Umänderung eines Stalles oder einer Garage in Wohnräume. 
Nicht in jedem Falle iſt die Gewinnung neuen Wohnraumes als 
Folge der Umgeſtaltung ſo einwandfrei feſtzuſtellen wie in dieſen 
Beispielen. Vielmehr wird es oft einer eingehenden Würdigung der 
Umſtände des Einzelfalles bedürfen. Dabei iſt aber offenſichtlich, daß 
8 16 nicht ſchon deshalb unanwendbar iſt, weil der umgeſtaltete Raum 
oder eine Mehrheit von Räumen, die als Ganzes umgeſtaltet worden 
ſind, auch früher ſchon zur Unterbringung Wohnungsloſer hätten 


BGB.). Die Geltendmachung der Verzugsfolgen iſt durch die Be⸗ 
ſtimmung des 87 AM ier®. jo wenig ausgeſchloſſen wie die Geltend⸗ 
machung anderer dem Mieter nach dem BB. zuſtehenden Rechte 
durch 86 R Miet. Die ſcheinbar gegenteiligen Ausführungen des 
Urteils bedürfen der Richtigſtellung. 
RA. Dr. Bruno Stern, Mürsburg. 

Zu 5. Die Entſch. iſt utreffend. Für die Praxis find aber 
die Begriffsbeſtimmungen des KO. nicht ſcharf genug. Das KG. wäre 
zu klareren Ergebniſſen gekommen, wenn es auch das Wohn Mang. 
berückſichtigt hätte. Die durch Um⸗ und Einbauten neu geſchaffenen 
Räume ſind von der Zwangswirtſchaft nicht bloß in bezug auf das 
Miet G., ſondern auch hinſichtlich des WohnMangG. befreit (8 12 
Wohn Mangcg.). Bei den Eingriffen des WA. wird bejonderd oft 
ftreitig, ob der Raum durch Um⸗ oder Einbauten neu geſchaffen iſt. 
Der Zugriffsgegner macht geltend, daß der Raum vor Ausführung 
der von ihm vorgenommenen baulichen Veränderungen tatjächlich 
unbenugber geweſen ſei. In ſolchen Fällen genügen die vom 
KG. aufgeſtellten Begriffe nicht, da man ſagen kann, daß der Raum 
den allgemeinen Anforderungen im Gegenſaß zu früher nunmehr ent⸗ 
ſpricht, obwohl doch nicht ſowohl eine Neuſchaffung als eine bloße 
Ausbeſſerung vorliegt. Es kommt darauf an, dieſe beiden Begriffe 
gegeneinander abzugrenzen. Man dürfte den Geſegesſiun treffen 
wenn der Gegenſatz von Geſtalt und Benutzbarkeit zugrunde gelegt 
wird. War der Raum nach ſeiner baulichen Geſtalt für einen be⸗ 
ſtimmten Zweck geeignet, aber infolge ſchlechten baulichen Zuſtan⸗ 
des für dieſe Zwecke unbenutzbar, jo iſt es feine Neuſchaffung von 
Raum der betreffenden Art, wenn die Benutzbarkeit durch bauliche 
Veränderungen, alſo z. B. auch durch Umbauten oder Einbauten, her⸗ 
geſteut wird. Man ſetze z. B. den Fall, daß der Eigentümer einen 
für Geſchäftszwecke beſtimmten, aber infolge von Schwamm, Decken! 
undichtigkeit, Fenſterbruch unbenutzbaren Raum durch Neudielen, Er⸗ 
neuerung der ſchwammverſeuchten Balken und Mauerteile und ſonſtige 
Reparaturen wiederherſtellen läßt. Dieſer Raum iſt nicht zwangs⸗ 
frei, weil er in dieſer Geſtalt ſchon vorhanden war. Das WA. darf 
ihn beichlagnahmen und durch weitere bauliche Anderungen zum 
Wohnraum machen. Gegen willkürliche Geſtaltsänderungen, etwa 
durch Vereinigung mehrerer Zimmer oder durch Umwandlung eines 
Raumes in Kammern mittels Zwiſchenwände, iſt übrigens das WR. 
in der Regel nach 88 2, 6 Wohn Mang geſchüßt. 

Prof. Dr. Hein, Halle a. d. ©. 
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verwendet werden können oder verwandt worden ſind. Obdachloſe 
kann man auch in einer großen Halle oder in einem Stalle unter⸗ 
bringen, um ſie wenigſtens vor den Unbillen der Witterung zu 
ſchützen. Trotzdem fallen die neuen Räume, wenn der Stall oder die 
Halle zu Wohnungen umgebaut werden, ſelbſtverſtändlich unter 8 16. 
Es kommt darauf an, ob der Um⸗ oder Einbaı dazu führt, daß 
Räume den allgemeinen Anforderungen als Wohnräume nunmehr 
entſprechen, während ſie das vorher nicht in einem annähernd 
gleichen Maße taten. Geht man von dieſem Satze aus, ſo hat auch 
hier das Erdgeſchoß einen Umbau oder Einbau erfahren. Die Räume, 
die vorher zu Atelierzwecken eingerichtet waren und nur zu einem 
kleinen Teil im Zu, ammenhang mit einer anderen Wohnung zu 
Wohnzwecken in gewiſſer Hinſicht (Billardzimmer) benutzt wurden, 
waren an ſich ungeeignet, den gewöhnlichen Anforderungen an den 
Begriff der Wohnräume zu entsprechen. Das ergibt ſich daraus, 
daß das große Atelier, welches im Verhältnis zu dem geringfügigen 
Nebenraum dem geſamten Stockwerk das Gepräge gab, zweiſtöckig 
war. Ein ſolcher Raum iſt ſo wenig ein Wohnraum, wie die oben 
erwähnte Halle oder der Stall und die Garage. Er iſt zu einem, 
Wohnraum auch in ſeinem unteren Teile erſt durch die Verlegung 
der maſſiven Decke gemacht worden. Kommt dann noch hinzu, daß 
man die Räume durch Zwiſchenwände eingeteilt und einen für dieſe 
Wohnung beſtimmten neuen Zugang geſchaffen hat, fo iſt die Woh⸗ 
nung, die nur im Zuſammenhange bewertet werden kann, als 
Ganzes durch die Bauarbeiten neu gewonnen worden. Sie ſteht alſo 
nicht unter den Beſtimmungen des RMietG. 
(KG., 17. 35, Urt. v. 24. März 1924, 17 U 1348/23.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Günther, Berlin. 
* 


6. 86 Abſ 2 Satz3, 314 MSchG. Gegen die Berufungs- 
urteile der Landgerichte in Mietaufhebungsſachen iſt die 
Beschwerde auch wegen des Erſatzraumes unzuläſſig. 5) 

Das AG. hatte das Mietverhältnis der Parteien aufgehoben 
und den Bekl. zur Räumung verurteilt, jedoch ſeinem Antrage, die 
Zwangsvollſtreckungg von der Sicherung ausreichenden Erſatzraumes 
abhängig zu machen, nicht entſprochen. Das LG. hat die Berufung 
des beklagten Mieters mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die 
Zwangsvollſtreckung von der Sicherung des Erſatzraums abhängig 
ſei. Gegen dieſe Einſchränkung hat der Kl. Beſchwerde eingelegt, 
die er für zuläſſig hält, zumal der Zuſatz im Urteil dieſes für ihn 
wertlos mache. Die Beſchw. iſt unzuläſſig, da die Berufungsurteile 
der LG. auch in Rechtsſtreitigkeiten über die Aufhebung von Miet⸗ 
verhältniſſen durch das Geſetz der Anfechtung entzogen ſind. Schon 
5 6 und 14 MSch G. laſſen deutlich erkennen, daß die darin erwähnte 
ofortige Beſchwerde nicht als ein völlig ſelbſtändig geregeltes Rechts⸗ 
mittel gegeben wird, ſondern an die Stelle der Berufung geſetzt iſt, 
wenn das Urteil nur wegen der Entſch. über den Erſatzraum an⸗ 
gefochten werden ſoll. Anders läßt ſich 8 6 Abſ. 2 Satz 3 nicht aus⸗ 
legen, und noch klarer ergibt ſich die Rechtslage, wenn es in 8 14 
lautet: Gegen ein Urteil ... findet die Berufung und in den Fällen 
des 8 6 Abſ. 2 Saß 3 Abf. 4 auch die ſofortige Beſchw. ſtatt. Daß 
dieſer Wortlaut nur eine Beſchwerde gegen die Entſch. des AG. 
meint, entſpricht auch allein dem Sinne des Geſetzes. Der Rechts⸗ 
zug, den das M Sch. eröffnet, indem es die Berufung zuläßt, 
iſt in nichts verſchieden gegen die Anfechtung auch anderer, nicht end⸗ 
gültiger Urteile des AG. Deshalb ſteht es außer Zweifel, daß ein 
weiteres Rechtsmittel, etwa die Reviſion, gegen das Berufungsurteil 
des LG. im ganzen Sachumfange nicht zugelaſſen iſt. Gegenüber dem 
ganzen in Streit befangenen Anſpruch iſt aber die Erledigung des 
Antrages auf Sicherung von Erſatzraum nur eine Teilentſch., mag 
ſie auch wegen ihrer Bedeutung nicht ohne weiteres eine Nebenentſch. 
wie diejenige über die Koſten darſtellen. Es wäre in hohem Maße 
ſonderbar, wenn zwar nicht die ganze Entſch., wohl aber ein Teil 
derſelben noch weiterhin angefochten werden könnte. Das Seltſame 
einer ſolchen Regelung fällt ſofort ins Auge, wenn die Beſchwerde 
gegen das Urteil des LG. vom Mieter eingelegt wird, der ohne 
Zubilligung von Erſatzraum zur Räumung verurteilt worden iſt. 
Obgleich er durch das Urteil nach ſeinem ganzen Inhalt beſchwert 
iſt, würde er dieſes doch in ſeinem weſentlichen Teil nicht anfechten 
dürfen. Wenn trotzdem wegen des Begehrens von Erſatzraum eine 
Anfechtung durch Beſchw. zugelaſſen werden ſollte, ſo wäre dieſe 
Regelung eine ſo auffällige Durchbrechung der ſonſt allgemein gel⸗ 
tenden Unanfechtbarfeit der Verufungsurteile des LG., daß fie im 
Geſetz deutlich hätte zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Das iſt 
aber nicht geſchehen, ſondern die vorhandenen Vorſchriften ſprechen 
in ihrem Wortlaut gegen die Zuläſſigkeit der Beſchwerde. 

Würde man übrigens trotz alledem die Beſchwerde zulaſſen, 
ſo gelangte man zu Ergebniſſen, die die Unrichtigkeit des vom Be⸗ 
ſchwerdeführer vertretenen Rechtsſtandpunktes dartun. Hätten nämlich 
AG. und LG. in beiden Rechtszügen in der Hauptſache und bezüglich 
—— ' 


Zu 6. Die Entſch. iſt zutreffend. Es muß aber betont 
werden, daß die Erſatzbedingung als ſolche rechtsunwirkſam ſein 
kann. Dieſe Unwirkſamkeit iſt im Zwangsverfahren dadurch geltend 
zu machen, daß Erteilung einer unbedingten Vollſtreckungsklauſel 
beantragt und nötigenfalls im Beſchwerdewege durchgeſetzt wird. 
Vgl. meine Bemerkung zu OLG. Düſſeldorf unten S. 2040. 

Prof. Dr. Hein, Halle a. d. S. 
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des Erſatzraums gleichmäßig erkannt, und zwar durch Urteil, ſo 
würde die Beſchwerde nach Auſicht des Beſchwerdeführers ſters zu⸗ 
läſſig und damit ein dritter Rechtszug eröffnet ſein. Iſt aber 
nur die Entſch. des AG. als Urteil, diejenige des LG. aber, 
weil nur der Ausſpruch über den Erſaßraum abgefochten, alſo 
Beſchwerde eingelegt war, als Beſchluß ergangen, ſo müßte die 
weitere Beſchwerde wegen des Fehlens eines neuen ſelbſtändigen 
Beſchwerdegrundes nach § 568 Abſ. 2 ZPO. unzutäſſig fein. Dieſe 
in keiner Weiſe gerechtfertigte Verſchiedenheit der Behandlung gleich⸗ 
artiger Fälle kann dem Geſetz nicht entſprechen; ſie zeigt, daß der 
Ausgangspunkt dieſer Betrachtung falſch, die Beſchwerde gegen das 
Urteil des LG. alſo unzuläſſig ſein muß. Das Rechtsmittel war 
deshalb zu verwerfen. 
(KG., 6. F3S., Beſchl. v. 30. Juli 1924, 17 W 3428/24.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Günther, Berlin. 
* 


7. 836, 14 MSchG. Gegen die Entſcheidung über 
Stellung von Erſatzraum iſt die weitere Beſchwerde un- 
zuläſſig. }) 

Die Bekl. waren vom AG. unter Aufhebung des Mietver⸗ 
hältniſſes zur Räumung verurteilt worden. Auf ſofortige Beſchwerde 
harte das LG. dahin entſchieden, daß die Zwangsvollſtreckung aus 
dem Urteile nicht von der Sicherung eines ausreichenden Erſaßraumes 
abhängig gemacht wird. Gegen dieſe Entſcheidung richtet ſich die 
weitere Beſchwerde. 

Sie iſt unzuläſſig. Schon 8 6 Abſ. 2 Satz 3 MSHO. und noch 
deutlicher 8 14 Abſ. 1 desſelben Gef. laſſen erkennen, daß die von 
dieſen Beſtimmungen gegen die Entſch. über die Abhängigkeit 
der Zwangsvollſtreckung von der Sicherung ausreichenden Erſatzraums 
gegebene ſofortige Beſchwerde nicht ein völlig ſelbſtändiges Rechts⸗ 
mittel iſt, ſondern nur ein für dieſen Fall gegebener Erſatz für die 
Berufung. Daß dieſe Auslegung des Geſetzes allein dem Willen des 
Geſetzgebers entſpricht, folgt aus der Begründung zum Entwurfe 
des MSchG. (86, S. 38), die jagt, daß in dieſem Falle „zwecks 
Vereinfachung und Verbilligung des Verfahrens die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde als allein zuläſſiges Rechtsmittel beſtimmt“ iſt. 

Der Rechtszug, den das MSchch. eröffnet, indem es gegen die 
Urteile der AG. die Berufung gibt, iſt in nichts von dem verſchieden, 
den die ZPO. gegen andere Urteile des AG. gibt. Daß daher gegen 
die Urteile der LG., die auf eine über den Erſatzraumſtreit hinaus⸗ 


Zu 7. Die Begründung der Entſch. iſt rechtlich nicht unbe» 
denklich. Zunächſt iſt nicht erſichtlich, inwiefern ſich aus dem Wort⸗ 
laut von 8 6 Abſ. 2 Satz 3 und 8 14 Abſ. 1 MSchch. ergeben ſoll, 
daß die ſofortige Beſchwerde nicht ein völlig ſelbſtändiges Rechts⸗ 
mittel iſt Es muß grundſätzlich unbedingt an dem Gedanken feſt⸗ 
gehalten werden, daß, wenn einmal der Lauf des Beſchwerdeverfah⸗ 
rens im Sinne der ZPO. eröffnet iſt, dieſes ſich auch weiterhin 
nach den dafür beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften regeln muß. 
Dieſe Auffaſſung vertritt auch die in der Begründung des Beſchluſſes 
zitierte Entſch. des RG. 57, 310, Das RG. macht die Zuläſſigkeit 
der weiteren Beſchwerde im Falle des § 99 Abſ. 3 ZPO. gegen die 
Koſtenentſcheidung nur deshalb von dem Vorhandenſein eines wel» 
teren Rechtsmittels in der Hauptſache abhängig, weil es in der Be⸗ 
ſchwerde des 8 99 Abſ. 3 ZPO. infolge der dort gegebenen fachlichen, 
Einſchränkung einen beſonders gearteten Fall als vorliegend anſieht. 
Dementſprechend ſchließt es, daß für die Frage der Zuläſſigkeit des 
weiteren Beſchwerdeverfahrens ein Grundſatßz nicht uneingeſchränkt zur 
Anwendung gebracht werden müſſe, der bereits für den Beginn des 
Verfahrens in dieſer Allgemeinheit nicht gelte. Dieſer Fall kommt 
aber im MSchG. nicht in Betracht. 

Wenn in der Begründung zum Entwurf des MSHG. geſagt 
iſt, daß zwecks Vereinfachung und Verbilligung des Verfahrens die 
ſofortige Beſchwerde als allein zuläſſiges Rechtsmittel beſtimmt ſei, 
ſo dürfte auch daraus nicht ohne weiteres zu ſchließen ſein, daß nun 
die weitere Beſchwerde grundſätzlich ausgeſchloſſen ſein ſoll. Viel 
eher iſt anzunehmen, daß der Geſetzgeber von dem Geſichtspunkt aus⸗ 
gegangen iſt, daß in der Praxis eine weitere Beſchwerde ſchon auf 
Grund des 8 568 Abſ. 2 ZPO. faſt immer- unzuläſſig fein wird. 
Tatſächlich laßt ſich kaum ein Fall denken, in dem andere mate⸗ 
rielle Rügen erhoben werden könnten, als daß der Billigkeitsgeſichts⸗ 
punkt aus 8 6 Abſ. 2 verletzt iſt. Die wiederholte Geltendmachung 
dieſes Geſichtspunktes kommt aber für die weitere Beſchwerde nicht 
in Betracht:, da in der Entſch. des Beſchwerdegerichts ein neuer ſelb⸗ 
ſtändiger Beſchwerdegrund enthalten ſein muß. Als weitere, mate⸗ 
rielle Rüge wäre nur noch der Einwand denkbar, daß in der Haupt» 
ſache eine Entſcheidung ausſchließlich auf Grund des 8 4 Abſ. 1 
MEHG. ergangen ſei und deshalb die Zwangsvollſtreckung durch 
Ausſpruch in der Urteilsformel davon abhängig gemacht werden 
müſſe, daß für die Mieter ein angemeſſener Erſaßraum gejichert 
iſt. Dieſe Rüge wäre aber nicht im Wege des Beſchwerdeverfahrens 
zu erheben, ſondern es würde nach 8 6 Abf. 1 Saß 2 MSHG. der 
Antrag auf Ergänzung des Urteils ausreichen. Es bleibt alſo für 
die Erhebung der weiteren Beſchwerde eigentlich nur die Möglichkeit, 
prozeſſuale Rügen gegen die Entſch. des LG. vorzubringen. Wenn 
aber ſolche wirklich als berechtigt anerkannt werden, ſo entſpricht 
es auch der Billigkeit, eine Abänderung der landgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung zuzulaſſen. Hu. Dr. Kurt Beck, Berlin. 
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gehende Berufung in Mietſchöſfenſachen ergehen, ein weiteres Rechts⸗ 
mittel, insbeſondere etwa die Reviſion, nicht gegeben iſt, ſteht außer 
Zweifel. Wenn daher bei der Eutſcheidung über den Erſatzraum, 
die nur einen — wenn auch wirtſchaſtlich ſehr bedeutenden und oft 
ausſchlaggebenden — Teil des gejamten Rechtsſtreits umſaßt, ab⸗ 
weichend ein weiteres Rechtsmittel gegeben werden ſollte, ſo hätte 
dies unzweidcurig zum Ausdruck gebracht werden müſſen (ogl. auch 
RG. 57, 310 ff.). Dies iſt aber nicht nur nicht geſchehen, ſondern viel⸗ 
mehr ſpricht, wie ausgeführt, ſchon der Wortlaut des Geſetzes gegen 
die Zuläſſigkeit einer weiteren Beſch verde. Es iſt daher für eine 
rechtsähnliche Anwendung der 88 567, 568 Abs. 2 35, kein Raum. 
Vielmehr iſt eine weitere Beſchwerde unzuläſeg (vgl. auch KG. in 
17 W 3428/24). Die weitere Beſchwerde war daher zu verwerfen, 
ohne daß auf die prozeſſualen und materiellen gegen die En. ſch. des 
LG. vorgebrachten Rügen eingegangen werden konnte. 
(KG., 17. 8 S., Beſchl. v. 9. Okt. 1924, 17 W 4426/24.) 
Mitgeteilt von KR. Dahmann, Berlin. 
* 


8. 8 31 Abſ. 2 M Sch. Klage auf Räumung eines unter- 
vermieteten Geſchäfteraumes. 

Für Rechtsſtreitigkeiten, die ſich auf 8 31 Abſ. 2 MSHE. ſtützen, 
iſt die Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts, nicht des Mietſchöffen⸗ 
55 gegeben. Dies folgt einmal daraus, daß in 8 31 Abſ. 2 in 

rweiterung der bürgerlich⸗rechtlichen Beſtimmungen dem nicht be⸗ 
ſitzenden Mieter dieſelben Rechte wie dem Beſitzer gegeben werden, 
und zu ihnen gehört der Ausſchluß des im beſonderen Verfahren 
gewährten MSchch. Dann ſpricht aber auch die Begründung zu 
823 des Entwurfes ausdrücklich aus, daß im Falle des Abf. 2 die 
Vorſchriften des Entwurfes über die Aufhebung des Mietverhältniſſes 
keine Anwendung finden ſollen. Die Verweisung des Rechtsſtreites 
an das LG. iſt daher, ſoweit die Klage auf 8 31 MSHÖ. geſtützt 
iſt, zuläſſig und bindend ($ 276 Abſ. 2 ZPO.) Da die Klage aus 
831 MSHS. auch begründet iſt, fo bedarf es keiner Unterſuchung, 
ob auch eine unzuläſſigerweiſe ausgeſprochene Verweiſung des 
Rechtsſtreites, ſoweit die Klage ſich auf 8 4 MSHG. ſtützte, bin⸗ 
dend wäre. 

Der Mietvertrag, der dem Bekl. die Nutzung des Ladens ver⸗ 
ſchaffte, ift zur Zeit der Geltung der Berliner Bek. v. 12. Mai 1921 
abgeſchloſſen. Dieſe Bek. fordert in 8 3 die Anzeige von Mietver⸗ 
trägen (auf Grund des MSchG.), und in 88 5, 10 unterſagt ſie den 
freien Abſchluß von Mietverträgen auch über Läden (auf Grund des 
WohnMangG.). Beide Beſtimmungen find wirkſam, die letztere auch, 
wenn man annimmt, daß Zwangsmietverträge für Gewerberaum⸗ 
ſuchende unzuläſſig waren, deshalb, weil auch in Läden Wohnung⸗ 
ſuchende untergebracht werden können und die Bek. ihre Unterbringung 
in Gewerberäumen nach 89 Wohn Mang. (jetzt §6 Wohn Mang.) 
zuläſſigerweiſe vorſah. Der Mietbeſitz des Bekl. war daher woh⸗ 
nungsrechtlich fehlerhaft. Daran würde es auch nichts mehr ändern, 
wnen das MEA. im Laufe des Rechtsſtreites ſeinen Mietvertrag ge⸗ 
nehmigt hätte. Denn das WA. kann jedenfalls nicht mehr beſtehende 
Verträge, und der vorliegende war durch Friſtablauf beendet, nicht 
wieder aufleben laſſen. 

Da der Mietvertrag des Kl. mit dem Hausbeſitzer genehmigt 
und daher wirkſam ift, it die Klage gemäß 8 31 Abſ. 2 MSchch. 
begründet und der Berufung war zu entſprechen. Auf Stellung von 
Erſatzraum und Hinterlegung der Umzugskoſten konnte nicht erkannt 
werden, da im Falle des 8 31 Abſ. 2, wie ausgeführt, die Mieter⸗ 
ſchutzbeſtimmungen nicht Anwendung finden. 

KG., 17. 38, Ut. v. 3. Nov. 1924, 17 U 6986/24.) 
* 


9. 838 Abſ. 4, 8 8 Abſ. 3 MEHG. Sofortige Be⸗ 
ſchwerde gegen die Entſcheidung des LG. über ein Ab⸗ 
lehnungsgeſuch. 4) 

Das Ab ehnungsgeſuch des Beſchwerdeführers gegen den Vor⸗ 
ſitzenden des MEA. iſt durch Beſchluß der Beſchwerdeſtelle für unbe⸗ 


Zu 8. Auch der Verſtoß gegen die Pflicht zur Anzeige des 
Vertrages würde ſchon allein genügen, 8 31 MSHO. anzuwenden, 
obwohl dieſe Pflicht — 8 3 der Bek. — ſich nur auf das MSchG. 
ſtützt, da die Unterlaſſung der Anzeige für gewöhnlich zur Um⸗ 
gehung der Wohnungsbewirtſchaftung erfolgt und 8 5 Abſ. 3 
MSch sd. vom Geſetzgeber bewußt und gewollt auf den Mieter, 
der gewöhnlich mitwirkt, ausgedehnt worden iſt (ogl. Begründung 
zu 823 des Entwurfes zum MSch c.). 

KGR. Dahmann, Berlin. 

Zu 9. Der Beſchluß hat eine über ſeinen Wortlaut hinaus⸗ 
gehende Bedeutung. Er läßt nämlich erkennen, daß der Senat die 
Beſchwerdeſtelle, alſo das LG., für zuſtändig hält, um über das 
Ablehnungsgeſuch gegen den Vorſitzenden des MEA. zu entſcheiden. 
Dieſe Anſicht iſt die herrſchende und entſpricht z. B. auch der Praxis 
des CG. I Berlin (dgl. Einigungsamt 1924, 341 Nr. 174). Sie 
iſt aber neuerdings von Hein aus praktiſchen Erwägungen bekämpft 
worden (Einigungsamt 1924, 312). Hein meint, das MEN. ſei 
ein Kollegialgericht und müſſe deshalb ſelbſt über die Ablehnung 
ſelnes Vorſitzenden entſcheiden, indem es durch Heranziehung des 
ſtellvertretenden Vorſitzenden vervollſtändigt werde. Mit überzeugen⸗ 
den Gründen iſt er jedoch von Rupp (Einigungsamt 1924, 315) 
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gründet erklärt worden. Die ſofortige Beſchwerde iſt zuläſſig, da 
8 46 Abſ. 2 ZPO. gilt, wie 833 Ab. 4 mit 8 8 Abſ. 3 Mech. 
ergibt. Sie iſt nicht etwa deshalb unzuläſſig, weil 8 43 Abſ. 2 
MEHS. gewiſſe Eutſcheidungen der Beſchwerdeſtelle als endgültig 
erkennen läßt, denn dieſe Vorſchrift beſchrankt ſich auf die Ent⸗ 
ſcheidung über Rechtsbeſchwerden. 
(KG., 17. 3 ., Beſchl. v. 3. Nov. 1924, 17 W 4867/24.) 
* 


10. 82 MSHG. AusfVo. $ 12 RAG O. 8 18 GK. 
88 3, 4 BED. Beſchwerde gegen Streitwertfeſtſetzung in 
Rechtsbeſchwerdeſachen f) 

Der Vermieter hatte beim MEA. beantragt, feinen Mietern 
Zuſchläge zu den Koſten einer großen Juſtandſetzungsarbeit auf⸗ 
zuerlegen, und behauptet, daß die Arbeit durch Verſchulden zweier 
Mieter nötig geworden ſei. Die Koſten der Arbeit belegte er durch 
Koſtenanſchlaͤge, die bei Umrechnung nach dem Dollarkurſe an den 
Tagen der Koſtenanſchläge insgeſamt Unkoſten von 135 Goldmark 
ergeben. Das MEA, legte nach Beweisaufnahme der einen Mieterin 
9/10 dieſer Koſten auf. Auf die Rechtsbeſchwerde der Mieterin hob 
die Beſchwerdeſtelle den Beſchluß auf und verwies die Sache zurück. 
Zugleich wurde der Beſchwerdegegenſtand auf 20 Goldmark feſt⸗ 
geſetzt mit der Begründung, er jet möglichſt gering anzuſetzen, weil 
es ſich um eine vom Vermieter nicht verſchuldete unrichtige Aus⸗ 
legung des Geſetzes durch das MEN. handle. Die Koſten der Rechts⸗ 
beſchwerde ſind dem Vermieter auferlegt worden. Gegen die Streit⸗ 
wertfeſtſetzung richtet ſich die Beſchwerde des Prozeßbevollmächliglen. 
Dieſe Beſchwerde ift zuläſſig. Daß etwa die Beſchwerdeſtelle über 
den Streitwert endgültig entscheide, iſt nirgends betimmt. Dagegen 
überläßt § 46 MEHG. der oberſten Landesbehörde die Bestimmung 
fiber die für das Verfahren vor der Beſchwerdeſtelle zu erhebenden 
Gebühren, indem ſich das Geſetz auf Einzelbeſtimmungen beschränkt. 
In Verfolg und im Rahmen dieſer Ermächtigung hat der preuß. 
Juſtizminiſter in der 2. AusfVO. zum MSHhd. v. 22. Okt. 1923 
(GS. 485) 8 2 angeordnet, daß auf die Gebühren das DK. mit 
gewiſſer Maßgabe anzuwenden iſt. Somit gelten auch die Beſtim⸗ 
mungen des GKG. über die Streitwertfeſtſetzung und deren An⸗ 
fechtung gemäß 8 18. Das Recht des Anwatts, im eigenen Namen 
Beſchwerde zu erheben, folgt unter dieſen Umſtänden aus 8 12 der 
RAGED. 

Die Beſchwerde ift auch begründet. Die Beſchwerdeſtelle iſt 
nicht 16 9 59 unter Außerachtlaſſung der gejeglichen Beſtimmungen 
über die Bemeſſung des Streitwerkes dieſen aus Erwägungen der 
Billigkeit niedriger ſeſtzuſetzen. Mit Recht wendet die Beſchwerde 
ſich dagegen mit dem Hinweiſe, daß ein ſolches Verfahren dem 
Anwalt das geſetzlich vorgeſehene Entgelt für ſeine Tätigkeit ent⸗ 
zieht, und auch die Staatskaſſe wird dadurch geſchädigt. Nach 89 
GKG. in Verbindung mit 88 3, 4 ZPO. iſt für den Wert des Gegen⸗ 
ſtandes, da es ſich um einen Zahlungsanſpruch handelt, dieſer maß⸗ 
gebend, ſoweit die Mieterin mit der Rechtsbeſchwerde die Befreiun 
von der Zahlungspflicht begehrt, alſo 9/10 der Geſamtkoſten. Dana 


widerlegt worden. Die Unrichtigkeit feiner Anſicht geht daraus her⸗ 
vor, daß Über die Ablehnung eines Beiſitzers nach 8 8 Abſ. 3 NEHG. 
auch nicht etwa das MEA. als Kollegialgericht, ſondern der Vor⸗ 
ſitzende allein entſcheiden. Danach iſt es unmöglich, daß die Bei⸗ 
figer bei der Ablehnung des Vorſitzenden ein Stimmrecht haben 
könnten. In einem Nachwort (a. a. O. verſucht Hein trotzdem ſeine 
Anſicht, weil er ſie für allein praktiſch brauchbar erachtet, aufrecht⸗ 
zuerhalten. Dabei macht er Rupp den Vorwurf, er habe die unzu⸗ 
reichende geſetzestechniſche Durcharbeitung des MSchch. überſehen, 
die es verbiete, durch techniſche Konſtruktionen von Geſetzesworten 
Heins aus allgemeinen Gedanken abgeleitete Anſicht zu wider⸗ 
legen. Indeſſen wird man Hein mit mehr Recht entgegenhalten 
dürfen, daß es nicht angeht, ſich aus praktiſchen Erwägungen über 
den klaren Inhalt eines Geſetzes hinwegzuſetzen, mag es auch noch 
ſo ſchlecht gearbeitet ſein. Als klar wird man das Geſetz bezüglich 
der hier erörterten Frage aber bezeichnen müſſen. Gibt doch auch 
Hein in ſeinem Nachwort zu, daß das Geſetz die Regelung an die 
Einrichtung der Straiſchölfen anlehnt. Daß man dieſe Anlehnung 
als verfehlt bezeichnet hat, ändert nichts an der Tatſache ihres Vor⸗ 
handenſeins. KR. Dr. Günther, Berlin. 

Zu 10. Die Entſch. iſt in mehrfacher Hinſicht intereſſant. 
Sachlich weiſt fie treffend die bei manchen Gerichten nicht ſelten 
ſich geltend machende Neigung zurück, den Streitwert aus Rücklicht 
auf die Parteien unangemeſſen niedrig feſtzuſetzen. Eine ſolche 
Rechtsumbiegung iſt nicht zuläflig, auch ohne Abhebung auf die 
dadurch verletzten Intereſſen des Staates und der Prozeßvertreter; 
dieſe Härten des Prozeßverfahrens müſſen, ſoweit ſie nach dem 
Geſetze begründet find, in Kauf genommen werden. 

Von den ſich ergebenden Formfragen iſt nach den maßgeben⸗ 
den Vorſchriften die Zuläſſigkeit der eigenen Beſchwerde des Rechts⸗ 
anwalts wohl nicht in Zweifel zu ziehen. Die Zulaſſung der Be⸗ 
ſchwerde gegen eine Entſcheidung, die in der Rechtsbeſchwerdeinſtanz 
ergangen iſt, entſpricht dem allgemein anerkannten Satze, daß auch 
gegen Entfcheidungen der Berufungsinſtanz Beſchwerde geſtattet iſt, 
auch wenn dieſelbe ſachlich letzte Inſtanz wäre (Stein zu 8 567 
Abſ. 2 ZERO) Rut. Dr. R. Fürſt, Heidelberg. 
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ergibt ſich ein Wert von 121 Goldmark. Nach g 2 der obenerwähnten 
AusfVO. darf jedoch der Gebührenberechnung kein den Jahresbetrag 
der geſetzlichen Miete überſteigender Betrag zugrunde gelegt werden. 

a aber der ermittelte Betrag unbedenklich als der geringere gegen⸗ 
über der von der Mieterin damals geſchuldeten geietzlichen Jahres⸗ 
miete betrachtet werden kann, war er ohne weiteres auf die Be⸗ 
ſchwerde feſtzuſetzen. 

(KG., 6. Fer ZS., Beſchl. v. 26. Juli 1924, 17 W 3375/24.) 

Mugeteilt von KR. Dr. Günther, Berlin. 
* 


11. Der Wert des Streitgegenſtandes einer Miet- 
aufhebungsklage wird durch die Höhe des Mietzinſes im 
erſten Viereljahr, für das Aufhebung des Mietvertrages 
verlangt wird, beſtimmt. f) 

Der Kl. fordert mit der Klage Aufhebung des Mietvertrages 
zum 1. Okt. 1924. Das LG. hat auf die Berufung des Kl. am 
28. Juni 1924 entſchieden und, da am Urteilstage die geſetzliche 
Miete 35% der Friedensmiete in Goldmark betrug, den Wert des 
Streitgegenſtandes der Berufung entſprechend einer vierteljährlichen 
Friedensmiere von 2500 % auf 35% davon = 875 Go.dmark feſt⸗ 
geſeßt. Der Prozeßbevollmäch igte des Bekl. hat gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß im eigenen Namen Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, ge⸗ 
mäß der bis zum 39. Sept. 1924 geltenden geſetzlichen Miete von 
62% in Goldmark den Streitwert auf 62% von 2500 % == 1550 
Goldmark ſeſtzuſetzen. 

Das Verfahren über Berufungen in Mietaufhebungsklagen (8 14 
MESHS.) iſt vom MSHÖ. im allgemeinen nicht geregelt. Es 
müfjen daher, da dieſes Verfahren nur eine beſtimmte Art von 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten betrifft, auf dasſelbe, ſoweit nicht 
im Einzelfalle das Geſetz etwas Abweichendes erkennen läßt, dieſelben 
Geſetze Anwendung finden wie auf das Berufungsverfahren in bür⸗ 
erlichen Rechtsſtreitigketten. Die Beſchwerde iſt daher gemäß 8 12 
Reach bd. 818 DORKG. zuläſſig. Sie iſt auch begründet. 

8 13 Abſ. 5 MSchcz. beſtimmt für die Wer. berechnung bei 
Aufhebungsklagen nur, daß „der Betrag des für die Dauer eines 
Vierteljahres zu en richtenden Mietzinſes maßgebend it“. Ob dies 
aber der Mietzins in feiner zur Zeit der Klagerhebung (Hertel, 
Mieterſchutz, 19, Anm. 3 zu § 13 und anſcheinend auch Brum by, 
Mieterſchutz, 83) oder zur Zeit der Urteilsfällung — ſo das LG. — 
oder zur Zeit des beantragten Vertragsendes — jo die Beſchwerde — 
geltenden Höhe iſt, ſagt das MSchG. nicht. Für das Verfahren vor 
den MEN. und der Veſchwerdeſtelle beſtimmen 8 8 der preuß. Ausf. 
VD. des WohlfMin. v. 25. Sept. 1923 und 8 2 der 2. preuß. 
AusfVO. des JuſtM. v. 22. Okt. 1923, daß der Monatsbetrag der 
geſetzlichen Miete maßgebend iſt, der für den der En ſcheidung der 
betreffenden Stelle vorhergehenden Monat Geltung hatte. Dieſe 
landesrechtliche Beſtimmung für eine andere Verfahrensart kann aber 


u 11. Ich trete der Entſch. bei. Ihre Begründung gibt aller⸗ 
19 5 einigen Bemerkungen Anlaß. Zunächk iſt es auffallend, 
daß das KG. Zweifel an der Zuläſſigkeit der Beſchwerde aufgeworfen 
hat. Das Gef. v. 1. Juni 1923 über Mieterſchutz und Mieteini⸗ 
gungsämter geht bei der Ordnung des Verfahrens über die Klage 
auf Aufhebung des Mietverhältniſſes von der Anwendbarkeit der 
ZPO. auf dieſes Verfahren aus und gibt nur für einzelne Fälle 
abweichende Vorſchriften. Damit iſt zum Ausdruck gebracht, daß 
alle nicht im Geſetze ſelbſt für unanwendbar erklärten oder abge⸗ 
änderten Vorſchriften auch auf dieſes Verfahren Anwendung finden. 
Einer beſonderen Hervorhebung deſſen, daß 8 14 des Gef. für das 
Verfahren über Berufungen in Mietaufhebungsklagen keine allge⸗ 
meine Regelung trifft, bedurfte es deshalb kaum, um die Zuläſſig⸗ 
keit der Beschwerde für begründet zu erklären. 

Geht man von der Anwendbarkeit aller nicht ausdrücklich auf⸗ 
gehobenen oder abgeänderten Verfahrensvorſchriften auch für das 
nach dem MSchG. einzuleitende gerichtliche Verfahren aus, fo ergibt 
ſich ohne weiteres die Anwendbarkeit des 8 10 GRG. mit der durch 
115 Abſ. 5 des MSHG. vorgeſehenen Abweichung. Der Gedanke, 
ür die Berechnung des Streitwertes Beſtimmungen heranzuziehen, 
die in preuß. Ausf Vorſchr. für das im zweiten Abſchnitt des Ge⸗ 
ſetzes geregelte Verfahren vor dem MEA. und der Beſchwerdeſtelle 
enthalten ſind, iſt alſo ſyſtematiſch verfehlt. 

Nicht ganz von der Hand zu weiſen it der Einwand, den die 
Entſch. ſich ſelbſt macht, dahingehend, daß die Beſtimmung der 
demnach maßgebenden Mietzinshöhe nicht ſtets mit Sicherheit zu 
treffen iſt. Tatſächlich entſpricht die von der Entſch. getroffene 
Feſtſetzung des Streitwerts auf 3X 62% des monatlichen Friedens⸗ 
mietzinſes nicht der Sachlage, da ſeit dem 1. Okt. 1924 bereits 
66% des Friedensmietzinſes erhoben werden. Zur Zit, als dieſe 
Eutſch. erlaſſen wurde, hätte das KG. dieſe Tatjahe ſchon berüd- 
ſichtigen können und demgemäß hinausgehend über den Antrag des 
Beſchwerdeführers 660% des Friedensmietzinſes der Streitwertfeſt⸗ 
ſetzung zugrunde legen können (vgl, OLG. München Seuff Arch. 72, 
189). Trotzdem kann bieſer Einwand die Rich igkeit des grundſätz⸗ 
lichen Standpunktes der Entſch. nicht beeinträch igen, weil das den 

treitwert feſtſetzende Gericht auch ſonſt in die La ze kommen kann, 
auf Schitzungen angewieſen zu ſein, deren Unrichtigkeit ſich ſpäter 
herausſtellt. RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
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für die Entſcheidung der nach Reichsrecht zu beurteilenden Frage nicht 
von Bedeutung ſein. Es iſt vielmehr aus allgemeinen Grundſätzen 
heraus zu beſtimmen, welche Mietzinshöhe maßgebend iſt. on 
dieſem Standpunkt aus erſcheint es nicht richtig, einen Zeitpunkt 
zu berückſichtigen, an dem das Beſtehen des Vertrages noch gar nicht 
ſtreitig iſt. Vielmehr muß in rechsähnlicher Anwendung des den⸗ 
ſelben Zweck wie § 13 Abſ. 5 MSHY. verfolgenden 8 10 DGG. 
die Zeit als maßgebend erachtet werden, für die das Beſtehen des 
Vertrages ſtreitig iſt, das iſt das erſte Vierteljahr nach der vom 
Kl. beantragten Aufhebung des Vertrags. Daß die Beſtimmung der 
demnach maßgebenden Mietzinshöhe nicht ſtets mit Sicherheit, ſon⸗ 
dern mitunter möglicherweiſe nur annähernd feſtzuſtellen iſt, kann 
hieran nichts ändern (vgl. KG. in 17 Y 3/23, vorletzter Abſ.), zumal 
da die für die Erhöhung der Miete weſentlichen Satze der Haus⸗ 
zinsſteuer ſchon durch Art. II Abſ. 1 der VO. v. 19. Juni 1924 
(preuß. GS. 555) feſtgeſetzt waren. Es wäre daher für die begehrte 
Streitwertfeſtſezung die Mietzinshöhe des am 1. Dit. 1924 be⸗ 
ginnenden Vierteljahres maßgebend. Da dieſe mindeſtens den von 
der Beſchwerde angegebenen Betrag erreicht, jo war der Beſchwerde 
zu entſprechen. 
(N G., 17. ZS., Beſchl. v. 27. Okt. 1923, 17 W 4606/24.) 
Mitgeteilt von KON. Dat mann, Berlin. 


12. 5 37 Abſ. 2 PrPSchOß, 8 102 ABO. Gegen die 
auf Rechtsbeſchwerde ergangenen Entſcheidungen der Land⸗ 
gerichte in Pachtſchutzſachen iſt die weitere Beſchwerde 
nicht zuläſſig. — Haftpflicht der Rechtsanwälte uſw. ger 
mäß 8 102 3PO. für Koſten in Pachtſchutzſachen. ) 

Die preuß. Pacht SchD. beſtimmt im Rahmen der ihr im 88 
der DPachtSchO. erteilten Ermächtigung in ihrem 8 37 Abſ. 2, daß 
die Eutſcheidung über die Rechtsbeſchwerde mit der Verkündung, 
und wenn eine Verkündung nicht erfolgt, mit der Zuſtellung rechts⸗ 
kräftig wird. Hierdurch find Rechtsmittel gegen die En ſcheidungen 
der Beſchwerdeſtellen ausdrücklich ausgeſchloſſen. Hieran ändert auch 
nichts die Einrichtung der Rechtsentſcheide des KG. Denn dieſe 
können nur wahrend des Schwebens des Verfahrens vor dem Be⸗ 
ſchwerdegericht eingeholt werden und ihre Einholung kann niemals 
von der Partei, ſondern nur vom Beſchwerdegericht unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des § 35 der preuß. Pacht SchO. vorgenommen wer⸗ 
den. Die weitere Beſchwerde der Pächter war daher als unzuläſſig 
zu verwerfen. 

Da die Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Pächter mit Rückſicht auf die ausdrückliche 
Beſtimmung des 837 Abſ. 2 der preuß. Pacht SchO. und weiter 
auf die entſprechenden Entſch. des Sen. in Mieterſchußzſachen (vgl. 
JW. 1924, 840 20 und 843 28) bekannt fein mußte, jo war zu 
prüfen, ob gemäß 8102 ZPO. in Frage kommt, ihm die Koſten 
der Beſchwerde aufzuerlegen. Die Vorſchriften der ZPO. finden 
auf das völlig ſelbſtändig geregelte Verfahren in Pachtſchutzſachen 


Zu 12. 1. Nach 8 37 Abſ. 2 PrPachtSchO. v. 27. Sept. 1922, 
27. Febr. 1924 wird in Pachtſchutzſachen die Entſch. über die Rechts⸗ 
beſchwerde mit der Verkündung oder, wenn eine ſolche nicht erfolgt, 
mit der Zuſtellung rechtskräftig. Eine weitere Anfechtung der Be⸗ 
ſchwerdeentſcheidung iſt alſo deutlich ausgeſchloſſen. Daß die Ein⸗ 
holung eines Rechtsentſcheids des KG. ein ſolches weiteres Nechts⸗ 
mittel nicht darſtellt, iſt nach 835 Pacht Sch. klar: denn das 
Beſchwerdegericht holt ihn ein, um ihn feiner Entſch. zugrunde zu 
legen. 

2. Wenn ein Prozeßbevollmächtigter eine weitere Beſchwerde 
einlegt, ſo muß er ſich vorher vergewiſſern, ob eine ſolche über⸗ 
haupt zuläſſig iſt. Hier hätte ihn ein Blick in die Pacht SchO. von 
der Unzuläſſigteit der weiteren Beſchwerde überzeugt. Alſo fällt 
ihm grobes Verſchulden zur Laſt. 

3. Das KG. will nun auf dieſen Sachverhalt den 8102 ZBD. 
anwenden. Darin kann ich der Entſch. nicht beitreten. Das KG. 
hebt mit Recht hervor — und hat dies auch ſchon in dem IE, 
b. 17. Mai 1923 getan —, daß das Verfahren in Pachtſchutzſachen 
vollkommen ſelbſtändig geregelt iſt, und daß die Beſtimmungen 
der ZPO. nur inſoweit Anwendung finden, als die Pacht Sch O. auf 
fie verweiſt, was ja bezüglich des F 102 ZPO. nicht zutrifft. Schon 
in dem RE. v. 17. Mai 1923 ließ aber das KG. die ZPO. auch 
inſoweit Anwendung finden, als es ſich dabei um allgemeine Grund⸗ 
ſätze handle, die für jedes Verfahren Geltung haben müßten. Darauf 
ſtützt nun das KG. die Anwendung des § 102 ZPO. Man mag 
anerkennen, daß, wenn Beſtimmungen der ZPO. in der Pacht SchO. 
für anwendbar erklärt find, auh diejenigen Normen der ZPO. mit 
zur Anwendung zu bringen ſind, die mit den ausdrücklich erwähnten 
in untrennbarem Zuſammenhange ſtehen. Weshalb das vom 8 102 
ZPO. gelten ſoll, iſt nicht einzuſehen. Auch handelt es ſich um 
keine Beſtimmung, die „für jedes Verfahren Geltung haben müßte“. 
Wäre das der Fall, ſo dürfte man wohl erwarten, daß die Be⸗ 
ſtimmung die geſamten Reichsiuſtizgeſetze beherrſchte. Aber die 
SIFO. kennt keine Beſtimmung, die ähnlich weitgejaßt wäre wie 
8102 3PO.: $469 StPO. betrifft ja nur einen ſehr kleinen Aus⸗ 
ſchuitt der einſchlägigen Fälle, und eine weitere hierher gehörige 
Beſtimmung fehlt. Ln. Dr. A. Friedländer, Limbuig. 
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im allgemeinen nur inſoweit Anwendung, als die BagtShD. auf 
fie verweiſt. Dies it hiuſichtlich des § 102 3 PO. nicht geſchehen. 
Soweit aber die ZPO. Vorſchriften trifft, die einen allgemeinen 
Rechtsgrundſatz enthalten, der auch für das Verfahren in Pacht⸗ 
ſchutzſachen Geltung beanſpruchen kann, ſtehen einer rechtsähnlichen 
Anwendung dieſes Grundſatzes Bedenken nicht entgegen (vgl. Rechts⸗ 
entſcheid des Sen. v. 17. Mai 1923 — 17 J 10/23). Als eine 
derartige Vorſchrift erſcheint die Beſtimmung des § 102 3PO., daß 
die Organe der Rechtspflege, die durch grobes Verſchulden Koſten 
veranlaßt haben, zur Tragung dieſer Koſten verurteilt werden. Es 
war daher dem Prozeßbevollmaͤchtigten der Pächter zunächſt Gelegen⸗ 
heit zu geben, ſich hierzu zu äußern. 
(KG., 17. 3, Beſchl. v. 22. Sept. 1924, 17 W 4043/23.) 
Mitgeteilt von KR. Dahmann, Berlin. 
* 


13. 83887, 8EEZPO. Das Urteil auf Inſtandſetzung 
der Nachibeleuchtungsanlage eines Hauſes iſt nach 8 887, 
nicht nach 8 888 8 b O. zu vollſtrecken. f) 

Allerdings hat der Senat bisher, insbeſondere in den Beſchlüſſen 
v. 16. März und 6. Mai 1922 (JW. 1923, 56, 1043) die Anſicht 
vertreten, daß eine Vollſtreckung nach 8887 immer dann ausge⸗ 
ſchloſſen ſei, wenn der Gläubiger die Handlung ſelbſt oder durch einen 
Dritten nicht vornehmen kann, ohne in den Beiitz des Schuldners 
einzugreifen. Nach erneuter Prüfung iſt dieſe Anſicht jedoch auf⸗ 
gegeben worden, da ſie in einem mit dem Vollſtreckungszweck unver⸗ 
einbaren Maße die Intereſſen des Schuldners in den Vordergrund 
ſtellt. Die ZPO. geht im Gegenteil bei der Regelung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung von dem Intereſſe des Gläubigers aus und bezweckt, 
deſſen Anſpruch möglichſt ſicher zur Erfüllung zu bringen. Des- 
halb iſt für die Unterſcheidung zwiſchen den vertretbaren Handlungen 
des 8 887 und den unvertretbaren, auf welche ſich $ 888 bezieht, 
allein maßgebend, ob die Vornahme der Handlung durch einen 
anderen als den Schuldner vom Standpunkte des Gläubigers aus⸗ 
reichend iſt. Das iſt aber bezüglich der Inſtandſetzung der Nacht⸗ 
beleuchtung unbedenklich anzunehmen. Die Notwendigkeit des Ein⸗ 
griffs in den Beſitz des Schuldners hindert die Anwendung des 
5 887 nicht, da das Geſetz die Zuläſſigteit eines ſolchen Eingriffs 
bei der Vollſtreckung vertretbarer Handlungen durch 8 892 aner⸗ 
kennt, wenn dort die Zuziehung eines Gerichtsvollziehers bei dieſer 
Vollſtreckung vorgeſehen iſt. Da auch nicht etwa eine Befugnis des 
Gläubigers beſteht, zwiſchen beiden Arten der Vollſtreckung zu wählen, 
ſo mußte die angefochtene Entſcheidung beſtätigt werden. 

(Kch., 17. 3 S., Weil. v. 5. Juni 1924, 17 W 2405/24) 
Miilgeteilt von KGR. Dr. Günther, Berlin. 
* 

Darmſtadt. 

14. Rechtsweg bei Schadenserſatz aus Beſchlag⸗ 
nahme von Räumen. — Bedeutung mehrfacher Beſchlag⸗ 
nahmehandlungen. — Streitwert. 


In dem zu O. gelegenen Hauſe des Kl. G. hatte dieſer und 
als fein Mieter der Kl. K. Geſchäftsräume inne. Einen Teil dieſer 
Geſchäftsräume beſchlagnahmte das WA. im Frühjahr und Sommer 
1923 durch drei verſchiedene Beſchlagnahmehandlungen. Die erſte 
erfolgte auf Grund der HeſſVoO. v. 31. Jan. 1923 zur Unterbringung 
von Flüchtlingen. Dieſe Beſchlagnahme wurde wieder aufgehoben 
und gleichzeitig erneuert auf Grund der HeſſWohnMang O. v. 
1. Febr. 1921. Auf Beſchwerde des Kl. G. beſtätigte das MEA. 
dieſe Beſchlagnahme. Da damals Ausgewieſene und Flüchtlinge in 
ungeheurer Zahl eintrafen und die HeſſclüchtlVO. v. 18. Mai 1923 
ein günſtigeres Verfahren darbot, entſchloß ſich das WA. zu einer 
dritten Beſchlagnahmeverfügung auf Grund dieſer VO., und zwar 
in der Form, daß es „in Abänderung unſerer Verfügung v... 
Beſchlagnahme erneut ...“. 

Die Kl. behaupten, durch die Beſchlagnahme geſchädigt zu fein 
(Raumeinſchränkung, Verhinderung der Umſatzſteigerung, Umzug uſw.). 
Die Schadenserſatzklage gegen die Stadt O. hat das LG. abgewieſen, 
da das MEN. und nicht das Gericht zuſtändig, die Klage alſo un⸗ 
zuläſſig ſei, auch keine Verletzung der Amtspflicht der ſtädtiſchen 
Beamten vorliege, die Klage alfo auch aus 8839 BGB. unbegründet 
ſei. Die Berufung war erfolglos. Die Kl. beantragten, feſtzuſtellen, 
daß die Bekl. verpflichtet iſt, allen Schaden zu erſetzen, der ihnen 
durch die Beſchlagnahme entſtanden iſt, vorſorglich die Höhe der zu 
leiſtenden angemeſſenen Entſchädigung feſtzuſetzen, die in erſter Linie 
auf Grund Gutachtens Sachverſtändiger in das Ermeſſen des Ge⸗ 
richts geſtellt, evtl. auf mindeſtens je 2000 GM. beziffert wurde, ganz 
vorſorglich die Bekl. zur Zahlung von je 2000 GM. zu verurteilen, 


Zu 13. In der vorliegenden Entſch. gibt das KG. die von 
ihm bisher vertretene und von mir in der Anmerkung zu ſeiner 
Eutſch. v. 16. März 1922, JW. 1923, 1013 Ziff. 9 bekampfte An⸗ 
ſicht, daß in denjenigen Fällen, in denen die Vornahme der Hand⸗ 
lung, zu der der Schuldner verurteilt iſt, durch den Gläubiger oder 
einen Dritten mit einem Eingriff in den Beſitz des Schuldners 
notwendigerweiſe verbunden iſt, nicht 8887 ZPOD., ſondern $ 883 
zur Anwendung zu kommen hat, zugunſten der von mir vertretenen 
Anwendung von 8887 auf. Die Gründe, auf die der 17. 33. des 
KG. dieſe Anderung der Rechtſprechung ſtützt, find diejenigen, die 
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weiter feſtzuſtellen, daß die zweite Beſchlagnahme durch die dritte 
Beſchlagnahme aufgehoben, und daß die dritte Beſchlagnahme, als 
auf einer ungültigen VO. beruhend, rechtsungültig ſei. 

1. Es ergaben ſich Meinungsverſchiedenheiten über den Streit⸗ 
wert: 

Das Gericht ſetzte ihn ſchließlich auf den Betrag feſt, den ſchon 
das LG. angenommen hatte, der in der Berufungsſchrift angegeben 
war und der nach mündlicher Erklärung des Parteivertreters in 
der Berufungsverhandlung als geſamter Mindeſtſchaden genannt 
wurde: 7500 GM. Dieſe Feſtſetzung folgte der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des RG., daß beim Zuſammentreffen eines Haupt⸗ und 
Eventualklageantrags der jeweils höhere für den Streitwert maß⸗ 
gebend iſt. 

2. Das OLG. befaßt ſich in den Gründen zuerſt mit der 
Grundlage für die zweite Beſchlagnahme, der HeſſWohn Mango. 
Die Einzelheiten intereſſieren die Allgemeinheit nicht. Es ſei nur 
der § 15 erwähnt. Danach hat die Gemeinde für die beſchlagnahmten 
Räume dem Verfügungsberechtigten vom Beginn der Beſchlagnahme 
eine angemeſſene Entſchädigung zu gewähren, ſoweit ihm durch die 
Beſchlagnahme eine ſelbſtändige Verwertung der Räume entzogen 
wird. Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo ſetzt das MEA. die 
Höhe der Entſchädigung und die Zahlungsbedingungen feſt. Bei 
Feſtſetzung der Vergütung ſind auch die durch eine Räumung ent⸗ 
ſtandenen Koſten zu berückſichtigen. Das OLG. ſtellt in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem LG. feſt, daß zur Geltendmachung der Erſatz⸗ 
anſprüche das MEA. allein zuſtändig iſt. Das OLG. macht ſodann 
folgende allgemein intereſſierende Ausführungen: 

„Nach Art. 153 Abſ. 2 RVerf. iſt für eine Enteignung (und 
um eine ſolche handelt es ſich hier) angemeſſene Entſchädigung zu 
gewähren und wegen der Höhe der Entſchädigung der Rechtsweg 
bei den ordentlichen Gerichten offen zu halten, ſoweit Reichsgeſetze 
nichts anderes beſtimmen. Die Bekanntmachung über Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel v. 23. Sept. 1918 (Wohn Mangc.) trifft in 
85 eine derartige Beſtimmung. Sie hat aber auch in 89 die dem 
Reich zuſtehenden Befugniſſe in weitgehendem Maße auf die Länder 
übertragen und nur die Vorbehalte gewahrt, daß der Reichsarbeits⸗ 
miniſter ihren Anordnungen zuſtimmt. Die Heſſ. oberſte Landes⸗ 
behörde war alſo befugt, die Höhe der Entſchädigung und den Kreis 
der Entſchädigungsberechtigten einzuſchränken und den Rechtsweg aus⸗ 
zuſchließen. Da auch der Reichsarbeitsminiſter der HeſſWohnMang.⸗ 
VO. zugeſtimmt hat, iſt fie rechtsgültig. Ihr Inhalt befindet ſich auch 
im Einklang mit dem Geiſte des RWohnMangG., nach deſſen 8 9 
bei Überlaſſung von Räumen eine Vergütung zu gewähren, aber 
ebenfalls der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt. 

Die Kl. können ſich demnach nicht auf Art. 153 Abſ. 2 RVerf. 
berufen. Es find aber auch nicht die Vorausſetzungen des 8839 
BGB. gegeben. Die Frage, ob die Beſchlagnahme v. 5. Mai 1923 
gegen das Geſetz verſtößt oder rechtsgültig iſt, iſt der gerichtlichen 
Nachprüfung entzogen. Die Behauptung der Kl., daß ſich die 
ſtädtiſchen Beamten der Rechtswidrigkeit der Beſchlagnahme bewußt 
geweſen ſeien, iſt in keiner Weiſe bewieſen. Aus den vorgelegten 
Gutachten und Berichten kann nur geſchloſſen werden, daß rechtliche 
Bedenken wegen der Zuläſſigkeit der Beſchlagnahme beſtanden, nicht 
aber, daß die Beamten ihre Pflicht verletzt haben. Dazu kommt 
noch, daß das MEN. und das LG. die Beſchlagnahme für geſetzlich 
zuläſſig halten. 

Die erſte Beſchlagnahme iſt unſtreitig aufgehoben. Die Be⸗ 
hauptung der Kl., daß auch die zweite Beſchlagnahme aufgehoben 
ſei, iſt nicht richtig. Im Gegenſatz zur zweiten Beſchlagnahme, die 
im Eingang die erſte Beſchlagnahme ausdrücklich aufhebt, beginnt 
die dritte Beſchlagnahme v. 14. Juni 1923 mit den Worten: „In 
Abänderung unſerer Verfügung v. 5. Mai 1923 beſchlagnahmen wir 
hiermit erneut uf.“ Damit iſt zum Ausdruck gebracht, daß die 
Beſchlagnahme außer auf die in der zweiten Verfügung genannten 
geſetzlichen Beſtimmungen auch noch auf die in der dritten Verfügung 
genannten geſtützt werden ſoll. Die beiden Verfügungen wirken alſo 
kumulativ, nicht aber hebt die ſpätere die frühere auf. Deshalb iſt 
es auch nicht erforderlich, nachzuprüfen, ob die dritte Verfügung auf 
rechtsungültige VO. geſtützt und deshalb ſelbſt ungültig it. Denn 
auch wenn ſie ungültig iſt, bleibt die zweite in Kraft. Die Frage 
aber, ob die dritte Beſchlagnahme materiell begründet iſt !) oder nicht, 
unterliegt ebenſowenig der Prüfung des Gerichts wie die Fragen. 
nach der Gültigkeit der zweiten Beſchlagnahme. Auch dieſer weitere 
Feſtſtellungsantrag war alſo zurückzuweiſen.“ 

Mitgeteilt von RA. E. Langenbach, Darmſtadt. 
(OL. Darmſtadt, I. ZS., Urt. v. 14. Juli 1924 u. Beſchl. v. 
16. Okt. 1924, U 143/24, 2 


ich in der erwähnten Anmerkung entwickelt habe, und die ſomit das 
KG. ſich zu eigen gemacht har (ohne es allerdings für erforderlich 
zu halten, auf ſie Bezug zu nehmen). 

Prof. Dr. Rudolf Schult, Freiburg i. Br. 

1) Die Parteivertreter hatten dazu folgende Ausführungen 
gemacht: 

a) Der Vertreter der Kl.: 8 9d der RWohn Mang. ſchreibe 
zwingend vor, daß gegen jede Verfügung der Gemeindebehörden das 
Rechtsmittel der Veſchwerde gegeben ſein müſſe. Die fraglichen 
HeſſVO. ſchlöſſen aber in zwei Artikeln jedes Rechtsmittel aus. Die 
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Dresden. 

15. Keine fofortige Beſchwerde gegen Entſcheidungen 
des Landgerichts als Berufungsinſtanz in Mtetſachen. 

Beide Vorderrichter ſind bei der Beurteilung des Falles von der 
Beſtimmung des 852 MSchG. ausgegangen. Danach kann das Ge⸗ 
richt auch in den Fällen, wo infolge der Anordnung der oberſten 
Landesbehörde einzelne Gemeinden von den Vorſchriften des erſten 
Abſchnitts des MSHG. ausgenommen ſind, die Zwangsvollſtreckung 
von der Sicherung eines Erſatzraumes abhängig machen. 

Aus den Vorſchriften des MSHÖ. ergibt ſich, daß gegen ein 
Urteil, das auf Berufung vom LG. über eine Entſch. des Miet⸗ 
gerichts erlaſſen wird, eine ſofortige — erite — Beſchwerde nicht 
uläſſig fein kann. Der 8 6 Abſ. 2 Satz 3 Mech. ſpricht aller⸗ 
dings ganz allgemein von der Anfechtung des Urteils. Da das auf 
die Aufhebungsklage ergehende Urteil, dem inſoweit das nach 8 52 
MSchGG. über die Räumungsklage entſcheidende Urteil gleichſteht, ſo⸗ 
wohl in erſter Inſtanz vom Mietgericht bzw. AG. wie auch auf Be⸗ 
rufung hin vom LG. erlaſſen werden kann, ſo würde an ſich unter 
dem anſechtbaren Urteil auch das Urteil des BG. verjtanden werden 
können. Aus der Vorſchrift des $6 Abſ. 2 Satz 3 iſt aber jeden⸗ 
falls zu entnehmen, daß das dort bezeichnete Rechtsmittel der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde einen Erſatz für die Berufung für die Fälle 
bilden ſoll, in denen das Urteil nicht im geſamten Umfange, ſondern 
nur wegen eines beſtimmten einzelnen Punktes, der Frage der Er⸗ 
en 5. angegriffen wird. Die gleiche Beſtimmung findet 
ſich in § 4 Abſ. 5 MSch ch., wo die ſofortige Beſchwerde als Mittel 
zur Bekämpfung des Urteils gegeben iſt, wenn die Anfechtung nur 
wegen der Umzugskoſten erfolgt, ſich alſo auf dieſen Einzelpunkt 
beſchräukt. Das MSHÖ. geht dabei davon aus, daß es zur Ver⸗ 
einfachung und Verbilligung des Verfahrens dient, wenn die — 
regelmäßig einfacher liegende und ſchneller zu überſehende — Streit⸗ 
frage nach der Sicherung eines Erjagraumes oder dem Erſaß der 
Umzugskoſten im kürzeren Beſchwerdeverfahren erledigt wird. Iſt 
aber die ſofortige Beſchwerde vom Geſetze lediglich als Erſatz für die 
Berufung gedacht und beabſichtigt und für die im Geſetze einzeln an⸗ 
geführten Fälle an Steile der Berufung gegeben, wofür ſich auch 
noch die im § 14 MSchcg. ausgeſprochene Gleichſtellung der beiden 
Rechtsmittel anführen läßt, ſo kann ſie im einzelnen Falle nicht 
neben der Berufung, alſo namentlich dann nicht gegeben ſein, 
wenn ein Berufungsverfahren bereits durchgeführt worden iſt. Denn 
für eine derartige außergewöhnliche Abweichung von der ſonſtigen 
Geſtaltung des Verfahrens fehlt es an jedem Anhalt. Mit dem Ur⸗ 
teile des BG. iſt deshalb der Inſtanzenzug erſchöpft; gegen feine 
Entſcheidung iſt eine fofortige Beſchwerde nicht zuläſſig (fo auch KG. 
v. 24. April 1924 im Einigungsamt 1924 Nr. 5 S. 313). Daraus, 
daß die an ſich zur Anfechtung einzelner beſtimmter Entſcheidungs⸗ 
punkte zugelaſſene ſofortige Beſchwerde ausgeſchloſſen iſt, wenn die 
Entſcheidung in ihrer Geſamtheit einem weiteren Rechtsmittel 
nicht zugänglich iſt, muß aber weiter die Folgerung gezogen werden, 
daß auch eine weitere Beſchwerde gegen die landgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung, die ſich infolge der Einlegung der erſten Beſchwerde auf 
dieſen einzelnen Beſchwerdepunkt beſchränkt, nicht zugelaſſen iſt. 

Die ſofortige Beſchwerde, die im MSchcG. an mehreren 
Stellen eingeführt iſt, iſt, auch wenn dies im Geſetze ſelbſt nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, ſchon mit Rückſicht darauf, daß es ſich 
dabei allenthalben um Entſcheidungen handelt, die im bürgerllchen 
Streitverfahren ergehen, als die ſofortige Beſchwerde der ZPO. an⸗ 
zuſehen. Es würden demgemäß, wie auf die ſofortige Beſchwerde, 
fo auch auf eine etwaige weitere Beſchverde die Beſtimmungen der 
BRD. anzuwenden ſein. Nun ſtellt ſich die weitere Beſchwerde der 
350. nicht als eine Oberbeſchwerde dar, ſondern ſie iſt nichts anderes 
als die erſte Beſchwerde gegen die Entſcheidung des Gerichts, das 
über die vorhergehende Beſchwerde entſchleden hat (RG. Ver ZS. 57, 
310, 318). Iſt die ſofortige Beſchwerde als erſte Beſchwerde gegen 
eine landgerichtliche Berufungsentſcheidung nach den obigen Aus⸗ 
führungen ausgeſchloſſen, ſo muß auch für die weſensgleiche weitere 
Beſchwerde die gleiche gegenſtändliche Einſchränkung gelten. Denn 
es iſt kein Grund erſichtlich, warum eine weitere Beſchwerde gegen 
eine Entſcheidung zugclaſſen werden könnte, deren Anfechtung, falls 
dieſe mit der erſten Beſchwerde erfolgte, unzuläſſig wäre. 

Vor allem muß aber die Unzuläſſigkeit einer ſolchen weiteren 
Beſchwerde daraus entnommen werden, daß nach der in der PD. 
getroffenen Regelung des Inſtanzenzugs in Streitigkeiten, die in 
erſter Inſtanz vor dem AG. — und nunmehr vor dem dieſem an⸗ 
gegliederten Mietgerichte — verhandelt werden, jedenfalls in An⸗ 
ſehung der Sache die Entſch. des LG. das Verfahren endgültig ab⸗ 


betreffenden Artikel der HeſſVo. ſeien deshalb ungültig und damit 
auch die ganzen HeſſVo., die ja nur bezwedten, die Gemeinde⸗ 
behörden zu unanfechtbaren Anordnungen zu ermächtigen. 

b) Der Vertreter der Bekl.: Dieſe Bemängelungen gehen unter 
allen Umſtänden zu weit. Auch wenn die Unanfechtbarkeit gegen 
zwingendes Reichsrecht verſtoße, würde dies nur die Ungültigkeit des 
Rechts mittelausſchluſſes, aber noch nicht die völlige Ungültigkeit der 
VO. bedeuten. 

Das OLG. hatte keine Veraulaſſung, dieſe Kontroverſe aus⸗ 
a da ſich dieſer Angriff nur gegen die dritte Beſchlagnahme 
richtete. 
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schließen ſoll (vgl. RG. 57, 313). Zur Entſcheidung in der Sache 
gehört aber auch die auf der Würdigung des materiellen Sachverhalts 
und der Parteiverhältniſſe beruhende, wenn auch im Verhältnis 
zum Hauptanſpruch nur einen Nebenpunkt betreffende Entſcheidung 
darüber, ob zur Vermeidung unbilliger Härten die Vollſtreckung des 
verurteilenden Erkenntniſſes nur unter beſtimmten Vorausſetzungen 
erfolgen, insbeſondere von der Sicherung eines Erſatzraumes abhängig 
ſein ſoll. Wenn auch keineswegs alle zweitinſtanzlichen Entſch. des 
LG. einer weiteren Anfechtung entzogen ſind, im Gegenteil unter 
den Vorausſetzungen der 8s 567, 568 Abſ. 2 ZO. ihre Anfechtbar⸗ 
keit die Regel bildet, ſo entfällt dieſe Anfechtung doch bei den zur 
Sache ergehenden Entſcheidungen. Inſoweit iſt nach den Prozeß⸗ 
geſetzen nur eine zweimalige Prüfung der Tat⸗ und Rechts fragen zu⸗ 
gelaſſen. Eine ſolche doppelte Sachprüfung iſt im vorliegenden Falle 
hinſichtlich des Ausſpruchs über die Abhängigkeit der Vollſtreckung 
von der Sicherung eines Erſatzraumes im AGlUrteil und in dem 
LeGBeſchluſſe erfolgt; ein weiteres Rechtsmittel iſt daher nicht mehr 
egeben. 

3 (OG. Dresden, 6 RS., Beſchl. v. 13. Juni 1924, 6 Reg. 364/24.) 

Mitgereilt von OLGR. Dr. Beſſel, Diesden. 


* 
Düſſeldorf. 
16. Berufung, Beſchwerde und Berichtigung bei 
8 6 MSchG. }) 


Vermieter hat vor dem 1. Okt. 1923 auf Grund des vom KG. 
in der bekannten Entſch. v. 15. Jan. 1923 eingenommenen Stand⸗ 
punkts Büroräume gekündigt und (gewöhnliche) Klage auf Räumung 
bei dem AG. Düſſeldorf (nicht Mietſchöffengericht) erhoben. 

Das AG. hat durch Urteil v. 22. Nov. 1923 die Bekl. zur Räu⸗ 
mung verurteilt. Gegen dieſes Urteil hat die Bekl. Berufung 
eingelegt und am 27. Nov. 1923 auch noch eine ſofortige Beſchwerde, 
dieſe mit dem Antrage, die Vollſtreckung von der Stellung geeigneter 
Erſatzräume abhängig zu machen. Das LG. hat durch I. ſeines vor⸗ 
genannten Urteils die Berufung als unzuläſſig verworfen und 
durch II. die mit der Beſchwerde erſtrebte Ergänzung des Urteils 
ausgeſprochen. Gegen die letztere Entſcheidung richtet ſich die vor⸗ 
liegende weitere ſofortige Beſchwerde der Kl. mit dem in erſter Linie 
geſtellten Antrage, unter Abänderung der angeſochzenen Entſcheidung 
die Beſchwerde der Bekl. zurückzuweiſen. Dem war ſtattzugeben. 

Der Umſtand, daß das LG. ſeine Entſcheidung, durch die es das 
amtsgerichtliche Urteil ergänzt hat, mit der Entſcheidung über die 
Berufung in einer als Urteil bezeichneten Urkunde zuſammengefaßt 
hat, ſteht der Zuläſſigkeit der jetzigen Beſchwerde der Kl. nicht ent⸗ 
gegen, da dieſer Teil der Urkunde nach den gejeglichen Beſtim mungen 
nur einen Beſchluß darſtellt. Hätte die Bekl. mit ihrer ſofortigen 
Beſchwerde v. 27. Nov. 1923 eine Ergänzung des amtsgerichtlichen 
Urteils nach 86 Abſ. 2 Satz 3 MSHG. v. 1. Juli 1923 begehrt, 
ſo könnte die Zuläſſigkeit der „weiteren Beſchwerde“ der Kl. zweiſel⸗ 
haft ſein. Denn es käme dann in Frage, ob nicht die Zuläſſigkeit 
hier aus denſelben Gründen zu verneinen wäre, aus denen nach 
allgemein anerkannter Rechtſprechung eine Beſchwerde gegen Koſten⸗ 
urteile des LG. in der Berufungsinſtanz nach 899 Abſ. 3 ZPO. 
nicht für zuläſſig erachtet wird. Allein hier handelt es ſich nicht um 
eine zweitinſtanzliche Entſcheidung des LG., ſondern um eine Be⸗ 
richtigung des anttsgerichtlichen Urteils gemäß 88 4 Abſ. 1 und 6 
Abſ. 1 MSchch. Dieſe Berichtigung hat das LG. nach dem letzten 
Satz des 86 Abſ. 1 MSHG. auf Grund des 8 319 ZPO. vorge⸗ 
nommen, ohne daß zuvor eine ſolche Entſcheidung beim AG. nach⸗ 
geſucht war. Gegen eine derartige Entſcheidung iſt nach 8319 Abſ. 3 
3PO., auf den überdies in 8 6 Abſ. 1 MSHE. ausdrücklich hin⸗ 
gewieſen iſt, die hier rechtzeitig erhobene ſofortige Beſchwerde ge⸗ 
geben. Dieſe iſt auch begründet. Denn das AG. hat den Vorbehalt 
der Sicherung von Erſatzräumen gemäß 86 Abf. 1 MSchch. nicht 
etwa verſehentlich übergangen, ſondern nach Inhalt ſeines Urteils 
ausdrücklich abgelehnt. Von einem Mangel des Urteils i. S. des 
8319 Abſ. 1 ZPO. kann alſo keine Rede ſein. Die Beſchwerde der 
Bekl. v. 27. Nov. 1923 war zwar nicht deshalb unzuläſſig, weil 
fie mit dem gleichen Ziele auch Berufung eingelegt hatte. Denn 
ſolchen Falles wäre jedenfalls die Zuläſſigkeit der Berufung eine 
Va ausſetzung der Unzuläſſigkeit der gleichzeitigen Beſchwerde ge⸗ 
weſen. Dieſe war vielmehr unſtatthaft, weil der Mangel eines Aus⸗ 
ſpruchs über die Sicherung von Erſatzräumen im Falle des 86 Abi. 1 
MSchch. nur durch Berichtigung gemäß § 319 ZBD., oder falls 
deſſen Vorausſetzungen nicht zutreffen oder auch der Beſchwerte dieſen 
Weg nicht einſchlagen will, nur im Wege der Berufu tig beſeitigt 
werden kann. Hier verjagen beide Wege, weil der Berichtigungs⸗ 


Zu 16. Der Entſch. des OLG. iſt im Ergebnis beizup lichten, 
doch vermag ich der Begründung nicht zuzuſtimmen. Die Klage 
iſt auf Grund einer vor dem 1. Okt. 1923 ausgeſprochenen Kün⸗ 
digung als gewöhnliche Räumungsklage vor dem 1. Okt. 1921 ein⸗ 
gereicht worden. Der Rechtsſtreit iſt zwar erſt nach dem 1. Okt. 
1923 durch Zuſtellung rechtshängig geworden, aber der Amtsrichter 
hat Einreichung und Anhängigwerden i. S. von 851 MSchG. als 
gleichbedeutend erachtet, und es it deshalb kein Aufhebungsurteil 
aus 8 4 Abſ. 1 MShG., ſondern von der regulären Abteilung ein 
gewöhnliches Räumungsurteil erlaſſen worden. 86 Mi.1 MEHS. 
trifft aber nur zu, wenn eine Aufhebung des Mielverhältniſſes durch 
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autrag unbegründet und die eingelegte Berufung unzuläſſig war. 
Die Beſchwerde enthält aber den an ſich zuläſſigen Berichtigungs⸗ 
antrag und war deshalb als ſolcher zu behandeln. 
(CNG. Düſſeldorf, Urt. o. 28. Febc. 192, 8 W 44/24.) 
* 


17. 813 Abſ. MSchG. § 68 ZRD. Beſchwerden gegen 
Urteile der Landgerichte als Berufungsiuſtanz gegen Ent⸗ 
ſcheidungen des Mietſchöffengerichts ſind unzuläſſig. 

Das LG. hatte eine Entſch. des Mietſchöffengerichts abgeändert 
und den Bekl. zur Räumung verurteilt, ihm auch die Koſten beider 
Inſtanzen auferlegt. Gegen dieſes Urteil des LG. erhob der Bekl. 
ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage, die Koſten des Rechtsſtreits 
nicht dem Vekl., ſondern dem Kl. aufzuerlegen. Die Beſchwerde 
gründete ſich auf 8 568 ZPO. und § 13 Ab. 4 MSchVO. Das OLG. 
Düſſeldorf verwarf die Beſchwerde als unzuläſſig, indem es aus⸗ 
führt: 

5 „Wie der Senat bereits mehrfach entſchieden hat (vgl. insbe» 
ſondere auch 8 W 329/24), iſt mit der Entſch. des LG. im Miet- 
ſchoffenverfahren in jedem Fall der Juſtanzenzug erſchöpft und 
zwar ſowohl hinſichtlich der Hauptſache als auch bezüglich der mit 
der Aufhebungsklage verbundenen Nebenpunkte. Dasſelbe muß auch 
für die Entſch. über die Koſtentragung gelten, fo daß alſo die in 
813 Abſ. 4 MSchG. vorgeſehne Anfechtung der Koſtenentſcheidung 
durch ſofortige Beſchwerde lediglich für das erſtinſtanzliche Urteil 
ganz in Frage kommt. Dies folgt auch aus der in Literatur und 
Rechtſprechung (vgl. insbeſondere RG. 57, 311 ff.) anerkannten 
Rechtsanſchauung, daß die Beſchwerde nur dann ſtattfindet, wenn 
in der Hauptſache ein Rechtsmittel gegeben wäre.“ 

(Os H. Düſſeldorf, Beſchl. v. 2. Okt. 1924, 8 W 368,21.) 

Milgeteilt von RA. Dr. Lehning, Elberfeld. 
* 


18. 8 13 Abſ. 5. MSchG. gilt auch für die Wert- 
berechnung in dem Berufungsverfahren. 


Wenn auch 8 13 Abſ. 5 MSchch. nur von der Aufhebungs⸗ 
klage und nicht allgemein von dem Aufhebungsverfahren ſprechen, 
und wenn ferner die Wertberechnungsvorſchrift in 813 MSchch. 
eingereicht ſei, während 8 14 erſt die Zuläſſigkeit der Berufung 
im Aufhebungsverfahren behandelt, ſo könne hieraus nicht der 


das Gericht aus 3A Abſ. 1 MSHG. erfo'gt iſt, nich: dagegen, wenn 
das Vertragsverhältnis als durch die Kündigung aufgehoben er⸗ 
achtet und deshalb lediglich Urteil auf Herausgabe erlaſſen iſt. 
9 6 Abſ. 1 iſt auch nicht in 8 51 angezogen. Auch § 6 Abſ. 2 trifft 
direkt nur zu, wenn Aufhebungsurteil in den beſonderen Fällen der 
88 2 oder 3 oder 84 Abſ. 2 ergeht. Indirekt iſt 8 6 Abſ. 2 (ſofor⸗ 
tige Beſchwerde und Berichtigung) aber bei 8 51 Abſ. 1 anwendbar. 
Hält man nun — und das wird 1 5 der Bedeutung des gleichen 
Ausdrucks „Anhängigwerden“ in 864 ZPO. richtig fein — den 
851 Abſ. 1 MSHG. vorliegend für nicht anwendbar, dann war 
durch 8 51 die Anwendung des 8 6 Abſ. 2 nicht ermöglicht. Es 
hätte alſo (wenn man davon abſieht, daß, was den Gerichten aber 
unbekannt war, zur Zeit des Schwebens des Rechtsſtreites das 
MSchch. in Düſſeldorf überhaupt noch nicht zugelaſſen war) das 
Mietſchöffengericht entſcheiden müſſen, und zwar unter Anwendung 
der 88 4 und 6 MSHG. Daß dieſes nicht geſchehen iſt, war ein 
formeller Verſtoß. Das LG. hat ſich an die Stelle des Mietſchöffen⸗ 
gerichts geſetzt und 86 Abſ. 1 MSHÖ. angewendet. Die Beſchwerde 
als Berichtigungsantrag zu behandeln, war deshalb nicht angängig, 
weil die erſte Inſtanz gar keine Entſcheidung auf Grund und im Rah- 
men des MSHÖ. erlaſſen hatte und die Raumſicherungsklauſel aus⸗ 
drücklich verweigert hatte. Die zweite Inſtanz mußte und konnte 
deshalb nur im Wege der Berufung angerufen werden. Da dieſe 
verworfen worden iſt, war keine Möglichkeit, den Fall zu behan⸗ 
deln, als ſei aus § 4 entſchieden; die Baſis des Urteils konnte nicht 
mehr verſchoben werden. 

Sofortige Beſchwerde war aber nur zuläſſig, wenn ſofortige 
Beſchwerde neben der Berufung kumulativ zuläſſig wire. Sie war 
unzuläſſig, wenn bereits eingelegte und noch ſchwebende Berufung 
die Beſchwerde ausſchließt. Die Anſicht, als ſei die Berufung un⸗ 
zuläſſig geweſen und deshalb die ſofortige Beſchwerde gegeben geweſen, 
iſt m. E. nicht zutreffend. Denn ftatthaft war Berufung zweifel⸗ 
los, und nur wegen Formfehlers war ſie zu verwerfen. 

Die Entſch. des OLG. iſt aber im Ergebnis doch richtig, weil 
der Bekl., eben wegen Unanwendbarkeit von 86 Abf. 1 und 2 
MSchG. weder einen Anſpruch auf Berichtigung noch ein Recht auf 
ſofortige Beſchwerde hatte. 

Hält man andererſeits den 8 51 Abſ. 1 für anwendbar, wodurch 
der Anwendung des 8 6 Abſ. 2 der Weg geöffnet war, dann gilt 
aus den vorerwähnten Gründen dasſelbe. Berückſichtigt man, daß 
damals in Düſſeldorf das MSHG. noch nicht galt, fo kommt man 
zu demſelben Ergebniſſe. Ru. Dr. Carl Stern, Düßeldorf. 


Zu 18. Mit Recht macht das OLG. keinen Unterſchied hin⸗ 
ſichtlich des für die Berechnung des Streitwerts in erſter und zweiter 
Inſtanz anzuwendenden Grundſatzes. Wenn die Aufhebung des 
Mietverhältniſſes den Streitgegenſtand bildet, ſo iſt die Viertel⸗ 
jahrsmiete für den Streitwert maßgebend, und zwar wird man das 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Wille des Geſetßzgebers gefolgert werden, daß eine bisher nicht 
gekannte verſchiedene Wert berechnung in den einzelnen Rechts⸗ 
zügen eintreten ſolle. Um ſo weniger ſei eine ſolche Folgerung im 
vorliegenden Fall gerechtfertigt, als das MSHBS. in mancher Hinſicht 
eine genaue Faſſung, einen inneren Zuſammenhang der einzelnen 
in demſelben Paragraphen enthaltenen Veſtimmungen und einen ſyſte⸗ 
matiſchen Aufbau vermiſſen laſſe. Es ſei bei der Auslegung der 
Vorſchrift des § 13 Abſ. 5 davon auszugehen, daß eine Verbilligung 
des Aufhebungsverfahrens eintreten ſolle. Wolle man die Vorſchrift 
nur auf das erſtinſtanzliche Verfahren anwenden, ſo würde dies auch 
das unbillige Ergebnis haben, daß der erſtinſtanzliche Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte die geringen Gebühren unter Zugrundelegung des Wertes 
der Vierteljahresmiete erhalten würde, während der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte II. Inſtanz ſeiner Gebührenberechnung den mindeſtens 
vierfachen Streitwert zugrunde legen könne und außerdem noch dle 
erhöhte Gebühr des 8 52 RAGebO. erhielte. 

Die Wertberechnungsvorſchrift des 8 13 Abſ. 5 MSchch. findet 
nur auf das wirkliche Aufhebungsverfahren Anwendung. Eine 
analoge Ausdehnung dieſer Sondervorſchrift auf das andere Räu⸗ 
mungsverfahren, u. a. auch auf das Verfahren nach 827 MSchch. 
iſt nicht zuläſſig. 

(O c. Düſſeldorf, Beſchl. v. 23. Juni 1924, 8 W 229/24.) 
Miigeteilt von AGR. Fuchs, Mörs. 
* 


19. 8 16 M Sch. Welche Vorausſetzungen müſſen 
im Sinne dieſer Vorſchrift erfülltfein, damit die von der 
Sicherung eines Erſatzraumes abhängig gemachte Voll⸗ 
ſtreckung durchgeführt werden kann, bezw. damit die An- 
ordnung des Vorſitzenden auf Ausfteltung der vollſtreck- 
baren Ausfertigung erteilt werden kann f) 


In dem zur Entſch. ſtehenden Fall war das zwiſchen dem 
Vermieter und dem Mieter eines gewerblichen Raumes beſtehende 
Mietverhältnis für aufgehoben erklärt und der Mieter zur Räu⸗ 
mung verurteilt worden. Die Zwangsvollſtreckung war von der 
Beſtellung eines angemeſſenen Erſatzraumes abhängig gemacht. Der 
Vermieter hatte dem Mieter eine Erklarung eines dritten Raum⸗ 
Dogge et wonach dieſer ſich bereit erklärte, die von ihm 
benutzte Werkſtatt, die ſich als Lager und Büro eigne, zu überlaſſen. 
Unter Vorlegung dieſer mit Zuſtellungsnachweis verſehenen Ur⸗ 


Vierteljahr zugrunde zu legen haben, das bei Erhebung der Klage 
bzw. bei Einlegung der Berufung lief, was mit Rückſicht auf die 
ſtändig wechſelnde Höhe der geſetzlichen Miete von Bedeutung 
ſein kann. 

Handelt es ſich um eine gewöhnliche Räumungsklage, wozu auch 
die Klage aus 827 MSHG. gehört, fu gilt 8 10 GKG. bzw. 8 3 
BED. (vgl. JW. 1923, 771). 

RA. Dr. Julius Nußbaum, Berlin. 


Zu 19. Die Entſch. iſt unerfreulich. Sie zeigt, wie die 
Gerichte durch überaus mühſelige und künſtliche Konſtrukttonen 
die verworrenen Pfade des MSchch. zu erhellen bemüht find. In 
Wahrheit kam es aber gar nicht darauf an, ob die Erklärung des 
WA. über den Erſatzraum bloß dem Vollſtreckungsgericht vorzuliegen 
braucht oder auch dem Bekl. zugegangen ſein muß. Das OLG. 
hätte grundlegend prüfen ſollen, ob im gegebenen Fall überhaupt 
die Erſatzverpflichtung vom Prozeßgericht ausgeſprochen werden dürfte. 
Wurde dies verneint, fo entſtand die weitere Frage nach der 
rechtlichen Wirkſamkeit des unzuläſſigen Erſatzausſpruchs. 

I. Das MSchG. muß hinſichtlich der Verpflichtung zur Siche 
rung eines Erſatzraumes (886, 27) im Rahmen der geſamten 
Zwangswirtſchaft ausgelegt werden; denn es iſt ein Teil dieſer 
Zwangswirtſchaft, und es ſoll ihrer lückenloſen Durchführung dienen. 
Geht man von dieſem Gedanken aus, ſo iſt der Zuſammenhang 
wiſchen der Erſatzverpflichtung und der in 8 36 vorgeſehenen 

flicht der Gemeindebehörde zur beſchleunigten Zuweisung eines 
Erſatzraumes nicht bloß i. S. eines Entgegenkommens für den Kl. 
aufzufaſſen, ſondern als ein notwendiger Mechanismus. Der Richter 
kann die Erſatzpflicht ausſprechen, weil die Gemeindebehörde auf 
Grund der Zwangsbewirtſchaftung Erſatzraume ſtellen kann. Dieſe 
Möglichkeit bedeutet aber gleichzeitig eine Grenze. Wenn nach dem 
Reichsgeſetz irgendwelche Räume der poſitiven Zwangsbewirtſchaftun 
nicht unterliegen. ſo daß eine Zuweiſung ſolcher Räume b 
die Gemeindebehörde nicht möglich iſt, ſo kann auch die Erſatz⸗ 
raumpflicht nach 88 6, 27 nicht ausgeſprochen werden. Der Richter 
muß vielmehr den Zuſammenhang, der zwiſchen feinen mieterſchutz⸗ 
rechtlichen Aufgaben im Rahmen der Wohnungszwangswirtſchaft und 
den wohnungsbehördlichen Verpflichtungen aus 8 36 beſteht, beachten, 
in dem Sinne, daß er von ſeinen Befugniſſen aus 8 6 keinen Ge⸗ 
brauch machen darf. wenn die vom Geſetz vorausgejegte wohnungs⸗ 
amtliche Erfüllungsmöglichkeit für die Pflicht fehlt. 

Man könnte dem entgegenhalten, daß der Kl. ja die Möglich⸗ 
keit habe, auf andere Weiſe als durch die Tätigkeit der Gemeinde⸗ 
behörde ſich Erſatzraume zu beſchaffen, und daß es ihm überlaſſen 
bleiben müſſe, welche Wege er zu dieſem Zweck einſchlagen wolle. 
Dieſe Möglichkeit beſteht zunächſt nur inſoweit, als zwangsfreie 
Räume, insbeſondere in Neubauten, vom Kl. gemietet werden können. 
Soweit dies der Fall iſt, kann der Kl. den Nachweis der Erſatz⸗ 
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kunde und einer Beſcheinigung des WA., daß dieſes gegen den Einzug 
des Mieters nichts einzuwenden habe, ſowie einer weiteren Beſchei⸗ 
nigung des ME., daß der Mieter bei dem ME. Einwendungen 
gegen die Zuweiſung des Erſatzraumes nicht erhoben habe, hat der 
Vermieter Erteilung der Vollſtreckungsklauſel beantragt. Dieſe iſt 
auch auf Anordnung des Vorſitzenden erteilt, dann aber auf Er⸗ 
innerung des Mieters wieder aufgehoben worden, mit der Begrün⸗ 
dung, daß eine Zuweiſung i. S. des § 16 MSHG. nur dann rechts⸗ 
wirkſam jei, wenn ſie ſowohl das Angebot des Erſatzraums durch den 
Vermieter als auch die Genehmigung des WA. umfaſſe, und daß 
auch letztere dem Mieter zugeſtellt ſein müſſe. Auf die Beſchwerde 
des Vermieters hat das LG. den Beſchluß des AG. aufgehoben und 
die Erinnerung des Mieters gegen die Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zurückgewieſen. Auf die gegen dieſen Beſchluß des LG. 
eingelegte weitere Beſchwerde des Mieters hat das OLG. die Entſch. 
des LGG. aufgehoben und unter Wiederherſtellung des amtsgericht⸗ 
lichen Beſchluſſes die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel verſagt. 
Gegen die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde beſtünden keine Be⸗ 
denken. Denn es handele ſich nicht um eine Anfechtung der Sach— 
entſch. in Mieterſchutzſachen (vgl. Beſchluß v. 12. Mai 1924 in JW. 
1924, 851 und des KG. daſ. 840 und 843), ſondern um das 
Vollſtreckungsverfahren, auf welches nach der amtlichen Begründung 
und nach § 17 Abſ. 2 der RAusfVoO. v. 19. Sept. 1923 die Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. analoge Anwendung finde. In der Sache ſelbſt 
geht das OLG. entgegen der Auffaſſung des LG. davon aus, daß 
grundſätzlich die Stellung eines Erſagraumes durch die Gemeinde⸗ 
behörde zu erfolgen habe. Dies ergebe ſich aus 8 36 Abſ. 1 MSHG., 
der amtlichen Begründung zu dem Mieterſchutzgeſetzentwurf und aus 
der Erwägung, daß der Gemeindebehörde allein die Entſch. über 
die Bewirtſchaftung des Geſamtraumes zuſtehe. Soweit es ſich dabei 
allerdings um die Beſchaffung von gewerblichen Räumen handle, 
ſei es Sache des Vermieters, einen Erſatzraum ſelbſt zu beſchaffen 
und eine Erklärung des WA. beizubringen, daß gegen den Einzug 
des neuen Mieters Einwendungen nicht erhoben würden. Der „Zu⸗ 
weiſung“ i. S. des 8 16 MSHG. ſei aber in ſolchem Fall erſt 
genügt, wenn ſowohl das Angebot des Dritten als auch die Ge— 
nehmigung des WA. dem Mieter zugegangen ſeien. Dies folge ſchon 
aus dem Unterſchied in der Faſſung des § 5 der Ausf VO. v. 19. Sept. 
1923, der von „Angebot“ des Mieters ſpreche, und der Wahl des 
Ausdrucks „Zuweiſung“ im § 16 MSHG. der offenbar mit Ab- 
ſicht der Faſſung des WohnMangch. und der früheren Wohn Mang.⸗ 
TO. entnommen ſei. Erſt mit Zugang des Angebots des Dritten 
und der Genehmigung des WA. laufe auch die dem Mieter ge— 
ſetzte Friſt von einer Woche zur Erhebung der Einwendungen 
beim MEA. Die entgegenſtehende Auffaſſung des LG., das weiter 
ausgeführt hatte, daß das Angebot allein genüge und es Pflicht 
des Mieters ſei, ſich alsdann ſelbſt zu erkundigen, ob das WA. 
mit dem Umzug einverſtanden ſei, hat das OLG. als unzutreffend 
verworfen, da ſie den tatfächlichen Verhältniſſen im Geſchäfts⸗ 
betrieb der WA. und MEN. nicht Rechnung trage. Denn ſofern 
man ſich auf den Standpunkt des OLG. ſtellen wolle, müſſe der 
Mieter bei jedem Angebot des Vermieters das WA. befragen. Hier⸗ 
durch würde zunächſt eine übermäßige Belaſtung des WA. eintreten. 
Weiterhin würde aber auch der Mieter in zahlreichen Fällen über⸗ 
haupt keine beſtimmte Auskunft erhalten können. Denn das WA. 
entſcheide nicht immer allein über die Zuteilung der Räume, ſondern 
in zahlreichen Gemeinden nur nach Anhörung der ihm beigeordneten 
Wohnungsausſchüſſe, und zwar öfters erſt nach vorangegangener 
Beſichtigung durch Mitglieder derſelben oder einen von ihnen be⸗ 


ſicherung gemäß 8 16 durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden führen. Dabei iſt aber große Vorſicht notwendig; denn 
es könnten in bezug auf objektiv freie Räume infolge von Ab⸗ 
löſungsverträgen Verpflichtungen gegenüber dem Wohnungsamt be- 
ſtehen (vgl. Hein prVerwBl. 44, 272 „Der Wohnanſpruch“). Im 
übrigen aber darf das MSchG. nicht dahin ausgelegt werden, daß 
auf dem Umwege über die Erſatzraumpflicht ein allgemeiner Druck 
auf die Beſchaffung von Neuraum ausgeübt werden könne; denn 
jene Pflicht bildet, wie bereits betont wurde, nur ein Glied im 
Rahmen der Zwangswirtſchaft. Man darf auch nicht meinen, 
daß der in § 16 erwähnte auderweite urkundliche Nachweis ſich auf 
Geſchäftsräume und auf ſolche Wohnräume beziehe, die vom WA. 
nicht poſitiv (durch „Zuweiſung“) bewirtſchaftet werden, bei denen 
alſo die freie Vermietung an ſich möglich iſt, inſofern hier der Kl. 
den Erſatzraum im Wege diefer freien Vermietung ſich beſchaffen 
könne. Eine Sicherung derartiger Räume würde auch dann nicht 
gegeben ſein, wenn der Kl. durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden nachweiſt, daß der Vermieter bereit iſt, derartige Räume 
dem erſatzberechtigten Bekl. zu überlaſſen. Man darf nicht vergeſſen, 
daß alle Räume in Altbauten grundſätzlich der Zwangswirtſchaft 
unterliegen, die in Geſtalt der Zugriffsbefugniſſe des WA. auf 
Grund des Diktaturparagraphen zum Ausdruck kommt. Eine Erſatz⸗ 
ſicherung iſt alſo erſt vorhanden, wenn das WA. ein negatives Atteſt 
dahin ausſtellt, daß es die vom Kl. nachgewieſenen Räume nicht be⸗ 
ſchlagnahmen wolle. Ein ſolches Zeugnis lag in dem vom Os. 
Düſſeldorf entſchiedenen Falle vor. 

Dieſe verwickelten Überlegungen dürften nicht i. S. des MSH®. 
liegen. Das MSHG. hat die Beſtimmungen über die Pflicht der 


auftragten Beamten. Der Mieter müßte alſo, um die durch das 
Angebot des Vermieters in Lauf geſetzte einwöchige Friſt nicht zu 
verſäumen, in zahlreichen Fällen vorſorglich beim Mel. feine Ein- 
wendungen nach § 16 MSh®. erheben. Hierdurch würde aber wieder 
dem MEAN. eine durch nichts gerechtfertigte Mehrbelaſtung entſtehen 
und außerdem würde dem Mieter oder feinem Gegner in Anbetracht 
der durch 846 MSHE. eingeführten Koſten pflicht auch über⸗ 
flüſſige Auslagen erwachſen. 

Dadurch, daß der Vermieter lediglich das Angebot des Dritten 
dem Mieter zugeſtellt habe, ſei eine rechtswirkſame „Zuweiſung“ i. S. 
des § 16 MSchG,. alſo nicht erfolgt. Auch habe der Vermeter durch 
die vorgelegte Beſcheinigung des MEA. den erforderlichen Nachweis 
nicht erbracht, daß der Mieter innerhalb der ihm geſetzten Friſt ſeit 
der „Zuweiſung“ ſeine Einwendungen beim MEN. nicht erhoben habe. 

(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 5. Juni 1924, 8 W 193/24) 
Mitgeteilt von AGR. Wilhelm Fuchs, Mörs. 
* 


Köln, 
20. 5 6 MSch G. Beſchwerde gegen die Entſcheidungen 
über Sicherung eines Erjagraumes. 


Die Beſchwerde des Bekl. gegen das Urteil des AG. v. 13. Aug. 
1924, der in dem angefochtenen Beſchluß ſtattgegeben worden iſt, 
ſtellt ſich nicht als eine nur gegen die Entſch. des Mieteini⸗ 
gungsamts gegebene Rechtsbeſchwerde aus 8 41 MSHS., ſon⸗ 
dern als ſofortige Beſchwerde gemäß 8 6 dieſes Geſetzes dar. Der 
angefochtene Beſchluß iſt daher, da er die Entſch. des AG. ab» 
geändert hat, an ſich nach 8 568 Abſ. 2 ZPO. mit weiterer Be⸗ 
ſchwerde anfechtbar. Es fragt ſich nur, ob die weitere Beſchwerde etwa 
deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil die Hauptentſcheidung in dem Urteil 
des AG., durch die das zwiſchen den Parteien beſtehende Miet- 
verhältnis aufgehoben worden iſt, mit der Berufung an das LG. 
anfechtbar geweſen und vom LG. endgültig entſchieden worden wäre, 
alſo nicht vom OLG. hatte nachgeprüft werden können. Aus dieſen 
Geſichtspunkten heraus hat die Rechtſprechung die Zuläſſigkeit der 
weiteren Beſchwerde gegen Koſtenentſcheidungen aus 8 99 Abſ. 3 3 PO. 
verneint (vgl. Beſchluß der vereinigten Zivilſenate des RG., RG. 
57, 310). Dieſe Rechtſprechung beruht aber auf Erwägungen, die ſich 
aus der grundſätzlichen Regelung der Anfechtung von Koſtenentſchei⸗ 
dungen in der ZPO. ergeben, insbeſondere aus der völligen Ab⸗ 
hängigkeit, die nach der ZPO. bezüglich der Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln für die Koſtenentſcheidungen von den Eutſcheidungen zur 
Hauptſache beſteht. Dieſe Erwägungen fallen für die in § 6 MSHS. 
gegebene ſofortige Beſchwerde gegen Entſcheidungen über die Siche⸗ 
rung von Erſatzräumen fort. Dieſe Entſcheidungen ergeben ſich nicht 
wie die Koſtenentſcheidungen ohne weiteres und zwangsläufig aus der 
Eutſcheidung zur Hauptſache, ſie ſind vielmehr durchaus ſelbſtändige, 
von der die Aufhebung des Mietverhältniſſes ausſprechenden Haupt⸗ 
entſcheidung völlig unabhängige und vom Richter frei zu treffende 
Entſcheidungen, die nur vorausſetzen, daß die Hauptentſcheidung zu⸗ 
gunſten des klagenden Vermieters ausfällt. Gegen ſie iſt grundſätz⸗ 
lich die ſofortige Beſchwerde als ſelbſtändiges und den für alle Be⸗ 
ſchwerden geltenden Vorſchriften unterworfenes Rechtsmittel „zwecks 
Vereinfachung und Verbilligung des Verfahrens“, wie es in der amt⸗ 
lichen Begründung heißt, gegeben worden. Wenn ſtatt ihrer im 
Falle der Anfechtung der Hauptentſcheidung mit der Berufung aus⸗ 
nahmsweiſe dieſe auch für die Nebenentſcheidung gewährt wird, ſo 
iſt dies offenſichtlich nur deshalb geſchehen, weil im Falle der Ab⸗ 
änderung der Hauptentſcheidung durch das BG. zugunſten des bekl. 


Gemeindebehörde über die Zuweiſung aufgenommen, weil gegenüber 
dem Entwurf des Geſetzes geltend gemacht war, daß eine Erſatz⸗ 
ſicherung ohne eine poſitive Pflicht der Gemeindebehörde gar nicht 
möglich ſei. Beachtet man dies, ſo ergibt ſich folgender einfacher 
Mechanismus: 

1. Erſatzanſpruch und wohnungsamtliche Erſatzzuweiſungs⸗ 
pflicht ſollen einander entſprechen. 

2. Der Erſatzanſpruch iſt unzuläſſig, 
zuweiſung nicht möglich iſt. 

3. Der Kl. kann an Stelle einer Erſatzzuweiſung im Rahmen 
der Zwangswirtſchaft zwangsfreie Räume in Neubauten 
anbieten. Der 8 16 berückſichtigt dieſe beiden Möglich⸗ 
keiten. 

II. Wird der Erſatzausſpruch vom Gericht gefällt, obwohl die 
im Geſetz vorausgeſetzte Erfüllungspflicht des WA. nicht gegeben iſt, 
ſo ergibt ſich zunächſt die Frage, ob der Ausſpruch überhaupt wirkſam 
iſt. Die Unwirkſamkeit richterlicher Sprüche kann in der Form der 
Nichtigkeit oder der inhaltsgemäßen Unwirkſamkeit gegeben ſein (vgl. 
Hein, Identität der Partei, I, 328 f., 347). Der unzuläſſige 
Erſatzanſpruch iſt auf eine publiziſtiſche Leiſtung gerichtet, die nicht 
erfüllt werden kann, weil die vorausgeſetzte Leiſtungspflicht des Wal. 
nicht beſteht. Der Spruch iſt deshalb inhaltgemäß unwirk⸗ 
ſam. Dieſe Unwirkſamkeit iſt noch in der Vollſtreckungsinſtanz 
zu beachten, wenn die Vollſtreckungsklauſel verlangt wird. Die 
Vollſtreckungsklauſel muß unter Beiſeitelaſſung des unwirkſamen 
Ausſpruchs bedingungslos und ſofort erteilt werden. Dies gilt 
insbeſondere für den in der beſprochenen Entſch. erörterten Fall. 

Prof. Dr. Hein, Halle a. d. S. 
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Mieters für die Nebenentſcheidung überhaupt kein Raum mehr iſt. 
Aus dieſer ausnahmsweiſen Zulaſſung der Berufung kann aber noch 
nicht gefolgert werden, daß im Falle der Zuläſſigkeit der ſofortigen 
Beſchwerde, entgegen den allgemeinen Regeln, die weitere Be⸗ 
ſchwerde gegen die vom LG. als Beſchwerdegericht erlaſſenen Be⸗ 
ſchlüſſe nicht mehr zugelaſſen ſei. Dazu hatte es, da Erwägungen 
allgemeiner Art nicht wie bei den Koſtenentſcheidungen gegen die 
Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde ſprechen, eines beſonderen Aus⸗ 
ſpruches im Geſetz bedurft, auch weil das Verfahren in der Be⸗ 
rufungsinſtanz den Parteien ganz andere Rechtsgarantien gewährt 
als das Verfahren vor dem Beſchwerdegericht, zumal eine der Be⸗ 
ſtimmung des 8 99 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. entſprechende Vorſchrift, daß 
der Gegner vor der Entſcheidung über die Beſchwerde zu hören tft, 
hier fehlt und daher regelmäßig in der Beſchwerdeinſtanz ohne An⸗ 
hörung derjenigen Partei entſchieden werden wird, die im erſten 
Rechtszuge nach Anhörung beider Parteien obgeſiegt hat und die 
daher im Falle der Unzuläſſigkeit einer weiteren Beſchwerde in ihren 
Rechten ſehr beeinträchtigt werden würde. Auch in dem dem Senat 
zugänglichen Schrifttum zum MSchch. und in einem Beſchluß des 
Ferienzivilſenates des erkennenden OLG. v. 22. Aug. 1924, 2 W 
120/24, iſt die weitere Beſchwerde, wenn auch ohne nähere Begrün⸗ 
dung, für zuläſſig erklärt worden. 

In der Sache ſelbſt war die Entſch des AG. wiederherzuſtellen. 
Die Aufhebung des Mietverhältniſſes der Parteien iſt vom AG. 
auf Grund des 83 MSchG. ausgeſprochen worden. Nach 86 Abſ. 2 
dieſes Geſ. liegt es daher im freien Ermeſſen des Gerichts, ob es 
die Zwangsvollſtreckung von der Sicherung eines ausreichenden Er⸗ 
ſatzraums abhängig machen will. Eine ſolche Anordnung ſetzt nach 
dem Geſetz voraus, daß ſie zur Vermeidung unbilliger Härten er⸗ 
forderlich erſcheint. Dieſes Erfordernis fehlt hier, weil der Bekl. 
ſelbſt, wie er zugibt, nach Erlaß des Urteils des AG. am 22. Aug. 
1924 die ſchriftliche Erklärung abgegeben hat, daß er das ſtreitige 
möblierte Zimmer nicht mehr bewohnen werde. Dieſe Erklärung ent⸗ 
hält einen Verzicht auf den Mietraum, nicht nur für den Bekl. 
ſelbſt, ſondern, da er alleiniger Mieter iſt, auch für ſeine Frau, und 
das Anerkenntnis des Bell, daß er auf das Zimmer nicht an⸗ 
gewieſen ſei und ſich und ſeiner Frau eine andere Wohnungsgelegen⸗ 
heit verſchaffen könne. Nach der Erklärung des Bekl. liegt daher 
für das Gericht kein Anlaß vor, von dem ihm eingeraumten Recht 
der Abhängigmachung der Zwangsvollſtreckung von der Sicherung 
eines Erſatzraums Gebrauch zu machen, zumal es ſich um ein 
möbliertes Zimmer handelt und auf möblierte Wohnungen in Bonn 
nach der Auskunft des dortigen Oberbürgermeiſters v. 31. Okt. 1924 
die Zwangswirtſchaft nicht ausgedehnt worden iſt. 


(OLG. Köln, 2. 38, Beſchl. v. 31. Oft. 1924, 2 W 173/24.) 
Mitgeteilt von DLGR. Dr. Müller, Köln. 
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21. 8 50 Abſ. 2 MShb. — Den Rechtsentſcheid des 
KG. v. 12 Juni 1924, 17. VJ 31/24 — erſtreckt ſich nicht auf 
ſolche Fälle, in denen die Mie tterſchutzgeſetzgebung keine 
Geltung hat. In dieſen Fällen ſind vielmehr Wohnungs- 
Mangel⸗ Anordnungen welche die Zwangsvollſtreckung von 
der Genehmigung des MA abhängig machen, wirkſam. 


Nach dem vom LG. feiner Entſch. zugrunde gelegten Rechts⸗ 
entſcheid des KG. v. 23. Juli 1924 — 17 1 78/24 — gelten An⸗ 
ordnungen, welche die Vollſtreckung aus Räumungsurteilen von der 
Genehmigung des MEA. abhängig machen, nicht für die Vollſtreckung 
aus einem nach dem Inkrafttreten des MSHS. v. 1. Juni 1923 er⸗ 
laſſenen Räumungsurteil. Durch dieſen Rechtsentſcheid iſt das MEN. 
in Köln, das, wie gerichtsbekannt iſt, bisher noch eine entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht vertritt und den 8 24 Abſ. 2 der Wohn Mang O. 
des Oberbürgermeiſters in Köln v. 15. April 1921, durch den die 
Vollſtreckung von Räumungsurteilen von der Zuſtimmung des MEA. 
abhängig gemacht wird, allgemein noch zur Anwendung gebracht hat, 
nunmehr katſächlich gehindert, dieſen Standpunkt aufrechtzuerhalten, 
weil feine Entſch. auf Rechtsbeſchwerden von der hierfür zuſtändigen 
Kammer des LG., die auch den jetzt angefochtenen, dem KG. bei⸗ 
tretenden Beſchluß erlaſſen hat, aufgehoben werden würden. Das 
MEA ift daher nicht mehr in der Lage, Anordnungen, die dem 
Rechtsentſcheid des KG. zuwiderlaufen, wirkſam zu erlaſſen. Mit 
dieſer Tatſache müſſen ſich die Vollſtreckungsgerichte abfinden, da ſie 
den Rechtsbeſcheid des KG., auch wenn fie ihn nicht billigen ſollten, 
und mit ihm die auf ihm beruhende Praxis der MEI. nicht be⸗ 
einfluſſen können und nach der Abſicht des Geſetzgebers auch nicht 
nachprüfen ſollen, weil durch dieſe Rechtsentſcheide im Intereſſe der 
Rechtsſicherheit für das ganze Staatsgebiet einheitliche und ſichere 
Rechtszuſtände geſchaffen werden ſollen. Auch der erkennende Senat 
iſt daher als Beſchwerdegericht gegen die Beſchlüſſe der Vollſtreckungs⸗ 
gerichte zu einer Nachprüfung des Rechtsentſcheides des KG. nicht 
in der Lage, ſolange dieſer Entſcheid wirkſam iſt und die Entſch. 
der MEI. maßgebend beſtimmt, iſt er anzuerkennen. Es iſt daher 
davon auszugehen, daß auch das MEA. in Köln Anordnungen, die 
mit dem Entſcheid in Widerſpruch ſtehen, nicht mehr wirkſam er⸗ 
laſſen kann. 

Zu Unrecht ſcheint aber das LG. in dem angefochtenen Be⸗ 
ſchluß anzunehmen, daß die Beſtimmung des 8 24 Abf. 2 der Kölner 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Vo. nunmehr überhaupt jede Bedeutung verloren habe. Dabei ver⸗ 
kennt es, daß das Kc. feinen Rechtsentſcheid lediglich darauf arün⸗ 
det, daß die Vorſchrift des § 51 Abſ. 2 Mech. „als eine erſchöp⸗ 
fende Regelung des Erforderniſſes der Vollſtreckungsgenehmigung 
gelten könne, ſo daß ſie jede Fortgeltung dieſes Erforderniſſes auch 
auf Grund der Wohn Mang O. ausſchließe“. Damit ſpricht das 
KG. lediglich aus, daß neben dem Mieterſchutz auf Grund der 
Faſſung des MSchG. ein beſonderer Schutz gegen Wohnungsmangel 
nicht mehr in Frage kommen könne, wobei es noch beſonders darauf 
hinweiſt, daß durch das neue MSHG. nicht nur der Mieter, ſon⸗ 
dern auch der Wohnungsmarkt ausreichend geſchützt ſei, weil ſchon 
das Gericht die Zwangsvollſtreckung gemäß 8 51 Abſ. 1 MSchch. 
von der Sicherung eines ausreichenden Erſatzraumes abhängig machen 
könne. Auch ſpricht es ſich ausdrücklich dahin aus, daß örtliche 
Wohnungsmangelanordnungen außer Kraft getreten ſeien, „ſoweit 
ihnen die Vorſchriften des MSchG. entgegenſtehen“. Das 
KG. hat alſo nicht erklärt, daß auch in ſolchen Fällen, in denen die 
Mieterſchutzgeſetzgebung keine Geltung hat und daher die erkennenden 
Gerichte die Zwangsvollſtreckung nicht von der Sicherung ausreichen⸗ 
den Erſatzraumes abhängig machen können, Wohnungsmangelanord⸗ 
nungen, welche die Zwangsvollſtreckung von der Genehmigung des 
MENU. abhängig machen, unwirkſam geworden ſeien. Es hat dieſes 
auch gar nicht ausſprechen wollen. Es meint zwar, es liege nahe, 
in ſolchen Anordnungen nur Maßnahmen zum Schutze des Mieters 
zu erblicken, hält es aber andererſeits nicht für völlig ausgeſchloſſen, 
daß ſie auch getroffen worden ſein könnten, um die Bewirtſchaftung 
des vorhandenen Wohnraumes im öffentlichen Intereſſe zu ſchützen, 
weil durch ſie verhindert würde, daß Perſonen durch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung ohne die Mitwirkung einer an der Wohnungswirtſchaft 
beteiligten Stelle ihr Unterkommen zur Unzeit verlören. Die Be⸗ 
ſtimmung des 824 der Kölner VO. ift aber von dem erkennenden 
Senat ſtändig unter wiederholter Billigung des RG. als Wohnungs⸗ 
mangelanordnung erklärt und auch vom Oberbürgermeiſter ſelbſt auf 
Anfrage des Senats amtlich als eine mit Genehmigung des zu⸗ 
ſtändigen Miniſters zuſtande gekommene Wohnungsmangelanordnung 
bezeichnet worden. Der Senat hält an ſeiner Anſicht auch gegen⸗ 
über der Kritik feſt, welche die Zuläſſigkeit ſolcher Anordnungen 
auf Grund des Wohn Mang. überhaupt verneint und insbeſondere 
dem RG. vorhält, daß es bei der Anerkennung ſolcher Wohnungs⸗ 
mangelanordnungen die ſcharfe Abgrenzung der Wohnungsmangel⸗ 
und Mieterſchutzbeſtimmungen verkannt habe (vgl. neueſtens Wüſt, 
JW. 1924, 1617). Auch ſolche Anordnungen können, wie auch das 
KGG. wie vorerwähnt anerkennt, zur Behebung und Milderung außer⸗ 
gewöhnlicher, ſich durch den Mangel an Wohnungen ergebender Miß⸗ 
ſtände dienen. Denn ſolche Mißſtände können auch durch die all⸗ 
gemeine und unbeſchränkte Zulaſſung der Vollſtreckung von Räu⸗ 
mungsurteilen hervorgerufen werden, weil dieſe zwangsweiſen Aus⸗ 
weiſungen von Wohnungsinhabern zu einer nicht unerheblichen Be⸗ 
laſtung des Wohnungsmarktes und der zu ihrer Regelung berufenen 
Behörden führen können. Wenn aber Wüſt demgegenüber aus⸗ 
führt, daß das öffentliche Intereſſe an der Verhinderung einer Mehr⸗ 
belaſtung des Wohnungsmarktes und der Schutz des Mieters durch 
die Zulaſſung des Vollſtreckungsvorbehaltes im MSHG. genügend 
geſichert ſei, jo überſieht er, daß dieſer Vollſtreckungsvorbehalt des 
MESHS. nur einen Schutz des Wohnungsmarktes gegen die un⸗ 
beſchränkte Ausſetzung von Mietern, nicht aber von anderen 
Wohnungsinhabern gewährt, wie denn auch der von Wüſt 
in der JW. kritiſierte und daſelbſt abgedruckte Rechtsentſcheid des 
RS. v. 12. Juni 1924 — 17 Y 31/24 — nur ausſpricht, daß Woh⸗ 
nungsmangelanordnungen nach 8 50 Abſ. 2 MSHS. inſoweit 
außer Kraft getreten ſeien, als nach ihnen zur Erhebung der 
Aufhebungsklage der 8 1ff. MSHG. die Zuſtimmung des 
MEN. erforderlich ſein würde. 

Hiernach find die MEA. durch die Rechtsentſcheide des KG. 
nur in denjenigen Sachen gebunden, für die das MSHÖG. anwend⸗ 
bar iſt. Für ſolche Sachen aber, die nicht den Beſtimmungen des 
MSHGS. unterliegen und die nicht zur ausſchließlichen Zuſtändig⸗ 
keit der Mietſchöffengerichte gehören, iſt für Köln die Anordnung 
des Oberbürgermeiſters, welche die Zwangsvollſtreckung von Räu⸗ 
mungsurteilen von der Genehmigung des MEN. abhängig macht, 
weiter für vollwirkſam zu erklären, weil ſie inſoweit als Wohnungs⸗ 
mangelanordnung durch die Beſtimmungen des MSHÖ. nicht auf⸗ 
gehoben iſt und überhaupt nicht beeinflußt werden kann. Im vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich aber um eine ſolche Sache. Denn 
dieſe iſt nicht bei dem Mietſchöffengericht anhängig gemacht worden, 
und in den gegen die Schuldner ergangenen Räumungsurteilen ſo⸗ 
wohl des AG. als auch des LG. it ausdrücklich die Mieterſchutz⸗ 
geſetzgebung für nicht anwendbar erklärt worden. Die Zuläſſigkeit 
der Zwangsvollſtreckung iſt daher von der Genehmigung des MEA. 
abhängig und ſomit der Beſchluß des AG., durch den der Gerichts⸗ 
vollzieher angewieſen worden iſt, nicht ohne dieſe Genehmigung zu 
vollſtrecken, wiederherzuſtellen. 

OLG. Köln, 2. 38 Beſchl. v. 14. Nov. 1924. 12 W 197/24) 


Mitgeteilt v. RA. Dr. Franz Schuld, Köln. 
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Roſtock. 

22. 833 Ausf VO. z. Wohn Mang. 

In dem Verfahren betr. Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages 
nach 816 Ausf®D. z. Wohn MangG. v. 18. Jan. 1924 iſt die 
durch das WA. vertretene Gemeinde Partei (Brumby, Kommentar 
zum WohnMangG., 3. Aufl., S. 39). Das hat zur Folge, daß, ſoweit 
ein ſtädtiſches Grundſtück in Frage kommt, die Mitglieder des Rats 
als geſetzliche Vertreter der Gemeinde von der Ausuͤbung des Amts 
eines Vorſitzenden des MEN. ausgeſchloſſen ſind (8 33 AusfVO. z. 
WohnMangG., § 38 MSHS., § 41 Abf. 4 ZPO.). 

(Och. Roſtock, 2. 3 S., Beſchl. v. 8. Okt. 1924, 310 b, SA 17/24, 3191.) 
Mitgeteilt von RA. Krockow, Waren. 


* 
Stettin. 

23. 88 3, 9, 257, 258 ZPO. 8 10 GKG. Streitwert 
bei der Mitzins forderung. f) 

Die Widerklage war auf Verurteilung des Kl. zur Zahlung des 
Wertes von 3 Dollar monatlich im voraus, ſolange eine behörd⸗ 
liche Beſchränkung der Miete für Geſchäftsgebäude nicht beſtehe, ge⸗ 
richtet. Der Bekl. verlangte alſo die Bezahlung des Mietzinſes, 
ohne daß das Beſtehen des Mietverhältniſſes ſtreitig war. Die 
Vorausſetzungen für die Anwendung des § 10 GKG. find demnach 
nicht gegeben. Ebeuſowenig kann aber 89 ZRO. Anwendung finden, 
da der Anſpruch auf Bezahlung des monatlichen Mietzinſes nicht 
als ein Recht auf wiederkehrende Leiſtungen angeſehen werden kann; 
denn als ſolche ſind die Ausflüſſe eines Stammrechts, die ohne 
Rückſicht auf Gegenleiſtungen eines Vertragsgegners zur Entftehung 
gelangen, anzuſprechen, nicht aber die einzelnen Mietzinsraten, die 
gegen Leiſtung, unter Umſtänden gegen Vorleiſtung der Mietſache, 
fällig werden. Der Zahlungsanſpruch des Bekl. iſt vielmehr nach 
83 ZPO. zu bewerten. Sein Intereſſe beſteht darin, daß er für die 
von ihm angegebene Zeit ſoviel mehr als die geſetzliche Miete er⸗ 
hält, daß feine Mietzinsforderung beglichen wird. Da die behörd⸗ 
liche Regelung des Mietzinſes nach der eigenen Angabe des Bell. 
mit dem 1. Jan. 1924 wiedereingeſetzt hat, kommt für die Wert⸗ 
bemeſſung nur der Zeitraum v. 1. Sept. bis 31. Dez. 1923 in Be⸗ 
tracht. In dieſer Zeit hat der Bekl. im ganzen 2,37 Goldmark 
Miete erhalten. Er verlangt 50,40 Goldmark, ſo daß ſein Wider⸗ 
klageanſpruch einen Wert von rund 48 Goldmark hat. 

(OLG. Siettin, 1. 88, Beſchl o. 1. April 1924, 1 W 34/24.) 
Mitgeteilt von OL GRat Fiſcher, Stettin. 


2. Sonſtige Zivilſachen. 
Berlin. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 

1. 85 2113 Abſ. II. 2205, S. 2 BB. Eine durch Vor⸗ 
erben oder Teſtamentsvollſtrecker vor allgemeiner Aner- 
kennung der Hypothekenaufwertung Oktober 1922) erteilte 
Löſchungsbewilligung gegen Zahlung des Hopotheken- 
betrages in Papiermark ftellt keine unentgeltliche Ver⸗ 
fügung dar. 

Nach 82205 Satz 2 BGB. find dem Taſtamentsvollſtrecker un⸗ 
entgeltliche Verfügungen, ſoweit es ſich nicht um Erfüllung einer 
ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rück⸗ 
ſicht handelt, unterſagt; ſie ſind ſchlechthin unwirkſam, auch wenn 
die Erben zuſtimmen (RG. 74, 215; 105, 246, 249). Für die Ent⸗ 
ſcheidung kommt es hiernach allein darauf an, ob die von den Vor⸗ 
inſtanzen geäußerten Zweifel an der Entgeltlichkeit der Verfügung 
über die Erbenhypothek begründet ſind. Das iſt jedoch zu verneinen. 
Bei Verfügungen des Teſtamentsvollſtreckers iſt ebenſo wie bei ſolcher 
des befreiten Vorerben die Frage der Entgeltlichkeit einer Verfügung 
aus dem Geſichtspunkt einer ordnungsmäßigen, die Intereſſen der 
Nachlaßbeteiligten gebührend berüchſichtigenden Vermögensverwaltung 
zu löſen (RG. 81, 3641); 105, 246, 248; KG.. Recht 1924, 650 f.). 
Durch die vorbehaltloſe Quittungserteilung hat hier der Teſtaments⸗ 


Zu 23. Ich trete der Entſch im Erfolge bei, wenngleich ich 
ihre Begründung nicht für zutreffend halte. Die Anwendbarkeit des 
39 ZPO. lehnt das OLG. Stettin mit meiner Meinung nach un⸗ 
zutreffenden Gründen ab. Wenn es den Anſpruch auf Bezahlung 
des monatlichen Mietzinſes nicht als ein Recht auf wiederkehrende 
Leiſtungen anfieht, jo ſchwebt ihm bei der Begründung anſcheinend 
die Entſch. des RG. 61, 334 vor. Dort hat das RG. die Anwend⸗ 
barkeit des 8258 ZPO., der bei wiederkehrenden Leiſtungen Klage 
auch wegen der erſt nach Erlaß des Urteils fällig werdenden Lei⸗ 
ſtungen gewährt, für Mietzinsforderungen abgelehnt. Es hat aber 
dieſen Standpunkt lediglich damit begründet, daß die Klage des 8 258 
nur einen Unterfall des 8 257 ZPD. regelt, und daß hier die Klage 
auf künftige Zahlung daran geknüpft iſt, daß die Geldforderung nicht 
von einer Gegenleiſtung abhängig ſei. Gerade aus dieſer Begrün⸗ 
dung ergibt ſich, daß an ſich die Prozeßordnung unter wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen auch ſolche verſteht, die von einer Gegenleiſtung 
abhängig ſind. Es iſt deshalb nicht zutreffend, daß 89 ZPO. auf 
ſolche Fälle keine Anwendung finde. 

Aber auch bei Anwendung des 8 9 ZPO. ift die Entſch. im Er⸗ 


1) JW. 1913, 494. 
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vollſtrecker inſofern über die Erbenhypothek verfügt, als die geſicherte 
Forderung zum Erlöſchen gebracht und damit der Übergang des 
dinglichen Rechts auf die damalige Eigentümerin verurſacht iſt 
(85 1163 Abſ. 1 Satz 2, 1177 Abſ. 1 Satz 1 BGB. in Verbindung 
mit 8 11 der 3. Steuer NotV O.). Dieſe vorbehaltloſe Quittungsleiſtung 
iſt aber vom Geſichtspunkte der ordnungsmäßigen Verwalkung ent⸗ 
gegen der Annahme der Vorinſtanzen ſelbſt dann keine unentgeltliche 
Verfügung i. S. des § 2205 Satz 2 BGB., wenn das Kapital in 
Papiermark zum Nennbetrage gezahlt ſein ſollte. Denn zu der hier 
maßgebenden Zeit, Oktober 1922, hatte die Überzeugung von einer 
zu erwartenden Anerkennung einer Aufwertung von Hypotheken 
durch Rechtſprechung oder Geſetz in den beteiligten Kreiſen noch 
keineswegs ſoviel Boden gewonnen, daß die Zahlung von Hypo⸗ 
thekenkapitalien in Papiermark zum Nennbetrage nicht mehr als 
die wirklich geſchuldete Leiſtung angeſehen, und deshalb deren An⸗ 
nahme abgelehnt oder von einem Auſwertungsvorbehalt abhängig 
gemacht wäre. Aus den gleichen Erwägungen hat der Senat in der 
erwähnten Entſch. Recht 1924, 650 eine vom Vorerben im Marz 
1923 vorbehaltlos abgegebene Löſchungserklärung als entgeltliche 
Verfügung angeſehen; um ſo mehr muß dies bei einer, wie hier, 
bereits im Oktober 1922 erfolgten Zahlung und Quittungsleiſtung 
angenommen werden. 
(KG., 1. 3 S., Beſchl. v. 18. März 1924, 1 X 405/24.) 
Mitgeteilt von IR. Margoninsky, Berlin. 
* 


2. 858 19, 27, 29 GBO. Der Nachweis, daß eine 
Löſchungsquittung vorbehaltlos erteilt iſt, iſt von dem 
die Löſchung einer Hypothek beantragenden Grundſtücks⸗ 
eigentümer nicht zu führen. f) 

In der einem hinſichtlich der Aufwertung gleichliegenden Fall 
betreffenden Beſchwerdeſache, 1 X 278/24, hat der Senat in der 
Eutſch. v. 19. Juni 1924 das Verlangen auf Beibringung eines 
Nachweiſes, daß kein Vorbehalt gemacht ſei, mit folgender Begrün⸗ 
dung für ungerechtfertigt erachtet: 

„Vorbehalte, von welchen die Aufgabe eines grundbuchlich ein⸗ 
getragenen Rechts ganz oder zum Teil abhängig gemacht werden ſoll, 
haben ihren natürlichen Platz in derjenigen urkundlichen Erklärung 
des Berechtigten, welche nach dem Willen der Beteiligten zur Herbei⸗ 
führung der grundbuchlichen Löſchung und der durch dieſe bewirkten 
Beendigung des Rechts verwendet werden ſollen. Dieſe urkundlichen 
Erklärungen ſind bei der Hypothek die Quittung und die Löſchungs⸗ 
bewilligung. Werden dieſe urkundlichen Erklärungen ohne Vorbehalt 
abgegeben und mit dieſem Inhalt durch Übergabe an den Grundſtücks⸗ 
eigentümer oder Einreichung bei dem Grundbuchamt wirkſam, ſo muß 
im Grundbuchverkehr regelmäßig davon ausgegangen werden, daß 
die Löſchung des Rechts gewollt iſt, und es darf die Löſchung nicht 
von dem Nachweiſe abhängig gemacht werden, daß ein Vorbehalt 
auch mündlich nicht erfolgt iſt. ... Der gegenteilige Standpunkt 
würde dem Zwecke des $ 11 der 3. Steuer Not BO. inſofern nicht ge⸗ 
recht, als er die durch ihr beabſichtigte möglichſt ſchuelle und glatte 
Regelung der Hypothekenangelegenheiten im Grundbuchverkehr er⸗ 
ſchweren und die Möglichkeit zahlreicher Prozeſſe über die Tatſache 
eines außerurkundlich erfolgten Vorbehalts begünſtigen würde. Ob 
etwas anderes zu gelten hat, wenn dem Grundbuchamt Sachumſtände 
bekannt werden, welche begründeten Anlaß zu der Annahme geben, 
daß trotz der vorbehaltloſen Löſchungsurkunde die Aufgabe des 
Hypothekenrechts von einem Vorbehalt abhängig gemacht iſt, kann 
hier auf ſich beruhen, da hier ſolche Umſtände nicht erſichtlich find. 

Den Gläubigern iſt die Möglichkeit gegeben, durch Geltend⸗ 
machung und Nachweis eines Vorbehalts ſich gegen die Löſchung zu 
[hüten Machen ſie davon kein en Geb auch, fo beſteht in der Regel 
kein Anlaß, mit einem Vorbehalt zu rechnen.“ 

Dieſe Erwägungen treffen auch auf den vorliegenden Fall zu, 
um ſo mehr als es ſich hier um eine Löſchnagsc klärung vom Jahre 
1922 handelt, eine Zeit, in welcher Aufwertungsvorbehalte durchaus 
unüblich waren. Sie ergeben die Rechtsirrtümlichkeit der Voreutſchei⸗ 


gebuis richtig, da nach dieſer Vorſchrift bei beſtimmter Dauer des 
Bezugsrechts der Geſamtbetrag der künftigen Bezüge maßgebend iſt, 
wenn er der geringere iſt. Im gegebenen Falle war der Feſtſetzung 
des Streitwerts gemäß 89 38. alſo der Geſamtbetrag der ge- 
forderten Mietzinsbeträge zugrunde zu legen. Da mit der Klage 
dieſe Beträge nur für die Zeit gefordert worden waren, für die eine 
behördliche Beſchränkung der Mieten für Geſchäftsgebäude nicht be⸗ 
ſtand und dieſe mit dem 1. Jan. 1924 wieder eingeſetzt hat, kommt 


auch bei Anwendung des 8 9 ZPO. für die Wertbemeſſung nur der 


Zeitraum v. 1. Sept. bis 31. Dez. 1923 in Betracht. 
RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Zu 2. An der Richtigkeit dieſer Entſch. iſt nicht zu zweifeln. 
Sie iſt in der Hauptſache mit den Regeln der Beweisführung 
begründet. Aber auch nach den in erſter Reihe anzuwendenden Normen 
der Beweis la ſt, die auch in dem Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit gelten, kommt man zu demſelben Ergebnis. Denn überall, wo 
an einen Vorbehalt eine Rechtswirkung geknüpft ift, trifft die Be⸗ 
weislaſt den, der den Vorbehalt geltend macht (Beiſpiele bei Roſen⸗ 
berg, Beweislaſt, 2. Aufl. S. 291, 349, 350). 

Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 
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dungen. Durch die vorbehaltloſe Quittung iſt in grundbuchmäßiger 
Form nachgewieſen, daß die Hypothek gemäß 88 1163 Abſ. 1 Satz 2, 
1177 Abſ. 1 Satz 1 BGB. auf die Grundſtückseigentümerin als 
Grundſchuld übergegangen, das Grundbuch alſo inſofern unrichtig 
geworden iſt. Von der Löſchung betroffen i. S. des 8 19 G0. iſt 
lediglich die Grundſtückseigentümerin; auf deren die Löſchungsbewilli⸗ 
gung und die nach § 27 Abſ. 1 GO. erforderliche Zuſtimmung mit 
zum Ausdruck bringenden, der Formvorſchrift des 829 GBO. ge 
nügenden Antrag ift daher die Löſchung des Rechts einzutragen. 
(& G., 1. 38, Beſchl. v. 8. Juli 1924, 1 X 307/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Franz Hirſchwald, Berlin. 
* 


3. 88 11, 2, III. Steuer NotVO. — Zeitpunkt, Form 
und Wirkung der Vorbehaltserklärung. — Gegen die Ab⸗ 
lehnung der Wiedereintragung der gelöſchten Hypothek 
findet Beſchwerde ſtatt. — Mit der Wiedereintragung iſt 
aut Antrag Eintragung der Aufwertung zu verbinden. 
Hierbei iſt die Hypothek zu dem aufgewerteten Goldmark⸗ 
betrage unter Abzug des Goldwertes der geleiſteten Zah⸗ 
lung einzutragen. 7) 

Auf den in öffentlich⸗beglaubigter Form geſtellten Antrag der 
Grundſtückseigentümerin und einer Löſchungserklärung der Glau⸗ 
bigerin v. 31. Dez. 1923 ſind die Hypotheken am 8. Jan. 1924 gelöſcht. 

Nach Inkrafttreten der 3. Steuer Rot VO. v. 14. Febr. 1924 be⸗ 
antragte die Beſchwerdeführerin die Wiedereintragung der Hypotheken, 
hilfsweiſe die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Löſchung, 
indem fie zur Begründung geltend machte, daß ſie ſich ihre Rechte 
auf Aufwertung fowohl in dem Erwiderungsſchreiben auf die im 
Juni 1923 erfolgte Kündigung v. 5. Juli 1923, als auch in den 
Begleitſchreiben zu der Überſendung der Hypothekenbriefe und der 
Löſchungserklärung v. 31. Dez. 1923 vorbehalten habe 

Das Grundbuchamt, dem nur das Schreiben v. 5. Juli 1923 
vorgelegen hatte, wies die Anträge durch Verfügung v. 23. Juni 1924 
zurück, weil der Vorbehalt nur die perſönliche Forderung betreffe. 
Die Beſchwerde der Antragſtellerin wurde vom LG. zurückgewieſen. 

Der weiteren Beſchwerde war Erfolg zu geben. 

L Die Zulaſſigkeit der erſten Beſchwerde war gegeben: Der 
Hauptantrag der Beſchwerdeführerin iſt gerichtet auf Beſeitigung 
einer Löſchungseintragung im Wege der Grundbuchberichtigung (8 22 
GB.). Für die Frage, ob gegen die Zurückweiſung eines auf Be⸗ 
feitigung einer Eintragung abzielenden Berichtigungsantrages die 
Beſchwerde gegeben iſt, kommt es nach der ſtändigen Rechtſprechung 
des Senats darauf an, ob mit dem Berichtigungsantrage die Be⸗ 
ſeitigung einer urſprünglich unrichtig vorgenommenen Ein⸗ 
tragung bezweckt wird oder die Beſeitigung einer durch nachträg⸗ 
liche Ereigniſſe herbeigeführten Unrichtigkeit einer urſprüng⸗ 
lich, d. h. nach der zur Zeit ihrer Vornahme maßgebenden Rechts⸗ 
lage, richtig erfolgten Eintragung. Im erſteren Falle iſt die Be⸗ 
ſchwerde mit Rückſicht auf 8 71 Abſ. 2 Satz 1 GBO. für unzuläſſig, 
im letzteren für zuläſſig zu erachten (vgl. insbeſ. KJ. 39 A. 282; 
Güthe⸗Triebel, GD. Nr. 8 zu 8 71). Ein Fall der letzteren 
Art iſt hier gegeben; denn die Loſchung ift der zur Zeit ihrer Ein⸗ 
tragung maßgebenden Rechtslage entſprechend erfolgt (vgl. SS 875, 
1183 BGB., 88 13, 19, 27 GBD.); exit ein ſpäteres Ereignis, 
nämlich das Inkrafttreten der 3. Steuer Not O., insbeſoudere ihres 
rückwirkenden § 11, hat die urſprünglich richtige Eintragung nach 
dem — zutreffenden — Standpunkt der Beſchwerdeführerin unrichtig 
gemacht, weil ſie der Löſchungsbewilligung nachträglich ihre Eignung 
als Löſchungsunterlage entzogen hat. Der Umſtand, daß die 3. Steuer⸗ 
NotVO. rückwirkende Kraft hat, iſt hierbei ohne Bedeutung; er be⸗ 
ſagt zwar, daß die Wirkungen der BD. auf den Zeitpunkt der 
Eintragung zurückbezogen werden, ändert aber nichts daran, daß 
die Löſchungseintragung erſt durch Einführung der VO. unrichtig 
geworden iſt, ohne ſie alſo richtig geblieben wäre. 

II. In ſachlicher Beziehung iſt entſcheidend, welche Bedeutung 
und Tragweite 8 11 a. a. O. hat. Dort iſt beſtimmt, daß eine Auf⸗ 
wertung nicht verlangt werden kann, wenn der Gläubiger die Löſchung 
bewilligt hat, ohne ſich ſeine Rechte vorzubehalten. Daraus iſt, 
wie allgemein anerkannt wird, vom Senat auch bisher ſtändig an⸗ 


Zu 3 u. 4. Ju den Beſchlüſſen des KG. werden folgende 
Grundſätze ausgeſprochen: 

1. Der im 8 11 der 3. Steuer Not VO. vorgeſehene Vorbehalt 
braucht nicht in der Quittung oder Löſchungsbewilligung ausgeſpro⸗ 
chen zu ſein, vielmehr genügt es, wenn er in einem Begleitſchreiben, 
mit dem dieſe Urkunden überſendet werden, gemacht wird. 

2. Die Vorbehaltserklärung muß dem Grundſtückseigentümer 
oder dem Grundbuchamt ſpäteſtens zu dem Zeitpunkt zugehen, in 
welchem die Löſchungsbewilligung für den Gläubiger gemäß 8 875 
Abſ. 2 BGB. bindend wird; wenn nach erfolgter Zahlung nur 
Quittung erteilt iſt, muß der Vorbehalt ſpäteſtens bis zu dem Zeit⸗ 
punkt, in dem die Quittung dem Eigentümer zugeht, dieſem gegen⸗ 
über zum Ausdruck gelangt ſein. 

3. Es iſt jede Erklärung für ausreichend zu erachten, welche 
die Unzufriedenheit des Gläubigers mit der ihm gemachten Leiſtung 
und dem auf ſie geſtützten Löſchungsbegehren und die Abſicht der 
Geltendmachung nachträglicher ihn als Hypothekengläubiger günſtiger 


genommen iſt, durch Gegenſchluß zu entnehmen, daß im Falle eines 
Vorbehalts ein Aufwertungsanſpruch jedenfalls dann gegeben iſt, 
wenn das betreffende Recht noch im Grundbuch eingetragen iſt. 
Streit herrſcht nur darüber, ob eine Aufwertung bei erklärtem Vor⸗ 
behalt auch dann verlangt werden und ihre Eintragung im Grund⸗ 
buch gemäß 8 2 Abſ. 3 a. a. O. in Verbindung mit § 22 GB. 
herbeigeführt werden kann, wenn das Recht bereits gelöſcht iſt. Im 
bejahenden Sinne hat ſich beſonders Schlegelberger, Die Auf⸗ 
wertung, Aum. 4 zu § 11, im gegenteiligen Sinne Mügel, Komm. 
zur 3. Steuer Not BO. Anm. 9 vorl. Abſ. zu 8 2, Anm. 6 zu 8 11, 
Warneyer-Koppe, Die Aufwertung, Anm. 4 zu § 2, und 
Ricks, DNotV. 1924, 111, 196 f., 314 f., ausgeſprochen, während 
Michaelis, Aufwertung, ſich über die Zuläſſigkeit einer grund⸗ 
buchlichen Eintragung einer Aufwertung nach erfolgter Löſchung nicht 
äußert. Der Senat hat in der Entſch. v. 28. Febr. 1924 (JW. 1924, 
544; Recht 1924, 695) die Frage bejaht, weil durch 8 11 der VO. 
Quittungen oder Löſchungsbewilligungen, die unter Vorbehalt er⸗ 
klärt ſind, rückwirkend ihre etwa angenommene Eignung zu Unter⸗ 
lagen im Grundbuchverkehr entzogen werde, ſelbſt wenn die Löſchung 
bereits erfolgt ſei; das Grundbuch ſei alſo unrichtig geworden und, 
falls nicht gutgläubiger Erwerb i. S. des 8892 BGB. in Frage 
komme, nach § 22 GBO. durch Wiedereintragung zu berichtigen. 
Werde ein Antrag auf Eintragung der Aufwertung gemäß 8 2 Abſ. 3 
der VO. geſtellt, ſo ſei bei der Wiedereintragung der Hypothel die 
Aufwertung zu berückſichtigen. 

Im gleichen Sinne hat inzwiſchen das BayObLG. entſchieden 
(DNot V. 1924, 310). An dieſem Standpunkt iſt feſtzuhalten: 

a) § 11 der VO. behandelt allgemein dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken i. S. des § 1 Abf. 2 Nr. 1 u. 2, ſofern fie zur Zeit des Ju⸗ 
krafttretens der VO. noch beſtehen, die Löſchung iſt an ſich für 
den Fortbeſtand des Rechts ohne Bedeutung, ſie hat für ſich allein 
feine rechtsbeendende Wirkung (vgl. §8 875 Abi. 1, 876, 1183 BGB.). 

Die 3. Steuer RotVO. beſagt nichts darüber, daß die Löſchung 
im Grundbuch die Aufwertung des trotzdem weiterbeſtehenden Rechts 
ausſchließt; insbeſondere kommt dies auch in 8 11 nicht zum Aus⸗ 
druck; dieſer ſchreibt nur gewiſſen Akten, nämlich der ohne Vor⸗ 
behalt erfolgten Löſchungsbewilligung oder Zahlungsannahme die 
Wirkung zu, daß nicht aufgewertet werden kann, auch wenn das 
Recht noch nicht gelöſcht iſt; daraus iſt der Gegenſchluß in dem 
Sinne zu ziehen, daß die mit Vorbehalt erfolgten Löſchungserklä⸗ 
rungen die entgegengeſetzte Folge, Aufwertung des Rechts auslöſen; 
auch wenn das Recht ſchon gelöſcht iſt. 

bp) Die gegen dieſen Standpunkt von Ricks a. a. O. S. 196 
erhobenen Bedenken erſcheinen nicht begründet. 

Zu 1 u. 3 daſelbſt: Daraus, daß 8 11 die Zulaſſigkeit 
der Wiedereintragung des gelöſchten Rechts für den Fall, daß der 
Gläubiger ſich feine Rechte vorbehalten hat, nicht ausdrücklich 
beſtimmt, folgt nicht, daß die Wiedereintragung nach der Abſicht 
des Geſetzgebers unzuläſſig fein ſollte. § 11 ſpricht ſich, wie 
oben ausgeführt, ausdrücklich nur über die Folgen der Unterlaſſung 
eines Vorbehalts aus, zwingt aber dazu, im umgekehrten Fall die 
Folgen der — ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden — Erklärung 
eines Vorbehalts entſprechend weit zu beſtimmen, nämlich dahin, daß 
in allen Fällen, alſo auch wenn das Recht bereits gelöſcht iſt, Auf⸗ 
wertung verlangt werden kann. Wird die zur Löſchung verfahrens⸗ 
rechtlich notwendige Löſchungsbewilligung (8 19 GBO.) in unbedingter 
Faſſung und vorſchriftsmäßiger Form vorgelegt, ſo hat das aller⸗ 
dings die Folge, daß die Löſchung erfolgen muß. Wird aber durch 
eine im inneren Zuſammenhang mit der Bewilligung ſtehenden, wenn 
auch äußerlich von ihr getrennte Vorbehaltserklärung dargetan, daß 
der Gläubiger ſein dingliches Recht nur aufgeben wollte, wenn ihm 
etwaige künftige vom Geſetz Rechten dieſer Art gewährte Vorteile, 
insbeſondere Aufwertung, erhalten bleiben, ſo iſt die tatſächliche 
Vorausſetzung des § 11 der VO. erfüllt, und weil dieſe Vorſchrift 
dem Vorbehalt rückwirkend rechtserhaltende Wirkung beimißt, weiter 
dargetan, daß die außer der grundbuchmäßigen Löſchung zum Er⸗ 
löſchen des Rechts nach 8875 Abſ. 1 BGB. erforderliche unbedingte 
Aufgabeerklärung nicht vorhanden iſt. 

Aus 83 der VO. kann für die hier zu entſcheidende Frage der 
Aufwertung gelöſchter dinglicher Rechte nichts gefolgert werden, weil 


ſtellenden Anſprüche erkennen läßt. Darauf, wie die vorbehaltenen 
Rechte bezeichnet ſind, iſt kein ausſchlaggebendes Gewicht zu legen, 
vielmehr iſt eine Beſchränkung des Vorbehaltes auf die perſönliche 
Forderung nur dann gerechtfertigt, wenn ſonſtige Umſtände auf eine 
beabſichtigte Beſchränkung in dieſem Sinne hindeuten. 

4. Iſt ein Vorbehalt gemacht, ſo hat er die Wirkung, daß das 
Grundbuch, wenn die Hypothek gelöſcht iſt, unrichtig wird und, ſo⸗ 
weit nicht der öffentliche Glaube des Grundbuches hindernd entgegen- 
ſteht, auf Antrag des Gläubigers zu berichtigen iſt. Der Zuſtimmung 
des Eigentümers bedarf es nicht, wenn die Abgabe der Vorbehalts⸗ 
erklärung in der Form des § 29 GBO. nachgewieſen werden kaun; 
der Zugang der Erklärung braucht jedoch nicht in dieſer Weiſe nad” 
gewieſen zu werden. 

5. Wird die Berichtigung abgelehnt, jo findet gegen die Ab⸗ 
lehnung Beſchwerde ſtatt. 

6. Auf Antrag iſt mit der Wiedereintragung der Hypothek die 
Eintragung der Aufwertung zu verbinden. Hierbei iſt, abgeſehen von 
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er nur die Aufwertung der perſönlichen, durch die Hypothek ge⸗ 
ſicherten Forderung behandelt und ſich demgemäß auch nur mit dieſer 
Forderung, mit deren dinglichen Sicherung dagegen überhaupt nicht 
befaßt, aus der Nichterwähnung der Wiederherſtellbarkeit gelöſchten 
Sicherungen in dieſer Vorſchrift daher auf eine irgendwie gerichtete 
Stellungnahme des Geſetzgebers zu dieſer Frage keinerlei Schlüſſe 
gezogen werden können. 

Zu 2. Wenn 8 2 Abf. 3 Satz 2 der VO. beſtimmt: 

„Die Aufwertung iſt, ſofern das aufgewertete Recht eingetragen 
iſt“, „auf Antrag ... im Grundbuch einzutragen“, jo kann das 
nicht als eine Einſchränkung aufgefaßt werden. Der Senat ſchließt 
ſich hier den zutreffenden Ausführungen des BayObLG. in dem oben 
erwähnten Beſchluſſe voll an, daß „an dieſer Stelle nur die all 
gemeinen Grundſätze über Rang und Eintragung des „Aufwertungs⸗ 
betrages“ als ſolchen für den Regelfall aufgeſtellt werden ſollten, 
daß dagegen der Sonderfall des Gläubigers mit Rechtsvorbehalt erſt 
nachfolgend in § 11 mittelbar berührt werde.“ Der in dieſer Vor⸗ 
ſchrift enthaltene Bedingungsſatz kann alſo nicht ſo geleſen werden, 
als ob er lautete, „ſofern das aufgewertete Recht noch eingetragen 
iſt“. Wollte der Geſetzgeber dem Gläubiger eines unter Vorbehalt 
zur Löſchung geſtellten und der Löſchung anheimgefallenen Rechts 
die Vorteile der Aufwertung zuteil werden laſſen, ſo hat er dies, 
wie anzunehmen iſt, in vollem Maße tun wollen, ihn alſo auch, 
ſoweit nicht zwingende allgemeine Vorſchriften des Grundbuchrechts 
entgegenftehen, in die Lage ſetzen wollen, die Aufwertung zur grund— 
buchlichen Eintragung zu bringen und gegen die Gefahren des öffent⸗ 
lichen Glaubens des Grundbuchs (8892 BGB.) zu ſichern. 

Zu 4. Iſt das Grundſtück nach der Löſchung in das Eigentum 
eines gutgläubigen Erwerbers übergegangen, ſo kann das gelöſchte 
Recht allerdings mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 8892 BGB. 
nicht mehr eingetragen werden, weil es nunmehr als erloſchen gilt. 
Iſt nach der Löſchung das Grundſtück zugunſten gutgläubiger Rechts⸗ 
erwerber weiter belaſtet oder ein dem gelöſchten nachſtehendes Recht 
au einen gutgläubigen Dritten übertragen, fo äußert 8892 BGB. 
ſeine Wirkung dahin, daß die Wiedereintragung der aufgewerteten 
gelöſchten Hypothek nur im Range hinter den Zwiſchenrechten er= 
folgen kann. Sind noch aus der Zeit vor der Löſchung Brief- 
hypotheken eingetragen, die hinter der gelöſchten ſtehen, ſo kann 
die gelöſchte Hypothek nur hinter dieſen wieder zur Eintragung ge⸗ 
langen, falls nicht nachgewieſen wird, daß dieſe Hypotheken nicht 
nach der Löſchung außerhalb des Grundbuchs auf einen gutgläubigen 
Erwerber übergegangen find (88 1154 f., 1140 BGB.). Denn bei 
einem Berichtigungsantrage muß der Antragſteller alle Möglichkeiten 
ausräumen, die der Richtigkeit der beantragten Eintragung entgegen- 
ſtehen würden. 

Der allgemeine, auch gegenüber Berichtigungsanträgen aus 
822 GBO. geltende Grundſatz, daß gutgläubiger Erwerb i. S. des 
§ 892 BGB. nicht nachträglich durch außerhalb des Grundbuchs trotz 
Löſchung fortbeſtehende Rechte beeinträchtigt werden kann, darf für 
das Aufwertungsrecht beim Fehlen einer das Gegenteil rechtfertigen⸗ 
den geſetzlichen Unterlage nicht außer Kraft geſetzt werden (ſo auch 
Schlegelberger und BayoObsG. a. a. O. Abweichend anſcheinend 
Runge, DG. 1924, 598, 600). 

Daß hiernach die Berichtigung des Grundbuchs, wenn gutgläu⸗ 
biger Dritterwerb in Frage kommt, nicht mehr „entſprechend dem 
wahren Beſtande“ herbeigeführt werden kaun, beſagt nichts gegen 
die grundſätzliche Zuläſſigkeit der Wiedereintragung, weil die gleiche 
Rechtslage gegenüber jedem anderen Berichtigungsantrage bei nach⸗ 
träglichem gutgläubigen Rechtserwerb Dritter eintritt, bei jedem Be⸗ 
richtigungsanſpruch alſo der Erfolg von der Zufallstatſache ſpäteren 
gutgläubigen Dritterwerbs mehr oder weniger abhängig iſt. 

Zu einer Stellungnahme in bezug auf die unter 5 von Ricks 
angeführten Fälle der Umſchreibung von Hypotheken ſieht ſich 
der Senat anläßlich der vorliegenden Eutſch. nicht veranlaßt. 

c) Bei Beurteilung der Frage, wie der Vorbehalt i. S. des 
811 der VO. nach Form und Inhalt beſchaffen ſein muß, iſt beim 
Fehlen einer Form vorſchrift in der VO. anzunehmen, daß er 
auch formlos außerhalb der Löſchungsurkunde zum Ausdruck gebracht 
werden kann, jedoch Wirkung nur äußert, wenn er dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer oder dem Grundbuchamt ſpäteſtens in dem Zeitpunkt 


dem Falle, daß der gezahlte Papiermarkbetrag zur Zeit der Zahlung 
ein wirtſchaftliches Nichts bedeutete, die Hypothek zu dem aufgewer⸗ 
teten Goldmarkbetrage unter Abzug des Goldwertes der geleiſteten 
Zahlung einzutragen. 

Die Anſicht des KG. über die Wirkung des Vorbehaltes 
ſtimmt mit der Auffaſſung des BayObLG®. überein. Sie wird im 
weſentlichen damit begründet, daß § 11 zu dem Gegenſchluß zwinge, 
daß im Falle des Vorbehalts die Hypothek gemäß 8 2 aufzuwerten 
ſei, auch wenn ſie bereits gelöſcht ſei. Ich halte dieſen Gegenſchluß 
nicht für zwingend. Man kann den 8 11 auch dahin verſtehen, daß 
der Vorbehalt nur die rechtszerſtörende Wirkung des 8 11 ausſchließe, 
ſo daß die Rechte des Gläubigers nach den allgemeinen Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts ebenſo zu beſtimmen ſind, wie wenn die 
Vorſchrift des § 11 nicht beſtünde. Die Folge hiervon würde fein, 
daß das Grundbuch nicht mit rückwirkender Kraft unrichtig würde, 
vielmehr nur der Gläubiger mittels eines Bereicherungsanſpruches 
Wiederherſtellung der Hypothek von dem Eigentümer verlangen könnte. 


zugeht, in welchem die Löſchungsbewilligung für den Gläubiger gemäß 
§ 875 Abſ. 2 BGB. bindend wird. Wenn nach erfolgter Zahlung. 
nur Quittung erteilt iſt, muß der Vorbehalt ſpäteſtens bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem die Quittung dem Eigentümer zugeht, dieſem 
gegenüber zum Ausdruck gelangt fein (8 130 BGB.). Inhaltlich 
muß in Berückſichtigung des Umſtandes, daß bei hypothekariſch ge⸗ 
ſicherten Forderungen der Hauptwert der Vermögenslage in der 
dinglichen Sicherung liegt, und daß daher bei den Gläubigern ein 
natürliches Intereſſe gerade an der Erhaltung der Sicherung vor⸗ 
auszuſetzen iſt, jede Erklärung für ausreichend erachtet werden, welche 
die Unzufriedenheit des Gläubigers mit der ihm gemachten Leiſtung 
und des auf ſie geſtützten Löſchungsbegehrens, und die Abſicht der 
Geltendmachung nachträglicher, ihn als Hypothekengläubiger günſtiger 
ſtellenden Anſprüche erkennen läßt (fo auch im weſentlichen, 
Schlegelberger a. a. O. Anm. 3; Mügel Anm. 3 zu 8 11; 
Runge a. a. O.). Es iſt deshalb bei Auslegung der Vorbehalts⸗ 
erklärungen auch kein ausſchlaggebendes Gewicht darauf zu legen, ob 
die vorbehaltenen Rechte in ihnen als — dingliche — „Anſprüche“ 
oder als „Forderungen“ bezeichnet werden; letzterenfalls wird eine 
Beſchränkung auf die perſönliche Forderung des 83 der VO. nur 
gerechtfertigt fein, wenn fonftige Umſtände auf eine beabſichtigte Be⸗ 
ſchräukung in dieſem Sinne hindeuten (in der Entſch. des Senats 
1X 78/24 — Recht 1924, 696 — find ſolche beſonderen Umſtände 
für vorliegend erachtet). 

Reicht hiernach zur Erhaltung von Aufwertungsanſprüchen eine 
formloſe Vorbehaltserklärung auch grundſätzlich aus, ſo daß eine 
noch nicht erfolgte, ſondern auf Grund der Löſchungsbewilligung erſt 
beabſichtigte Löſchung durch die formloſe Erklärung gehindert wird, 
ſo iſt ſie doch zur grundbuchmäßigen Erhaltung des Aufwertungs⸗ 
anſpruchs dann nicht geeignet, wenn die Hypothek bereits gelöſcht 
iſt, weil hier Berichtigung des Grundbuchs nötig iſt, und deren 
Vorausſetzungen gemäß §§ 22, 29 GBO. in der Form des 829 
GBO. nachzuweiſen find; dabei iſt jedoch zu bemerken, daß wohl 
die Abgabe der Erklärung in der Form des § 29 GBO. nachzuweiſen 
iſt, nicht aber deren Zugang. Die Tatſache des Zugangs kann viel⸗ 
mehr auch auf andere Weiſe nachgewieſen, auch auf Grund von Er⸗ 
fahrungstatſachen feſtgeſtellt werden. 

d) Abgeſehen von dem Baydb G. a. a. O. behandelten Falle, 
wo der gezahlte Papiermarkbetrag zur Zeit der Zahlung ein wirt⸗ 
ſchaftliches Nichts bedeutete, muß die Hypothek zu dem aufgewerteten 
Goldmarkbetrage unter Abzug des Goldwertes der geleiſteten Zah⸗ 
lung eingetragen werden, weil nur ſo die Unrichtigkeit der Löſchungs⸗ 
eintragung vollſtändig beſeitigt wird. Die Eintragung erfolgt zweck⸗ 
mäßig etwa fo: „folgende urſprüngliche Hypothek: einr. die bis⸗ 
herige Eintragung aufgewertet auf ... Goldmark.“ Vorausſetzung 
für die Eintragung zum aufgewerteten Betrage iſt jedoch, daß ein 
dahingehender Antrag vorliegt (vgl. 8 2 Abſ. 2 der 3. Steuer NotVO., 
§§ 2, 3 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. v. 1. Mai 1924, BO. v. 17. April 
1924 (RGBl. I, 415; 88 1143, 1163, 1177 B08). Aus dieſen Er⸗ 
wägungen ergibt ſich für den vorliegenden Fall folgendes: 

Der in den oben wiedergegebenen Schreiben der Gläubigerin 
v. 5. Juli 1923 und v. 31. Dez. 1923 erklarte Vorbehalt hat gemäß 
§ 11 der VD. die Wirkung, daß die gelöſchten Hypotheken nicht 
untergegangen, ſondern als Rechte der Beſchwerdeführerin beſtehen 
geblieben und gemäß §8 1, 2 der VO. aufgewertet find. Der Vor⸗ 
behalt iſt erkennbar nicht auf die perſönlichen Forderungen beſchränkt, 
ſollte vielmehr auch die dinglichen Sicherungen mitbetreffen, das 
kommt beſonders in dem letzten Schreiben v. 31. Dez. 1923 am 
Schluß zum Ausdruck, wo von „Höherbewertung der Hypotheken“ 
durch Geſetz oder Rechtſprechung geſprochen wird. Die Erklärungen 
ſind ſolche einer öffentlichen Behörde und in der Form des Ark. 9 
Ausf. zur GBO, abgegeben; dies wird durch die vorgelegten be⸗ 
glaubigten Abſchriften gemäß § 29 GBO. nachgewieſen (vgl. Güthe⸗ 
Triebel, GBO. Anm. 36, 137 zu 8 29). Die Tatſache, daß ſie 
der Grundſtückseigentümerin rechtzeitig i. S. oben e) zugegangen 
find, wird aus dem Umſtand gefolgert werden können, daß die Grund⸗ 
ſtückseigentümerin die Löſchungsbewilligung und den Hypotheken⸗ 
brief vorgelegt, alſo erhalten hat; mindeſtens das Begleitſchreiben 
v. 31. Dez. 1923, das für ſich allein ſchon einen beachtlichen perſön⸗ 
lichen und dinglichen Aufwertungsvorbehalt enthält, muß ihr alfo 


Für die Richtigkeit meiner Auffaſſung ſprechen praktiſche Erwägungen. 
Das KG. erkennt an, daß bei einem Berichtigungsautrage der Antrags 
ſteller alle Möglichkeiten ausräumen muß, die der Richtigkeit der 
beantragten Eintragung eutgegenſtehen würden. Dieſer dem Gläu⸗ 
biger obliegende Nachweis kann aber kaum erbracht werden. Denn 
die Tatſache, daß der Löſchungsbewilligung ein Vorbehalt beigefügt 
iſt, ſchließt nicht aus, daß das Grundbuch trotzdem richtig iſt, etwa 
weil nach der Löſchung der Gläubiger formlos auf ſein Recht ver⸗ 
zichtet hat, oder weil der Auſwertungsbetrag nachträglich bezahlt iſt. 
Vgl. hierzu Anm. 11 der 2. Aufl. meines Kommentars zu 8 11 der 
3. Steuer NotV O.; Cammerer in der BayRotZ. 1924, 295; Ricks 
in Dot. 1924, 196 und Keidel in BayRpfl3. 1924, 122. 

Die Frage, inwieweit bei der Aufwertung der Hypothek der ge⸗ 
zahlte Pupiermarkbetrag zu berückſichtigen iſt, entſcheidet das KG. 
dahin, daß von dem aufgewerteten Goldmarkbetrage der Goldwert 
der geleiſteten Zahlung abzuziehen ſei. Ich halte dies nicht für richtig, 
nehme vielmehr an, daß der Goldwert der Zahrung mit dem Gold» 
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mitzugegangen fein, da an der Tatſache der Abſendung bei der be⸗ 
hördlichen Eigenſchaft der Gläubigerin nicht zu zweifeln ſein dürfte. 
Ein Eigentümerwechſel hat nach der Löſchung nicht ſtattgefunden, 
ebenſowenig eine nachträgliche Belaſtung; auch ſtehen Hypotheken aus 
der Zeit vor der Löſchung nicht mehr im Grundbuch eingetragen. 
Der Antrag der Beſchwerdeführerin kann dahin aufgefaßt werden, 
daß die Wiedereintragung unter Aufwertung gemäß 8 2 der 
VO. erfolge. Die Höhe der Aufwertung ergibt ſich aus § 2 Abf. 1 
u. 2 Satz 1: ein Abzug wegen der gezahlten Papiermark kommt nicht 
in Frage, weil die Zahlung von 16000 % im Oktober 1923 keinen 
Wert hatte. Die Eintragung erfolgt nach Maßgabe der 1. DurchfVO. 
v. 1. Mai 1924 88 2, 3 in Verbindung mit der VO. v. 17. April 1924 
(vgl. oben zu d). 
(KG. 1. 35., Beſchl v. 18. Sept. 1924 1 X 363/24.) 
Mitgeieilt von SenPräſ. Kümmel, Berlin. 
* 


4. 88 11, 1, III Steuer Not Vo. — 88 15, 22, 29, 30 
GBO — Ein Vorbehalt im Begleitſchreiben zur Löſchungs⸗ 
bewilligung betrifft das dingliche Recht und wirkt rechts⸗ 
erhaltend. Zu der deshalb notwendigen Berichtigung be⸗ 
darf es keiner Bewilligung des Eigentümers, auch keines 
von den Gläubigern ſelbſt geſtellten Antrags — Die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs muß in der Form 8 29 GBO nach⸗ 
gewieſen werden; für den Zugang dee Vorbehalts an den 
Grungſtückseigentümer genügen Erfahrungstatſachen. f) 

Seit Juli 1918 war für den Beſchwerdeführer und ſeine 
Ehefrau eine Reſtkaufgeldhypothek von 9000 % eingetragen. Die 
Gläubiger bewilligten in notariell beglaubigter Urkunde v. 15. Aug. 
1923 die Löſchung der Hypothek, die auf Autrag der Grundſtücks⸗ 
eigentümer am 8. Sept. 1923 erfolgte. Mit Schreiben vom 20. Mai 
1924 beantragte der Notar Dr. K. im Namen der Eheleute P. die 
Hypothek im Hinblick auf die 3. SteuerNotVO. in Höhe des auf⸗ 
gewerteten Betrages vom neuen in das Grundbuch einzutragen. 
Er machte unter Überreichung einer Abſchrift geltend, daß er bei 
Überſendung der Löſchungsbewilligung in dem Begfeitichreiben vom 
15. Aug. 1923 den Grundſtückseigentümern u. a. folgendes mitgeteilt 
habe: 

„Bemerken möchte ich noch, daß ſich das Ehepaar P. alle ſeine 
Rechte vorbehält, falls ein Reichsgeſetz zum Schutze der Hypotheken⸗ 
gläubiger ergehen ſollte.“ 

Das Grundbuchamt verlangte zur Wiedereintragung der Hypo⸗ 
thek die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers und einen von den 
Gläubigern ſelbſt zu ſtellenden Antrag. Der Ehemann P. legte hier⸗ 
gegen durch den RA. Dr. K. Beſchwerde ein. Dieſer verſicherte in 
der Beſchwerdeſchrift, daß er dem Eigentümer gleichzeitig die 
Löſchungsbewilligung mit ſeinem Schreiben vom 15. Aug. 1923 
überſandt habe. Er brachte ferner in der Beſchwerdeinſtanz eine pri⸗ 
vatſchriftliche Vollmacht des Ehemannes P. bei und überreichte ferner 
eine von ihm in ſeiner Eigenſchaft als Notar abgegebene und mit 
ſeinem Amtsſtempel verſehene ſchriftliche Erklärung, daß die tat⸗ 
ſächlichen Anführungen in dem Ankrage vom 20. Mai 1924 und 
in der Beſchwerdeſchrift den Tatſachen eutſprächen. Die Beſchwerde 
hatte keinen Erfolg. Die weitere Beſchwerde iſt begründet. Die 
Zwiſchenverfügung des Grundbuches beruht auf der Auffaſſung, daß 
im vorliegenden Falle nicht eine Berichtigung des Grundbuchs durch 
Wiedereintragung einer zwar gelöſchten aber gleichwohl außerhalb des 
Grundbuches fortbeſtehenden Hypothek in Frage kommt, ſondern daß 
es ſich vielmehr um eine wirkliche Neueintragung der Hypothek han⸗ 
delt. Das LG. hat dieſen Standpunkt gebilligt, indem es den in 
dem Begleitſchreiben enthaltenen Vorbehalt dahin auslegt, daß die 
Gläubiger ſich nur hinſichtlich der perſönlichen Forderung ihre 
Rechte haben vorbehalten, dagegen das dingliche Recht (Hypothek) 
haben aufgeben wollen. Dieſe Auslegung iſt jedoch rechtlich zu be⸗ 
anſtanden, weil das LG. einmal von unrichtigen Rechtsauffaſſungen 
ausgeht, dann aber auch nicht alle in Betracht kommenden Umſtände 
zur Feſtſtellung des Willens der Hypothekengläubiger heranzieht. 
Das Beſchwerdegericht entnimmt ſeine Auffaſſung von der Bedeutung 
des Vorbehalts lediglich dem Umſtande, daß die Löſchungsbewilli⸗ 
gung in der Urkunde vom 15. Aug. 1923 ohne jeden Vorbehalt er⸗ 
klärt worden iſt. Es geht danach offenſichtlich von der Anſicht aus, 
daß der ſich auf das dingliche Recht beziehende Vorbehalt nur in der 
die Löſchungsbewilligung enthaltenden Urkunde gemacht werden könne. 
Dies iſt aber nicht der Standpunkt des § 11 der 3. Steuer NotVO. 
Nach der erwähnten Vorſchrift iſt jeder Vorbehalt beachtlich, gleich⸗ 
viel ob er in der Löſchungsurkunde oder außerhalb erklärt worden iſt. 


markbetrage zu vergleichen iſt, auf den die Hypothek zur Zeit der 
Zahlung nach den Grundſätzen des NG. — alſo nicht zu 1500 gemäß 
82 der 3. Steuer NotVO. — aufzuwerten geweſen wäre. Zu dem ſich 
hiernach ergebenden Bruchteile iſt die Hypothek zufolge der Zahlung 
auf den Eigentümer übergegangen, während der Reſt Hypothek des 
Gläubigers geblieben iſt; beide Bruchteile der Hypothek ſind dann 
nach den Vorſchriften der 3. Steuer NotVO. aufzuwerten. Die nähere 
Begründung dieſes meines Standpunktes habe ich in Anm. 6 der 
2. Aufl. meines Kommentars zu § 11 gegeben. 

Im übrigen habe ich zu den Ausführungen des KG. über 
Form und Zeitpunkt des Vorbehalts nur zu bemerken, daß Schle⸗ 


Rechtſprechung 
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Daraus, daß der Vorbehalt nicht in der Löſchungsurkunde enthalten 
iſt, folgt daher noch nicht, daß er ſich nur auf die perſönliche For⸗ 
derung beziehen ſoll. Im vorliegenden Falle war vielmehr zu be⸗ 
achten, daß weder in der Löſchungsbewilligung noch in dem Begleit⸗ 
ſchreiben vom 15. Aug. 1923 von der perſönlichen Forderung irgend⸗ 
wie die Rede iſt. Ferner hätte dem Umſtande Gewicht beigelegt wer⸗ 
den müſſen, daß nach der Verſicherung des Notars Dr. K. der Vor⸗ 
behalt bei Überſendung der Löſchungsbewilligung und nach dem 
Inhalt des Schreibens im Anſchluß an die Mitteilung von der 
Abgabe der Löſchungsbewilligung durch die Eheleute P. gemacht wor⸗ 
den iſt. Bei Berückſichtigung der erwähnten Tatſachen hätte das 
LG. zu dem Ergebnis gelangen müſſen, daß der Vorbehalt ſich auf 
die ns erſtreckt und mithin daß dingliche Recht 
betrifft. 

Liegt hiernach eine mit Vorbehalt erteilte Löſchungsbewilligung 
vor, fo iſt, wie durch Gegenſchluß aus § 11 der 3. Steuer Not VO. 
zu entnehmen iſt, die Hypothek gemäß § 1 Abſ. 1 und Abſ. 2 Nr. 1, 
8 2 dieſer VO. aufgewertet worden, auch wenn bereits gelöſcht wor⸗ 
den iſt. Der im Zuſammenhange mit der Bewilligung ausgeſprochene 
Vorbehalt hat mithin auf Grund des § 11 rechtserhaltend gewirkt, 
ſo daß die Hypothek, obwohl ſie im Grundbuche gelöſcht worden iſt, 
beſtehen geblieben und zugleich aufgewertet iſt. Das Grundbuch iſt 
daher unrichtig und kann, ſoweit nicht ein gutgläubiger Erwerb 
gemäß § 892 BGB. entgegenſteht, nach 822 GBO. durch Wieder⸗ 
eintragung der Hypothek berichtigt werden. Dieſen Standpunkt hat 
der Senat bereits in feiner Entſch. v. 28. Febr. 1924 (JW. 1924, 
544) eingenommen und in einen neueren Beſchluß v. 18. Sept. 
1924 — 1 X 363/24 — 5), der auch auf die dagegen erhobenen Ein⸗ 
wendungen eingeht, feſtgehalten. 

Hiernach handelt es ſich nicht um eine Neueintragung der Hypo⸗ 
thek, ſondern um eine Berichtigung des Grundbuches, zu der es nach 
822 GBO. der Bewilligung des Eigentümers dann nicht bedarf, 
wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen wird. Die Zwiſchenverfügung 
des Grundbuchamtes, die ohne Rückſicht auf einen ſolchen Nachweis 
die Zuſtimmung (Bewilligung) der Eigentümer verlangt, iſt daher 
inſoweit ungerechtfertigt. Sie iſt aber auch aufzuheben, ſoweit ein 
von den Gläubigern ſelbſt geſtellter Antrag gefordert wird. Die 
GBO. kennt keine Vorſchrift, wonach der Antragsberechtigte das Ein⸗ 
tragungsverlangen ſelbſt anbringen muß. Es iſt vielmehr auch hier 
Vertretung zuläſſig. Die Vollmacht zur Antragſtellung bedarf nicht 
der durch 8 29 GBO. vorgeſchriebenen Form (5 30 GBO.). Es 
genügt daher, wenn überhaupt der Nachweis der Vollmacht für 
erforderlich erachtet wird, die Vorlegung eines die Vollmacht ent⸗ 
haltenen Schriftſtückes (Güthe⸗Triebel 8 30 Nr. 11 und KGJ. 
32 SA. 284 S. 286). Der Notar K., der ſich auf 8 15 GBO. nicht 
berufen kann, hat aber in der Brſchwerdeinſtanz eine ſchriftliche 
Vollmacht überreicht, ſo daß bereits das LG. inſoweit die Zwiſchen⸗ 
verfaſſung hätte aufheben müſſen. Die Entſcheidungen der Vor⸗ 
inftanzen unterliegen hiernach der Aufhebung. Zur Eintragung iſt 
der Antrag jedoch nicht reif. Der Nachweis der Unrichtigkeit des 
Grundbuchs erfordert, daß hier, wo der Vorbehalt nicht in der 
Löſchungsurkunde enthalten iſt, in der Form des 8 29 GBO. dar⸗ 
getan wird, daß der Vorbehalt gemacht worden iſt. Die Abſchrift des 
Schreibens vom 15. Aug. 1923 entſpricht nicht dieſer Form. Die 
von dem Notar im Beſchwerdeverfahren vorgelegte Beſcheinigung 
kommt allerdings als öffentliche Urkunde in Betracht (Art. 31 Abſ. 1 
Satz 2, 53, 54, 56 preuß. FGG. und 88 415, 418 ZPD.). Ihrer 
Verwendung ſtehen auch Art. 84 preuß. SGG. und 8 6 FG. nicht 
entgegen, da der Notar i. S. von 86 Nr. 1 FGG. nicht als be⸗ 
teiligter anzuſehen iſt. Aber ſie genügt inhaltlich nicht. Denn es 
fehlt noch der Nachweis, daß der Notar auch von den Gläubigern 
bevollmächtigt war, für ſie den Vorbehalt machen. Auch dieſer 
könnte durch ein Zeugnis des Notars geführt werden, da die Voll⸗ 
machterteilung als einfacher Rechtsgriff einer Tatſache gleich zu 
achten iſt. Damit der Vorbehalt wirkſam iſt, muß er den Grund⸗ 
ſtückseigentümern zugegangen fein (8 130 BGB.). Der Zugang 
braucht jedoch nicht in der Form des § 29 GBO. nachgewieſen zu 
werden. Dieſe Form iſt nur für die Vorbehaltserklärung ſelbſt vor⸗ 
geſchrieben. Die Tatſache des Zugangs kann auch auf andere Weiſe 
dargetan, insbeſondere auch aus Erfahrungstatſachen entnommen 
werden. Es würde in dieſer Beziehung genügen, wenn der Notar 
beſcheinigt, daß er das Schreiben vom 15. Aug. 1923 zuſammen 
mit der Löſchungsbewilligung nicht bloß gleichzeitig, ſondern in dem⸗ 
ſelben Briefumſchlage abgeſchickt hat. Alsdann kann aus dem Um⸗ 
ſtande, daß die Eigentümer die Löſchungsbewilligung erhalten und 
zu den Grundakten eingereicht haben, gefolgert werde, daß auch 


gelberger in Anm. 3 zu 8 11 unter Hinweis auf die Entſch. des 
RG. 59, 380 auch einen der Annahme der Zahlung nachfolgenden 
Vorbehalt als rechtswirkſam anerkennt, wenn er unverzüglich, alſo 
ohne ſchuldhaftes Zögern der Annahme nachfolgt. Zu der Frage, ob 
eine vorbehaltsloſe Quittung ohne Löſchungsbewilligung einer vor⸗ 
behaltloſen Löſchungsbewilligung gleichſtehe, nimmt das KG. nicht 
ausdrücklich Stellung. Es ſcheint aber davon auszugehen, daß eine 
ſolche Quittung der Löſchungsbewilligung gleichſtehe. 


Staatsſekretär i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel. Berlin⸗Nikolasſee. 
1) Siehe oben Nr. 3. 


a 
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das die Vorbehaltserklärung enthaltene Schreiben vom 15. Aug. 
1923 in ihren Beſitz gelangt iſt, Bedenken gegen die Richtigkeit einer 
ſolchen Beſcheinigung könnten ſich allerdings aus dem Inhalt des 
Schreibens ſelbſt ergeben, denn in ihm wird die Zuſendung der 
Löſchungsbewilligung erſt für einen fpäteren Zeitpunkt, nämlich nach 
Bezahlung der in dem Schreiben mitgeteilten Gebühren, in Anſicht 
geſtellt. Den Antragſtellern wird hiernach durch eine neue Zwiſchen⸗ 
verfügung Gelegenheit zu geben ſein, die Hinderniſſe, die nach den 
vorſtehenden Ausführungen der Wiedereintragung der aufgewer⸗ 
teten Hypothek noch entgegenſtehen, zu beſeitigen. In Frage kommt 
hierbei als Beweismittel auch eine öffentliche beglaubigte Erklärung 
der Grundſtückseigentümer, daß ſie das Schreiben v. 15. Aug. 1923 
vor oder gleichzeitig mit der Löſchungsbewilligung erhalten haben. 
Die Wiedereintragung der Hypothek kann mit Rückſicht auf 
die inzwiſchen eingetragene neue wertbeſtändige Hypothek nur mit 
dem Range nach dieſer Laſt erfolgen, es ſei denn, daß nachgewieſen 
wird, das dem Gläubiger der neuen Hypothek in dem nach 8 892 
Abſ. 2 BGB. maßgebenden Zeitpunkte die Unrichtigkeit des Grund» 
buchs bekannt war. 
(KG. 1. ZS., Beſchl. v. 9. Okt. 1924, 1 X 359 24/57.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Felix Kopfſtein, Seeſen a. H. 
* 


5. Eintragung von Feingoldhypotheken i. S. der 
5. Durch VO. zum Geſetze über wertbeftändige Hypotheken, 
wenn der Eintragungsantrag auf Goldmark Lauset. 7) 


Die 5. VO. zur Durchführung des Geſ. über wertbeſtändige 
Hypotheken v. 17. April 1924 (RG Bl. I, 415) beſtimmt, daß Fein⸗ 
goldhypotheken (8 1 des Gef. über wertbeſtändige Hypotheken v. 
23. Juni 1923, RGBl. I, 407, 82 der VO. zur Durchführung des 
Gef. über wertbeſtändige Hypotheken v. 29. Juni 1923, RGBl. I, 
482) als Goldmarkhypotheken eingetragen werden können. Dabei 
ſoll eine Goldmark dem Preiſe von 1/790 Kilo Feingold entſprechen. 
Wie die Begründung (abgedr. bei Schlegelberger, Geſ. über 
wertbeſt. Hypotheken, 2. Aufl., S. 93) hervorhebt, führt die VO. nicht 
einen neuen Maßſtab für wertbeſtändige Hypotheken ein, ſondern 
läßt lediglich für einen bereits gegebenen Maßſtab — den Preis des 
Feingoldes — eine beſondere Bezeichnung, nämlich die Bezeichnung 
Goldmark bei der Eintragung in das Grundbuch zu. Hierdurch foll 
dem Bedürfnis der Wirtſchaft, die auf anderen Gebieten in weitem 
Umfange zur Goldmarkrechnung übergegangen iſt, auch für das Gebiet 
des Realkredits Rechnung getragen und eine Vereinfachung in der 
Grundbuchführung erreicht werden. Damit find auf Goldmark ab⸗ 
geſtellte Hypotheken und entſprechend auch (vgl. 88 des Geſ. über 
wertbeſt. Hypotheken) auf Goldmark lautende Grund- und Renten⸗ 
ſchulden, deren Eintragungsfähigkeit bisher an der Vorſchrift des 
828 Satz 2 GBO. ſcheitern mußte, als Feingoldhypotheken für zu⸗ 
läſſig anerkannt. Die Bezeichnung Goldmark iſt dabei als Preis von 
1/990 Kilo Feingold zu verſtehen, der ſich nach 8 2 Satz der VO. 
v. 29. Juni 1923 bemißt und nach Maßgabe des Satzes 2 in deutſche 
Währung umgerechnet wird. Hierdurch iſt für Eintragungen im 
Grundbuche der Begriff der Goldmark vom Geſetzgeber inhaltlich feſt⸗ 
gelegt, fo daß eine Verwechſlung mit den anderen Arten der Gold⸗ 
mark, die im Wirtſchafts⸗ und Rechtsleben eine Rolle ſpielen, aus⸗ 
geſchloſſen wird. Dieſe ſonſtigen Rechnungsarten, insbeſondere die 
Dollargoldmark als Wert von %% des nordamerikaniſchen Dollars 
und die nach dem für Reichsſteuern geltenden Goldumrechnungsſatze 
berechnete ſogenannte Steuergoldmark, kommen für das Grundbuch 
als zugelaſſene Maßſtäbe wertbeſtändiger Hypotheken nicht in Be⸗ 
tracht; die Goldmarkhypothek kann nur als Feingoldhypothek, d. h. 
in der Bedeutung eingetragen werden, daß ſich der Geldbetrag der 
Belaſtung nach Maßgabe des Feingoldpreiſes errechnet. Sind aber 
Goldmarkhypotheken nur in dieſem Sinne eintragungsfähig, ſo be⸗ 
gegnet es keinem Bedenken, wenn eine Eintragungsbewilligung oder 
ein Eintragungsantrag auf Goldmark lautet, ohne daß dieſer Begriff 
näher beſtimmt iſt, im Wege der Auslegung darunter die Feingold⸗ 
Goldmark zu verſtehen. Denn es darf ohne weiteres davon aus⸗ 
gegangen werden, daß der Wille des Erklärenden auf die Herbei⸗ 


Zu 5. Die Entf. des KG. ſpricht aus: 

1. daß im Grundbuchverkehr Goldmarkhypotheken (oder Grund⸗ 
und ⸗Rentenſchulden) nur als Feingoldhypotheken im Sinne der 
5. VO. zur Durchführung des Geſ. über wertbeſt. Hypotheken v. 
17. April 1924 zuläſſig ſind; es gibt alſo keine Hypotheken auf die 
ſog. Dollargoldmark oder auf die ſog. Steuergoldmark und auch 
nicht auf die Rentenmark; 

2. daß es genügt, wenn Eintragungsbewilligung oder Eintra⸗ 
gungsantrag ſchlechthin auf Goldmark lauten; es iſt dann im Wege 
der Auslegung darunter die Feingold⸗Goldmark zu verſtehen. 

Beide Sätze ſind zutreffend und klar begründet. Der Entſch. 
wird aber nur eine vorübergehende Bedeutung zukommen. Denn nach 
dem inzwiſchen in Kraft getretenen MünzGö. v. 30. Aug. 1924 
(RGSBl. II, 254) werden Hypotheken, Grund» und Rentenſchulden 
künftig wohl nur noch auf Reichsmark (gleich einer Billion Papier⸗ 
mark, 1. VO. zur Durchführung des MünzG. v. 10. Okt. 1924, 
RGBl. II, 383) beſtellt werden und ein Bedürfnis zur Beſtellung von 
Goldmarkhypotheken kaum noch beſtehen. 

Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 
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führung der zuläſſigen Grundbucheintragung gerichtet iſt. Im 
vorliegenden Falle unterliegt es danach keinem Zweifel, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer die Eintragung einer Eigentümerfeingordhypothek als 
Goldmarkhypothek beantragt hat. Eine beſondere Hervorhebung oder 
ein erläuternder Zuſatz, welche Art der Goldmark gemeint ſei, er⸗ 
ſcheint bei der Zweifelsfreiheit des Gewollten Überflüſſig. Es mag 
ſich, wie Schlegelberger (a. a. O. S. 85) ausführt, mit Rückſicht 
auf die verſchiedenen, auch in der Geſetzgebung (vgl. z. B. die 
2. VO. zur Durchführung der VO. zur Beſchleunigung des Verfahrens 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Juni 1924 (RGBl. I, 660) 
in verſchiedenem Sinne gebrauchten Gold markbegriffe vielleicht emp⸗ 
fehlen, die Bezeichnung Goldmark bei der Eintragung durch den Zu⸗ 
ſatz „Gleich⸗Preis von 1/2790 Kilo Feingold“ zu erläutern; notwendig 
iſt das aber nicht. Auch iſt das Grundbuchamt, wenn es gemäß 
dieſer Anregung verfahren will, durch das Fehlen eines entſprechenden 
Zuſatzes in der Eintragungsbewilligung daran keineswegs gehindert. 
(KG., 1. Fer ZS. Berl. v. 6. Sept. 1924, 1 X 382. 24/42.) 
* 


6. 58 922, 929, 936 ZPO. Eine nach Erteilung der 
Auflaſſung von dem Veräußerer eines Grundſtücks gegen 
den Erwerber erwirkte und zur Kenntnisnahme des 
Grundbuchamtes gelangte einſtweilige Verfügung, durch 
die dem Erwerber verboten tft, den Antrag auf Eintragung 
zu ſtellen, hindert die beantragte Eintragung. f) 


Der eingetragene Eigentümer P. verkaufte am 5. Okt. 1922 in 
notarieller Verhandlung die auf dem vorbezeichneten Grundbuchblatte 
jetzt allein noch eingetragene Parzelle Kartenblatt 3 Nr. 2456/33 an 
die beſchwerdeführende Ehefrau V. und ließ fie zugleich auf. Der Au⸗ 
trag auf Eintragung der Eigentumsveränderung wurde am 15. April 
1924 zu den Grundakten eingereicht. Bereits am Tage vor⸗ 
her war bei dem Grundbuchamt eine einſtweilige Verfügung des 
AG. Schönebeck v. 14. April 1924 eingegangen, durch die auf Antrag 
des Veräußerers P. u. a. den Eheleuten V. verboten wurde, den An⸗ 
trag auf Eintragung des Eigentumswechſels zu ſtellen, und durch die 
ferner dem Grundbuchamte unterſagt wurde, die Ehefrau V. als neue 
Eigentümerin im Grundbuche einzutragen. Dieſelbe einſtweilige Ver⸗ 
fügung wurde dem Grundbuchamte auch noch kurz nach Einreichung 
des Eintragungsantrages förmlich zugeſtellt. Das Grundbuchamt be⸗ 
auſtandete mit Rückſicht auf das ihm zugegangene Verbot den An⸗ 
trag und ſetzte zur Beſeitigung des in der einſtweiligen Verfügung 
enthaltenen Hinderniſſes eine Friſt. Die hiergegen von den Ehe⸗ 
leuten V. eingelegte Beſchwerde hatte keinen Erfolg. Auch die wei⸗ 
tere Beſchwerde iſt unbegründet. 

Das LG. vertritt im Gegenſatz zu der Rechtſprechung des KG. 
(vgl. KGJ. 32 A. 185; 43, 205 und JW. 1923, 765) die Auffaſſung, 
daß das Grundbuchamt, das von dem Prozeßgericht in einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung an es erlaſſene Verbot, eine beſtimmte Ein⸗ 
tragung vorzunehmen, zu beachten habe. Einer erneuten grundſätz⸗ 
lichen Stellungnahme zu dieſer Frage bedarf es jedoch im vorliegen⸗ 
den Falle nicht, da ſich die einſtweilige Verfügung aus einem anderen 
Grunde als Eintragungshindernis i. S. von 8 18 GBO. erweiſt. 

Wie das KG. in dem Beſchluſſe v. 22. März 1923 (JW. 1923, 
763) und im Auſchluß daran in fortlaufender Rechtſprechung aus⸗ 
geſprochen hat, hat eine nach Erteilung der Auflaſſung von dem 
Veräußerer gegen den Erwerber erwirkte und zur Kenntnis des 
Grundbuchamtes gebrachte einſtweilige Verfügung, durch die dem Er⸗ 
werber verboten worden iſt, den Antrag auf Eintragung ſeines Eigen⸗ 
tums zu ſtellen, zwar nicht die Wirkung, daß der gleichwohl geſtellte 
Antrag als nicht geſtellt zu erſcheinen habe, aber ſie hindert die be⸗ 
antragte Eintragung, weil die einſtweilige Verfügung bei ſinngemäßer 
Auslegung zugleich als ein materiellrechtlicher Eingriff in das durch 
die Auflaſſung angebahnte Recht des Erwerbers auf Erlangung des 
Eigentums anzuſehen und ſo auch von dem Grundbuchamte zu be⸗ 
rückſichtigen iſt. Hier aber iſt neben dem Verbot an das Grundbuch- 
amt auch eins an die Erwerberin ergangen, durch das dieſer 
unterſagt worden iſt, den Antrag auf Eintragung des Eigentums⸗ 
wechſels zu ſtellen, und die das Verbot enthaltende einſtweilige Ver⸗ 
fügung iſt noch vor Anbringung des Eintragungsantrages zu den 


Zu 6. Der Beſchluß liegt im Sinne der bisherigen zu 
billigenden Rechtſprechung des KG., daß zwar das Grundbuchamt 
einſtweilige Verfügungen, die ihm ſelbſt etwas gebieten oder ver⸗ 
bieten, nicht zu beachten hat, wohl aber die rechtlichen Wirkungen 
der ihm bekanntgewordenen gegen die Beteiligten ergangenen einſt⸗ 
weiligen Verfügungen berückſichtigen muß. 

Auch das iſt nicht neu, daß die fehlende poſitive Kenntnis von 
der zur Wirkſamkeit der einſtweiligen Verfügung notwendigen recht⸗ 
zeitigen Zuſtellung nicht zur Nichtbeachtung der Verfügung führen 
darf, ſondern nur zu einer Zwiſchenverfügung, welche dem betroffenen 
Antragſteller der Nachweis offen hält, daß eine rechtzeitige Zuſtellung 
nicht erfolgt ſei. 

Neu aber auch wohl zu billigen iſt nur, daß mit der vom 
Grundbuchamt vom entgegengeſetzten Rechtsſtandpunkte aus erlaſſenen 
allgemeinen Zwiſchenverfügung, daß das in der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung enthaltene Hindernis zu beſeitigen ſei, auch die vom KG. 
für richtig gehaltene Zwiſchenverfügung für gedeckt angeſehen wird. 

Prof. Dr. O. Fiſcher, Breslau. 
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Grundakten gelangt. Das Grundbuchamt durfte hiernach die Eigen⸗ 
tumsänderung nicht eintragen, vorausgeſetzt allerdings, daß das Ver⸗ 
bot durch Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung au die Eheleute V. 
Wirkſamkeit erlangt hat (Ss 922 Abſ. 2, 929 Abſ. 2, 936 ZPO.). 
Mit Rückſicht darauf, daß in der Regel mit rechtzeitiger Zuſtellung 
an den Erwerber gerechnet werden kann, hat es das KG. für zu⸗ 
läſſig erklärt, daß das Grundbuchamt, bei dem eine derartige einſt⸗ 
weilige Verfügung eingegangen iſt, dem die Eintragung beantragen⸗ 
den Erwerber durch Zwiſchenverfügung nachläßt, das in der Ver⸗ 
fügung liegende Hindernis durch den Nachweis zu beſeitigen, daß ihre 
Zuſtellung an ihn innerhalb der Friſt des § 929 Abſ. 2 ZPO. nicht 
erfolgt iſt. Das Grundbuchamt hat im vorliegenden Falle das Ein⸗ 
tragungshindernis zwar in dem an es erlaſſenen Verbot, die Ehe⸗ 
frau V. als Eigentümerin einzutragen, erblickt, ſeine Zwiſchen⸗ 
verfügung deckt jedoch auch die aus der vorſtehenden Rechtsauffaſſung 
folgende Verfügung. Denn ſelbſt wenn die Anſicht der Vorinſtanzen 
als richtig und damit das an das Grundbuchamt ergangene Verbot 
als Eintragungshindernis anzuſehen wäre, käme das Grundbuchamt 
doch nicht als Antragsgegner (Schuldner) im Verfahren der einſt⸗ 
weiligen Verfügung, ſondern nur als am Verfahren nicht beteiligter 
Dritter in Betracht. Die an es bewirkte Zuſtellung der einſtweiligen 
Verfügung hätte hiernach rechtlich nur als deren Vollziehung — 
ſoweit es ſich um das Eintragungsverbot in das Grundbuchamt hau⸗ 
delt — Bedeutung, die nach §s 929 Abſ. 3, 936 ZRO. vor der Zu⸗ 
ſtellung der Verfügung an den Antragsgegner (Schuldner) zuläſſig 
iſt. Dieſe Vollziehung iſt aber nach denſelben Vorſchriften ohne Wir⸗ 
kung, wenn die Zuſtellung der Verfügung an den Schuldner — hier 
die Eheleute V. — nicht innerhalb einer Woche nach der Vollziehung 
und vor Ablauf der für dieſe im § 929 Abſ. 2 ZED. beſtimmten 
Friſt erfolgt. Wenn hiernach das Grundbuchamt der ihre Eintragung 
beantragenden Ehefrau V. aufgibt, innerhalb beſtimmter Friſt das 
in der einſtweiligen Verfügung enthaltene Hindernis zu beſeitigen, 
ſo kann die Hebung auch in der Weiſe erfolgen, daß die Antrag⸗ 
ſtelleriu nachweiſt, daß die Verfügung ihr und ihrem Maune inner⸗ 
halb der Friſt des § 929 ZPO. nicht zugeſtellt worden iſt. Es be⸗ 
darf hiernach einer neuen Zwiſchenverfügung nicht. 
(Kc, 1. 38., Beſchl. v 3. Juli 1924, 1 X 302/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Happ, Schönebeck. 
* 


7. Haftung der Banken beim Akkreditivvertrag, hin- 
ſichtlich gefälſchter Urkunden 7 

Die Parteien haben einen Akkreditiv⸗Vertrag miteinander ge⸗ 
ſchloſſen. Auf das Schreiben des Kl. v. 20. Jan. 1922 hat ſich die 
Bekl. verpflichtet, gegen Einlieferung der entſprechenden Duplikat⸗ 
frachtbriefe und einer ſeparaten Beſcheinigung des Stationsvorſtehers, 
daß die entſprechenden Waggons tatſachlich mit Kartoffeln beladen 
an die Adreſſe des Kl. abgefertigt ſind, für ſeine Kartoffelladung 
auf der Baſis eines Preiſes von 98 % pro Zentner die Rechnungs⸗ 
beträge zu zahlen. Zutreffend hat der erſte Richter feſtgeſtellt, daß 
die Bekl. dafür haftet, daß fie an B. 88 846,80 % ausgezahlt und 
mit dieſem Betrage zuzüglich Proviſion und Porti das Konto des 
Kl. belaſtet hat. 

Allerdings iſt dem erſten Richter nicht darin zu folgen, daß 
bei den gefälſchten Frachtbriefen ſofort auffällt, daß die rechte Seite 
der Frachtbriefe bezüglich des Gewichtes und der Berechnung der 
Fracht nicht ausgefüllt iſt. Denn der Kl. hat nicht behauptet, daß 
der Abſender der Kartoffeln dieſe frauko Bahnhof Empfangsſtation 
des Kl. freimachen ſollte. 

Dahingeftellt bleiben kann es, ob mit der Kammer für Handels⸗ 
ſachen anzunehmen iſt, daß ein Verſchulden der Angeſtellten der 
Bekl. darin liege, daß ſie überſehen haben, daß in dem Frachtbriefe 
der Annahmeſtempel der Verfandſtation nicht den Kontrollbezirk 
und die Tageszeit der Annahme „Vormittag oder Nachmittag“ an⸗ 
gibt. Der gewöhnliche Bankbeamte wird dieſe ſpeziellen eiſenbahnrecht⸗ 
lichen Vorſchriften kaum kennen. Eine Kenntnis dieſer Beſtimmung 
könnte man nur verlangen, wenn die mit der Prüfung vou der⸗ 
artigen Frachtbrieſen bei Akkreditivbeſtellung betrauten Beamten der 
Rembours⸗Abteilung der Bekl. ſpeziell derartige Prüfungen bear⸗ 
beiteten, da man dann mit Rückſicht auf die von der Bekl. be⸗ 
rechnete /% Aufnahmeproviſion zu der Anſicht kommen könnte, 
daß die ſpeziell für dieſe Fälle beſtellten Beamten der Bekl. auch 


Zu 7. Daß die Bank ihrem Auftraggeber haftet, wenn ihre 
Angeſtellten ohne ſorgfältige Prüfung gefälſchte Dokumente aufneh⸗ 
men, wird allgemein anerkannt. Im vorliegenden Falle war zweifel⸗ 
haft, ob ſie ſich von dieſer Haftung freigezeichnet hatte und ob die 
Unechtheit der Duplikatfrachtbriefe von den Angeſtellten hätte erkannt 
werden müſſen. Die Ausführungen, die das KG. in erſterer Be⸗ 
ziehung macht, haben m. E. nur für den Einzelfall Bedeutung. 
Für die Auslegung der Freizeichnungsklauſel wird mit Recht der 
Briefwechſel zwiſchen den Parteien herangezogen, aus dem hervor⸗ 
geht, daß der Kl. an der ſorgſamen Prüfung der Dokumente mit 
Rückſicht auf die ihm noch unbekannte Perſönlichkeit des Verkäufers 
ein beſonderes Intereſſe hatte. Unter dieſem Geſichtspunkt war es 
zuläſſig, die Freizeichnung im Verhältnis zwiſchen den Parteien 
nur auf Fälle zu beziehen, in denen der Bank oder ihren Ange⸗ 
ſtellten bei der Prüfung der Dokumente ein Verſchulden nicht zur 
Laſt fiel. Für andere Geſchaftsbeziehungen würde ich dagegen kein 
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die Verpflichtung haben, ſich über die entſprechenden eiſenbahn⸗ 
rechtlichen Vorſchriften zu unterrichten. 

Dagegen hätte der prüfende Angeſtellte der Bekl. bei näherer 
Betrachtung der Stempel der Verſandſtation bemerken müſſen, daß 
ſie verſchiedentlich voneinander abweichen. Die Stempel ſind ver⸗ 
ſchieden groß und die Umrandung iſt von den Buchſtaben des Stem⸗ 
pels verſchieden entfernt. Insbeſondere ſtehen bei dem Stempel, der 
ſich auf der Rückſeite des über dem Wagen 8016 Danzig ausgeſtellten 
Frachtbriefes befindet, die Buchſtaben „No“ ſehr ſchräg gegenüber 
den übrigen Buchſtaben und Zahlen und ſtehen auch ſonſt bei den 
anderen Stempeln dieſe Buchſtaben „No“ wiederholt in verſchiedener 
Weiſe unter dem Worte Bagenz, ſo daß hieraus hervorgeht, daß die 
Stempel aus einzelnen Gummitypen verſchiedentlich zuſammengeſetzt 
und keine feſten Stempel find. Die Bekl. hat gemäß § 347 HGB. 
für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes einzuſtehen und 
war um ſo mehr zur ſorgſamen Prüfung der Frachtbriefe verpflichtet, 
als ſie wußte, daß der Kl. mit B. ſein erſtes Geſchäft machte und 
deshalb beſonders vorſichtig war. 

Da der Kl. mit Rückſicht hierauf außer dem Duplikatfracht⸗ 
briefe noch die Vorlage einer Beſcheinigung des Stationsvorſtehers 
über die Verladung der Kartoffeln vor der Auszahlung des Geldes 
verlangte, ſo war die Bekl. verpflichtet, auch die Vorlage dieſer Be⸗ 
ſcheinigung zu prüfen, ſelbſt wenn nach der Auskunft der Handels⸗ 
kammer zu Berlin v. 14. Dez. 1923 an ſich nach 8 56 Ziff. 9 EVO. 
eine beſondere Beſcheinigung dieſer Art weder auf dem Frachtbriefe 
angebracht noch ihm beigegeben werden durfte. 

Wenn mit Rückſicht hierauf die Handelskammer der Anſicht 
iſt, es ſei dem Bankbeamten kein Vorwurf zu machen, wenn er für 
eine an ſich unzuläſſige Beſcheinigung nicht eine beſtimmte Form 
gefordert hat, ſo kann dem nicht ohne weiteres beigetreten werden. 
Richtig iſt zwar, daß nicht eine Beſcheinigung in der Form ver⸗ 
langt werden kann, wie fie der vom erſten Richter geforderte Muſter⸗ 
frachtbrief der Station Bagenz mit der beſonderen Beſcheinigung 
des Statiousvorſtehers wiedergibt; doch muß entſprechend der Ab⸗ 
machung der Parteien verlangt werden, daß aus der Beſcheinigung 
hervorgeht, daß fie vom Stakionsvorſteher herrührt. In dieſer 
Beziehung hat ſchon der erſte Richter zutreffend darauf hingewieſen, 
daß bei den Beſcheinigungen der gefälſchten Frachtbriefe auffällt, daß 
nicht der Dienſtſtempel, ſondern der viel leichter zu fälſchende An⸗ 
nahmeſtempel der Verſandſtation beigedruckt war, der von der 
Wageabteilung und nicht von dem Stationsvorſteher als ſolchen 
gebraucht wird. Es fehlt aber nicht nur der Dienſtſtempel der Sta⸗ 
tion bei den gefälſchten Frachtbriefen, ſondern vor allem auch jeder 
Hinweis darauf, daß die beſondere Beſcheinigung über die Verladung 
von dem Stations vorſteher herrührt. Der in den Annahme⸗ 
ſtempel hineingeſchriebene Name „Krauſe“ reicht hierfür nicht aus. 
Es hätte zum mindeſten der Stand des Beamten, wie z. B. „Eiſen⸗ 
bahnſtationsvorſteher“, wenn auch mit EV. abgekürzt, oder die 
Behörde, alſo z. B. „Eiſenbahnſtation“ oder „Güterabfertigung Ba⸗ 
genz“ erwähnt werden müſſen. In der unterlaſſenen oder mangel⸗ 
haft vorgenommenen Prüfung dieſer Beſcheinigung liegt vor allem 
das entſcheidende Verſehen der Bekl. und ihrer Angeſtellten. Gerade 
daraus, daß der Kl. auch noch darauf beſtand, daß der Stations⸗ 
vorſteher dieſe Beſcheinigung gab oder einen entſprechenden Vermerk 
auf dem Frachtbriefe machte, mußte die Bekl. entnehmen, daß ſich ihre 
vertraglich übernommene Prüfungspflicht auch hierauf erſtreckte. Wenn 
hiernach bei dieſer Prüfung ihre Angeſtellten ein grobes Verſchulden 
begingen und dadurch die Auszahlung des Geldes an B. veranlaßten, 
fo haftet die Bekl. gemaß den §§ 276, 278 BGB. für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden. Beſondere Gepflogenheiten, die dieſe Haftung 
ausſchließen könnten, haben ſich nach der Auskunft der Handels⸗ 
kammer zu Berlin nicht gebildet. 

Die Parteien ſtreiten zwar darüber, ob die Bekl. dem Kl. 
gegenüber ihre Geſchäftsbedingungen durch folgenden Stempelauf⸗ 
druck ergänzt hat: 

„Für die Echtheit, Gültigkeit und Vollſtändigkeit der auf⸗ 
zunehmenden oder aufgenommenen Dokumente übernehmen 
wir keinerlei Gewähr.“ 
Doch kann es dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Haftungsbeſchränkung zwi⸗ 
ſchen den Parteien vereinbart iſt. Denn es würde dieſer Haftungs⸗ 
ausſchluß nur die Haftung für die Echtheit der Dokumente aus⸗ 


Bedenken tragen, der Klauſel eine allgemeinere Bedeutung (für 
jeden Fall von Unechtheit) beizulegen. — In der Verſchuldensfrage 
iſt dem KG. durchaus zuzuſtimmen. Die Rechtſprechung hat immer 
wieder feſtgeſtellt, daß die Banken bei der Auszahlung von Akkredi⸗ 
tiven für ein hohes Maß von Sorgfalt einzuſtehen haben. Dieſe 
Pflicht wird ſicher nicht überſpaunt, wenn man von den Angeſtellten 
verlangt, daß fie Unregelmäßigkeiten der Urkunden beachten ſollen, 
die auch einem Laien auffallen müſſen. — Unklar iſt, in welcher 
Weiſe die Handelskammer aus § 56 Abſ. 9 EVO. die Unzuläſſig⸗ 
keit der vom Kl. geforderten beſonderen Beſcheinigung des Stations⸗ 
vorſtehers herleiten will. Allerdings iſt in dieſer Beſtimmung „die 
Beifügung anderer Schriftſtücke zum Frachtbrief“ unterſagt. Darum 
handelt es ſich hier ja aber gar nicht; der Bank war der Dupli⸗ 
katfrachtbrief vorzulegen! Aus der EVO. iſt über die Zu⸗ 
läſſigkeit oder Unzuläſſigkeit einer ſolchen beſonderen Beſcheinigung 
nichts zu entnehmen. Prof. Dr. Gieſeke, Roſtock. 
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ſchließen. Der Kl. nimmt die Bekl. aber nicht auf Grund der 
Unechtheit der Frachtbriefe, ſondern auf Grund ihres groben Ver⸗ 
ſchuldens bei deren Prüfung in Anſpruch. Dieſe Prüfungspflicht 
hatten die Parteien aber ausdrücklich vereinbart, und für die Vor⸗ 
nahme dieſer Prüfung erhielt die Bekl. die von ihr in Rechnung 
geſetzte Proviſion. Hätte ſie jede Haftung für ein Verſchulden 
bei dieſer Prüfung ausſchließen wollen, ſo hätte ſie dies ausdrücklich 
zum Ausdruck bringen müſſen. In dieſem Falle hätte dann ſicher⸗ 
lich der Kl. ſich an eine andere Bank oder eine andere vertrauens⸗ 
würdige Perſon gewandt oder ſich ſelbſt zunächſt die Duplikatfracht⸗ 
briefe zur Prüfung zuſenden laſſen, da er gemäß ſeiner Korreſpon⸗ 
denz Bedenken trug, das Geld an den unbekannten B. ohne Prü⸗ 
fung der Abladung der Kartoffeln zu überlaſſen, und gerade deshalb 
den Akkerditivvertrag mit der Bekl. geſchloſſen hat. 
(KG., 4. ZS., Urt. v. 5. Juni 1924, 4 U 1334/23.) 
Mityeteilt v. AGR. Dr. Heiſe, Berlin. 
* 


8. 88 22 J, 21, 23 JagdO. Ein Vorvertrag zu einem 
Jagdpachtvertrag bedarf nicht der ſchriftlichen Form. — 
Der Abgeber des Höchſtgebotes in einer Jagdpamtver⸗ 
ſteigerung haftet dem Verpächter auf den Pachtgewinn, 
der dieſem infolge Weigerung des Vertragsabſchluſſes 
entgangen iſt. f) 


Dadurch daß der Bekl. im Verſteigerungstermin der Jagdpacht 
der Kl. das Höchſtgebot abgab und die Kl. ihm den Zuſchlag er⸗ 
teilte, iſt ein Vorvertrag auf die Pachtung der Jagd der Kl. zu⸗ 
ſtande gekommen. Dieſer Vorvertrag bedurfte nicht der Schriftform 
(ebenfo Dalcke-Delius 47). Denn, wenn auch Vorverträge im 
allgemeinen derſelben Form wie der Endvertrag bedürfen, da es ſich 
auch bei ihnen ſchon um den Gegenſtand des Endvertrages ſelbſt 
handelt und Jagdpachtverträge ſelbſt gemäß § 221 Jagd. ſchrift⸗ 
lich abzuſchließen ſind, ſo trifft dies aus einer doppelten Erwägung 
für den Vorvertrag zum Jagdpachtſchutzvertrag nicht zu. Erſtens hat 
die JagdO. im § 21 die Formvorſchriften für die Vorbereitung des 
Jagdpachtvertrages abſchließend geregelt, ſo daß durch ihre Befolgung 
die Sicherung der Beteiligten hinreichend gewahrt iſt. Weiter führt 
aber die Erwägung, aus welchem Zweck die Vorſchrift des § 221 
JagddO. erlaſſen iſt, zu derſelben Auslegung. Denn die Beſtimmung 
der Schriftform des Vertrages erfolgte, um den Jagdgenoſſen Ge- 
legenheit zur Wahrnehmung ihrer Rechte zu geben ($ 23 JagdO.); 

Zu 8. I. 822 Ziff. 1 JagdO. beſtimmt: „Die (Jagd⸗) Pacht⸗ 
verträge ſind ſchriftlich abzuſchließen.“ Nach § 125 BGB. iſt ein 
Rechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz vorgeſchriebenen Form er— 
mangelt, nichtig. Die — mündliche — Verſteigerung iſt alſo nicht 
genügend; erſt mit der ſchriftlichen Vollziehung kommt der Jagd⸗ 
pachtvertrag zuſtande (vgl. auch Ebner, Die preuß. Jagdgeſetze, 
66 zu § 22 Jagd.). 

II. Das vorliegende Urteil behauptet nun auch nicht, daß ein 
eigentlicher Jagdpachtvertrag vorliege; wohl aber ſei ein bindender 
Vorvertrag zu einem Jagdpachtvertrag zuſtande gekommen, aus dem 
der Bieter zum Unterſchreiben des endgültigen Vertrages verpflichtet 
ſei. Nun iſt ſicher — und es entſpricht auch der durchaus herrſchenden 
Meinung (vgl. u. a. OLG. Frankfurt v. 21. Nov. 1902 Recht 1903, 
235), daß Vorverträge i. a. derſelben Form bedürfen wie die Haupt⸗ 
verträge; ſonſt würden ja alle geſetzlichen Formvorſchriften durch 
formloſen Abſchluß bindender Vorverträge umgangen werden könuen 
(OLG. Kiel Seuff Arch. 58, 178), und es würde ſich außerdem die 
eigentümliche Folge ergeben, daß die formloſe Erklärung der Nar- 
teien, einen endgültigen Hauptvertrag ſchließen zu wollen, nichtig 
wäre, wähernd dieſelbe formloſe Erklärung als Vorvertrag binden 
würde. Das erkennt auch das vorliegende Urteil grundſatzlich an; 
das KG. glaubt aber, für die Formvorſchrift des 8 22 Ziff. 1 Jagd. 
eine Ausnahme machen zu dürfen. Es ſtützt ſich dabei auf zwei Er⸗ 
wäguugen. Die erſte Erwägung, daß die Jagd O. die Formvorſchriften 
für die Vorbereitung des Jagdpachtvertrages in 8 21 Jagdd. 
abſchließend geregelt habe, greift nicht durch, da es ſich hier doch 
nicht um die Vorbereitung eines Vertrages, ſondern um deſſen 
Abſchluß handelt, der durch § 22 Jagd. geregelt wird. Die zweite 
Erwägung geht dahin, daß der Zweck der Formvorſchrift des § 22 
JagdO. der ſei, den Jagdgenoſſen nachträglich Gelegenheit zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte zu geben. Das iſt richtig; es iſt aber 
nirgends geſagt, daß dies der einzige Grund der Formvorſchrift 
iſt und daß die übrigen Erwägungen, die den Geſetzgeber ſonſt zur 
Aufſtellung von Formvorſchriften geführt haben (Überlegung, Un⸗ 
zweideutigkeit, Schaffung eines Beweismittels), hier nicht Platz 
greifen. Die Ausnahme ſcheint mir alſo nicht genügend begründet. 
Auch der Hinweis auf 8 571 BGB. iſt nicht durchſchlagend: der 
Standpunkt des KG., wonach die Formvorſchrift des 8 571 BGB. 
nur für den Endvertrag, nicht auch für den Vorvertrag gilt, iſt eben 
nicht richtig. — Ein dem Geſetz (§ 22 Jagd.) eutgegenſtehender 
gewohnheitsrechtlicher Satz des Inhaltes, daß das Formerfordernis 
der Schriftform bei Vertragsabſchluß in der Form der Verſteigerung 
entfalle, wird ſich auch nicht nachweiſen laſſen. 

Es iſt ſonach auch kein bindender Vertrag zuſtande gekommen. 

III. Eine andere Frage iſt die, ob nicht eine Haftung auf Scha⸗ 
denserſatz wegen eulpa in contrahendo oder wegen Deliktes gegeben 
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dieſe Wahrnehmung der Rechte kann aber erſt nach Abſchluß des 
Endvertrages erfolgen. Aus dieſem beſonderen Zweck der Form⸗ 
vorſchrift des 8 221 JagdO. iſt aber, ähnlich wie aus derſelben 
Formvorſchrift für Mietverträge von längerer Dauer als einem 
Jahre, die den Schutz des Erwerbers nach 8 571 BGB. bezweckt, 
zu entnehmen, daß fie nur für den Endvertrag ſelbſt, nicht aber 
für den Vorvertrag gilt. 

Dafür, daß die Jagdpachtbedingungen nicht, wie die amtliche 
Urkunde erklärt, in der vom § 21 JagdO. beſtimmten Friſt aus⸗ 
gelegt waren, was die Nichtigkeit des Vertrages nach 824 Jagdo. 
und ſomit auch des Vorvertrages zur Folge hätte, iſt der Bekl. be⸗ 
weispflichtig. Dieſer Beweis iſt von ihm aber, wie das Verſäumnis⸗ 
urteil ausführt, nicht geführt. 

Es lag daher ein den Bekl. bindender Vorvertrag zum Jagd⸗ 
pachtvertrag vor. Der Bekl. war deshalb verpflichtet, zur Erreichung 
des erſtrebten Zieles, des Abſchluſſes des endgültigen Vertrages mit⸗ 
zuwirken, und haftet der Kl. für den Schaden, der ihr aus der Ver⸗ 
ſagung dieſer Mithilfe entſtanden iſt. Wenn auch die Kl. ſchon im 
Dezember 1921 die Weigerung des Bekl. zum Abſchluſſe des Ver⸗ 
trages erfahren haben ſollte, jo konnte die Kl. doch zunächſt noch 
infolge des großen Intereſſes des Bekl. an der Pachtung, welches 
der Zeuge N. bekundet hat, erwarten, daß der Bekl. von der Weige⸗ 
rung des Vertragsabſchluſſes zurücktreten werde. Es trifft ſie daher 
kein Verſchulden, daß ſie die Jagdpacht erſt für den 1. April 1922 
ausgeſchrieben hat, zumal da die zeiterfordernden Fornworſchriften 
des § 21 FJagdD. zu erfüllen waren. Der Bekl. haftet der Kl. ſomit 
dafür, daß ſie die Jagd erſt ½ Jahr ſpäter verpachten konnte, alſo 
auf den in dieſer Zeit entgangenen Gewinn aus der Pacht. 

(KG, 17. 35., Urt. v. 28. Febr 1924, 17 U 1275/28.) 
Milgeteilt von KGR Dahmann, Berlin. 
* 


9. 5 11 3. Steuer Not VO., § 899 Abſ. 2 BGB. Eine 
auf Grund einer unter Vorbehalt evil. Aufwertung er⸗ 
teilten Löſchungsbewilligung gelöfchre Hypothek beſteht 
trotzdem in Höhe des ſich aus §8 2 Steuer Not VO. er- 
gebenden Betrages weiter; daher kann der Gläubiger im 
Wege der einſtw. Verf. die Eintragung eines Wider- 
ſpruchs verlangen. }) 


Für die Antragſtellerin ſtand auf dem Grundſtücke des An— 
tragsgegners in Abt. III Nr. 2 des Grundbuches eine Hypothek von 


iſt. Das erſtere möchte ich ablehnen: ein formloſer Abſchluß eines 
formbedürftigen Vertrages ſtellt keine eulpa in contrahendo vor 
(übrigens würde den Vertragsgegner dasſelbe Verſchulden treffen). 
Dagegen kann im Einzelfall eine Haftung nach § 826 BGB. be⸗ 
gründet ſein. 

Ich vermag ſomit dem Urteil, fo wünſchenswert fein Ergeb⸗ 
nis iſt, nicht beizuſtimmen. Die Formvorſchrift des § 22 Jagd. 
iſt unzweckmäßig — fie findet ſich auch in den Jagdgeſetzen anderer 
Länder nicht —, aber das Gericht kann ſich über ſie nicht hinwegſetzen. 

Prof. Dr. E. Kern, Freiburg 1. Be. 

Zu 9. Gegenüber der früher in der Theorie vertretenen An- 
ſchauung, daß der im letzten Halbjahr des Jahres 1923 üblich 
gewordene Vorbehalt bei der Hhpotheklöſchung lediglich ſchuldrecht⸗ 
liche Bedeutung haben könne, da in dinglicher Beziehung 8 16 der 
GBO. einen Vorbehalt unterſagt habe und infolgedeſſen dem Vor⸗ 
behalt keinerlei dingliche Bedeutung zukomme, hat die bekannte 
Entſch, des KG. v. 28. Febr. 1924, welche bereits auf S. 544 
der JW. abgedruckt war, dieſem Vorbehalte dingliche Wirkſamkeit 
zugeſprochen, und zwar in der Weiſe, daß der Vorbehalt der be— 
reits abgegebenen Löſchung ſeit dem Inkrafttreten der 3. Steuer⸗ 
NotVO. „rückwirkend ihre etwa angenommene Eignung zu Unter⸗ 
lagen im Grundbuchverkehr entzogen“ habe. Dieſer Satz klingt 
etwas myſteriös; denn es iſt nicht alltäglich, daß das Grundbuch. 
das zuerſt richtig war, infolge eines geſetzgeberiſchen Aktes „rück⸗ 
wirkend“ unrichtig wird. — Die gegenwartige Entſch. ſchließt ſich 
jener v. 28. Febr. 1924 an und behalt auch die Theorie vom 
rückwirkend unrichtig gewordenen Grundbuch bei, fühlt aber offenbar 
das Bedürfnis, die recht ſchwache Rechtsbegründung des erſten 
Urteils zu ſtützen. Infolgedeſſen argumentiert dieſe Entſch. damit, 
daß ſeit der 3. Steuer NotVO. zu dem Neunbetrag der Hypothek 
der Aufwertungsanſpruch mit dinglicher Wirkſamkeit hinzugetreten 
ſei, auf den ſich die damals abgegebene Löſchungsbewilligung nicht 
bezogen habe und nicht habe beziehen können, und daß aus dieſem 
Grunde nicht nur die Forderung, ſondern auch die bereits gelöſchte 
Hypothek weiter beſtehe. M. E. bewegt ſich die Entſch. in einem 
logiſchen Zirkel. Daß der Aufwertungsanſpruch gemäß 8 11 der 
3. Steuer Not BO. ohne weiteres dingliches Recht iſt, wäre erſt noch 
zu beweiſen gegenüber der Behauptung, daß er nur dann dinglichen 
Charakter hat, wenn er aus einem zur Zeit noch eingetragenen 
Rechte erfließt; es geht aber nicht an, den dinglichen Charakter des 
Aufwertungsanſpruchs ohne weiteres als Theſe anzunehmen und 
hieraus das Fortbeſtehen der gelöſchten Hypothek zu folgern. 

In einem Beſchluſſe v. 12. Juli 1924 (bisher nur abgedruckt 
in der Bayer. Staatszeitung v. 2. Aug. 1924 Nr. 178) iſt nun 
das BayObLG. der Rechtſprechung des KG. gefolgt, und hat ihr 
dadurch eine breitere Baſis gegeben. Das BayoObs. ſtützt feine 
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60 000 % aus dem Jahre 1903 eingetragen. Nachdem er am 
27. März 1923 das Kapital nebſt Zinſen bezahlt hatte, erteilte die 
Antragſtellerin ihm Löſchungsbewilligung, jedoch mit folgender Ein⸗ 
ſchränkung: 

„Alle Rechtsanſprüche, die aus einer evtl. geſetzlichen Höher⸗ 
bewertung der Vorkriegshypotheken herzuleiten ſind, werden vor⸗ 
behalten.“ 

Der Antragsgegner ließ darauf die Hypothek im Grundbuch 
löſchen. Die Ankragſtellerin will nunmehr, nachdem inzwiſchen die 
3. Steuer Not BO. in Kraft getreten iſt, die ihr auf Grund des 
811 der VO. zuſtehenden Aufwertungsanſprüche geltend machen. 
Sie iſt der Anſicht, die unter Vorbehalt erteilte Löſchungsbewilli⸗ 
gung ſei keine genügende Grundlage für die Löſchung geweſen, 
die Hypothek ſei daher trotz der Löſchung nicht untergegangen und 
beſtehe in dem durch die Aufwertungsvorſchriften der 3. St uerNotVO. 
feſtgelegten Umfange fort. Daher hat ſie beantragt, durch einſtw. 
Verf. die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Löſchung in 
Höhe des Aufwertungsbetrages oder einer Vormerkung zur Erhaltung 
des Rechts auf Wiedereintragung der Hypothek anzuordnen. 

Das LG. Kottbus hat den Autrag zurückgewieſen, da die 
Hypothek zu Recht und endgültig gelöſcht ſei und auch auf Grund 
der 3. Steuer NotVO. nicht wieder aufleben könne. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Antragſtellerin Beſchwerde 
eingelegt. 

Die Beſchwerde iſt begründet. 

Nach §§ 899 Abſ. 2, 894 BGB. kaun die Eintragung eines 
Widerſpruchs im Wege der einſtw. Verf. verlangt werden, wenn 
der Inhalt des Grundbuchs mit der wirklichen Rechtslage nicht im 
Einklange ſteht. Das iſt hier der Fall. Zur Anwendung gelangen 
die Vorſchriften der 3. Steuer RotVO. v. 14. Febr. 1924. Wenn 
hier in § 11 beſtimmt ift, daß der Gläubiger, der ſich feine Rechte 
bei der Bewilligung der Löſchung oder bei Annahme der Zahlung 
nicht vorbehalten hat, keine Aufwertung verlangen kann, ſo folgt 
daraus, daß in den Fällen, wo Löſchungsbewilligung oder Quit⸗ 
lung unter ſolchem Vorbehalt erteilt ſind, dem Gläubiger ein At 
ſpruch auf die Aufwertung nach Maßgabe der VO. zuſteht. Die 
Antragſtellerin hat die Löſchung nur unter Vorbehalt bewilligt und 
kann deshalb Aufwertung beanſpruchen. Da der Aufwertungsbetrag 
an der hypothekariſchen Sicherung teilnimmt und den dinglichen 
Rang des aufgewerteten Rechts hat, beſteht nicht nur die Forderung, 
ſondern auch die Hypothek trotz der bewirkten Löſchung und der 
Aushändigung des Hypothekenbriefes in Höhe des aus 8 2 der VO. 
ſich ergebenden Betrages weiter. Die löſchungsfähige Quittung be⸗ 
trifft nur den eingetragenen Nennbetrag, für den darüber hinaus⸗ 
gehenden Aufwertungsbetrag, fehlt es an einer Löſchungsbewilli⸗ 
gung der Antragſtellerin. Auf Grund der erteilten Bewilligung 
konnte damals allerdings die Löſchung der ganzen Hypothek bean- 
tragt und vorgenommen werden. Mit dem Inkrafttreten der VO. 
v. 14. Febr. 1924 iſt jedoch vermöge des beigefügten Vorbehalts 
dieſe Wirkung in Anſehung des geſchuldeten Aufwertungsbetrages 
rückwirkend in Wegfall gekommen. Hat aber zu dieſem Teile die 
Antragſtellerin eine Löſchungsbewilligung nicht abgegeben, ſo iſt 
das hypothekariſche Recht trotz der Löſchung nicht untergegaugen. Das 
Grundbuch iſt deshalb durch die vollſtändige Löſchung der Hypothek 
unrichtig geworden, und das Verlangen der Autragſtellerin nach Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs, ſo weit dieſe Unrichtigkeit reicht, ge⸗ 
rechtfertigt. 

Dem Antrage auf Erlaß der einſtw. Verf. war daher ſtatt⸗ 
zugeben. Dagegen iſt für eine Koſtenentſcheidung in dieſem Verfahren 
kein Raum. 

(Kg., 18. 38, Beſchl. v. 7. Mai 1924, 18 W 1956/24.) 
* 


10. 58 519, 5224 3 PO, § 74 GKG. — Prozeßgebühr 
bei Anſchlußberufung. 

Über den von dem Kl. durch die Anſchlußberufung geltend 
gemachten Aufwertungsanſpruch konnte mangels Eirz hlung der für 
dieſen Anſpruch erforderlichen Prozeßgebühr eine Entſcheidung nicht 
getroffen werden. Der Antrag des Anſchlußberufungsklägers iſt zwar, 
um ihm die Möglichkeit der Zahlung der Gebühr zu belaſſen und 
um eine Vertagung zu vermeiden, in der mündlichen Verhandlung 
unter der Vorausſetzung der nachträglichen Zahlung der Prozeß⸗ 


Entſcheidung hauptſächlich auf Erwägungen des praktiſchen Rechts⸗ 
bedürfniſſes; es handle ſich darum, einem neuen Rechtsgedanken 
Geltung zu verſchaffen und gegenüber dieſer Erwägung dürften 
etwaige grundbuchtechniſche Schwierigkeiten kein Hindernis bilden. 
Es werden ſich aber ſolche Hinderniſſe doch von ſelbſt ergeben. 
KEntſch. v. 28. Febr. 1924 und dann wiederholt die Entſch. des 
BayObs G. v. 12. Juli 1924 haben beide anerkannt, daß 8 892 
BGB. nicht nur der Wiederherſtellung des früheren Ranges, ſon⸗ 
dern, wenn das Grundſtück ſeither an einen gutgläubigen Erwer⸗ 
ber veräußert worden iſt, auch der Wiederherſtellung der Hypothek 
überhaupt im Wege ſtehen könne. Auch die vom BayOb eG. un⸗ 
gnädig abgewieſenen, grundbuchtechniſchen Schwierigkeiten laſſen ſich 
nicht ohne weiteres abtun. In ſeiner Entſch. v. 28. Febr. ſpricht 
das KG. davon, daß bei der Berichtigung des Grundbuchs nach 
8 2 Abſ. 3 der 3. Steuer Not VO. zu verfahren ſei, m. a. W., daß 
bei Wiedereintragung der Hypothek zugleich die Aufwertung einzu⸗ 
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gebühr zugelaſſen worden. Da jedoch der Anſchlußberufungskläger 
die Gebühr nicht innerhalb der ihm geſetzten Friſt gezahlt hat, 
gilt der Anſpruch als nicht erhoben. Allerdings enthält § 522 4 
Abſ. 3 BRD. keine Bezugnahme auf $ 519 Abſ. 6 ZPO. Ob dieſe 
unterlaſſene Bezugnahme auf einem Irrtum des Geſetzgebers beruht, 
welchem dabei die bisherige Form der Auſchließung vorgeſchwebt 
hat, wonach dieſe erſt durch Verleſung der Anſchlußanträge in der 
mündlichen Verhandlung vor dem BG. erfolgte (RG. 7, 345; 8, 
381; 41, 382, 85, 84; 86, 240), in welchem Zeitpunkte für das 
Friſtſetzungsverfahren gemäß 8 519 Abſ. 6 ZPO. kein Raum mehr 
vorhanden war (vgl. Jonas, Komm. zum GKG. 1923, 251 
Anm. 7), kann dahingeſtellt bleiben. Denn auch ohne eine dem 
8519 Abſ. 6 ZPO. gleichartige Beſtimmung für die Fälle der An⸗ 
ſchlußberufung rechtfertigt ſich das Erfordernis der Zahlung der 
Prozeßgebühr aus § 74 Abſ. 2 Satz 3 GRG., zum mindeſten in 
allen denjenigen Fällen, in denen — wie vorliegend — die Anſchluß⸗ 
berufung eine Erweiterung des Klageantrages bedeutet. Die aus 
rein fiskaliſchen Geſichtspunkten getroffenen Beſtimmungen der 
88 519 Abſ. 6 ZRDO, 74 Geck. können nicht dadurch umgangen 
werden, daß der urſprüngliche Kl. im Berufungsrecheszuge als An⸗ 
ſchlußberufungskläger nunmehr jede beliebige Erweiterung des Klage⸗ 
antrages vornimmt, ohne die nach § 74 Abſ. 2 Satz 3 GK. fällige 
Prozeßgebühr zu zahlen. Eine derartige Regelung würde jeder 
berechtigten Grundlage entbehren, auch mit 8 74 Abſ. 2 Satz 3 
GKG. nicht vereinbar ſein. 

Nach der letztgenannten Beſtimmung ſoll vor Zahlung der er⸗ 
forderten Prozeßgebühr keine gerichtliche Handlung vorgenommen wer⸗ 
den. Das ſchließt jedoch nicht eine bedingte Zulaſſung des Antrages 
in der mündlichen Verhandlung aus. Da die Proz ßgebühr auch 
nachträglich nicht gezahlt worden iſt, gilt der durch die Anſchluß⸗ 
berufung geltend gemachte erweiterte Klageantrag als nicht erhoben. 
Deshalb konnte mit Rückſicht auf § 74 Abf. 2 Satz 3 GKG. auch 
keine Entſcheidung hierüber ergehen. 

(KG., 11. 3 ., Urt. v. 28. Nov. 1924, 11 U 4142/21.) 
Mitgeteitt von KR. von Bonin, Berlin. 
* 

11. 5 706 IPOD. Notfriſtzeugnis. 

Nach § 706 Abſ. 2 ZPO. genügt, inſoweit die Erteilung des 
Zeugniſſes über die Rechtskraft davon abhängt, daß gegen das 
Urteil ein Rechtsmittel nicht eingelegt iſt, ein Zeugnis des Gerichts⸗ 
ſchreibers des für das Rechtsmittel zuſtändigen Gerichts, daß inner⸗ 
halb der Notfriſt eine Rechtsmittelſchrift nicht eingegangen iſt. Es 
kann dem LG. nicht darin beigetreten werden, daß durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung ein Mindeſtmaß für den Nachweis feſtgeſetzt iſt, ſofern ohne 
Erklärung des Gegners auf einſeitigen Autrag einer Partei die 
Rechtskraft beſcheinigt werden ſoll. Vielmehr iſt davon auszugehen, 
daß der Nachweis der Rechtskraft in jedem Falle auch auf andere 
Weiſe erbracht werden kann. Der Wortlaut des Geſetzes zwingt keines⸗ 
wegs zu der Annahme, daß unter gewiſſen Umſtänden ſtets ein Not⸗ 
friſtzeugnis beſchafft werden muß. Auch aus Gründen der Zweck⸗ 
mäßigkeit iſt es nicht nötig, dieſes Erfordernis allgemein aufzu⸗ 
ſtellen. Vielmehr wird ſchon das Beſtreben, unnütze Arbeit und Un⸗ 
koſten zu erſparen, es angezeigt erſcheinen laſſen, von der Be⸗ 
ſchaffung des Notfriſtzeugniſſes abzuſehen. Das wird in zahlreichen 
Fällen, die ähnlich liegen, wie der hier zu beurteilende, ohne Be⸗ 
denken geſchehen können. Das Urteil iſt am 24. Nov. 1921 zuge⸗ 
ſtellt worden. Wenn die Akten bis zum 1. Febr. und auch weiterhin 
vom Reviſionsgericht nicht eingefordert worden ſind, ſo iſt daraus 
mit einer ausreichenden Sicherheit zu entnehmen, daß eine Rechts⸗ 
mittelſchrift dort nicht eingegangen iſt. Dann aber kann das Rechts⸗ 
kraftzeugnis unbedenklich erteilt werden, ohne daß es noch weit⸗ 
läufiger Nachfragen bedarf. Dieſer Standpunkt wird auch geteilt 
vom OLG. Naumburg (JW. 1921, 1258), Stein (III zu $ 706) 
und Falkmann (Zwangsvollſtreckung, 2. Aufl., 37). 

(KG., 17. 8S., Beſchl. v. 16. März 1922, 17 W 769/22.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Günther, Friedenau. 
* 


12. 8 29 GKG. iſt auch bei teilweiſer Rücknahme der 
Klage anzuwenden. f) 

Nach den Grundſätzen des bisherigen GRG. wurde in der Er⸗ 
klärung des Kl., daß der Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt ſei 


tragen ſei; die gegenwärtige Entſch. geht dieſer Frage aus dem 
Wege, indem ſie einfach die Eintragung eines Widerſpruchs gegen 
die Löſchung zuläßt; das BayObLG. hingegen lüßt die Wieder⸗ 
herſtellung der alten Papiermarkhypothek im bisherigen Range zu, 
dabei völlig überſehend, daß die alte Papiermarkhypothek — ab⸗ 
geſehen vom Aufwertungsanſpruch — ja eigentlich bezahlt iſt. Was 
ſoll nun rechtens fein? In der Beſprechung der KGEntſch. v. 
28. Febr. 1924 in den Mitteilungen des bayer. Notarvereins 1924, 
157, ſpricht Cammerer die Beſorgnis aus, „daß an Stelle des 
Entwertungsunrechts ein nicht viel beſſerer Aufwertungswirrwarr 
treten wird“. Ich glaube, daß dieſes kurze Wort zu dem Beſten 
gehört, was bisher über Aufwertungsfragen geſagt wurde. 
IR. Dr. Walter, München. 

Zu 12. Die Entſch. iſt zu begrüßen, wenngleich mir die Be⸗ 
gründung nicht ganz ſchlüſſig erſcheint. Sie lehrt, wie mangelhaft 
die geſetzliche Faſſung der neuen Gerichtskoſtenvorſchriften iſt. Die 
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und lediglich ein Koſtenurteil verlangt werde, koſtenrechtlich eine 
Zurücknahme der Klage für die Hauptſache erblickt, ebenſo wurde die 
Ermäßigung des Klaganſpruchs als teilweiſe Rücknahme der Klage 
behandelt und für den zurückgenommenen Betrag nur 1/10 der Ge⸗ 
bühr erhoben (Rittmann, GKG., 6. Aufl., 1914, 846 Anm. 2). 
Hieran hat ſich auch nach dem neuen GKG. v. 21. Dez. 1922 
— abgeſehen von dem Wegfall der beſonderen Rücknahmegebühr von 
J/10 — nichts geändert. 8 29 Abſ. 1 des neuen GKG. ſieht die 
Nichterhebung der Prozeßgebühr vor, wenn die Klage vor Beſtim⸗ 
mung des Termins zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird, und Abſ. 2, der erſt vom Reichstag eingefügt iſt, beſtimmt, daß 
ſich die Prozeßgebühr auf ein Viertel der Gebühr ermäßigt, wenn die 
Klage nach der Terminsbeſtimmung, jedoch vor der mündlichen 
Verhandlung zurückgenommen wird. Es iſt unrichtig, aus der Wort⸗ 
faſſung des § 29: „wenn die Klage ... zurückgenommen wird“ 
(ſtatt: „ſſoweit die Klage ... zurückgenommen wird“) zu ſchließen, 
daß nur die Rücknahme der ganzen Klage von Bedeutung ſei, dagegen 
eine teilweiſe Rücknahme auf den Koſtenanſatz ohne Einfluß bleibe 
(jo: KG. v. 29. Jan. 1924 — 28 W 210/24). Vielmehr enthält 
814 GͤG., der dem früheren 8 12 entſpricht, den für das ganze 
GKG. geltenden, auf der Billigkeit beruhenden Grundſatz der Zu⸗ 
läſſigkeit der Erhebung von Gebühren von Teilen des Streitgegen⸗ 
ſtandes, und es ift kein Grund vorhanden, die Fälle des § 29 hier⸗ 
von auszunehmen. Dem ſteht auch nicht entgegen, daß mit Rück⸗ 
ſicht auf den Grundſatz der Vorwegerhebung der Prozeßgebühr der 
nachträgliche Fortfall bzw. die Ermäßigung der Gebühr techniſch 
unbequem iſt. Das Schrifttum erkennt jetzt durchweg die Anwend⸗ 
barkeit des 829 GKG. bei teilweiſer Rücknahme der Klage an 
(Jonas, G. 1923, 8 29 Anm. 3, § 14 Anm. 3; Rittmann⸗ 
Wenz, GKG., 8. Aufl., 1924 829 Anm. 2—5, die damit ihre gegen⸗ 
teilige Meinung in der 7. Aufl. 1923 8 29 Anm. 3, 874 Anm. 2 auf⸗ 
gegeben haben, Friedländer in JW. 1923, 659). Hiernach unter⸗ 
liegt es keinem Bedenken, die Erklärung des Kl., daß der Rechts⸗ 
ſtreit in der Hauptſache erledigt ſei, auch für das neue GKG. der 
Klagerücknahme koſtenrechtlich gleichzuſtellen. 
(RS. 29. 88., Beſchi. v. 22. Ott. 1924, 29 W 4367/24.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Winkler, Berlin. 
* 


13. Streitwert der Klagen aufLöſchung einer Hypothek. 


Der Streitwert der negativen Feſtſtellungsklage iſt nach dem 
Betrage der Forderung zu beſtimmen, die der Bekl. nach der Bes 
hauptung der Kl. für ſich in Anſpruch nimmt. Für die Klage auf 
Löſchung der Hypothek iſt gemäß 89 GG. in Verbindung mit 
86 ZRD. der eingetragene Betrag der Hypothek maßgebend, ſofern 
nicht das Grundſtück einen geringeren Wert hat. Die eingetragene 
Hypothekenforderung beträgt nach Angabe der Kl. 60000 Reichs⸗ 
mark, alſo ſicherlich weniger als der Wert des Grundſtücks. Die Klage 
iſt am 30. Nov. 1923 beim LG. eingegangen. Der Betrag von 
60 000 % iſt nach dem Goldumrechnungsſatz, der für den 30. Nov. 
1923 maßgebend war, in Gold umzurechnen (Art. IV der VO. 
v. 13. Dez. 1923 RGBl. I, 11860). Danach ergibt ſich aber ein Be⸗ 
trag, der weit hinter einer Goldmark zurückbleibt. Demgemäß iſt 
der Streitwert auf 20001 Goldmark feſtzuſetzen. 

(RO. 13. 85. B. ſchl v. 9. Febr. 1924, 13 W 480/24. 
Mitgelteilt von RA. Dr. Hübner, Berlin. 


* 
Braunſchweig. 

14. 88 3, 4 Landbeſchaffungsgeſ., 88 184, 812 BGB. 
Gegenüber einem wegen Fehlens der erforderlichen Ge- 
nehmigung der zuſtändigen Behörde noch ſchwebend un- 
wirkſamen Grundſtückskaufvertrag kann ein Vorkaufsrecht 
nicht gültig ausgeübt werden. 


Die Eheleute L. haben durch notariellen Vertrag v. 7. Juni 
1920 an die Gewerkſchaft K. den ihnen gemeinſam gehörigen Plan 
Barmke ... verkauft; Beſitz hatte Käuferin ſchon ſeit 1. Jan 1920. 
Die nach 81 der VO. v. 15. März 1918, RGBl. 123 und den 
AusfBek. v. 15. März und 4. Dez. 1918 —GuVS. Nr. 9, 71 — 
erforderliche Genehmigung der Kreisdirektion H. zu Vertrag und 
Auflaſſung iſt erſt am 4. Jan. 1923 erteilt. Die Gemeinde B. 
hat das ihr nach dem Landbeſchaffungsgeſetz v. 4. Juli 1919 
Nr. 80 zuſtehende Vorkaufsrecht ausüben zu wollen erklärt. Die 
Kreisdirektion hat mit Schreiben v. 7. Dez. 1922 bei der Gemeinde 
B. angefragt, ob ſie das Vorkaufsrecht ausüben wolle; am 22. Dez. 
hat das Staatsminiſterium die Ausübung des Vorkaufsrechts ge⸗ 
nehmigt, am 29. Dez. hat der Kreisausſchuß zugeſtimmt; am 


heutige Geſetzgebung ſtellt den zu ihrer Anwendung berufenen Per⸗ 
ſonen ſchon auf materiellem Gebiete ſo ſchwierige Aufgaben, daß 
es beſonders beklagenswert iſt, wenn die formalen Vorſchriften und 
nunmehr noch die Koſtenbeſtimmungen zu verwickelten Streitfragen 
Anlaß geben, die erſt im Wege einer tiefgründigen Geſetzesauslegung 
entſchieden werden können. Man vergegenwärtige ſich, daß im ge⸗ 
gebenen Falle 2 Anwälte, 1 Gerichtsſchreiber, 1 Kammervorſitzender 
mit 2 Handelsrichtern, 1 Senatspräſident mit 2 Kammergerichts⸗ 
rüten in Tätigkeit geſetzt worden find, um die Streitfrage ihrer 
Löfung zuzuführen, mit dem Erfolge, daß die Staatskaſſe eine um 


29. Dez. 1922 hat der Gemeindevorſteher von B. den beklagten 
Eheleuten L. gegenüber mündlich das Vorkaufsrecht ausgeübt. Am 
31. März 1923 haben die Bekl. an die Gemeinde aufgelaſſen; dieſe 
iſt als Eigentümerin eingetragen. 

Die Gewerkſchaft klagt auf Auflaſſung; eventuell auf Feſtſtellung 
der Verpflichtung zum Schadenerſatz wegen Nichterfüllung des Kauf⸗ 
vertrages. Das Vorkaufsrecht der Gemeinde ſei nicht rechtzeitig, 
auch nicht formgerecht ausgeübt; es müſſe ſchriftlich und in der Form 
des § 75 der Landgemeinde O. erfolgen, auch hätte das Vorkaufsrecht 
nicht vor Genehmigung des Vertrages v. 7. Juni 1920 aus⸗ 
geübt werden können. 

Im Auftrage der Kl. hat Notar R. am 7. März 1923 der 
Gemeinde Abſchrift des Kaufvertrages mitgeteilt. Schon am 12. Jan. 
1923 hat die Kl. ſelbſt der Gemeinde mitgeteilt, daß die Kreis⸗ 
direktion die Genehmigung zur Auflaſſung erteilt habe. 

Die Gemeinde B. iſt als Streitverbündete der Bekl. beigetreten. 

Das LG. hat zur Auflaſſung verurteilt. 

Hiergegen hat die Nebenintervenientin, Gemeinde B., Be⸗ 
rufung eingelegt. 

Nach § 1 VO. v. 15. März 1918 und den braunſchw. AusfBeſt., 
die auf Grund von 88 dieſer VO. ergangen find, nämlich den Ausf.⸗ 
Bek. v. 15. März und 4. Dez. 1918 GuVS. Nr. 9 und 71; bedurfte 
der Kaufvertrag der Kl. mit den Eheleuten L. v. 7. Juni 1920 
als „Vereinbarung, welche die Verpflichtung zur Übereignung eines 
Grundſtücks zum Gegenſtande hat, zu ſeiner Wirkſamkeit der Ge⸗ 
nehmigung“ der Kreisdirektion. Dieſe Genehmigung iſt am 4. Jan. 
1923 verfügt und erſt noch fpäter den Vertragsparteien zuge— 
gangen. Daß ſie, wie das LG. meint, gemäß § 184 BGB. rück⸗ 
bezüglich wirkte, iſt unrichtig. § 184 betrifft privatrechtsgeſchäftliche 
Genehmigungserklärungen. Hier handelt es ſich um einen öffentlich⸗ 
rechtlichen Verwaltungsakt; RGKomm. 8182 Anm. 1 Abſ. 2; RG. 
106, 145. Ob eine analoge Anwendung des § 184 zuläſſig iſt 
(Predari, Gruchot 62, 441) iſt zweifelhaft und kann duhingeſtellt 
bleiben. Nach 83 des Landbeſchaffungsgeſetzes v. 4. Juli 1919 
Nr. 80 „kann das Vorkaufsrecht ausgeübt werden, ſobald der Eigen» 
tümer mit einem Dritten einen Kaufvertrag über die Grundſtücke 
abgeſchloſſen hat“. Ein rechtswirlſam abgeſchloſſener Kaufvertrag 
liegt aber erſt vor, wenn die Genehmigung der Kreisdirektion er⸗ 
folgt iſt. RGRKomm. 8504 Anm. 3 Abſ. 2; RG. 106, 320. 

Die Erklärungen der Gemeinde, die zeitlich vor dem 4. Jan. 
1923 liegen, kommen alſo nicht in Betracht und es kann deshalb 
dahingeſtellt bleiben, ob die Schriftform oder auch die Form des 
875 der LandgemeindeO. hätte gewahrt werden müſſen. Es kaun 
auch unterſtellt werden, daß die Gemeinde B. am 29. Dez. 1922 
durch ihren Vorſteher den beklagten Eheleuten L. gegenüber münd⸗ 
lich erklärt hat, das Vorkaufsrecht ausühen zu wollen. Die drei⸗ 
wöchige Erklärungsfriſt des § 4 des Landbeſchaffungsgeſeetzes begann, 
erſt mit Mitteilung des von den Parteien geſchloſſenen Kaufver⸗ 
trages und ſeiner behördlichen Genehmigung (Rg. 106, 326). Die 
Erklärung der vorkaufsberechtigten Gemeinde konnte freilich ſchon 
vor dieſer Mitteilung, aber erſt nach dem Wirkſamwerden des Kauf⸗ 
vertrages erfolgen. 

Die Gemeinde iſt durch Mitteilung der Kreisdirektion vom 
7. Dez. 1922, ferner aber, worauf es nach 8 4 LBG. ankommt, 
durch Schreiben des Notars R. v. 7. März 1923, das dieſer namens 
der Kl., alſo der Käuferin, unter Beifügung einer Abſchrift des 
Kaufvertrages an die Gemeinde gerichtet hatte, von dem Vertrags⸗ 
abſchluß in Kenntnis geſetzt. Durch Schreiben der Kl. v. 12. Jan. 
1923 iſt ihr mitgeteilt, daß die Kreisdirektion die Genehmigung zur 
Auflaſſung erteilt habe. 

Daß beide Mitteilungen in ein und derſelben Erklärung ge⸗ 
ſchehen müſſen, iſt nicht erforderlich. Erſt hierdurch waren die Vor⸗ 
ausſetzungen erfüllt, unter denen der Lauf der Erklärungsfriſt über 
Ausübung des Vorkaufsrechts begann. Daß mit der namens der Kl. 
erfolgten Mtiteilung des Notars R. eine Aufforderung zur Er⸗ 
klärung, nicht im Hinblick auf das Landbeſchaffungsgeſetz, ſondern 
auf die VO. über landwirtſchaftliches Siedlungsland verbunden 
war, iſt ohne Bedeutung, da 84 LBG. nur eine Mitteilung au 
den Vorkaufsberechtigten erfordert, nicht auch eine Aufforderung zur 
Erklärung über die Ausübung des Vorkaufsrechts. Die Gemeinde 
hat aber nicht binnen 3 Wochen nach dieſen Mitteilungen Erklärungen 
über die Ausübung des Vorkaufsrechts abgegeben, mithin iſt das 
Vorkaufsrecht nicht friſtgemäß ausgeübt, und die ſeitens der Vor⸗ 
kaufsberechtigten vor dem Rechtswirkſamwerden des Kaufvertrages 
erfolgte Ausübungserklärung iſt rechtsunwirkſam, weil gegenüber 
einem noch ſchwebend unwirkſamen Kaufvertrage ein Vorkaufsrecht 


207,50 % geringere Prozeßgebühr erhält, als der Gerichtsſchreiber 
erfordert hat. Dieſer Raubbau mit den Arbeitskräften der Beamten 
iſt geradezu unverantwortlich. Alle Stellen, die auf die Sparſam⸗ 
keit in der Verwaltung zu achten verpflichtet ſind, ſollten ihr Augen⸗ 
merk auf derartige Mißſtände in der Geſetzgebung richten, die ein 
ſolches Ergebnis zeitigen. 

Der Fall lehrt aber auch, wie notwendig gerade heut der Schutz 
des Recht ſuchenden Publikums durch einen ſachgemäß ausgebauten 
Rechtsmittelzug iſt, der im gegebenen Falle dem Betroffenen wenig⸗ 
ſtens im letzten Rechtszuge zu ſeinem Rechte verholfen hat. 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
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gültig nicht ausgeübt werden kann. Die Eheleute L. können daher 
die an die Gemeinde erfolgte Auflaſſung als ohne Rechtsgrund ge⸗ 
ſchehen nach 8812 BGB. kondizieren, ſo daß ihnen die Erfüllung 
des Kaufvertrages gegenüber der Kl. nicht unmöglich iſt. Ihre Ver⸗ 
tragspflicht beſteht alſo weiter und ſie ſind mit Recht zur Auflaſſung 
verurteilt. 
(Os G. Braunſchweig, 2. ZS., Urt. v. 6. Mai 1924, 2 V 33/24.) 
Mitgeteilt vom Landesſiedlungsamt Braunſchweig. 


Breslau. * 


15. Wildſchäden. Aktivlegitimation des Sande 
pächters. Bedeutung des $ 64 Abſ.1 Satz 2 Preuß. Jagd .f) 

Kl. iſt Pächter eines Jagdbezirkes, der an den Forſt des 
Bekl. grenzt. Bekl. hatte 1911 in jeinem Forſt Wildſchweine aus⸗ 
geſetzt. Auf den Ackern des vom Kl. gepachteten Jagdbezirkes 
wurde 1921 durch Schwarzwild Schaden angerichtet, den der Kl. dem 
Grundeigentümer erſtattet hat. Er verlangt vom Bekl. Erſatz mit 
der Behauptung, der dem Grundeigentümer entſtandene Schaden ſei 
durch Schwarzwild verurſacht worden. Die Klage iſt mit folgender 
Begründung abgewieſen: 

Der Kl. gründet ſeinen Schadenserſatzanſpruch gegen den Bekl. 
zunächſt und vornehmlich auf 8 64 Abſ. 1 Satz 2 der preußtſchen 
Jagdordnung. Dabei geht er davon aus und das Gericht erſter 
Inſtanz hat ſich ihm darin angeſchloſſen, daß nach dieſer Beſtim⸗ 
mung dem Jagdpächter, der Schadenserſatz für den durch Schwarz⸗ 
wild verurſachten Schaden geleiſtet hat, ein unmittelbarer Auſpruch 
auf Erſtattung des geleiſteten Erſatzes gegen den Heger des Schwarz⸗ 
wildes zuſteht. 

Allein dem kann nicht beigetreten werden. 

8 64 Abſ. 1 Satz 2 Jagdordnung beſtimmt: Der Jagdberechtigte 
haftet ... für den verurſachten Schaden. 

Der Erſatzberechtigte iſt nicht genaunt. 

Aus der Entſtehungsgeſchichte des § 14 des preuß. Wildſchaden⸗ 
geſetzes v. 11. Juli 1891 ergibt ſich, daß man die Aufnahme dieſer 
Beſtimmung neben den allgemeinen Vorſchriften über die Verpflich⸗ 
tung zur Tragung von Wildſchaden (8 1ff. des Geſetzes) für er⸗ 
forderlich hielt, um die Anwendung möglichſt erſolgreicher Vor⸗ 
beugungsmaßregeln gegen Schwarzwildſchaden zu gewährleiſten und 
daß man insbeſondere den mit 8 64 Abf. 1 Satz 2 Jagdordnung 
übereinſtimmenden 2. Satz des 1. Abſ. des § 14 des Geſetzes deswegen 
einfügte, weil es für zweifelhaft gehalten wurde, ob ohne eine 
derartige ausdrückliche Vorſchrift der Jagdberechtigte, aus deſſen 
Gehege Schwarzwild austritt, für den durch das ausgetretene Wild 
verurſachten Schaden haften würde (Holtgreven, Das preußiſche 
Wildſchadengeſetz von 1891, 8 14 Anm. 2). 

Man wollte alſo mit der Aufnahme des 8 14 in das Geſetz 
die Haftung des Jagdberechtigten in ſachlicher Beziehung erweitern, 
während man die Frage, wer als Verletzter i. S. des § 14 des 
Geſetzes anzuſehen ſei, uicht neu regeln, ſondern es hier bei den 
allgemeinen Grundſätzen des § 1 ff. des Geſetzes belaſſen wollte. Als 
Verletzter i. S. der letzten Vorſchrift iſt der Nutzungsberechtigte 
des von dem Schaden betroffenen Grundſtücks anzuſehen (81 des 
Geſetzes). Hierunter fällt der Eigentümer des Grundſtücks, ſein 
Pächter u. a., nicht jedoch der Jagdpächter, da er nicht Nutzungs⸗ 
berechtigter von Grund und Boden, ſondern Jagdausübungsberech⸗ 
tigter iſt. Dieſe materielle Rechtslage iſt durch das Inkrafttreten 


Zu 15. I. Dem Urt. iſt darin beizutreten, daß der Kl. ſelbſt 
aus 864 JagdO. keinen Schadenserſatzanſpruch gegen den Bekl. 
hat. Anſpruch auf Wildſchadenserſatz hat nach 88 51, 64 JugdDO. 
wie nach 8 835 BGB. nur der Verletzte; Verletzter im Sinne dieſer 
Vorſchriften iſt, wer an dem von dem Wildſchaden betroffenen 
Grundſtück nutzungsberechtigt iſt, alſo hier der Eigentümer (E.). — 
Richtig iſt ferner, daß dem Kl. gegen den Bekl. kein Anſpruch aus 
Vertrag oder Delikt zuſteht. 

II. Dagegen hat der Kl. aus einem anderen Geſichtspunkt ein 
Rückgriffsrecht gegen den Bekl.: 

Der geſchädigte E. hatte zwei Möglichkeiten, um zum Erſatz 
feines Schadens zu gelangen: er konnte ſich einmal gemäß 8 64 
Jagd. unmittelbar an den Bekl. halten, oder er konnte nach 8 52 
Jagd O. von den Grundbeſitzern des gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes, 
alſo von der Jagdgenoſſeuſchaft (J.) Schadenserſatz verlangen. 
Beide Forderungen beruhten (nach dem Sprachgebrauch des BGB.) 
auf unerlaubter Handlung. Der Bekl. und die JG. hafteten ſonach 
dem Kl. als Geſamtſchuldner (§ 840 Abſ 1 BGB.). Hätte ſich alſo 
E. an die JG. gehalten und von dieſer vollen Erſatz des Schadens 
erlangt, jo hätte die JG. nach 8 426 BGB. von dem Bekl. die 
Hälfte des an E. bezahlten Betrages als Ausgleich verlangen können 
(8 840 Abſ. 3 greift nicht Platz: der Grundgedanke dieſer Beſtim⸗ 
mung iſt der, daß bei Zuſammentreffen von Haftung ohne Ver⸗ 
ſchulden (88 833—838 BGB.) und Schuldhaftung im Innen⸗ 
verhältnis derjenige ausſcheidet, der ohne Verſchulden haftet. Im 
vorliegenden Fall liegt aber weder bei der JG. noch beim Bekl. 
ein Verſchulden vor, ſo daß es hier bei der allgemeinen Regel des 
8 426 verbleibt). Nun hat aber E. vom Kl. vollen Schadenserſatz 
erlangt. Gegen den Kl. hatte E. unmittelbar keinen Anſpruch auf 
Schadenserſetz. Der Kl. war nur der IG. gegenüber auf Grund 
ſeines mit dieſer abgeſchloſſenen Jagdpachtvertrages verpflichtet, den 


des BGB. und der preußiſchen Jagdordnung v. 15. Sept. 1907 nicht 
geändert worden. An Stelle des §1 des Wildſchadensgeſetzes von 
1891 iſt § 835 BGB. getreten. Auch danach iſt Verletzter nur 
der an Grund und Boden Nutzungsberechtigte, nicht auch der Jagd⸗ 
pächter. An Stelle des § 14 des Geſetzes trat der 8 64 Jagd⸗ 
ordnung. 

Der Jagdpächter ſcheidet ſomit als Verletzter und damit als 
zum Schadenserſatz Berechtigter i. S. des § 64 Abſ. 1 Satz 2 Jagd⸗ 
ordnung aus. 

Wollte man alſo auch annehmen, daß in der Perſon des Bekl. 
die ſeine Schadenserſatzverpflichtung begründenden Tatſachen vor⸗ 
lagen, fo ſtünde dem Kl. demnach ein Auſpruch aus $ 64 Abſ. 1 Satz 2 
gegen ihn nicht zu (ebenjo OLG. Kaſfel in Seuff. Archiv 63, 91; 
Lindermann⸗Soergel, 8835 BGB., Aum. 2). 

In zweiter Linie ſtützt der Kl. feinen Anſpruch auf die Vor⸗ 
ſchriften über unerlaubte Handlungen (8823 BGB.) Auch damit 
kann er Erfolg nicht haben. 

Wenn auch in dem Ausſetzen von Wildſchweinen durch den 
Bekl. im Jahre 1911 in einem nicht ordnungsmäßigen, das Aus⸗ 
brechen von Schwarzwild nicht hindernden Wildgatter und dem 
vom Kl. weiterhin behaupteten Hegen des Schwarzwildes der Tat⸗ 
beſtand einer unerlaubten Handlung liegen kann, ſo wäre nicht 
das Eigentum des Kl. oder ein ſonſtiges Recht des Kl. i. S. des 
8823 BGB. verletzt. Es würde ſich um einen reinen Vermögens⸗ 
ſchaden handeln, deſſen Erſtattung der Kl. auf Grund von 8 823 
Abſ. 1 BGB. nicht fordern kann. Ebenſowenig läßt ſich der An⸗ 
ſpruch des Kl. aus 8823 Abſ. 2 in Verbindung mit § 64 Abſ. 1 
Satz 1 Jagdordnung herleiten. Iſt auch 8 6 Abi. 1 Saz 1 Jagd⸗ 
ordnung ein Schußgefeß, jo iſt er es jedoch wie oben erörtert, nur für 
den Grundeigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund und 
Boden, nicht jedoch für den Kl. als Jagdpächter, d. h. als Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten. 

Der Bekl. hätte nur des Grundeigentümers und nicht des 
Kl. Rechte und nur ein dieſen, nicht auch dem Kl. Schutz ge⸗ 
währendes Recht verletzt und wäre auch nur dieſen, nicht auch dem 
Kl. erſatzpflichtig (ebenſo OLG. Kaſſel in Seuff. Archiv 63, 91). Nur 
ſie ſind von dem herausgetretenen Schwarzwild geſchädigt. Für den 
Kl. entſtand der Vorteil, daß er das Schwarzwild, ſobald es herüber⸗ 
trat, abſchießen konnte. Seine Jagd wurde dadurch bereichert. 

Endlich hat der Kl. nach dem Hinweis auf die Bedenken gegen 
ſeine Legitimation die nicht näher ſubſtantiierte Behauptung auf⸗ 
geſtellt, daß ihm der Anſpruch auch abgetreten worden ſei. 

Inhalts des Zahlungsbefehls und ſeines geſamten Vorbringens 
bis zur Erklärung auf den gedachten Hinweis hat der Kl. den An⸗ 
ſpruch aus eigenem Rechte verfolgt. 

Zum Klagegrunde gehört die Angabe über die Legitimation 
der Parteien, insbeſondere darüber, daß der Anſpruch in der Perſon 
des Kl. entſtanden iſt. Danach liegt Anderung der Klage vor, wenn 
der Kl. die Klage aus eigenem Rechte erhoben hat und ſie demnächſt 
ni 113 abgeleitete Recht eines anderen ſtützt (lebenſo RG. 42, 248; 
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Da der Bekl. im vorliegenden Falle dieſer danach gegebenen 
Klageänderung widerſprochen hat, iſt ſie unſtatthaft (88 527, 268 
ZBD.) und der Kl. kann auch daraus ſeinen Anſpruch nicht herleiten. 

Nun hat der Kl., der nicht Jagdberechtigter i. S. des 8 835 
BGB. und nicht Erſatzberechtigter nach 8835 BGB.; Art. 70f. 


Wildſchaden zu tragen, d. h. die JG. durch unmittelbare Leiſtung 
an die Geſchädigten von ihrer (der IG.) geſetzlichen Wild⸗ 
ſchadenshaftung zu befreien. Die Rechtslage ſieht, graphiſch dar⸗ 
geſtellt, ſo aus: 

„O Kl. 


zus 


JG. 0% 5 . 
>= — En — 
Eu > 
cr 
E. 


Es iſt ſonach unrichtig, oder zum mindeſten höchſt ungenau, 
wenn das Urt. ausſpricht, daß der Kl. dem E. gegenüber durch 
Vertrag zum Schadenserſatz verpflichtet war; vielmehr hat Kl. 
durch Befriedigung des E. die an ji der IG. dem E. gegenüber 
geſetzlich obliegende Verbindlichkeit erfüllt. Daraus folgt zwin⸗ 
gend, daß Kl. gegenüber dritten Perſonen, die dem E. gleichfalls 
wegen unerlaubter Handlung i. S. des § 840 BGB. haften, genau 
dieſelbe Rechtsſtellung haben muß, wie fie die JG. gehabt hätte, wenn 
ſie unmittelbar an den E. bezahlt hätte. (Dabei kann man un⸗ 
bedenklich hilfsweiſe eine ſtillſchweigende, in dem Jagdpachtvertrag 
liegende Abtretung des Ausgleichsanſpruchs von der JG. an den 
Kl. annehmen.) Der Kl. kann ſonach die Hälfte des von ihm an 
E. bezahlten Betrages vom Bekl. erſetzt verlangen (und, wenn den 
Bekl. ein Verſchulden trifft, nad) $ 840 Abſ. 3 den ganzen 
Betrag). 

Die vorliegende Eutſch. iſt alſo unrichtig. 

Prof. Dr. Eduard Kern, Freiburg i. Br. 


„0 Bekl. 
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EGBGB.; 852 Jagdordnung (OVG. bei Dalck, Preußiſches 
Jagdrecht, 6. Aufl. S. 139; Planck, 3. Aufl. Anm. 6a und 6d zu 
§ 835 BGB; Staudinger, 7./8. Aufl. Anm. 1d zu § 835 BGB.; 
Dalcke a. a. O. S. 134/55) iſt, den Schaden erſtattet. 

Daraus folgt an ſich noch kein Rückgriffsrecht gegen den Bekl. 
Der Kl. hat von der oben erörterten nachträglichen und nicht 
mehr zu berückſichtigenden Behauptung der Abtretung ein ſolches 
für ſich auch nicht in Anſpruch genommen und der von ihm vor⸗ 
getragene Sachverhalt ergibt es nicht. 

Die Verpflichtung des Bekl. zur Zahlung an die verletzten 
Grundeigentümer hätte ihre rechtliche Grundlage im § 64 Jagd⸗ 
ordnung und in den Vorſchriften über die unerlaubte Handlung 
nach 8823 BGB. Der Kl. hat die Verpflichtung der Begleichung 
des Schadens, wie unſtreitig iſt, in ſeinem Vertrage mit der Jagd⸗ 
genoſſenſchaft, ihr gegenüber übernommen, und auf dieſem Vertrag 
beruht ſeine Haftung. Die Verpflichtungen der Parteien gegenüber 
den Geſchädigten ergeben ſich alſo nicht aus demſelben Rechtsgrunde, 
insbeſondere nicht aus unerlaubter Handlung, denn daß ſich der Kl. 
eines ſolchen ſchuldig gemacht habe, behauptet er naturgemäß ſelbſt 
nicht und nach 88 835 BGB., 52 Jagdordnung haftet nicht er, 
fondern der Grundbeſitzer des Jagdbezirks. Er iſt nicht Geſamt⸗ 
ſchuldner mit dem Bekl. nach 8840 Abſ. 1 BGB. und haftet nicht 
nach Abſ. 3 daſelbſt, weil er nur vertragsmäßig verpflichtet iſt. 

Es beſteht aber auch ſonſt kein Gemeinſchaftsverhältnis zwiſchen 
den Parteien und es ermangelt insbeſondere einer zum Rückgriff 
etwa berechtigenden Zweckgemeinſchaft unter ihnen, jo daß auch $ 426 
Abſ. 2 BGB. keine Anwendung findet. 

In der Leiſtung an die geſchädigten Grundeigentümer hat 
der Kl. ſodann ſeine eigene Verbindlichkeit und jedenfalls nicht die 
des Bekl. erfüllt, da er, wie erörtert, die Begleichung des Wild— 
ſchadens im Vertrag mit der Jagdgenoſſenſchaft ihr gegenüber über— 
nommen hatte. 

Deshalb und in Ermangelung des Bewußtſeins und des Willens, 
die Leiſtung als Geſchäft des Bekl, zu beſorgen, iſt aber endlich auch 
ein Rückgriff gegen den Bekl. unter dem Geſichtspunkte der Ge— 
ſchäftsführung ohne Auftrag nicht gegeben. 

(OLG. Breslau, 4. 3 ., Urt. v. 22. Nov. 1923, 4 U 74/23.) 
Mitgeteilt von IR. Stillſchweig, Berlin. 
* 
Celle. 


16. 88 2, 3, 11 III. StNot Vo. Trotz vorbehaltloſer 
Annahme des Hypothekenbetrages kann der Gläubiger 
die Erteilung der Löſchungsbewilligung von der Zahlung 
des der 3. Steuer Not VO. entſprechenden Aufwertungs-⸗ 
betrages abhängig machen. !)) 

Die in 81 der 3. Steuer NotVO. gemachte Unterſcheidung 
zwiſchen „Hypothek“ und „durch Hypothek geſicherte Forderung“ nur 
der perſönliche Anſpruch gemeint ift, daß alſo die Hypothek in ihre 
beiden Beſtandteile zerlegt und für jeden derſelben eine beſondere 
Behandlung vorgeſehen iſt, die beide i. ©. der Steuer NotVO. als 
völlig ſelbſtändig erſcheinen läßt. Dieſe beſondere Behandlung findet 
ſich in den 88 2, 3. 11. Der perſönliche Auſpruch iſt anderen Auf- 
wertungsbeſtimmungen unterworfen als der dingliche, der Verluſt 
des Aufwertungsrechts bei dem perſönlichen Anſpruch an andere 
Vorausſetzungen geknüpft wie bei dem dinglichen. Dieſe Verſelb⸗ 
ſtändigung der die Hypothek bildenden Anſprüche hat zur Folge, daß 
im Bereich der 3. Steuer NotVO. die auf der Einheitlichkeit der 
in der Hypothek vereinigten Anſprüche beruhenden Vorſchriften des 
BGB. aufgehoben ſind. Es gilt demnach u. a. inſoweit nicht der 
Satz, daß bei Erlöſchen der perſönlichen Forderung der Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Hypothek erwirbt ($ 1168 BGB.). Die 3. Steuer⸗ 
NotO. verhilft dem vom LG. angeführten Satze „daß nicht buch⸗ 
ſtäbliche, ſondern nur ſinngemäße Erfüllung eine Schuld zum Er- 
löſchen bringt“ zur Geltung, indem es, ſoweit infolge der Geld⸗ 
entwertung keine ſinngemäße Erfüllung ftattgefunden hat, die Wir- 
kung einer Erfüllung nicht eintreten läßt, es ſei denn, da der 
Gläubiger Rechtshandlungen vorgenommen hat, die es aus Gründen 
der Erhaltung rechtlicher und wirtſchaftlicher Ordnung unmöglich 
erſcheinen laſſen, ihn noch vor den Folgen der Geldentwertung zu 
ſchützen. Dieſer Ausſchluß von der Aufwertung tritt nach $S 11 Steuer- 
NotVO. ein bei dem perſönlichen Anſpruch mit der vorbehaltloſen An⸗ 
nahme der Zahlung, bei dem dinglichen Anſpruch mit der vorbehaltloſem 
Erteilung der Löſchungsquittung. Soweit das eine oder andere nicht 
vorliegt, bleibt dem Gläubiger in den Grenzen der Aufwertung ſein 
Recht erhalten in Höhe des Betrages, bzw. deſſen eine ſinngemäße 
Erfüllung noch nicht ſtattgefunden hat. Der Untergang der per⸗ 
ſönlichen Forderung hat alſo nicht notwendig den Verluſt des ding⸗ 
lichen Anſpruchs für den Gläubiger zur Folge. Die Bekl. kann dieſes 
für fie durch die Steuer RotVO. wiederhergeſtellte Recht geltend 
machen, auch wenn ſie ſeinerzeit zu einer Zeit, wo es noch keine 
Aufwertungsfrage gab, die Erteilung der Löſchungsbewilligung ver⸗ 
ſprochen haben ſollte. Sie macht nur den dinglichen Anſpruch geltend, 
es braucht deshalb auf die Frage, ob eine vorbehaltloſe Annahme 
der Zahlung gegeben, nicht eingegangen zu werden. Der Auf⸗ 
wertungsanſpruch iſt aber unrichtig berechnet: Nicht von dem mit 
dem Nennbetrag zuſammenfalleuden Goldmarkbetrag der Hypo⸗ 


1) Vgl. u. a. LG. 1 Berlin, unten S. 2067. 
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thefen, ſondern von ihrem Aufwertungsbetrage iſt der in Goldmark 
umgerechnete Betrag abzuziehen, den der Bekl. bereits als Teil der 
dem Kl. obliegenden Erfüllung erhalten hat. 
(OLG. Celle, 7. ZS., Urt. v. 17. Okt 1924, 7 U 152/24.) 
Mitgeteilt von RA. Hagemann, Verden. 


* 
Dresden. 


17. Das Sächſ. Vorkaufsrecht nach dem Geſetz vom 
20. November 1920. f) 


Der Kl., ein 72 Jahre alter Häusler, verkauft und läßt auf am 
29. Juni 1923 ſein Grundſtück an die Nichte ſeiner verſtorbenen Frau 
gegen 1 Million Papiermark und Einräumung eines Wohnungs- 
rechts und Altenteils. Die Bekl., Gemeinde W. bzw. der zuſtändige 
Bezirksverband, erklärt, daß ſie von dem Vorkaufsrecht nach dem 
ſächſ. Geſ. v. 20. Nov. 1920 Gebrauch mache. Der Kl. macht dieſes 
Recht ſtreitig und klagt auf Feſtſtellung, daß dieſes Vorkaufsrecht der 
Gemeinde W. nicht zuſteht. Das LG. weiſt die Klage ab; das OLG. 
gibt dem Klagantrage ſtatt, indem es den beiden Beſchwerdepunkten 
des Kl. entſpricht; es führt ungefähr aus: nach 86 des Kaufes hat 
ſich der Kl. nicht nur freie Wohnung, ſondern auch freies Licht und 
Koſt, auch Reinigen und Inſtandhalten der Wäſche, Wartung und 
Pflege in Krankheitsfällen bedungen. Dem Kl. kam es beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Vertrages auf die perſönliche Pflege durch ſeine Nichte 
an, der er ſich gerade in dieſer Beziehung anvertrauen wollte, nicht 
jeder beliebigen fremden Perſon, geſchweige denn dem geſetzlichen 
Vertreter einer juriſtiſchen Perſon, der verklagten Gemeinde. Dieſe 
Dienſtleiſtungen ſind daher nicht vertretbar, da ſie höchſt perſönlicher 
Natur ſind, ſie können auch nicht in Geld geſchätzt werden. 

Der Kl. würde nicht ohne Übernahme dieſer Gegenleiſtung ſein 
Grundſtück an ſeine Nichte veräußert haben. 

Da hiernach die Vorausſetzungen des 8 507 BGB. Saß 2 vor⸗ 
liegen, die entſprechend auch beim Kaufe nach dem ſächſ. Geſ. v. 


Zu 17. A. Dieſe Entſch. in ihrem zweiten Teil ſtimmt überein 
mit einer Entſch. des LG. Freiberg (Sa.), 3. ZK., Urteil v. 8. Dez. 
1923, 3 Cg 66/22 (f. im übrigen zum Gef. v. 20. Nov. 1920 auch das 
Urteil des ſächſ. OLG. v. 22. Dez. 1922, 110 159/22 und RG. 107, 
268). IR. Dr. Schulze, Neuſalza⸗Spremberg Sa. 


B. Das ſächſ. Gef. v. 20. Nov. 1920 iſt eine Quelle von Strei⸗ 
tigkeiten geworden. Es bringt einen Zuſammenſtoß des öffentlichen 
Intereſſes mit privaten Intereſſen, wie es ſich in gleicher Art nur 
bei der Enteignung findet, ähnlich bei der Einziehung im objektiven, 
Verfahren (8379 AO.). Wie bei Enteignung ein Rechtsſchutz durch 
die ordentlichen bürgerlichen Gerichte geſichert iſt (RVerf. Art. 153), 
ſo darf er auch bei den Streitigkeiten aus jenem Geſetze nicht fehlen. 
Er wird auch tatſächlich gewährt, obwohl eine ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung, die den Rechtsweg eröffnet, nicht vorliegt. Hier hat die Un⸗ 
ſicherheit der Grenze zwiſchen öffentlichem und Privatrechte Ver⸗ 
wirrung angerichtet. Wenn die Gemeindebehörde ein Vorkaufsrecht 
kraft Geſetzes ausübt, den Verkäufer zwingt, ihr zu verkaufen, die 
Rechte des Käufers beſeitigt, ſo iſt das unzweifelhaft ein Verwal⸗ 
tungsakt. Das Eigenartige iſt hierbei nur, daß dem öffentlichen 
Rechte der Inhalt eines Vorkaufsrechtes des BGB. gegeben worden. 
iſt. Sowenig aber die Steuerforderung deshalb, weil ſie denſelben 
Inhalt hat wie eine Geldſchuld des bürgerlichen Rechts, dem Privat⸗ 
rechte angehört, ſowenig kann das Vorkaufsrecht der Gemeinde ein 
Privatrecht ſein, ſelbſt wenn man der Meinung Mayers über das 
Weſen des öffentlichen Eigentums (Verwaltungsrecht §8 35 ff.) nicht 
beitritt. Wenn dennoch die Rechtſprechung des ſächſ. OVG. wie die 
des OLG. Dresden das Vorkaufsrecht der Gemeinden und deſſen 
Ausübung der Privatrechtsſphäre zugewieſen hat, ſo iſt wohl das 
Bedürfnis höher geſtellt worden als die juriſtiſche Logik, denn ſo 
ſehr der Rechtsweg mit der Notwendigkeit zu rechtfertigen iſt, es 
hätte eine ausdrückliche Beſtimmung (vgl. § 227 AD.) nicht fehlen 
dürfen, weil eine Verteidigung des Privatrechts gegenüber dem An⸗ 
griffe kraft öffentlichen Rechts durch 813 GVG. keineswegs dem 
ordentlichen Gerichte zugewieſen iſt. 

Wenn es ſich nicht um das öffentlich- rechtliche Vorkaufsrecht 
handelte, das im Intereſſe der Betroffenen einſchränkend ausgelegt 
werden muß, würde man die Richtigkeit des Urteils, Warkung und 
Pflege in Krankheitsfällen laſſe ſich in Geld nicht ſchätzen, bezwei⸗ 
feln. Nach § 507 iſt es ohne Belang, ob die Nebenleiſtung vertret⸗ 
bar iſt; nur wenn ſie unſchätzbar iſt, verſagt das Vorkaufsrecht. 

Daß das Vorkaufsrecht bei Schenkungen nicht zur Ausübung 
kommen kann, iſt klar. Bei einem gemiſchten Geſchäfte, das in dem 
Gewande des Kaufs auftritt, würde man einem Vorkaufsrechte des 
Privatrechts die Wirkſamkeit ſchwerlich verſagen können. Wiederum 
aus dem ganz anderen Weſen des öffentlichen Vorkaufsrechts iſt, 
obwohl ihm der Inhalt des bürgerlich- rechtlichen Vorkaufsrechts bei⸗ 
gelegt iſt, eine andre, engere Auslegung geboten. Nur ſo wird man 
dem Weſensunterſchied, dem Ünterſchiede des Zweckes und der wirt 
ſchaftlichen Bedeutung, gerecht. Das OLG. hat mit gutem Grunde 
den Betroffenen gegenüber der Härte des Geſetzes geholfen und hätte 
für ſeine Stellungnahme anführen können, daß das öffentliche Vor⸗ 
kaufsrecht wegen feiner anderen Weſensart auch nicht vollſtändig die 
gleichen Rechte gewähren kann wie das private. 

RA. Dr. Wünſchmann, Leipzig. 
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20. Nov. 1920 anzuwenden find, erſcheint das Vorkaufsrecht der Ge⸗ 
meinde infolge ſubjektiver Unmöglichkeit der Leiſtungen ſeitens des 
Vorkaufsberechtigten ausgeſchloſſen. 

Überdies liegt eine jog. gemiſchte Schenkung vor (ſ. RG. 101, 
100). 
f Da der Kl. ſein Grundſtück zu einem ſo niedrigen Kaufpreiſe 
nach dem damaligen Stande der Goldmark zu 19/4, Dollar, nämlich 
zu etwa 40 Mark, überlaſſen hat (während der jetzige Wert auf 
etwa 12 000 % zu bemeſſen ift), erſcheint die Aunahme gerechtfertigt, 
daß der Kl. ſeiner Nichte eine unentgeltliche Zuwendung hat machen 
wollen, wiewohl die Vertragſchließenden bei der Beurkundung des 
Vertrages durch den Grundbuchbeamten den Vertrag als Kaufvertrag 
bezeichnet haben und auch der Kl. bei feinen Eingaben an das 
FA. von einem Kaufvertrage geſprochen hat. 

Da das geſetzliche Vorkaufsrecht einen Vertrag vorausſetzt, bei 
dem der Erwerber des Grundſtücks eine dem Werte desſelben ent⸗ 
ſprechende Gegenleiſtung übernimmt, hier aber größtenteils eine un⸗ 
entgeltliche Zuwendung des Grundſtückes vorliegt, kommt das Vor⸗ 
kaufsrecht der Gemeinde nicht zur Entſtehung, wenn auch im Gel. 
v. 20. Nov. 1920 von Veräußerungsverträgen ſchlechthin die Rede iſt 
und unter Veräußerung auch eine ſchenkungsweiſe Übertragung eines 
Grundſtückes zu verſtehen iſt. Die im Geſetz gewählte Bezeichnung 
„Vorkaufsrecht“ und die Anordnung der entſprechenden Anwendung 
der im BGB. enthaltenen Beſtimmungen über das Vorkaufsrecht 
fegen — wie erwähnt — einen Vertrag voraus, bei dem der Er⸗ 
werber des Grundſtückes eine dem Werte desſelben entſprechende 
Gegenleiſtung übernimmt. Dies iſt hier nicht der Fall. 

(OLG. Dresden, Eniſch. v. 8. Okt. 1924, 3 0 44/24.) 


Düſſeldorf. 2 

18. Monopol des Friedhofgärtners zur gärtneriſchen 
Unterhaltung der Grabhügel. 

Die Gemeinde Weſel gehört zum vormals rechtlichen Teil der 
Rheinprovinz. Der Antragſtellerin liegt alſo nach dem durch Art. 89 
pr. AG BGB. aufrechterhaltenen $ 762 ALR. II, 11 die Verpflichtung 
ob, ihren Friedhof ſeiner Beſtimmung entſprechend zu unterhalten. 
Daraus folgt ihr entſprechendes Recht, für die Unterhaltung der 
Grabſtätten, ſoweit ſich die Angehörigen der Beſtatteten daran be⸗ 
teiligen wollen, allgemeine Beſtimmungen zu treffen, alſo eine Be⸗ 
gräbnisordnung zu erlaſſen. Durch eine ſolche Begräbnisordnung 
werden dann aber nicht unabänderliche vertragliche Rechte begründet, 
ſondern der jeweilige Umfang beſtimmt, in dem die Eigentümerin 
eine Mitwirkung Dritter an der Unterhaltung der Begräbnisplätze 
zulaſſen will. Wollte man ein derartiges, an ſich ſchon aus dem 
Eigentum fließendes Recht der Kirchengemeinde verſagen, dann 
würde ſie ihre Verpflichtung gar nicht gehörig erfüllen können, den 
Friedhof in ſeiner Geſamtheit, entſprechend dem kirchlichen und ört⸗ 
lichen Herkommen, zu unterhalten. Durch willkürliche und für die 
Geſamtheit anſtößige Ausgeſtaltung von Grabſtellen konnte die Ord⸗ 
nung des Friedhofs geſtört und die Gemeinde in der Erfüllung ihrer 
Pflicht gehindert werden. Zum Bereiche der Unterhaltung der Gräber, 
alſo des Friedhofs, gehört auch die hergebrachte gärtueriſche Aus⸗ 
ſchmückung. Die Angehörigen der Gemeinde haben Anſpruch auf 
Beerdigung, aber nicht auf eine beſtimmte Grabſtelle nach Lage und 
äußerer Beſchaffenheit, und ebenſowenig haben die Angehörigen der 
Beſtatteten einen Anſpruch darauf, das Grab lediglich nach ihrer 
Willkür zu unterhalten. Zur Sicherung der gehörigen Unterhaltung 
iſt die Beſtellung eines Friedhofsgärtners mit dem alleinigen Recht 
zur gärtneriſchen Ausſchmückung der Grabſtellen ein durchaus ge⸗ 
eignetes Mittel. Für ein kirchliches oder örtliches Herkommen, wonach 
in Weſel die Wahl des Gärtners der Angehörigen der Beſtatteten zu⸗ 
ſteht, hat der Antragsgegner nichts vorgebracht. Von einer Verletzung 
des ſittlichen oder religiöſen Empfindens der Angehörigen kann jeden⸗ 
falls dann nicht die Rede ſein, wenn es ihnen — wie hier — frei⸗ 
geſtellt iſt, perſönlich oder durch Angeſtellte die Gräber auszuſchmücken 
und nur der freie Wettbewerb der gewerbsmäßigen gärtneriſchen 
Ausſchmückung unterbunden wird. Durch die Anſtellung eines Fried⸗ 
hofsgärtners, der ihren Weiſungen zu folgen hat, mit dem alleinigen 
Recht zur gärtneriſchen Inſtandhaltung erleichtert die Gemeinde die 
gehörige Erfüllung ihrer Pflicht. Sie befördert dadurch auch ihr 
durchaus berechtigtes Intereſſe, die ihr ſelbſt zufallenden Unterhal⸗ 
tungskoſten möglichſt niedrig zu halten. Denn es liegt nahe, daß 
die notwendige Unterhaltung eines Gärtners ſich für ſie weniger 
koſtſpielig geſtalten läßt, wenn ſie ihm das Monopol der gärtneriſchen 
Unterhaltung überträgt. Dann iſt der Gärtner in der Lage, neben 
der Unterhaltung der Grabſtellen für zahlungsfähige Angehörige die 
der Antragſtellerin verbleibenden übrigen Arbeiten zu einem mäßigen 
Lohne auszuführen. Die durch das ALR. getroffene Regelung würde 
aber ſich aus der Beſtimmung des § 903 BGB. ergeben. Die An⸗ 
gehörigen der Verſtorbenen haben nicht ohne weiteres das Recht, die 
ihnen nicht zum Eigentum zuſtehenden Grabſtellen durch einen dem 
Eigentümer nicht genehmen Gärtner unterhalten zu laſſen. Solche 
gewerbsmäßige Betätigung Dritter kann die Gemeinde von ihrem 
Friedhofe fernhalten. Das widerſpricht nicht der Beſtimmung des 
Friedhofs und iſt keine „Beſchränkung der allgemeinen ſittlichen Auf⸗ 
faſſung“. 

(OL. Düſſeldorf, 8. 36, Urt. v. 16. Okt. 1924, 8 U 30624.) 

Mitgeteilt von IR. Dr Schmidt⸗Ernſthauſen, Düffeldorf. 
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Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Königsberg. 

19. Der Gläubiger, der nach 8 326 oder 283 BGB. 
eine Friſt geſetzt und die Leiſtung des Schuldners inner- 
halb der Friſt abgelehnt hat, kann nur die vertragliche 
Leiſtung, nicht aber Schadenerſatz verlangen. 7) 


In dem Vorprozeſſe iſt der jetzige Kl. verurteilt, dem Bell. 
ein ihm verkauftes Motorboot an deſſen Wohnort, Sch., Zug um 
Zug gegen Zahlung von 4000 % zu liefern. Nach Rechtskraft des 
Urteils ſetzte der Bekl. dem Kl. gemäß § 283 BGB. eine Friſt zur 
Lieferung des Bootes bis zum 10. April 1923 mit der Erklärung, 
daß er nach Ablauf der Friſt die Erfüllung ablehne. Am 10. April 
brachte der Kl. dem Bekl. das Boot nach Sch., um es ihm abe 
zuliefern. Der Bekl. war an dieſem Tage nicht zu Hauſe und hatte 
auch keine Vorkehrungen getroffen, damit das Boot in ſeiner Ab⸗ 
weſenheit abgenommen und Zahlung geleiſtet werden konnte. Der 
Kl. nahm das Boot an dieſem Tage unverrichteter Sache wieder 
zurück. Darauf hat der Bekl. auf Grund des rechtskräftigen Urteils 
bei dem Kl. im Wege der Zwangsvollſtreckung das Boot wegnehmen 
laſſen. 

Der Kl. hält dieſe Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig und hat 
gemäß § 767 3PO. die Vollſtreckungsgegenklage erhoben. Er ſteht 
auf dem Standpunkt, daß mangels Lieferung des Bootes durch ihn 
in der geſtellten Friſt der Bell. den Anſpruch auf Erfüllung verloren 
und nur noch den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichk⸗ 
erfüllung habe. 

Der erkennende Senat hält dieſe Rechtsanſicht nicht für zu⸗ 
treffend, weil dadurch, daß der Kl. dem Bekl. innerhalb der ihm 
geſetzten Friſt die Leiſtung tatſächlich ſo, wie ſie zu bewirken war, 
angeboten hat, die Folgen des fruchtloſen Friſtablaufes infolge des 
Gläubigerverzuges des Bekl. nicht eingetreten ſind, ſo daß der An⸗ 
ſpruch auf Lieferung des Bootes ſich nicht in einen Geldanſpruch 
auf Schadenserſatz verwandelt hat, ſondern noch beſteht. Das Vor⸗ 
bringen des Kl., er have das Boot in mangelhafter Form an⸗ 
geboten, iſt unbeachtlich. Denn der Bekl. hat die Leiſtung nicht aus 
dieſem Grund zurückgewieſen. 

(OG. Königsberg, 3. 38, Urt. v. 26. Juni 1923, 4 U 249/23.) 
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20. 811. 3. Steuer NotVO. Auf Grund eines Vor⸗ 
behalts im Begleitſchreiben zur Löſchungs bewilligung 
kann nicht Wiedereintragung der gelöſchten Hypothek be- 
anſprucht werden. f) 

Das LG. hat in dem angefochtenen Beſchluß das Geſuch des 
Antragſtellers, ihm das Armenrecht zu bewilligen, zurückgewieſen, da 
die beabſichtigte Rechtsverfolgung ausſichtslos ſei. Dieſem Stand⸗ 
punkt muß beigetreten werden. 

Der Antragſteller und ſeine Ehefrau haben im Auguſt 1923 
in notariell beglaubigter Urkunde die Löſchung der für ſie auf dem 
Grundſtück des Antragsgegners eingetragenen Reſtkaufgeldhypothek 
von 9000 %, die ihnen ausbezahlt war, bewilligt. Daraufhin iſt 
die Löſchung der Hypothek im Grundbuche erfolgt. Gleichzeitig mit 
der Löſchungsbewilligung hatte der beglaubigende Notar in einem 
Anſchreiben an den Grundſtückseigentümer dem Antragsgegner ge⸗ 
ſchrieben: „Bemerken möchte ich noch, daß ſich das Ehepaar alle 
ſeine Rechte vorbehält, falls ein Reichsgeſetz zum Schutze der Hypo⸗ 
thekengläubiger ergehen ſollte.“ 

Der Antragſteller bezieht ſich auf dieſen Vorbehalt ſeiner Rechte 
und auf die 3. Steuer Not VO. v. 14. Febr. 1924. Er will im Wege 
des Rechtsſtreites die Wiedereintragung der Hypothek erreichen und 
hat dazu das Armenrecht erbeten. 

Das LG. hat mit Recht dieſe Klage als ausſichtslos bezeichnet. 
Die Hypothekengläubiger haben die Löſchung der Hypothek bewilligt. 
Mit der Löſchung iſt ihr dingliches Recht erloſchen. Der Vorbehalt 
in dem Begleitſchreiben konnte die dingliche Sicherung nicht be⸗ 
treffen. Die Löſchung kann nicht in einer hinſichtlich der dinglichen 
Bindung bedingten Weiſe bewilligt werden. Sie kann nur verweigert 
oder — unbedingt — bewilligt werden. Vorbehalte wie im vorliegen⸗ 
den Falle können nur das ſchuldrechtliche Verhältnis treffen. 
Die Beſtimmung des 8 11 der 3. Steuer Not VO. beſagt, daß bei 
Löſchungsbewilligung ohne Vorbehalt eine Aufwertung nicht verlangt 
werden kann. Daraus geht hervor, daß der Vorbehalt eine Auf⸗ 
wertung ermöglichen kann. Es folgt aber daraus kein Anſpruch auf 
Wiedereinſetzung der bereits gelöſchten Hypothek. Die Verfolgung 
dieſes Anſpruchs im Klagewege iſt ausſichtslos. Dem Antragſteller 
ar nur der Weg offen, die Aufwertung feiner Forderung zu bes 
treiben. 


Zu 19. Dem Urteil iſt beizutreten. Die in den 88 283 und 
326 BGB. ausgeſprochenen, für den Schuldner nachteiligen Folgen 
werden dadurch aufgehoben, daß der Schuldner dem Gläubiger die 
Leiſtung anbietet (purgatio morae). 
RA. Dr. Wechſelmann, Königsberg. 
Zu 20. Dieſe Entf. iſt nach dem jetzigen Stande der Recht⸗ 
ſprechung falſch. Das KG. hat wiederholt und zuletzt durch Be⸗ 
ſchluß v. 18. Sept. 1924 (f. DNotV. 1924, 380 ff.) ausgeſprochen, daß 
bei einem ſolchen Vorbehalt die Wiedereintragung zulaflig iſt. Vgl. 
noch die Beſchlüſſe des KG. und BayObs G. in DNotV. 1924, 
155, 310 ff. Geh. IR. Dr. Oberneck, Berlin. 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


Die Koſten der erfolgloſen Beſchwerde treffen ihn nach 8 91 
ZRO., 838 Abſ. 2 DGG. 
(OLG. Naumburg, 5. 38, Beſchl. v. 28. April 1924, 5 W 68/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kopfſtein, Seeſen a. H. 
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21. 88 5—11 RSiedlh. Das Vorkaufsrecht des Reichs- 
ſiedlungsgeſetzes kann bei Grundſtücksaustauſchverträgen 
nicht ausgeübt werden? f) 


Nach § 11 des Riedl. find die Vorſchriften der 88 5—10, 
die das Vorkaufsrecht der gemeinnützigen Siedlung sunternehmen im 
Falle des Verkaufs eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks regeln, 
„ſinngemäß auf andere Verträge anzuwenden, die auf die Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtücks gegen Entgelt gerichtet ſind“. Da der 
Tauſch unbedenklich als entgeltlicher Veräußerungsvertrag anzuſpre⸗ 
chen iſt, wollen die Kommentatoren des RSiedlG. den § 11 auf alle 
Verträge, die die Vertauſchung eines Grundſtückes zum Gegenſtande 
haben, ausgedehnt wiſſen und den gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 
nehmen bei Tauſchverträgen allgemein ein Vorkaufsrecht einräumen. 
(Ponfick⸗Glaß, Anm. 1 zu § 11 und Anm. 4 zu 86; Holz⸗ 
apfel, Anm. 1 zu § 11; Haack, Aum. zu 811; Hinckelmann 
im Arch. für innere Koloniſation XIII, 195.) Dieſer Rechtsauf⸗ 
faſſung kann jedoch nicht im vollen Umfange beigetreten werden. Sie 
iſt jedenfalls, ſoweit ein reiner Grundſtückstauſchvertrag wie im vor⸗ 
liegenden Falle in Frage ſteht, abzulehnen, und zwar mit Rückſicht 
auf die rechtliche Natur des Vorkaufs, die Entſtehungsgeſchichte des 
811 und feine Zweckbeſtimmung. Nach 8505 Abſ. 2 BGB. kommt 
mit der Ausübung des Vorkaufsrechts der Kauf zwiſchen dem Berech⸗ 
tigten und Verpflichteten „unter den Beſtimmungen zuſtande, welche 
der Verpflichtete mit dem Dritten vereinbart hat“. Daraus folgt, 
daß die Vorſchriften über den Vorkauf beim Tauſch dann nicht an⸗ 
wendbar ſind, wenn der Vorkaufsberechtigte die Tauſchleiſtung nicht 
gewähren kann. (RG. 88, 364 — ZW. 1916, 1333.) Das iſt bei 
einem reinen Grundſtückstauſchvertrage der Fall, da der Vorkaufs⸗ 
berechtigte nicht in der Lage iſt, das von dem Dritten vertauſchte 
Grundſtück herzugeben, und die Verſchaffung dieſes Grundſtücks auch 
keine Nebenleiſtung iſt, die nach 8 507 BGB. durch Werterſatz aus⸗ 
geglichen werden könnte. (RG. a. a. O.) Dieſe Grundſätze des bür⸗ 
gerlichen Rechts waren von der preuß. VO., betr. das geſetzliche Vor⸗ 
kaufsrecht an land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Beſitzungen v. 23. Dez. 
1918 (GS. 1919, 3ff.), einem Vorläufer der ſpäteren reichsgeſetz⸗ 
lichen Regelung des Siedlungsweſens, durchbrochen worden. Sie be⸗ 
ſtimmte in ihrem 8 9 ausdrücklich die Zuläſſigkeit des Vorkaufsrechtes 
bei Tauſchverträgen und ſah für den Fall, daß der Vorkaufsberechtigte 
zur Bewirkung der Leiſtung des Dritten außerſtande war, ſtatt der 
Leiſtung Werterſatz vor, der gemäß 8 6 nach den Vorſchriften des 
Enteignungsgeſetzes feſtgeſtellt werden ſollte. Dieſe Beſtim mungen 
find bei der ſpäteren reichsgeſetzlichen Regelung weder von der VO. 
zur Beſchaffung von landwirtſchaftlichem Siedlungslande v. 29. Jan. 
1919 (RGBl. 115ff.) noch vom Reichsſiedlungsgeſetze ausdrücklich 
übernommen worden. Beide haben den Tauſchvertrag nicht beſonders 
aufgeführt, ſie ſehen in der unbeſtimmt gehaltenen Faſſung des über⸗ 
einſtimmenden § 11 die ſinngemäße Anwendung des Vorkaufsrechtes 
bei anderen entgeltlichen Verträgen vor. Aus dieſer weitergehenden 
Faſſung gegenüber dem 89 der VO. v. 23. Dez. 1918 will das 
KG. (in einem nicht veröffentlichten Beſchluß, der zu den Akten 
überreicht war) entnehmen, daß der Geſetzgeber das Vorkaufsrecht im 
weiteſten Umfange und insbeſondere beim Tauſch als dem neben 
dem Kaufvertrage häufigſten Falle des entgeltlichen Eigentumswechſels 
bei Grundſtücken habe gewähren wollen, es vermißt allerdings die 
Vorſchrift der preuß. VO. über Werterſatz an Stelle der Tauſch⸗ 
leiſtung, meint aber, daß dieſe vom Geſetzgeber mit Rückſicht auf 
8507 BGB. für überflüſſig gehalten ſei. Dem kann jedoch nicht 
zugeſtimmt werden. Wenn das Vorkaufsrecht bei Tauſchverträgen 
fortbeſtehen ſollte, war die Vorſchrift über den Werterſatz keines⸗ 
wegs überflüſſig, ſondern unbedingt nötig. Das konnte der Geſetz⸗ 
geber nicht verkennen. Es muß auch angenommen werden, daß der 
Geſetzgeber die Zuläſſigkeit des Vorkaufsrechts bei Tauſchverträgen, 
zumal ihm die dahingehenden ausdrücklichen Beſtimmungen der preuß. 
BO. vorlagen, klar zum Ausdruck gebracht haben würde, wenn er 
das Vorkaufsrecht jo weit erſtreckt wiſſen wollte (RG. 104, 44 ff.). 
In der abweichenden Faſſung des Geſetzes iſt vielmehr eine bewußte 
Abänderung des Umfanges des Vorkaufsrechtes und eine Rückkehr 
zu den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts zu erblicken. Das wird 
durch die Verhandlungen in der Nationalverſammlung anläßlich der 
Beratung des Geſetzes (Sten Ber. 1919 Bd. 327 S. 1194) beſtätigt. 
Der Abg. Hampe wies darauf hin, daß der 8 11 nach feinem Wort⸗ 
laute auch auf Tauſchverträge Anwendung finden könne. Er ſtellte 
jedoch in Übereinſtimmung mit dem Regierungsvertreter, dem Unter⸗ 
ſtaatsſekretär Scheidt, feſt, daß bei dem Austauſche von Grund⸗ 


Zu 21. Die Entſch. iſt voll überzeugend. Auffallend iſt, daß 
3. B. Haack Anm. zu 8 11 die Erklärung des Regierungsvertreters 
bei der 2. Leſung Sitz Ber. S. 1194 damit abtut, dieſe könne nicht 
für zutreffend erachtet werden. Etwas mehr Kenntnis von Inhalt 
und Wille einer von ihm vertretenen Geſetzesvorlage muß man doch 
bei einem Regierungsvertreter vorausſetzen. 
Geh. IR. Dr. Re woldt, Berlin. 
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ſtücken ein Vorkaufsrecht begrifflich nicht in Frage kommen könne. 
Der Zweck des § 11 wurde dahin feſtgelegt, daß er lediglich Geſetzes⸗ 
umgehungen verhüten ſolle. Dementſprechend wurde von dem Re⸗ 
gierungsvertreter die Auffaſſung vertreten, daß Tauſchverträge nur 
dann unter 5 11 fallen würden, wenn der Tauſch ein verſchleierter 
Verkauf ſei. Ein reiner Grundſtückstauſchvertrag kann aber auch 
niemals als eine Umgehung eines Kaufvertrages angeſehen werden, 
da Zweck und Erfolg durchaus verſchieden ſind. Der rechtfertigende 
Grund, weshalb das Reichsſiedlungsgeſetz im Falle von Verkäufen 
und verkaufsähnlichen Geſchäften des Vorkaufsrechts gibt, liegt darin, 
daß das Grundſtück, wie der Abſchluß des Geſchäfts zeigt, dem Eigen⸗ 
tümer und dem Gute hinſichtlich der Bewirtſchaftung entbehrlich iſt. 
Dieſer Grund fällt aber bei einem reinen Tauſchgeſchäfte fort, denn 
hierbei wird kein Land als entbehrlich abgeſtoßen, es erfolgt viel⸗ 
mehr nur ein Austauſch zur Hebung der Wirtſchaft. 
(OLG. Naumburg, Urt. v. 17. Juni 1924, 7 U 235/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Cornelius, Naumburg. 
* 
Nürnberg. 


22. 3. Steuer Not VO. Trotz vorbehaltloſer Annahme 
der Forderung beſteht ein Anſpruch auf Aufwertung der 
für dieſelbe eingetragenen Hypothek, ſolange der Gläu⸗ 
biger nicht die Löſchung der Hypothek bewilligte. 


Für den Bekl. war auf dem Anweſen des Kl. eine Forderung 
ſamt dafür beſtellter Hypothek eingetragen. Der Kl. begehrte die 
Löſchung dieſer Hypothek, weil der Bekl. vorbehaltslos einen — dem 
Aufwertungsbetrag bei weitem nicht entſprechenden — Papiermark⸗ 
betrag als Zahlung angenommen habe. Das LG. Ansbach erkannte, 
daß der Kl. über die vorbehaltsloſe Annahme den Eid zu leiſten und 
nach Eidesleiſtung der Bekl. in die Löſchung der Hypothek zu 
willigen habe. Das OLG. Nürnberg hat unter Aufhebung des be⸗ 
dingten Urteils die Klage abgewieſen: Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob Bekl. die fragliche Hypothekkapitalſumme mit oder ohne Vorbehalt 
angenommen hat oder nicht. Trotz etwaiger vorbehaltsloſer An⸗ 
nahme der Schuldſumme beſteht noch ein Anſpruch auf Aufwertung 
der Hypothek. So iſt in jedem Fall der Anſpruch des Kl., auch wenn 
Bekl. den Vorbehalt nicht gemacht haben ſollte, unbegründet. Die 
3. Steuer NotVO. unterſcheidet zwiſchen Hypothek und der durch Hypo⸗ 
thek geſicherten Forderung (8 1 Abſ. 2 Nr. 1 und 4). Die vorbehalts⸗ 
loſe Annahme der Zahlung bringt deshalb den Aufwertungsanſpruch 
nur hinſichtlich der Forderung zum Erlöſchen, läßt aber den An⸗ 
ſpruch hinſichtlich der Hypothek unberührt. Der Gläubiger kann, 
inſolange er nicht die Löſchung bewilligt (wie hier), noch Aufwertung 
nach den Beſtimmungen der VO. beanſpruchen, und deshalb kann 
der Eigentümer die Löſchung der Hypothek nicht verlangen (JW. 1924, 
1277, 1274 a. A., 1259, 871). 

(OLG. Nürnberg, 2. ZS., Urt. v. 20. Okt. 1924, L 238/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Berlin. d) Strafſachen. 

1. Tragweite des Verbots des nichtgenehmigten 
Abbruchs von Gebäuden und Gebäudeteilen in lokalen 
Wohnungsmangelverordnungen. f) 


Nach 8 1 Buchſt. a der Anordnung des Kreisausſchuſſes in 
Schweidnitz v. 20. Nov. 1919 dürfen ohne Zuſtimmung des Kreis- 
Perlen Gebäude oder Teile von Gebäuden nicht abgebrochen 
werden. 

Die Vorſchrift, gegen deren Rechtsgültigkeit keine Bedenken be⸗ 
ſtehen, iſt auf Grund der den Gemeindebehörden im 8 2 Buchſt. a der 
Bekanntmachung v. 23. Sept. 1918 über Maßnahmen gegen Woh⸗ 
nungsmangel (RGBl. 1443) erteilten Ermächtigung erlaſſen. Sie 
will verhindern, daß bereits vorhandene Wohnräume entweder ver⸗ 
nichtet oder ihrem Zwecke entzogen werden; ſie will aber auch die 
Umwandelung anderer Gebäude in ſolche, die Wohnzwecken dienen, 
nach Möglichkeit fördern und gewährleiſten. Der Geſetzgeber iſt 
dabei davon ausgegangen, daß es zur Hebung der beſtehenden 
Wohnungsnot angebracht ſei, der zuſtändigen Behörde die Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu übertragen, ob ein zum Bewohnen bisher nicht 
beſtimmtes Gebäude ganz oder teilweiſe abgebrochen oder aber in 
ein Wohngebäude umgewandelt werden ſoll, da es regelmäßig leichter 
ſein wird, eine ſolche Umwandlung vorzunehmen, als ein neues 
Wohngebäude herzuſtellen. Ohne die Zuſtimmung der Behörde ſoll 
der Eigentümer oder ſonſtige Berechtigte daher nicht befugt ſein, 
den Abbruch vorzunehmen. 

„Daß dies der Sinn und der Zweck der Vorſchrift iſt, geht aus 
der Wahl der Worte hervor; ſie ſpricht nicht von „Wohngebäuden“ 
und von Teilen von „Wohngebäuden“, ſondern von Gebäuden 
und von Teilen von Gebäuden ſchlechthin, ſie trifft mithin auch 
andere als Wohngebäude, z. B. Fabrikgebäude, Scheuern, Stall⸗ 


Zu 1. 1. Die Entſch. behandelt zwar einen noch nach der 
RWohn Mang VO. v. 23. Sept. 1918 zu beurteilenden Fall. Die 
angewandten Rechtsbegriffe kehren aber in 8 2 des RWohnMangGeſ. 
v. 26. Juli 1923 (RGBl. 754) unverändert wieder. Die vom 
KG. entwickelten Geſichtspunkte find daher für das geltende Recht un⸗ 
mittelbar verwendbar. 

2. Das Verbot des ungenehmigten Abbruchs von Gebäuden 
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gebäude; auch ſolche Gebäude ſollen ohne Zuſtimmung der Behörde 
nicht abgebrochen werden dürfen, weil fie möglicherweiſe zu Wohn⸗ 
zwecken verwendet werden konnten. Hiernach kommt es im vorliegen⸗ 
den Falle nicht darauf an, ob das Krankenhaus in K. ein Wohn⸗ 
gebäude war und durch einen Abbruch Wohnzwecken entfremdet 
worden wäre; weſentlich iſt nur, ob es ein Gebäude i. S. der ge⸗ 
dachten Vorſchrift geweſen iſt, und dieſe Frage iſt nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsgerichts unbedenklich zu bejahen. 

Nun meint die St., daß durch die Handlungen der beiden 
Angekl. ein Abbruch von Teilen dieſes Gebäudes erfolgt ſei. Ihren 
bei dieſer Gelegenheit gemachten Ausführungen über das Weſen des 
Abbruchs von Gebäuden oder Gebäudeteilen war beizutreten. Wenn 
der Ferienſtrafſenat des KG. in dem Urteil v. 20. Juli 1920 (Jahr⸗ 
buch Bd. 53, 397) erllärt, daß man rein ſprachlich mit „Abbrechen“ 
den Begriff eines wenigſtens zum Teil vom leeren Luftraum be⸗ 
grenzten Gegenſtandes verbindet, ſo kann dies nicht aufrecht erhalten 
werden. Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch wird mit dem Ab⸗ 
bruch von Gebäuden und Gebäudeteilen ſchon dann begonnen, wenn 
die mit dem Gebäude feſt verbundenen, für ſeine Zwecke unbedingt 
nötigen Sachen von ihm mit Gewalt losgelöſt werden. Daß die er⸗ 
wähnte Vorſchrift ſich dieſem Sprachgebrauch angeſchloſſen hat und 
auch wirklich anſchließen wollte, beweiſt ihr Zweck der Erhaltung 
oder der Neubeſchaffung von Wohnungen. 

Geht man hiervon und von der Begriffsbeſtimmung der StR. 
aus, ſo entfällt, wie ja auch das BG. ſelbſt annimmt, die Ent⸗ 
fernung der beweglichen Einrichtungen in dem Krankenhauſe, mithin 
auch die der elektriſchen Leitung, die der Verteidiger der Angekl. be⸗ 
ſonders hervorgehoben hat. Weiter entfällt aber auch das Loslöjen 
der Frieſenverkleidung von den Wänden und die Entfernung des 
Linoleumbelags. Die Entfernung dieſer drei Einrichtungen aus dem 
Krankenhauſe machte die weitere Benutzbarkeit des Gebäudes, nament⸗ 
lich zu Wohnzwecken, nicht unmöglich; dieſe Einrichtungen waren 


oder Gebäudeteilen erſtreckt ſich, wie die Eutſch. mit zutreffender 
Begründung ausführt, übrigens auch allgemein angenommen wird, 
nicht nur auf Wohngebäude und Teile von Wohngebäuden, ſondern 
auf Gebäude und Gebäudeteile ſchlechthin. Mit Recht lehnt es das 
KG ab, den ungenehmigten Abbruch dann für zuläſſig zu erklären, 
wenn er nicht den Zweck hat, das Gebäude ganz oder teilweise 
Wohnzwecken zu entziehen. Die Einwirkung auf den Wohnungsmarkt 
iſt nicht vom Gericht zu prüfen; das Genehmigungserfordernis ge⸗ 
währleiſtet, daß die Frage der Zweckmäßigkeit der Zulaſſung des 
Abbruchs rechtzeitig von der hierzu berufenen Behörde geprüft 
werden kann. 

3. Die Anwendung des Begriffes „Abbruch von Gebäuden“ 
unterliegt keinen Schwierigkeiten; Streitfragen tauchen hiergegen 
auf, wenn das „Abbrechen von Gebäudeteilen“ in Frage ſteht. Bei 
jedem hier in Betracht kommenden Fall bedarf es der Prüfung, ob 
ein Gebäudeteil in Frage kommt, ſo ob die elektriſche Leitung, die 
Frieſenverkleidung an den Wänden, der Linoleumbelag, das Trep⸗ 
pengeländer uſw. Teile oder nur Zubehör des Gebäudes ſind. 
Innenwände ſind zweifellos Gebäudeteile. Der in der vorſtehen⸗ 
den Entſcheidung verlaſſene Standpunkt, den das KG. im Urteil 
v. 20. Juni 1920 (JW. 1921, 254) eingenommen hatte, ging dahin, 
daß man „Innenwände“ nicht als „Gebäudeteil“ anſehen konne, 
die man „abbrechen“ könne. Abbrechen könne man nur einen, wenig⸗ 
ſtens zum Teil, vom leeren Luftraum begrenzten Gegenſtand; ab⸗ 
bruchsfähige Gebäudeteile ſeien alſo nur Außenmauern. Das wider⸗ 
ſpricht, wie nun mit Recht ausgeführt wird, dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch. Warum ſoll das Abbrechen einer Innenwand nicht 
Abbrechen eines Gebäudeteiles ſein? Das KG., dem Warneyer⸗ 
Buchwald, Wirtſchaftl. Nebengeſetze S. 70 gefolgt waren, hatte 
in der Entſch. v. 20. Juni 1920 ſich durch die Erwägung mitbeſtimmen 
laſſen, daß bei gegenteiliger Auslegung — Erſtreckung des Abbruch⸗ 
verbotes auf Innenwände — die weitere Veſtimmung, wonach die 
Vereinigung mehrerer Wohnungen unterſagt werden könne, über⸗ 
flüſſig erſcheine; denn eine ſolche Vereinigung laſſe ſich ſchlechter⸗ 
dings nicht anders als durch Einreißen von Zwiſchenwänden be⸗ 
werkſtelligen. Auch letzteres iſt unrichtig; man braucht nur an die 
nebeneinander befindlichen Doppelwohnungen zu denken, die durch 
bloß zugeſtellte Türen miteinander verbunden ſind. Warum a. a. O. 
der Begriff „Gebäudeteil“ ein anderer ſein ſoll als ſonſt im Rechts⸗ 
leben, iſt nicht erſichtlich. „Teil eines Gebäudes“ und „Beſtandteil 
eines Gebäudes“ i. S. der §s 93 ff. BGB. find dasſelbe. Daß es 
ſich um für die Zwecke des Gebäudes „unbedingt nötige Sachen“ 
handelt, dürfte entgegen der vorſtehenden Entſcheidung nicht zu⸗ 
treffen. Ebenſo entbehrt die Meinung von Kiefersauer (Grund⸗ 
ſtücksmiete 1. Teil, 2. Aufl.), daß unter Abbruch die Veränderung 
zu verſtehen ſei, durch die der Rauminhalt eines Gebäudes ver- 
mindert wird, der Begründung im Geſetz. Dies iſt nicht ohne prak⸗ 
tiſche Tragweite. Vom Standpunkte Kiefersauers aus wäre bei⸗ 
ſpielsweiſe der Hausbeſitzer, der die Treppe des Hauſes abgebrochen 
hat, um ſeine Mieter am Betreten ihrer Wohnung zu hindern und 
ſie damit zum Verlaſſen des Hauſes zu bringen, nicht ſtrafbar. Daß 
Treppengeländer und Kloſettanlage Gebäudeteile ſind, nimmt das 
KG. mit Recht an. Oo dieſe Auffaſſung auch bezüglich der Hei⸗ 
zungsanlage und des Waſſerreſervoirs zutrifft, mag eine Frage des 
Einzeljallesfein. RA. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 
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entweder überhaupt nicht erforderlich oder konnten leicht durch 
andere Gegenſtände erſetzt werden; ihre Entfernung ſtellt keinen Ab⸗ 
bruch des Gebäudes oder eines Gebäudeteiles dar. Hingegen iſt ſolches 
der Fall bei der Abnahme des Treppengeländers, der Eutfernung 
der Kloſettanlagen, der völligen Wegnahme der Heizungsanlage und 
der Entfernung des Waſſerreſervoirs auf dem Boden. Durch dieſe 
Handlungen wurde die weitere Benutzbarkeit des Krankenhauſes auf⸗ 
gehoben und ſeine Umwandlung in Wohnräume erheblich erſchwert. 
Ob fie zweckmäßig waren und ob der Angekl. H. die entfernten An⸗ 
lagen durch andere Einrichtungen erſetzen kounte und wollte, iſt 
gänzlich bedeutungslos. Ohne Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes 
durften ſolche, den Abbruch eines Gebäudeteiles darſtellenden Hand⸗ 
lungen nicht vorgenommen werden. Weil die Angekl. dieſe Zuſtim⸗ 
mung nicht eingeholt haben, waren ſie wegen Zuwiderhandlung gegen 
den § 1 Buchſt. a a. a. O. ſtrafbar. 

Das Verſchulden der beiden Angekl. iſt von der StͤK. aus⸗ 
führlich und rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellt. Die hiergegen er⸗ 
hobenen tatſächlichen Einwendungen der Reviſion können nicht be⸗ 
achtet werden. Sollten die Angekl. ihre Handlungen nicht als „Ab⸗ 
brechen“ i. S. der Vorſchrift angeſehen haben, ſo würden ſie übri⸗ 
gens im Strafrecht geirrt haben. Die Entſchuldigungs O. v. 18. Jan. 
1917 (RGBl. 58) würde nicht anwendbar fein, da die Beſtrafung 
gemäß 8 10 des Geſetzes v. 11. Mai 1920 über Maßnahmen gegen 
Wohnungsmangel (RGBl. 949) erfolgt iſt. 

(KG., 1. StS., Urt. v. 5. Febr. 1924, 18 17/24.) 
Mitgeteilt von KGR. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
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2. Begriff und Umfang der „polizeimäßigen Rei⸗ 
nigung“ öffentlicher Wege. 

Der Angekl. hat in den Monaten April und Mai 1923 die 
an ſeinem Grundſtücke entlang führenden Straßen in St. inſofern 
nicht vollſtandig gereinigt, als er es unterließ, das Gras aus den 
Straßengräben zu entfernen. Die Entfernung des Graſes hat er 
trotz der Aufforderung durch die Polizeibehörde nicht vorgenommen. 

Die Strafkammer erachtet den Angekl. einer Übertretung des 
Ortsſtatuts der Landgemeinde St. v. 13. Marz 1913 und der 
Polizei O. der Polizeiverwaltung in St. v. 14. April 1913 für 
nicht ſchuldig, da die Entfernung des Graſes aus den Straßengräben 
unter den Begriff der polizeimäßigen Reinigung i. S. des preuß. 
Gef. über die Reinigung öffentlicher Wege v. 1. Juli 1912 (GS. 187) 
und i. S. des Ortsſtatuts ſowie der Polizei O. nicht falle. 

Der Anſicht der Strafkammer kounte nicht beigetreten werden. 

In dem Geſ. v. 1. Juli 1912 iſt erſchöpfend nicht beſtimmt, 
welche Leiſtungen begrifflich zur polizeimäßigen Reinigung ge⸗ 
hören. Nur einzelne darunter fallende Leiſtungen ſind im §1 teils 
mit Rückſicht auf ihre Wichtigkeit, teils zur Beſeitigung aus der 
Rechtſprechung ſich ergebender Zweifel beſonders erwähnt. Begrifflich 
erſtreckt ſich die polizeimäßige Reinigung auf die Entfernung aller 
nicht zum Wege gehörender Gegenſtände vom Wege, die entweder 
ſelbſt unrein find oder von denen anzunehmen iſt, daß ſie durch 
Hinzutritt anderer Umſtände eine Unreinlichkeit verurſachen werden. 
Geht man hiervon aus, ſo kann es kaum zweifelhaft ſein, daß die 
polizeimäßige Reinigung auch die Beſeitigung von Gras in fi 
ſchließt. Das auf den Wegen befindliche Gras verhindert das ſchnelle 
Ablaufen der ſich anſammelnden Feuchtigkeit und bewirkt die Ver⸗ 
ſchmutzung der Wege. Gleichgültig iſt, ob das Gras ſich auf dem 
Wegeplanum, auf der Fahr⸗ oder Gehbahn, auf den Wegeböſchungen, 
in den Wegegräben oder Rinnſteinen beſindet. Denn auch an allen 
dieſen Stellen verurſacht der Graswuchs die Mögtichkeic einer Ver⸗ 
unreinigung, deren Beſeitigung als polizeiliche Wegereinigungspflicht 
anzuſehen iſt (vgl. Hecht, Geſetz über die Reinigung öffentlicher 
Wege, 2. Aufl., S. 26 u. 105). 

Hiernach beruht das angegriffene Urteil auf der Verkennung 
einer ſachlichen Rechtsvorſchrift. 

In der neuen Verhandlung wird auch die Natur der an dem 
Grundſtück des Angekl. entlang führenden Straßengräben feſtzuſtellen 
und aufzuklären fein, ob dieſe Straßengräben unter den im 8 1 
des Ortsſtatuts v. 13. März 1913 aufgeführten Begriff „Rianſtein“ 
fallen, oder ob ſie ſonſt einen Beſtandteil oder ein Zubehör des 
Straßenplanums bilden. Weiter wird zu erörtern ſein, ob die 
Reinigung dieſer Gräben eine völlige Entfernung des dort ange⸗ 
wachſenen Graſes oder nur ſeine Kürzung, ſein Schneiden, erfordert. 
Dabei wird es darauf ankommen, ob die Straßengräben gepflaſtert 
oder ſonſt befeſtigt ſind oder ob ſie ſich nur als ſogenannte Chauſſee⸗ 
gräben darſtellen. 

(KG., 1. StS., Urt. v. 11. März 1924, 1 8 123/24.) 
Mitgeteilt von KR. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Kiel. * 


3. 56 Maß⸗ und Gewichts O. Gemäß dieſer Vor- 
ſchrift beſteht eine allgemeine Eichpflicht auch der bei 
der Qualitätsbeſtimmung von Waren im öffentlichen 
Handelsverkehr verwendeten Meßgeräte. 7) 

In dem angefochtenen Urteil iſt feſtgeſtellt, daß in dem Ge⸗ 
ſchäft des Angekl. B., in dem der Angekl. T. Prokuriſt iſt, ſich fünf 


Zu 3. Das Urteil iſt nach Inkrafttreten der neuen Maß⸗ und 
GewichtsO. (1. April 1912) das erſte aus höchſter Inſtanz, welches 
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jog. Getreideprober vorgefunden haben, die bereit ſtanden, gegebenen⸗ 
falls ihrer Zweckbeſtimmung entſprechend im geſchäftlichen Verkehr 
verwandt zu werden. Sie dienen zur Feſtſtellung des ſpezifiſchen 
Gewichtes des Getreides, alſo zur Feſtſtellung der Qualität. 

Die nach 8 46 der VO. v. 4. Jan. 1924 zuläſſige Reviſion 
rügt, daß der erſte Richter die Eichungspflicht dieſer Getreideprober 
verneint hat, weil fie nur für Qualitäts feſtſtellungen verwendbar 
ſeien. 

Nach § 6 Abſ. 1 der Maß⸗ und Gewichts O. v. 30. Mai 1908, 
RGBl. 349 (zit. in Folg. MO), dürfen zum Meſſen und Wägen 
im öffentlichen Verkehr, ſofern dadurch der Umfang von Leiſtungen 
beſtimmt werden ſoll, nur geeichte Maße, Gewichte und Waagen an⸗ 
gewendet und bereit gehalten werden, und der 8 22 enthält eine 
Strafandrohung für den Fall der Zuwiderhandlung. Aus dem in 
9 6 gebrauchten Ausdruck „Meſſen“ und „Wägen“ kann nicht ent- 
nommen werden, daß nur ſolche Maße, Gewichte und Waagen eich⸗ 
pflichtig ſind, die der Feſtſtellung der Quantität zu dienen be⸗ 
ſtimmt ſind. Der Ausdruck umfaßt Meſſungen und Wägungen 
jeder Art. Vor dem Inkrafttreten der MED. v. 30. Mai 1908 
war es anders. Es galt die MGD. v. 17. Aug. 1868, welche von 
„Zumeſſen“ und „Zuwägen“ ſprach; dieſer Ausdruck konnte füglich 
nur auf die Feſtſtellung der Quantität bezogen werden, weil nur 
eine Menge zugemeſſen oder zugewogen werden kann. Die Ande⸗ 
rung des Ausdrucks erfolgte nun allerdings nicht, um klarzuſtellen, 
daß künftighin auch Qualitätsmeſſer eichpffich.ig ſeien, ſondern aus 
einem anderen Grunde, um nämlich die hervorgetretenen Zweifel 
zu beſeitigen, ob das Geſetz die Anweſenheit des Käufers beim Zu⸗ 
meſſen und Zuwägen verlange. Die Wahl des allgemeineren Aus⸗ 
drucks „Meſſen“ und „Wägen“ hatte aber gleichzeitig zur Folge, 
daß die Eichpflicht hinfort nicht auf Quantitätsmaße beſchränkt 
blieb, eine Folge, deren ſich der Geſetzgeber auch vollauf bewußt 
geweſen iſt, wie die Begründung der MG. v. 30. Mai 1908 
ergibt. Gerade mit Rückſicht auf die nunmehr gewählte allgemeine 
Faſſung erſchien es geboten, wie in der Begründung ausgeführt iſt, 
„zum Ausdruck zu bringen, daß nicht jedes Meſſen und Wägen, 
ſondern nur ein ſolches in Betracht kommt, das unter den Betei⸗ 
ligten den Umfang von Leiſtungen beſtimmen ſoll“. Um weſſen 
Leiſtungen es ſich dabei handelt, ob um die des Lieferanten oder 
um die Gegeuleiſtung des Empfängers, iſt gleichzültig. Eine Eins 
ſchränkung dahin, daß nur die Leiſtungen des Lieferanten in Frage 
kommen ſollen, iſt aus der allgemein gehaltenen Faſſung nicht zu 
entnehmen. In der Begründung wird denn auch ein Beiſpiel er- 
wähnt, das gerade den hier vorliegenden Fall trifft, denn es heißt 
dort: „Es werden daher künftig auch die zur Feſtſtellung der Qua⸗ 
lität einer Ware dienenden Meßgeräte, ſofern ſich nach dem Er- 
gebnis dieſes Meſſens oder Wägens der Umfang von Leiſtungen, 
3. B. der Kaufpreis, beſtimmen ſoll, im Verkehr nur gebraucht wer 
den durfen, wenn ſie geeicht find.’ . 

Es trifft alſo nicht zu, daß, wie das AG. meint, die in 8 6 
MOD. vorgenommene Anderung lediglich redaktioneller Art iſt, viel- 
mehr iſt der ganze Begriff der eichpflichtigen Maße gegen früher ein 
anderer geworden. 


die allgemeine Eichpflicht der bei der Qualrtärs beſtimmung von 
Waren im öffentlichen Handelsverkehr verwendeten Meßgeräte her 
vorhebt; es iſt daher von hervorragender Bedeutung. 

Es handelt ſich im vorliegenden Falle um die Eichpflicht von 
ſogenannten Getreideprobern, wenn nach dem Ergebnis ihrer Be- 
nutzung der Umfang von Leiſtungen im öffentlichen Verkehr be— 
ſtimmt wird. 

Die Handhabung beim Getreideprober iſt einmal ein Abmeſſen 
einer Meuge Getreide mit einem Hohlmaß (J =, 11 =, oder 
201 Maß) und das andere Mal die Feſtſtellung des Gewichts 
dieſer Menge auf einer Waage, woraus ſich das Gewicht der Volumen⸗ 
einheit oder das ſpezifiſche Gewicht der unterſuchten Getreideſorte 
ergibt. Durch Verbindung einer Meſſung mit einer Wägung unter 
Wahrung gewiſſer Vorausſetzungen wird alſo hier die Qualitäts- 
beſtimmung einer Handelsware vollzogen. 

Die Getreideprober find als Qualitätsmeßgeräte in der MG. 
nicht beſonders angeführt. Nach der Begründung zum Geſetz ſollen 
eben alle möglichen Fälle zur Eichpflicht erfaßt werden, in denen 
durch Meßgeräte Qualitätsbeſtimmungen von Waren im öffentlichen 
Handelsverkehr ſtattfinden. 

Irrig, aber hier nicht von ausſchlaggebender Bedeutung, iſt, 
vielleicht veranlaßt durch das nicht ganz zutreffende Wörtchen 
zkünftig“ in dem angeführten Text der Begründung zu 8 6 der 
M., die Ausführung in den Urteilsgründen, daß die Eichpflicht 
in der vor dem 1. April 1912 geltenden MED. v. 17. Aug. 1868 
auf Beſtimmungen der Quantität beſchränkt geweſen ſei. 

Auch ſchon ſeit 1868 kannte die MED. Qualitätsbeſtimmungen, 
die nur mit geeichten Meßgeräten bei öffentlichen Handelsgeſchäften 
vollzogen werden durften, allerdings nach Art. 11 dieſer MGO. nur 
eine Art, nämlich die Ermittlung des Alkoholgehalts weingeiſtiger 
Flüſſigkeiten durch Alkoholometer beim Verkauf ſolcher nach Stärke⸗ 
graden. 

Der 8 8 der neuen MID. hat dieſen Fall der Qualitätsbeſtim 
mung aus Art. 11 der alten MED. wieder übernommen 
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Das AS. hat bereits feſtgeſtellt, daß die Prober bereit ſtan⸗ 
den, um gegebenenfalls im geſchäftlichen Verkehr verwandt zu wer⸗ 
den. Es iſt alſo auch das weitere Erfordernis für die Anwendbar⸗ 
keit des § 6 vorhanden, daß nämlich das Meſſen und Wägen „im 
öffentlichen Verkehr“ erfolgt. Den Gegenſatz dazu bildet der ein⸗ 
ſeitige Privatgebrauch im inneren Betriebe des Verkäufers (vgl. 
Stenglein, Strafrechtl. Nebengeſ. Bd. 1 S. 1000 Anm. 2 zu 
86 MG.). 

(Ov G. Kiel, Urt. v. 26. Inni 1924, 3 S 180/24.) 


* 


4. 56 Maß⸗ und Gewichts O. v. 30. Mai 1908. Meß⸗ 
geräte, deren Benutzung durch einen Verkäufer in irgend 
einer Weiſe auch für die Vertragsleiſtung gegenüber dem 
Käufer von Bedeutung werden kann, ſind der Eichpflicht 
i. S. des 8 6 der MG. unterworfen. +) 

Die Feſtſtellung des AG., der Angekl. habe die an Kornhändler 
verkauften Säcke Getreide zwar unter Benutzung der ungeeichten 
Dezimalwaage und Gewichte gefüllt, die Beſtimmung des Vertrags 
gewichts ſei aber erſt bei Ablieferung an den Kornhändler unter Be 
nutzung von deſſen Waage geſchehen, rechtfertigt noch nicht unter allen 
Umſtänden die Nichtanwendung des 8 6 der Maß- und GewO. Dieſe 
Feſtſtellung ſchließt die Möglichkeit nicht aus, daß das Abwiegen 
des Korns bei dem Angekl. in irgendeiner Weiſe auch für die Be 
ſtimmung feiner Vertragsleiſtung gegenüber dem Käufer von Be 
deutung wurde. Es wäre z. B. denbar, daß das Wiegereſultat ſpäter 
mit der endgültigen Abwiegung beim Käufer verglichen wurde und 

Zu 4. Sowohl in dem hier vorliegenden Falle wie bei dem 
Tatbeſtand des OLGuUrteils Celle v. 8. Nov. 1923 (JW. 1924, 852 
handelt es ſich um kleinbäuerliche Landwirtſchaftsbetriebe, die hier 
Getreide, dort Butter an beſtimmte Abnehmer bertragsmäßig liefern, 
bei der Butter ſogar außer Bauern um einen ländlichen Tiſchler, 
der nebenbei Milchwirtſchaft und Buttererzeugung betreibt. 

Es iſt eine langjährige Erfahrung, die ſich in den Vergehens 
fällen gegen die Maß⸗ und GewO. immer wieder beſtätigt, daß der 
kleine landwirtſchaftliche Erzeuger ſich ſeit 1912 immer noch nicht 
an die vom Eichgeſetz geforderten Bedingungen des öffentlichen Han⸗ 
delsverkehrs hinſichtlich der Benutzung von Meßgeräten gewöhnen 
mag, während der Großgrundbeſitz den Wert von geeichten Maßen, 
Waagen und Gewichten im öffentlichen Handel mit landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen viel ſchneller erkannt hat. 

In beiden Tatbeſtänden ſuchen die Angekl. in der Ausrede einer 
bloßen Kontrollwägung ein Mittel zu finden, um dem Eichzwang 
zu entgehen. Sie überſehen bei ihrem Verhalten gänzlich, daß die 
ihnen erwachſenen Unkoſten der Waagen- und Gewichtseichung und 
Nacheichung in gar keinem Verhältniſſe ſtehen zu dem Schaden, der 
ihnen erwachſen kann, wenn eine ungeeichte Waage dauernd zu ihrem 
eigenen Nachteil falſche, alſo zu hohe Gewichtsmengen angibt. 

Bei der Milchlieferung an die Molkerei hat ſich der Heinland- 
wirtſchaftliche Erzeuger mit dem landwirtſchaftlichen Großbetrieb 
daran gewöhnt, auf eine eigene Kontrolle ſeiner Leiſtung zu ver- 
zichten. Er liefert zwar in Kannen, die etwa 10, 15 oder 20 Liter 
Inhalt haben und ſogar oft dieſe Inhaltsbezeichnungen tragen; die 
Tannen find aber nicht geeicht und werden auch bald durch nachläſſige 
Behandlung fo verbeult, daß der Abnehmer der Milch ſich auf ſolche 
Angaben nicht einläßt, die Kannen nur als Transportmittel an⸗ 
ſieht und ſelbſt in der Molkerei die Milchmenge bei Übergabe, ab- 
geſehen von der ſpäteren Feſtſtellung des Fettgehalts, durch Wägung 
auf geeichter Waage feſtſtellt. Bei dieſer Feſtſtellung der Leiſtung iſt 
aber der Erzeuger ſelbſt oder ſein beauftragter Zubringer zugegen. 
Außerdem iſt der Abnehmer in deu allermeiſten Fallen nicht ſelbſt 
Unternehmer, ſondern nur angeſtellter Betriebsleiter der bäuerlichen 
Genoſſenſchafter; er hat als ſolcher an einer Fälſchung der Lieferung 
zu ſeinen Gunſten kein Intereſſe. 5 

Die tatſächlichen Verhältniſſe, wie auch die beiden Urteile, 
zeigen, daß der Kleinlandwirt aus dieſer intenſiven Betriebswirt⸗ 
ſchaft der Molkereigenoſſenſchaften für ſich die Lehre gezogen hat. 

Nach dem Tatbeſtand der beiden Urteile liegt ein ſolches ge⸗ 
noſſenſchaftliches Verhaltnis von Lieferant und Abnehmer hier nicht 
vor. Darum hat jeder Verkäufer hier das Jutereſſe, ſich nicht auf 
den Abnehmer allein in der Menge der gelieferten Ware zu verlaſſen; 
in ſolchen nichtgenoſſenſchaftlichen Lieferungsfällen wird daher heute 
kaum eine Leiſtung von unbeſtimmten Mengen durch ländliche Er⸗ 
zeuger unter alleiniger Feſtſtellung des Leiſtungsumfangs auf ſeiten 
des Käufers im öffentlichen Handel mehr vorkommen. Sobald eine 
Unſtimmigkeil zwiſchen beiden Intereſſenten in der Mengenfrage auf- 
tritt, wird die Kontrollwägung des ländlichen Erzeugers ihre öffent- 
lich⸗rechtliche Bedeutung erweiſen ſollen. Mit dieſem Fall muß aber 
bei jeder Lieferung gerechnet werden. 

Beide Urteile ſehen daher mit Recht in der Kontrollwägung eine 
vollwertige Benutzung der Waage im öffentlichen Verkehr; ſie be⸗ 
tonen aber auch im zweiten Teil der Gründe beide ebenſo richtig, 
daß ſchon allein der Beſitz von im Betriebe geeigneten Meßgeräten, 
hier der Waage, im Verein mit der Tatſache, daß landwirtſchaft⸗ 
liche Erzeugniſſe verkauft werden, zur Verurteilung der Angekl. nach 
886, 22 Eih&. wegen Bereithaltens im öffentlichen Verkehr genügt. 
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dann im Wege einer Teilung der etwaigen Differenz auf die Be⸗ 
meſſung der Kornleiſtung des Angekl. Einfluß gewann. Als genügend 
würde es ferner ſchon anzuſehen ſein, wenn die Kontrollwägung des 
Angekl. auch nur durch Mitteilung ihres Ergebniſſes an den Käufer 
dieſen irgendwie bei der Gewichtsfeſtſtellung beeinflußt haben ſollte 
oder wenn der Angekl. auch nur bei einer etwaigen Differenz zwiſchen 
ſeiner Wägung und der des Käufers deſſen Wiegeergebnis unter Hin⸗ 
weis auf ſein eigenes bemängelt haben ſollte. Solange derartige 
Möglichkeiten nicht ausgeſchloſſen ſind, kann nicht geſagt werden, 
daß eine Anwendung der Wiegegeräte im öffentlichen Verkehr nicht 
erfolgt iſt (vgl. OLG. Celle, JW. 1924, 852 2). 

Bei der Gelegenheit iſt auch zu prüfen, ob nicht vielleicht ein 
Bereithalten der Waage und Gewichte i. S. des 8 6 vorliegt. Das 
wird durch die bisher getroffenen Feſtſtellungen nicht ausgeſchloſſen. 
Als bereitgehalten i. S. dieſer Vorſchrift ſind Wiegegeräte bereits 
dann anzuſehen, wenn ſich aus ihrer Aufſtellung entnehmen läßt, 
daß ihre Anwendung im öffentlichen Verkehr möglich erſcheint und 
nach Lage der Verhältniſſe zu erwarten iſt (vgl. Stenglein, 
Strafrechtliche Nebengeſetze Bd.] Anm. 4 zu 8 6 der Maß⸗ und 
Gew.). Eine ſolche Möglichkeit liegt hier nahe, denn es iſt denkbar, 
daß der Käufer im Einzelfalle eine neue Feſtſtellung des Gewichtes 
der Ware nicht vornimmt, ſondern ſich auf das beim Verkäufer er⸗ 
mittelte Gewicht verläßt. Wenn dieſe Möglichkeit beſteht und mit 
ihr zu rechnen iſt, ſo würde der äußere Tatbeſtand des Bereit⸗ 
haltens gegeben ſein können. In ſubjektiver Beziehung genügt auch 
fahrläſſiges Zuwiderhandeln (vgl. Stenglein, Kommentar zu den 
ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen, 1. Aufl., Bd.] Anm. 8 zu 8 22 der 
Maß⸗ und Gewo.; OLG. Celle in JW. 1923, 25). Ein ſolches 
würde dann anzunehmen ſein, wenn der Angekl. damit rechnen 
mußte, daß mitunter ein Nachwiegen der von ihm zum Verkauf be⸗ 
ſtimmten Getreideſäcke ſettens des Käufers unterblieb. 

(OLG. Kiel, StrS. v. 9. Okt. 1924, 3 8 210/24.) 
* 
Königsberg. 

5. 85 313, 264 St O. $ 11 Nahrungsmittel. Beru⸗ 
fung gegen ein wegen Übertretung ausſchließlich zu Geld⸗ 
ſtrafe verurteilendes Urteil des Amtsrichters iſt zuläſſig, 
wenn Anklage wegen eines Vergehens oder Verbrechens 
erhoben war. f) 

Der wegen Vergehens gegen 8 10 Ziff. 2 des Gel. betr. den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln angeklagte Beſchwerdeführer iſt durch 
Urteil des Amtsrichters nach der verkündeten Urteilsformel wegen 
Vergehens gegen dies Geſetz ausſchließlich zu Geldſtrafe verurteilt; 
nach der Schlußfeſtſtellung in den Gründen iſt aber nur eine Über⸗ 
tretung des 8 11 a. a. O. als gegeben erachtet. Der Angekl. hat 
rechtzeitig Berufung bzw. Nevijion eingelegt; der Amtsrichter hat 
nur das Rechtsmittel der Reviſion für zuläjfig gehalten und dies 
1 einer Rechtfertigung durch Beſchluß als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. 

Der rechtzeitige Antrag auf Entſch. des Reviſionsgerichts hat 
Erfolg gehabt. 

8 313 StPO., auf den ſich der Amtsrichter ſtützt, entſpricht dem 
833 der VO. über die Strafrechtspflege v. 4. Jan. 19241; die Faſſung 
des 833 iſt zwar nicht in die StPO. übernommen, inhaltlich ſtimmen 
aber beide Vorſchriften darin überein, daß bei Verurteilung wegen 
Übertretung zu einer Geldſtrafe die Berufung nur dann ausgeſchloſſen 
ſein ſollte, wenn bereits die Anklage eine Übertretung zum Gegen⸗ 
ſtand hatte. 

Dies folgt aus den Eingangsworten des § 33: „Bei Über⸗ 
tretungen uſw.“ Der Auslegung dieſer Worte iſt in Übereinſtimmung 
mit dem OLG. München DIL. 1921, 835 der vorausgehende $ 7 
zugrunde zu legen, der lautet: „Bei Übertretungen entſcheidet der 
Amtsrichter allein.“ Durch 87 ſollte aber die Zuſtändigkeit des 
Amtsrichters nur für den Fall begründet werden, wenn von vorn⸗ 
herein Anklage wegen Übertretung erhoben war. Wenn deshalb 8 33 
der VO. v. 4. Jan. 1924 die Unzuläſſigkeit der Berufung weiter 
davon abhängig macht, daß wegen der Tat freigeſprochen oder aus⸗ 
ſchließlich auf Geldſtrafe erkannt iſt, ſo iſt unter der „Tat“ die den 
Gegenſtand der Anklage bildende Übertretung zu verſtehen. 

Daß der Ausſchluß der Berufung von dieſen Vorausſetzungen, 
Anklageerhebung und Verurteilung wegen Übertretung abhängig ſein 
ſollte, ergibt noch deutlicher die Faſſung des 8313 StPO. Nach 
dieſem kann ein Urteil des Amtsrichters dann nicht mit der Berufung 
angefochten werden, wenn es ausſchließlich Übertretungen uſw. zum 
Gegenſtande hat. An dieſer Vorausſetzung fehlt es, wenn der Amts⸗ 
richter in den Gründen erörtert, weshalb das in der Anklage be⸗ 
zeichnete Verbrechen oder Vergehen nicht vorliegt; damit wird das 


Zu 5. Die Entſch. ift richtig; der klare Wortlaut der 88 313, 
264 Gr Pd. läßt eine andere Auslegung gar nicht zu. — 

Die Einlegung von „Berufung bzw. Reviſion“ war vor der 
BO. v. 4. Jan. 1924 unſchidlich, da bei keiner Entſcheidung eine 
Wahl zwiſchen verſchiedenen Rechtsmitteln beſtand und eine ſolche 
Erklärung gemäß 8 342 a. F. als Berufung zu werten war. Durch 
die Einführung der revisio per saltum (5 335) aber ift der Sinn 
dieſes „bzw.“ zweifelhaft geworden. Das Gericht wird daher in 
der Regel zu einer Rückfrage an den Erklärenden genötigt ſein. 
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Verbrechen und Vergehen, wenn auch die Verurteilung wegen einer 
Übertretung erfolgt, zum Gegenſtande des Urteils. 

Überhaupt iſt und bleibt für die Frage der Zuläſſigkeit der 
Berufung maßgebend die in der Anklage bezeichnete Tat, alſo nicht 
nur das Sachverhältnis, wie es der Amtsrichter als nach dem Er⸗ 
gebnis der Hauptverhandlung ſchließlich geſtaltet anſieht, ſondern 
auch der Sachverhalt, wie er in tatſächlicher Hinſicht von der An⸗ 
klage vorausgeſetzt und zu ihrer Grundlage genommen iſt. 

In ähnlicher Weiſe iſt auch der die Zuſtändigkeit des KG. 
regelnde 850 AGV. ausgelegt und angenommen, daß eine nach 
Landesrecht ſtrafbare Handlung den Gegenſtand der Unterſuchung 
auch dann bildet, wenn erſt in der Reviſion die Verletzung einer 
ſolchen Vorſchrift gerügt wird. 

Verſteht man § 313 StPdD. fo, als ob er lautet, daß die Be⸗ 
rufung ohne Einſchränkung bei Verurteilung des Angekl. wegen 
Übertretung zu Geldſtrafe ausgeſchloſſen ſein ſoll, ſo wäre die Staats⸗ 
anwaltſchaft in dem Falle, daß der Amtsrichter an Stelle des dem 
Angeklagten zur Laſt gelegten Verbrechens oder Vergehens eine Über⸗ 
tretung annimmt, nicht nur des Rechtsmittels der Berufung, ſondern 
auch der Geltendmachung prozeſſualer Verſtöße mit der Reviſion 
beraubt (8340 StPO.). Dies liegt nicht im Intereſſe der Straf⸗ 
rechtspflege. 

Daß der Amtsrichter nach der Urteilsformel wegen eines Ver⸗ 
geheus verurteilt und vielleicht auch bei Abſetzung der Gründe noch 
überſehen hat, daß 8 11 Nahrungsmittel G. nur eine Übertretung dar⸗ 
ſtellt, iſt nicht entſcheidend; die fälſchliche Beurteilung wäre u. U. 
nur für die Frage erheblich, ob wegen Verſäumung der Rechtferti⸗ 
gungsfriſt die Wiedereinſetzung am Blase iſt. 

Der angefochtene Beſchluß iſt deshalb aufgehoben; der Amts⸗ 
bann wird nunmehr die Sache an die Berufungsinſtanz abzugeben 

aben. 
(Os G. Königsberg, SS., Beſchl. v. 16. Okt. 1924, 6 W. 315/24.) 
Mitgeteilt von OLG Rat Sieloff, Königsberg. 


Landgerichte. 
Zivilſachen. 
1. Entſcheidungen in Miet⸗ und Pachtſachen. 
Arnsberg. 

1. 58 14, 6, 22 MSchG. Rechtsmittel gegen eine Ent- 
ſcheidung des Mierſchöffengerichts. 

Das erſte Urteil iſt erlaſſen von dem AG. Förde als Miet⸗ 
ſchöffengericht, unter Mitwirkung von zwei Mietſchöffen. Gegen ein 
ſolches Urteil find lediglich die Rechtsmittel des 14 MSchG. ges 
geben, alſo die Berufung und in den dort angegebenen Fällen die 
Beſchwerde. Aus der Faſſung des 8 14 „und auch“ die „ſofortige 
Beſchwerde“ ſcheint zwar hervorzugehen, daß beide Rechtsmittel 
wahlweiſe gegeben find. Aus 8 6 Abf. II ergibt ſich aber, daß in 
den Fällen des 8 6 11 und 8 22 tatſächlich nur die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde gegeben iſt. Die Gegenauffaſſung würde zu unhaltbaren 
Konſequenzen führen. Es wäre dann nämlich möglich, daß im 
Beſchwerde⸗ und im Berufungsverfahren zwei konträre Entſcheidungen 
ergingen. Dies kann nicht der Wille des Geſetzgebers geweſen ſein. 
Auf jeden Fall muß aber, ſelbſt wenn man entſprechend dem Wort⸗ 
laut des 8 14 grundſätzlich Beſchwerde und Berufung wahlweiſe oder 
ſogar kummulativ zulaſſen will, durch die Durchführung des einen 
Rechtsmittels das andere als abſorbiert gelten, wenn Gegenſtand 
des Beſchwerde⸗ und Berufungsverfahrens gleich ſind. 

(LG. Arnsberg, Urt. v. 1. Juli 1924, 3 8 76/24.) 
Mitgeteilt von RA. Wurm, Altenhundem. 
Bartenſtein. ia 

2. 84,16 WM. Eine Beſchwerde gegen eine Be⸗ 
ſchlagnahmeverfügung des Wohnungsamts iſt erſt gegeben, 
wenn dieſes dem Verfügungsberechtigten einen Mieter 
bezeichnet. f) i 1 

Eine Beſchlagnahmeverfügung i. S. von 8 4 des Wohn Mang. 
liegt erſt dann vor, wenn die Gemeindebehörde dem Verfügungs⸗ 
berechtigten einen Wohnungsſuchenden bezeichnet mit der Aufforde⸗ 
rung, er ſolle mit dieſem einen Mietvertrag abſchließen. Dieſer 
Grundſatz war für die WohnMang Vo. v. 23. Sept. 1918/11. Mai 
1920 anerkannt. (Siehe Unger, JW. 1923, 741; Dahm, Miet⸗ 
und Wohnrecht der Übergangszeit, Anm. zu 89 Wohn Mang. 
S. 70ff.) Eine ſog. Beſchlagnahmeverfügung, in der weiter nichts 
als dieſe enthalten iſt, hat nur die Bedeutung eines Hinweiſes auf 
ein ſowieſo beſtehendes Recht der Gemeindebehörde Sie hat nur 
vorbereitenden Charakter, erzeugt aber keinen Rechtszuſtand (ſo 


Zu 2. Die Entſch. behandelt die grundſätzlich bedeutſame 
Frage, ob es eine abſtrakte Beſchlagnahme nach dem Wohn Mang. 
gibt. Sowohl 8 4 der alten WohnMang O. wie 84 des neuen 
Wohn Mang. kennt nur eine Inanſpruchnahme von Räumen zu⸗ 
gunſten beſtimmt zu bezeichnender Wohnungsſuchender. Nur dadurch 
kommt der Verfügungsberechtigte in die Lage zu prüfen, ob ihm 
durch die Zuweiſung der genannten Perſonen ein unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil erwächſt. Die WA. weichen hiervon oft ab, indem 
ſie entweder überhaupt keinen Wohnungsſuchenden oder ſich ſelbſt 
zum Zwecke der Weitervermietung als Wohnungsſuchende bezeichnen. 
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Unger a. a. O.). In gleichem Sinne ſpricht ſich Dahm a. a. O. 
aus: Die Mitteilung der Gemeindebehörde, daß zur Rationierung 
geeignete Räume vorhanden ſind, hat rechtlich keine Bedeutung, iſt 
vielmehr lediglich als eine Ankündigung der bevorſtehenden Be⸗ 
ſchlagnahme anzuſehen. Erſt wenn die Gemeindebehörde dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten einen Mieter bezeichnet — die Erklärung, es 
werde binnen Kürze ein Mieter bezeichnet, reicht nicht aus —, ver⸗ 
liert in dem Augenblicke, in welchem diefe Erklärung dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten zugeht, dieſer die Befugnis über die Wohnung 
zu verfügen. 

Dieſe Rechtslage iſt durch das Geſetz zur Anderung der Bek. 
über Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel v. 26. Juli 1923 
(RG Bl. 751 ff.) nicht geändert worden. 816 des WohnMangG. in 
der Faſſung v. 26. Juli 1923 ſpricht dem Betroffenen das Recht 
der Beſchwerde „gegen eine auf Grund dieſes Geſetzes getroffene Ver⸗ 
fügung“ zu. Das Wohn Mang. enthält aber keine Vor ſcheift, durch 
die es die bloße Mitteilung an den Verfügungsberechtigten, daß 
eine Wohnung oder andere Räumlichkeiten beſchlagnahmt ſeien, 
regelt. Nur der Fall iſt in 8 4 geregelt, daß die Gemeindebehörde 
dem Verfügungsberechtigten einen Mieter zuweiſt. Erſt eine ſolche 
Verfügung iſt daher beichwerdefähig. 

Dem ſteht nicht entgegen, daß die VO. des Magiſtrats Heils⸗ 
berg v. 3. Nov. 1922 über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel 
anſcheinend auf einem anderen Standpunkt ſteht, da dieſe VO. auf 
dem Wohn Mang. beruht und den Beteiligten außerhalb des Rah⸗ 
mens des Wohn Mangcg. keine Rech'e einräumen kann. Ebenſowenig 
iſt es von Bedeutung, daß die angefochtene Verfügung ſelbſt die 
mini unrichtigerweiſe auf das Rechtsmittel der Beſchwerde 
hinweiſt. 

(LG. Bartenſtein, 3. K., Beſchl. v. 9. Jan. 1924, F 230/23.) 
Mitgeteilt von LR. Dalega, Bartenſtein. 
Berlin. * 


3. 1 RMG. Für Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſer iſt 
die geſetzliche Miete vom 1. Dez. 1923 ab wieder zu zahlen. 

Die Kl. ſtützen ihre Anſicht, daß es nach Inkrafttreten der VO. 
v. 7. Nov. 1923 einer neuen Erklärung nach 81 RM. bedurfte, 
um die geſetzliche Miete an die Stelle der freien Miete treten zu 
laſſen, auf das im Grundeigentum 1924, 598/99 abgedruckte Urteil 
des KG. v. 15. Mai 1924 (17 U 1381/24). Den Ausführungen 
dieſes Urteils konnte das erkennende Gericht aber in weſentlichen 
Teilen nicht beitreten. 

Daß die VO. v. 7. Nov. 1923 gültig iſt, hat das KG. in der 
angeführten Entſch. bejaht. Inſoweit iſt ſeinen Ausführungen un⸗ 
bedenklich beizupflichten. Im übrigen iſt die Rechtslage folgende: 
Das AMG. brachte eine grundſätzlich einheitliche und allgemeine 
Regelung der Mietzinsbildung im Deutſchen Reich. Die Geltung 
des AMO. für Mieträume iſt als Regel, die Nichtgeltung als Aus⸗ 
nahme anzuſehen. Die im 81 vorgeſehene Erklärung, daß die 
Höhe des Mietzinſes nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes berechnet 
werden ſolle, bewirkte alſo regelmäßig, daß vom nächſten Kündi⸗ 
gungstermin ab die geſetzliche Miete zu zahlen war, und zwar nach 
dem Willen des Erklärenden regelmäßig jo lange, wie das RMG. 
überhaupt galt, d. i. bis zum 30. Juni 1925 (§ 24 Abſ. 2 RM.). 
Dieſe Erklärung konnte ausnahmsweiſe Wirkungen nicht entfalten, 
wenn das konkrete Mietverhältnis den Beſtimmungen des RMG. 
nicht unterſtellt war. Es fehlte dann eine Vorausſetzung ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit. 

Die bei Inkrafttreten des RMG. von der Bekl. abgegebene 
Erklärung gemäß 81 RM. bewirkte gleichfalls, daß vom I. Okt. 
1923 ab als Mietzins die geſetzliche Miete zu zahlen war. Durch 
die Herausnahme der Mieträume der Bekl. aus den Beſtimmungen 
des RMG. am 17. Aug. 1923 verlor dieſe Erklärung eine Vor⸗ 
ausſetzung ihrer Wirkſamkeit. Aber ſie wurde dadurch nicht derart 
aus der Welt geſchafft, daß ſie für die Zukunft überhaupt keine 
Wirkung mehr entfalten konnte. Ihre nunmehrige Unwirkſamkeit 
beruhte nicht auf einer Vernichtung der Erklärung ſelbſt für die 
Zukunft, ſondern auf dem Fortfall einer Wirkſamkeitsvorausſetzung, 
der Herausnahme des konkreten Mietverhältniſſes aus den Beſtim⸗ 
mungen des RMG. Ihre Wirkungen müſſen daher mit Wieder» 
herſtellung ihrer Wirkſamkeitsvorausſetzung durch Aufhebung der 
Ausnahmeverordnung von ſelbſt wieder eintreten. Ob die Aus⸗ 
nahmeverordnung anfänglich für die Dauer gedacht war, iſt dabei 
gleichgültig. Die urſprüngliche Erklärung der Bekl. wirkte für die 


Das letztere iſt ſchon deshalb unzuläſſig, weil die Gemeindebehörde 
für ſich ſelbſt Räume nur in Anſpruch nehmen darf, wenn ſie als 
Wohnräume hergerichtet werden ſollen (85), alſo nicht ſchon Wohn⸗ 
räume ſind. 

Die konkrete Beſchlagnahme kann wohnungswirtſchaftlich zu 
Unzuträglichkeiten führen, denn das Beſchlagnahmeverfahren zieht ſich 
oft monatelang hin und der Eingewieſene, der beſonders dringend 

r Unterbringung bedarf, kann inzwiſchen eine andere Wohnung nicht 
erhalten und wird infolgedeſſen, wenn hinterher die Beſchlagnahme 
aufgehoben wird oder der Feſtſetzung des Zwangsmietvertrages 
Schwierigkeiten ſich entgegenſtellen, benachteiligt. Das KG. hat in 
feinem Rechtsentſcheid vom 8. Mai 1924 — 17 Y 24/24 — die 


Rechtſprechung 


2059 


ganze Zeit, in der das konkrete Mietverhältnis dem AMG. unter⸗ 
ſtellt war. Das iſt der Sinn jeder Erklärung aus 8 1 RMG. 

Zu dem gleichen Ergebnis iſt auch dus LG. Frankfurt a. M. 
JW. 1924, 859 16 gelangt. Ferner wird dieſelbe Anſicht von der 
ſogenannten gemiſchten Kommiſſion, beſtehend aus den Delegierten 
der Berliner Gerichte und dem Arbeitsausſchuß des Zentrale., 
ſowie von der Vollverſammlung der erſten Vorſitzenden der MEN. 
Groß⸗Berlins vertreten; vgl. IW. 1924, 7718. 

(28. 1 werlin, 12 K., Urt. v. 9: Okt. 1924, 28 0 306/24.) 
Mitgeteilt von LER. Hans Schneider, Berlin. 
* 


4. Keine Beſchlagnahme von Wohnungen, wenn die 
bisher darin betriebene Praxis eines Rechtsanwalts oder 
Palentanwalts von einem Kollegen fortgeführt werden 
ſoll. 

Nach der gegebenen Sachlage würde die Beſchlagnahme der von 
dem verſtorbenen Patentanwalt F. bis zu ſeinem Tode innegehabten 
ſtrittigen Räume, die Beſchwerdeführer dem Patentanwalt Dr. B. 
zwecks Fortführung der Praxis des Verſtorbenen üoerlaſſen haben, 
mit den Anforderungen der Billigkeit nicht in Einklang zu bringen 
ſein. Wie die Erfahrung des Lebens lehrt, bildet es für die Fort⸗ 
führung der Praxis eines verſtorbenen RA. oder Patentanwaltes 
durch ein Übernehmen dieſer Praxis eine wichtige und unter Um⸗ 
ſtänden ſogar eine unerläßliche Vorausſetzung, daß die Praxis in den⸗ 
ſelben Bureauräumen weiterhin ausgeübt wird, in welchen ſie bis 
zum Tode des Verſtorbenen getrieben worden iſt. Denn erfahrungs⸗ 
gemäß würde für viele der ſtändigen Auftraggeber des verſtorbenen 
RA. oder Patentanwaltes der Anreiz, ihre Sachen durch den Über⸗ 
nehmer der Praxis weiter bearbeiten zu laſſen, dann in Wegfall 
kommen, wenn ſie ſich nicht mehr ſchriftlich oder perſöͤnlich dorthin 
wenden könnten, wo ſich bislang das Büro des Verſtorbenen befand. 
In dieſem Sinne iſt die Fortführung der Praxis eines 
verſtorbenen Rechtsanwaltes oder Patentanwaltes 
durch einen Übernehmer als untrennbar mit den 
Büroräumen verbunden anzujehen in welchen dieſelbe 
bis zum Tode des Erſteren ausgeübt worden iſt. Würde im vor⸗ 
liegenden Falle daher der Patentanwalt Dr. B. infolge der Be⸗ 
ſchlagnahme der ſtreitigen Räume verhindert werden, die von ihm 
übernommene Praxis des verjtorbenen Patentanwaltes F. gerade in 
dieſen ſelben Räumen weiter fortzuführen, ſo würde hierdurch die 
Beſorgnis begründet werden, daß ihm die Fortführung dieſer Praxis 
überhaupt außerordentlich erſchwert, wenn nicht gar völlig un⸗ 
möglich gemacht würde, ganz abgeſehen davon, daß es überhaupt 
gänzlich ungewiß iſt, ob und innerhalb welchen Zeitraums ihm ge⸗ 
lingen würde, andere geeignete Büroräume für die Fortführung der 
übernommenen Praxis zu finden. Wie die Kundſchaft eines Kauf⸗ 
mannes, jo muß aber die Praxis eines Rechtsanwaltes oder Patente 
anwaltes als ein ſelbſtändiger wirtſchaftlicher Wert aufgefaßt wer⸗ 
den. Würde hiernach im gegebenen Falle durch die Vereitlung oder 
wenigſtens Erſchwerung der Möglichkeit zur Fortführung der Praxis 
des verſtorbenen Patentanwaltes F. von ſeiten des Patentanwalkes 
Dr. B. die Zerſtörung eines ſolchen wirtſchaftlichen Wertes herbei⸗ 
geführt bzw. auch nur die Gefahr einer ſolchen heraufbeſchworen 
werden, ſo muß ſich dies als eine ſchwere Unbilligkeit allen Be⸗ 
teiligten gegenüber darſtellen, insbeſondere auch gegenüber den Be⸗ 
ſchwerdeführern, welche in ihrer Eigenſchaft als Erben des ver⸗ 
ſtorbenen Patentanwaltes das Recht und zugleich auch den Willen 
gehabt haben, dem Patentanwalt Dr. B. die Fortführung der Praxis 
ihres Erblaſſers vertraglich zu geſtatten und zu gewährleiſten. Das 
Intereſſe der Wohnungsſucher an der Freimachung geeigneter Wohn⸗ 
räume zur Abhilfe ihrer Wohnungsnot, ſo ſehr deſſen Wichtigkeit 
auch anzuerkennen iſt und in ſo weitgehendem Umfange ihm auch 
Rechnung getragen werden muß, kann immerhin nicht bis zu einem 
ſolchen Grade allen anderen ſchutzbedürftigen Belangen vorgehen, 
daß ihm ſelbſt höhere Werte, wie es im vorliegenden Falle geſchehen 
müßte, zu opfern wären. 

(LG. 1 Berlin, Beſchiuß vom 24. Mai 1924, 24 T 316/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kurt Beck, Berlin. 


* 

5. 88 29, 3 MSchGG. Die Zuweiſung eines Unter- 
mieters durch das Wohnungsamt erſetzt nicht die notwen- 
dige Genehmigung zur Untervermietung durch den Haus- 
eigentümer. f) 

Der erſte Richter gelangt zur Klagabweiſung, weil er eine un⸗ 
befugte Gebrauchsüberlaſſung dann nicht für vorliegend erachtet, 


Trennung der Beſchlagnahme an ſich von der Bezeichnung der Woh⸗ 
nungſuchenden für zuläſſig erachtet. 

Verfehlt erſcheint mir, daß das LG., wenn es die Verfügung 
des WA. für unberechtigt erachtete, die Rechtsbeſchwerde zurickwies, 
und die Beſchwerde des Verfügungsberech tigten als unzuläſſig ver⸗ 
warf. Die Beſchlagnahme war vom WA. auf Grund des Wohn. 
Mang. erlaſſen worden und demgemäß die Beſchwerde zuläſſig. 
Richtigerweiſe hätte unter Abänderung des Beſchluſſes des MEN. 
die Verfügung des WA. aufgehoben werden müſſen. 

Ru. Dr. Julius Nußbaum, Berlin. 

Zu 5. Die Entſch. ift ungenügend. Zuweiſung iſt mehr als 
eine Feſtſtellung, daß dem Zuzug und dem Vertragsſchluß „nichts 


un Aa 


2060 


wenn der Untermietervertrag mit einem vom Wohnungsamt zur 
gewieſenen Untermieter geſchloſſen wird, die wohnungsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen müßten den vertraglichen Abmachungen vorgehen. Dieſer 
Anſicht kann nicht zugeſtimmt werden. Die Zuweiſung durch das 
Wohnungsamt bedeutet nichts weiter als den Ausſpruch der den vor⸗ 
handenen Wohnraum bewirtſchaftenden Behörde, daß dem Zuzug des 
Zugewieſenen und dem Abſchluß eines Mietvertrages mit ihm vom 
öffentlichen Standpunkt aus nichts im Wege ſteht; ſie hat aber keine 
Kraft, Rechtsbeziehungen zu ſchaffen oder beſtehende Rechtsbezie⸗ 
hungen abzuändern. Dieſe Befugnis hat vielmehr nur das MEA., 
welches gegebenenfalls einen Zwangs mietvertrag feſtſetzen oder die 
Genehmigung des Vermieters zur Untervermietung erſetzen kann. 
Die Zuweiſung ſchafft daher nur die öffentlich⸗rechtliche Befugnis, 
mit dem Zugewieſenen einen Untermietvertrag abzuſchließen; ob ein 
Mieter privatrecht ich hierzu befugt iſt, beſtimmt ſich allein nach dem 
zwiſchen ihm und ſeinem Vermieter beſtehenden Mietvertrag. Die 
Richtigkeit dieſer Anſicht ergibt ſich auch aus 829 MSchch., der über⸗ 
flüſſig ware, wenn ein auf Zuweiſung des Wohnungsamtes ge⸗ 
ſchloſſener Vertrag den Mieter ohne weiteres decken würde. Die Erſt⸗ 
beklagte mußte daher auch trotz der wohnungsamtlichen Zuweiſung 
zur Untervermietung an die Zweitbeklagte die Erlaubnis des Kl. 
einholen und im Weigerungsfalle ihre Erſetzung beim MEN. nach⸗ 
ſuchen. Da beides unſtreitig nicht geſchehen, liegt unbefugte Ge⸗ 
brauchsüberlaſſung vor, fo daß der Klaganſpruch nach 8 3 MSchG. 

begründet iſt. 
LG. III, Urt. v. 25. Juni 1924, (34) 12 0 70/4 6 8 227/24.) 

Mitgeteilt von RA. Walter Simon, Berlin. 
* 
6. Klage auf Räumung einer Portierwohnung. 5) 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob es ſich bei der Wohnung der 
Bekl. um eine Portierwohnung handelt, ob alſo die Bekl. die ſtrit⸗ 
tigen Räume nur mit Rücksicht auf ein zwiſchen ihnen und dem Ver⸗ 
mieter beſtehendes Mietsverhältnis innehaben. Zutreffend hat der 
Vorderrichter ausgeführt, daß es ſich bei der Wohnung um eine 


im Wege ſtehe“. Sie iſt auch uicht vom Staudpunkt des Ver- 
mieters aus zu betrachten als Schaffung einer Befugnis zum Ver⸗ 
tragsſchluß. Die rechtliche Einordnung muß vielmehr davon aus⸗ 
gehen, daß die Zuweiſung ein Mittel zur Deckung des ſubjektiven 
öfſentlich-rechtlichen Wohnanſpruchs (vgl. Hein PrVerwöl. 44, 270) 
iſt. Die Behörde ſucht den Wohnanſpruch dadurch zu befriedigen, 
daß ſie durch die Zuweiſung dem Wohnſucher die Anwartſchaft 
auf einen beſtimmken Teil des bewirtſchafteten Wohnraums gibt. 
Die Behörde kann dies tun kraft ihrer Verfügungsmacht über den 
betreffenden Raumteil. Dieſe Verfügungsmacht iſt als allgemeine 
vorhanden, wenn der Raum zu denjenigen gehört, die kraft Frei⸗ 
werdens (Berlin) oder Unbenutztſeins (z. B. Frankfurt) verfügungs⸗ 
rechtlich gebunden ſind, oder als ſpezielle, wenn eine Beſchlag⸗ 
nahme des Raumes erforderlich war und ftattgefunden hat. Fehlt 
die Verfügungsmacht, Jo iſt die Zuweiſung bedeutungslos. Iſt ſie 
vorhanden, ſo ſind damit die Einwendungen gegen die „Vermietung 
an ſich“ erledigt. Es kommt nur noch in Frage, ob gegen die Perſon 
des Zugewieſenen eine Abwehr möglich iſt. 

Die Zuweiſung zielt darauf ab, daß der Zugewieſene durch 
privates Rechtsgeſchäft gewiſſe Räume erhält. Sie richtet ſich alſo 
gegen dieienigen Rechtsgenoſſen, die zum Abſchluß des Rechts⸗ 
geſchäftes in der Lage ſind. Wird eine Perſon als Hauptmieter zu⸗ 
gewieſen, jo iſt der Eigentümer Zugriffsgegner. Soll die Perſon 
Untermieter werden, ſo könnte man meinen, daß neben dem Micter 
auch der Eigentümer durch die Zuweiſung betroffen werde und daß 
danach beiden ein Widerſpruchsrecht zuſtände. Dies iſt indeſſen nicht 
zutreffend. Die privatrechtliche Mitwirkung des Eigentümers be⸗ 
trifft die Zuſtimmung zur Untervermictung im allgemeinen, ſofern 
der Eigentümer nicht ausdrücklich erklärt, daß er die Erlaubnis nur 
hinſichtlich einer beſtimmten Perſon erteile. Dieſe privatrechtliche 
Geſtaltung kehrt im Recht der öffentlichen Zwangsverfügung wieder. 
Die Beſchlagnahme eines Raumes zwecks Untervermietung gegenüber 
dem Eigentümer erfolgt in der Regel ohne Einſchränkung. Alsdann 
gilt die Zuſtimmung des Eigentümers zur Untervermietung ſchlecht⸗ 
hin als erſetzt. Das gleiche iſt der Fall, went der Untermietraum 
nach dem Ortsrecht beim Freiwerden der allgemeinen Verfügungs⸗ 
macht des WA. unterliegt. Manche Ortsrechte ſchreiben 5 vor, 
daß die allgemeine Verfügungsmacht Platz greift, wenn Teile der 
Mietwohnung mit ſelbſtändiger Kochgelegenheit vermietet wurden. 
Liegt uneingeſchränkte Beſchlagnahme oder allgemeine Verfügungs⸗ 
macht vor, ſo iſt das nachfolgende Zugriffsverfahren lediglich gegen 
den Mieter zu richten. Es iſt aber auch denkbar, daß die Beſchlag⸗ 
nahme gegenüber dem Eigentümer nur bedingungsweiſe erfolgt oder 
beſtätigt wird, indem z. B. nur eine beſtimmte Gattung von Per⸗ 
ſonen (Akademiker, Damen) oder nur beſtimmte Einzelperſonen zur 
Aufnahme vorgeſehen werden. In dieſem Falle iſt die privatrecht⸗ 
liche Zuſtimmung des Eigentümers nur hinſichtlich ſolcher Perſonen 
erſetzt, die den Beſchlagnahmebedingungen entſprechen. Wird eine ge⸗ 
eignete Perſon zugewieſen, ſo iſt der Eigentümer ebenſo gebunden wie 
bei uneingeſchränkter Beſchlagnahme. Eine Zuweiſung, die der be⸗ 
dingten Beſchlagnahme nicht entſpricht, iſt ungültig. Ebenſo ungültig 
iſt eine Zuweiſung, die ohne jede vorausgegangene Beſchlagnahme 
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Portierwohnung handelt. Dies ergibt ſich einwandfrei zunächſt aus 
dem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Mietvertrag, der ſich ſelbſt 
als Portiervertrag bezeichnet. Die Behauptungen der Bekl., daß ſie 
nur deshalb darauf eingegangen ſeien, einen ſolchen Vertrag abzu⸗ 
ſchließen, weil das MEN. ihnen nur unter dieſer Vorausſetzung die 
Wohnung zugewieſen hätte und daß ihnen andererſeits der Kl. die 
Verſicherung gegeben habe, es ſolle ſich bei der übernahme der Haus⸗ 
reinigung nur um einen vorübergehenden Zuſtand handeln, iſt un⸗ 
erheblich. Denn, wenn die Bekl. einmal die Hausreinigung vertrag⸗ 
lich übernommen hatten, ſo kommt es auf die Beweggründe, aus 
denen ſie es getan haben, nicht au. Ebenſo unerheblich iſt es, daß 
die Wohnung früher anderen Zwecken gedient hat und daß früher 
eine andere Wohnung mit der Übernahme der Hausreinigung ver⸗ 
bunden war. Denn dem Vermieter iſt es unbenommen, jederzeit 
feine Anordnungen hierüber zu ändern und vertraglich andere Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen. 

Es kommt daher 820 MSchch. zur Anwendung. Da die Bekl. 
unſtreitig die Portierdienſte niedergelegt haben, ohne daß ihnen 
hierzu vom Kl. ein Anlaß gegeben iſt, ſo iſt damit und mit der 
vom Kl. ausgeſprochenen Kündigung, die unftreitig friſt⸗ und form⸗ 
gerecht erfolgt iſt, das Arbeits- und das Mietsverhältnis beendet. 

Zwar ſteht die Kammer nicht auf dem Standpunkt des Vorder⸗ 
richters, daß in ſolchen Fällen Zubilligung eines Erſatzraumes durch 
8 27 Abſ. 2 Satz 2 MSchch. ausgeſchloſſen iſt, fie ſieht jedoch auch 
andererſeits keinen ausreichenden Anlaß, den Bekl. im vorliegenden 
Falle einen Erſatzraum zuzubilligen. 

(LG. III Berlm, 4. Fer. 3K., Urt. v. 
373/24, 4 C 202/24) 
Mitgeteilt v. IR. Alfons Loewe, Spandau. 
* 
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Detmold. 
7. Pachtzinserhöhung nach der Lippiſchen BSHD. f) 
Durch Vertrag von 1790 wurde ein zum Domanium gehöriges 
Gut dem R. „für ſich und ſeine ehelichen Leibeserben bis auf Ur⸗ 


ſtattfindet, und die auch nicht durch allgemeine Verfügungsmacht 
gedeckt wird. 

Das LG. Berlin hat überſehen, daß die Zuweiſungstatſache nicht 
für ſich allein betrachtet werden darf. Es mußte aufklären, ob der 
zugewieſene Raum der Verfügungsmacht des WA. unterlag oder 
nicht. Fehlte die Verfügungsmacht (keine allgemeine Norm, keine 
Beſchlagnahme), ſo war die Zuweiſung ungültig. Der Mieter ver⸗ 
ſtieß daun durch die Aufnahme des Unter mieters gegen § 549 BGB. 
Nur in dieſem Falle würde die Eniſch. zutreffend fein. War die 
Verfügungsmacht kraſt allgemeiner Norm oder kraft Beſchlagnahme 
gegeben, ſo entfällt damit der Widerſpruch aus 8 549 BGB., weil 
die Verfügungsmacht im wohnrechtlichen Sinne be⸗ 
deutet, daß jede private Überlaſſungsbefugnis ausge⸗ 
ſchaltet wird, alſo ſowohl die unmittelbare Befugnis zur über⸗ 
fafjung als auch die mittelbare Befugnis zur Zuſtimmung bei Über⸗ 
laſſung durch einen anderen. Prof. Dr. Hein, Halle a. d. S. 

Zu 6. Die Entſch. iſt zu billigen: fie entſpricht den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen des NMG. und auch den Anforderungen der 
Billigkeit und der Moral. Der 8 20 RMch. hat ſchon feſtgeſtellt, 
daß Räume, die nur mit Rücksicht auf ein zwiſchen den Vertrags⸗ 
teilen beſtehendes Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis vermietet ſind, 
nur dann über die Dauer desſelben hinaus als vermietet gelten, 
wenn der Mieter nicht das Verhältnis ſelbſt aufgelöſt hat, ohne 
daß ihm vom Vermieter ein Anlaß gegeben wird. Nach Feſtſtellung 
dieſes Tatbeſtandes konnte die Entf. kaum anders gefällt werden. 
Sie erſcheint aber auch vom Standpunkt der Billigkeit und der Moral 
durchaus gerechtfertigt, denn es geht natürlich nicht an, daß ſich 
jemand unter dem Verſprechen Dienſte zu leiſten, eine Wohnung 
verſchafft und dann, unter Aufkündigung ſeiner Dienſtleiſtungen, ſich 
dauernd in dieſer Wohnung feſtſetzt. Das wäre ebenſo unbillig und 
ebenſo unmoraliſch, wie wenn Mieter, wie es leider oft genug vor⸗ 
kommt, eine Wohnung zu hohen Mietpreiſen ermieten und ſich nach 
Abſchluß des Mictvertrages auf die geſetzliche Miete berufen. Zweifel⸗ 
haft kann nur fein, ob der § 27 Abſ. 2 RM.. Zubilligung eines 
Erſatzraumes, im vorliegenden Falle ausgeſchloſſen it. Das AG. 
hat dies angenommen, das LG. dagegen hält die Anwendung des 
827 für zuläſſig und hat nur aus Zweckmäßigkeitsgründen deſſen 
Anwendung anusgeſchloſſen. Die Anſicht des AG. ſcheint die rich⸗ 
tigere zu ſein, denn wenn der Mietvertrag kraft Geſetzes mit dem 
Aufhören des Dienſtverhältuiſſes endet, ſo fällt ſelbſtverſtändlich 
auch die Verpflichtung zur Stellung eines Erſatzraumes fort, ſonſt 
könnte man von einer Beendigung des Mietverhältniſſes nicht 
ſprechen, und das praktiſche Ergebnis wäre auch, daß das Miet⸗ 
verhältnis in Wahrheit nicht endet. Denn der Vermieter kann in 
den meiſten Fällen bei der heutigen Wohnungsnot Erſatzräume über⸗ 
haupt nicht ſchaffen, und da dieſelben außerdem nach dem NMO. 
gleichwertig ſein ſollen, ſo würde die Fortdauer des Mietverhältniſſes 
endlos oder doch für lange Zeit geſichert fein, wenn der 8 27 Abſ. 2 
in einem ſolchen Falle nicht vollkommen ausgeſchloſſen wird. 

IR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a M. 

Zu 7. Der Beſchluß, der nach der lippiſchen PhD. er 
gangen iſt, hat für das Gebiet des ganzen Reiches Be⸗ 
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enkel in Erbpacht“ gegeben. Auf Grund dieſes Vertrages und eines 
Nachtrages von 1837 gelangte es an die Familie R., die es noch 
jetzt innehat. Von ihr hat der jetzige Pächter die Ausübung des 
Pachtrechts vertraglich übernommen. Der Pachtzins wurde in dem 
Nachtragsabkommen von 1837 auf 280 Taler feſtgeſetzt, zugleich aber 
eine Erhöhung im Verhältnis der Steigerung der amtlich feſtgeſetzten 
Roggenpreiſe ermöglicht. Der letzte Friedenspachtzins für das 
97,26 ha = 566 Scheffelſaat große Gut war auf 1075 % feſtgeſetzt. 
Die Verpächterin beantragte Anderung des Pachtzinſes für das 
Pachtjahr 1922/23. Durch Beſchluß v. 23. Febr. 1924 ſetzte das 
VEN. ihn auf 286 Zentner Roggen feſt. Beide Teile legten Rechts⸗ 
beſchwerden ein, und zwar die Verpächterin, weil ihrem Antrag auf 
Zubilligung von 10% Verzugszinſen nicht entſprochen war, der 
Pächter, weil der Pachtzins zu hoch feſtgeſetzt ſei. Außerdem rügte 
die Verpächterin die Koſtenverteilung. Beiden Beſchwerden gab das 
LG. mit folgender Begründung ftatt: 

Um eine den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechende angemeſſene 
Pacht feſtzuſetzen, iſt auszugehen von dem vertraglich feſt⸗ 
geſetzten Pachtpreiſe. Dieſer war in dem den Pachtvertrag von 
1790 ergänzenden Vertrage von 1837 auf 280 Taler = 840 Gold⸗ 
mark feſtgeſetzt. Nach den von der Regierung durch Bek. v. 3. Jan. 
1839 veröffentlichten Ablöſungspreiſen für den Durchſchnitt der 
Jahre 1815—1838 betrug der Preis für einen alten Scheffel Roggen 
für das Amt Sternberg, in welchem das Gut liegt, 35 Silbergroſchen. 
Da der alte lippiſche Scheffel mit 60 Pfund zu rechnen iſt, ſo iſt 
der Wert des Zeutners Roggen für 1837 auf etwa 4½ Goldmark 
anzuſetzen. Andererſeits betrug der Wert des Zentners Roggen in 
der letzten Inflationszeit, in die das hier ſtreitige Pachtjahr fällt, 
etwa 6 Goldmark. Da der Roggenpreis hiernach von der Zeit des 
Vertragsabſchluſſes bis zum Pachtjahr 1922/23 ſich um ein Viertel 
erhöht hat, ſo erſcheint es angemeſſen, den Pachtzins, dem höheren 


deutung, denn er behandelt nur die Anwendung der materiellen 
Vorſchriften über Anderung der Vertragsleiſtungen, und dieſe gelten 
einheitlich in allen Gebieten, in denen überhaupt PEA. eingerichtet 
worden find, ſchon auf Grund der RBSHO., nicht erſt infolge ihrer 
Wiederholung in den Vorſchriften der einzelnen Länder. 

1. In dem Beſchluß iſt leider nicht geſagt, ob gemäß lippiſchem 
Übergangsrecht nach der neueſten Faſſung der NPSHD. oder nach 
der älteren zu entſcheiden war. Nach der früheren, die eine Er⸗ 
höhung des Pachtzinſes nur inſoweit zuließ, als ſie zur Beſeitigung 
einer Notlage oder groben Unbilligkeit erforderlich war, würde aller⸗ 
dings der neu feſtgeſetzte Zins viel zu hoch ſein, denn die Feſtſetzung 
eht von dem vollen Vorkriegszins aus und macht nur einen Ab⸗ 
teich wegen der Geldentwertung. Die zuläſſige Grenze der Erhöhung 
wäre damit überſchritten, auch wenn die Verpächterin als öffent⸗ 
liche Körperſchaft das Privileg aus 8 1 Abſ. 2 RPSchdO. v. 29. Juni 
1922 für ſich in Anſpruch nehmen konnte. Dieje Sondernorm be⸗ 
darf engſter Auslegung (vgl. RE. des KG. v. 12. Juli 1923, 
17 Y 16/23 [PrVerwBl. 45, 287], v. 28. April 1924, 17 Y 28/24 
[Reichsb. landwirtſch. Pächter 1924, 103]) und betrifft nur die Vor⸗ 
ausſetzungen, nicht aber die Grenze der Leiſtungsänderung. Wendet 
man auf den Fall aber das neue Recht an, fo iſt dem Beſchluß, 
ſoweit er die Beſchwerde des Pächters betrifft, in allen Punkten 
beizutreten; er trägt weſentlich zur Klärung einer wichtigen Frage bei. 

2. Nach 81 Abſ. 2 RPSchd. vom 13. Febr. 1924 find 
Leiſtungen, die unter den veränderten allgemeinen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind, anderweit feſtzuſetzen, ſoweit 
dies der Billigkeit entſpricht. Man hat wohl den Verſuch gemacht, 
dieſe Vorſchrift dahin auszulegen, daß das PEA. nun unter allen 
Umſtänden den angemeſſenen Pachtzins feſtſetzen muß oder doch kann, 
und zwar ohne irgendwie an die bisherige Geſtaltung des Pacht⸗ 
vertrages, an das nach dem Vertrage begründete Verhältnis zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung gebunden zu fein. Bei unbefangener 
Prüfung des Wortlautes der Vorſchrift und des Zweckes der PSchd. 
muß dieſer Verſuch unbedingt ſcheitern. Es iſt nicht die Aufgabe 
des PEA., ſtets den angemeſſenen Pachtzins feſtzuſetzen, ſondern 
es ſoll eine der Billigkeit widerſprechende Verſchiebung im Wert⸗ 
verhältnis der Leiſtungen ausgeglichen werden, ſoweit dieſes Miß⸗ 
verhältnis eine Folge der veränderten allgemeinen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe iſt. Das Eingreifen des PEN. darf alſo niemals 
zur Beſeitigung eines Mißverhältniſſes führen, daß ſchon durch den 
Vertrag ſelbſt begründet worden iſt. Fehler des Vertragsſchluſſes 
werden den Beteiligten nicht abgenommen; ſie haben mit den wirt⸗ 
schaftlichen Einflüſſen des Krieges und der nachfolgenden Ereigniſſe 
nichts zu tun. Deshalb iſt es ganz unabweislich, daß die Leiſtungs⸗ 
änderung nur auf der Grundlage des Vertrages erfolgen darf. 
Dabei iſt von der letzten vertraglichen Regelung auszugehen. Die 
Bedeutung eines Nachtragsabkommens hat das KG. für die alte 
PSchO. im RE. v. 18. Febr. 1924, 17 Y 2/24 (Entf. des KG. in Miet- 
uſw. Sachen 1,17) klargelegt. Daß nach dem neuen Recht dieſe Be⸗ 
deutung einem unter Geltung der früheren PSchdt en abgeſchloſſenen 
Nachtragsvertrage wohl nicht mehr zukommt, braucht hier nicht er⸗ 
örtert zu werden, da das LG. von einem Vertrag der Friedenszeit 
ausgehen konnte. Das hat es mit Recht getan. Unerheblich iſt es, 
ob der Friedenszins zu niedrig war, ob etwa die Verpächterin von 
einer Befugnis, ihn zu erhöhen, damals keinen Gebrauch gemacht 
bat. Das iſt ein Fehler, der nur ihr zur Jad fallen und durch das 
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Ertrage der wichtigſten Feldfrucht eutſprechend, in demſelben Verhält⸗ 
nis zu erhöhen. Danach würde ſich ein Betrag von 840 und 210 
— 1050 Goldmark ergeben. Hiervon würde jedoch mit Rückſicht auf 
die allgemeine Geldentwertung — das Pachtjahr fällt in die ſtärkſte 
Inflationszeit — wieder ein Betrag von etwa einem Drittel oder 
rund 300 Goldmark abzuſetzen ſein. Danach würde ſich als an⸗ 
gemeſſener Pachtzins ein Betrag von 750 Goldmark ergeben. Dieſer 
Betrag erſcheint auch aus dem Grunde zutreffend, weil er unter 
Hinzurechnung des Geldentwertungsabzugs von 300 % faſt genau 
dem letzten Pachtpreiſe der Vorkriegszeit zu 1075 % entſpricht. Dem 
Gutachten des Sachverſtändigen M. kann das LG. bei dieſer Sach⸗ 
lage nicht beitreten, da ſich, in Goldmark umgerechnet, ein Pacht⸗ 
preis von rund 1700 und unter Abzug von einem Drittel wegen 
der Geldentwertung von rund 1150 Goldmark ergibt, welcher Be⸗ 
trag über den Friedenszins hinausgehen würde. Und wenn auch 
nach dem Pachtvertrage die Verpächterin das Recht hat, den Pacht⸗ 
preis entſprechend den amtlich feſtgeſetzten Roggenwerten zu er⸗ 
höhen, ſo ging doch im allgemeinen bei keinem Verpächter während 
der Inflationszeit das Streben nach Erzielung angemeſſener Pachten 
ſoweit, noch größere Summen als die vollen, in Goldmark umgerech⸗ 
neten Friedenspachtbeträge zu erreichen. 

Auch der Beſchwerde der Verpächterin war teilweiſe ſtattzugeben. 
Wenn der Pächter, der auf den ſtreitigen Pachtzins zwei Teil⸗ 
zahlungen im Werte von 55 Goldmark geleiſtet hat, auch nicht von 
der Fälligkeit der Pachtraten an in Verzug war, da die Höhe des 
Pachtzinſes damals noch nicht feſtſtand, ſo muß doch Verzug min⸗ 
deſtens vom 1. Jan. 1924 an angenommen werden. Zu dieſer Zeit 
mußte er angeſichts der nunmehr eingetretenen Befeſtigung der Wäh)- 
rungsverhältniſſe erkennen, daß ein Betrag von 55 Goldmark bei 
weitem nicht als genügende Zahlung auf ſeine Pachtzinsſchuld gelten 
konnte, und es wäre ſeine Sache geweſen, durch größere Teilzahlungen 


PEN. jedenfalls nach dem oben Geſagten nicht ausgeglichen werden 
konnte. Wenn die allgemeine wirtſchaftliche Veränderung gerade mit 
Rückſicht auf das früher nach dem Vertrage begründete Wertverhält⸗ 
nis beider Leiſtungen es rechtfertigt, kann natürlich auch über den 
Pachtzins der Friedenszeit hinausgegangen werden. Indeſſen iſt dem 
LG. darin beizutreten, daß dafür kein Grund vorliegt. Auch der 
Pächter leidet heute in mancher Beziehung unter der veränderten 
Wirtſchaftslage, und eine Überſicht über die bekanntgewordenen Ent: 
ſcheidungen ergibt, daß durchſchnittlich nicht mehr als 70800 des 
Friedenszinſes als angemeſſen gelten, wenn der Verpächter die Laſten 
des Pachtgutes nach den geſetzlichen Beſtimmungen trägt, von 60 
bis 700%, wenn ihm dieſe Laſten vertraglich in weiterem Umfange 
aufgebürdet worden ſind. Auch die preuß. Domänenverwaltung bleibt, 
ſoweit bekannt, bei ihren Forderungen auf Pachtzinserhöhung er⸗ 
heblich hinter dem Friedensſatze zurück. 

Daß nach 8 1 Abſ. 2 RPSchO. die Erhöhung nur im Rahmen 
des Vertrages erfolgen darf, beſtätigt auch der Unterſchied dieſer 
Vorſchrift zu SL Abf. 3. An der zweiten Stelle iſt angeordnet, daß 
das PEN, wenn es einen Vertrag verlängert, für die Zukunft 
den angemeſſenen Pachtzins feſtzuſetzen hat. Hier iſt jeder Zu⸗ 
ſammenhang mit dem früheren Vertrag klar abgeſchnitten (vgl. auch 
Marwitz in Reichsb. landwirtſch. Pächter 1924, 94). 

3. Beſondere Beachtung verdient der Abſtrich, den das LG. 
am Pachtzins wegen der Geldentwertung gemacht hat. Wenn auch 
die RPSchd. die Anderung der Leiſtungen für eine vergangene Zeit 
geſtattet, ſo iſt es doch gerade ein Erfordernis der Billigkeit, bei 
der Regelung für die Vergangenheit zu berückſichtigen, daß auch 
der Pächter den Schäden der Inflation ausgeſetzt war. Das Geld, 
welches er aus dem Pachtgut im Pachtiahre 1922/23 erlöſt hatte, 
aus dem er nach vernünftigen wirtſchaftlichen Grundſätzen alſo auch 
den erhöhten Pachtzins zahlen muß, hat er ſich ſo wenig wie alle 
anderen im vollen Werte zu erhalten vermocht. Es würde alſo eine 
übermäßige Belaſtung für ihn bedeuten, wenn er den an ſich an⸗ 
gemeſſenen Zinsbetrag jetzt in voller Höhe des Goldwertes zahlen 
ſollte, obgleich die Mittel dafür ihm zum Teil geſchwunden ſind. 
Wie hoch man die Geldentwertung dabei einſchätzt, iſt Gefühlsſache. 
Das LG. nimmt ein Drittel und bewegt ſich damit etwa auf der 
in Gerichtsentſcheidungen gewöhnlich eingehaltenen Linie. 

4. Bedenklich iſt es dagegen, wenn das LG. auf die Beſchwerde 
der Verpächterin Verzugszinſen zubilligt. Ein Pächter, der den ver⸗ 
einbarten oder früher ſeſtgeſetzten Pachtzins zahlt, kann überhaupt 
nicht deshalb in Verzug kommen, weil er in Vorausſicht einer künf⸗ 
tigen Feſtſetzung nicht mehr gezahlt hat, denn die Feſtſetzungen des 
REN. find konſtitutiv und werden Vertragsinhalt erſt mit ihrer 
Rechtskraft (vgl. RE. des KG. v. 19. März 1923, 17 Y 3,23, 
JW. 1923, 458; Marwitz in Reichsb. landwirtſch. Pächter 1924, 
162). Aber ſelbſt wenn man davon abſieht, gehört die Zubilli⸗ 
gung von Verzugszinſen nicht zur Zuſtändigkeik des PEN, denn 
dieſes iſt auf beſtimmte wirtſchaftliche und ſoziale Aufgaben be⸗ 
ſchränkt und hat ſich der Entſcheidung bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten 
zu enthalten (RE. des KG. v. 7. Nov. 1924, 17 Y 100/24). Ob der 
Pächter in Verzug iſt und deshalb in Form von Zinſen Schadenserſatz 
zu leiſten hat, iſt aber eine Streitſache des bürgerlichen Rechts und 
hat mit der PhD. gar nichts zu tun. 

KR. Dr. Günther, Berlin. 
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feiner unbezweifelbaren Verpflichtung gegenüber dem Verpächter 
nachzukommen. Desbalb ſind ihm 10% Verzugszinſen ſeit 1. Jan. 
1924 auferlegt worden. 
(88. Detmold, 3. Z., Bell. v. 8. Juli 1924.) 
* 


Tü ſſeldorf. 

8. 881,2, 9 RMG. Eine anderweite Feſtſetzung der 
Friedensmiete gem. § 2 Abi 4 RM iſt nur dann zu⸗ 
läſſig, wenn die Parteien ſich auf eine von der Orts⸗ 
üblichkeit erheblich abweichende Friedensmiete geeinigt 
haben 7) 

Nach 8 1 II RM. entſcheidet, wenn ein Einverſtändnis über 
die Höhe der geſetzlichen Mieten nicht zuſtandekommt, auf Antrag 
einer Partei das MEU. Dieſe Beſtimmung kann nur den Sinn 
haben, daß das Geſetz Vereinbarungen der Parteien über die Höhe 
der geſetzlichen Miete für zuläſſig und rechtswirkſam anſieht. Die 
Friedensmiete bildet nach 82 RM. die Grundlage der geſetzlichen 
Miete. Daraus folgt, daß auch Vereinbarungen der Parteien über 
die Höhe der Friedensmiete rechtswirkſam ſein müſſen, da andern⸗ 
falls die von dem Geſetz zugelaſſene Vereinbarung über die geſezliche 
Miete undenkbar wäre. Daraus ergibt ſich aber weiter, daß für die 
Feſtſetzung der Friedensmiete durch das MEN. gemäß 8 2 IV RM. 
dann kein Raum iſt, wenn eine wirkſame Vereinbarung der Parteien 
über die Friedensmiete vorliegt. Die Faſſung des Geſetzes ſteht 
dieſer Annahme nicht entgegen, da 8 2 RM. die Berechnung der 
geſetzlichen Miete betrifft und daher den 8 1, der die grundlegenden 
Vorſchriften über die geſetzliche Miete enthält, untergeordnet iſt, ſo 
daß auch im Rahmen des 82 die in § 1 II vorgeſehenen Verein⸗ 
barungen über die geſetzliche Miete zu beachten ſind. 

Im vorliegenden Falle haben die Parteien ſich durch Vergleich 
vor dem MEN. v. 30. Okt. 1922 über die Friedens miete zum Zwecke 
der Berechnung der geſetzlichen Miete geeinigt, alſo eine Vereinbarung 
über die geſetzliche Miete i. S. des § 1 II RM. abgeſchloſſen. Eine 
anderweite Feſtſetzung der Friedensmiete durch das MEN. kommt 
daher nach dem Vorhergeſagten nur dann in Frage, wenn die Ver⸗ 
einbarung aus irgendeinem Grunde rechtsunwirkſam iſt. Die Un⸗ 
wirkſamkeit der Vereinbarung kann, wie das MEN. zutreffend 
annimmt, nicht nur aus den Vorſchriften des bürgerlichen Rechles, 
ſondern auch aus 8 19 RMG. folgen. Nach 8 19 RM. kann auf 
die ſich aus dieſem Geſetz ergebenden Rechte nicht verzichtet werden. 
Einen ſolchen Verzicht enthält, wie das MEN. weiter mit Recht an⸗ 
nimmt, eine Parteivereinbarung über die geſetzliche Miete nur dann, 
wenn die Parteien ſich auf eine von der Ortsüblichkeit erheblich 
abweichende Friedensmiete geeinigt haben. Auf eine ſolche Einigung 
werden die Mieter namentlich von gewerblichen Räumen ſich in der 
Zeit der Inflation und der niedrig gehaltenen Mieten manchmal 
aus Billigkeitserwägungen heraus eingelaſſen haben. 

(LG. Tüſſeldorf, 3. Fer g K., Beſchl. v. 17. Juli 1924, 6 To 655/24. 
Mitgeteilt vom Städt. MEA. Düſſeldorf. 
* 


1) Vgl. auch KG. oben S. 2007, LG. Frankfurt a. M. unten 
S. 2064 und LG. München unten S. 2065. 


Zu 8. Der Beſchluß gibt den 88 1 und 19 RM. eine äußerſt 
bedenkliche Bedeutung. 

Das Hauptſtück des RM., auf das laut 8 19 nie verzichtet 
werden kann, iſt das Recht, gemäß § 1 die geſetzliche Miete mit all 
ihren Folgen fordern zu können. Nur auf dieſes Recht kann nicht 
verzichtet werden, wohl dagegen auf alle Folgen, die ſich aus der 
Forderung ſelbſt ergeben. Immer wieder können die Folgen des 8 1 
gefordert und ſpäter auf ſie verzichtet werden. Nie dagegen kann 
darauf verzichtet werden, die Folgen des 8 1 nochmals oder über⸗ 
haupt zu fordern. Mithin liegt, dem Beſchluß zuwider, ein Verzicht 
auf das Recht des § 1 und ein Verſtoß gegen 8 19 RM. ſelbſt dann 
nicht vor, wenn Mieter und Vermieter bewußtermaßen eine Friedens⸗ 
miete vereinbaren, die erheblich von der Ortsüblichkeit abweicht. 

81 Abf. 2 ſagt klar und deutlich, daß, wenn ein Einverſtänd⸗ 
nis über die Höhe der geſetzlichen Miete nicht zuſtandelkommt, das 
MEA. entſcheide. Er ſagt dagegen nicht, ob das MEA. auch dann 
entſcheiden ſolle, wenn ein Einverſtändnis über die Höhe der geſetz⸗ 
lichen Miete zwar urſprünglich zuſtandegekommen war, hinterher 
jedoch das Einverſtändnis nicht durchgehalten wird, ſondern es nach⸗ 
träglich zum Streit kommt. Es entſteht alſo die Frage, ob das MEN. 
bei nachträglich entſtandenem Streit über die Höhe der geſetzlichen 
Miete oder entſprechend 82 Abſ. 3 über einen Teilſtreit, der nur die 
Höhe der Friedensmiete betrifft, entſcheiden kann. 

Der Beſchluß verneint die Frage, denn das einmalige Ein⸗ 
verſtändnis konſumiere die Möglichkeit eines ſpäteren Streits über 
die Höhe der Friedensmiete, allerdings abgeſehen von dem angeblich 
ausnahmsweiſe nur vorhandenen Hintertürchen des 319. Das 
RMG. beſtimmt es jedoch anders. Es erkennt zwar jedes Einver⸗ 
ſtändnis au ſich an; ſobald aber eine Partei friſt⸗ und formgerecht die 
geſetzliche Miete erneut fordert, muß ſie auch das Recht haben, einen 
Streit über die Höhe der geſetzlichen Miete herbeizuführen und das 
MEN. nach 81 oder 82 zwecks Entſcheidung anzurufen. 

Würde das unzuläſſig ſein, müßte alſo eine Partei jede früher 
vereinbarte Friedensmiete weiterhin anerkennen, fo liefe ſie Gefahr, 
dadurch der wirklich richtigen geſetzlichen Miete, bzw. Friedensmiete, 
verluſtig zu gehen. Davor ſchützt fie aber 8 19 in Verb. mit 8 1, 
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9. 88 41, 42, 44 MSch. Das MEN. iſt zur Abände⸗ 
rung ſeiner Entſcherdungen nicht befugt. 

Für die Zeit vor dem Inkrafttreten des MSchG. v. 1. Juni 
1923 wurde es allgemein für zuläſſig gehalten, daß das MEN. 
durch erneuten Beſchluß eine früher getroffene Entſcheidung abändern 
konnte. Die Notwendigkeit hierzu ergab ſihh aus der Tatſache, daß 
ein Rechtsmittel gegen die Entf. der MEA. nicht gegeben war. 
Nachdem jedoch gemäß 8 41 des Gef. die Eutſch. der MEA. mittels 
der Rechtsbeſchwerde anfechtbar ſind, kann eine Berechtigung des 
Me., wie unter der Herrſchaft des früheren Rechtes, nicht mehr 
anerkannt werden. 

Nach 8 42 MSchcg. kann das MEAN. nur Entſcheidungen, gegen 
die in zuläſſiger Weiſe Beſchwerde eingelegt iſt, abändern. Vor⸗ 
liegend war jedoch dieſe Beſchwerde nicht eingelegt. 

Die Vorausſetzungen des 8 44 MSchG., nach welchen das MEN. 
evtl. auf einen neuen Antrag erneut entſcheiden kann, waren ebenfalls 
nicht gegeben, da durch den Beſchluß v. 21. Dez. 1923 nicht ein 
Antrag der Antragſtellerin „abgewieſen“ worden iſt. Den Anträgen 
beider Parteien war vielmehr durch Feſtſetzung der Friedens miete 
entſprochen worden. 

(LG. Düſſeldorf, 6. ZR., Beſchl. v. 18. April 1924.) 
Mitgeteilt vom Städt. ME A. Düffeldorf. 


* 

10. 8 6. Z. 1 MSchVO. — Die Kündigung von Ar⸗ 
beitsräumen (Büros) der freien Berufe ohne Genehmigung 
des Mieteinigungsamts war nach dem vor dem Inkraft⸗ 
treten des MSchG. geltenden Recht unzuläſſia f) 

Der Anſpruch des Kl. auf Räumung der dem Bekl. zur Aus⸗ 
übung ſeiner Anwaltspraxis vermieteten Büroräume ſtützt ſich auf 
eine vor dem Inkrafttreten des MSHG. erklärte Kündigung des 
Kl. Die Wirkſamkeit der Kündigung iſt nach den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen zu beurteilen, die zur Zeit der Kündigung in Kraft waren. 
Die damals geltende VO. des Oberbürgermeiſters der Stadt Düſſel⸗ 
dorf beſtimmte in 8 1, daß Vermieter von Mieträumen ein Miet⸗ 
verhältnis rechtswirkſam nur mit vorheriger Zuſtimmung des MEN. 
kündigen können. Die Kündigung des Kl. iſt, weil ohne Zuſtimmung 
des MEA. erklärt, auch dann unwirkſam, wenn man die vorgenannte 
Beſtimmung mit dem Vorderrichter nur inſoweit für gültig erachtet, 
als fie ſich in den durch 86 Ziff. 1 der MSHBD. gezogenen Grenzen 
hält, alſo die Kündigunz von Wohnräumen, Läden und Werkſtätten 
i. S. des 86 Ziff. 1 der MSchVO. betrifft. 86 Zeff. 1 der MSchV O. 
erklärte in ſeiner urſprünglichen Faſſung nur die Abhängigmachung 
der Kündigung von Wohnräumen von der Zuſtimmung des MEA. 
für zuläſſig. Die ſpätere Erweiterung dieſer Beſlimmung auf die 
Läden und Werkſtätten erfolgte deshalb, weil man die Perſonen, 
die zur Ausübung einer ſelbſtändigen Berufstätigkeit auf Räume von 
geringerem Umfang angewieſen ſind, wegen ihrer wirtſchaftlich 
meiſtens ſchwachen Stellung im Gegenſatz zu den Inhabern größerer 
Betriebe für beſonders ſchutzbedürftig hielt. Dieſes bei der Ab⸗ 
änderung des 86 Ziff. 1 der MSchVoO. maßgebende Schutzbedürfnis 


wonach jede Partei trotz vorangegangenen Einverſtändnis immer 
wieder die Erklärung des 8 1 abgeben kann. 

Das MEN. muß alſo auf Antrag den Streit entſcheiden bzw. 
prüfen, ob die Parteien mit dem früheren Einverſtändnis die allein 
richtige Löſung gefunden hatten. Es beſtätigt dann entweder das Ein⸗ 
verſtändnis durch ſeinen Spruch oder ſetzt an deſſen Stelle die richtige 
vom MEN. zu findende Löſung. 

Würde nicht ſo zu entſcheiden ſein, ſo entſtänden Schwierig⸗ 
keiten, die im Intereſſe einer praktiſchen Arbeit des MEA. vermieden 
werden müſſen. Denn zunächſt müßte das MEA. nachprüfen, ob ein 
Einverſtändnis überhaupt vorliegt und wie es gelautet hat. Alſo käme 
eine Nachprüfung materiellrechtlicher Normen in Betracht. Sodaun 
müßte das MEA. zuſtändigkeitshalber unterſuchen, ob das Ein⸗ 
verſtändnis erheblich von der ortsüblichen Friedensmiete abweicht. 
Das wäre eine ſchwierige Sachverſtändigen⸗ Beweisaufnahme, die 
ſich zwar mit der ſachlichen Arbeit des MEN. decken, teilweiſe aber 
auch vollkommen überflüſſig ſein kann, wie z. B. wenn ein eigent⸗ 
licher Streit über die Höhe der Friedensmiete gar nicht beſtände. 

Der Gerichtsbeſchluß überſieht ſchließlich, daß gemäs 85 preuß. 
VO. v. 17. April 1924 der Vermieter ſowie jeder Mieter die Feſt⸗ 
ſtellung der Friedensmiete auch hinſichtlich ſolcher Räume beantragen 
kann, für welche die geſetzliche Miete nicht gezahlt wird. 

RA. Dr. Haus A. Meyer, Berlin. ] 

Zu 10. Das LG. geht von der im Urteil des h, v. 15. Jan. 
1923 (JW. 1923, 767/68) ausgeſprochenen Rechtsanſicht aus, daß 
die MagiſtratsO. der Rechtsgültigkeit entbehre, ſoweit in ihr der 
Mieterſchutz über 86 der MSAHVBD. hinaus auch auf andere Räume 
als Wohnungen, Läden und Werkſtätten erſtreckt ſei. Das LG. ge⸗ 
langt trotzdem auf Grund eines Analogieſchluſſes zu einem dem 
Mieter günſtigen Ergebnis, obgleich er Inhaber eines Büroraums 
iſt und nicht Mieter eines Wohnraums, Ladens oder einer Werk⸗ 
ſtatt. Die Rechtsfrage iſt jetzt durch RG. 107, 220 geklärt; das 
NG. führt dort unter Aufhebung des oben zitierten KGUrteils aus, 
daß die MagiſtratsVO. rechtsgültig ſei, auch ſoweit in ihr über den 
Rahmen des 86 MSch VO. hinaus die Rechtzwirkſamkeit der Kün⸗ 
digung anderer Mieträume als Wohnräume, Läden oder Werkſtätten 
von der vorherigen Zuſtimmung des MEN. abhängig gemacht find. 

RA. Dr. Pulver macher, Berlin. 
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trifft auf die geiſtigen Arbeiter ebenſo zu, wie auf die Handarbeiter. 
86 Ziff. 1 der MSchVoO. muß daher entſprechend feinem Zweck 
über ſeinen eigentlichen Wortlaut hinausgehend dahin ausgelegt 
werden, daß er alle Erwerbstätigen, deren Tatigkeit im weſentlichen 
von der perſönlichen Arbeitsleiſtung abhängt und nur eine beſchränkte 
Anzahl von Räumen erfordert, ſchützt, alſo auch die Angehörigen 
der ſogenannten freien Berufe. Mithin war die Kündigung der 
ſtreitigen Räume, die der Bekl. zur Au zübung ſeiner Anwaltspraxis 
benutzt, nur mit vorheriger Zuſtimmung des MEA. zuläſſig. Da 
mithin die Kündigung des Kl. das Mietverhältnis nicht beendet hat, 
ſo war die Klage unter Abänderung des angefochtenen Urteils ab⸗ 
zuweiſen. 
(LG. Düſſeldorf Urt, v. 7. Febr. 1924, 6 8 1643/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Dannenbaum, Dlüſſeldorf. 
* 

Elberfeld. 

11. Die Eigentums beſchränkun gen bes Mieterſchutz⸗ 
geſetzes müſſen nicht weit, ſondern eng ausgelegt werden. 

Ein Eigentümer, welcher das dritte Stockwerk ſeines eigenen 
Hauſes bewohnte, klagte gegen einen Mieter im erſten Stockwerk 
ſeines Hauſes auf Räumung bzw. Tauſch, weil der Kläger aus ge⸗ 
ſchäftlichen Gründen (er war Bauunternehmer und hatte ſeinen 
Bau⸗ und Lagerplatz nebenan, Telefon und Kontor in feiner Woh> 
nung) ein dringendes Intereſſe daran habe, im erſten Stockwerk 
zu wohnen. Die Wohnungen waren an ſich gleichwertig. Der Mieter 
wandte ein, er habe feine Räume durch Tapezieren und Linoleum⸗ 
legen ſelbſt inſtand geſetzt und das grelle Licht im dritten Stockwerk 
fei für feine kranken Augen ſchädlich. Der Mieter wurde zur Räu⸗ 
mung bzw. Tauſch unter Erſtattung der Umzugskoſten verurteilt, 
indem das Landgericht als Berufungsinſtanz folgenden Grundſatz 
aufſtellte: 

„Grundſätzlich hat der Eigentümer eines Hauſes das Ver⸗ 
fügungsrecht darüber. Wie alle Eigentumsbeſchränkungen müſſen 
auch die in dem Mieterſchutzgeſetz v. 1. 6. 24 enthaltenen nicht weit, 
ſondern eng ausgelegt werden.“ 

(LG. Elberfeld, Entſch. v. 28. Aug. 1924, 1 8 320/24.) 
Miigeteilt von RA. Dr. Lehning, Elberfeld. 
* 


12. „Wichtiger Grund“ zur Verſagung der Unter» 
vermietung. 

Der Mieter wollte ſeine Wohnung untervermieten, um eine 
Tauſchwohnung beziehen zu können. Vermieter verſagte die Ge⸗ 
nehmigung, welche das MEU. indeſſen erteilte. Auf Rechts ⸗ 
beſchwerde wurde dieſe Eutfch. des MEA. vom LG. aufgehoben 
und der Antrag auf Zustimmung zum Wohnungstauſch zurück⸗ 
gewieſen. Das LG. führte aus, der Vermieter habe einen wichtigen 
Grund zur Verſagung, weil der Tauſchluſtige in einem Raum der 
Wohnung eine Schneiderwerkſtatt einrichten wolle. Wenn es ſich 
auch um einen Betrieb in kleinem Umfang handle, ſo ſei es doch 
verſtändlich und auch begründet, wenn der Vermieter aus dieſem 
Grunde die Untervermietung verweigere. Die Zweckbeſtimmung des 
Raumes werde durch die Einrichtung einer Schneider⸗ 
werkſtatt zum Nachteil des Vermieters berändert. Die Nachteile 
beſtehen in Geräuſch und erhöhtem Verſchleiß. 

(LG. Elberfeld, Beſchl. v. 13. Wai 1924, 1 T 79/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Lehning, Elberfeld. 


* 

18. 827 MShBD. 8556 BOB. Zuziehung von Miet⸗ 
ſchöffen gemäß 27 MSchVoO., auch wenn ein Mietverhält- 
nis nicht vorliegt. 

827 MSHVD. ſpricht von der Herausgabe eines Miet⸗ 
raumes. Ein Miet raum ſetzt ein Mietverhältnis voraus. Eine 
Hauseigentümerin hatte vor dem AG. (nicht Mietſchöffengericht) Klage 
auf Räumung gegen eine im Hauſe wohnende, von ihrem Ehemann 
getrennt lebenden Frau erhoben, weil ein Mietverhältnis nicht be⸗ 
ſtehe. Die Vermieterin hatte nämlich den mit dem Ehemann der 
Mieterin abgeſchloſſenen Mietvertrag im beiderſeitigen Einverſtänd⸗ 
nis aufgelöſt und der Ehemann war ausgezogen, während deſſen 
Ehefrau wohnen blieb. Die Eheleute hatten ſich ſchon vorher zum 
Zwecke des Getrenntlebens durch Vereinbarung in die eheliche Woh⸗ 
nung geteilt. en 

Das AG. verurteilte zur Räumung, weil ein Mietverhältnis 
nicht beſtehe. Das LG. hob in der Berufungsinſtanz (allerdings in⸗ 
folge Ablehnung mehrerer Richter in anderer Beſetzung als ſonſt) das 
Urteil auf und ordnete erneut Verhandlung in erſter Inſtand unter 
Zuziehung von Mietfhöffen an. In den kaum du billigen⸗ 
den Gründen — 8 27 ſpricht ausdrücklich von Miet raum, hat alſo 
ein Mietverhältnis zur Vorausſetzung — heißt es: 

„8 27 trifft zwar in erſter Linie die Fälle, in denen zwiſchen 
den Parteien ein Mietverhältnis beſtanden hat, auf Grund deſſen 
von dem früheren Mieter die Herausgabe des Mietraumes begehrt 
wird. Sie kann jedoch dem ſozialen Zweckgedanken dieſer Vorſchrift 
entſprechend nicht lediglich auf dieſe Fälle beſchränkt ſein. Auch 
wenn der Mieter den Mietgegenſtand einem Dritten überlaſſen hat 
und der Vermieter nach Beendigung des Mietverhältniſſes den Miet⸗ 
gegenſtand von einem Dritten zurückfordert, handelt es ſich um 
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einen Rechtsſtreit, der i. S. des § 27 MShG. die Herausgabe 
eines Mietraumes zum Gegenſtand hat. Das Geſetz gibt in dieſem 
Falle dem Vermieter gegen den Dritten i. S. des 8 556 Abſ. 3 BGB. 
einen vertraglichen Anſpruch auf Rückgewähr. Dieſer Anſpruch iſt 
dem Anſpruch des Vermieters gegen den Mieter auf Rückgabe recht⸗ 
lich gleich geartet, da er ſich gleichfalls als ein vertraglicher Anſpruch 
aus dem Mietverhältnis darſtellt. Auch in zivilprozeſſualer Hin⸗ 
ſicht werden dieſe Anſprüche, wie ſich aus 8 23 Ziff. 2 GVG. er⸗ 
gibt, gleich behandelt. Es erjchten daher geboten, den Schutz des 8 27 
MSHG. auch dem Dritten zuzubilligen, von dem die Herausgabe 
gemäß 8556 BGB. verlangt wird (vgl. Warneyer, Kommentar 
zu den wirtſchaftlichen Nebengeſetzen zu 8 27 MSchG. Anm. 4). 

Vorliegend hat nun, wie die Kl. ſelbſt vorträgt und wie auch 
der als Zeuge vernommene Dr. F. beſtätigt, letzterer der Bekl. den 
Mietraum auf Grund einer Vereinbarung überlaſſen, die dem Willen 
der Eheleute, getrennt zu leben, entſprach. Die Bekl. hat alſo die 
ſtreitigen Räume nicht lediglich als gemeinſchaftliche Benutzerin der 
ehelichen Wohnung inne, ſondern auf Grund einer Beſitzüberlaſſung 
durch ihren Ehemann i. S. des 8 556 BGB., daher iſt nach 8 27 
MSchc. die mietſchöffengerichtliche Zuſtändigkeit gegeben.“ 

(LG. Elberfeld, Urt. v. 20. Sept. 1924, 1 8 355/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Lehning, Elberfeld. 


* 
Frankfurt a. M. 

14. 88 741, 743 BGB. Recht der geſchiedenen Ehe⸗ 
frau auf Mitbenutzung der von den Ehegatten gemein- 
ſam gemieteten Wohnung. f) 

Die Parteien, frühere Eheleute, ſind jetzt rechtskräftig geſchie⸗ 
den. Während des Scheidungsprozeſſes hat die Kl. zuſammen mit 
dem minderjährigen Sohn der Parteien die eheliche Wohnung unter 
Mitnahme eines großen Teiles der Wohnungseinrichtung verlaſſen 
und iſt zu ihren Eltern nach Treyſa gezogen. In der Zwiſchenzeit 
hat der Bekl. einen Teil der Wohnung untervermietet. Die Kl. 
will nunmehr wieder in die von ihr nach ihrer Behauptung mit⸗ 
gemieteten Wohnung einziehen und verlangt deswegen Entfernung 
des Untervermieters und Einräumung des Beſitzes. 

Der Vorderrichter hat die Klage abgewieſen, weil durch die 
gemeinſame Unterzeichnung des Mietvertrags eine Gemeinſchaft unter 
den Parteien nicht begründet worden ſei, und daher kein Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen den Parteien beſtehe, das den Klaganſpruch recht⸗ 
fertige. Das BG. iſt zu einer anderen Auffaſſung gelangt. 

Durch das gemeinſchaftliche Ermieten der Wohnung iſt eine 
Gemeinſchaft i. S. der 88 741 ff. BGB. begründet worden. Nicht 
erforderlich iſt, daß eine auf die Begründung der Rechtsgemeinſchaft 
gerichtete Willenserklärung beider Parteien vorlag. Es genügt zur 
Begründung der Gemeinſchaft, daß ein Recht der Parteien gemein⸗ 
ſchaftlich zuſteht eommunio incidens. Die mietweiſe Überlaſſung 
der Wohnung an beide Eheleute gemeinſchaftlich war an ſich ge 
eignet eine Gemeinſchaft zu begründen, da ihnen beiden der Beſitz 
und damit ein Recht i. S. des 8 741 BGB. eingeräumt worden iſt. 
Daß der Bekl. während der Ehe den Beſitz als Verwalter und Nutz⸗ 


Zu 14. Dieſer Entſch. dürfte nicht beizupflichten fein. Sie ver⸗ 
kennt m. E. Sinn und Zweck der Mitunterzeichnung des Wohnungs⸗ 
mietvertrags durch die Ehefrau des Mieters. Dieſe Mitunterſchrift 
ſoll nach der Erfahrung des täglichen Lebens nicht der Frau ein 
beſondres, ſelbſtändiges Recht neben dem des Mannes, ſondern dem 
Vermieter erhöhte wirtſchaftliche Sicherheit — Mithaftung für die 
Verbindlichkeiten des Mannes — gewähren. Aber ſelbſt wenn man 
einen andern Standpunkt einnehmen und der Frau vertraglichen 
Mitbeſitz der Wohnung zubilligen wollte, ſo könnte dieſer doch nicht 
über die Dauer der Ehe hinaus fortbeſtehen. Denn es iſt davon 
auszugehen, daß der verwaltungsberechtigte Mann die Mitwirkung 
der Frau beim Vertragsſchluß nur gewollt und geduldet hat in An⸗ 
betracht und unter der Vorausſetzung der ehelichen Gemeinſchaft, daß 
er aber nimmermehr ſich dazu verſtanden haben würde, mit der 
geſchiedenen Frau zuſammenzuhauſen. Eine andre Frage iſt, ob 
der Vermieter auch wegen der ihm nach Rechtskraft des Eheſcheidungs⸗ 
urteils erwachſenen Anſprüche aus dem Mietverhältnis ſich an die 
Frau halten kann. Nicht hierauf kommt es an, ſondern auf das 
Innenverhältnis der geſchiedenen Eheleute. 

Will die Frau ein andres Ergebnis erzielen, ſo wird man, im 
Gegenſatz zum LG., ihr und nicht dem Manne den Beweis auf⸗ 
bürden müſſen für eine abweichende, ihrem Standpunkt entſprechende 
beiderſeitige Willensmeinung beim Mietvertragsabſchluß. Dieſer Be⸗ 
weis konnte hier um ſo weniger gelingen, als die Frau während des 
Scheidungsprozeſſes die Wohnung unter Möbelmitnahme verlaſſen 
hatte und von dem ſpätern Einzug des Untermieters Kenntnis haben 
mußte. In ihrem Fortbleiben iſt unter ſolchen Umſtänden ein Ver⸗ 
zicht auf Mitwohnen mindeſtens für den Fall künftiger 
Eheſcheidung zu finden. Wenn die Frau nun gerade nach der 
rechtskräftigen Scheidung wieder den Mitbeſitz der Wohnung er⸗ 
zwingen will, ſo kann dieſes gegen Treu und Glauben verſtoßende 
Verhalten von der Rechtsordnung nicht gutgeheißen werden, zumal 
das Zuſammenwohnen geſchiedener Eheleute den Geboten der guten 
Sitte und den herrſchenden Anſchauungen widerſtreitet. 

IR. Landsberg, Raumburg a. ©. 
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nießer des eingebrachten Gutes für die Kl. ausgeübt hat, ändert an 
ſich nichts daran, daß auch die Kl. Beſitzrechte an der Wohnung er⸗ 
worben hat, die ſie nunmehr nach rechtskräftiger Scheidung der Ehe 
gegen den Bekl. geltend machen kann. Die Kl. iſt danach zum Ge⸗ 
brauch der Wohnung in Gemeinſchaft mit dem Bekl. berechtigt (8 743 
Abſ. 2 BGB.). Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß fie die Ent⸗ 
fernung des ohne ihre Zuſtimmung aufgenommenen Untermieters 
vom Bekl. verlangen und die Einräumung des Mitbeſitzes bean⸗ 
ſpruchen kann. 

Der Bekl. macht geltend, daß die Kl. auf ihre Anſprüche durch 
ihren Wegzug nach Treyſa verzichtet habe. Beweispflichtig iſt der 
Bekl., ein Verzicht iſt indeſſen nicht bewieſen. Wenn die Kl. wäh⸗ 
rend des Schwebens des mit Erbitterung geführten Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſes unter Mitnahme eines Teils der Wohnungseinrichtung die 
eheliche Wohnung verlaſſen hat, jo folgt hieraus noch nicht ohne 
weiteres ein Verzicht, zumal ſie die nach ihrer unwiderlegten Be⸗ 
hauptung vorübergehende Überſiedelung zu ihren Eltern mit Miß⸗ 
handlungen des Bekl. begründet hat und dieſe Mißhandlungen im 
Scheidungsprozeß bewieſen worden ſind. Ferner hat ſie auch glaub⸗ 
haft angegeben, daß ſie Möbel und dergleichen mitgenommen habe, 
weil ſie in Treyſa ſolche benötigt und deren Verkauf durch den 
Bekl. befürchtet habe. Bei dieſem Sachverhalt iſt es keineswegs 
ausgeſchloſſen, daß es ſich bei der Überſiedlung nach Treyſa nur 
um eine während des Scheidungsprozeſſes vorgenommene und für 
deſſen Dauer beabſichtigte Trennung der Parteien gehandelt hat, 
durch die ein Verzichtwille der Kl. nicht zum Ausdruck gebracht wer⸗ 
den ſollte. Weitere Tatſachen, aus denen ein Verzicht hergeleitet 
werden könnte, ſind nicht dargetan. 

(LG. Frankfurt a. M., 1. ZK, Urt. v. 24. Juni 1924, 2 8 160/24.) 
Mitgeteilt von RU Dr. Königsberger, 
RA. Dr. Nawratzki, Frankfurt a. M. 
* 


15. § 2 Abſ. 4 RM. Die Feſtſetzung der Friedens⸗ 
miete durch das MEA. macht das vorangegange Einver⸗ 
ſtändnis über die Höhe der geſetzlichen Miete nicht un⸗ 
wirkſam, hierüber hat vielmehr das ordentliche Gericht 
nach den allgemeinen Vertragsgrundſäßen des bürger⸗ 
lichen Rechts zu befinden! 

Die Parteien hatten im April 1923 in einem landgerichtlichen 
Vergleich ſich wie folgt geeinigt: 

„Die Miete v. 1. Okt. 1922 bis 31. März 1923 wird 
als geſetzliche Miete und Zugrundelegung einer Friedens⸗ 
miete von 1200 % jährlich errechnet und gezahlt. 

Ab 1. April 1923 wird die geſetzliche Miete unter Zu⸗ 
grundlegung einer Grundmiete von 2300 .% jährlich errech⸗ 
net und gezahlt.“ 

Auf Grund dieſes Vergleichs hat der Bekl. anfangs die Miete ge⸗ 
zahlt, dann aber mit der Behauptung, die nach dem Vergleich auf 
Grund vereinbarter Friedensmiete zu zahlende geſetzliche Miete ent⸗ 
ſpreche nicht der wahren geſetzlichen Miete, Abzüge gemacht. Dieſe 
Abzüge hat Kl. mit vorliegender Klage eingeklagt. Während des 
Prozeſſes hat der Bekl. beim MEA. Antrag auf Feſtſetzung der 
Friedens miete geſtellt, die nach ſeiner Behauptung 1150 % beträgt. 

Das LG. hat zunächſt im Anſchluß an die KGEntſch. für zu⸗ 
läſſig erklärt, daß der Bekl. das MEA. angerufen hat. Im An⸗ 
ſchluß an die Ausführungen des KG.: 

„Welche materiellrechtliche Bedeutung der Vergleich für die 
Vertragsteile hat, iſt nicht vom MEX., ſondern vom ordentlichen Ge⸗ 
richt nachzuprüfen, da die Abänderbarkeit eines Vergleichs nach den 
Vertragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts zu beurteilen iſt,“ fährt 
das LG. fort: 

„Hieraus folgt, daß die Feſtſtellung bzw. Feſtſetzung der Frie 
densmiete durch das MEA. materiellrechtlich nicht die Wirkung hat, 
daß nunmehr vom Feſtſetzungsbeſchluß ab die vom MEA. feſtgeſetzte 
Friedensmiete an die Stelle der vereinbarten Friedensmiete tritt, 
vielmehr hat der ordentliche Richter, wie das KG. ſagt, nach den 
Vertragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts zu ur⸗ 
teilen, d. h. er hat zu prüfen, ob die Vereinbarung über die Frie⸗ 
densmiete wegen Sittenwidrigkeit im beſonderen Teile nichtig oder 
beiſpielsweiſe wegen Täuſchung anfechtbar iſt uſw. Alle Gründe, die 
das bürgerliche Recht hinſichtlich der Anfechtbarkeit oder Abänderlich⸗ 
keit von Verträgen kennt, kommen hierbei in Betracht. Für die hier⸗ 
nach zu treffende Entſch. des ordentlichen Gerichts kann die Kenntnis 
der vom MEN. feſtgeſetzten Friedensmiete eine wertvolle Unterlage 
bilden, und hierin beſteht der praktiſche Wert, wenn 
eine Partei trotz vereinbarter Friedensmiete nach⸗ 
träglich die Feſtſetzung durch das MEN. beantragt. 
Aus dem angeführten Beſchluß des KG. ergibt ſich zugleich, daß 
auch das KG. eine Miete, die gemäß 8 1 Abſ. 2 RM. durch Ein⸗ 
verſtändnis über die Höhe der Friedensmiete mit den jeweiligen ge⸗ 
ſetzlichen Zuſchlägen berechnet wird, als geſetzliche Miete anſieht. 
Denn es erachtet dieſes Einverſtändnis nur nach den Vertragsgrund⸗ 
ſätzen des bürgerlichen Rechts für abänderbar, nicht aber durch Er⸗ 
klärung nach § 1 Abſ. 1 RM., die, wenn fie in Frage käme, eine 


1) Vgl. auch KB. oben S. 2007, LGG. Düſſeldorf oben S. 2062 
und LG. München unten S. 2065. 
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weſentlich einfachere, ſchnellere und ſichere Beendigung der Wir⸗ 
kungen des Einverſtändniſſes herbeiführen würde, als Prozeß vor 
dem ordentlichen Gericht, in dem eine Abänderbarkeit nach den Ver 
tragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts bewieſen werden müßte. 
Aber eine Erklärung nach § 1 Abſ. 1 RM. kommt eben, wie an 
früherer Stelle ausführlich dargelegt iſt, nicht in Betracht, da unter 
den Parteien bereits geſetzliche Miete gilt, über deren Höhe, wie 
es 81 Abſ. 1 RMG. ausdrücklich zuläßt, ein Einverſtändnis zu⸗ 
ſtandegekommen iſt. 

Die Ausführungen des KG. ſind verſchiedentlich in der Offent⸗ 
lichkeit dahin verſtanden worden, nach Feſtſetzung der Friedens miete 
durch das MEA. könne die Partei, die die Feſtſetzung trotz voran⸗ 
gegangenen Einverſtändniſſes herbeigeführt hat, auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verklagt werden. Die Ausübung eines geſetz⸗ 
lichen Rechts kann regelmäßig nicht zum Schadenserſatz verpflichten. 
Deshalb kann auch der Antrag auf Feſtſetzung der Friedens miete 
aus 83 Abſ. 3 RMGG., wenn er ſchon zuläſſig iſt, eine ſolche Wir⸗ 
kung nicht haben. Vielmehr iſt, wie auch das KG. entjchieben: 
hat, die Rechtslage ſo, daß die Feſtſetzung der Frie⸗ 
densmiete durch das MEA. das vorangegangene Ein⸗ 
verſtändnis über die Höhe der geſetzlichen Miete 
nicht unwirkſam macht, ſondern daß hierfür einzig die Ver 
tragsgrundſätze des bürgerlichen Rechts maßgebend ſind. 

Hiermit ſteht auch 8 19 RMG., wonach die nach dem RM. 
den Parteien zuſtehenden Rechte unverzichtbar find, im Einklang. 
§ 19 RM. kann nicht dazu führen, den Parteien weitergehende 
Rechte zu gewähren, als ſie das RM. ſelbſt einräumt. Er kann 
folglich die Wirkſamkeit des Einverſtändniſſes über die Höhe der 
geſetzlichen Miete gemäß 8 1 Abſ. 2 RM. nicht ausſchalten. 

(LG. Frankfurt a. M, 7. 3K., Urt. v. 30. Okt 192, 9/130 162/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fleſch, Frankfurt a. M. 
* 

16. Feſtſetzung des Friedens mietzinſes. 

Der feſtzuſetzende Mietzins iſt durch Vergleichung mit dem 
Mietzins zu ermitteln, dec für die mit dem 1. Juli 1914 be⸗ 
ginnende Zeit in der Gemeinde für Räume gleicher Art und Lage 
regelmäßig vereindart war. Die Beſtimmung bezweckt etwaige Neu⸗ 
ſeſtſetzungen auf das Niveau der feſtſtehenden Mietſätze für Räume 
gleicher Art und Lage herabzudrücken und den Beteiligten eine Kon⸗ 
trolle bezüglich der Höhe der Feſtſetzung an die Hand zu geben. Es 
iſt deshalb in jedem Falle die Angabe der Vergleichsobjekte im Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluſſe erforderlich. Die Vergleichsobjekte brauchen ſelbſt⸗ 
redend nicht dem Feſtſetzungsobjekte völlig gleich zu fein, ſoudern es 
genügt, wenn nur irgendwie ähnliche Raume zum Vergleich heran⸗ 
gezogen werden, und wenn dann unter Anführung der Ahnlichkeiten 
und Verſchiedenheiten im einzelnen erörtert wird, welche Zuſchläge 
für Vorzüge, bzw. welche Abzüge für Nachteile hinſichtlich der feſt⸗ 
ſtehenden Miete des Vergleichsobjekts gemacht werden. Das iſt die 
Meinung des Geſetzes, und ſo verſtanden werden ſich in der Praxis 
kaum irgendwelche Schwierigkeiten ergeben. 

(LG. Frankfurt a. M., 8. 3 K., Beſchl. v. 10. Nov. 1924, 16 7 737/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. M. Kahn, Frankfurt a. M. 
* 


17. 824 MSch. Räumung untervermieteter Räu⸗ 
me, wenn es das Intereſſe des Hauptmierers erfordert. 

Der Untermieter muß nach § 24 MSchg., ohne daß es 
irgendwie auf ſein Intereſſe an dem Zimmer ankommt, auf Ver⸗ 
langen des Mieters räumen, wenn dieſer ein begründetes Intereſſe 
an der Erlangung des Raumes hat. Dies Intereſſe liegt hier vor. 
Die Wiedererlangung des Zimmers iſt für ſie nicht etwa nur ein 
Vorteil, ſondern wenn ſie nicht Hunger leiden ſoll, eine Lebens⸗ 
notwendigkeit. Ein bloßer Vorteil würde zur Aufhebung des 
Untermietverhältniſſes allerdings nicht genügen. Allein die Kl. iſt 
eine Sozialrentnerin, die ihr Leben nur kümmerlich friſtet. Ihre 
Abſicht, das vom Bekl. innegehaltene Zimmer beſſer zu verwerten 
und daraus eine höhere Miete zu erzielen, als ſie Bekl. zahlt, iſt 
daher wohl begründet und als eine abſolute Notwendigkeit auch geſetz⸗ 
lich durchaus zuläſſig. Trotz des ARME. find freie Mietvereinbarungen 
zuläſſig, wenn auch der Mieter jederzeit trotz entgegenſtehender Ver⸗ 
einbarungen Feſtſetzung der geſetzlichen Miete verlangen kann. Daß 
es möglich iſt, das hier fragliche Zimmer, zumal mit noch einem 
weiteren Zimmer zuſammen, weit vorteilhafter — zumal auch durch 
Abſchluß eines Penſionsvertrages mit einem neuen Untermieter, der 
als Gegenleiſtung für die Vermietung ganz weſentlich zum Unterhalt 
der Kl. beiträgt — zu vermieten, als dies jetzt der Fall iſt, iſt 
gerichtsbekannt. 

(LG. Frantfurt a. M., Urt. v. 3. Juli 1924, 46 C 141/24.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Hermann Maier, Frankfurt a. M. 

* 
Hannover. 

18. Der Pächter einer Gaſtwirtſchaft iſt zur Zahlung 
der Hauszinsſteuer nicht verpflichtet. 

Nach den geſetzlichen Beſtimmungen ſind die Bekl. nicht ver⸗ 
pflichtet, die Hauszinsſteuer zu zahlen. Nach § 7 der preuß. Steuer⸗ 
Not VO. v. 1. April 1923 in Verb. mit § 4 des Gef. über die Er 
hebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen v. 14. Febr. 


53. Jabra. 1924 Heft 24/25] 


1923 iſt der Eigentümer Schuldner der Hauszinsſteuer. Nun iſt 
es allerdings nach § 2 der VO. des Magiſtrats Hannover v. 
25. Jan. 1924 zugelaſſen, daß der Vermieter die Hauszinsſteuer 
auf den Mieter abwälzt. Dies erklärt ſich aber daraus, daß das 
RM. die Umlegung der Grund- und Gebäudeſteuer auf die Mieter 
zuließ. Das RM. kann aber auf Pächter keine Anwendung finden. 
Für das Pachtverhältnis iſt nirgends eine ſolche Beſtimmung ge⸗ 
troffen, und es iſt nicht zuläſſig, die Beſtimmungen über die Miete 
ohne weiteres für die meiſt ganz anders geartete Pacht anzuwenden. 
Denn die Miete iſt geſetzlich feſtgelegt, ſo daß ohne Überlaſtung der 
Mieter auf dieſe gewiſſe Stevern vom Geſetzgeber abgewälzt werden 
können. Dagegen kann der Geſetzgeber nicht überſehen, ob ein 
Pächter, der außer feiner Pacht noch Hausziusſteuer bezahlen muß, 
dadurch nicht zu ſehr belaſtet wird. 
(LG. Hannover, Urt. v. 16. Okt. 1924, 1 8 771/24.) 
Mitgeieilt von RA. Bodemann, Hannover. 


* 
Köln. 

19. Auch der in der Wohnung Kuppelei treibende 
Mieter genießt den Schutz der Wohnungsmangelgeſetz⸗ 
gebung. f) 

(LGG. Köln, 10. 3S., Urt. v. 5. Mai 1924, 10 F 197/24, abgedr. 
JW. 1924, 1792.) 

* 
Liegnitz. 

20. 88 WM G. Der zur Räumung verurteilte Mieter 
hat kein Tauſchrecht. ) 

W. und Th. haben keinen Anſpruch auf Zuſtimmung des Ver⸗ 
mieters des W. zu dem von ihnen beabſichtigten Wohnungstauſch. 
88 Wohn Mang. kann auf W. keine Anwendung finden. Denn 
dieſer iſt rechtskräftig verurteilt, am 31. März 1924 die Wohnung 
zu räumen. Er hat alſo keinerlei Verfügungsrecht mehr über ſeine 
Wohnung, kann ſie deshalb auch nicht mehr als Tauſchobjekt be⸗ 
nutzen; fie iſt nicht mehr „ſeine“ Wohnung i. S. 88. 

(29. Liegnitz, Veſchl. v. 10. April 1924, 5 T 101/24.) 

* 
nchen. 

21. Feſtſetzung der geſetzlichen Miete). }) 

Der Vermieter hat ſeit 2. Nov. 1920 dem Mieter auf Grund 
Mietvertrages zwei Zimmer ſeiner Mietwohnung möbliert zum 
Gebrauche überlaſſen. Mieter hat am 10. Febr. 1924 die geſetz⸗ 
liche Miete verlangt und Antrag an das MEX. auf Berechnung der 
geſetzlichen Miete geſtellt. 

Der Vermieter hat geltend gemacht, das MEA. ſei nicht zu 
ſtändig, da ſog. Schwarzmiete vorliege. 

Der angefochtene Beſchluß hat dann trotzdem „unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß zwiſchen den Parteien ein rechtswirkſames Miet- 
verhältnis beſteht“ die geſetzliche Miete berechnet und die Koſten des 
Verfahrens in Höhe von 4 Goldmark beiden Parteien je zur Hälfte 
auferlegt. 

Hiergegen hat Vermieter in rechter Form und Friſt Rechts⸗ 
beſchwerde eingelegt, weil das MEN. zu Nnrecht eine Berechnung 
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Zu 19. B. Göriſſen hat in ſeiner Eutrüſtung über die 
Moralanſchauungen des LG. die rechtliche Nachprüfung vergeſſen. 
Gewiß haben MEA. und LG. fehlgegriffen. Dieſer Fehlgriff war 
aber durch die „an ſich verfehlte Zwangsgeſetzgebung“ nicht bedingt, 
und es wäre geradezu unſinnig geweſen, wenn das LG. mit Be⸗ 
dauern feſtgeſtellt hätte, „daß nach den beſtehenden Geſetzen einer 
Kuppelei geſetzlicher Schutz gewährt werden müſſe“. In Frage kam 
nur, ob das LG. formalrechtlich die Beſchwerde zurückweiſen mußte, 
weil nach vielfach vertretener Anſicht die richtige Anwendung des 
billigen Ermeſſens auf den Tatbeſtand in der oberen Inſtanz nicht 
nachzuprüfen iſt. Legt man dieſe Anſicht zugrunde, ſo lag der Fehl⸗ 
griff des MEN. auf dem Gebiet der Anwendung des billigen Er⸗ 
meſſens; der des Landgerichts darin, daß es über den Tatbeſtand 
auch ſeinerſeits Ermeſſenserwägungen anſtellt, wahrend die Zurück⸗ 
weiſung auf formalen Verfahrensgründen ausreichend war. Lediglich 
dieſe formale Beſchränkung hätte das LG. bedavern können. Die Ge⸗ 
ſetzgebung hätte eine anderweitige Entſcheidung durch das MEA. nicht 
nur nicht verhindert, ſondern ſogar geboten. 

Die Beſchränkung des LG. in bezug auf den Umfang der 
Prüfung iſt aber durchaus nicht notwendig. An ſich ſind die Fragen 
des billigen Ermeſſens Rechtsfragen, da es ſich darum handelt, daß 
der Richter die für den Einzeltatbeſtand richtige Norm ſelbſt finden 
und zur Anwendung bringen ſoll. Wenn die Beſchwerdegerichte in 
Wohnſachen von der Nachprüfung der Ermeſſenspunkte abſehen, 
geſchieht dies aus praktiſchen Erwägungen, weil das Verfahren 
ſonſt überlaſtet werden würde. Sie ſind aber nicht gehindert, das 
objektiv richtige Recht durch Aufhebung einer Entſcheidung zur 
Geltung zu bringen, wenn das MEN. eine offenbar unbillige 
(vgl. auch 8 31911 BGB.) Entſcheidung gefällt hat. Der vorliegende 
Beſchluß beweiſt danach nicht das geringſte gegen die angeblich ſo 
verfehlte Zwangsgeſetzgebung. Er zeigt nur, wie wenig manche Ge⸗ 


) Vgl. auch RG. oben S. 2007, LG. Düſſeldorf oben S. 2062 
und voz. Frankfurt a. M. oben ©. 2064. 
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der geſetzlichen Miete vorgenommen habe, ſtatt ſeine Zuſtändigkeit 
zu prüfen und mangels eines rechtswirkſamen Mietverhältniſſes 
den Autrag des Mieters abzulehnen und weil es zu Unrecht den 
Vermieter mit Koſten belaſtet habe. 

Beide Rügen ſind nicht begründet. 

Die Entſcheidung darüber, ob ein rechtswirkſames Mietverhältnis 
beſteht oder nicht, und ob der Mieter eine vereinbarte Miete oder 
die geſetzliche Miete zu bezahlen habe, kaun nur durch die bürger 
lichen Gerichte erfolgen. Der Ausſpruch des MEN, daß die geſetz 
liche Miete einen beſtimmten von ihm berechneten Betrag ausmache, 
kann keine Rechtskraft dafür begründen, daß ein Mietverhältnis 
beſtehe, und daß die geſetzliche Miete zu zahlen ſei, ſondern kann 
nur Rechtskraft ſchaffen, für die Höhe der geſetzlichen Miete, voraus⸗ 
geſetzt, daß eine ſolche zu entrichten iſt. Alle Entſcheidungen des 
MEN. über die Höhe der geſetzlichen Miete ergehen alſo, auch wenn 
es nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt, unter einer Vorausſetzung, 
wie in dem angefochtenen Beſchluſſe. Dies wäre nicht erforderlich 
geweſen, das im Beſchluß zum Ausdruck zu bringen, wenn es auch 
in dieſem Falle zweckmäßig geweſen ſein mag, da ſich die Parteien 
über die Tragweite der vom MEA. verlangten Entſcheidung nicht 
klar waren. 

Die Frage, ob ſich nicht in dieſem Falle das MEA. der Feſt⸗ 
ſtellung der geſetzlichen Miete hätte enthalten ſollen und ob das 
MEA. nur dann über die Höhe der geſetzlichen Miete entſcheiden 
dürfe, wenn beide Parteien darüber einig ſind, daß ein rechtswirk⸗ 
ſames Mietverhältnis beſtehe und daß die geſetzliche Miete zu zahlen 
ſei, iſt zu verneinen, und zwar um deswillen, weil auch in den 
Fällen, wo ein rechtswirkſames Mietverhältnis nicht beſteht, oder 
wo der Streit darüber, ob ein ſolches beſteht, noch ſchwebt, ein 
Bedürfnis für Berechnung der geſetzlichen Miete beſtehen kann. Die 
Verpflichtung, die geſetzliche Miete zu zahlen, kann auch gegeben 
ſein, wenn kein Mietverhältnis beſteht, jo in dem Falle des 8 6 
Abſ. 3 MSchG., wenn der zur Räumung verurteilte vormalige Mieter 
den Mietraum noch nicht herausgegeben hat, weil er noch keinen 
Erſatzraum zugewieſen erhalten har oder bei nichtigen Mietverträgen, 
wenn der Mieter verpflichtet iſt, dem Vermieter den ohne Rechts⸗ 
grund genoſſenen Gebrauch der Mietſache nach den Grundſätzen der 
Herausgabe einer Bereicherung zu vergüten. Ob das zutrifft, hat 
das MEN. nicht zu prüfen. Es muß alſo für das MEU. genügen, 
daß tatſächlich der eine Teil die Wohnung des anderen wie ein 
Mieter oder Untermieter innehat, um in Anwendung des 8 1 Abſ. 2 
RM. über die Höhe der geſetzlichen Miete entſcheiden zu können. 
Die Folge davon iſt, daß das MEA. dann auch demjenigen Teil, 
der das Beſtehen eines Mietverhältniſſes beſtreitet, gemäß 8 46 
MEHG. Koſten auferlegen kann. 

(LG. München, Beſchl. v. 28. Mai 1924, BeſchwReg. 33/24.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Theithaber, München. 
Oldenburg. * 

22. 88 6, 4 MSchG. und SS 303, 318 ZPO. — Ein auf 
Mietvertragsaufhebung lautendes Urteil kann von der 
einen Partei mit der Berufung, von der anderen wegen 
des Ausſpruchs nach 86 Abſ. 2 MSchch. mit der ſofortigen 
Beſchwerde angefochten werden. Die Entſcheidung über 
richte in das Weſen der Ermeſſensentſcheidungen eingedrungen find, 
Fehlſprüche wird es immer geben. Wer ſie aber zum Anlaß für An⸗ 
griffe gegen den Geſetzgeber nimmt, muß zeigen, daß er ſelbſt die 
im Sinne des Geſetzes liegende Methode kennt! Vgl. dazu Hein, 
Identität der Partei, 1918, 1, 290 ff. Prof. Dr. Hein, Halle. 


Zu 20. Das MEN. hatte die fehlende Zuſtimmung des Ver 
mieters R. zu dem Wohnungstauſch W.— Th. durch Beſchluß erſetzt, 
weil für den Verfügungsberechtigten kein unverhältnismäßiger Nach⸗ 
teil zu befürchten war. Wenn das MEN. einem beabſichtigten 
Tauſch zuſtimmt, obwohl ſich der Hausbeſitzer dagegen ausgeſprochen 
hat, fo iſt damit nöch keine Rechtsgrundlage zur Inanſpruchnahme 
der Tauſchwohnung geſchaffen. Es wird daher in ſolchen Fällen 
gleichzeitig ein Zwangsmietvertrag feſtzuſetzen ſein. Jedoch auch 
hierbei iſt die Beſtimmung des § 4 Abſ. 1 Wohn Mang. v. 26. Juli 
1923 (RGBl. 754) zu beachten, wonach dem Verfügungsberechtigten 
mindeſtens zwei ernſtliche Bewerber für die Wohnung präfentiert 
werden muſſen. Stadtrat Dr. Lehmann, Lieguitz. 


Zu 21. Das MEN. hat die Höhe der Friedensmiete feſt⸗ 
zuſtellen oder feſtzuſetzen, wenn ein Vertragsteil es beantragt (8 2 
Abſ. 3, 4 RM.). Ebenſo liegt ihm die Berechnung der Unter⸗ 
miete nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Beſtimmungen ob (§ 14 
RM.). Daß die geſetzliche Miete gezahlt wird, iſt nicht Voraus⸗ 
ſetzung (vgl. 85 der preuß. AusfVO. v. 17. April 1924 [GS. 474). 
Die Parteien müſſen aber im Verhältnis eines Mieters zum Ver⸗ 
mieter ſtehen. Wenn offenſichtlich kein Mietverhältnis beſteht, ſon⸗ 
dern z. B. ein Pachtvertrag oder Dienſtvertrag vorliegt, ſo hat ſich 
das MEN. für unzuſtändig zu erklären. Iſt die Rechtslage aber 
zweifelhaft, ſo iſt das MEA. nicht berufen, die Streitfrage zu klären, 
ſondern hat dies dem ordentlichen Gericht zu überlaſſen. Dies gilt 
auch für den Fall, daß der Vermieter geltend macht, der Mietvertrag 
jei unwirkſam (8 31 MSHS.), denn dies iſt eine Rechtsfrage, die 
nur von dem ordentlichen Gericht zu entſcheiden iſt. 

RA. Dr. Julius Nußbaum, Berlin. 
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die ſofortige Beſchwerde tft noch nach Verwerfung der Be⸗ 
ru fung möglich 

Bekl. iſt verurteilt, die von ihm gemieteten Räume im Hauſe 
des Kl. zu räumen. Die Zwangsvollſtreckung iſt von der Sicherung 
ausreichender Erſatzräume abhängig gemacht. Gegen dieſes Urteil 
hat Kl. Beſchwerde eingelegt mit dem Ziel auf Beſeitigung des 
Ausſpruchs bezüglich Sicherung von Erſatzräumen. Nachdem der 
Bekl. gegen dasſelbe Urteil Berufung eingelegt hat, mit dem Antrag, 
das Urteil erſter Inſtanz aufzuheben und den Kl. mit der Klage 
abzuweiſen, hat der Vorſitzende der Beſchwerdekammer die Beſchwerde⸗ 
akten der Berufungskammer vorgelegt. Die Berufungskammer hat 
ohne Berückſichtigung der ſofortigen Beſchwerde dahin erkannt, daß 
die Berufung koſtenpflichtig zurückgewieſen werde und ſie hat die 
Akten an die Zivilkammer IV wegen der unerledigten Beſchwerde 
zurückgegeben. Es iſt die Frage zu entſcheiden, ob nach Erledigung 
der Berufung auf die ſofortige Beſchwerde noch zu eutſcheiden iſt. 
In 86 Abf. 2 MSHE. iſt beſtimmt, daß bei Aufhebung eines 
Mietverhältniſſes aus einem anderen Grund als nach 8 4 Abſ. 1 
die Zwangsvollſtreckung von der Sicherung eines ausreichenden 
Erſatzraums abhängig gemacht werden kann, wenn dies zur Ver⸗ 
meidung unbilliger Härten erforderlich erſcheint, und daß die An⸗ 
fechtung durch ſofortige Beſchwerde erfolgt, ſofern das Urteil nur 
wegen des Ausſpruchs oder wegen des Mangels eines ſolchen auge⸗ 
fochten wird. Die Beſchwerde darf demnach nur den einen An⸗ 
fechtungsgrund mit dem Ziel auf Beſeitigung des Ausſpruchs oder 
auf Herbeiführung des Ausſpruchs haben, nicht iſt ſie zuläſſig, wenn 
gleichzeitig das Urteil etwa wegen der Umzugskoſten angefochten 
werden ſoll. Zuläſſig iſt zunächſt, daß das Urteil von der einen 
Partei wegen des Ausſpruchs oder ſeines Fehlens, von der anderen 
wegen der Umzugskoſten je mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten 
wird (vgl. Genthe, MSHG. Anm. 12 zu 8 6 S. 87). Daraus folgt, 
daß die Vorausſetzung des 8 6 Abſ. 2 S. 2: „wird das Urteil nur 
wegen des Ausſpruchs oder wegen des Mangels eines ſolchen au⸗ 
gefochten“, nicht bezüglich der Anfechtung des Urteils überhaupt, 
ſondern nur bezüglich der Anfechtung auf ſeiten der mit der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde anfechtenden Partei, gegeben ſein muß. Das von 
Stern, Geſetz über Mieterfhug 86 Aum 7 angeführte Urteil des 
LG. Düſſeldorf 6 S. 126/23 betrifft nur den Fall, daß von der⸗ 
ſelben Partei Berufung und Beſchwerde eingelegt iſt. Die Möglich⸗ 
keit iſt vorhanden, daß Kl. wegen des Ausſpruchs mit der ſofortigen 
Beſchwerde, Bekl. mit der Berufung anfechten kann. Es hat auch 
nicht die Einlegung der Berufung zur Folge, daß die von der anderen 
Partei eingelegte Beſchwerde als Berufung, bzw. Anſchlußberufung 
von ſelbſt zu behandeln oder daß die mit Beſchwerde anfechtende 
Partei gezwungen wäre, Anſchlußberufung einzulegen; letzteres ſchon 
um deswillen nicht, weil für dieſe Partei die ſofortige Beſchwerde 
als ausſchließliches Rechtsmittel gegeben, nicht in Wahl mit der 
Berufung. Allerdings wird es zweckmäßig ſein, daß die über die 
Berufung entſcheidende Zivilkammer im Einverſtändnis mit der Be⸗ 
ſchwerdekammer über die Beſchwerde in einem Verfahren mit ent⸗ 
ſcheidet. Notwendig iſt dies aber nicht. Da die Beſchwerde⸗ und Be⸗ 
rufungsfriſten verſchieden bemeſſen, könnte über die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde der einen Partei bereits entſchieden ſein, ehe Berufung 
eingelegt. Theoretiſch wäre, da die Berufungseinlegung nicht an 
die Zuſtellung des Urteils gebunden, auch der umgekehrte Fall 
denkbar. Wird auf die ſofortige Beſchwerde hinſichtlich des Aus⸗ 
ſpruchs vor der Berufung entſchieden, dann erfolgt die Eutſch. unter 
der Vorausſetzung, daß in dem Berufungsurteil die Aufhebung des 
Mietverhältniſſes aufrechterhalten wird, ähnlich der Entf. über 
ein einzelnes ſelbſtändiges Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel nach 
8303 BPO. Es liegt eine Als⸗Ob⸗Entſch. vor. Ebenſo ergeht das 
in der Berufungsinſtanz erlaſſene Urteil unter der Vorausſetzung, 
daß das Beſchwerdegericht die Entſch. der erſten Inſtanz bezüglich des 
Ausſpruchs aufrecht erhalten wird. Inſoweit wird die Rechtskraft des 
ergangenen Berufungsurteils bis zur Entſch. über die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde hinausgeſchoben. Wenn das Berufungsurteil das amtsgericht⸗ 
liche Urteil in vollem Umfange beſtätigt, ſo iſt dies hinſichtlich des 
Ausſpruchs nur geſchehen, weil eine Verurteilung ohne den Aus⸗ 
ſpruch eine reformatio in peius bedeutet hätte. Richtiger wäre es 
allerdings geweſen, wegen der noch nicht erledigten Beſchwerde im 
Berufungsurteil einen Vorbehalt hinſichtlich der Abänderungsmög⸗ 
lichkeit des Ausſpruchs zu machen. Indes iſt, zumal der Berufungs- 
kammer die laufende ſofortige Beſchwerde bekannt war, ein ſtill⸗ 
ſchweigender Vorbehalt anzunehmen, wenn man nicht überhaupt den 
9318 30. als durch die lex posterior der Ausnahmebeſtimmung 
des MSHG. abgeändert anſehen will. Das Beſchwerdegericht erachtet 
daher die ſofortige Beſchwerde als noch wirkſam. 

(LG. Oldenburg, IV. IR, Beſchl. v. 3. Nov. 1924.) 
Mitgeteilt von AGR. Witthauer, Oldenburg. 
* 


23. 88 1,4 ber Mleinlandpahtd., 3 148 8 PO. Mangels 
Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für zur nicht gewerbsmäßigen 
Nutzung überlaſſenes Gartenland ſind die Gerichte zur 
Entſcheidung über den angemeſſenen Pachtpreis zuſtändig. 

Kl. klagen auf Zahlung von 4 Pfennigen Pachtpreis pro qu 
des dem Bekl. zur nicht gewerbsmäßigen Verpachtung überlaſſenen 
Gartenlandes. 

Das AG. hat das Verfahren ausgeſetzt, bis der Pachtpreis für 


Rechtſprechung 


die ſtreitige Zeit gemäß 8 1 der Kleingarten⸗ und Kleinpacht O. feſt⸗ 
geſetzt ſei. 
„Die dagegen eingelegte Beſchwerde iſt begründet: 

81 der Kleingarten⸗ und KleinlandpachtO. v. 31. Juli 1919 
beſtimmt, daß zum Zwecke nicht gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung Grundſtücke nicht zu höheren als den von der unteren Ver⸗ 
walkungsbehörde feſtgeſetzten Preiſen verpachtet werden dürfen und 
daß die Feſtſetzung der Preiſe, das iſt der generell oder für den 
einzelnen Fall zu beſtimmenden Höchſtpreiſe, unter Berückſichtigung 
der örtlichen Verhältniſſe uſw. erfolgt. Nach Wortlaut und Sinn 
muß dieſe Beſtimmung dahin ausgelegt werden, daß nur da, wo 
ein Bedürfnis zu einem behördlichen Einſchreiten vorliegt, von der 
Ermächtigung des 81 — und nur um eine ſolche handelt es ſich — 
Gebrauch gemacht werden ſoll. (Vgl. Kaiſenberg, Kleingarten⸗ 
und KleinlandpachtO., Handbuch des deutſchen Kleingartenrechts, 
Berlin 1924, 8 1 Anm. XI 23, 59). Das oldenburgiſche Miniſterium 
des Innern hat in der Verf. v. 25. Aug. 1924 (II 5605) es abge⸗ 
lehnt, zu entſcheiden, daß die vom Stadtmagiſtrat R. am 8. März 
1924 feſtgeſetzten generellen Höchſtpreiſe erneut zu beſtimmen ſeien, 
mit der Begründung, daß in jetziger Zeit Höchſtpreiſe nur feſtzu⸗ 
ſorde ſeien, wenn beſondere Gründe ein Eingreifen der Behörde er⸗ 
ordern. 

Der Stadtgemeinderat hat als untere Verwaltungsbehörde durch 
Verf. v. 25. Aug. 1924 den Antrag des Mitkl. M. auf Feſtſetzung 
eines Höchſtpreiſes für den beſonderen Fall zurückgewiefen. Die 
Parteien haben daher keine Möglichkeit mehr, die Feſtſetzung von 
Höchſtpreiſen zu erwirken. 

Wenn 84 der Kleingarten⸗ und KleinlandpachtO. beſtimmt, 
daß Streitigkeiten, die ſich aus der Anwendung der Vorſchriften der 
88 1 bis 3 ergeben, unter Ausſchluß des Rechtsweges durch die untere 
Verwaltungsbehörde entſchieden werden, ſo kann der Ausſchluß des 
Rechtsweges nur dann gegeben fein, wenn Höchſtpreiſe nach 8 1 feſt⸗ 
geſetzt find und ſich trotz dieſer Höchſtpreiſe Streitigkeiten ergeben. 
Die gen. Verf. des oldenburgiſchen Miniſteriums des Innern geht 
davon aus, daß mangels feſtgeſetzter Höͤchſtpreiſe die Gerichte über 
den Preis, insbeſondere den angemeſſenen Preis, zu entſcheiden 
haben. Kaiſenberg a. a. O. ſpricht fi zwar nicht ausdrücklich 
dahin aus, jedoch indirekt, indem er Anm. B Ziff. 5 (S. 78) zu 
84 die Zuſtändigkeit der unteren Verwaltungsbehörden nicht dadurch 
für ausgeſchloſſen erachtet, daß für das Grundſtück Pachtpreiſe be⸗ 
hördlich nicht feſtgeſetzt ſind, ſofern es ſich um eine Streitigkeit aus 
83 (Kündigung von Pachtverträgen) handelt. Das LG. ſchließt ſich 
der vom oldenburgiſchen Miniſterium vertretenen Auffaſſung an. Die 
Entſch. dieſes Rechtsſtreits iſt daher nicht von dem Beſtehen eines 
durch die Verwaltungsbehörde zu entſcheidenden Rechtsverhältniſſes 
abhängig, jo daß die Vorausſetzungen des 8 148 ZPO. für die Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens nicht vorliegen. 

1 (LG. Oldenburg, VI. K., Beſchl. v. 20. Nov. 1924.) 
Mitgeteilt von LER. Witthauer, Oldenburg. 
* 
Potsdam. 

24. 8 2 preuß. Pacht SchO. Keine Herabſetzung eines 
ſchon z. Z. des Vertragsſchluſſes unangemeſſenen Pacht⸗ 
zinſes durch das Pachteinigungsamt. }) 

Nach 8 2 der preuß. PachtSchO. in der Faſſ. v. 27. Febr. 
1924 kann die Pachtſumme herabgeſetzt werden, wenn ſie unter den 
veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. Aus dem Wort „mehr“ iſt zu folgern, daß das 
Geſetz eine Herabſetzung nur zulaſſen will, wenn es ſich um eine 
Pacht handelk, die infolge der Veränderung der Verhältniſſe nur 
gegenwärtig zu hoch erſcheint. Dieſe Vorausſetzung iſt im vorliegen⸗ 
den Falle nicht gegeben. Das Gegenteil nachzuweiſen bemüht ſich 
der Beſchwerdeführer vergeblich, daß die in Naturalien (Roggen) zahl⸗ 


Zu 24. Der Entſch. ift beizutreten. Das PEN. kann nur im 
Rahmen der Veranderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine Aude⸗ 
rung der zuletzt vereinbarten Pachtleiſtungen vornehmen. Es kann 
die Parteien nicht von den Folgen einer für den einen Teil un⸗ 
günſtigen Vereinbarung über die Pachtleiſtungen befreien. Dies hat 
das KG. in feinem Rechtsentſcheid v. 18. Febr. 1924 (17 Y 2/24) 
— abgedruckt in Nr. 3 der Ztſchr. des Reichsbundes landwirtſchaft⸗ 
licher Pachter S. 75 — klar zum Ausdrucke gebracht: 

„Die Pacht Sch O. geſtattet aber eine Abänderung der Letſtun⸗ 
gen nur, wenn dieſe Leiſtungen unter den veränderten wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind. Sie erfordert alſo 
eine Veränderung nach dem Vertragsſchluſſe, der den Verpflichtungen 
der Beteiligten ihre Geſtalt gegeben hat, und bietet keine Handhabe, 
die Vertragsteile gegen ungünſtige Folgen zu Ihüßen, die ſich ſchon 
unmittelbar aus dem Abſchluſſe des Vertrages ergeben. Deutlich 
kommt ſomit in der Pacht Sch. zum Ausdruck, daß derjenige, der 
einen ihm nachteiligen Pachtvertrag abgeſchloſſen hat, das Riſiko 
des Vertrages in gleicher Weiſe auf ſich zu nehmen hat, wie es bei 
anderen Verträgen Rechtens iſt.“ 

Auch der Kommentar von Wagemann⸗ Krug, Die Preu⸗ 
ßiſche Pachtſchutzordnung S. 54, und KR. Dr. Günther im Laud⸗ 
ſaſſen Nr. 6 vertreten den gleichen Standpunkt. 

Infolge dieſer einſchränkenden Geſetzgebung iſt das PER. nicht 
in der Lage einen Pachtzins auf das angemeſſene Maß herab⸗ 
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bare Pacht nicht geſtiegen fei, da der Roggen im Oktober 1923 
7 Goldmark gekoſtet habe und jetzt auf 7,65 Goldmark geſtiegen ſei. 
Einmal liegt der gegenwärtige Durchſchnittspreis für Roggen unter 
7 Goldmark. Und ges haben heute 7 Goldmark eine geringere 
Kaufkraft für die meiſten anderen Artikel, als im Oktober 1923. 
Danach bezahlt der Pächter keine höhere, ſondern der Verpächter er⸗ 
hält eine niedrigere Pacht. Auch darin hat das PEN. Recht. 
(LG. Potsdam, 1. ZR., Urt. v. 12. Juni 1924, 3 T 145/24. 
Mitgeteilt von RA. Dr. Levy, Potsdam. 


Berlin. 2. Sonſtige Zivilſachen. 

1. 5113 Steuer Not VO. 38 157, 242, 607, 1113, 1133, 1138, 
1163, 1177 KGB. Pflicht des Hypothekengläubigers zur 
Löſchungsbewilligung nach vorbehaltloſer Annahme des 
Hypothekenbetrages ). 


Mit der vorbehaltloſen Annahme ſind die den Hypotheken zu⸗ 
grunde liegenden perſönlichen Forderungen der beklagten Nachlaß⸗ 
maſſe gegen den Kl. untergegangen und eine Aufwertung dieſer 
Forderungen iſt nach 8 11 der 3. Steuer NotVO. ausgeſchloſſen. Zu 
prüfen iſt, ob deſſenungeachtet $ 11 der 3. Steuer NotVO. eine 
Aufwertung des dinglichen Rechts, der Hypotheken, zuläßt. Zu 
dieſem Zweck bedarf es eines Eingehens auf den einſchlägigen In⸗ 
halt des Art. 1 der 3. Steuer Not BO. und feine Stellung im Syſtem 
des bürgerlichen Rechts überhaupt. 

Art. 1 der 3. Steuer Not VO. regelt die Aufwertung von Ver⸗ 
mögensanlagen (88 1, 12). Die Erkenntnis, daß die Anforderungen 
von Treu und Glauben eine Aufwertung aller Rechte, auch der 
dinglichen Rechte, unbedingt erfordere, hatte ſich ſeit dem Urteil 
des RG. v. 28. Nov. 1923 (RG. 107, 78 2)) allgemein durchgeſetzt. 
Über die Höhe der Aufwertung und die Ausgeſtaltung im einzelnen 
herrſchte größte Unſicherheit. Dieſe durch geſetzliche Vorſchriften 
zu beſeitigen, war einer der Zvecke der 3. Steuer NotVO. Die 
3. Steuer Rot VoO. griff alſo in die Sätze des bürgerlichen Rechts 
inſoweit ein, als ſie als Sondervorſchrift an die Stelle der all⸗ 
gemeinen Vorſchriften der 88 157, 212, 607 Abſ. 1 BGB., 
aus denen bisher die Aufwertungspflicht hergeleitet wurde, trat. 
Weitere Anderungen des bürgerlichen Rechts beabſichtigte ſie nicht. 
Nun enthält ſie ſcheinbar eine weitere Abweichung von den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts inſofern, als fie in 8 1 Abſ. 2 unter 
Ziff. 1 die Hypotheken und unter Ziff. 4 die durch Hypothek ge⸗ 
ſicherten Forderungen getrennt behandelt, für beide in den 88 2 und 3 
Aufwertungsmaßſtäbe gibt, die nicht ſtets übereinzuſtimmen brauchen, 
und in 8 11 beſtimmt, daß die Aufwertung nicht verlangt werden 
könne, wenn der Gläubiger, ohne ſeine Rechte ſich vorzubehalten, in 
den Fällen des 8 1 Abſ. 2 Ziff. 1—3 die Löſchung des Rechts be⸗ 
willigt, in den Fällen der Ziff. 4—10 die Zahlung angenommen hat. 
Dagegen iſt nach 88 1113 ff. BGB. die Hypothek eng mit der ihr zu⸗ 
grunde liegenden perſönlichen Forderung verbunden. Sie dient nur 
zur Sicherung der Forderung (81113 Abſ. 1 BGB.), teilt ihr recht⸗ 
liches Schickſal (88 1137, 1138, 1153 BGB.) und fällt beim Er⸗ 
löſchen der Forderung ohne weiteres an den Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks (8 1163 BGB.). Daß am weſentlichen Inhalt des Hypotheken⸗ 
rechts, Zahlung einer beſtimmten Geldfumme aus dem Grundſtück 
zur Befriedigung wegen einer dem Gläubiger zu⸗ 
ſtehenden Forderung verlangen zu können, durch die Auf⸗ 
werkungsbeſtimmungen der 3. Steuer Not VO. etwas geändert werden 
ſollte, iſt bei dem oben erörterten Zweck der VO., Sicherheit über den 
Umfang der Aufwertung zu ſchaffen, nicht anzunehmen. Die Beſtim⸗ 
mungen der 3. Steuer NotVO. können auch zwanglos fo ausgelegt 


zuſetzen, falls der Pächter bei Beginn der Pachtung einen unange⸗ 
meſſen hohen Pachtzins ausgelobt hat. 

Was für den Pächter recht iſt, muß auch für den Verpächter 
billig fein. Daher darf das PEN. auch nicht zugunſten des Ver⸗ 
pächters den Pachtzins auf das angemeſſene Maß erhöhen, ſondern 
muß — von der letzten durch Vereinbarung oder Beſchluß des PEA. 
erfolgten Pachtregulierung ausgehend (vgl. KG. 17 Y 2/24; Wage⸗ 
mann⸗Krug S. 54) — nachprüfen, inwieweit feit dieſer letzten 
Regulierung eine Veränderung der allgemeinen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältuiſſe zuungunſten des Verpächters erfolgt iſt. Nur im Falle der 
Bejahung dieſer Frage und nur, falls durch dieſe Veränderung 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine offenbare Unbilligkeit (früher 
ſchwere, jetzt einfache) entſtanden iſt, und nur im Rahmen dieſer 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe darf 
eine anderweite Feſtſetzung der Pachtleiſtungen zugunſlen des Ver⸗ 
pächters erfolgen. Das hat beſonders ſcharf das LG. Königsberg in 
ſeinem Beſchluß v. 2. Juni 1924 in Sachen Rehſe w. Fritz 
(2 T 246/24) — abgedruckt in Nr. 7/8 der Ztſchr. des Reichsbundes 
landwirtſchaftlicher Pächter S. 168 — hervorgehoben: 

„Aufgabe des PEN. iſt nicht, früher geſchloſſeue Pachtverträge 
auf jetzt gezahlte Pachtpreiſe zu bringen, ſondern unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der beſtehenden Verträge die vertraglichen Leiſtungen nur 
inſoweit abzuändern, als deren Beibehaltung einem Vertragsteile 
gegenüber eine offenbare Unbilligkeit darſtellt.“ 

RA. Dr. Hermann Richter, Halle a. d. S. 


) Vgl. a A. OLG. Celle oben ©. 2053. 
2) JW. 1924, 38. 
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10 daß ſie das innere Weſen des Hypothekenrechts unberührt 
aſſen. 

Wenn die 88 2 und 3 eine verſchieden hohe Aufwertung der 
Hypothek und der Forderung zulaſſen, ſo kann das bei der Natur 
der Hypothek als bloßen Sicherungsrechts nicht dazu führen, daß dem 
Gläubiger aus der Hypothek ein höherer Betrag zuſteht, als zur 
Befriedigung wegen der ihm zuſtehenden Forderung notwendig iſt. 
Es iſt alſo zwar möglich, daß die Forderung gemäß 8 3 höher auf⸗ 
gewertet wird als die Hypothek nach 8 2. Der überſchießende Teil 
der Forderung iſt dann nicht mehr durch ein Hypothekenrecht geſichert. 
Wenn aber die Forderung nach § 3 in geringerem Maße aufzuwerten 
wäre als nach § 2 die Hypothek, dann beſteht in Höhe des Über⸗ 
ſchuſſes keine Forderung mehr, und der höher aufgewertete Hypo⸗ 
thekenbetrag würde dem Eigentümer als Eigentümergrundſchuld zu⸗ 
ſtehen (88 1163, 1177 BGB.). Ob die Aufwertung von Eigen⸗ 
tümergrundſchulden und von Hypotheken, ſoweit ſie durch die Auf⸗ 
wertung Eigentümergrundſchuld werden würden, dem Zweck und Sinn 
der 3. Steuer NotVO. entſpricht oder ob die Aufwertung ſolcher Rechte 
1115 vielmehr überhaupt abzulehnen iſt, kann hier dahingeſtellt 

eiben. 

Aus dieſen Erörterungen ergibt ſich auch die Löſung der hier 
zur Entſcheidung ſtehenden Frage. Durch die Zahlung der Forde⸗ 
rungen in den Jahren 1919 und 1920 hat der Kl. die Forderungen 
zum Erlöſchen gebracht. Ihr Wiederaufleben und ihre Aufwertung 
iſt mangels Vorbehalts auch durch § 11 der 3. Steuer NotVO. aus⸗ 
geſchloſſen. Mit dem Erlöſchen der Forderungen ſind die Hypotheken 
auf den Kl. als Eigentümer übergegangen (8 1163 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.). Dieſer iſt nunmehr aus den Hypotheken berechtigt und kann 
daher die Erteilung einer Löſchungsbewilligung und die Herausgabe 
der Hypothekenbriefe verlangen. 

Die entgegengeſetzte Anſicht würde zu unhaltbaren Ergebniſſen 
für den Fall führen, daß der perſönliche Schuldner und der Eigen⸗ 
tümer verſchiedene Perſonen ſind. Der Gläubiger kann an den 
Schuldner, da die Forderung durch vorbehaltloſe Annahme der Zah⸗ 
lung erloſchen iſt, keine Anſprüche mehr ſtellen. Spricht man ihm 
trozdem die Hypothek zu, ſo wäre der zahlende Eigentümer ſeines 
durch § 1143 BGB. gewährleiſteten Erſatzanſpruchs gegen den frü⸗ 
heren Schuldner beraubt, weil eine Forderung, die auf den Eigen⸗ 
tümer übergehen könnte, nicht mehr vorhanden iſt. 

Daß trotz der hier vertretenen Anſicht die 88 3 und 11 der 
3. Steuer NotVO. ihre Bedeutung für diejenigen dinglichen Rechte 
haben, die nicht zur Sicherung einer Forderung dienen, bedarf 
keiner Ausführung. 

Zu demſelben Ergebnis gelangen KG. in KGBl. 1921, 67 
JW. 1924, 125912; Warneyer⸗Koppe, Hypothekenaufwer⸗ 
tung, S. 109 f. Bem. 2a zu 8 11; Lehmann in Steuer und Wirt⸗ 
ſchaft 1924, 256; Schiller in JW. 1924, 781; Apt in JW. 
1924, 524 a. E.; vgl. auch Schlegelberger, Anm. 4 a. E. zu 9 11. 

Anderer Anſicht OLG. Breslau in JW. 1924, 1620 11 mit zu⸗ 
ſtimmender Anm. von Mügel; LG. III Berlin in KGBl. 1924, 
107; LG. Altona in JW. 1921, 16281; Mügel, Auſwertung, 
S. 84 Anm. 4 zu 811; Ricks in JW. 1924, 1134 und DNotV. 
1924, 110, 300; Gadow im Recht 1924, 62 Aum. 20; ſ. auch 
Kipp in JW. 1921, 481. 

(LG. I Berlin, 12. 3 K., Urt. v. 21. Nov. 1924, 28 0 420/24.) 
Meitgeteilt von LGR. Schneider, Berlin. 
* 


2. 88 1, 2, 11 3. Steuer Not VO. Trotz vorbehaltloſer 
Quittung über das Hypothekenkapital vor Inkrafttreten 
der 3. Steuer Not KO. iſt der Gläubiger zur Erteilung der 
Löſchungsbewilligung nicht verpflichtet, falls Schuldnen 
Aufwertung der Hypothek abgelehnt. 

Die 3. Steuer Not VO. unterſcheidet (81 Abſ. 2 Ziff, 1 und 4, 
9 11) zwiſchen der perſönlichen Forderung und dem dinglichen Rechte, 
deren Schickſale ſie offenbar in bewußter Abweichung vom bürger⸗ 
lichen Rechte (88 1144, 1163 BGB.) dahin regelt, daß die Aufwer⸗ 
tung der perſönlichen Forderung nicht mehr verlangt werden kann, 
wenn die Zahlung vorbehaltlos angenommen worden iſt, während 
der Hypothek — ſelbſt bei früherem Erlöſchen der perſönlichen For⸗ 
derung — nur dann die Aufwertung verſagt iſt, wenn die Löſchung 
des Rechtes vorbehaltlos bewilligt iſt (8 11 3. Steuer NotVO.). Die 
Bekl. iſt daher berechtigt, die Löſchungsbewilligung von der Auf⸗ 
wertung des Hypothekenbetrages nach Maßgabe des 8 2 3. Steuer⸗ 
NotVO. abhängig zu machen. 

(8. III Berlin, Urt. v. 8. Okt. 1924, 39 8 644/24.) 
Mitgeteilt von Ru. Dr. Curt Blumenthal, Berlin. 
* 
Dresden. 

3 822 GBO. Die Wiedereintragung der Hypothek 
eines Gläubigers, der ſich ſeine Rechte bei der Zahlung 
des urſprünglichen Neunbetrags in Papiermark vorbe⸗ 
halten hat, iſt auch dann zuläffıg, wenn der Eigentümer 
die Hypothek auf ſich hat umſchreiben laſſen und ſie ſo⸗ 
dann an einen gutaläubigen Dritten abgetreten hat. 

Das Kb. und das BayOb s. haben ſich in ihren Beſchlüſſen 
v. 15. April 1924 (JW. 1924, 545), bzw. 12. Juli 1924 (Bayer. 
Staatsz. 1924 Nr. 178 S. 13) auf den Standpunkt geſtellt — und 
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das Beſchwerdegericht ſchließt ſich ihnen darin an —, daß nach der 
3. Steuer Not O. v. 14. Febr. 1924 derjenige Gläubiger, der ſich 
ſeine Rechte bei Zahlung oder Löſchung des Hypothekenkapitals 
vorbehalten hat, rechtlich demjenigen Gläubiger gleichgeſtellt 
bleiben ſoll, deſſen Rechte noch unverkürzt im Grundbuch eingetragen 
ſind, daß dieſe Gleichſtellung ſich auch nach der dinglichen Seite 
auswirken muß und daß dem Vorbehalt der Rechte rückwirkende 
Kraft beizulegen iſt, ſo daß das Grundbuch unrichtig geworden iſt 
und der benachteiligte Hypothekengläubiger Berich igung des Grund⸗ 
buchs gemäß 8 22 GBO. verlangen kann. Dasſelbe hat dann zu 
gelten, wenn der Eigentümer die Hypothek nicht hat löſchen, ſondern 
auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen, da durch dieſe Umſchreibung 
keine Rechtsänderung eintritt. Zweifelhaft kann es mit Rückſicht 
auf die Vorſchriften der 99 891, 892 BOB. nur fein, ob der benach⸗ 
teifigte Gläubiger auch daun noch Berichtigung des Grundbuchs 
verlangen kann, wenn der Eigentümer die auf ſeinen Namen um⸗ 
geſchriebene Hypothek oder Grundichuld an einen gutgläubigen 
Dritten abgetreten hat. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Sie wäre zu 
verneinen, wenn die Beſchwerdeführerin recht hätte mit ihrer Aus⸗ 
führung, daß ſie zur Zeit allerdings kein Pfandrecht am Grund⸗ 
ſtück mehr hätte; denn dann wäre für eine Berichtigung des 
Grundbuchs überhaupt kein Raum. Allein jene Annahme der Be⸗ 
ſchwerdeführerin trifft nicht zu. Die Hypothek, die urſprünglich für 
die Beſchwerdeführerin eingetragen war, iſt durch die vom Eigen⸗ 
tümer vorgenommene Abtretung keineswegs in vollem Umfang auf 
den Erwerber übergegangen. Die rechtliche und wirtſchaftliche Be 
deutung einer Hypothek, die vor Beginn der Inflationszeit beſtellt 
worden iſt, hängt in erſter Linie davon ab, in welchem Umfange 
ſie aufzuwerten iſt. Während gemäß 8 2 Abſ. 1 Saß 1 und Abſ. 2 
Satz 1 der 3. Steuer Not O. die Beſchwerdeführerin eine Aufwertung 
der Hypothek im Nennbetrag von 160000 % auf 24000 Goldmark 
— abzüglich des Betrages von etwa 9 Goldmark als dem Werte 
der ihr am 1. Juni 1923 vom Eigentümer gezahlten 160 000 
Papiermark — beanſpruchen kann, haftet die Hypothek der Erwer⸗ 
berin, an die ſie am 23. Juni 1923 abgetreten worden iſt, nur 
in Höhe von etwa 0,75 Goldmark; eine höhere Aufwer zung iſt mit 
Wirkung gegenüber den nachſtehenden dinglich Berechtigten auch im 
Wege der Vereinbarung mit dem Eigentümer nicht möglich (8 13 
der 3. Steuer NotVO., Mügel, Kommentar z. 3. Steuer Not VO. 
1. Abſ. der Anm. zu 8 13). Mit Rückſicht hierauf und weiter dar⸗ 
auf, daß dem Vorbehalt der Rechte rückwirkende Kraft zukommt, 
ift anzunehmen, daß die Hypothek nur in Höhe von 0,75 Goldmark 
von Frau A. erworben worden iſt, im übrigen aber nach wie vor 
der Beſchwerdeführerin zuſteht. 

Dieſes Ergebnis entſpricht allein der eingangs erwähnten Ten⸗ 
denz der 3. Steuer NotVO., den Gläubiger, der ſich feine Hechte 
vorbehalten hat, demjenigen Gläubiger gleichzuſtellen, deſſen Rechte 
noch unverkürzt eingetragen find. Das wird noch deutlicher, wenn, 
was hier nicht in Betracht kommt, noch nachſtehende dingliche Be- 
laſtungen vorhanden find, Wenn in einem Falle ber vorliegenden 
Art der Hypothekengläubiger lediglich auf den perſönlichen Anſpruch 
gegenüber dem Eigentümer auf Neubeſtellung der Hypothek ange⸗ 
wieſen wäre, ſo hätte deren Eintragung an der nächſtoffenen Stelle 
zu erfolgen, es würden alſo, da die alte Hypokhek dem Erwerber 
nur zu einem ganz geringfügigen Betrage haftet, die nachſtehenden 
Dinglich⸗Berechtigten aufrücken und dies nur infolge davon, daß 
der Eigentümer entweder überhaupt nicht den Verſuch gemacht hat. 
dieſe Belaſtungen abzuſtoßen, vielleicht weil ihm die betreffenden 
Gläubiger perſönlich naheſtanden — oder es doch unterlaſſen hat, 
die auf ihn umgeſchriebene Hypothel an einen Dritten abzutreten, 
eine Rechtshandlung, die, wenn die 3. Steuer Not VO. nicht ergangen 
wäre, auf die Rechtsſtellung der nachſtehenden Dinglich⸗Berechtigten 
ohne jeden Einfluß wäre. Eine ſolche Begünſtigung der noch ein⸗ 
getragenen nachſtehenden Dinglich⸗ Berechtigten liegt aber der 
3. Steuer Rot VO. fern; erkennt dieſe doch in dem bereits ange⸗ 
zogenen 813 Abſ. 2 an, daß dann, wenn eine Hypothek uſw. nicht 
ſchon von Geſetzes wegen auf 15 v. H. des Goldmarkbetrages auf⸗ 
zuwerten iſt — etwa weil ſich der Gläubiger bei der Zahlung des 
Hypothekenkapitals feine Rechte nicht vorbehalten hat, vgl. Mügel 
a. a. O. —, der Eigentümer und der Gläubiger eine Aufwertung 
bis zu 15 v. H. mit Wirkung gegenüber den nachſtehen⸗ 
den Dinglich⸗ Berechtigten vereinbaren können. 

(LG. Dresden, 5. 38., Beſchl. v. 30. Sept. 1924, B F 205/24.) 
Mitgeteilt von LGR. Bennewitz, Dresden. 


* 
Hannover. 

4. 5 2113 BGB., 88 22, 54 GBO. Die anf Grund 
von im Januar 1923 erfolgter Nennwert⸗Rückzahlung von 
Hypotheken ſeitens einer befreiten Vorerbin erteilte Lo⸗ 
ſchungsbewilligung ſtellt ſich nicht als unentgeltliche Ver⸗ 
fügung dar. Das Ausmaß der Nachweispflicht der Ent⸗ 
geltlichkeit für Vorerben und der Prüfungspflicht für den 
Grundbuchrichter. 

Die Löſchung der Hypotheken iſt erfolgt auf Antrag des Grund. 
ſtückseigentümers, auf Grund der von der Witwe H. G. am 16. Jan. 
1923 erteilten notariell beglaubigten Urkunde, laut deren fie als be⸗ 
freite Vorerbin des eingetragenen Gläubigers die Löſchung be 
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willigt, indem fie anerkennt, wegen der Forderungen nebſt Zinſen 
vom Grundſtückseigentümer befriedigt zu ſein. Löſchungsbewilligung 
und Zahlungsquittung enthalten alſo keinen Vorbehalt. Aus der bei 
den Grundakten befindlichen Teſtamentsabſchrift ergibt ſich, daß 
allerdings eine Teſtamentsvollſtreckung vorgeſehen iſt. Der Geſamt⸗ 
inhalt des Teſtaments, insbeſondere die Faſſung des 8 2 mit der Er⸗ 
mächtigung der Vorerbin, allein über Grundſtücke zu verfügen 
und Verkäufe abzuschließen, weiſt aber darauf hin, daß dieſe Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung offenbar für die Vorerbſchaft nicht eintreten ſoll. 
Inſoweit hat das Beſchwerdegericht um fo weniger Anlaß, die Ver⸗ 
fügungsgewalt der Vorerbin zu beanſtanden und eine Rechtsverletzung 
hinſichtlich der Löſchung auf Bewilligung der Vorerbin hin anzu⸗ 
nehmen, als Beſchwerdeführer ſelbſt dies nicht beanſtanden. Wäre 
nun nicht von einer Vorerbin, ſondern etwa einem Alleinerben die 
Löſchungsbewilligung und Quittung, fo wie ſie vorliegt, ausgeſtellt, 
fo konnte mangels Vorbehalts nach $ 11 der III. Steuer Not VO. von 
einer Aufwertung keine Rede fein, vielmehr müßte die Forderung 
als endgültig getilgt und die Hypothek unbedingt als zu Recht ge⸗ 
löſcht angeſehen werden. Es fragt ſich, ob ſich dieſes vorliegendenfalls 
um deswillen ändert, weil die Löſchungsbewilligung von einer be- 
freiten Vorerbin bewilligt iſt ohne urkundliche Zuſtimmung der 
Nacherben. Vorausſetzung der Wirkſamkeit der Bewilligung und 
Quittung iſt das Vorliegen eines endgültigen Rechtsgeſchäfts bzw. 
einer endgilltigen Verfügung (8 2113 BGB.). Die Beſchwerdeführer 
behaupten, es ſei die Löſchung bewilligt, nachdem die Vorerbin am 
29. 11. 1922 den Betrag von 9000 Papiermark gleich 4.50 Gold⸗ 
mark erhalten habe, d. h. in Wahrheit unentgeltlich. Dies habe der 
Grundbuchrichter berückſichtigen müſſen. Er habe ohne Zuſtimmung 
der Nacherben, die Hypothek nicht löſchen dürfen. Wenn er es troß⸗ 
dem getan habe, ohne die Zuſtimmung, ſo ſei die Löſchung unter 
Verſtoß gegen geſetzliche Vorſchriften erfolgt und die Eintragung, 
d. h. die Löſchung alſo zu Unrecht erfolgt, und das Grundbuch ſei 
infolgedeſſen unrichtig in Rückſicht auf die Aufwertung nach der 
III. Steuer Not O. mit ihrer rückwirkenden Kraft. Es konne deshalb 
die Berichtigung des Grundbuchs nach 8 22 eventuell Eintragung 
eines Widerſpruchs nach 8 54 GBO. verlangt werden. 

Hierzu mag vorweg bemerkt werden, daß das Beſchwerdegericht 
in einer Reihe von Beſchlüſſen den Standpunkt eingenommen hat, 
daß falls ein über eine Hypothekenforderung voll und frei Ver⸗ 
ſügungsberechtigter die Löſchung nur unter Vorbehalt oder die Quit⸗ 
tung nur unter Vorbehalt erteilt hat und dies aus der Urkunde 
hervorgeht, mit Rückſicht auf die Rückwirkende Kraft der III. Steuer⸗ 
Not VO. die Sachlage fo anzuſehen iſt, daß der Quittung vom Stand: 
punkt des Geſetzes die Wirkung entzogen iſt und jetzt vom Standpunkt 
des Geſetzes aus betrachtet, die Löſchung auf Grund ſolcher Quittung 
als unter Verletzung geſetzlicher Vorſchrift erfolgt anzufehen iſt. In 
ſolchen Fällen hat zwar das Beſchwerdegericht es nicht für zuläſſig 
angeſehen, die Hypothek auf einſeitigem Antrag des Gläubigers 
wieder einzutragen, da immerhin die Bewertung der latſächlich 
erfolgten Papiergeldzahlung und Gültigkeit und Wirkung bzw. Fort⸗ 
wirkung des Vorbehalts zweifelhaft ſein können, daher die Unrichtig⸗ 
keit des Grundbuchs nichl als i. S. des 8 22 nachgewieſen ange⸗ 
ſehen werden kann; es hat aber die Unrichtigkeit als ſoweit glaub⸗ 
haft gemacht angejehen, daß ein Widerſpruch nach 8 54 einzutragen 
iſt. Geht aus der Urkunde kein Vorbehalt hervor, ſo mag zwar der 
Gläubiger ſeine Rechte gegen Schuldner und Grundſtückseigentümer, 
wenn ein Vorbehalt font gemacht ift, nötigenfalls im Prozeßwege 
oder durch einſtweilige Verfügung geltend machen und damit auch 
die Wiedereintragnng der Hypothek oder die Eintragung eines 
Widerſpruchs erwirken, es iſt aber nicht ohne weiteres glaubhaft ge⸗ 
macht, daß das Grundbuch unrichtig und die Löſchung als zu Unrecht 
erfolgt anzufchen iſt, und deshalb für Eintragung eines Widerſpruchs 
nach 854 GO. kein Raum. 

Wire alſo vorliegendenfalls von der Vorerbin ein Vorbehalt 
in der Urkunde gemacht, fo würde ein Widerſpruch einzutragen fein. 
Mangels eines ſolchen iſt hier zu prüfen, ob eine unentgeltliche Ver⸗ 
fügung der Vorerbin vorliegt, die als unwirkſam den Nacherben 
gegenüber anzuſehen iſt, ob der Grundbuchrichter ſeine Prüfungs⸗ 
pflicht bei der Löſchung inſoweit verletzt hat und ob infolgedeſſen 
das Grundbuch jetzt unrichtig iſt, endlich ob dieſes i. S. des 822 
nachgewieſen bzw. i. S. des § 54 glaubhaft gemacht ift. Es mag den 
Beſchwerdeführern darin beizupflichten ſein, daß wenn jetzt etwa 
eine befreite Vorerbin eine Hypothek auf Papiermark löſchen laſſen 
will, der Grundbuchrichter die Zuſtimmung der Nacherben verlangen 
muß oder den Nachweis, daß die Zahlung aufgewertet iſt, wobei 
es hier dahingeſtellt bleiben kaun, ob daun dieſer Nachweis durch 
die Erklärung der Vorerbin in der Urkunde ſchon als geführt ange⸗ 
ſehen werden könnte, oder in anderer Weiſe zu führen berufen wäre 
oder gar nur durch die Zuſtimmung der Nacherben ausreichend ge- 
führt werden könnte. (Vgl. dazu u. a. den Aufſatz des AGR. 
Riekſies, Das Recht, 28. Jahrg. 1924, Nr. 20, S. 470 und die 
Entf. d. OLG. Braunſchweig in JW. 1921, S. 849, Nr. 9.) Im 
vorliegenden Falle iſt davon auszugehen, daß die Zahlung im Nov. 
1922 und die Quittung Jan. 1923 ausgeſtellt iſt. Zu dieſer Zeil 
wurde die Papiermarkzahlung von den höchſten Gerichtshöfen noch 
als Tilgungszahlung behandelt und ergingen zahlreiche Urteile auf 
Löſchung gegen Papiergeldzahlung. Mochte ſich nun Beginn 1923 
wohl Widerſtand gegen ſolche Bewertung der Papiergeldzahlung 
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geltend machen gerade in der Frage der Löſchung von Hypotheken 
gegen Papiergeldzahlung bzw. eine andere Beurteilung im weſent⸗ 
lichen allgemeiner erſt Platz zu greifen nach dem Anfangs noch ſehr 
erheblich angegriffenen und keineswegs gleich anerkannten Urteil 
des OLG. Darmſtadt v. 18. Mai 1923. Vorher haben viele 
Schuldner ihre Hypotheken durch Papiergeldzahlung getilgt und 
zahlreiche Gläubiger die Zahlungen in Papiergeld angenommen, 
teils, weil ſie es wirtſchaftlich für geraten hielten angeſichts des 
ſteigenden Währungsverfalles und der noch gänzlich im Dunkeln 
liegenden Aufwertungsfrage, teils weil ſie ſich angeſichts der Recht 
sprechung dazu verpflichtet hielten, teils auch wohl unter Verein 
barung höherer Papiergeldzahlungen mit dem Schulduer. Ver⸗ 
gegenwärtigt man ſich dieſe damals tatſächlich noch beſtehende Tat 
ſache der Bewertung von Papiermarkzahlung als volle Zahlungen, 
ſo erſcheint es ſchon objektiv betrachtet bedenklich, die Annahme 
ſolcher Zahlung durch die Vorerbin und Quittung und Löſchungs— 
bewilligung aus der Zeit als unentgeltliche einzuſchätzen. Dieſer 
rein objektive Maßſtab kann aber ebenſo wenig allein maßgebend 
ſein als das rein ſubiektive Ermeſſen der Vorerbin über die Ent 
geltlichkeit oder Unentgeltlichkeit des Geſchäfts. 

Die Vorerbin hat die Verwaltung und Einziehung der Yypo 
thek und konnte die Frage nur danach entſcheiden, wie ſie bei einer 
ordnungsgemäßen Verwaltung von einem gewiſſenhaften Verwalter 
derzeit zu entſcheiden war. Bei dem oben geſchilderten Stand der 
damaligen Lage der Bewertung der Papiermarkzahlung und der 
Rechtſprechung, bei der gänzlichen Unklarheit, ob nicht jede Auf⸗ 
wertung ausgeſchloſſen bleibe und ein Zögern nur weiteren Schaden 
bringen werde und den Verluſt eines Rechtsſtreits, wenn der Eigen⸗ 
tümer auf Löſchung beſtand, kaun man nicht wohl jagen, daß die 
Vorerbin die Hypothek unentgeltlich gelöſcht hat. Dieſes ſcheint um ſo 
weniger berechtigt, als der § 11 der III. Steuer Not VO. vorbehaltlos 
angenommene Zahlungen auch jetzt noch wie Vollzahlungen behandelt. 
Daß dieſe Beurteilung der damaligen Lage entſpricht, zeigt auch im 
vorliegenden Fall der Umſtand, daß derzeit eine Reihe von ge 
ſchäfts⸗ und rechtskundigen Gläubigern ebenfo gehandelt haben, 
demſelben Schuldner und Grundſtückseigentümer 
gegenüber und die Löſchung vorbehaltlos bewilligt haben, wie 
die Vorerbin, darunter die Hannoverſche Landeskreditanſtalt und der 
Bankier G., das iſt einer der an der Beſchwerde beteiligten Nach 
erben und Juſtizrat E., der Ehemann einer beteiligten Nacherbin, 
hinſichtlich anderer ihnen perſönlich zuſtehenden Hypotheken. Vgl. 
hierzu auch die Ausführungen v. Prof. Endemann in JW. 1924 
S. 849/850. 

Wenn man gleichwohl heute nach veränderter Lage der Geſetz 
gebung uſw. die Löſchung als unentgeltlich erfolgt anſehen wollte, 
ſoweit ſie gegen die Nominalſumme in Papiermark erfolgt iſt, wie 
Beſchwerdeführer behaupten, ſo würde ſich weiter fragen, ob dann der 
Grundbuchrichter die Löſchung derzeit unter Verſtoß gegen geſetzliche 
Vorſchriften vorgenommen hat, bzw. dies heute jo anzusehen iſt. In 
dieſer Beziehung iſt zwar von der höchſten gerichtlichen Rechtſprechung 
noch nicht der in der Literatur vielfach vertretene Standpunkt aner 
kannt, daß der Grundbuchrichter auf Grund der einſeitigen Erklärung 
des Vorerben, daß die Verfügung keine unentgeltliche ſei, zu löſchen 
habe, wenn ihm nicht Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit dieſer Er 
klärung vorliegen, einem Standpunkt, den in ähnlicher Weiſe ur- 
ſprünglich auch das KG. vertreten hatte, andererſeits iſt aber auch 
nicht an dem ſtarren Standpunkt feſtgehalten, daß nur durch die 
Zuſtimmung oder Erklärung des Nacherben die Entgeltlichkeit dar— 
getan werden könne. Es kann aber immerhin namentlich auch vom 
KG. nunmehr als anerkannt gelten, daß eine einſeitige Erklärung 
des befreiten Vorerben zum Nachweis der Entgeltlichkeit genügt, 
wenn die Richtigkeit dieſer Erklärung durch andere nicht aus bloßen 
allgemeinen Erwägungen, ſondern aus den Umſtänden des Einzel— 
falls zu entnehmenden Beweisgründen beſtätigt wird, die in der 
Form des 8 29 nachgewieſen find (vgl. hierzu die Darlegungen von 
Güthe⸗Triebel: GBO. 4. Aufl., I. Bd. S. 251 ff.). 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht noch eine zu weitgehende 
Nachweispflicht für Vorerben und Prüfungspflicht für den Grund⸗ 
buchrichter hierin feſtgehalten wird. Jedenfalls iſt nach den Um⸗ 
ſtänden des vorliegenden Falles nicht erſichtlich, daß der Grund⸗ 
buchrichter danach gegen geſetzliche Vorſchriften verſtoßen hätte. Die 
Vorerbin hat gegenüber einem ganz Fremden die Löſchung bewilligt, 
ſo daß die Unentgeltlichkeit widerſinnig erſcheint. Es ergeben die 
anderen Urkunden in den Grundakten, daß andere Gläubiger, wie 
ſchon erwähnt, gleichzeitig dieſelben Erklärungen hinſichtlich ihrer 
Hypotheken abgegeben haben, darunter Perſonen, die zugleich als 
Nacherben hinſichtlich dieſer Hypothek in Frage kommen. Das be⸗ 
ſtätigt die Richtigkeit der Erklärung der Vorerbin über die Eutgelt⸗ 
lichkeit und legt ſogar die Annahme nahe, daß ſie in Übereinſtimmung 
mit den Nacherben gehandelt hat, ließ es jedenſalls ausgeſchloſſen 
erſcheinen, daß hier Schenkungen oder ſouſt unentgeltliche Ver⸗ 
fügungen vorlagen. Bei ſolcher Sachlage hätte der Grundbuchrichter 
Anlaß an der Richtigkeit der Erklärung der Vorerbin über die Ent- 
geltlichkeit des Geſchäfts zu zweifeln und noch die Zuſtimmung der 
Nacherben urkundlich zu fordern. Wollte man dagegen halten, daß 
derzeit viele Schuldner ihre Hypotheken gegen Papiermarkzahlung 
abſtießen oder unter gewiſſen Zahlungen in Papiermark, und daß 
hier der Grundbuchrichter an dieſe Möglichkeit habe denken müſſen, 
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ſo erſcheint bei der damaligen Lage der Rechtſprechung und der tat: 
ſächlichen übung eine ſolche Auffaſſung, daß der Grundbnchrichter 
aus ſolchen Erwägungen die Entgeltlichkeit habe bezweifeln müſſen, 
aus deuſelben Gründen abwegig, wie hinſichtlich der Stellung der 
Vorerbin ſelbſt derzeit zu dieſer Frage. Auch dürfte damit verkannt 
werden, daß doch ſchließlich der Grundbuchrichter nur den Charakter 
des Geſchäfts als eines entgeltlichen oder unentgeltlichen Geſchäfts 
zu prüfen hat, nicht aber ob ein Entgelt als ſachgemäßes Eutgelt zu 
werten iſt. Sonach läßt ſich nicht feſtſtellen, daß der Grundbuchrichter 
unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften die Löſchungen eingetragen 
hat. 

Endlich aber würde ſelbſt bei anderer Beurteilung auch jetzt 
gar nicht i. S. des § 22 GBO. nachgewieſen oder auch nur i. ©. 
des § 54 glaubhaft gemacht ſein, daß das Grundbuch wirklich un⸗ 
richtig geworden iſt. Denn die urkundliche Erklärung der Vorerbin 
nennt die Summe nicht, die gezahlt iſt, ſondern belennt „befriedigt 
zu ſein“. Das läßt ſehr wohl die Deutung zu, daß ein höheres Ent 
gelt als Tilgung gezahlt und angenommen iſt. Mag man der Er 
klärung der Nacherben auch Glauben beimeſſen, die Erklärung der— 
ſelben genügt doch nicht, um zu beweiſen und glaubhaft zu machen, 
daß Unentgeltlichkeit und darum Unwirkſamkeit der Bewilligung 
ihnen gegenüber und Unrichtigkeit des Grundbuchs tatſächlich vor: 
liegt. Eine Berichtigung durch Wiedereintragung oder die Eintragung 
eines Widerſpruchs erſcheint auch darum nicht auf dieſem Wege zu 
läſſig. Demnach war die Beſchwerde auf Koſten des Beſchwerdeführers 
zurückzuweiſen. 

(LG. Hannover, 9. 3K., Beſchl v. J. Non. 1924, 9 T 680/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Leo Goldſchmidt II, Hannover. 
* 

5, 88 5, 3, 2 3. Steuer NotVO. 8§ 271 Abſ. 2 BGB. 
Pflicht des Hypothekengläubigers, die Hypothek nach ord 
nungs mäßiger Kündigung gegen Zahlung von 15 % des 
Goldwerts zurückzunehmen und Löſchungsbewilligung zu 
erteilen. 

Unſtreitig hat der Kl. von dem nach § 2 Abſ. 2 der VO. be 
rechneten Goldmarkbeteag 15% unter Verzicht auf die Rückforderung 
hinterlegt. Dies hat nach 8378 BGB. die Wirkung, als wenn der 
Kl. den hinterlegten Betrag an die Bekl. geleiſtet hätte. 

Wenn damit die Bell. wegen der Hypothek als befriedigt au 
zuſehen ſein würde, ſo würde ſie die Erteilung der Löſchungsbewilli 
gung nicht verweigern können. Die Bekl. verweigert ſie nun aus 
folgenden Gründen: 

Zunächſt ſteht ſie, unter Hinweis auf eine Entſch. des LG. 
Berlin v. 29. April 1924 (JW. 1924, 1273), auf dem Standpunkte, 
daß fie nicht verpflichtet ſei, die Zahlung vor dem 1. Jan. 1932 an 
zunehmen. 

Dieſer Standpunkt iſt indeſſen verfehlt. In § 5 Abſ. 1 der VO 
iſt beſtimmt, daß der Gläubiger die Zahlung der aufgewerlelen 
Kapitalbeträge nicht vor dem 1. Jan. 1932 verlangen kann. Dar 
aus ergibt ſich klar und deutlich, daß dieſe Beſtimmung lediglich in: 
Intereſſe des Schuldners getroffen worden iſt. Bei der beſtehenden 
Geldknappheit würde es vielfach den Schuldnern beim beſten Willen 
nicht möglich ſein, die aufgewerteten Kapitalbeträge alsbald auf 
zutreiben; deshalb iſt zu ihren Gunſten die Beſtimmung des 85 
Ab. 1 a. a. O. getroffen worden. Der Gläubiger aber hat nach dem 
allgemeinen Grundſatze des 8271 Abſ. 2 BGB. kein Recht, die an 
gebolene Zahlung nach vorhergegangener ordnungsmäßiger Kündt 
gung zurückzuweiſen. 

Sodann meint die Bekl, daß ſie nach allgemeinen Vorſchriften, 
nämlich nach Treu und Glauben, und bei Berücksichtigung der wirt 
ſchaftlichen Verhältniſſe beider Teile berechtigt ſei, gemäß § 3 der 
3. Steuer NotVO. eine höhere Aufwertung als 15 0% zu verlangen. 
Dieſem Verlangen ſtände auch nicht die DurchfVO. v. 1. Mai 1924 
(RGBl. 431) entgegen; denn dieſe VO. entbehre der Rechtsgültig 
keit, weil fie von der Reichsregierung auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes erlaſſen worden ſei zu einer Zeit, als die zeitlich bis zum 
15. Febr. 1924 behauptete Ermächtigung ſchon nicht mehr beſtand. 
Infolgedeſſen habe über die Höhe des Aufwertungsbetrages gemäß 8 9 
a. a. O. ausſchließlich die Aufwertungsſtelle zu entſcheiden. Bevor 
aber nicht die geſamte Forderung getilgt ſei, ſei die Bekl. zur Er⸗ 
teilung der Löſchungsbewilligung nicht verpflichtet. Auch dieſe Auf 
faſſung iſt verfehlt. 

Es kann zunächſt für dieſen Prozeß dahingeſtellt bleiben, ob 
die VO. v. 1. Mai 1924 aus den vonder Bekl. angegebenen 
Gründen der Gültigkeit ermangelt oder nicht. Selbſt wenn dies 
anzunehmen wäre, To würde nach $3 der 3. Steuer RotVO. immer 
nur eine erhöhte Aufwertung der perſönlichen Forderung in 
Frage kommen, über deren Höhe allerdings die Aufwertungsſtelle aus⸗ 
ſchließlich zu entſcheiden hätte. Hier handelt es ſich aber nur um die 
dingliche Sicherung und um die Frage, ob durch Zahlung eines 
auf 15 % des Goldmarkbetrages aufgewerteten Betrages ſämtliche 
Rechte der Bekl. auf die Hypothek als ſolche erloſchen ſind. Dieſe 
Frage aber iſt zu bejahen. Nach den Vorſchriften der 3. Steuer Not. 
BD. kann hinſichtlich der Hypothek, d. h. hinſichtlich des dinglich ge- 
ſicherten Rechtes, eine über 15 00 hinaus geforderte Aufwertung unter 
keinen Umſtänden gefordert werden. Iſt aber, wie im vorliegenden 
Falle, der Höchſtbetrag des für die Hypothek in Betracht kommenden 
Aufwertungsbetrages gezahlt, ſo kann die Bekl. die Bewilligung der 
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Löſchung der Hypothek nicht verweigern. Die ihr möglicherweiſe zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche auf weitere Aufwertung der perſönlichen 
Forderung werden dadurch nicht berührt. Inſoweit, als die Auf⸗ 
wertungsbeträge den Normalſatz von 15 9% überſtiegen, find fie nach 
den zur Zeit noch geltenden Vorſchriften der 3. Steuer Not VO. ding⸗ 
lich nicht geſichert. 
(LG. Hannover, Urt. v. 24. Okt. 1924 78 789/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Paul Kaufmann, Hannover. 


* 
Ulm. 

6. 5 12, Abſ. IE 3. Steuer Not VO. Eine geſtundete 
Reſtkaufsſchuld für ein verkauftes Grundſtück, die nicht 
in ein Darlehen umgewandelt oder durch eine Hypothek 
geſichert ift, ſtellt einen Anſpruch aus einem gegenſeitigen 
Vertrag i. ©. des § 12 Abſ. II der 3. Steuer Not VO. dar. ) 

Am 14. Juni 1918 hat der Kl. ſein landwirtſchaftliches An⸗ 
weſen nebſt Zubehör an die Stadt U. für 52 000 %, bar zahlbar, 
verkauft; die Stadt zahlte aber nur 11000 % und bat den Kl., ihr 
den Reſt verzinslich zu 4½ % bis auf weiteres gegen vierteljähr⸗ 
liche Kündigung zu ſtunden. Kl. war damit einverſtanden und er⸗ 
hielt einen Schuldſchein ausgeſtellt, in welchem ausdrücklich von einer 
Reſtkaufſchuld die Rede iſt. Der Kl. hat in der Folge den Schuld⸗ 
ſchein benützt, um die Muttergutsanſprüche ſeiner Kinder zu be⸗ 
friedigen. Auf 1. Jan. 1924 kündigte die Stadt U. die reſtlichen 
41 000 % und hinterlegte, als Kl. das Geld nicht annahm, den 
Betrag beim AG. Hierauf erhob erſterer Klage auf Zahlung von 
30000 Goldmark. Das LG. erkannte auf Zahlung von 15000 Gold⸗ 
mark nebſt Zinſen und Koſten und führt in den Entſcheidungsgründen 
aus, daß die 3. Steuer NotVO. und die 1. DurchfVoO. auf dieſen 
Fall keine Anwendung finden. Das Urteil nimmt Bezug auf die 
entſprechenden Ausführungen des Finanzminiſters Dr. Luther 
(JW. 1924, 473) und ſtellt feſt, daß es ſich um einen Anſpruch aus 
einem gegenfeitigen Vertrag i. S. des § 12 Abſ. 2 der 3. Steuer⸗ 
NotVO. handle. Der gegneriſche Einwand, die Kaufpreisforderung 
ſei in eine Darlehnsforderung umgewandelt worden, wird vom 
Gericht als widerlegt bezeichnet. (Die Stadt hatte ſeinerzeit aus⸗ 
drücklich das Verlangen des Kl. nach Eintragung einer Hypothek 
abgelehnt; mit Rücksicht auf die günſtige Finanzlage der Stadt 
beſtand der Kl. auf feinen Verlangen nicht.) Da die Durchf VO. einen 
Anſpruch aus Vermögensanlage i. S. der 3. Steuer Rot VO. voraus⸗ 
ſetzt und nur innerhalb dieſer Begrenzung DurchfVO. auf Grund 
des ErmächtG. zuläſſig find, kann nach der Auffaſſung des LG. 
die Durchf Vo. für dieſen Fall keine Anwendung finden. Der Ver⸗ 
treter des Kl. ging weiter und ſprach der Regierung das Recht ab, 
nachträglich Korrekturen der 3. SteuerNot BD. vorzunehmen. Das 
LG. kam in Anlehnung an die Entſch. des RG. v. 28. Nov. 1923 
dazu, unter Rückſichtnahme auf die Intereſſen beider Teile die für 
die Höhe der Aufwertung maßgebenden Umſtände zu prüfen. Der 
heutige Wert des verkauften Anweſens wird auf 23 400 Goldmark 
geſchätzt, während der ſeinerzeit vereinbarte Kaufpreis von 52000 % 
nach dem Kurs v. 14. Juni 1918 den Wert von 41600 Goldmark 
repräſentierte. Die am 1. Juli 1918 geleiſtete Anzahlung von 
11000 % wurde, auf 7857 Goldmark umgerechnet, vom heutigen 
Grundſtückswert abgezogen. So glaubte das Gericht, auf einen 
Betrag von 15000 Goldmark abſtellen zu ſollen, verzinslich zu 4% 
von Klagerhebung ab. Da Kl. die Höhe des geforderten Betrages 
in richterliches Ermeſſen geſtellt und hierfür Sachverſtäudige benannt 
hatte, wurden ſämtliche Koſten der Stadt U. auferlegt. 

(LG. Ulm, Urt. v. 9. Juli 1924, 0 73/24.) 
Mitgeteilt von RA. Storz, Ulm. 


Zu 6. Es handelte ſich in dem gegebenen Falle um eine 
hypothekenloſe Reſtkaufgeldſchuld, die ohne Frage eine Forderung 
aus einem gegenſeitigen Vertrage iſt und der Aufwertung nach 
allgemeinen Grundſätzen unterliegt, ohne daß die 3. Steuer NotVO. 
eingreift, auch eine Höchſtgrenze der Aufwertung ergibt die VO. 
für ſolche Fälle nicht (512 Abf. 2; vgl. JW. 1924, 4832). Wäre 
die Forderung durch Hypothek geſichert worden, ſo würden die Auf⸗ 
wertungsvorſchriften der 3. Steuer No: BD. eingreifen (JW. 1924, 
483 f.). Nur dann würde auch die Frage praktiſch, ob die Schran⸗ 
ken, die die 1. DurchfVO. in 87 der in 8 3 der 3. Steuer Not O. 
vorbehaltenen Anwendung der allgemeinen Grundſätze zieht, rechts⸗ 
beftäubig find, was m. E. zu verneinen iſt. Wäre die Reſtkaufgeld⸗ 
ſchuld in eine Darlehensforderung verwandelt worden (ohne Hypo⸗ 
thet), jo würde ihre Aufwertung an und für ſich nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriſten vor ſich zu gehen haben, jedoch mit der Höchſt⸗ 
grenze von 150% (812 Abf. 1 der VO.). Daß eine Umwandlung in 
eine Darlehensſchuld ſtattgefunden hat, verneint das Gericht und 
konnte es verneinen, weil der Kaufpreis als ſolcher trotz Stundung 
nach Parteiabrede verzinslich ſein kann und die Stundung des Kaufe 
preiſes als ſolchen auf Kündigung abſtellen kaun; Kündigungsabrede 
weiſt nicht mit Notwendigkeit auf Darlehen hin. Der Fall liegt 
aber ſehr auf der Grenze. Gegen die Berechnung der Aufwertung 
durch das Gericht ſehe ich keine Bedenken; nur die Behandlung des 
Zinspunktes erſcheint fraglich. Wo find die 4½% Vertragszinſen 
geblieben? Sind fie bis zur Klagerhebung in den Aufwertungs⸗ 
betrag eingerechnet? Geh. FR. Prof. Dr. Kipp, Berlin. 
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Bielefeld. Amtsgerichte. 

1. 819 680. Keine Eintragung der „Aufwer⸗ 
tung“ einer Hypothek auf Antrag des Grundſtückseigen⸗ 
tümers ohne Zuſtemmung des Gläubigers und etwaiger 
nachſtehender Hyvothekengläubiger. 

Die in dem Antrage begehrte Herabsetzung des Wertes ber 
im Januar 1899 begründeten Hypothek mag nach den Vorſchriften 
der 3. Steuer NotVO. an ſich zuläſſig ſein. Der Antrag des Schuld⸗ 
ners allein iſt jedoch nicht genügend. Eine Eintragung in das 
Grundbuch darf nur erfolgen, wenn ſie derjenige bewilligt, deſſen 
Recht von ihr betroffen wird (8 19 G80). Das würde der Gläu⸗ 
biger ſein. Ganz abgeſehen davon, daß zwiſchen den Parteien über 
die „Aufwertung“ eine Vereinbarung getroffen ſein könnte, die 
von der Regelung der 3. Steuer Rot VO. abweicht, könnten dem 
Gläubiger Gründe zur Seite ſtehen, die eine Erhöhung des Satzes 
von 15% ermöglichten. Die erforderliche Bewilligung liegt jedoch 
nicht vor. 

Ferner iſt auch die Zuſtimmung der nachſtehenden Hypotheken⸗ 
gläubiger beizubringen. Wenn auch die Begrenzung auf 150% 
des ehemaligen vollwertigen Schuldbetrages dieſem gegenüber eine 
tatfächliche Herabſetzung bedeutet, die vor Erlaß der 3. Steuer Not VO. 
im Rechte nicht begründet war, fo geht jedoch das Geſetz jetzt 
davon aus, daß ein völlig entwerteter Betrag in gewiſſen Grenzen 
aufgewertet werden ſoll. Unter dieſen Geſichtspunkten werden 
die der aufzuwertenden Hypothek nachſtehenden Hypothekengläubiger 
durchaus betroffen, da ihnen in Zukunft eine aufgewertete Hypothek 
vorangehen ſoll. Ihre Zuſtimmungen liegen aber ebenfalls nicht vor. 

(US. Bielefeld, Urt. v. 17. Juli 1924. 
Mitgeteilt von Amisrichter Sam ſon, Bielefeld. 


* 


Buer. 

2. 88 22, 29, 30, 54 GBO. Beglaubigungsbedürftigkeit 
des Antrages auf Eintragung der 15% Aufwertung in 
das Grundbuch. 

Der Antragſteller, welcher Eigentümer der im Grundbuch von 
Horſt Bd. 8 Bl. 46 verzeichneten Grundſtücke iſt, beantragt durch 
privatſchriftliches, ohne Datum verſehenes, beim hieſigen Grundbuch⸗ 
amt vom 11. Okt. 1924 eingegangenes Schreiben, bei den im Be⸗ 
ſchlußtenor aufgeführten Hypotheken, deren Gläubigerin Fräulein 
H. A. iſt, den Vermerk einzutragen: „Die Rückzahlung hat in Gold⸗ 
mark zu erfolgen.“ Er bemerkt dazu, daß er mit dem Antrage 
weder eine Löſchung noch eine Neueintragung der genannten Hypo⸗ 
theken beabſichigt. Er beanſprucht für dieſen Antrag Koſtenfreiheit, 
indem er wörtlich bemerkt: „Ich vermag aber nicht einzuſehen, daß 
ich dafür zur Strafe 100 Goldmark (in Form der Löſchangs⸗ und 
Neueintragungskoſten) bezahlen ſoll“, will alſo — und nur dieſe 
Auslegung kann ſeinen Worten in ſeinem Intereſſe gegeben wer⸗ 
den — die Durchführung des Antrages beim Grundbuchamt von 
der Koſtenfreiheit abhängig machen. 

Der Antrag war zunächſt abzulehnen, da er der von den 
8829, 30 CEO. erforderten beglaubigten Form ermangelt. 
Das muß auch dann gelten, wenn man ſich auf den Standpunkt 
ſtellt, daß mit dem Antrage jedenfalls das Minus der von der 
3. Steuer Nol VO. v. 14. Febr. 1924 vorgeſehenen 150% igen Auf⸗ 
wertung begehrt wird. Denn auch der Eintragungsantrag auf 
150% ge Aufwertung, ſei es des Hypothekenglaubigers, ſei es des 
Hypothekenſchuldners, iſt gemäß 88 29, 30 G0. beglaubigungs⸗ 
bedürftig. Ein derartiger Antrag it als ein ſogenannter gemiſchter 
Antrag (ſiehe Güthe, GB., 2. Aufl., 1. Bd. S. 686 Ziff. 5) an⸗ 
zuſehen, da er außer ſeiner die Tätigkeit des Grundbuchamtes her⸗ 
vorrufenden Wirkung (reiner Antrag), weiterhin die für die Ein⸗ 
tragung der 15% igen Aufwertung erforderliche materielle Er⸗ 
klärung des beantragenden Hypothekengläubigers oder Hypotheken⸗ 
ſchuldners enthält, überhaupt von dem ihnen nach den 88 1, 2 
Abſ. 1 u. 3 der 3. Steuer RotVO. zur Verfügung geſtellten Auf⸗ 
wertungsrechte Gebrauch zu machen, und zwar dies nach der grund⸗ 
buchlich⸗dinglichen Seite hin. Einer anderen Auslegung ſind die oben 
angeführten Paragraphen der 3. SteuerRotBO. nicht fähig, da un⸗ 
möglich angenommen werden kann, daß die 3. Steuer Not VO. ein, 
die Aufwerkung übereinſtimmend ablehnendes, Hypothekengläubiger⸗ 
und ⸗ſchuldnerpaar zur Aufwertung und nach 8 2 Abſ. 3 etwa ſogar 
zur Verdinglichung der Aufwertung zwingt. Es kann ſich demnach 
bei dem Antrage auf Eintragung der Aufwertung nicht um einen 
reinen Berichtigungsantrag i. S. des 8 22 GBO. — ein ſolcher 
würde allerdings nicht der Form des 8 29 GBO. (vgl. 8 30 G Bd..) 
bedürfen — handeln, ſondern der Antrag enthält in erſter Linie 
die materielle Erklärung des Gläubigers oder Schuldners, daß er 
auf Grund der ihn von der 3. Steuer Not VO. verliehenen Rechts⸗ 
macht das Grundbuch überhaupt unrichtig werden laſſen 
will und erſt in zweiter Linie den Antrag, das nunmehr unrichtig 
gewordene Grundbuch entſprechend zu berichtigen. Andernfalls käme 
man zu der Annahme, daß ſamtliche Papiermarkhypocheken vom 
Geltungstage der 3. SteuerRotVO. unrichtige Eintragungen dar⸗ 
ſtellen, gegen die, wenn von Gläubiger oder Schuldner nichts ges 
ſchieht, in Analogie von 8 54 GBO. von Amts wegen einzuſchreiten 
wäre. Die auf 15% aufgewertete Goldmarkhypothek kommt aljo 
nicht durch die 3. SteuerRotVO. außerhalb des Geundbuchs zuſtande, 
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ſondern nach den gewöhnlichen Regeln des Sachen⸗ und Grundbuch⸗ 
rechts durch Eintragung im Grundbuche evtl. erſt durch Übergabe 
des Hypothekeubriefes. Nur die Einigung wird zwangsweiſe durch 
die 3. Steuer Nol VO. erſetzt. Die Beglaubigungsbedürftigkeit für 
15% ige Aufwertungsanträge wird auch angenommen von War⸗ 
neyer⸗Koppe, Kommentar zur Aufwertung auf Grund der 
3. Steuer NotVO., S. 87 Ziff. 4; nur fie wird dem praktiſchen Er⸗ 
forderniſſe der Rechtsſicherheit des Grundbuchverkehrs und Grund- 
buchs gerecht. 

In dem zurückgewieſenen Antrag iſt jedoch, wie oben zunächſt 
unterſtellt, das Minus⸗Begehren der 15% igen Aufwertung nicht 
enthalten, weil der im Grundbuch einzutragende Vermerk vom An⸗ 
tragſteller im Wortlaut vorgeſchrieben worden iſt. Danach wird nur 
volle Aufwertung beantragt. Ein ſolcher Antrag, der, weil der An⸗ 
tragſteller zugleich Eigentümer iſt, vorliegendenfalls zugleich deſſen 
Bewilligung enthält, bedarf nach den 88 29, 30 GBO. der beglau⸗ 
bigten Form, in deren Ermangelung er zurückzuweiſen iſt. 

Hinzu kommt, daß der Antrag ſeinem Inhalt nach den Erforder⸗ 
niſſen des Grundbuchrechtes deshalb nicht genügt, weil er ſeiner 
ganzen Anlage nach nur für den Fall der völligen oder teilweiſen 
Befreiung von den mit ihm verbundenen, zu erwartenden Gerichts⸗ 
koſten, alſo bedingt geſtellt ſein will. Ein derartig bedingter Antrag 
iſt zum mindeſten für den Fall, daß mit dem Eintritt der geſetzten 
Bedingung — Koſtenfreiheit — von vornherein nicht zu rechnen iſt, 
abzuweiſen. Nach der 3. Steuer NotVO. in Verbindung mit der 
GBO, und dem preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz kann günſtigſtenfalls 
bei entſprechender Eintragungsfaſſung hinſichtlich eines 
Aufwertungsbetrages bis zu 15% die halbe Gebühr, hinſichtlich des 
darüber hinausgehenden Aufwertungsbetrages muß jedoch die volle 
Gebühr in Anſatz gebracht werden. Außerdem muß nach Eintritt 
des durch die 3. Steuer Not VO. geſchaffenen Rechtszuſtandes hinſicht⸗ 
lich des 15% Aufwertung überſchießenden Aufwertungsbetrages eine 
neue Schuldverſchreibung ausgeſtellt und der Stempel dafür entrichtet 
werden. In Ermangelung einer ſolchen, ſowie infolge des Nicht⸗ 
einreichens der betreffenden Hypothekenbriefe konnte dem Antrage 
ebenfalls nicht entſprochen werden. Dieſerhalb war in Anbetracht 
der übrigen unheilbaren Mängel des Antrages von einer Zwiſchen⸗ 
verfügung nach 8 18 GBO. abzuſehen. 

(AG. Buer, Beſchl. v. 17. Okt. 1924, II H 8/46.) 
Miigeteilt von GerAſſ. Weber, Buer. 
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3 8822, 29, 30, 54 G BO. 88 1—3 3. Steuer NotVO. 
Beglaubigungsbedürftigkeit der Auſwertungsanträge. 
Aufwertung von Amortiſafionshypotheken. 

Das Grundbuchamt ſtellt ſich neuerdings auf den Standpunkt, 
daß Eintragungsanträge auf 15 0% ige Aufwertung, ſei es des Hypo⸗ 
thekengläubigers, ſei es des Hypothekenſchuldners, gemäß 88 29, 30 
GBO. beglaubigungsbedürftig find. Ein derartiger Antrag iſt als 
ein fog. gemiſchter Antrag (ſ. Güthe, EBD. 2. Aufl., 1. Bd., 
686 Ziff. 5) anzuſehen, da er außer feiner die Tätigkeit des Grund— 
buchamtes hervorrufenden Wirkung (reiner Antrag), weiterhin die 
für die Eintragung der 15 0% igen Aufwertung erforderliche mate- 
rielle Erklärung des beantragenden Hypothekengläubigers oder 
Hypothekenſchuldners enthält, überhaupt von dem ihnen nach den 
89 1, 2 Abf. 1 und 3 der 3. Steuer Not VO. zur Verfügung geſtellten 
Aufwertungsrechte Gebrauch zu machen, und zwar dies nach der 
grundbuchlich⸗dinglichen Seite hin. Einer anderen Auslegung ſind die 
oben angeführten Paragraphen der 3. Steuer NotVO. nicht fähig, da 
unmöglich angenommen werden kann, daß die 3. Steuer NotVoO. ein 
die Aufwertung übereinſtimmend ablehnendes Hypo- 
thekengläubiger⸗ und ⸗ſchuldnerpaar zur Aufwer⸗ 
tung und nach § 2 Abſ. 3 etwa ſogar zur Verdinglichung der Auf⸗ 
wertung zwingt. Das würde ja ihrer Beſtimmung, daß die Ein⸗ 
tragung im Grundbuche auf Antrag erfolgt, widerſprechen. Es 
kann ſich demnach bei dem Antrage auf Eintragung der Aufwertung 
nicht um einen reinen Berichtigungsantrag i. S. des 8 22 GBO. — 
ein folder würde allerdings nicht der Form des 829 GBO. (vgl. 
8 20 GBO.) bedürfen — handeln, ſondern der Antrag enthält in 
erſter Linie die materielle Erklärung des Gläubigers oder Schuld⸗ 
ners, daß er auf Grund der ihm von der 3. Steuer Not. verlie⸗ 
henen Rechtsmacht das Grundbuch überhaupt unrichtig 
werden laſſen will, und erſt in zweiter Linie den Antrag, das 
nunmehr unrichtig gewordene Grundbuch entſprechend zu berichtigen. 
Andernfalls kame man zu der Annahme, daß ſämtliche Papiermark⸗ 
hypotheken vom Geltungstage der 3. Steuer Rot VO. unrichtige Ein⸗ 
tragungen darſtellen, gegen die, wenn vom Gläubiger oder Schuldner 
nichts geſchieht, doch irgendwie einzuſchreiten wäre. Hiergegen im 
Wege der Analogie gemäß 8 54 GBO. von Amts wegen ein⸗ 
zuſchreiten, erſcheint zum mindeſten zweifelhaft. Es muß alſo, um 
zu einem befriedigenden Reſultate zu kommen, angenommen werden, 
daß die auf 15% aufgewertete Goldmarthypothek nicht durch die 
3. Steuer NotVO. außerhalb des Grundbuchs zuſtande kommt, ſondern 
nach den gewöhnlichen Regeln des Sachen⸗ und Grundbuch⸗ 
rechtes durch Eintragung im Grundbuche. Nur die zur Entſtehung 
der 15 % igen Goldmarkhypothek erforderliche Einigung zwiſchen 
Hypothekengläubiger und ⸗ſchuldner wird zwangsweiſe durch die 
3. Steuer NotVO. erſetzt. Denn es iſt daran feſtzuhalten, daß die 
3. Steuer NotVO. das bisherige Grundbuchrecht nur inſoweit hat ab- 
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ändern wollen, als das zur Durchführung ihrer weſentlichen Be⸗ 
ſtimmungen, d. h. die dingliche Aufwertung im Grundbuche, von 
einem einſeitigen Antrage, ſei es des Gläubigers, ſei es des 
Schuldners, abhängig zu machen, erforderlich war. Die Beglaubi⸗ 
gungsbedürftigkeit für 15 % ige Aufwertungsanträge wird auch an⸗ 
genommen von Warneyer⸗Koppe, Kommentar zur Aufwertung 
auf Grund der 3. Steuer NotVO., 87 Ziff. 4, nur fie wird den prak⸗ 
tiſchen Erforderniſſen der Rechtsſicherheit des Grundbuchs und Grund⸗ 
buchverkehrs gerecht. 

Dem angewieſenen Antrage ſtehen jedoch noch weitere, ſchwer⸗ 
wiegende Bedenken entgegen. 

Es handelt ſich um Amortiſationshypotheken. Um derartige 
Hypotheken grundbuchlich überhaupt aufwerten zu können, muß für 
das Grundbuchamt eindeutig feſtſtehen, ob fie nach $1 der 3. Steuer⸗ 
NotVoO. überhaupt für den Antragſteller entwertet worden ſind, 
was wiederum den exakten Nachweis vorausſetzt, daß ſie als Frie⸗ 
dens goldmarkhypotheken dem Antragſteller noch bis Beginn 
des Währungsverfalles oder noch ſpäterhin ganz oder teilweiſe zu⸗ 
geſtanden haben. 

Nun ſcheint ja die 3. SteuerNotVO. durch die Beſtimmung im 
§ 2 Abſ. 3: „Die Aufwertung iſt, ſofern das aufgewertete Recht ein⸗ 
getragen iſt, auf Antrag des Gläubigers oder des Schuldners 
im Grundbuch einzutragen“, für den Grundbuchrichter die Anweiſung 
zu enthalten, ſo lange das eingetragene, aufzuwertende Recht als dem 
eingetragenen Brantragenden zuſtehend zu erachten, als er nicht aus 
den Grundakten oder ſonſtwie zu berechtigten Zweifeln daran An⸗ 
laß hat. Schon bei gewöhnlichen Hypotheken (Nich tamortiſations⸗ 
hypotheken) iſt eine derartige „Vermutung“ jedoch im Intereſſe der 
Rechtsſicherheit des praktiſchen Grundbuchverkehrs nicht ohne Be⸗ 
denken, wenn man ſie auch, um die 3. Steuer Not VO. überhaupt in 
der Praxis durchzuführen, anſcheinend gelten laſſen muß (j. Beſchlüſſe 
des LG. Allenſtein und Berlin). Denn wenn es möglich iſt, daß bei 
einer gewöhnlichen Hypothek, die ſich beiſpielsweiſe durch drei Fünftel 
„Abzahlung“ vor dem Währungsverfall außerhalb des Grundbuchs 
in eine Eigentümergrundſchuld des ſchuldneriſchen Eigentümers um⸗ 
gewandelt hat, nach der 3. Steuer NotVO. durch einſeitigen An⸗ 
trag des Gläubigers der 15 % ige Aufwertungsbetrag der ganzen 
Papiermarkſumme zugunſten des Gläubigers eingetragen wird, weil 
der Richter „vermuten muß“, daß die Hypothek dem Gläubiger noch 
zuſteht, ſo iſt das nicht befriedigend und mit Rückſicht auf weitere 
gutgläubige Erwerber dieſer aufgewerteten Hypothek ſogar bedenklich. 
Selbſt wenn eine derartige auf 15 0% aufgewertete Hypothek, ſolange 
nicht ein gutgläubiger Erwerber dazwiſchentritt, ſoweit ſie vor dem 
Währungsverfall Eigentümergrundſchuld geworden iſt, prozentual auch 
hinſichtlich des 15 % igen Aufwertungsbetrages dem ſchuldneriſchen 
Eigentümer als aufgewertete Eigentümergrundſchuld zuſteht, ſo iſt 
das unbefriedigend, da der Eigentümer, wie auch im vorliegenden 
Falle, praktiſcherweiſe meiſtens die Löſchung des abbezahlten Be⸗ 
trages will, während er ſich infolge der von der 3. Steuer Not VO. 
aufgeſtellten „Vermutung“ die Aufwertung vom Gläubiger gefallen 
laſſen muß. Im früheren Grundbuchrechte und bei Friedensbrief⸗ 
hypotheken waren derartige Unzuträglichkeiten unmöglich, da bei Ein⸗ 
tragungen im Grundbuche die Vorlage des Briefes erforderlich war, 
während die 3. Steuer Not VO. dieſelbe nicht verlangt. 

Die erwähnten Bedenken und Zweifel werden jedoch für den 
Grundbuchrichter noch erheblich verſtärkt, wenn es ſich um eine Amor⸗ 
tiſationshypothek handelt. Kommt hier noch hinzu, daß ſchon ge⸗ 
wiſſe Beträge der Amortiſationshypotheken vor dem 1. Jan. 1918, 
alſo vor dem Währungsverfall, von dem Schuldner zurückgezahlt 
ſind, die Hypothek alſo inſoweit Eigentümergrundſchuld geworden iſt, 
ſo muß der Grundbuchrichter, will er nicht Gefahr laufen, objektiv 
falſche Eintragungen zu machen, von der Antragſtellerin den exakten, 
grundbuchmäßigen Nachweis über die Höhe der Tilgungsbeträge ver⸗ 
langen. Einen ſolchen Nachweis ſtellen die vorliegenden einſeitigen 
Behauptungen der Antragſtellerin niemals dar, um ſo weniger als 
ſie ſelbſt in der Angabe über die Höhe der Tilgungsbeträge ſchwankt. 
Der Grundbuchrichter mußte ſonach, wie geſchehen, die Antrag⸗ 
ſtellerin bezüglich dieſes Nachweiſes an die Aufwertungsſtelle oder 
auf die beizubringende, beglaubigte Einwilligung des Schuldners ver⸗ 
weiſen. Der Grundbuchrichter muß auch deswegen den exakten, grund⸗ 
buchmäßigen Nachweis über die Höhe der event. bereits zurückgezahlten 
Tilgungsbeträge verlangen, weil er nach 8 2 Abſ. 3 der 3. Steuer⸗ 
Not VO. nur auf Antrag des „Gläubigers“ oder des „Schuld- 
ners“ die Aufwertung eintragen darf, d. h. er muß prüfen, ob und 
in welcher Höhe der Antragſteller überhaupt tatſächlich und objektiv 
noch „Gläubiger“ oder „Schuldner“ iſt. Dies um ſo mehr, als 
Zweck und Tendenz der 3. SteuerNotVO. dahin gehen, eine klare 
und endgültige Vereinigung des Grundbuchs durchzuführen. 
(Driginäre Schaffung einer neuen, endgültig richtigen Goldmark⸗ 
erſatzhypothek ſ. Warneyer, 87.) 

(AS. Buer, Beſchl. v. 25. Okt. 1924, 2 H 11/25.) 
Mitgeteilt von GerAſſ. Weber, Buer. 
Göttingen. 5 


4. 54 WMO. 8985 BGB. Die Beſchlagnahme von 
Obſt⸗ und Gemüſegärten auf Grund der WÜRD. iſt unzu⸗ 
läſſig. 1) 

Dem Kl. iſt ein ihm gehöriges Wohnhaus, einſchließlich Zubehör, 
Ställen und Gärten beſchlagnahmt, und die Wohnung im erſten 
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Stockwerk mit Gemüfegarten und einem Teil des Obſtgartens dem 
Bekl. zugewieſen. Wohnung und Gärten wurden, da ſie der Kl. 
nicht freiwillig überließ, polizeilich geräumt. 

Der Kl. klagte nunmehr vor dem ordentlichen Gericht mit der 
Räumungsklage gegen den angewieſenen Mieter auf Räumung des 
dieſem zugewieſenen Obſt⸗ und Gemüſegartens. Der Klage iſt ſtatt⸗ 
gegeben. In den Gründen ilt ausgeführt: 

Entſcheidend für den gemäß 8 985 BOB. genügend rechtlich be⸗ 
gründeten Räumungsanſpruch des Kl. iſt lediglich die Frage, ob der 
Kreisausſchuß ſich bzgl. der Gärten, innerhalb der Grenzen ſeiner 
Zuständigkeit gehalten hat. Die Nachprüfung dieſer Frage unterliegt 
zweifellos dem ordentlichen Gericht, es iſt feſtſtehende Anſicht, daß 
dies über alle Fragen zu befinden hat, deren Beantwortung erforder⸗ 
lich iſt, um eine Entſcheidung in dieſer Sache ſelbſt fällen zu können, 
gleichgültig, ob dabei lediglich Privatrecht oder auch öffentliches Recht 
zur Anwendung kommt. 

Die Wohn Mang VO. v. 23. Sept. 1918 in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes v. 11. Mai 1920 und die auf Grund dieſer ergangenen BD. 
des Kreisausſchuſſes befaſſen ſich nur lediglich mit der Abhilfe der 
Wohnungsnot, und ordnen zu dieſem Zwecke Beſchlagnahme von 
Wohnungen und anderen zu Wohnzwecken geeigneten Räumen an. 
Eine Ausdehnung dieſer Beſtimmung in der Richtung, daß auch 
Zubehör zu Wohnungen beichlagnahnıt werden kann, wird ſich nur 
rechtfertigen laſſen, wenn es ſich darum handelt, dem in die Woh⸗ 
nung Einziehenden auch den vollen Gebrauch einer Wohnung zu ge⸗ 
währen, indem ihm außer den eigentlichen Wohnräumen, Boden, 
Kellerräumen, Waſchküche und Hofbenutzung zugewieſen werden. 
Ein Garten gehört jedoch, ſo groß ſeine Annehmlichkeiten beſonders 
in der jetzigen Zeit ſind, nicht zu dem Zubehör, das rechtswirkſam 
beſchlagnahmt und dem Wohnungsſuchenden zugewieſen werden kann. 
Inſoweit ſie ſich auf die Härten bezieht, findet alſo die Anordnung 
in den geſetzlichen Beſtimmungen keine Stütze, zumal der auch grund⸗ 
legende 84 der WohnMang eO. als eine Vorſchrift in das Ver⸗ 
fügungsrecht des Privateigenkümers ſcharf einſchneidende Ausnahme 
eng auszulegen iſt. Sie ift als polizeiliche Verfügung i. S. des 
Geſetzes v. 11. Mai 1848 nicht anzusehen, daher ijt der Rechtsweg 
zuläſſig und der Klage war wie geſchehen ftattzugeben. 

(NS. Göttingen, Urt. v. 22. Febr. 1923, C 6/23.) 
Mitgeteilt von RA. Föge, Göttinger. 
* 
Hannovrr. 

5. 8 242 BOB. Vorſchüſſe auf den Gasverbrauch und 
zur Sicherſtellung der Betriebsmittel find aufzuwerten. f) 

Kl. iſt mit ſeiner Wohnung au das von der Bell. betriebene 
Gas⸗ und Lichtuetz angeſchloſſen. Bei den am 7. Sept. und 4. Okt. 
1923 erfolgten Ableſungen ſind vom Kl. außer den Beträgen für 
verbrauchtes Gas Vorſchüſſe im Betrage von 23 bzw. 550 Millionen 
Mark eingefordert. Dieſe Beträge ergeben, an Hand der an den 
Zahlungstagen gültigen Reichsrichtzahl auf eine Grundzahl zurück⸗ 
geführt, die Grundzahlen von 12,17 bzw. 13,61 zugleich entſprechen 
ſie nach den damals gültigen Gaspreiſen 71,87 bzw. 61,1 Kubik⸗ 
metern. 

Bei den folgenden Ableſungen find dieſe Beträge dem Kl. 
jeweils mit dem Nennbetrage gutgebracht. Der Kl. hat die Gutſchrift 
der Vorſchüſſe in aufgemertetem Gelde oder in einer den damaligen 
Gaspreiſen entſprechenden Gasmenge verlangt, und entſprechende Ver⸗ 
urteilung beantragt. 

Der Klage wurde ftattgegeben. 

Angeſichts der wirtſchaftlichen Entwicklung, die ein beſtändiges 
Sinken der Kaufkraft der Papiermark mit ſich führte, hat auch die 
Rechtſprechung mit dem Satze „Mark iſt gleich Mark“ überwiegend 
gebrochen. Die Papiermark hat ihren Charakter als Werlmeſſer 
verloren. An die Stelle der Papiermark iſt allgemein bei der Preis⸗ 
bildung die Goldmark getreten, deren Wert ſich aus den Deviſen⸗ 
kurſen ergibt. Aus dieſem feſten Wertmeſſer wird dann je nach 
dem Kurſe der ſchwankende Wert der Papiermark errechnet, die für 
den Zahlungstag Geltung haben ſoll. Daß hiernach die Papiermark 
von heute nicht gleich der von morgen ſein kann, unterliegt keinem 
Zweifel, Mark iſt alſo nicht gleich Mark. 

Es konnte unter dieſen Umſtänden daher nicht angehen, daß 
die Bekl. dem Kl. den jeweils im Vormonat gezahlten Vorſchuß 
dem Nennwerte nach gutbrachte, denn die von dem Kl. am 7. Sept. 
1923 gezahlten 23 Millionen Papiermark waren am 4. Okt. 1923, 
dem Tage der Ableſung und Rechnungsſtellung, wegen der in⸗ 
zwiſchen eingetretenen Entwertung der Papiermark nicht mehr gleich 
Zu 5. Dem Urteil iſt lediglich beizuſtimmen. Die Streitfrage, 
die gar keine Streitfrage, ſondern ein bewußt rechtswidriger Miß⸗ 
brauch des Monopols ſeitens der Gasgeſellſchaften und Kommunen 
war, der ſtrafrechtlich hätte geahndet werden ſollen, und die ungeheure 
Erregung, die dieſes Verfahren mit Recht im Publikum ausgelöſt 
hat, iſt aus den Tageszeitungen bekannt. Angeſichts des grundſätz⸗ 
lichen Immoralismus des Staates glaubten eben die Kommunen, 
ſich ein gleiches herausnehmen zu konnen. Übertroffen wurden ſie 
allerdings noch von einzelnen Krankenkaſſen, die im Herbſt 1923 
unter Mißbrauch des ihnen verliehenen Verwaltungszwangs verfahrens 
und der ihnen unbegreiflicherweiſe noch immer zukommenden Be⸗ 
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23 Millionen Mark; ebenſo verhielt es ſich mit der Vorſchußerhebung 
v. 4. Okt. 1923 in Höhe von 550 Millionen Mark. Die Gutſchrift 
der Vorſchüſſe nach dem Nennbetrage würde aljo der Bekl. einen un⸗ 
verhältnismäßigen Vorteil, dem Kl. einen erhebe ichen Nachteil 
bringen. Die Bekl. hatte nämlich die Möglichkeit, infolge der noch 
in beſſerem Gelde geleiſteten Vorſchußzahlungen durch den Kl. billig 
Deviſen und Kohlen zu kaufen, während der Kl. durch die nur im 
Nennbetrage erfolgende Gutſchrift des Vorſchuſſes mit dieſem Betrage 
vollkommen der eingetretenen Geldentwertung ausgeſetzt ſein würde. 

Ein ſolcher Erfolg iſt von den Parteien nicht gewollt. Dem 
Lieferungsverhältnis zwiſchen ihnen fehlt jeder ſpekulative Charakter, 
vielmehr ſollen nach dem Willen der Parteien Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung in angemeſſenem Verhältnis zueinander ſtehen. Nach Treu 
und Glauben und dem Vertragswillen der Parteien iſt die Bekl. 
daher jverpflichtet, zwiſchen ihrem Vorteil und dem Nachteil des 
Kl. den Ausgleich herbeizuführen, welcher der Vorſchußzahlung im 
Werte entſpricht, oder ihm eine dem Vorſchußbetrage am Tage der 
Zahlung entſprechende Menge Gas gutzuſchreiben. 

Zu einer ſolchen Aufwertung der gezahlten Vorſchüſſe war die 
Bekl. um ſo mehr verpflichtet, als ſie ſich mit der Ausgabe von 
Gutſcheinen für Gas in der fraglichen Zeit ſelbſt auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt hat, daß eine Aufwertung erfolgen müſſe. Dieſe Gas⸗ 
gutſcheine wurden ſeinerzeit zum Tagespreiſe über eine beſtimmte 
Menge Gas ausgegeben und dann auf werkbeſtändiger Grundlage bei 
der ſpäter erfolgenden Zahlung der Gasrechnungen in Zahlung ge⸗ 
nommen. Es wurden ſogar, wie die Bekl. zugegeben hat, bei der 
Entrichtung der Vorſchüſſe in anderen Fällen derartige wertbeſtändige 
Gutſcheine als Zahlung angenommen. Nahm die Bell. aber im Falle 
der Zahlung der Vorſchüſſe mit Gutſcheinen die Aufwerkung ſelbſt 
vor, jo mußte fie es auch dann, wenn die Vorſchüſſe in bar bezahlt 
wurden, denn es ſtand ja dem Kl. jederzeit frei, ſich Gutſcheine zu 
beſorgen und damit die Vorſchüſſe zu bezahlen. Jedenfalls konnte es 
der Bekl. gleich fein, ob Gutſcheine gekauft und mit dieſen oder bar 
bezahlt wurde. Die Bekl. iſt daher in Konſequenz ihres eigenen 
Verhaltens zur Aufwertung verpflichtet, auch wenn ſie nicht aus 
allgemeinen Geſichtspunkten aufwerten mußte. 

Der Einwand der Bekl., daß der Kl. jedenfalls nach der Ab⸗ 
leſung v. 4. Okt. 1923 gewußt habe, daß von der Bekl. eine Auf⸗ 
wertung nicht beabſichtigt ſei und daß der Kl., wenn er damit nicht 
einverſtanden war, auf weiteren Gasverbrauch hitte verzichten müſſen, 
konnte nicht durchgreifen. Tatſächlich hat die Bekl. bezüglich der 
Lieferung von Gas eine Art Monopolſtellung, welche ſhon durch die 
ganze Anlage auf ſtädtiſche m Boden bedingt iſt. Andererſeits ſind, 
wie gerichtsbekannt iſt, die Häuſer in Hannover bezüglich der Koch⸗ 
und Lichtanlage zum größten Teil auf den Verbrauch von Gas ein⸗ 
gerichtet. Ein Verzicht auf Gasverbrauch und auch die hinter der 
Zahlungsaufforderung ſtehende Drohung der Gasab'perrung iſt für 
den Abnehmer daher mit Unannehmlichkeiten und Unbequemlichkeiten 
verbunden. Der Abnehmer befindet ſich alſo in einer gewiſſen 
Zwangslage. Wenn nun auch der Kl. nach der Ableſung am 4. Okt. 
1923 die Abſicht der Nichtaufwertung ſeitens der Beil. erkannte, 
fo konnte er ſich doch der zweiten Zahlung des Vorſchuſſes nicht ent⸗ 
ziehen, ohne Unzuträglichkeiten befürchten zu müſſen. Er Hat fi 
auch nach der zweiten Zahlung über das Verhalten der Bekl. be⸗ 
ſchwert und proteſtiert. Es kann alſo weder in dem weiteren Ver⸗ 
brauch von Gas, noch in der zweiten Zahlung ein ſtillſchweigendes 
Einverſtändnis mit dem Verfahren der Bell. erblickt werden. Auch 
der weitere Einwand der Bell, daß ſie tatſächlich irgendwelche Vor⸗ 
teile aus den Vorſchußzahlungen des Kl. nicht gehabt habe, kann 
die Bekl. von der Pflicht der Aufwertung nicht befreien. Dadurch, 
daß die Bekl. gerade für den Zweck der Deviſen⸗ und Kohlen⸗ 
beſchaffung Vorſchüſſe einzog, hat fie zugleich auch die Sorge dafür 
übernommen, daß dieſes Geld auch rechtzeitig ſeiner Beſtimmung 
zugeführt wurde; um ſo mehr, als ſie durch die Einziehung es dem 
Kl. unmöglich machte, ſich bezüglich dieſes Betrages vor der Geld⸗ 
entwertung zu ſchützen. Daß der Kl. dieſes getan hitte, indem er 
das Geld für den Haushalt oder in ähnlicher Weiſe anlegte. ſteht 
angeſichts der Gehaltsverhältniſſe der Beamtenſchaft außer Zweifel. 

Aus dieſem letzten Grunde erſchien auch die Berechnung der 
Aufwertung an Hand der Reichsrichtzahl für Lebenshaltungskoſten 
durchaus angemeſſen. Die in zweiter Linie geforderte Aufrechnung 
durch Gutſchrift einer beſtimmten Gasmenge entſpricht dem Ver⸗ 
fahren der Preisbildung für Gas, wie es von der Bekl. ſelbſt an⸗ 
gewendet wird. 

(AG. Hannover, Urt. v. 22. Nov. 1923, 18 C 7997/23.) 
* 


hördeneigenſchaft am Monatsanfang Vorſchüſſe im guten Gelde des 
Monats anfangs einzogen, jedoch berechnet nach dem am Monats⸗ 
ende in entſprechend ſchlechterem Gelde vorausſichtlich zu zahlendem 
Gehalt, fo daß beiſpielsweiſe der am 1. Sept. vorſchußweiſe ein⸗ 
gezogene Betrag für Ende September höher war, als das ganze in 
gleichem Gelde, am gleichen Tage bezahlte Auguſtgehalt! Wie ge⸗ 
ſagt, Korruptionsfälle für das Ermächtigungsmuſeum, ohne eigent⸗ 
liches zivilrechtliches Intereſſe, da es ſich für nicht korrumptierte 
Hirne um Selbſtverſtändlichkeiten handelt. Die Staatsanwaltſchaſt 
hat allerdings auch in dieſem Falle verfagt. 
RA. Dr. v. d. Trend, Berlin. 
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Deynhauſen. 
6. Ausſetzung eines Rechtsſtreites betr. Hypotheken- 
löſchung bis zur Anderung der 3. StR. 


Die beklagte Ehefrau iſt in Anſpruch genommen auf Erteilung 
der Löſchungsbewilligung für eine zu ihren Gunſten eingetragene 
Hypothek. Die Kl. hat der Gläubigerin den Darlehenswert mit 150% 
angeboten. 

Der Anſpruch der Kl. geht zurück auf die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, die zur Regelung aller durch den Währungsverfall betrof⸗ 
fenen Forderungen bzw. Verbindlichkeiten in der 3. Steuer Not VO. 
zuſammengefaßt ſind. 

Die Gültigkeit eines Geſetzes im Sinne der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Entſtehung unterliegt nach ſtändiger Praxis der höchſten 
Gerichte der Prüfung des Richters (. RG. 102, 164; RGSt. 55, 246). 
Die 3. Steuer Not VS. iſt auf Grund des Ermächcz. v. 8. Dez. 1923 
(RGBl. I, 1179) erlaſſen. Dieſes enthielt eine weitgehende Ermächti⸗ 
gung für die Reichsregierung, alle die Maßnahmen zu treffen, die 
die Not des Volkes erforderte. Es heißt ferner wörtlich: „Eine Ab⸗ 
nd von den Vorſchriften der Reichsverfaſſung iſt nicht zu⸗ 
ä ſig.“ 

Die 3. Steuer Not VO. greift dem ungeachtet in Eigentum und 
perſönliche Rechte der Perſon, die als „Grundrechte“ in der Ver⸗ 
faſſung verankert ſind, ein, ſteht alſo nicht im Einklang mit der 
klaren Begrenzung der Ermächtigung im Geſ. v. 8. Dez. 1923. 

Eine Heilung des Mangels durch ſtillſchweigende Genehmigung 
ſeitens der erforderlichen Zweidrittelmehrheit des Reichstages liegt 
nicht vor — der alte Reichstag iſt kurz nach der Verkündung des 
Geſetzes aufgelöſt und der neue hat in allen Parteien ſcharfe Gegner 
der 3. Steuer RotVO. geſehen, wie ſich auch gerade jetzt der Auf⸗ 
wertungsausſchuß mit den einſchlägigen Fragen beſchäftigt. Im 
Hinblick darauf, daß im Volk erbitterte Erörterungen und Ausein⸗ 
anderſetzungen über die durch die 3. Steuer Not VO. geſchaffenen 
Verhältniſſe entftanden find und ſelbſt in der Praxis der Gerichte 
dieſes Geſetz nicht ungeteilt anerkannt wird, kann auch nicht davon 
geſprochen werden, daß es zum Gewohnheitsrecht geworden wäre. 

Aber ſelbſt wenn man auch um die Exiſtenz dieſes Geſetzes 
nicht herumkommt und ſogar ſeine formale Gültigkeit feſtſtellen wollte, 
ſo darf doch der Richter nicht daran vorbeigehen, daß hier im Wider⸗ 
ſpruch mit der höchſten Staatsnorm an ſich unantaſtbaren Grund⸗ 
rechten der Perſon Gewalt angetan iſt. Der Richter darf aber vor 
allen Dingen auch nicht außer acht laſſen, daß unter dem Druck 


Zu 6. Daß es ein ideelles Recht, das identiſch iſt mit Ge⸗ 
rechtigkeit, gibt, daran kommen ſchließlich weder die Geſetzgeber noch 
die Geſetzesanwender, die Richter vorbei. Das ideelle Recht, die 
Gerechtigkeit, muß Quelle jedes poſitiven Rechtsſatzes ſein. Ent⸗ 
ſtammt ein a nicht dieſer klaren Quelle, dann gibt es notwen⸗ 
digerweiſe eine Kataſtrophe. Die Folgen einer ſolchen Kataſtrophe 
aber auf die Rechtſuchenden und den Rechtsfrieden zu hindern oder 
doch wenigſtens zu mildern, muß Aufgabe des Richters ſein. Dazu 
muß er alles ihm von Geſetzgebung und Wiſſenſchaft gebotene Rüſt⸗ 
zeug benutzen. Die 3. Steuer Not Bd. iſt eine ſolche Kataſtrophe. Daß 
dieſe Notverordnung nicht verfaſſungsmäßig zustande gekommen iſt, 
darüber herrſcht wohl heute kein Zweifel. Man will die Verordnung 
retten, indem man ihr formelle Gültigkeit nach Verkündung durch 
die berufenen Reichsgewalten zuerkennt. Dieſer Rettungsverſuch 
geht meiner Anſicht nach fehl. Denn wenn der Richter als Be⸗ 
amter unter dem Zwange auch nur gehörig verkündeter Geſetze ſtünde, 
dann dürfte auch Reichsrecht nicht Landesrecht brechen. Denn der 
Richter iſt Landesbeamter und wäre als ſolcher ſomit verpflichtet, 
zuerſt gehörig verkündete Landesgeſetze zu befolgen. Doch das Er⸗ 
mächcG. v. 8. Dez. 1923 und die 3, Steuer Rot VO. v. 14. Febr. 
1924 ſelbſt geben im Verein der ZPO. die Handhabe, unbillige 
Folgen der Anwendung der 3. Steuer RotVO. zu vermeiden. 

Die 3. Steuer Not VO. bezeichnet ſich ſelbſt als Notgeſetz. Nach 
dem Ermäch®. v. 8. Dez. 1923 ſoll fie nur eine notwendige, dring⸗ 
liche, alſo vorübergehenden Zwecken dienende Maßnahme ſein. Da⸗ 
durch beſtimmt die VO. ſelbſt, daß Not des Dauerſchuldners und die 
dringende Notwendigkeit, ihm zu helfen, vorhanden ſein müßte. 
Die Feſtſtellung von Not und Notwendigkeit bzw. Dringlichkeit iſt 
daher Geſetzesinhalt. Man mache die Probe auf das Wohnungs⸗ 
mangelgeſetz. Wenn offenbar kein Wohnungsmangel mehr feſtzu⸗ 
ſtellen iſt, dann fehlt auch die Vorausſetzung für die Anwendung der 
Woh mungsmangelbeſtimmung (cessante rationis legis, lex oessat 
ipsa). 

Die Steuernotverordnung ift unter dem Eindruck der gerade vor⸗ 
übergebrauften Inflationszeit entſtanden. Bei Umſtellung der Wäh⸗ 
rung erſchien die Not des Dauerſchuldners aus vergangener Friedens⸗ 
zeit rieſengroß. Es ſchien kein Menſch in der Lage, Geldſummen 
in Friedenshöhe aufzubringen. Man erinnere ſich des Sturms gegen 
die Gas⸗ und Elektrizitätswerke, die plötzlich ihre Leiſtungen nach 
Goldkurs bezahlt verlangten. Es mußte eingegriffen werden. Aber, 
wohl verſtanden, nur vorübergehend! und das eben hat die 3. Steuer⸗ 
Noto. verſehen. Die Maßnahme, die allein dringend notwendig 
erſchien bei der plötzlichen Umſtellung der Währung, hieß Stundung 
der Schulden, etwa verbunden mit Tilgungsbeſtimmungen (Tilgungs⸗ 
hypotheken). Die Steuer RotèV O. aber nimmt die Not der Dauer⸗ 
ſchuldner als dauernd an. Nachdem jetzt die ſtabile Währung ſich 
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des dringenden Verlangens weiter Volksſchichten eine Anderung Diejes 
Geſetzes den maßgebenden Faktoren zur Bearbeitung vorliegt und 
im übrigen die Verordnung eine Notverordnung iſt, alſo nur den 
dringendſten Mißſtänden Abhilfe zu ſchaffen berufen war, nicht aber 
dazu dienen ſollte, denjenigen, denen dieſe proviſpriſche Regelung 
Vorteile bietet, billige und bequeme Tatſachen und Verhältniſſe zu 
ſchaffen. Gegen eine mißbräuchliche Inanſpruchnahme ihres Rechts⸗ 
ſchutzes aber müſſen ſich die Gerichte wehren. 

Alle dieſe Erwägungen führen dazu, eine richterliche Stellung⸗ 
nahme auf Grund eines ſterbenden, jedenfalls nicht lebensfähigen 
und nicht einmal unbedenklich als gültig anzuerkennenden Geſeßes 
abzulehnen und das ohne Not erhobene Verlangen eines Teiles, 
noch entſprechend den Beſtimmungen der Steuer NotVO. zu ent⸗ 
ſcheiden, als wider Treu und Glauben verſtoßend anzuſehen. Eine 
Abweiſung der Klage kommt aus dem Grunde nicht in Frage, weil 
weder eine abſchließende Geſetzgebung noch feſte wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe, insbeſondere in bezug auf die Währung, wie ſie für Ent⸗ 
ſcheidungen mit dauernder und rechtsgeſtaltender Wirkung nötig ſind 
und erſt eine gerechte Entſcheidung durch den Richter ermöglichen, 
vorliegen, denn vielfach ſind ja die wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch 
die Beſtimmungen der SteuerNotVO. und ihre erwieſene Unvoll⸗ 
kommenheit unſicher geworden bzw. geblieben. 

Im Augenblick ſteht daher ein „non liquet“ der richterlichen 
Stellungnahme entgegen. Die Steuer Not VO. ſchreibt für die Fälle, 
in denen die Höhe der Aufwertungsforderung nicht unſtreitig ſich 
feſtſetzen läßt, die Ausſetzung vor zwecks Entſcheidung durch die Auf⸗ 
wertungsſtelle. Dieſer Gedanke iſt brauchbar. In dieſem Falle kann 
aber nach dem Standpunkt des Gerichts auch die Aufwertungsſtelle 
nicht entſcheiden, zumal ja auch eine Herabſetzung der Forderung 
unter 15% gar nicht verlangt wird. 

In 8 148 3PO. kann ausgeſetzt werden, wenn die Entſcheidung 
einer Verwaltungsbehörde abzuwarten iſt. 

Dieſe Beſtimmung muß man analog ausdehnen, dahin, daß 
auch dann auszuſetzen iſt, wenn eine geſetzliche Regelung abgewartet 
werden muß, nach der gerecht entſchieden werden kann. Daher ſah 
das Gericht in einer Ausſetzung des Verfahrens den Weg des rich⸗ 
tigen Erkenntniſſes. 

Auf Grund freiwilligen Verzichts kann ſich wohl eine Partei 
unter die heutigen noch lücken⸗ und fehlerhaft erſcheinenden Beſtim⸗ 
mungen der Aufwertungsgeſetzgebung beugen. Aber einen zwingen⸗ 
den Epruch zu fällen, der zu 82 jedenfalls nicht endgültig und gerecht 


eingeführt hat, das beſtändige Geld in alle Kanäle gedrungen iſt, 
und die Wirtſchaft ſich wieder auf Friedensſtand eingerichtet hat, 
beſteht die Not der Dauerſchuldner nicht mehr oder nicht mehr ent⸗ 
fernt in dem Maße, wie es beim Ausgang der Inflationszeit ſchien. 
Nach dem allgemeinen Gerechtigkeitsſinn geſchieht dem Gläu⸗ 
biger durch die 3. Steuer RotVO. ein ſchreiendes Unrecht. Wie ſoll 
der Richter helfen, daß dies Unrecht nicht geſchieht? Soll er Klagen, 
die auf Grund der Notverordnung vom Schuldner erhoben ſind, ab⸗ 
weiſen? Dem Geſetzgeber, auch dem irrenden, verleugnen, greift 
an die Wurzel der Rechtsſicherheit. Außerdem hat die 3. Steuer⸗ 
Noto. durch Einführung von Steuern, die fie zum Ausgleich der 
den Gläubigern genommenen Rechte feſtſetzt, die Verhältniſſe verwirrt 
und kompliziert. Viele Dauerſchuldner, namentlich die produzieren⸗ 
den, leiden durch die Steuern wenig, für andere ſind ſie drückend. 
Die insbeſondere auf die dinglichen Schuldner gelegten Steuern 
müſſen und werden fallen, wenn die Entrechtung der Gläubiger fällt. 
Solange dies nicht geſchehen iſt, kann aber auch nicht zuungunſten 
des durch die Notverordnung belaſteten Schuldners entſchieden wer⸗ 
den. Weder durch Klagabweiſung noch durch höhere Aufwertung über 
die Sätze der Steuernotverordnung hinaus. * 
Daß ſich der Gedanke der gerechten Aufwertung Bahn bricht, 
iſt ſicher. Die Vorbereitung zur Umgeſtaltung der Geſetzgebung ſind 
in vollem Gange. Der Richter braucht alſo nicht gegen den Geſetz⸗ 
geber, ſondern kann mit ihm entſcheiden, indem er ihm Zeit gibt, 
80 Problem reifen zu laſſen. Den geſetzlichen Weg zeigt der 8 148 
O 


Aus dem die Gültigkeit der Notverordnung feſtſtellenden RG.- 
Urteil iſt nichts Gegenſätzliches zu folgern. Zunächſt iſt ein eng⸗ 
herziger Präjudizienkult heute weniger als je am Platze. In der 
ſtürmiſchen Entwicklung der Juflationszeit hatte die niedrigere 
Gerichtsbarkeit längſt Bahn gebrochen für eine Schritt haltende Recht⸗ 
ſprechung. Vom höchſten Gericht iſt dann der Weg ausgebaut worden. 
Und wenn das NG. ſagt, über die Dringlichkeit und Notwendigkeit 
zu entfcheiden, ſei Sache des Geſetzgebers, jo ſteht die hier vertretene 
Anſicht dem nicht entgegen. Die hier vorgeſchlagene Entſcheidung 
lehnt nicht die Maßnahme ab, ſondern verneint die Not und das 
dringende Schutzbedürfnis des Schuldners, alſo die Vorausſetzung für 
die Anwendung der Maßnahme. 

Wie verwirrt die Lage im Dezember 1923 bis Jauuar 1924, 
als die 3. Steuer NotVO. bearbeitet wurde, war, beweiſt übrigens 
am klarſten die Tatſache, daß damals Banken und Sparkaſſen 1 bis 
3% Zinſen (in einzelnen Fällen noch mehr) für den Tag nahmen, 
aber nur 60% für das Jahr gaben. Gegen Geſetze, die auf ſolchem 
Grund gewachſen ſind, muß die Rechtſprechung um ihres eigenen 
Anſehens halber Schritte tun. 

AR. Dr. Koſack, Bad Oeynhauſen. 
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entſcheiden kann (denn es handelt fich hier nicht um eine einſtweilige 
Regelung), muß der Richter als unmöglich ablehnen können, ſo 
lange, bis eine Entſcheidung möglich wird. 

(AS. Oeynhausen. Beſchl. v. 14 Okt. 1924, C 211/24.) 
Offenburg. * 

7. 5 28 GBO. 51. DurchfVoO. zur Errichtung der Ren⸗ 
tenbanf. Keine Eintragung von Rentenmarkhyvotheken. 

Gemäß 828 GBO. find einzutragende Geldbeträge in Reichs⸗ 
währung anzugeben. Es iſt deswegen zu unterſuchen, ob unter 
Reichswährung auch die Rentenmark zu verſtehen iſt. 

Es kann als feſtſtehend vorausgeſetzt werden, daß die Renten⸗ 
mark nach den Abſichten des Geſetzgebers und nach ihrem Aufbau 
nur eine Zwiſchenlöſung der Währungsfrage darſtellt, welche den 
übergang von der unbrauchbar gewordenen Papiermark zur Goldmark 
vermitteln ſoll. Durch die VO. zur Errichtung der deutſchen Renten⸗ 
bank v. 15. Okt. 1923 find die Rentenbankſcheine in wei em Um⸗ 
fange den Reichsbanknoten gleichgeſtellt. Aber in 8 51 der DurchfVO. 
zur Errichtung der Rentenbank v. 14. Nov. 1923 iſt nur beſtimmt, 
daß, wenn eine Schuld auf Rentenmark lautet, die Zahlung in 
Reichswährung erfolgen kann, wenn nicht die Zahlung in Reuten⸗ 
mark ausdrücklich bedungen iſt. Hierdurch iſt die Rentenmark zur 
Reichswährung im Gegenſatz geſtellt und daraus folgt notwendig, 
daß Rentenmark nicht Reichswährung iſt. 

Eine ſtaatliche Währung hat den begrifflichen Inhalt, daß 
für fie der ſtaatliche Annahmezwang nicht nur für die öffentlichen 
Raffen, ſondern auch für alle privaten, Rechtsverhältniſſe beſteht; 
eine Währung ohne dieſen ſtaatlichen Zwang iſt keine Staatliche 
und ſomit auch keine Reichswährung, und darf zu einer ſolchem auch 
nicht aus Zweckmäßigleitsgründen durch Geſetzesauslegung geſchaffen 
werden. a 
Nachdem in der Zwiſchenzeit durch die RBeſ. v. 39. Aug. d. J. 
die Liquidierung des Umlaufs an Rentenbankſch. inen feſtgelegt und 
die Goldwährung eingeführt iſt, beſteht gar keine Veranlaſſung die 
Vorſchriften über die Rentenbank ausdehnend auszulegen. 

Es iſt richtig, daß die Reichswährung im Grundbuchrecht ſeit 
1920 nicht mehr ausſchließlich herrſcht. Mit Genehmigung der Lan⸗ 
deszentralbehörden können z. B. auf ausländiſche Währung lautende 
Snpothefen zugelaſſen werden, nach dem Geſetz über wertbeſtändige 
Hypotheken und Schiffspfandrechte iſt es zuläſſig, daß bei einer 
Hypothek die Höhe der aus dem Grundſtück zu zahlenden Geldſumme 
nach dem amtlich feſtgeſtellten Preis eine beſtimmte Menge von Rog⸗ 
en, Weizen, Feingold uſw. unter Umſtänden durch den amtlichen 
Kurswert der nordamerikaniſchen Dollars beſtimmt wird. Aber 
neben dieſen ausdrücklich aufgezählten wertbeſtändigen Maßſtäben 
iſt die Rentenmark nirgend als Wertmeſſer in das Hypothekenrecht 
eingeſührt worden. 

(Ach. Offenburg, Entſch. v. 9. Sept. 1924, Nr. 587.) 
Mitgeteilt v. RA. Dr. Edgar Rombach, Offenburg. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
J. Reich. 
Staatsgerichtshof für das Deutſche Reich. 


Berichtet von Miniſterialrat im Reichsminiſterium 
des Innern Dr. Lammers, Berlin. 


1. Das Reich iſt verpflichtet, auch die perſönlichen 
und ſachlichen Verwaltungskoſten der auf Grund des 9 6 
des Reichs um SchädGeſ. v. 12. Mai 1920 (RG Bl. S 9t1) 
von Preußen errichteten Ausſchüſſe zu ¼ zu tragen, 
ſoweit dieſe Koſten ſich auf Schäden beziehen, die vor 
dem 1. April 1924 entſtanden ſind. f) 

Die preuß. Staatsregierung hat beim StGH. beantragt, feſt⸗ 
zuſtellen, daß das Reich nach 8 10 TumSchid®. verpflichtet iſt, auch 


Zu 1. Die Entſch. führt zutreffend aus, daß die Beteiligung 
des Reiches an den Koſten des Verfahrens der zur Entſch. der Tumult⸗ 
ſchädenanſprüche berufenen Ausſchüſſe (88 6, 10 Tum SchidGG. vom 
12. Mai 1920 [RG Bl. 941], geändert durch VD. v. 8. Jan. 1924 
RG Bl. I, 23]) im Hinblick auf 5 52 des Landes SteuerG. v. 30. März 
1920 (RG Bl. 402) beſtimmt worden iſt, wonach bei der Zuweiſung 
neuer Aufgaben an die Länder und Gemeinden die Beteiligung 
des Reiches an den Koſten geſetzlich feſtgelegt werden ſollte. Die 
Faſſung des § 10 TumSchidG. war nicht glücklich. Gemeint waren 
aber mit den „Koſten des Verfahrens“ zweifellos alle Koſten, alſo 
auch die Verwaltungskoſten, nicht nur, wie das Reich annahm, die 
Verfahrenskoſten i. S. von Auslagen im einzelnen Rechtsſtreit, ſo 
daß das Reich von allen Koſten ¾12 zu tragen hat. Preußen hat 
ich daher mit Recht und, wie die Entſch. zeigt, auch mit Erfolg 
dagegen gewehrt, daß das Reich die geſamten Verwaltungskocten der 
Ausſchüſſe den Ländern aufbürdete. Nachdem nunmehr auf Gruad 
des Finanzausgleichs der 3. SteuerRolVO. v. 14. Febr. 1924, 
RGBl. I, 74 (8 42 Abf. 2 Ziff. 7), die Leiſtungen nach dem Tum.⸗ 
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die perſönlichen und ſuͤchlichen Verwaltungskoſten der gemäß 8 6 
TumSchädGG. errichteten Ausſchüſſe zu ¼12 zu tragen. 

Sie hat ausgeführt, Koſten des Verfahrens i. S. 810 
Tum SchädG. ſeien nicht bloß die Auslagen für den einzelnen 
Rechtsſtreit, ſondern die geſamten Aufwendungen, welche durch die 
Ausführung des 86 TumSHid®. verurſacht würden. 8 10 ent⸗ 
halte nur eine Anwendung des Grundſatzes des 8 52 des Landes StG. 
v. 30. März 1920. In 8 6 habe das Reich den Lindern neue 
Aufgaben zugewieſen, in § 10 ſei die Beitragspflicht des Reiches 
zu den Koſten geregelt worden. Der RMin. d. Inn habe früher den 
Standpunkt der preuß. Reg. geteilt. Auch das NW. habe in zwei 
Eutſch. v. 9. Mai und 5. Sept. 1921 ausgeſprochen: Koſten des 
Verfahrens i. S. des 8 10 ſeien nicht Auslagen des Antragſtellers, 
ſondern Aufwendungen, die dem Reich, den Ländern und den Ge⸗ 
meinden bei Durchführung des Verfahrens entſtehen. 

Der NMin. d. Inn. hat einen Gegenantrag nicht geitellt, aber 
die Richtigkeit der von der preuß. Reg. dem 8 10 TumSchid G. ge⸗ 
gebenen Auslegung bekämpft. Er iſt der Anſicht, Koſten des Verfahrens 
ſeien nur die Auslagen in dem einzelnen Rechtsſtreit. Er beruft 
ſich auf den allgemeinen Sprachgebrauch und den der Prozeßgeſetze 
ſowie auf die praktiſchen Schwierigkeiten, zu denen die preußtſche 
Auslegung führe. Eine neue Aufgabe i. S. des Landesſteuergeſetzes 
ſei mit der Einrichtung der Ausſchüſſe den Ländern nicht übertragen 
worden, da dieſe chen vor Erlaß des TumSchidG. ihre Behörden 
— nämlich die ordentlichen Gerichte — zur Feſtſetzung von Tumult⸗ 
ſchäden zur Verfügung geſtellt hätten. Wenn das Reich zu den 
Koſten der Ausſchüſſe beizutragen habe, müßten die Länder und 
Gemeinden auch anteilsmäßig zu den Koſten des RW. beitragen, 
das nach 86 TumSchidd. für Beſchwerden gegen Entſcheidungen 
der Ausſchüſſe zuſtändig ſei. 

Als der Rechtsſtreit bereits beim St®Y. anhängig war, iſt 
8 10 TumsSchädGG. durch VO. v. 29. März 1924 (RGHBl. I, 381 
geändert worden. Hiernach ſind die notwendigen Mittel vom 1. April 
1924 ab zu 2/, durch das beteiligte Land und zu Ys durch die be⸗ 
teifigte Gemeinde aufzubringen. Das Reich, welches früher 612 
zahlen mußte, braucht keinen Beitrag mehr zu leiſten. 

Nach Erlaß dieſer VO. hat die preuß. Reg ihren Feſtſtellungs⸗ 
antrag auf die Koſten beſchränkt, die Schäden betreffen, welche vor 
dem 1. April 1924 entſtanden find. 

Aus den Gründen: 

J. Der Streit über die Pflicht, einen Beitrag zu den Koſten 
der gemäß 8 6 Tum Schidch. errichteten Ausſchüſſe zu leiſten, iſt eine 
Streitigkeit nichtprivatrechtlicher Art i. S. des Art. 19 RVerf. Gegner 
ſind einerſeits das Land Preußen, andererſeits das Reich. Der An⸗ 
trag auf Entſcheidung des StGhp. iſt von dem preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium geſtellt worden, welches gemäß Art. 49 preuß. Verf. 
Preußen nach außen vertritt. Die Zuſtändigkeit des SON. iſt 
hiernach begründet. 

II. 810 TunSchädch. beſtimmte in feiner urſprünglichen, bis 
zum 1. April 1924 in Geltung gebliebenen Faſſung: 

„Die zur Befriedigung der Anſprüche aus den 88 1—5 
ſowie zur Beſtreitung der Koſten des Verfahrens (8.6) not⸗ 
wendigen Mittel trägt in Höhe von $/ı5 das Reich, in Höhe 
von ¼2 das Land und in Höhe von 2½2 die beteiligte 
Gemeinde.“ 

Die neue Faſſung des 8 10 lautete: 

„Die zur Befriedigung der Anſprüche aus den 88 1—5 
ſowie zur Beſtreitung der Koſten des Verfahrens (8 6) not⸗ 
wendigen Mittel tragen vorbehaltlich anderweitiger landes⸗ 
geſetzlicher Regelung in Höhe von d das Land, in dem 
der Schaden entſtanden iſt, und in Höhe von ½ die be⸗ 
teiligte Gemeinde.“ 

Der StG. ift der Anſicht, daß der in Klammern beigefügte Zuſatz: 
„8 6“ hinter „Koſten des Verfahrens“ nicht den Begriff „Ko ſte n“ 
erläutern fol, ſondern den Begriff „Verfahren“. Er will zum 
Ausdruck bringen, daß Verfahren i. S. des § 10 das „in 86 näher 
bezeichnete Verfahren“ bedeutet. Es kommt alſo gar nicht darauf 
an, ob überhaupt ein allgemeiner Sprachgebrauch hinſichtlich des 


SHib®. durch die VO. v. 29. März 1924 (RGBl. I, 381) unter 
Ausſchaltung des Reichs zu / dem beteiligten Land, zu 1 ber be⸗ 
teiligten Gemeinde zugewieſen ſind, hat die Eutſch. nur für die 
Verwaltungskoſten der Ausſchüſſe hinſichelich der Schäden Bedeutung, 
die vor dem 1. April 1924 entftanben find. Sie wirkt ihren Grün⸗ 
den nach aber allgemein auch über dieſen Zeitpunkt hinaus, indem 
fie feſtlegt, daß in der Zuweiſung von Aufgaben, die durch ſtaat⸗ 
liche Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte zu erfüllen ſind, 
die Zuweiſung neuer Aufgaben durch das Reich an die Länder auch 
dann zu erblicken iſt, wenn dieſe Aufgaben früher den ordentlichen 
Gerichten der Lünder oblagen. Die gleiche Frage kaun in Zukunft 
nach § 59 des Fin AusglG. v. 23. Juni 1923 (RGBl. I, 494), der 
an die Stelle des 852 des Landes StG. getreten iſt, von praktischer 
Bedeutung werden, und zwar in erhöhtem Maße, weil die Zuweiſung 
neuer Aufgaben jetzt nur möglich iſt, wenn das Reich gleichzeitig 
nicht nur ſeine Beteiligung, ſondern ſchlechthin die Bereitſtellung der 
erforderlichen Mittel regelt. 
Min Rat Dr. Lammers, Berlin. 
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Ausdrucks „Koſten“ beſteht und welchen Sinn er oder die Prozeß⸗ 
geſetze mit dem Ausdruck „Koſten“ verbinden. 

§ 10 will das innere Verhältnis zwiſchen den drei Laſtenträgern 
Reich, Staat und Gemeinde regeln. Er ſtellt einen einheitlichen 
Schlüſſel auf, nach dem nicht bloß die Koſten der Ausſchüſſe, ſondern 
ſämtliche Aufwendungen, die auf Grund des TumSchädGG. notwendig 
werden, verteilt werden ſollen. 

Für die Richtigkeit dieſer Auslegung ſpricht auch die Eut⸗ 
ſtehungsgeſchichte: Bei der erſten Leſung des Entwurfs, der eine 
gleichmäßige Verteilung der Laſten zu je ½ G vorſah, führte der 
Abg. Heimann in der Sitzung der NatVerſ. v. 30. Sept. 1919 aus: 

„Reich, Staat und Gemeinde haben zu je ½ die Koſten 
der Erſatzauſprüche ſowie die Koſten der geſamten 
Verwaltung aufzubringen“ (StenBer. 2769). 

Ein Widerſpruch gegen dieſe Auffaſſung iſt von keiner Seite erhoben 
worden. Vielmehr hat der Abg. Graf z. Dohna am folgenden Tage 
— 1. Okt. 1919 — in der NatBerf. ebenfalls erklärt: 

„Die Koſten des Verfahrens, das auf Grund des neuen 
Geſetzes eröffnet wird, verteilt § 10 auch wieder anteilmäßig 
zu je ½3. Nun haben aber die Gemeinden ſehr häufig ſchon 
Aufwendungen gemacht zum Zwecke der Feſtſtellung von 
Schäden, Sicherſtellung der Beweiſe und dgl. Auch dafür 
werden fie auteilig Erſatz verlangen dürfen“ 
(Sten Ber. 2781). 

In dem Ausſchußbericht v. 23. Aug. 1920 (Bd. 343 Nr. 2752 
S. 3045) iſt geſagt: 

„In 8 10 iſt für die Verteilung der Laſten auf 
Reich, Länder und Gemeinden ein neuer Schlüſſel zur An- 
wendung gebraucht.“ 

Auch der RMin. d. Inn. hat die hier vertretene Auſicht früher ſelbſt 
geteilt. In einem an den preuß. Min. des Inn. gerichteten Schreiben 
v. 31. Dez. 1920 hat er den Standpunkt vertreten, daß die Koſten, 
welche den Ländern durch die Stellung des Büroperſonals, 
der Geſchäftsräume und der Bürobedürfniſſe entſtehen, 
von dem Reich zu ¼12 getragen werden müſſen. 

Bei Erlaß des Tun SchädG. galt das Landes StG. v. 30. Marz 
1920 erſt ſeit wenigen Wochen. Es beſtimmte in 8 52: 

„Wenn das Reich den Ländern oder den Gemeinden 
neue Aufgaben zuweiſt, ſo ſoll die Beteiligung des 
Reichs an den Koſten geſetzlich geregelt werden.“ 

Daß die Errichtung der in 8 6 vorgeſehenen Ausſchüſſe eine neue 
Aufgabe für die Länder war, kann nicht zweifelhaft ſein. Staatliche 
Verwaltungsbehörden oder Verwal ungsgerichte zur Feſtſetzung von 
Tumultſchäden hatten vorher in keinem Lande beſtanden. 8 10 ent⸗ 
hielt die geſetzliche Regelung der Beitragspflicht des Reichs, die in 
852 des Landes StG. vorgeſehen war. 

III. Schwierigkeiten bei der Berechnung der Verwaltungskoſten 
mögen beſtehen. Sie ſind aber nicht unüberwindlich. Die Schwierig⸗ 
keit der Berechnung kann den StG. nicht von der Pflicht entbinden, 
die beſtehenden Geſetze anzuwenden. 

Ob die Länder und Gemeinden verpflichtet ſind, zu den Koſten 
des RWG. beizutragen, iſt in dem anhängigen Verfahren nicht zu 
eutſcheiden. 

(Entſch. v. 20. Sept 1924, St G H 8/23.) 


Reichsfnanzhof. 
a) Gutachten. 

1. GrErwStG. 85 1, 8 Abſ. Nr. 7. 1. Die Plan⸗ 
überweiſungen im altpreußiſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren ſind, ſoweit nicht den Beteiligten ihre alten 
Pläne überwieſen werden, Eigentumsübergang i. S. des 
$ 1 GrErwStG. 2. Sie ſind aber nach § 8 Abi. 1 Nr. 7 
a. a. O. grunderwerbſteuerfrei auch dann, wenn ein Plan- 
ſtück für eine Perſon ausgewieſen wird, die ein Grund⸗ 
ſtück in die Teilungsmaſſe nicht eingeworfen hat. 1) 

A. Allgemein. Dem Erſuchen um Erſtattung des Gut⸗ 
achtens liegt ein Schriftwechel zwiſchen den preußiſchen Kultur⸗ 
behörden und den Reichsfinanzbehörden zugrunde, der aus Anlaß 
einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem AG. und dem FU. in 
B. (Weſtfalen) entſtanden iſt. Aus dem Schriftwechſel iſt ein Gut⸗ 
achten des preuß. Oberlandeskulturamts v. 14. Dez. 1923 hervor⸗ 
zuheben, das die Frage 1 verneint, wie denn überhaupt die preu⸗ 


Zu 1. Die Entſch. iſt zu begrüßen. Die Identitätstheorie, 
welche vom REH. abgelehnt wird, iſt mit modernen Anſchauungen 
nicht vereinbar. Sie beruht auf rein formaliſtiſchen, ja beinahe 
myſtiſchen Anſchauungen, mit denen in der Rechtswiſſenſchaft nach⸗ 
gerade aufgeräumt werden muß. Mit Recht führt der RF. aus, 
daß ein Eigentum, losgelöſt von einer beſtimmten Sache, begrifflich 
undenkbar iſt, und daß im Umlegungsverfahren keineswegs immer 
Grundſtücke gegeneinander ausgetauscht werden, ſondern auch Grund⸗ 
ſtücke gegen andere Rechte, Geld uſw. — Beizutreten it dem RF. 
auch darin, daß jedenfalls für das GrErwStG. die Frage, ob die 
Identitätstheorie zutreffend iſt, dahingeſtellt bleiben kann, da hier⸗ 


ßiſchen Kulturbehörden im Gegenſatze zu den Reichsfinanzbehörden 
übereinſtimmend den Standpunkt vertreten, daß die Plauüberweiſun⸗ 
gen keine Übereignungen ſeien, daß ſich durch ſie vielmehr kraft geſetz⸗ 
licher Fiktion das Eigentum nicht ändere, ſondern das Grundſtück 
nur eine andere Bezeichnung erhalte. Die Landeskulturgeſetzgebung 
der einzelnen deutſchen Länder iſt zwar im allgemeinen wohl von 
denſelben Grundſätzen beherrſcht wie die preußiſche, ſtimmt aber mit 
dieſer nicht in den Einzelheiten überein, und ſelbſt innerhalb Preu⸗ 
ßens iſt der Stand der Geſetzgebung verſchieden. Entſprechend dem 
Ausgangspunkte des miniſteriellen Erſuchens ſoll nachſtehend nur 
das in den altpreußiſchen Landesteilen geltende Recht berückſichtigt 
werden. Es iſt aber anzunehmen, daß das Gutachten auch darüber 
hinaus Bedeutung hat. 

Zum Weſen der Planüberweiſung iſt vorweg folgendes zu be⸗ 
merken. Urſprünglich war der Rechtszuſtand der, daß in der Regel 
die Auseinanderſetzung im Gemeinheitsteilungsverfahren erſt nach 
der Beſtätigung des Rezeſſes ausgeführt wurde (8 202 VO. v. 
20. Juni 1817, GS. 190; 8 10 des Gef. v. 7. Juni 1821 über 
die Ausführung der Gemeinheitsteilungs- und Ablöſungsordnungen, 
GS. 83). Insbeſondere bezog ſich dies auf die infolge der Aus⸗ 
einanderſetzung erforderlichen Eintragungen in das Hypotheken⸗ 
(Grund⸗ buch (8 196 VO. v. 20. Juni 1817). Durch 88 3, 4 des 
Gef. v. 26. Juni 1875, betreffend die Berichtigung des Grundſteuer⸗ 
kataſters und der Grundbücher uſw. (GS. 325), wurde beſtimmt, daß 
die Berichtigung des Grundbuchs ſchon vor Beſtätigung des Rezeſſes 
auf Grund des Auseinanderſetzungsplans und der Fortſchreibung des 
Grundſteuerkataſters erfolge und daß dem Erſuchen der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde ein von dieſer Behörde oder deren Kommiſſar aus- 
zuſtellendes Planüberweifungsatteſt beizufügen ſei. Die Wirkungen 
der Auseinanderſetzung treten jetzt ſchon mit der Ausführung des 
endgültig feſtgeſtellten Auseinanderſetzungsplans ein (81 des Geſ 
b. 26. Juni 1875); und dazu gehört insbeſondere die Überweiſung 
(Übergabe) der zugeteilten Pläne an die einzelnen Beteiligten (8 196 
VO. v. 20. Juni 1817). Dies gilt auch nach dem neueſten Rechte 
allgemein für „Umlegungen (Spezialſeparation, Zuſammenlegung, 
Verkoppelung, Konſolidation)“ nach § 19 der Umlegungsordnung v. 
21. Sept. 1920 (GS. 453). Als Zeitpunkt der Ausführung gilt 
danach der für ſie von der Landeskulturbehörde feſtgeſetzte Tag. 

B. Zu Frage 1. Ein Eigentumsübergang liegt nur dann 
vor, wenn das Grundſtück ſeinen Eigentümer wechſelt, wenn alſo 
jemand Eigentümer wird, dem das Eigentum an dem Grundſtück 
unmittelbar vorher nicht zugeſtanden hat. Damit iſt nicht unbedingt 
die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß das Eigentum wechſelt, wenn 
grundbuchmäßig der Eigentümer derſelbe bleibt. Das kann im 
Zwangsverſteigerungsverfahren vorkommen, wenn der Zuchtag dem 
bisherigen Eigentümer erteilt wird. In dieſem Falle eryält der bis⸗ 
herige Eigentümer kein anderes Grundſtück, als er ſchon hatte, 
wohl aber Eigentum anderer Art (vgl. Jäckel-Güthe, Zwangs⸗ 
VerſtG. §§ 130, 131 Aum. Ya), und das preuß. OVG. hat deshalb 
nach Gemeindeſteuerrecht Umſatz-(Grunderwerb⸗)ſteuerpflicht angenom⸗ 
men (vgl. PrVerwBl. Ig. 34 S. 77 Nr. 54). Auch im Auseinander- 
ſetzungsverfahren kommt der Fall vor — und z var nicht ſe ten —, 
daß einem Grundeigentümer ſein bisheriger Grundbeſitz ganz oder 
teilweiſe überwieſen wird. Indeſſen kann hier der bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung mögliche Zweifel nicht entſtehen, weil das Eigentum 
ſeiner Art nach dasſelbe bleibt. In ſolchen Fällen iſt deshalb der 
Eigentumsübergang zu verneinen. 

Mit der ſich hieraus ergebenden Einſchränkung muß die zu J 
geſtellte Frage unbedingt bejaht werden. Zunächſt kann nicht an⸗ 
erkannt werden, daß kraft landesrechtlicher Fiktion die Planüber⸗ 
weiſung, obwohl ſie an ſich einen Eigentumsübergang bedeutet, als 
ſolcher nicht gelten fol. Selbſt wenn die Auffkellung einer ſolchen 
Fiktion dem Reichsrecht nicht widerſpräche und Art. 113 des EGBGB. 
der Landesgeſetzgebung inſoweit freie Hand ließe, ſo iſt doch tatſach⸗ 
lich eine ſolche Fiktion dem preußiſchen Landesrecht fremd. Die An⸗ 
hänger der ſog. Identitätstheorie nehmen an, daß das Grundſtück, 
das einem Beteiligten überwieſen wird, kraft Fiktion dasſelbe ſei 
wie das eingeworfene, daß es nur eine andere kataſteramtliche Be⸗ 
zeichnung erhalten habe. Die ſog. einfache Surrogationstheorie 
die auf der anderen Seite ſteht, beſagt dagegen, daß das über⸗ 
wieſene Grundſtück, was die Rechte Dritter betrifft, an die Stelle 
des eingeworfenen tritt. Letztere Theorie führt alſo nicht zur Ver⸗ 
neinung des Eigentumsüberganges, mag man auch annehmen, daß 
die Wirkungen der Surrogation nach manchen Richtungen dieſelben 
find, wie wenn kein Eigentumsübergang vorläge. 


nach der Eigentumsübergang als ſolcher den Gegenſtand der Be⸗ 
ſteuerung bildet und der Begriff des Eigentumsüberganges im 
Sinne des GrErwStGg. ſelbſtändig zu ermitteln iſt, nicht aber von 
Fiktionen, die ein Laudesrecht etwa aufſtellt, abhängig ſein kann. 

Sehr erfreulich iſt die großzügige, dem wahren Sinn und 
Zweck des Geſetzes gerecht werdende Auslegung bezüglich der Frage, 
ob ein Austauſch von Grundſtücken i. S. des 88 Nr. 7 des GrErw.⸗ 
StG. vorliegt. Die ausdehnende Auslegung des RF. erſcheint zu- 
treffend und bildet wieder einen Beweis dafür, daß dieſer Gerichts⸗ 
hof fi) weder von fiskaliſchen Gefichtspunkten leiten läßt, noch den 
Wortlaut des Geſetzes über ſeinen Geiſt ſtellt. 

RA. Dr. Hagelberg, Berlin. 
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Mit Unrecht berufen ſich die Anhänger der Identitätstheorie 
auf 8 147 der Gemeinheitsteilungs O. v. 7. Juni 1821. Dort heißt 
es: „Die Entſchädigung, die jeder Teilhaber durch die Auseinander⸗ 
ſetzung erhält, iſt ein Surrogat der dafür abgetretenen Grundſtücke 
oder dadurch abgelöſten Berechtigungen und enthält da⸗ 
her in Anſehung ihrer Befugniſſe, Laſten und ſonſtigen Rechts⸗ 
verhältniſſe die Eigenſchaften derjenigen Grundſtücke, für welche ſie 
gegeben werden.“ Durch dieſe Vorſchrift wird die Identitätstheorie 
nicht geſtützt, ſoweit man auch die Surrogation erſtrecken mag. 
Selbſt der Umſtand, daß ſich die Wirkungen der Surrogation auf 
das öffentlich⸗rechtliche Gebiet erſtrecken, daß z. B. der überwieſene 
Plan in die kommunale Zugehörigkeit des eingeworfenen Grund⸗ 
ſtücks tritt (vgl. Entſch. des OVG. 53, 44), ſteht dem nicht ent⸗ 
gegen. Geradezu verworfen wird aber die Identitätstheorie durch 
81 des Gel. v. 26. Juni 1875, wo ausdrücklich von Eigentums⸗ 
übergang an Abfindungsgrundſtücken die Rede iſt. Das Ober⸗ 
landeskulturamt weiſt demgegenüber in dem erwähnten Gutachten 
darauf hin, daß durch dieſe Vorſchrift nur der Zeitpunkt beſtimmt 
wird, an dem die Umlegung wirkſam wird. Das mag richtig ſein. 
Es iſt dem Geſetzgeber aber nicht zu unterſtellen, daß er von Eigen⸗ 
tumsübergang ſpricht, wo ein ſolcher nicht vorliegt. Vorſichtiger 
drückt ſich 819 der UmlegungsO. aus, wo es im Abf. 1 heißt: 
„Die rechtlichen Wirkungen der Umlegung treten mit der Ausfüh- 
rung des feſtgeſtellten Auseinanderſetzungsplans ein.“ Man Tönnte 
vielleicht annehmen, daß hier der Geſetzgeber, dem der damals ſchon 
voll entwickelte Streit der Meinungen bekannt war, da er von 
dem Wortlaut des Geſ. von 1875 abwich, der Identitätstheorie 
beitreten wollte. Daß das indeſſen nicht ſeine Abſicht war, daß 
er vielmehr den Standpunkt des Gel. von 1875 nicht verlaſſen 
wollte, ergibt der Schluß des 8 19, wo es heißt: „Insbeſondere 
geht zu dieſem Zeitpunkt das Eigentum au den Abfindungsländereien 
auf die Abgefundenen über.“ Auch die Umlegungsordnung alſo 
nimmt an, daß Eigentum übergeht. Dieſer Schluß findet feine Recht⸗ 
fertigung weiter im 8 23 der UmlegungsO., wonach die Grund⸗ 
ſteuern und andere öffentliche Laſten in der Regel auf den Grund⸗ 
ſtücken verbleiben, auf denen ſie vor der Umlegung gelaſtet haben, 
und auch im 8 20, nach dem ein Pachtverhältnis keineswegs ſtets 
auf dem eingeworfenen Landſtück haften bleibt. 

Das Oberlandeskulturamt leitet aus der Natur der Grund⸗ 
ſtücke als unſelbſtändiger Teile der Erdoberfläche den Satz her, daß 
die Auseinanderſetzungsbehörde im Umlegungsverfahren zwar die 
äußere Form der Grundſtücke ändert, die beſtehenden Rechte aber 
und namentlich das Eigentum unberührt läßt. Das iſt indeſſen eine 
unmögliche Konſtruktion. Denn Eigentum, losgelöſt von einer beweg⸗ 
lichen oder unbeweglichen Sache, iſt begrifflich undenkbar. Es iſt 
nicht möglich, daß die Gegenſtände des Eigentums gewiſſermaßen 
unter den als ſelbſtändig beſtehend gedachten Eigentumsdecke ver⸗ 
ſchoben werden. Richtig iſt, daß grundbuchmäßig im Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahren der Eigentümer als der ruhende Pol erſcheint, 
während die Grundſtücke von einem Blatt auf das andere über⸗ 
gehen; während man ſonſt gewöhnlich die Vorſtellung hat, daß die 
Grundſtücke feſtſtehen und die Eigentümer die wandernden ſind. 
Die Grundbuchbehandlung iſt jedoch nur ein äußerlicher Vorgang. 
Das innere Weſen der Rechtsvorgänge wird dadurch nicht berührt. 
Auch außerhalb des Auseinanderſetzungsverfahrens iſt es möglich, 
daß bei Eigentumswechſel und ſonſt ein Grundſtück das Grundbuch⸗ 
blatt verläßt und auf ein anberes Blatt übertragen wird, aller⸗ 
dings mit allen ihm anklebenden Rechten und auf ihm ruhenden 
Laſten. Das frühere preußiſche Recht (GBO. v. 5. Mai 1872 88 6ff.) 
kannte ſogar zwei Arten von Grundbuchblättern, von denen das 
eine (I) Realfolium, das andere (II), das z. B. für die ſogenannten 
Wandeläcker oder walzende Grundſtücke beſtimmt war (AusfVO. 
v. 2. Sept. 1872 Art. 9), Perſonalfolium hieß. 

Die Vertreter der Identitätstheorie gehen zumeiſt an der Tat⸗ 
ſache vorüber, daß Pläue keineswegs nur ſolchen Beteiligten über⸗ 
wieſen werden, die ein Grundſtück eingeworfen haben. Es iſt auch 
möglich, daß jemand zur Ablöſung eines Rechtes ein Grundſtuück 
überwieſen erhält (und davon fpricht 8 147 der Gemeinheitsteilungs O. 
ausdrücklich), ebenſo wie es denkbar iſt, daß der bisherige Eigen⸗ 
tümer eines Grundſtücks Entſchädigung durch Naturalleiſtungen, 
Geldrente oder Geldkapital erhält (GemeinheitsteilungsO. 88 60, 
66). In ſolchen Fällen kann man ſicher nicht ſagen, daß jener kein 
Grundſtück erworben und dieſer kein Grundſtück verloren habe. Die 
Surrogation hat Beſtand, die Identität verſagt aber. (In dieſem 
Sinne auch Holzapfel, Grundbuchrecht S. 79.) 

Es iſt ferner nicht erkennbar, weshalb um der Erreichung 
praktiſcher Ziele willen die Aufſtellung der Identitätstheorie ein 
Bedürfnis iſt. Namentlich trifſt es nicht zu, daß das KG. bei 
ſeinen Entſcheidungen ſchließlich die Identitätstheorie anerkannt habe. 
Die Entſcheidungen dieſes Gerichts, ſoweit ſie vorliegen, kommen 
ſämtlich mit dem einfachen Surrogationsgrundſatz aus (NOS. 3, 
111; Juſt Bl. 1883, 111 und KJ. 7, 167; 19, 65). Nankentlich 
erkennt die Entſch. v. 1. März 1909 (Miniſterialblatt für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten 5 [1909], 195) die Identitätstheorie 
keineswegs an. Das RG. hat dort nur ausgeſprochen, daß die 
Grundbuchbehörden nicht berechtigt ſeien, das Erſuchen um Anderung 
der Bezeichnung des Grundſtücks mit der Begrundung abzulehnen, 
daß die von der Generalkommiſſion vertretene Identität des ein⸗ 
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geworfenen Grundſtücks mit dem Abfindungsſtück im Geſetze nirgends 
fingiert werde. So iſt aber nicht deshalb entſchieden, weil das KG. 
die Identitätstheorie anerkennt, ſondern weil es der erſuchenden 
Behörde die Verantwortung für die Richtigkeit ihres Standpunktes 
zuſchiebt. Auch die Entſch. v. 7. Juni 1909 (Jahrb. 38, A 246) 
läßt ſich nicht im Sinne des Oberlandeskulturamts verwerten. Das 
NG. hat ſich ebenfalls bisher nicht zur Identitätstheorie bekannt 
(RG. 11, 250), und auch die ſchon erwähnte Entſch. des OVG. 
(OVG. 53, 44) wird mit Unrecht von den Kulturbehörden für ihre 
Anſicht verwertet. Zuzugeben iſt, daß das Schrifttum überwiegend 
der Identitätstheorie huldigt (ſo Meyn bei Turnau⸗Förſter, Liegen⸗ 
ſchaftsrecht; Holzapfel, Grundbuchrecht im Verkehr zwiſchen Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörden und Grundbuchämtern, S. 77; Spieß, 
Ztſchr. f. freiw. Gerichtsbarkeit 3, 177, nicht jedoch anſcheinend 
Peltzer, Geſetz über Landeskulturbehörden). Unrichtig iſt aber 
wieder die Aufgabe des Kulturamts B., daß Güthe (G80. II 
Anm. 17, 29 zu Art. 12 Ausf. zur GBO.) auf demſelben Stand⸗ 
punkt ſtehe. Dieſer Schriftſteller läßt vielmehr deutlich erkennen, 
daß er einen Eigentumsübergang annimmt. 

Nur unterſtützend ſei noch darauf hingewieſen, daß der Ver⸗ 
faſſer des GreErw StG. auch auf dem hier vertretenen Standpunkt 
geſtanden haben muß; denn ſonſt hätte es der Vorſchrift des 88 
Abf. 1 Nr. 7 nicht bedurft, nach der die Steuer nicht erhoben wird 
„beim Austanſch im Inland gelegener Grundſtücke zum Zwecke der 
Zuſammenlegung (Flurbereinigung)“. Nach der Anſicht des Ober⸗ 
landeskulturamts bezieht ſich dieſe Vorſchrift nur auf Umlegungen, 
bei deuen ein Übergang von Eigentum i. S. des 81 GrErwStG. 
in Betracht kommt. Das könnte jedoch nur eine verſchwindende Zahl 
von Fällen ſein. Hätte das GrErwStG. wirklich nur dieſe im 
Sinne gehabt, jo wäre das nicht nur im Geſetze, ſondern auch in 
den Vorarbeiten zum Geſetz ausgedrückt worden. Das iſt aber nicht 
der Fall. Im Gegenteil läßt die Begr zu 87 Nr. 7 ZuwStG., 
dem 88 Abf. 1 Nr. 7 GrErwStG. nachgebildet iſt, deutlich erkennen, 
daß der Geſetzgeber die Auffaſſung des Oberlandeskulturamts nicht 
teilt (vgl. auch Reichsſchatzamt in den Amtl. Mitt, über die Zuwachs⸗ 
ſteuer 1911 S. 105 Nr. 8). 

Schließlich würde der RH. ſelbſt wenn er ſich auf den Boden 
der Identitätstheorie ſtellen müßte, doch zu keinem anderen Er⸗ 
gebnis kommen. Denn wenn ein Reichsſteuergeſetz die Steuerpflicht 
an einen Rechtsvorgang knüpft, ſo verſteht es den Rechtsvorgang 
in dem Sinne, wie er nach Reichsrecht aufzufaſſen iſt, falls das 
Steuergeſetz nicht ſelbſt den Begriff beſtimmt. Begriffsbeſtimmungen 
und Fiktionen des Landesrechts, mögen ſie auch für das beſondere 
Rechtsgebiet vom Reichsrecht zugelaſſen ſein, haben für die Frage, 
ob der Rechtsvorgang ſteuerpflichtig iſt oder nicht, keine Bedeutung. 
Das GrErwStG. verſteht aber den Begriff des „Eigentumsüber⸗ 
ganges“ in weiteſtem Sinne. Eigentumsübergang iſt überall da 
anzunehmen, wo ſchon vorhandenes Eigentum auf einen anderen 
übergeht, mag auch der Erwerb kein abgeleiteter im Sinne des 
bürgerlichen Rechtes, ſondern ein urſprünglicher ſein (Begr. des 
Geſ. S. 19). Es genügt, daß ſich das neue Eigentum unmittelbar 
an das alte anſchließt. Dieſe Vorausſetzung iſt bei den Planüber⸗ 
weiſungen gegeben. Das Auseinanderſetzungsverfahren bedingt nie⸗ 
mals den Eintritt einer Lücke im Eigentumsrechte. Namentlich konnte 
dies nicht daraus hergeleitet werden, daß man von einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücksmaſſe ſpricht, in die von den Beteiligten 
Grundſtücke eingeworfen und aus der Grundſtücke ſpäter wieder aus⸗ 
geteilt werden. Das iſt nur eine Redeweiſe, die zur Verdeutlichung 
der Rechtsvorgänge dient, nicht aber unmittelbar den Rechtszuſtand 
beanzeigt. Nähme mau an, daß die Grundſtücke in einer als ſelb⸗ 
ſtändiges Rechtsſubjekt gedachten Maſſe aufgehen und dann aus 
dieſer wieder heraustreten, ſo würde ein doppelter Eigentumsüber⸗ 
gang, nicht jedoch in der Zwiſchenzeit ein Zuſtand der Herrenloſig⸗ 
keit eintreten. Wäre aber ſogar auch letzteres der Fall, fo würde, 
wie nebenher bemerkt werden mag, nach der beſonderen Vorſchrift 
des 8 1 Satz 2 GrErwStG. die Steuerpflicht des Erwerbers nicht 
ausgeſchloſſen ſein. 

C. Zu Frage 2). Bedeutet hiernach die Planüberweiſung, 
ſoweit die überwieſenen und die eingeworfenen Pläne nicht zuſammen⸗ 
fallen, einen Eigentumsübergang, io iſt an ſich Grunderdwerbſteuer⸗ 
pflicht gegeben. Die Steuerpflicht iſt indeſſen durch 88 Abſ. 1 Nr. 7 
GrErwSth. jedenfalls ſoweit ausgeſchloſſen, als einem Beteiligten 
für ein in die Teilungsmaſſe eingeworfenes Grundſtück ein anderes 
überwieſen wird. Zweifel beſtehen nur in dem Falle, daß ein Aus⸗ 
tauſch in dieſem Sinne nicht ſtattfindet, daß vielmehr ein Grund⸗ 
ſtück an Stelle eines abgelöſten Rechtes zugeteilt wird. Aber auch 
auf dieſen Fall muß die Steuerbefreiung ausgedehnt werden. Es 
iſt kein Grund erſichtlich, weshalb der Geſetzgeber eine verſchiedene 
Behandlung beider Fälle gewollt haben könnte. Denn der Grund 
der Befreiung liegt offenbar darin, daß das Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren gemeinnützige Ziele verfolgt und daß zwar Eigentums⸗, 
aber keine Vermögensverſchiebungen vorkommen. Auch iſt in dieſem 
Zuſammenhange nicht ohne Bedeutung, daß das Verfahren ohne 
und ſogar gegen den Willen der Beteiligten durchgeführt werden 
kann, wenngleich die Steuerfreiheit nicht immer davon abhängt, 
daß die Beteiligten im Einzelfall einverſtanden waren (vgl. Rö. 
13, 171). i 


Man kann auch nicht annehmen, daß das Geſetz im 
Auseinanderſetzungsverfahren eine Steuerpflicht einführen wollte, 
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die bis dahin weder im Reichsrecht noch im preußiſchen Landes⸗ 
recht beſtanden hatte. TarNr. 11 des RStempG. ließ nach ihrem 
zweifelfreien Wortlaut die Beſteuerung nicht zu. Das preuß. Stemp.⸗ 
StG. hatte eine beſondere Vorſchrift (8 4 d), nach der in weiteſtem 
Maße Steuerfreiheit gewährt wurde, ſoweit an ſich Steuerpflicht 
gegeben war, und gleiches galt für die preußiſche Kreis⸗ und Ge⸗ 
meindeumſatzſteuer, da die Muſter tO. (5 6) die bezeichnete Vor⸗ 
ſchrift des StempStG. auch auf fie für anwendbar erklärte. 

Dieſer Auffaſſung ſteht der Wortlaut des 88 Abſ. 1 Nr. 7 
GrErwStG. nicht derart entgegen, daß fie ſich nicht aufrechterhalten 
ließe. Das Wort „Austauſch“ kann ſo aufgefaßt werden, daß bei 
einem „Austauſch“ nur auf einer Seite Grundbeſitz in Betracht 
kommt, gleichwie wenn es hieße: „Austauſch von Grundſtücken gegen 
Grundſtücke oder andere Gegenſtände.“ Denn das GrerwStG. 
hat es nur mit Grundſtücken zu tun; im 88 Abſ. 1 Nr. 7 genügte 
es alſo, die Beteiligung von Grundſtücken im Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren hervorzuheben. Das Verfahren iſt in ſeiner Geſamtheit 
zu betrachten. Eingeworfen werden Grundſtücke und andere Gegen⸗ 
ſtände; überwieſen werden ebenſo Grundſtücke und andere Gegen⸗ 
ſtände. Ein Austauſch von Grundſtücken findet alſo überall da ſtatt, 
wo einem Beteiligten ein Grundſtück zugewieſen wird. 

Auch wenn außerhalb eines Auseinanderſetzungs⸗ oder Um⸗ 
legungsverfahrens zur Ablöſung von Rechten Land zugeteilt wird, 
iſt die geſtellte Frage von Bedeutung. Hier trifft indeſſen das Ge⸗ 
ſetz beſondere Vorſorge, da es Steuerfreiheit beſonders vorſieht, wenn 
es ſich um Ablöſung von Rechten an Forſten handelt. Sind aber 
hier die Landzuweiſungen frei, ſo iſt nicht einzuſehen, warum die 
Steuervergünſtigung verſagt ſein ſollte, wenu die Ablöſung in 
gleicher Weiſe in einem Gemeinheitsteilungsverfahren ſtattfindet. 

(AF H., II. Sen., Gutachten v. 13. Juni 1924, II D 7/24.) 


2. Die Tätigkeit der preuß. Kataſterämter, ſoweit 
die für Privatperſonen gegen Gebühren erfolgt, unters 
liegt — abgeſehen von einigen beſonderen Geſchäften — 
als gewerbliche Tätigkeit der Umſatzſteuer ($ 1 Nr. I des 
Umſatz StG. von 1919). 

Die Tätigkeit der Kataſterverwaltung iſt ſehr umfaſſend. Es 
kommen für die Frage der Umſatzſteuerpflicht indeſſen nur die Ge⸗ 
ſchäfte der Lokalbeamten der Kataſterverwaltung, der Kataſterkontrol⸗ 
leure, deren Amt als „Kataſteramt“ bezeichnet wird, in Betracht. 
Dieſe find geregelt in der „Geſchäftsanweiſung für die Kataſter⸗ 
ämter (V)“ v. 21. Febr. 1912. Darin find zwei Arten von Amts⸗ 
geſchäften unterſchieden, die in den 88 17 und 18 näher bezeichnet ſind. 

Im 8 18 heißt es: „Als Amtsgeſchäfte des Kataſterkontrolleurs 
(8 17 Nr. 6) gelten insbeſondere auch die nachfolgend bezeichneten 
Arbeiten, inſoweit deren kataſteramtliche Ausführung von den Be⸗ 
teiligten beantragt, und nicht mit Rückſicht auf die Lage der übrigen 
Amtsgeſchäfte des Kataſteramts oder aus anderen Gründen auf An⸗ 
ordnung der Regierung abgelehnt wird. Es folgen unter Nr. 1—8 
beſtimmte Arbeiten, unter denen die hauptſächlichſten ſind „Ver⸗ 
meſſungen, Nivellements und ſonſtige Höhenaufnahmen, Arbeiten 
zur Aufſtellung landſchaftlicher Taxen“ und u. a. Nr. 9 dann „die 
Anfertigung von Abzeichnungen ſolcher Karten, die nicht zu 
den Karten der Kataſterverwaltung gehören“. 

Im 8 19 iſt weiter beſtimmt, daß der Kataſterkontrolleur ſolche 
im 8 18 bezeichnete „und ähnliche“ Arbeiten innerhalb ſeines Amts⸗ 
bezirkes ohne Anordnung der Regierung ausführen kann, wenn 
zur örtlichen und häuslichen Erledigung im einzelnen Falle nicht 
mehr als eine Arbeitszeit von fünf Tagen erforderlich iſt. Wenn ſie 
vorausſichtlich läuger dauern, iſt die Anordnung der Regierung ein⸗ 
zuholen. Für jede dieſer Arbeiten iſt vorher durch Verhandlung oder 
Schriſtwechſel mit dem Antragſteller einwandfrei feſtzulegen, welchem 
Zwecke die beantragte Arbeit dienen ſoll, welchen Umfang und welche 
Eigeuſchaften fie im übrigen haben ſoll, ob fie innerhalb einer be⸗ 
ſtimmten und dann welcher Friſt ſie zu liefern iſt, und daß für die 
gelieferte Arbeit die nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften zu 
berechnenden Gebühren oder die für den beſonderen Fall vereinbarter 
Vergütungen zur Staatskaſſe zu entrichten ſind. 

Es werden hier alſo zwei Arten von Geſchäften des Kata⸗ 
ſteramts unterſchieden: 1. Geſchäfte, die das Kataſteramt ausführen 
muß, und 2. Geſchäfte, die es ablehnen kann und unter Umſtänden 
ablehnen muß. Zu erſteren gehören die auf die Veranlagung der 
Grundſteuer (und Gebäudeſteuer) bezüglichen Geſchäfte und die auf 
die Veranlagung weiterer Steuern bezüglichen Geſchäfte, ferner die auf 
Erſuchen der AG. ausgeführten Arbeiten (8 17 Nr. 1—5). Diefe 
Arbeiten ſind ein Ausfluß der Staatshoheit, ſie können nur 
von einer mit obrigkeitlicher Eigenſchaſt ausgeſtatteten Stelle wahr⸗ 
genommen werden; ihnen kommt eine beſondere öffentlich⸗ rechtliche 
Bedeutung zu. Sie fallen daher nicht unter die im 8 1 Nr. 1 des 
UmſStG. genannten Leiſtungen und ſind nicht umſatzſteuerpflichtig. 
Das gleiche gilt von den im 8 17 Nr. 7 und 8 aufgezählten Ge⸗ 
ſchäften. Die hier bezeichneten Ausfertigungen und Auskünfte können 
ihrem Inhalt nach nur von einer Behörde als ſolcher erteilt werden. 
Die Sache liegt ebenſo, wie wenn ein AG. gegen Gebühr einen 
Grundbuchauszug erteilt. 

Anders liegt es bei den im 8 18 genannten Geſchäften. Dieſe 
Geſchäfte, denen eine beſondere öffentlich-rechtliche Be⸗ 
deutung nicht innewohnt, werden für gewöhnlich durch Per⸗ 


ſonen ausgeführt, deren Eigenſchaft als reine Gewerbetreibende nicht 
zweifelhaft iſt. Es ſind dies die Landmeſſer oder Feldmeſſer. Soweit 
ſie eine beſonders vorgeſchriebene Vorbildung haben und auf die 
Beobachtung der behördlich erlaſſenen Vorſchriften verpflichtet wer⸗ 
den, werden ſie als „vereidigte Landmeſſer“ bezeichnet (vgl. RGewo. 
836 und Landmann, Kommentar, ferner Artikel „Land meſ⸗ 
ſer“: Wörterbuch des dtſch. Staats- und Verwaltungsrechts von 
Stengel⸗Fleiſchmann). Daneben ſind auch nicht vereidigte 
Landmeſſer, Geometer oder ähnlich bezeichnete Perſonen in gleicher 
Weiſe tätig. Den Kataſterämtern iſt es, ſoweit ihre eigentlichen 
Dienſtgeſchäfte darunter nicht leiden, geſtattet, dieſe Tätigkeilen eben⸗ 
falls auszuüben, da nicht an allen Orten Landmeſſer vorhanden 
ſind, auch das Publikum zu den Beamten vielleicht beſonderes Ver⸗ 
trauen hat. Die Tätigkeit ſelbſt ändert aber dadurch, daß ſie von 
einem Beamten ausgeübt wird, ihren Charakter als den einer ge- 
werblichen und daher auch umſatzſteuerpflichtigen Tätigkeit nicht. 
Insbeſondere ändert ſie ihn auch nicht etwa deswegen, weil das 
Entgelt in der Form der Gebühren erhoben wird. Dieſe 
Tätigkeit der Kataſterämter iſt alſo nach 8 1 Abſ. 1 des UmſStc. 
als felbſtändige gewerbliche Tätigkeit umſatzſteuerpflichtig. 
Beſonders zu erörtern find noch die im 8 17 Nr. 6 genannten 
Geſchäfte der Kataſterverwalkung. Es handelt ſich hier um „die 
Fortſchreibungsvermeſſungen und Grenzwiederherſtellungen ſowie die 
dazugehörigen techniſchen Arbeiten“. Dieſe Tätigkeit hat den Zweck, 
die Unterlagen für die Berichtigung des Kataſters zu beſchaffen. Sie 
ſchließt ſich eug an die in 817 Nr. 1—5 genannten Aufgaben der 
Kataſterverwaltung an. Durch die im 817 Nr. 6 bezeichneten Ar⸗ 
beiten ſollen die Unterlagen für die Fortführung und Präſenthaltung 
des Kataſters, alſo der Grundlage der ganzen Kataſtertätigkeit be⸗ 
ſchafft werden. Dieſe Unterlagen dürfen daher nur von der Kataſter⸗ 
verwaltung ſelbſt oder von den vereidigten Landmeſſern her⸗ 
geſtellt werden. Sie genießen innerhalb gewiſſer Grenzen öffent⸗ 
lichen Glauben und ſind ein unentbehrlicher Be⸗ 
ſtandteil der Ausführung des ſtaatlichen Hoheits⸗ 
akts, der in der Fortführung und Präſenthaltung des Kataſters 
liegt. Soweit fie daher von den Kataſterämtern, ſtaatlichen Behör⸗ 
den, ausgeführt werden, ſtellen ſie keine gewerbliche Tätigkeit dar 
und ſind umſatzſteuerfrei. Unerheblich iſt es, daß dieſelbe Tätigkeit 
auch den vereidigten Landmeſſern übertragen iſt, die inſoweit an 
Stelle der Kataſterämter treten. 
(R., V. S., Gutachten v. 14 März 1924, V D 1/24, ver⸗ 
öffentlicht i. Bd. 13 S. 301 der Sammlung der Entſch. des RFh.) 


b) Entſcheidungen. 


3. GrunderwStG. § 5 Abſ. 2. Iſt ein zur Über- 
tragung des Eigentums verpflichtendes Veräußerungs- 
geſchäft zur Grunderwerbsſteuer herangezogen worden und 
geht dann das Eigentum über, fo iſt die für dieſen Über- 
gang zu erhebende Steuer von dem Betrage zu berechnen. 
um den ſich der ſteuerpflichtige Wert inzwiſchen erhöht hat. f) 

Die Beſchwerdeführerin verkaufte durch notariellen Vertrag v. 
21. Sept. 1921 zwei Grundſtücke für zuſammen 1400000 %. Gemäß 
824 GrErwStG. zahlte fie als Sicherheit 84000 % bar ein. Später 
wurde ſie durch Steuerbeſcheid zur Grunderwerbſteuer in Höhe von 
84000 4% herangezogen. Nachdem am 25. Sept. 1923 das Eigen⸗ 
tum auf den Erwerber im Grundbuch umgeſchrieben war, erging ein 
neuer — als Nachveranlagung bezeichneter — Grunderwerbſteuer⸗ 
beſcheid über 281 791 166 000 M. 

Dem Finanzgerichtsvorſitzenden fällt ein Rechtsirrtum inſofern 
zur Laſt, als er den Betrag von 84000 % als eine nach 8 24 ge⸗ 
leiſtete Sicherheit behandelt und demgemäß die Aufwertungsvor⸗ 
ſchriften angewendet hat, während es takſächlich die gemäß § 5 Abſ. 1 
geforderte und gezahlte Steuer ift. Die auf den Eigentumsübergang 
gelegte Steuer nach 8 5 Abf. 2 darf deshalb nur ſoweit erhoben 
werden, als ſie jenen Betrag überſteigt. Für die Frage, in welcher 
Höhe dies der Fall iſt, können die Vorſchriften über die Aufwertung 
nicht angewendet werden. Denn 8 5 Abſ. 2 beruht auf dem Ge⸗ 
danken, daß, wenn ſich der Wert des Grundſtücks zwiſchen Abſchluß 
des ſchuld rechtlichen Veräußerungsgeſchäfts und dem Eigentumsüber⸗ 


Zu 3. Es handelt ſich um einen Fall, in dem zunächſt 
die Steuer aus 8 5 Abſ. 1 bei Ablauf eines Jahres ſeit Abſchluß des 
Kaufvertrags gezahlt war und dann nach vollzogenem Eigentums⸗ 
wechſel die Steuer aus 8 5 Abſ. 2 erhoben wurde, die nur „inſoweit, 
als ſie die Steuer aus Abſ. 1 überſteigt“, zu entrichten iſt. Dieſer 
Fall iſt in den Aufwertungsbeſtimmungen nicht geregelt; insbeſon⸗ 
dere ſtellt RFH. mit Recht feſt, daß ein Fall der Sicherheitsleiſtung 
gemäß 824 GrErw StG. nicht vorliegt, ſondern ein Vergleich zweier 
ſelbſtändiger Steuern ihrer Höhe nach. Hier beſteht alſo hinſichtlich 
der Aufwertung eine Lücke in den geſetzlichen Vorſchriften. Das FO. 
hatte rein formaliſtiſch den Nennbetrag der Papiermarkſteuer vom 
Jahre 1922 auf die Milliardenſteuer des Sept. 1923 angerechnet. 
Der RF. lehnt dieſes Verfahren ab und füllt die Lücke derart aus, 
daß zu prüfen iſt, ob und um welchen Bruchteil der gemeine 
Wert des Grundſtücks ſich in der Zwiſchenzeit gehoben hat. Für dieſe 
Vergleichung der Werte müſſen beide naturgemäß auf denſelben 
Nenner gebracht werden. Das geſchieht derart, daß auch der frühere 
Wert in Goldmark nach dem Dollarkurs ſeines Stichtages (Abſchluß 
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gang erhöht, auch der Wertunterſchied von der Steuer erfaßt werden 
ſoll. Es iſt dies der gleiche Gedanke, der in dem RStempG. 1918 
zu der Vorſchrift in Tarifnummer 1b Sp. 4 (ausländiſche Altien) 
geführt hat: „Der nachweislich verſteuerte Betrag der Zwiſchen⸗ 
ſcheine wird auf den Betrag der demnächſt zu verſteuernden Aktien 
uſw. angerechnet. Das gleiche gilt von dem verſteuerten Bekrage 
nicht voll gezahlter Aktien und Anteilſcheine bei jpäteren Einzah⸗ 
lungen.“ Hier iſt zweifelsfrei geſtellt, daß bei ſpäterer Reſtverſteue⸗ 
rung nicht die bisher gezahlte Steuer anzurechnen iſt, ſondern daß 
die Steuer nach dem Reſtwert berechnet wird. Nicht anders iſt 8 5 
Abſ. 2 GrErwStG. auszulegen. 

Hiernach war die angefochtene Entſch. aufzuheben. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif. Sie geht deshalb an den Finanz⸗ 
gerichtsvorſitzenden zurück, dem die Feſtſtellung obliegt, ob ſich der 
Wert des Grundſtücks in der Zeit zwiſchen dem ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
trag und dem Eigentumsübergang erhöht hat und, bejahendenfalls, 
zu welchem Bruchteil der frühere Wert geringer war als der ſpätere. 
Bon dem Unterſchiedsbetrag iſt die Steuer zu berechnen. 

(R39., II. S., Urt v. 3. Oki. 1924, II A 6524.) 


4. GrunderwStß 8 11 Satz 2 in der Faſſung des 
Art. VIII der 2. Steuer Not Vo. Die Berechnung des ge⸗ 
meinen Grundſtückswerts in Goldmark findet nur bei 
den nach dem Inkrafttreten der 2. Steuer Not VO. ent- 
ſtandenen Steuerauſprüchen ſtatt. f) 


Der Streit geht darum, ob ſich der am 22. Dez. 1923 in Kraft 
getretene Art. VIII Nr. 3 der 2. Steuer Not VO,, der für die Grund⸗ 
erwerbſteuer die Berechnung des gemeinen Wertes in Goldmark vor⸗ 
ſchreibt, auf alle Fälle bezieht, für die die Steuerfeſtſeizung 
nach dieſem Zeitpun t erfolgt iſt, oder nur auf Fälle, die erſt nach vieſem 
Zeitpunkt ſteuerpflichtig geworden ſind. Die Vorentſcheidung 
nimmt mit der Steuerpflichligen das letztere an, das Finanzamt als 
Rechtsbeſchwerdeführerin nimmt das erſtere an. Ihm ſtimmt der 
Re M., der dem Verfahren beigetreten iſt, zu. 

Die Entſch. hängt weſentlich von der Beantwortung der Frage 
ab, ob 8 11 Satz 2 des GrErwStc. in der Faſſung der 2. Steuer⸗ 
NotVO. eine Vorſchrift materiellrechtlichen Inhalls oder 
eine bloße Verfahrensvorſchrift iſt. Der RF M. behauptet das 
letztere, ſchließt baraus die Zuſtändigkeit für ſich, mit Zuſtimmung 
des Reichsrats nähere Beſtimmungen hinſichtlich der Umſtellung der 
Wertberechnung auf Goldmark auch infoweit zu treffen, als es ſich 
um die Beſteuerung der hiervon betroffenen Beſteuerungsfälle han⸗ 
delt, und führt aus, daß die DurchfBeſt. v. 27. Febr. 1924 zu 
8 11 des GrErwStch. die Umſtellung auf Goldmark für alle nach 
dem 21. Dez. 1923 erfolgten Steuerfeſtſetzungen klar zum Aus⸗ 
druck brächten. 

Eine geſetzliche Vorſchrift, die die Bewertung eines Beſteuerungs⸗ 
objektes auf einer neuen Währungsgrundlage vorſchreibt, nachdem 
die alte Währung in vollſtändigen Verfall geraten war, iſt eine 
materielle Vorſchrift im eminenteſten Sinne. Die Umſtellung auf 
Goldmark führt einen neuen Bewertungs maßſtab ein, indem fie die 
Wertbemeſſung nach einem neuen Vergleichsgegenſtande vornimmt. 
Dadurch beſtimmt ſie den Inhalt des Steueranſpruchs durchaus neu 
und ſtellt ſich damit als eine materiellrechtliche Vorſchrift nicht 
weniger dar, als wenn etwa die Bewertung anſtatt nach dem ge— 
meinen Werte nach dem Ertragswert vorgeſchrieben wird. Was es 
mit dieſem angeblichen „Formale“ der Umſtellung auf Goldrechnung 
auf ſich hat, beleuchtet am beſten die Tatſache, daß Steuerpflichtige, 
die nach 821 des GrErwSt®. ihre Steuer ſicherheitshalber nach 
dem vollen Werte bezahlt haben, dieſe Zahlungen jetzt mit nur 
wenigen Goldpfennigen angerechnet bekommen. Iſt die Vorſchrift 
des 8 11 Satz 2 eine materielle rechtliche Vorſchrift, fo kann fie 
auch weder vom Miniſter noch vom Reichsrat authentiſch ausgelegt 


des Kaufvertrags) umgerechnet wird. (Dies hat der RF. in einer 
inzwiſchen ergangenen Entſch. II A 843/24 ausdrücklich ausgeſprochen.) 
Ohne ſolche Umrechnung, alſo rein abſtrakt, köunte die Wertſteige⸗ 
rung nicht berechnet werden, da zum Zweck der Schätzung des ge⸗ 
meinen Wertes jedesmal von konkreten gleichartigen Kaufabſchlüſſen 
auszugehen iſt. — Der vom RFH- gewählte Weg iſt zwar materiell 
gerecht und ſachgemäß, aber ein Umweg, der gegen den Wortlaut des 
95 Abſ. 2 verſtößt, wonach der Überſchuß der Steuer über 
diejenige aus Abſ. 1 zu erheben iſt, nicht die Steuer vom Über- 
ſchuß des Wertes über den früheren Wert. Beides iſt nicht ganz 
kongruent. Wenn z. B. die Steuer gemäß 8 5 Abſ. 1 nur zur 
Hälfte erhoben war, weil ein Fall des inzwiſchen aufgehobenen 89 
vorlag, aber zur Zeit des ſpäteren Eigentumswechſels die Voraus⸗ 
ſetzungen des 89 nicht mehr vorlagen, weil z. B. das Einkommen bzw. 
das Vermögen des Erwerbers inzwiſchen geſtiegen iſt, ſo iſt nach 8 5 
Abſ. 2 nunmehr die volle Steuer vom jetzigen Werte abzüglich der 
gezahlten halben Steuer vom früheren Werte zu entrichten. Man 
kann jedoch zu dem gleichen gerechten Ergebnis auch auf dem direkten 
Wege kommen, indem man beide Steueru miteinander vergleicht 
und zu dieſem Zwecke die in Papiermark gezahlte erſte Steuer nach 
dem Kurſe ihres Stichtages in Goldmark umrechnet. Die Zuläſſig⸗ 
keit dieſer Umrechnung ergibt ſich ebenſo aus allgemeinen Grund⸗ 
fägen wie die vom Rc. gebilligte Umrechnung des früheren ge⸗ 
meinen Wertes in Goldmark. Ein Vergleich zweier Werte oder Be⸗ 
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werden, da hierzu weder Art. VIII Nr. 3 noch Art. XIX 86 der 
2. Steuer RotVO. eine Ermächtigung erteilen. Hiernach braucht dar⸗ 
auf, was die Durchf Beſt. v. 27. Febr. enthalten oder in welchem 
Sinne ſie erlaſſen ſind, nicht weiter eingegangen zu werden. 

Die 2. Steuer Not VO. hat ſich für die hier in Betracht kommen⸗ 
den Vorſchriften keine rückvirkende Kraft beigelegt. Nach allgemeinen 
Grundſätzen können ſich dieſe ſonach nur auf Steuerfälle beziehen, 
bei denen die Steuerpflicht erſt nach dem 21. Dez. 1923 einge⸗ 
treten iſt, was vorliegendenfalls unbeſtritten nicht der Fall iſt. 

Wie nach der Meinung des Miniſters aus Z veck und wirtſchaft⸗ 
licher Bedeutung der Vorſchriften etwas Gegenteiliges ſoll gefolgert 
werden können, iſt nicht abzuſehen. Das Gegenteil iſt der Fall. So⸗ 
weit ſteuerliche Jutereſſen dafür vorlagen, aus dem Elend der Ju⸗ 
flation zu einer Steuerberechnung auf wertbeſtändiger Grundlage 
zu gelangen, iſt die Überleitung bereits durch die VO. v. 11. Okt. 
1923 über die Steueraufwertung erfolgt und hierbei der billigen 
Berückſichtigung der Lage der Steuerpflichtigen durch die Vorſchrift 
Rechnung getragen worden, daß Steuerſchulden, die bis zum 31. Dez. 
1922 entſtanden find, grundſätzlich nicht aufgewertet und daher ges 
mäß der KleinbetragsVO. in der Regel unerhoben bleiben ſollen, 
und daß als Tag der Entſtehung der Schuld für die Zecke der 
Goldumrechnung im Falle des 85 Abj. 1 des GrErwStG. der Tag, 
zu gelten habe, an welchem das zur Eintragung des Eigentums 
verpflichtende Veräußerungsgeſchäft abgeſchloſſen worden iſt (Erſte 
DurchfBeſt. zur Aufwertungs O., Anl. 2 B Nr. 14). Alle dieſe Vor⸗ 
ſchriften würden bei der Auslegung des Miniſters tatſächlich für die 
Fälle illuſoriſch gemacht, in denen ſich die Steuerfeſtſetzung zufällig 
über den 21. Dez. 1923 hinaus verſchoben hat. 

Ein Bedürfnis, für die Steuerfeſtſetzung die Grundlage ſtatt 
anf dem Wege der Aufwertung auf dem Wege der Bewertung auf 
Goldbaſis zu ſchaffen, lag lediglich für die neu eintretenden Steuer⸗ 
fälle vor. Die Vorentſcheidung hat durchaus recht, hervorzuheben, 
daß die Umſtellung der Bewertung auf Goldrechnung für alle nach 
dem Inkrafttreten der neuen Vorſchriften veranlagten Fälle ohne 
Rückſicht auf einen früheren Eintritt der Steuerpflicht eine durchaus 
willkürliche Behandlung der einzelnen Steuerpflichtigen zur Folge 
haben würde, da der Steuerpflichtige auf eine rechtzeitige Abwickelung 
des Steuerfalls keinerlei Einfluß hat. Die Ausführung, daß eine 
völlige Gleichſtellung der einzelnen Steuerfälle auch nicht erreicht 
würde, wenn man die Anwendung der neuen Vorſchriften davon ab⸗ 
hängig machte, ob der Steuerfall vor oder nach dem 21/22. Dez. 
1923 eingetreten iſt, überſieht, worauf es ankommt. Das iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß, wenn ein harteres Geſet eingeführt wird, es ſtets 
Fälle geben wird, die von ihm nicht getroffen werden, da man Ge⸗ 
ſetze nur von einem beſtimmten Zeitpunkt an wirkſam ſein laſſen 
kaun. Hier aber handelt es ſich darum, daß die Anwendung der Ge⸗ 
ſetze nicht von Zufälligkeiten in der Steuerhandhabung abhängig 
gemacht werde. 

Die Rechtsbeſchwerde, die ſich in gleichen Ausführungen bewegt, 
wie fie der RF M. gemacht hat, iſt hiernach unbegründet. 

(R3H., II. S., Urt. v. 3. Okt. 1924, II A 575,24.) 


5. Rent BVO. 86; Vorl Durchf Beſt. 8 14. — Grund» 
ſtücke, die einer Erbengemeinſchaft gehören, bleiben non 
der Rentenbankgrundſchuld nur dann frei, wenn ihr Ge⸗ 
ſamtwert 4100 „K nicht Überſteigt; ein einzelner Miterbe 
kann ſich für feine Beteiligung auf die Freigrenze des $ 14 
der Durchf Beſt. überhaupt nicht berufen. 

Die Beſchwerdeführerin it als Miterbin zu / an einem un⸗ 
geteilten Nachlaß beteiligt, zu dem auch Grundſtücke mit einem un⸗ 
ſtreitigen Wehrbeitragswerte von 19880 % gehören. Unter Zu⸗ 
grundelegung dieſes Wertes hat das FA. die Reutenbankgrundſchuld 
auf 790 Goldmark vorläufig feſtgeſetzt und dabei zum Ausdruck ge— 


träge ift eben begrifflich nur möglich, wenn ſie auf denſelben Nenner 
gebracht ſind; das gilt insbeſondere von zwei Geldbeträgen, die in 
verſchiedener Währung, wie Papiermark bzw. Goldmark, aus⸗ 
gedrückt ſind. RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


Zu 4. Es ift erfreulich, daß der Rö§ch. den Verſuchen der 
Finanzbehörden, die Ermächtigungsvorſchriften ausdehnend auszu⸗ 
legen, entgegentritt. — Wenn ein Steuergeſetz auch dem Verfall. 
der Währung die Umſtellung der Bewertung eines Steuerobjekts 


auf Goldmark einführt, fo wird damit das materielle Steuerrecht 


geändert, nicht das Verfahren. Dies iſt der Kernſatz der Entſchei⸗ 
dung, dem unbedeuklich zuzuſtimmen iſt. Wenn auch die allgemeinen 
Bewertungsvorſchriften in der RAbgO. geregelt find, alfo in einem 
das Verfahren ordnendem Geſetz, ſo folgt daraus noch nicht, 
daß jede Bewertungsvorſchrift Verfahrungscharakter hat; es folgt 
dies mit Notwendigkeit nicht einmal für die in der RAbgO. ſelbſt 
geregelten Bewertungsvorſchriften; denn daß prozeſſuale Geſetze viel⸗ 
fach materiellrechtliche Vorſchriften enthalten, lehrt das Beiſpiel 
der ZPO. — Auch den übrigen wohlerwogenen Ausführungen 
dieſer intereſſanten Entſcheidung kann man ſich ſchlechthin au⸗ 
ſchließen. IR. Stillſchweig, Berlin. 


Zu 5. Die Entſch. wird aus 89 1114, 1192 BSB. herge⸗ 
leitet, die Laſt wird alſo, im Anſchluß an die geſetzliche Bezeichnung, 
als Grundſchuld behandelt. Das iſt ſie aber nicht; ſie muß vielmehr, 
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bracht, daß von den 23,70 % betragenden Halbjahrszinſen auf die 
Beſchwerdeführerin ein Betrag von 4,70 Goldmark entfalle. Die 
Beſchwerde, mit der geltend gemacht wurde, daß der Anteil der Be⸗ 
ſchwerdeführerin an den Grundſtücken von der Grundſchuld frei⸗ 
bleiben müſſe, da deſſen Wert innerhalb der im 8 14 der Durchf.⸗ 
Beſt. zur RentenbankVO. aufgeſtellten Freigrenze von 4000 % liege, 
iſt als unbegründet zurückgewieſen. Auch die Rechtsbeſchwerde kann 
keinen Erfolg haben. 


Zutreffend iſt nun in der angefochtenen Entſch. dargelegt, daß 
die Freigrenze des 8 14 a. a. O. der Beſchwerdeführerin nicht zu⸗ 
gute kommt. Die Rentenbankgrundſchuld iſt nämlich wie jede andere 
Grundſchuld lediglich eine dingliche Belaſtung des Grundſtücks, die 
für deſſen Eigentümer, abgeſehen von den während der Dauer ſeines 
Eigentums fällig werdenden Zinſen (8 16 der DurchfBeſt.), eine 
perſönliche Zahlungspflicht nicht begründet. Sie unterliegt, ſoweit 
die Vorſchriften der RentenbankVO. und die DurchfBeſt. nicht ent⸗ 
gegenſtehen, den Vorſchriften des BGB. SF 1191 f. Demgemäß kann 
nach 88 1114, 1192 des BGB. zwar ein in dem Anteil eines Mit⸗ 
eigentümers beſtehender Bruchteil eines Grundſtücks mit der 
Rentenbankgrundſchuld belaſtet werden, nicht aber der Anteil eines 
Miterben an einem im Geſamthandseigentume der Erben⸗ 
gemeinſchaft ſtehenden Grundſtück, wenn man überhaupt der Auf⸗ 
fafjiung beitreten will, daß dem Miterben ein ſeinem Erbanteil eut⸗ 
ſprechender Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden zufteht. 
Dieſer Grundſatz, der ſich aus der rechtlichen Natur der Geſamt⸗ 
handsgemeinſchaft ergibt, iſt in der bürgerlich rechtlichen Recht⸗ 
ſprechung allgemein anerkannt. Für die Rentenbankgrundſchuld ſind 
in der RentenbankVO. keine abweichenden Beſtimmungen getroffen. 
Der Umſtand, daß ſie nicht durch ein Rechtsgeſchäft beſtellt wird, 
ſondern kraft Geſetzes ohne grundbuchmäßige Eintragung ent⸗ 
ſteht (8 10 der RentenbankVO.), ſchließt die Anwendung des obigen 
Grundſatzes nicht aus. Der in der Rechtsbeſchwerde angezogene 
880 Abſ. 2 der RAbgo. kann ſchon deshalb nicht Platz greifen, weil 
er ſich nur auf perſönliche Steuerſchulden, nicht aber auf eine ding⸗ 
liche Grundſtücksbelaſtung bezieht. Überdies kommt ſeine Anwendung 
auch bei perſönlichen Steuerſchulden erſt dann in Frage, wenn nach 
dem betreffenden Steuergeſetze nicht die Geſamthandsgemeinſchaft, 
ſondern deren Teilhaber als Einzelperſonen ſteuerpflichtig ſind. 
Gerade dieſes iſt in der von der Beſchwerdeführerin angezogenen 
Entſch. des Rc. (Bd. 12 76 ff.) ausge, prochen. Könnte ein Miterbe 
ſich auf 8 14 der DurchfVᷣO. zur Rentenbank VO. berufen, weil ein 
ſeiner Erbquote entſprechender Anteil an den Nachlaßgrundſtücken 
den Wert von 4000 46 nicht überſteigt, jo müßten in ſolchem Falle 
ſtets auch alle anderen Miterben hinſichtlich der Nachlaßgrundſtücke 
ohne Rückſicht auf deren Wert und die Größe ihrer Erbquoten von 
der Rentenbankgrundſchuld freibleiben, weil eben eine anteilige Be⸗ 
laſtung der im Geſamthandseigentum der Erben ſtehenden Grund⸗ 
ſtücke nach obigen Ausführungen rechtlich unmöglich iſt. Daß ein 
folches Ergebnis vom Geſetzgeber nicht gewollt fein kann, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. 


Hiernach konnte auch im vorliegenden Falle an dem in unge⸗ 
teilter Erbengemeinſchaft befindlichen Grundbeſitz nur eine einheit⸗ 
liche Rentenbankgrundſchuld zur Entſtehung gelangen. Die im 833 
Abf. 1 der DurchfBeſt. vorgeſehene Feſtſetzung der Grundſchuld hatte 
demgemäß gegenüber der Erbengemeinſchaft, alſo gegenüber allen 
daran beteiligten Miterben zu erfolgen, und dieſer Feſtſetzung ſtand 
814 der DurchfBeſt. nicht entgegen, da der Wehrbeitragswert der der 


wie in JW. 1924, 124 ff. darzulegen verſucht iſt, als Reallaſt be⸗ 
trachtet werden. Wichtige Folgerungen aus dieſer Auffaſſung ſind 
in 84 Abſ. 4 des Rentenbank⸗Liquidierungs-Geſetzes v. 30. Aug. 
1924 (RGBl. II, 252) gezogen worden. Für die obige Entſch. iſt 
dies aber ohne Bedeutung, da ihre Beweisgründe zufolge der Vor⸗ 
ſchrift des $ 1106 BGB. auch für die Reallaſt zutreffen. 

Der Entſch. ſelbſt iſt unbedenklich beizupflichten; nur darf aus 
ihr nicht gefolgert werden, daß, wenn das Geſamthandseigentum — 
etwa infolge Auseinanderſetzung der Miterben — ſich in Bruchteils⸗ 
eigentum umwandelt, nun ohne weiteres für alle Tatbeſtände der 
umgekehrte Grundſatz gilt, nach dem 8 14 Durchf Beſt. anwendbar 
wäre. Regelmäßig iſt dies allerdings der Fall. Bruchteile ſind in 
dieſer Beziehung wie ſelbſtändige Grundſtücke zu behandeln und es 
iſt für die aufgeworfene Frage ohne Bedeutung, ob die Grundſchuld 
auf den einzelnen Bruchteilen des Grundſtückes als Geſamtlaſt ruht 
oder ob fie nach 8 1132 BGB. oder den Beſtimmungen der Renten⸗ 
bankVO. und der DurchfBeſt. verteilt iſt; es kommt nicht auf die 
Verteilung der Grundſchuld, ſondern die Bruchteilsteilung des 
Grundſtückes an. Eine Ausnahme bildet aber m. E. der Fall, 
daß die Teilung des Grundſtücks erſt nach der Entſtehung der Grund⸗ 
ſchuld, d. h. nach dem 18. Okt. 1923, vorgenommen iſt. Iſt ſie ein⸗ 
mal in beſtimmter Höhe ins Leben getreten, ſo können die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine auf 8 14 DurchfBeſt. beruhende, teilweiſe oder 
vollſtändige Aufhebung nicht durch einen Willkürakt der Belaſteten, 
nämlich die Umwandlung von Geſamteigentum in Bruchteilseigentum, 
herbeigeführt werden. Für die Entſtehung der Belaſtung der 
Höhe nach — nicht für die Art der Belaſtung (d. h. ob als Ge⸗ 
ſamtlaſt oder Einzellaſt) — iſt hier der angegebene Stichtag maß⸗ 
gebend. FR. Stillſchweig, Berlin. 
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Erbengemeinſchaft gehörenden Grundſtücke unſtreitig die Freigrenze 
von 4000 % weit überſtieg. 

Der die Grundſchuld gegenüber der Erbengemeinſchaft feſt⸗ 
ſetzende Beſcheid war allen Miterben zuzuſtellen. Sollte das, wie 
die Rechtsbeſchwerde behauptet, nicht geſchehen ſein, ſo würde es noch 
nachgeholt werden müſſen. Jedenfalls kann die Beſchwerdeführerin 
aus dieſer Unterlaſſung keinen Einwand gegen den Inhalt des ihr 
zugeſtellten Beſcheids herleiten. 

Die neue Behauptung der Rechtsbeſchwerde, der Wert der ge⸗ 
ſamten Nachlaßgrundſtücke ſei kürzlich bei der Veranlagung zur 
Vermögensſteuer auf 8000 4 feſtgeſetzt, kann im jetzigen Rechts⸗ 
beſchwerdeverfahren nach 8 287 der NAD. nicht mehr berüd- 
ſichtigt werden. Sie iſt übrigens für die von der Beſchwerdeführerin 
beantragte Freiſtellung ohne Bedeutung. Im übrigen ſteht dieſes 
Urteil einer entſprechenden Berichtigung des Wehrbeitragswerts 
und der ſich daraus ergebenden Herabſetzung der Grundſchuld durch 
die Veranlagungsbehörde nicht entgegen (8 10 Abf. 2 der DurchfBeſt.). 

Die Rechtsbeſchwerde war daher als unbegründet zurückzuweiſen. 
Die Koſten treffen die Beſchwerdeführerin nach § 286 der Reichs⸗ 
abgabenordnung. 

(Rach, II. Sen, U. v. 21. Okt. 1924, IT A 463/24) 


II. Länder. 


preußiſcher Gerichtshof 
zur Eutſcheidung der Kompetenzkouflikte. 


1. Polizeiliche Einweiſung eines exmittierten Mie⸗ 
ters in dieſelbe Wohnung F) 

Auf den Antrag einer Bergwerksgeſellſchaft hatte das Gericht 
einen früher bei ihr beſchäftigt geweſenen Arbeiter rechtskräftig 
zur Räumung einer Wohnung verurteilt, die er in einem ihrer 
Hänfer innegehabt hatte. Als nun der Gerichtsvollzieher das er: 
gangene Urteil vollſtrecken wollte, hinderte ihn hieran ein Land⸗ 
jäger, und zwar im Auftrage des ihm vorgeſetzten Landrates, der 
hier in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes 
(Kreiswohlfahrtsamtes) auftrat. Dieſe Anordnung focht nun die 
Geſellſchaft mit dem Antrage auf Unzuläſſigkeitserklärung bei dem 
Bezirksausſchuſſe an, der ſie aber mit der Begründung abwies, zur 
Anfechtung von Maßnahmen des Vorſitzenden eines Kreisausſchuſſes 
ſei das Verwaltungsſtreitverfahren nicht gegeben. Das nunmehr 
angerufene Oberverwaltungsgericht hob dieſe Entſch. indeſſen auf 
und erkannte nach dem Klagantrage, indem es ſich auf den Stand⸗ 
punkt ſtellte, daß der Landrat die hier ſtreitige Anordnung nicht 
in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes zur 
Durchführung einer Wohuungsbeſchlagnahme und Unterbringung 
Wohnungſuchender in Ausführung der ihm erteilten Ermächtigungen 
erlaſſen habe, ſondern als Polizeibehörde zwecks Unterbringung 
eines Obdachloſen. Als polizeiliche Verfügung der Kreisbehörde unter⸗ 
liege die angefochtene Anordnung daher gemäß 8127 des LVG. 
der Anfechtung durch Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. Die ſomit 
an und für ſich zuläſſige Klage ſei aber auch ſachlich begründet. 
Für die Beſeitigung des polizeiwidrigen Zuſtandes der Oodachloſig⸗ 
keit ſei die Ortspolizeibehörde, hier alſo der Magiſtrat, zuſtändig; 
ſelbſt wenn man zugunſten des Landrates annehmen wollte, daß 
er aus beſonderen Gründen der Dringlichkeit ſich für befugt an: 


Zu 1. Die Entſch. begrenzt mit erfreulicher Klarheit und 
Deutlichkeit die Befuguniſſe der Polizeibehörden bei Unterbringung 
Obdachloſer. Es iſt ein unerträglicher Zuſtand, daß die Polizei⸗ 
gewalt für ſich in Auſpruch nimmt, nach Belieben die Vollſtreckung 
eines gerichtlichen Urteils zu hindern — der vorliegende Fall iſt 
zein vereinzelter — und fo der Öffentlichkeit das peinliche Schau⸗ 
ſpiel des Gegeneinanderarbeitens von Behörden gibt, die jede in ihren 
Grenzen demſelben Staat zu dienen haben. Das preuß. OVG. hat 
allerdings in einer Entſch. v. 26. Okt. 1923 (53. 1923, 51/52) in 
einem ähnlichen Falle es gebilligt, daß die Polizeibehörde im Falle 
eines Notſtandes auch gegenüber einem zivilgerichtlichen Raumungs⸗ 
urteil berechtigt iſt, auf Grund des 8 10 II 17 ALR. den Exmittier⸗ 
zen in der bisherigen Wohnung wieder unterzubringen, und hat hier⸗ 
für dieſelben Grundſätze in Anwendung gebracht, wie hier der Ge⸗ 
eichtshof zur Entſch. der Kompetenzkonflikte, insbeſondere die Be⸗ 
ſtimmung einer feſten Dauer für die zwangsweiſe une 
berlangt. Inzwiſchen iſt aber das MSchch. erlaſſen, in deſſen 8 3 
Abſ. 3 die Wiedereinweiſung des zur Räumung Verpflichteten in 
denſelben Raum verboten wird. Bezieht ſich auch dieſes Verbot nach 
dem Wortlaut nur auf die Gemeindebehörden, alſo das WA, und 
betrifft nicht unmittelbar die Befugniſſe der Polizeibehörden, ſo iſt 
doch wohl hierin gerade nach dem Zweck dieſer Vorſchrift die Ab⸗ 
ſicht zu erblicken, Eingriffe der Verwaltungsbehörden, die das gericht⸗ 
liche Urteil ſabotieren, überhaupt auszuſchließen, und es iſt wohl 
mehr aus Verſehen als aus bewußter Abſicht die Erwähnung der 
Polizeibehörde neben der Gemeindebehörde unterblieben. Ein ſolcher 
Schluß ift um fo mehr gerechtfertigt, wenn die Befugniſſe der Orts⸗ 
wolizeibehörde und der für Angelegenheiten der Zwangswirtſchaft 
zuſtändigen Behörde in derſelben Hand liegen. Es berührt doch ſehr 
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geſehen habe, an ihrer Stelle einzuſchreiten, jo war doch feine An⸗ 
ordnung ſachlich zu weitgehend und deshalb aufzuheben. Die Unter⸗ 
bringung Obdachloſer ſei Sache der Polizei, und ſie könne im Falle 
eines Notſtandes auch Räumlichkeiten unbeteiligter Dritter in An⸗ 
ſpruch nehmen, müſſe aber, da jeder Notſtand vorübergehenden Cha⸗ 
rakter habe, in einem derartigen Falle unzweideutig zum Ausdrucke 
bringen, daß es ſich um eine ſolche handele, d. h. daß ein eng be⸗ 
grenzter Zeitraum für die zwangsweiſe Unterbringung feſtgelegt 
fei, der gegebenenfalls nach Erſchöpfung aller anderen zur Unter⸗ 
bringung angewendeten Mittel angemeſſen verlängert werden könnte. 
Im gegenwärtigen Falle ſei aber von keiner beteiligten Seite auch 
nur eine Andeutung gemacht worden, daß die zwangsweiſe Wieder⸗ 
einſetzung, die man durch Verhinderung der Räumung bekundete, 
eine Notmaßnahme ſei und nur für eine kurze Zeit gelten ſollte. 

(Pr. Gerichtsh. z. Entſch. d. Kompetenzkonfl., Urt. v. 10. Jan. 1924. 

Mitgeteilt von ObergiegR. Hanow, Frankfurt a. O. 


2. 813 GVG. Wenn in einer Klage eine Wohnungs⸗ 
beſchlagnahme als geſetzmäßig anerkannt und darauf nur 
ein Schadenerſatzanſpruch gegründet wird, ſo iſt der 
Rechtsweg hierfür zuläſſig. 

In ſachlicher Beziehung iſt für die Entſcheidung der Frage, ob 
der Kompetenzkonflikt begründet iſt, zu prüfen, auf welche Klage⸗ 
ründe der erhobene Schadenserſatzanſpruch geſtützt und inwieweit 
für ſie der Rechtsweg zuläſſig iſt. Maßgebend iſt in dieſer Hinſicht 
zwar das Klagevorbringen ohne Rückſicht auf die Richtigkeit 
und Erweislichkeit der klägeriſchen Behauptungen (RG. 69, 51; 
93, 203). Jedoch gilt hierfür die Einſchränkung, daß der Kl. durch 
ſein Klagevorbringen nicht willkürlich einen Streit, der offenſicht⸗ 
lich auf öffentlich-rechtlichem Gebiete liegt, zu einem bürgerlichen 
Rechtsſtreit i. S. des 8 13 GVG. geſtalten kann, indem er ihn in die 
Form einer Schadenserſatzklage kleide (RG. 105, 40; 103, 59, 134; 
79, 429; 70, 398; JW. 1922, 839). 

Im vorliegenden Falle hat die Kl. zunächſt die Feſtſtellung ver⸗ 
langt, daß die Bekl. ihr ſchadenserſatzpflichtig ſei, weil ſie ihr das 
Wohnrecht im Erdgeſchoß des Hauſes entzogen und ſie dadurch zur 
Aufgabe ihres Penſionsbetriebes und zur Herrichtung ihrer eigenen 
Wohnung und der Räume im Erdgeſchoß genötigt habe. Sodaun hal 
die Kl. nach Übergang zur Leiſtungsklage eine jährliche Geldſumme 
für die Entziehung der Erdgeſchoßräume und die Erſtattung der 
Koſten für die Herrichtung der oberen Erkerräume verlangt. Sie 
hat dabei im einzelnen dargelegt, daß und warum die anderweitige 
Einrichtung der oberen Räume, die bisher hauptſächlich als Schlaf⸗ 
räume benutzt worden ſeien, notwendig ſei und daß ihr nunmehr 
wegen Raummangels das Halten von Penſionären nicht mehr 
möglich ſei. Alle dieſe tatſächlichen Ausführungen der Klägerin über 
die Gründe, die Art und den Umfang ihres Schadens enthalten 
nichts, was dagegen ſpräche, daß es ſich um eine Schadenserſatz⸗ 
forderung auf rein bürgerlich⸗rechllicher Grundlage handele. 

Auch den Ausführungen, die die Kl. in rechtlicher Beziehung 
macht, iſt nichts zu entnehmen, was dieſer Aufnahme widerſprechen 
würde. Die Kl. beruft ſich auf den Art. 2 des Wohn MangG. und 
auf die Grundſätze über die Aufopferung von Privatrechten im 
Intereſſe der Allgemeinheit. Art. 2, der den 89 Wohn Mang VO. 
abändert, ſchreibt in ſeinem letzten Satze vor, daß, ſoweit für Ein⸗ 
griffe in Privatrechte Entſchädigung zu gewähren ſei, für die Zahlung 
der Entſchädigung die Stelle hafte, welche die Verfügung treffe. Und 
der 8 4 des auch in Heſſen⸗Naſſau (vgl. VO. v. 16. Sept. 1867 
GS. 1515) geltenden Geſetzes v. 11. Mai 1842 über die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges beſtimmt, daß wenn behauptet wird, daß durch eine 
polizeiliche Verfügung ein ſolcher Eingriff in Privatrechte geſchehen 
ſei, für welchen nach den geſetzlichen Vorſchriften über Aufopferungen 
der Rechte und Vorteile des einzelnen, im Intereſſe des allgemeinen, 


merkwürdig, daß eine Behörde lediglich die äußere Geſtalt zu wechſeln 
braucht, um dann, ohne mit den Geſetzen in Konflikt zu kommen, 
unbeſorgt die Eingriffe ſich zu erlauben, die ihr in dem anderen 
Funktiouskreis verboten find. Im Volk hat man für ſolche feinen 
juriſtiſchen Unterſcheidungen kein Verſtändnis, und die Verwaltungs⸗ 
behörden ſollten im Intereſſe ihres eigenen Anſehens davon ab⸗ 
ſehen, in dieſer Weiſe die Staatsautorität zu diskreditieren, ſelbſt 
wenn es mit einem gewiſſen Schein von Recht unter Berufung auf 
ein mehr als hunderkjähriges Geſetz geſchieht. Was der einen Hand 
verboten iſt, kann auch nicht der anderen erlaubt ſein. Die höheren 
Verwaltungsgerichte ſollten endlich einmal von ſolchen Verwaltungs⸗ 
praktiken energiſch abrücken und jeden derartigen Eingriff in die 
Vollſtreckung gerichtlicher Urteile als unzuläſſig erklären, ſtatt ledig⸗ 
lich im Einzelfall ſich darauf zu beſchränken, die mangelnde Wah⸗ 
rung der formellen Vorausſetzungen zu beanſtanden. 

Von dem gleichen Geſichtspunkt aus müſſen auch alle Verſuche, 
den 836 Abſ. 3 MSHG. einſchränkend auszulegen und den Ver⸗ 
waltungsbehörden damit einen gewiſſen Spielraum zu ſog. Billig⸗ 
keitserwägungen zu geben, die dem Gericht geſetzlich verſagt ſind, 
bekämpft werden. Den von Ewald in JW. 1924, 792 bereits zu⸗ 
treffend angeführten Gründen für die Anwendbarkeit des § 36 Abf. 3 
auf Räumungsurteile, die die Zwaugsvollſtreckung von Sicherung 
eines Erſatzraumes nicht abhängig gemacht haben, läßt ſich noch 
weiterhin anfügen: Das Geſetz hat in 8 36 Abſ. 1 u. 2 nur für 
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Entſchädigung gewährt werden müſſe, der Rechtsweg darüber ſtatt⸗ 
finde, ob ein Eingriff dieſer Art vorhanden ſei und zu welchen Ver 
trage dafür Entſchädigung geleiſtet werden müſſe. Solche geſetzlichen 
Vorſchriften i. S. des § 4 find in den 88 75 ff. der Einleitung zum 
Allgemeinen Landrecht enthalten, und auch im Gebiete des gemeinen 
Rechts ſind die gleichen Rechtsgrundſätze als Gewohnheitsrecht aner⸗ 
kannt (RG. 42, 145, 146; 92, 49). Daß aber die Beſchlagnahme 
von Wohnungen eine polizeiliche Verfügung i. S. des Geſetzes vom 
11. Mai 1842 ift, hat der Gerichtshof in ſtändiger Rechtſprechung an⸗ 
erkannt (vgl. IM Bl. 413 JW. 1922, 839). Wenn danach der 
Schadenserſatzanſpruch auf 88 75 ff. der Einleitung zum ALR. oder 
entſprechende Rechtsſätze des gemeinen Rechts gegründet iſt, iſt der 
Rechtsweg zuläſſig. Allerdings iſt dabei Vorausſetzung, daß die in der 
Beſchlagnahme liegende polizeiliche Maßnahme von der Kl. als 
geſetzmäßig anerkannt wird. Dies iſt aber vorliegend der Fall. Die 
Kl. verlangt mit ihrer Klage nicht die Beſeitigung oder Abänderung 
der Beſchlagnahmeverfügung, ſondern die Beſeitigung der Schadens⸗ 
folgen, die aus der Aufrechterhaltung der Beſchlagnahme für fie er⸗ 
wachſen. In Übereinſtimmung hiermit macht Kl. ſelbſt mehrfach 
geltend, daß fie die Rechtsbeſtändigkeit der Beſchlagnahmeverfligung 
des Magiſtrats nicht nur nicht anfechte, ſondern daß dieſe Beſchlag⸗ 
nahmeverjüigung ſogar die Grundlage ihrer Klage fei. 
Zweifelhaft kannte man hierin vielleicht werden durch die 
klägeriſchen Behauptungen über das ſchuldhafte Verhalten der Bekl. 
und ihrer Organe, insbeſondere der Wohnungskommiſſion bei der 
Beſchlagnahme. Der Bekl. und ihren Beauftragten wird Parteilich⸗ 


keit, Beſtechlichkeit, mangelnde Sachkunde, bewußte Schädigung der 


klägeriſchen Intereſſen, bewußte falſche Motivierung des Beſchlag⸗ 
nahmebeſchluſſes uſw. vorgeworfen. Man könnte hieraus möglicher⸗ 
weiſe den Schluß ziehen, daß die Kl. damit die Geſetzmäßigkeit und 
Rechtsbeſtändigkeit der Beſchlagnahme ſelbſt angreifen wolle. Wäre 
dies der Fall, ſo würde der Rechtsweg ausgeſchloſſen ſein, weil die 
Beſchlagnahme eine polizeiliche Verfiigung iſt, die im Rechtswege 
nicht nachgeprüft werden kann. Bei näherer Betrachtung iſt indes 
die Annahme, Kl. wolle mit dieſen ihren Behauptungen der Be⸗ 
ſchlagnahme ſelbſt widerſprechen, hinfällig. Denn einmal ſind dieſe 
Behauptungen nicht zur Klagebegründung vorgebracht, ſondern als 
Erwiderung auf Erklärungen der Bekl. Sodann aber iſt aus ihnen 
die Abſicht der Kl. zu entnehmen, ihre Schadenserſatforderung 
auch aus der Haftung der Bekl. für Pflichtverletzungen ihrer Organe 
zu begründen. In dem Schriftſatz v. 24. Jan. 1921 über den Kom⸗ 
petenzkonflikt wird das auch ausdrücklich ausgeſprochen. Wenn 
daher die Kl. die Bekl. auf Grund vorſätzlicher oder fahrläſſiger 
Amtspflichtverletzungen von Beamten der Bekl. gemäß dem Staals⸗ 
haftungsgeſetz v. 1. Aug. 1909 (GS. 691) in Anſpruch nehmen will, 
ſo iſt auch aus dieſem Geſichtspunkte die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
nicht zu beanftanden. Denn die Vorſchrift des 8 5 dieſes Geſetzes, 
wonach als Vorausſetzung für die Geltendmachung des Anſpruchs die 
Beſchlagnahmeverfügung aufgehoben fein müßte (8 6 Gef. v. 11. Mai 
1842), iſt jetzt in Wegfall gekommen (Art. 131 Abſ. 1 Satz 3 Werf.; 
RG. v. 20 Febr. 1923 (RG Bl. I, 292). 

Es bleibt noch zu prüfen, ob der Rechtsweg darum verſchloſſen 
it, weil der Anſpruch der Kl., wie die Bekl. behauptet, der Ent- 
ſcheidung des MEN. unterliege. Für dieſe Anſicht wird auf die 
88 5 und 6 der WohnMang VO. v. 23. Sept. 1918 (RGBl. 1143) 
in der Faſſung des Geſetzes v. 11. Mai 1920 (RGBl. 949) Bezug 
genommen. Der 85 der VO. beſtimmt, daß auf Anfordern der Ge— 
meindebehörde der Verfügungsberechtigte der Gemeinde unbenutzte 
Fabrik⸗, Lager-, Werkſtätten⸗, Dienſt⸗, Geſchäftsräume oder ſonſtige 
Räume zur Herrichtung als Wohnräume gegen Vergütung zu über 
laſſen habe; das Einigungsamt beſtimme die Höhe der Vergütung 
und die Zahlungsbedingungen, wenn eine Einigung hierüber nicht 
zuſtande komme. Nach 8 6 find die Entſcheidungen des MEA. un. 


die Falle, in denen die Zwangsvollſtreckung von Sicherung eines 
Erſatzraumes oder Zahlung eines Geldbetrages abhängig iſt, den 
Gemeindebehörden die Verpflichtung zur beſchleunigten Zuweiſung 
eines Erſatzraumes auferlegt. Das Verbot der Wiedereinweiſung des 
Mieters in 8 36 Abſ. 3 iſt offenſichtlich gerade der Befürchtung ent⸗ 
ſprungen, daß die Gemeindebehörden ſich dieſer durch das Geſetz 
geſchaffenen Zwangslage durch Wiedereinweiſung des exmittierten 
Mieters in allzu bequemer Weiſe entledigen werden. Bei bedingungs⸗ 
loſen Räumungsurteilen dagegen beſteht nicht die Verpflichtung für 
die Gemeinde zur beſchleunigten Unterbringung der Verurteilten. 
Demgemäß hielt man es für überflüſſig, hierfür das Verbot der 
Wiedereinweiſung auszusprechen, da ja eine Zwangslage gleicher Art 
in dieſem Falle für die Wohnungsämter nicht eintreten kann. Keines⸗ 
wegs wollte man aber in ſolchen Fällen die Wiedereinſetzung ge⸗ 
ftatten, die ſchon die frühere Praxis vor Erlaß des MSHÖ. all⸗ 
gemein als unzuläſſig beanſtandet hatte. Geht man hiervon aus, 
ſo kann auch kein Unterſchied zwiſchen Urteilen, die ein Miet⸗ 
verhältnis beendigen, und Entſcheidungen, die eine Räumung auf 
Grund anderer Rechtsverhältniſſe ausſprechen (z. B. Leihe, Pacht 
uſw.) gemacht werden, wie Ewald verſucht. Mit Billigkeits⸗ 
erwägungen hat die Frage der Wiedereinweiſung wenig zu tun. 
Die Billigkeit erfordert nicht unbedingt, daß der Verurteilte gerade 
dieſelben Räume wieder erhält. 
AchR. Prof. Dr. Ruth, Offenbach⸗Frankfurt a. d. O. 
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anfechtbar. Zu dieſen Vorſchriften iſt zunächſt zu bemerken, daß ſie 
ſich auf unbenutzte Räume i. S. des 83 der Wohn Mang VO. be⸗ 
ziehen, die erſt als Wohnräume hergerichtet werden ſollen, nicht aber 
auf Wohnräume, die als ſolche ſchon benutzt ſind und nach 89 der 
Wohn Mango, beſchlagnahmt werden können. Der 89 in der 
Faſſung des Ref. v. 11. Mai 1920 enthält die weitere Beſtimmung, 
daß, ſoweit für Eingriffe in Privatrechte Entſchädigung zu gewähren 
iſt, für die Zahlung der Entſchädigung die Stelle haftet, welche die 
Verfügung trifft. Daß über dieſe Entſchädigung nach $I das MEN. 
zu entſcheiden habe, iſt aber nicht vorgeſchrieben. Abgeſehen hiervon 
treffen die 885 und 6 ſchon deswegen nicht zu, weil die Kl. gar 
keinen Anſpruch erhebt, der die Vergütung und die Zahlungsbe⸗ 
dingungen für die Überlaſſung der beſchlagnahmten Wohn⸗ 
räume zum Gegenſtande hat. Die Kl. ſelbſt lehnt es in ihren Er⸗ 
klärungen mehrfach ausdrücklich ab, daß ſie mit ihrer Klage Ver⸗ 
gütung oder auch ſelbſt Juſtandſetzungskoſten für die beſchlag⸗ 
nahmten Räume verlangen wolle. Sie will vielmehr den Schaden 
erſetzt haben, der ihr nach Abzug des Mietwertes der beſchlagnahm⸗ 
ten Räume unmittelbar durch die Entziehung der Nutzung dieſer 
Räume erwachſen iſt und noch erwächſt, d. i. Entſchädigung für die 
Störung ihres Penſionsbetriebes und die ſchädigenden Folgen für 
den nicht beſchlagnahmten Reſt ihrer Wohnung. Dieſe Forderung 
der Kl. hat mit der Vergütung i. S. des 8 5 der Wohn Mang VO. 
nichts zu tun und ift eine von dieſer unabhängige Schadenserſatz⸗ 
forderung, die der Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege unterliegt. 
(Pr. Ger. z. Eniſch. d. KompKonfl., Erk. v. 20. Okt. 1923, Nr. 2836.) 


3. 8 13 GVG. Der Rechtsweg iſt unzuläſſig wegen ge⸗ 
ſetzwidrigen, aber im Rahmen des Geſchäftskreiſes vor⸗ 
genommenen behördlichen Maßnahmen, jedoch zuläſſig, 
wenn die Maßnahmen auf einem der Behörde überhaupt 
nicht zugewieſenen Gebiete erfolgt und durch fie private 
rechtliche Rechtsverhältniſſe betroffen find. 

Der Bekl. bewohnt im Haufe des Kl. zwei Stuben und eine 
Küche, ſeitdem er am 29. Sept. 1922 gegen den Willen des Kl. 
mit polizeilichem Zwang in die Wohnung eingeſetzt worden iſt. Im 
Januar 1928 iſt auf Räumung der Wohnung Klage erhoben. 
Darauf hat das AG. in A. am 5. April 1923 den Bekl. zur 
Räumung der Wohnung verurteilt. Hiergegen hat der Bekl. Be⸗ 
rufung eingelegt. Bevor es zum Urteil zweiter Inſtanz kam, 
reichte der RegPräſ. in F. a. d. O. beim LG. in L. einen Plenar⸗ 
at der Regierung ein, worin der Kompetenzkonflikt erhoben 
wurde. 1 

Wie der Kl. ſelbſt vorträgt, iſt feine Klage dadurch veranlaßt, 
daß bei ihm der Bekl. inſofern ohne Recht wohne, als er vom 
Gemeindevorſteher von G. auf Anweiſung des Landratsamts zwangs⸗ 
weiſe eingewieſen, dieſe Einweiſung aber zu Unrecht, ohne rechtliche 
Grundlage erfolgt ſei. Die Klage erſcheint alſo zwar völlig im Ge⸗ 
wande eines zivilrechtlichen Anſpruchs, des Anſpruchs des Eigen⸗ 
rümers gegen den unberechtigten Beſitzer auf Räumung des Hauſes. 
Trotzdem enthält ſie aber, ſchon nach der Darſtellung des Kl., einen 
Angriff auf die behördliche Zwangsmaßnahme, die wieder rückgängig 
gemacht werden ſoll. Die Maßnahme iſt nicht eine polizeiliche Ver⸗ 
a i. S. des heutigen Sprachgebrauchs, ſie unterfällt nicht dem 
5127 286., denn fie geht nicht von einer Polizeibehörde aus und 
liegt nicht auf dem Gebiet, das man im Anſchluß an 8 10 II 17 ALR. 
als „polizeilich“ bezeichnet. Wohl aber fällt die Maßnahme unter 
denjeniger Begriff der polizeilichen Verfügung, den das Geſetz 
v. 11. Mai 1842 (GS. 192) gemeint hat. Das hat der Gerichts⸗ 
hof in dem Urteil v. 29. Mai 1920 (MinBl. i. V. 1920, 331; 
IM Bl. 1920, 413) näher dargelegt und ſeitdem ſtändig angenommen. 
Aber ſelbſt wenn man nur polizeiliche Verfügungen im engeren 
Sinne, nicht auch ſonſtige Verwaltungsanordnungen unter das 
Geſetz v. 11. Mai 1842 bringen wollte, ſo bliebe doch das Ergeb⸗ 
nis dasſelbe. Es iſt feſtſtehender Grundſatz des preuß. Rechts, daß 
Staatshoheitsakte nicht durch eine gerichtliche Klage angegriffen 
werden ſollen, gleichviel wie eine ſolche Klage geſtaltet iſt. Sobald 
ſich aus dem Klagevorbringen ergibt, daß die Klage durch einen 
Staatshoheitsakt veranlaßt iſt und dieſen in ſeinen Wirkungen auf⸗ 
zuheben beſtimmt iſt, erſcheint die Klage unzuläſſig. Die Verwaltung 
ſteht nicht unter, ſondern neben der Juſtiz; die ordentlichen Gerichte 
ſind — von beſonderen Maßnahmen abgeſehen — nicht berufen, 
eine im Verwaltungsweg ergangene und dort nicht aufgehobene Ver⸗ 
fügung unwirkſam zu macheu. Ob alſo eine Verwaltungsmaßnahme, 
wie behauptet wird, ohne geſetzliche Grundlage oder von einer nicht 
richtig beſetzten Behörde oder nicht in gehöriger Form erlaſſen ſei, 
iſt in dem geordneten Verwaltungs⸗, Aufſichts⸗ oder Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zu prüfen. Selbſt wenn es nach Anſicht des Be⸗ 
troffenen inſoweit an den geſetzlichen Vorausſetzungen fehlen ſollte, 
kann er ſich nicht an die Gerichte wenden, als ſeien ſie letzten Endes 
zur Feſtſtellung aller Ungeſetzlichkeiten berufen. a 5 

Aber wenn in einer Klage geltend gemacht wird, die ver⸗ 
anlaſſende Maßnahme ſei nicht nur eine geſetzwidrige und deshalb 
unwirkſame behördliche Maßnahme, ſondern überhaupt keine be⸗ 
hördliche Maßnahme, oder die Behörde habe ſich zwar als Ber 
hörde, aber auf einem ihr überhaupt nicht zugewieſenen Ge⸗ 
biete (nicht bloß unter überſchreitung ihrer konkreten Zuſtändig⸗ 
keitsgrenze) betätigt, fo kann, falls ſich dies als wahr erweiſt, die 
Klage nicht als unzuläſſig von vornherein abgewieſen werden. Von 
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dieſem Geſichtspunkt aus hat der Gerichtshof auf dem Gebiet des 
Wohnungsmangelrechts zwar die Behauptung für unerheblich er⸗ 
klärt, die Gemeindebehörde oder das MEA. habe in ordnungswidriger 
Beſezung oder in falſcher Auffaſſung von dem Bereich der beſchlag⸗ 
nahmefähigen Wohnungen die angefochtene Anordnung getroffen, für 
erheblich aber die Tatſache, daß die Wohnungsbehörde ſich auf ein 
ihr gänzlich verſchloſſenes Gebiet begeben, z. B. über Pacht⸗ oder 
Dienſtverträge befunden, nicht Gebäudeteile, ſondern einen Garten 
beſchlagnahmt habe. Liegt eine ſolche Entgleiſung vor, ſo iſt nicht 
allein ein geſetzwidriger Behördenakk vorhanden, ſondern der Akt 
einer Behörde ganz außerhalb ihres Geſchäftsgebiets. Ein ſolcher ift 
einem nichtbehördlichen Akt gleichzuſtellen und dem Angriff vor 
Gericht nicht entzogen. 

Bei dieſer Unterſcheidung verharrt der Gerichtshof auch bei 
erneuter Prüfung. Geht man hiervon aus, ſo muß zunächſt der Ein⸗ 
wand der Kl. erfolglos bleiben, die Wohnungsbehörde habe ſich 
geirrt, indem ſie die ſtreitige Wohnung für eine ihrem Zugriff nach 
den Miniſterialerlaſſen v. 2. Juli 1921 (GS. 441) und v. 26. Juni 
1922 (GS. 161) entzogene Werkwohnung nicht angeſehen habe. Ein 
ſolcher Irrtum würde ein Recht auf eine Ziviltlage nicht geben. 

Wäre dagegen die Behörde, deren Maßnahme angefochten wird, 
zur Wohnungsbehörde gar nicht beſtellt, ſo wäre das beachtlich. Der 
Kl. behauptet es. Bei näherer Prüfung erweiſt es ſich aber nicht 
als zutreffend. 

Die vom Kreisausſchuß angeordnete und vom Gemeindevorſteher 
ausgeführte Maßnahme, die Beſchlagnahme der ſtreitigen Raume 
und ihre Zuweiſung an den Bekl. geſchah in Ausdehnung des 8 4 
WohnMaugVO. auf benutzte Räume. Es haben alſo auch hier die 
weiteren Beſtimmungen dieſer VD. Anwendung zu finden. Kam 
zwiſchen dem Hausbeſitzer und dem eingewieſenen Wohnungſuchen⸗ 
den ein Mietvertrag nicht zuſtande, ſo hatte auf Anrufen der Ge⸗ 
meindebehörde das ME., falls für jeden kein unverhältnismäßiger 
Nachteil zu beſorgen war, einen Mietvertrag feſtzuſetzen; der Ver⸗ 
trag galt als geſchloſſen, wenn der Wohnungſuchende nicht inner⸗ 
halb einer vom MEA. zu beſtimmenden Friſt bei dieſem Widerſpruch 
erhob (8 4). Gegen die Verfügung der Gemeindebehörde fand die 
Beſchwerde an das MEN. ſtatt (8 9d). Das MEN. hatte nach 
billigem Ermeſſen zu entſcheiden; feine Entſch. war unanfechtbar 
(86). Die Verfügung der Gemeindebehörde konnte im Wege un⸗ 
mittelbaren polizeilichen Zwanges durchgeführt werden (8 9 b). Es 
fragt ſich, welche Folgen ſich für den Kl. aus dem etwaigen Fehlen 
des MEN. und aus der Unmöglichkeit feines Eingreifens ergäben. 
Zweifellos konnte er gegen die Beſchlagnahme Beſchwerde einlegen, 
wie es auch geſchehen iſt. Erhielt er nicht von einem ordnungs⸗ 
mäßigen MEA. Beſcheid darauf, fo konnte er im Wege der Dienſt⸗ 
aufſichtsbehörde einen ſolchen begehren. Er konnte auch ſonſt die 
Beſtellung eines geſetzmäßigen MeEsl. anregen. Jedenfalls gab ihm, 
wenn es an der Beſchwerdeſtelle fehlte, dieſer Umſtand kein Recht, 
deswegen die ordentlichen Gerichte anzugehen, damit ſie die Be⸗ 
ſchlagnahme der Mahnung durch die zuſtändige Behörde ihrer Wir⸗ 
kung entkleideten. 

Dieſe Wirkung blieb auch dadurch unberührt, daß ein Zwangs⸗ 
mietvertrag nicht feſtgeſet worden ift und, da ein MEN. gefehlt 
zu haben ſcheint, auch nicht feſtgeſetzt werden konnte. Erſt nachdem 
der Kreisausſchuß durch Miniſterialerlaß v. 21. März 1923, alſo 
während des Rechtsſtreites, mit den Befugniſſen eines Kreis MEA. 
betraut worden war, nämlich am 28. März 1923 und abermals am 
14. April 1923, hat der Kreisausſchuß einen Mietvertrag zwangs⸗ 
weiſe feſtgeſetzt. In den davorliegenden 6 Monaten, vom 29. Sept. 
1922 bis 28. März 1923, war die Lage dieſelbe, wie ſie, wenn auch 
kürzer, regelmäßig beſteht zwiſchen der Beſchlagnahme und der Feſt⸗ 
ſetzung des Mietvertrages. Die Beſchlagnahme entzieht dem Haus⸗ 
beſitzer die Verfügung über die Wohnung, im Wege der Zwangs⸗ 
anordnung iſt der Zuſtand vorläufig zugunſten des Wohnungſuchen⸗ 
den dahin geregelt, daß weder die Hausbeſitzer noch ein Dritter 
über die Wohnung verfügen kann (Erlaß des Staatskommiſſars für 
das Wohnungsweſen v. 23. Aug. 1919, MinBl. i. V. 1919, 397). 
Hiergegen kaun ſich der Betroffene im Klagewege nicht wenden, er 
kann nur im Beſchwerdewege eine Klarſtellung, wie ſie der 8 4 
Wohn Mang Vo. vorſieht, begehren. Das längere Fehlen eines 
Zwangsmietvertrages iſt alſo für die vorliegende Entſch. ohne Ein⸗ 
fluß. Zutreffend richtet ſich die Klage nicht gegen einen Zwangs⸗ 
nietvertrag, denn ein folder beſtand in der Tat zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung nicht. Aber auch ohne Mietvertrag beſtand die Zwangs⸗ 
maßnahme der zuſtändigen Behörde. Gegen ſie richtet ſich die Klage, 
und das iſt nicht zuzulaſſen. 

Mit dieſer Entſch. ſetzt ſich der unterzeichnete Gerichtshof nicht, 
wie das KG. in ſeinem zu dieſer Sache am 19. April 1924 er⸗ 
ſtatteten Gutachten meint, in Widerſpruch mit der ſtändigen Praxis 
des R., ſondern befindet ſich mit ihr im Einklang; ſtatt mancher 
anderen Entſch. ſei auf eine der neueſten, auf die v. 12. Jan. 1924 — 
V 472/23 —, abgedruckt in LZ. 1924, 232, verwieſen. 

(Pr. Gert z. Eutſch. d. KompKonfl.,Urt v. 5. Juli 1924, 17 ER 6/24.) 
Mi geteilt von RA. Dr. Kurt Meyer, Landsberg a. W. 


4. 8 13 GVG. Wenn eine Kirchengemeinde vom Staate 
als dem Rechtsnachfolger eines nach der Reformation auf⸗ 
gehobenen Kloſters die Koſten des Kultus fordert, ohne 
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e inen Privarrehtägrund dafür anzuführen, fo iſt das ein 
Antpruch öffentlichen Rechts, für den der Rechtsweg une 
zulaſſig iſt. f) 

Die Kirchengemeinde O. klagt gegen den Staatsfiskus auf 
Feſtſtellung, daß er verpflichtet fei, zur Beſoldung des Pfarrers 
und des Küſters nicht nur das bisher Geleiſtete ziffernmäßig weiter 
zu gewähren, ſondern das jeweils Fehlende zu tragen, ſowie daß er 
die jeweils erforderlichen Koſten des Abendmahls zu leiſten habe. 

Das LG. in L. hat am 17. Mai 1923 die Einrede der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtswegs verworfen und klaggemäß erkannt. Wäh⸗ 
rend der Berufungsinſtanz hat die Regierung in L. den Kompetenz⸗ 
konflikt erhoben. Dieſen hat der Gerichtshof zur Entſch. der Kom⸗ 
petenzkonflikte für begründet erklärt mit folgenden Ausführungen: 

Vorſchriften, nach denen eine Streitigkeit wie die vorliegende 
vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten auszutragen 
wäre, beſtehen nicht. Iusbeſondere würden die nach Art. I der 
preuß. VO. v. 16. Sept. 1867 (GS. 1515) auch in Hannover gelten⸗ 
den Beſtimmungen der preuß. Kabinettsorder v. 19. Juni 1836 
(GS. 198) und des 8 15 des preuß. Geſetzes, betreffend die Er⸗ 
weiterung des Rechtswegs, v. 21. Mai 1861 (GS. 241) der Ver⸗ 
folgung des Anſpruchs im ordentlichen Prozeßverfahren nicht ent⸗ 
gegenſtehen, weil es ſich nicht um Abgaben und Leiſtungen handelt, 
die auf einer allgemeinen geſetzlichen Vorſchrift beruhen. Danach 
fragt es ſich nur, ob der erhobene Anſpruch nach dem Klagvorbringen 
ſich als ein bürgerlich-rechtlicher i. S. des 8 13 GVG. auffaſſen läßt. 
Dies muß verneint werden. Maßgebend für die Beurteilung der 
Natur eines eingeklagten Anſpruchs als eines dem bürgerlichen 
oder dem öffentlichen Rechte angehörenden iſt der ſich aus der 
Geſamtheit der Behauptungen des Kl. ergebende Sachverhalt, gleich⸗ 
viel ob die Angaben vom Bekl. beſtritten find. Unter dieſe Be⸗ 
hauptungen fallen aber nur ſolche tatſächlichen Inhalts, nicht Rechts⸗ 
folgerungen. Es ift alſo ohne Bedeutung, wenn hier die Kl. nach 
dem Sinn ihres Vorbringens den Anſpruch als einen auf privat⸗ 
rechtlicher Verpflichtung beruhenden hat bezeichnen wollen. Vielmehr 
kann nur entſcheiden, ob die von der Kl. vorgetragenen Tatſachen 
eine entſprechende Rechtsfolgerung zu rechtfertigen vermögen (ſo auch 
Erkenntnis des Gerichtshofs v. 20. Okt. 1923, Pr. L. Nr. 2835). 

Die Kl. hat die Klage zunächſt damit zu begründen geſucht, 
daß das im 10. Jahrhunderte zu O. errichtete Kloſter nach Ein⸗ 
führung der Reformation etwa im Jahre 1531 aufgehoben ſei, daß 
der damalige Landesherr Herzog Ernſt zu Celle die Kloſtergüter 
eingezogen habe, daß aus dieſen ein laudesherrliches Domanialamt 
gebildet ſei, und daß der preuß. Fiskus als Rechtsnachfolger des 
Kloſters die Pflicht habe, die bis zur Einziehung ausſchließlich vom 
Kloſter getragenen Kultuslaſten der Kirchengemeinde O. zu tragen. 
Sie hat ſich hierfür auf das Urteil des Rz. v. 18. Nov. 1919, NE. 
97, 170 bezogen. Dieſes Urteil iſt aber für den gegebenen Streit 
unverwertbar. 

Weder iſt gegenwärtig ein beſonderer rechtsgeſchäftlicher Akt dar⸗ 
gelegt, durch den dem Kloſter die aus der Beſorgung des Gottes⸗ 
dienſtes erwachſenden Laſten aufgebürdet wären, noch ſteht die An⸗ 
wendbarkeit der Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834 (Verings Archiv 
für kath. Kirchenrecht 19, 310) in Frage, ganz abgeſehen davon, 
daß der erkennende Gerichtshof in zwei neueren Entſch. in Abweichung 
von der Auffaſſung des RG. der Kabinettsorder die Eigenſchaft eines 
zur Begründung privatrechtlicher Anſprüche gerigneten Geſetzes ab⸗ 
geſprochen hat (vgl. JW. 1921, 73). Auch in der jetzigen Klage iſt 
allerdings behauptet, daß es ſich bei den verlangten Leiſtungen um 
Laſten handle, die auf dem Kloſter geruht hätten und infolge der 
Sälulariſation auf die Nachfolger im Eigentume der Kloſtergüler 
übergegangen ſeien. Die Kl. bleibt aber jede Darlegung des Sach⸗ 
verhalts ſchuldig, aus dem die Eigenſchaft der Laſt als einer private 
rechtlich entſtandenen entnommen werden könnte. Der Uniſtand allein, 
daß das Kloſter für die Belange des Gottesdienſtes in einer mit ihm 
verbundenen, von der Kl. als Kloſterkirche bezeichneten Pfarrkirche 
Sorge getragen haben ſoll, vermag ſolche Darlegung nicht zu er⸗ 
ſetzen. Dieſer Umſtand beweiſt nicht, daß das Kloſter ſich hierzu 
aus anderen als auf irgendwelche kirchliche Verwaltungsakte zurück⸗ 
führenden Gründen verbunden gehalten hat. Die Klage enthält 
nicht einmal eine Andeutung über den Rechtsvorgang, durch den das 


Zu 4 u. 5. Die den beiden Urteilen zugrunde liegenden Tat⸗ 
beſtände ſtimmen in den für die Entſchejdung weſentlichen Punkten 
nahezu überein. Nur kommt, während in dem längeren Erkenntnis 
(DO.) die beiden Klagegründe der fiskaliſ hen Rechtsnachfolge und der 
ſog. unvordenklichen Verjährung gleichmäßig zu prüfen und zu 
würdigen waren, in dem kürzeren Erkenntnis (M.) ausſchließlich 
der Klagegrund der ſog. unvordenklichen Verjährung in Betracht. 
Unerheblich find die Abweichungen in den beiden Klaganträgen. 
Unerheblich iſt die Tatſache, daß der Kompetenzkonflikt im Fall M. 
bereits im erſten Rechtszuge, im Fall O. erſt in der Berufungs⸗ 
inſtanz erhoben worden iſt. 

Völlige Übereinſtimmung beſteht in den Rechtsfragen, nament⸗ 
lich in der Entſcheidung, daß — und aus welchen Gründen — der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Entſcheidung beruht auf der 
Feſtſtellung, daß die mit den Klagen geltend gemachten Anſprüche 
keine bürgerlich⸗rechtlichen feien, genauer: daß das klägeriſche Vor⸗ 
bringen nicht erkennen laſſe, daß ein Anſpruch bürgerlichen Rechtes 


Kloſter zum Beſitze der Pfarrkirche gekommen iſt. Sie läßt dem⸗ 
gemäß auch jeden Hinweis auf die Rechtsperſönlichkeit vermiſſen, 
der gegenüber das Kloſter eine Verpflichtung zur Tragung von 
Kultuskaſten der Pfarrkirche übernommen haben ſolle. In Ermange⸗ 
lung von Anhaltspunkten nach dieſen Richtungen kann davon aus⸗ 
gegangen werden, daß, wie es der Auffaſſung in der Zeit der angeb⸗ 
lichen Einziehung des Kloſters entſprach, der von der Seelſorge be⸗ 
troffene Perſonenkreis nur unter dem Geſichtspunkte des Beſtehens 
eines paſſiven kirchlichen Verwaltungsbezirkes in Betracht kam und 
daß das Kloſter, wenn es den religiöſen Bedürfuiſſen dieſes Be⸗ 
zirkes unter Aufwendung von Koſten gerecht geworden iſt, hiermit 
nur einer auf rein kirchlichem, alſo öffentlich⸗rechtlichem Gebiete ſich 
erſchöpfenden Verbindlichkeit Genüge getan hat. Die Kl. ſelbſt 
ſcheint anzunehmen, daß zu katholischen Zeiten die Frage nach einer 
Verpflichtung des Kloſters zur Tragung von Koſten gegenüber 
einer irgendwie gearteten Gemeinde gar nicht aufzuwerfen war, weil 
einfach der Gottesdienſt von Mönchen des Kloſters verſehen ſei und 
für dieſen die vorhandene Kloſterkirche zur Verfügung geſtanden habe. 
Sache der Kl. wäre es geweſen, unter tatſächlichen Ausführungen au⸗ 
zugeben, wie ihr oder einem Rechtsvorgänger gegenüber für das 
Kloſter die Pflicht zur Unterhaltung der Pfarrkirche in deren perſön⸗ 
lichen und ſachlichen Bedürfniſſen i. S. einer privatrechtlich wirk⸗ 
ſamen Verbindlichkeit erwachen ſei. Ohne Darlegung irgendeines 
Titels für ſolchen privatrechttichen Anſpruch kann bei Verhältniſſen, 
die an fi, wie die Sorge für den Gottesdienſt im Intereſſe ge⸗ 
wiſſer örtlich zuſammengeſchloſſener Religionsverwandter dem kirch⸗ 
lichen, alſo öffentlich⸗rechtlichen Gebiete zuzurechnen ſind, die Zu⸗ 
laſſung des Anſpruchs zur Verfolgung im ordentlichen Rechtswege 
nicht begehrt werden. 

Aber auch ſoweit die Klage auf die unvordenkliche Ver⸗ 
jährung geſtützt iſt, kann für ſie der ordentliche Rechtsweg nicht zu⸗ 
gelaſſen werden. Zwar hat im Vorprozeſſe der Parteien 10 125/05 
des LG. Lüneburg das Urteil des RG. v. 12. Okt. 1906 den Rechts⸗ 
weg als zuläjfig angeſehen. Allein in dem damals entſchiedenen 
Rechtsſtreite hatte der Klaganſpruch eine Kirchenbaulaſt, die Her⸗ 
ſtellung und Unterhaltung einer Heizungsanlage, betroffen, und das 
OL G., deſſen Ausführungen vom NO. als nicht rechtsirrig erachtet 
ſind, hatte auf Grund gewiſſer Erklärungen des beklagten Fiskus 
angenommen, daß dieſer ſeit Menſchengedenken die kirchliche Baulaſt 
i. S. der Erfüllung einer privatrechtlichen Verpflichtung getragen 
habe. Ebenſo hat es ſich bei dem zweiten Vorprozeſſe der Parteien 
1059/10 desſelben LG., der nicht bis zum RG. gediehen iſt, um 
eine ſachliche Kultuslaſt, die Sorge für das Bälgetreten an der Orgel 
gehandelt; in dem betreffenden Urteile des OLG. iſt in bezug auf 
die Entlohnung des Bälgetreters beſonders betont, daß dieſer An⸗ 
geſtellte nur als ein zur Inbetriebſetzung der Orgel notwendiges 
Werkzeug aufzufaſſen und nicht mit ſonſtigen kirchlichen Unter⸗ 
beamten auf eine Stufe zu ſtellen ſei. Offensichtlich iſt auch in dieſem 
zweiten Prozeß unterſtellt, daß der Fiskus die ſeit Menſchengedenken 
bewirkte Leiſtung für die Kirche als eine privatrechtlich geſchuldete 
vorgenommen habe. Die Urteile in den Vorprozeſſen ſind danach 
für den jetzigen Rechtsſtreit, in dem der Anſpruch perſönliche Kultus⸗ 
koſten einſchließlich der Entſchädigung des Pfarrers für die Dar⸗ 
bietung von Abendmahlswein und Oblaten betrifft und in dem das 
Beſtehen einer privatrechtlichen Verpflichtung vom Fiskus auf das 
entſchiedenſte geleugnet wird, ohne enticheidende Bedeutung. Zu 
einer Erörterung, ob das in ihnen gewonnene Ergebnis ſich etwa 
aus Eigentumsverhältuiſſen des Staates an dem kirchlichen Gebäude 
herleiten ließe, iſt gegenwärtig keine Veranlaſſung. Die allgemeine 
Begründung der Klage unter dem Geſichtspunkte der unvordenk⸗ 
lichen Verjährung geht dahin, daß der Bekl. und deſſen Rechts- 
vorgänger tatſächlich von Alters her die geſamten Kultuskoſten der 
Kl. getragen hätten und deswegen auch der Rechtsgrund ſolcher Ver⸗ 
jährung den Anſpruch ſtütze. Dieſe Begründung reicht ebenfalls nicht 
hin, um die Annahme der Kl., daß der Anſpruch im ordentlichen 
Rechtswege verfolgbar ſei, zu rechtfertigen. Wie der Kl. zuzugeben 
iſt, hat die Lehre von der gemeinrechtlichen unvordenklichen Ver⸗ 
jährung die früher verſchiedentlich vertretene Auffaſſung, daß von 
dieſer Verjährung nur Rechte publiziſtiſcher Natur betroffen würden, 
überwunden und die unvordenkliche Verjährung auf Rechte aller 


erhoben werde. Die Verneinung dieſer Frage ergibt gemäß 8 13 
GWG. die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges. Dieſe Entſcheidung iſt 
richlig. 

n find zunachſt die im Fall M. eingehender, im 
Fall O. prägnanter gemachten Ausführungen darüber, welches Mate⸗ 
rial das Gericht bei der Prüfung der Kernfrage zugrunde zu legen 
hat. Maßgebend iſt, was der Kl. vorbringt, und zwar ohne Rückſicht 
darauf, wie ſich der Bekl. dazu verhält, gleichzültig alſo, ob der 
Bekl. es zugibt oder beſtreitet. Maßgebend ict nur das tatſäch⸗ 
liche, nicht das rechtliche Vorbringen des Kl.; unerheblich iſt die 
bloße klägeriſche Behauptung oder die klägeriſche Rechtsdeduktion, 
daß ein bürgerlich⸗ echt iches Verhältnis vor iege, entſch idend viel⸗ 
mehr, ob das tatſächliche Klagevorbringen nach objektiver Feſtſtel⸗ 
lung des Gerichts ſolche Behauptungen enthält, die einen bürgerlich⸗ 
rechtlichen Anſpruch als Gegenſtand des Recht sſtreits erkennen laſſen. 
Nicht maßgebend iſt, ob ſich das beanſpruchte Recht wirklich aus den 
behaupteten Tatſachen ergibt; dieſe Prüfung gebührt nicht dem 
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Art bezogen (vgl. die Zuſammenſtellung bei Leonhard, Gut⸗ 
achten und Verhandl. des 16. Juriſtentags 1, 276 f.). Das RG. 
hat von dieſem Standpunkt aus die Berufung auf die unvordenkliche 
Verjährung auch für obligatoriſche Anſprüche zugelaſſen, bei denen 
eine dauernde Ausübung des Rechtes möglich it (RG. 25, 171). 
Immerhin konnten noch die Motive zum BGB. (I, 346) ſagen, daß 
der Schwerpunkt des Inſtituts auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts liege und deſſen Bedeutung für das bürgerliche Recht an ſich 
eine geringe ſei. Nach der geſchichtlichen Entwickelung iſt jedenfalls 
nicht zu bezweifeln, daß die gemeinrechtliche unvordenkliche Ver⸗ 
lährung auch oder ſogar vorzugsmeiſe öffentlich⸗rechtliche Verhältniſſe 
ergriff. Andererſeits iſt anerkannten Rechteus, daß die Berufung 
auf die unvordenkliche Verjährung nur dann durchgreifen kann, 
wenn der, welcher das Recht beanſprucht, darzutun vermag, daß er 
das Recht als ſolches ſeit Menſchengedenken mit dem erkennbar 
zutage getretenen Bewußtſein der Rechtszuſtändigkeit ausgeübt habe 
(RG. 24, 168). Bei dieſer Rechtslage genügt für Rechtsbeziehungen, 
die ſich ebenſo auf dem Boden des öffentlichen wie auf dem des 
Privatrechtes entwickelt haben können, zur Klarſtellung der Zu⸗ 
läſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges für einen auf die unvordenk⸗ 
liche Verjährung gegründeten Anſpruch nicht ſchon der bloße Hinweis 
auf die tatſächliche Ausübung des Rechtes ſeit Menſchengedenken. 
Vielmehr muß in dergleichen Fällen, wer im Prozeßweg einen An⸗ 
spruch auf Grund unvordenklicher Verjährung verfolgt, nicht nur 
darlegen, daß er dieſes Recht als ſolches ſeit Menſchengedenken 
ausgeübt habe, ſondern weiter mit tatſächlichen Anführungen er⸗ 
kennbar machen, daß die Rechtsausübung im Bewußtſein des Be⸗ 
ſtehens eines dem bürgerlich-rechtlichen Gebiet angehörenden Rechtes 
erfolgt ſei. Hieran mangelt es im gegebenen Falle. Wie ſchon vorher 
erwähnt iſt, kann in dieſer Hinſicht die Angabe, daß die Kultus⸗ 
laſten vom Kloſter getragen ſeien, nicht genügen. Aber ebenſowenig 
iſt hierin die Angabe von Bedeutung, daß im Laufe der Jahrhunderte 
der Landesherr und ſpäter der Staat die Beſtreitung der Kultus⸗ 
bedürfniſſe der Pfarreingeſeſſenen auf ſich genommen habe. Nach 
den zutreffenden Ausführungen der Regierung und des Miniſters 
hat in den evangeliſch gewordenen Ländern die evangeliſche Kirche 
zunächſt als eine ſtaatliche Veranſtaltung der Fürſorge des Landes⸗ 
herrn unterlegen und der Landesherr, wenn er für die Belange 
dieſer Kirche Aufwendungen machte, eine ſtaatliche Aufgabe gleich 
jeder anderen zum Beſten ſeiner Untertanen erfüllt. Dieſe im 
Bereiche rein öffentlich⸗rechtlicher Beziehungen entwickelte Fürſorge 
mußte naturgemäß namentlich da hervortreten, wo durch Ein⸗ 
ziehung geiſtlichen Vermögens ſeitens des Landesherrn die reale 
Grundlage für die kirchliche Verſorgung der Religionsverwandten 
eines beſtimmten Bezirkes entfallen war. Entſprechendes muß aber 
auch für die Folgezeit gelten, in welcher der Staat an Stelle des 
Landesherrn die kirchliche Verſorgung auf ſich nahm. Mit der 
Verſelbſtändigung der evangeliſchen Kirche im Rahmen des ſtaat⸗ 
lichen Geſamtorganismus hat ſich hieran, ſoweit das gegenwärtig 
in Betracht kommt, nichts geändert. Auch als mit der Ausgeſtaltung 
der evangeliſchen Einzelgemeinde eines beſtimmten Bezirkes zu 
einem korporativen Gebilde die fo organiſierte Kirchengemeinde ſelbſt 
zum Träger der kirchlichen Laſten geworden war, hat der Staat es 
weiter als eine ſeiner Aufgaben betrachten muſſen und betrachtet, 
erforderlichenfalls Staatsmittel für die ordnungsmäßige Befriedigung 
der Kultusbedürfniſſe der Eingepfarrten einzuſetzen. Beiſpielsweiſe 
hat dieſe Auffaſſung für das Dienſteinkommen von evangeliſchen 
Pfarrern in Preußen ihren Ausdruck in dem Geſetze v. 2. Juli 1898 
(GS. 155) gefunden, durch das Staatsmittel zur Gewährung wider⸗ 
ruflicher Beihilfen an leiſtungsunfähige evangeliſche Kirchengemeinden, 
insbeſondere auch ſolcher der Provinz Hannover, bereitgeſtellt ſind. 
Die Kl. ſtellt auch gar nicht in Abrede, daß fie aus dem in Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes gebildeten Zuſchußfonds ſeit 1898 dauernd 
Beihilfen zur Sicherſtellung des geſetzmäßigen Pfarrergehalts be- 
zogen habe. Wenn die Kl. jetzt in der Schu zſchrift v. 3. Dez. 1923 
demgegenüber ohne weiteres den Standpunkt einnimmt, daß der 
Staat nicht in Betätigung ſeines allgemeinen Intereſſes an der Er⸗ 
füllung der kirchlichen Aufgaben, alſo im Bereiche ſeiner öffentlich⸗ 
rechtlichen Wirlſamkeit, ſondern auf Grund einer im Rechtsweg er⸗ 
zwingbaren privatrechtlichen Verpflichtung geleiſtet habe, jo ver⸗ 


Kompetenzgerichtshof, ſondern (immer vorausgeſetzt, daß ein bürger⸗ 
es Anſpruch erhoben wird) dem zuſtändigen ordentlichen 
ericht. 

Beachtenswert iſt ferner die getroffene Entſcheidung ſelbſt. Die 
nur für den Fall O. zu erwägende Annahme einer Rechtsnachfolge 
des Fiskus in eine Verpflichtung des ſäkulariſierten Kloſters iſt 
keineswegs geeignet, einen Rechtsanſpruch — geſchweige denn einen 
privatrechtlichen — der Kirchengemeinde gegen den Staat nachzuwei⸗ 
ſen. Es fehlt vor allem jeder Anhaltspunkt dafür, in wel her (in 
die heutige Kirchengemeinde ausmündenden) Perſon dieſer Anſpruch 
entſtanden ſein ſollte. Und ſelbſt wenn man eine ſolche Perſon 
finden und füglich ein Rechtsverhaltnis konſtruieren könnte, würde 
dieſes rein kirchenrechtlichen, alſo öffentlich⸗rechtlichen Charakter tra⸗ 
gen. So bleibt nur der Klagegrund der ſog. unvordenklichen Ver⸗ 
jahrung. Dieſes Inſtitut gehört durchaus nicht zur Domäne des 
Privatrechts, ſondern kommt ſowohl im privaten wie im öffentlichen 
Rocht vor. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es, wie das Erkenntnis 


kennt ſie die auch bei Geltendmachung der unvordenklichen Ver⸗ 
jährung beſtehende Notwendigkeit zur Augabe von Tatſachen, aus 
denen geſchloſſen werden kann, daß die Leiſtung ſich auf eine aus 
bürgerlich⸗rechtlichen Beziehungen abzulcitende Verbindlichkeit zurück⸗ 
führen läßt. Hierfür ergibt die Klage, wie wiederholt werden muß, 
überhaupt nichts. Sie ergibt vielmehr, daß die Kl. zur Begründung 
des Anſpruchs nur die Säkulariſation des Kloſters, das die Unter⸗ 
haltslaſten der Pfarrkirche getragen habe, anzuführen weiß. Nach 
dem Zuſammenhange des Klagvorbringens iſt es auch ausſchließlich 
dieſe Tatſache, auf die in Verbindung mit derjenigen der dauernden 
Beſtreitung der Kultuskoſten durch den Landesherrn und den Staat 
der Klaggrund der unvordenklichen Verjährung geſtützt wird. Muß 
aber danach angenommen werden, daß die Kl. bei einer Anforderung 
und der Entgegennahme landesherrlicher oder fiskaliſcher Leiſtungen 
ſich als Rechtsgrund nur denjenigen der Sälulariſation des mit der 
kirchlichen Verſorgung eines beſtimmten Bezirkes befaßt geweſenen 
Kloſters vorgeſtellt hat, ſo läßt ſich nicht ſagen, daß ſie den Willen 
oder das Bewußtſein hatte, ihr vermeintliches Recht auf Grund 
einer privatrechtlichen Verpflichtung des Leiſtenden auszuüben. Wenn 
in der Schutzſchrift der Kl. bemerkt iſt, daß nach dem Klagvorbringen 
die Parteien in bezug auf das ſtreitige Rechtsverhältnis ſich als 
gleichberechtigte Träger von Vermögensrechten gegenüberſtänden, nicht 
aber die Kl. dem Bekl. wie ein Glied dem Ganzen entgegentrete, 
ſo iſt mit dieſer an die Formulierung des RG. für den Unterſchied 
zwiſchen privatrechtlichen und öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen an⸗ 
knüpfenden Ausführung für die gegenwärtig zu entſcheidende Frage 
nichts gewonnen. Die Kl. überſieht, daß das RG. (vgl. RG. 93, 
258) das wiedergegebene Merkmal des Vorliegens einer bürgerlichen 
Rechtsſtreitigleit nur dann als vorhanden anſieht, wenn die Be⸗ 
teiligten ſich als gleichberechtigte Perſönlichkeiten im Verkehr des 
Privatrechts gegenübertreten, und daß es im jetzt erörterten 
Falle gerade an jedem ausreichenden Anhalte für das Beſtehen 
privatrechtlicher Beziehungen zwiſchen den Parteien mangelt. 
Die Ausführung der Kl., der Landesherr oder der Staat würden 
gewiß nicht ohne rechtlich erzwingbare Verpflichtung in ſo weit⸗ 
gehender Weiſe für die Bedürfniſſe der Pfarrkirche geſorgt haben, 
kann die gebotene Darlegung privatrechtsbegründender Tatſachen 
um ſo weniger erübrigen, als es naheliegt, eine reichlichere Dotierung 
der Pfarre geſchichtlich mit der Beträchtlichkeit des dem Landesherrn 
und dem Fislus durch die Säkulariſation des Kloſters zugefloſſenen 
Vermögens in Verbindung zu bringen. 

Nach alledem erweiſt ſich für den einen wie den anderen Klag— 
grund mangels Exlennbarkeit des Beſtehens eines privatrechtlichen 
Anſpruchs der Rechtsweg als unzuläſſig und demgemäß der Kom⸗ 
petenzkonflikt als begründet. 

(Pr. Gerd. z. Entſch. d. KompKonfl., Erk. v. 29. März 1924, Nr. 2847. 


5. § 13 GVG. Einer Kirchengemeinde, die vom Staat⸗ 
auf Grund von Rechtsnachfolge und unverdenklicher Vere 
jährung die Beſtreitung der Beſoldung des Pfarrers und 
Küſters fordert, ſteht der Rechtsweg nur dann offen, wenn 
ſie durch Tatſachen darlegt, daß der Staat die kirchlichen 
Laſten in Erfüllung einer Verpflichtung des bürgerlichen 
Rechts geiragen hat. — Allein maßgebend für die Krit- 
fung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges iſt nur das tat- 
ſächliche klägeriſche Vorbringen, bei welchem das Gericht 
objektiv feſtzuſtellen hat, ob es Behauptungen enthält, 
die einen bürgerlichrechtlichen Anſpruch als Gegenſtand 
des Rechtsſtreits erkennen laſſen. ) 

Die Kl. verlangt mit ihrer Klage Feſtſtellung der Verpflichtung 
des Bekl., die Beſoldung des Paſtors und Küſters der Gemeinde M. 
ſowie die Hinterbliebenenverſorgung derſelben zu beſtreiten. 

Zur Begründung trägt ſie vor: * 

Die Rechtsvorgänger des Bekl., die Herzöge von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg, als Landesherren, hätten nach Einführung der Refore 
mation einen Teil der Gebäude des Kloſters M. zerſtort und 1512 
alle ſeine Güter und Einkünfte eingezogen, hierauf 1550 einen 
lutheriſchen Seelſorger dort beſtellt und ſeitdem alle Bedürfuiſſe 
der Pfarrſtelle beſtritten. Die Regierung in Celle habe 1554 einen 
neuen Prediger eingeſetzt, und zwar auf einen Brief der Abtiſſin, 


im Auſchluß an die Motive zum BGB. annimmt, in letzterem 
ſogar ſein Hauptanwendungsgebiet hat. Jedenfalls iſt den Urteilen 
darin beizupflichten, daß das geſamte Vorbringen der K. nicht hin 
reicht, um die geltend gemachten Anſprüche als privatrech liche er- 
ſcheinen zu laſſen. Man darf darüber hinaus ſogar poſitiv behaupten, 
daß nur ein öffentlich⸗rechtlicher Anſpruch der Kirche gegen den 
Staat vorliegen kann. Ob der Inhaber des Anſpruchs nun der 
Pfarrer (Küſter) oder die Kirchengemeinde oder die Landeskirche iſt, 
ſteht hier nicht zur Erörterung. Es genügt die Feſtſtellung, daß die 
allgemeine Bereitſtellung ſtaat icher Mi tel für die früher ſtaal liche, 
ſpäter eigene Kirchenverwaltung eine öffentlich⸗rechtliche Einrichtung 
iſt, aus der, wenn überhaupt, nur öffentlich-rechtliche Anſprüche er⸗ 
wachſen können. 

Ein rechtliches Bedenken gegen die vorſtehenden Ausführungen 
und die der beiden Urteile könnte viellei ht aus der Tatſache herge⸗ 
leitet werden, daß die heute geläufige Unterſcheidung von privatem 
und öffentlichem Recht dem früheren Rechtsdenken fremd geweſen 
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worin ſie zugleich um ſeine Verſorgung „wie ehemals hier Gewohn⸗ 
heit geweſen“ gebeten habe. Im Jahre 1607 habe der Herzog dem 
dortigen Paſtor, weil ſeine Einkünfte recht gering ſeien und er davon 
ſein und der Seinen Auskommen ſchwerlich haben könne, ſein Lehen 
zugewieſen. Aus zwei Aufſtellungen von 1653 und 1680 ergeben ſich, 
daß der Pfarrer alle ſeine Einkünfte bis a einen geringen Beitrag 
des Kloſters vom Landesherren bezogen habe, darunter verſchiedene 
im Laufe der Zeit hinzugefügten Zulagen, z. B. die Nutzung einer 
herrſchaftlichen Wieſe. Als dieſe 1815 verkauft worden ſei, habe die 
Regierung der Pfarrſtelle die Nutzung einer anderen Wieſe zugeteilt 
und ihr außerdem noch den Erlös „zur Aufbeſſerung der ohnehin 
nicht vorteilhaften Dotation“ überlaſſen. 

Auch die Fürſorge für die Pfarrwitwen habe die Landesherr⸗ 
ſchaft ſchou 1653 übernommen, nachdem auf ihre Anfrage berichtet 
worden ſei, daß in M. keine Eingepfarrten vorhanden ſeien, die dazu 
beitragen könnten. Auch 1688, 1703 und ſeitdem ſtändig, hatten 
die Witwen die dafür beſtimmte Wohnung und Uuterhalt von dem 
Landesherren bezogen, der 1744 das abgebrannte Witwenhaus wieder 
aufgebaut habe. 

Auch bei der Gemeinheitsſtellung 1828 ſeien der Pfarrſtelle und 
dem Pfarrwittum Landflächen zugewieſen worden. Ebenſo habe der 
Landesherr und ſpäter der Staat die Dotation der Küſter⸗ und 
Organiſtenſtelle und alle auderen Kirchenbedürfniſſe ſeit unvordenk⸗ 
licher Zeit beſtritten, die Gemeinde ſelbſt habe niemals dazu beige⸗ 
tragen. 

Im Jahre 1923 habe der Bekl. ſich geweigert, die Bezüge 
des Pfarrers, des Organiſten und der Pfarrwitwe entſprechend der 
Geldentwertung aufzubeſſern. 

Vor dem Beginn der mündlichen Verhandlung ging bei dem 
Prozeßgerichte ein Plenarbeſchluß der Regierung zu Lüneburg ein, 
worin der Kompetenzkonflikt erhoben und folgendes ausgeführt wird: 
Soweit die Klage darauf geſtützt werden ſolle, daß der Bekl. Rechts⸗ 
nachfolger des Kloſters geworden ſei, fehle es an der Darlegung, 
daß und aus welchem Rechtsgrunde das Kloſter der Kl. gegenüber 
verpflichtet geweſen ſei, und der Staat eine ſolche Pflicht übe 
nommen habe. 

Auf unvordenkliche Verjährung könne nicht bloß der Erwerb 
von Privatrechten, ſondern auch von Rechten des öffentlichen Rechts 
gegründet werden; in den letzten Falle ſei der Rechtsweg unzuläſſig. 

aß es ſich hier um öffentliches Recht handle, folge daraus, daß es 
in Hannover vor Erlaſſung des Kirchen⸗ und SculvorſtandG. v. 
14. Okt. 1848 und der Kirchenvorſtand⸗ und Synodal O. v. 9. Okt. 
1864 eine eigene kirchliche Selbſtverwaltung nicht gegeben habe und 
der Landesherr, ſpäter der Staat die bedürftigen Kirchengemeinden 
nur im öffentlichen Jutereſſe ohne Rechtsverbindlichkeit unterſtützt 
habe. Namentlich hätten die von der Kl. behaupteten Dotationen 
durch den Landesherrn höchſtens eine durch fortgeſetzte Übung zum 
Teil der örtlichen Kirchenverfaſſung gewordene Obſervanz begründen 
können, auf die aber die Klage nicht geſtützt ſei, und die den Bekl. 
nicht zu höheren als den ſeit unvordenklicher Zeit feſtſtehenden 
Leiſtungen verpflichten würde. Gegen eine weitergehende Pflicht 
des Bekl. ſpreche auch, daß die Kl. ſeit 1898 als leiſtungsfähige 
Kirchengemeinde aus dem Zuſchußfonds auf Grund des preuß. Geſ. 
v. 2. Juli 1898 (GS. 155) alljährlich eine Beihilfe zur Sicher⸗ 
ſtellung des geſetzlichen Pfarrgehalts beziehe. 

Die Klageſchrift läßt nichts erkennen, daß die Klage auf eine 
vom Bekl. übernommene Pflicht des Kloſters M. geſtützt werde. 
Allerdings wird behauptet, daß der Rechtsvorgänger des Bekl, näm⸗ 
lich der damalige Landesherr 1542 alle zum Kloſter gehörige Güter 
und Einkünfte eingezogen habe. Weiter wird in dem Briefe der 
Abtiſſin an die Regierung erwähnt, daß ehemals in M, Gewohuheit 
geweſen ſei, den Prediger zu verſorgen. Die Klage läßt aber nicht 
erkennen, daß aus dieſer Gewohnheit ein Rechtsanſpruch einer etwa 
damals ſchon beſtehenden katholiſchen Kirchengemeinde und ferner 
ein Übergang dieſes Anſpruchs auf die Kl. hergeleitet werde, von 
der es in der Klage heißt, daß fie erſt 1550 entſtanden ſei. 

Als alleiniger Klagegrund wird vielmehr ein erſt nach dieſem 
Zeitpunkte durch unvordenkliche Verjährung entſtandener privatrecht⸗ 
licher Anſpruch der Kl. gegen den Bekl. auf Übernahme der Kirchen⸗ 
laſten in ihrer Geſamtheit geltend gemacht. 
iſt, alſo nicht auf mittelalterliche Verhältniſſe übertragen werden 
darf. Dieſe Tatſache hindert jedoch nicht, heutige Rechtsanſprüche 
als bürgerlich⸗rechtlich oder öffentlich⸗ rechtlich zu qualifizieren, auch 
wenn dabei Tatſachen und Tatbeſtände zu würdigen ſind, die in 
vergangene Jahrhunderte zurückreichen. Bedenklich iſt es nur, mittel⸗ 
alterliche Rechtsvorgänge mit dem Mittelalter unbekannten Begriffen 
und Unterſcheidungen zu erklären, unbedenklich dagegen, bei der 
hiſtoriſchen Ergründung gegenwärtiger Rechtsverhältniſſe moderne 
Begriffe und Unterſcheidungen zu verwerten. 

Ein rechtspolitiſches Bedenken, das an keiner Stelle der be⸗ 
ſprochenen Erkenntniſſe berückſichtigt worden iſt, erſcheint mir ſchwer⸗ 
wiegender. Das Staatsorgan, welches den beklagten Fiskus vertritt, 
iſt identiſch mit demjenigen Staatsorgan, welches durch Erhebung 
des Kompeteuzkouflikts den ſchwebenden Rechtsſtreit unlerbricht. Die 
Regierung in Lüneburg, welche den Konflikt beſchließt, kommt ſich 
ſelbſt als dem Bekl. zu Hilfe. Denn die Konfliktserhebung nützt dem 
Bekl. in jedem Falle, indem fie einen Aufſchub der Sachentſcheinung 
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Die unvordenkliche Verjährung kommt als Entſtehungsgrund 
ſowohl für Rechtsverhältniſſe des öffentlichen als auch privaten 
Rechts vor. Im erſten Falle iſt die Geltendmachung des Anſpruchs 
keine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit und deshalb der Rechtsweg nach 
813 GVG. ausgeſchloſſen. Dagegen iſt für die durch unvordenkliche 
Verjährung entſtandenen Anſprüche des bürgerlichen Rechts der 
Rechtsweg geöffnet, ſoweit nicht Verwaltungsbehörden oder Verwal⸗ 
tungsgerichte dafür zuſtändig oder reichsgeſetzlich beſondere Gerichte 
beſtellt oder zugelaſſen ſind. 

Ob das in der Klage behauptete Rechtsverhältnis dem öffent⸗ 
lichen oder dem privaten Rechte zugehört, das entſcheidet ſich nicht 
allein durch die Behauptung der Kl., es ſei für ſie ein privatrecht⸗ 
licher Anſpruch entſtanden. Allerdings iſt bei der Unterſuchung der 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs nur das Klagvorbringen, und. 
zwar aud inſoweit zugrunde zu legen, als es vom Bell. beſtritten 
wird. Ferner iſt es hierbei auf ſeine Schlüſſigkeit für das Ent- 
ſtehen des beanſpruchten Rechts nicht nachzuprüfen, weil auch 
dies der Eutſcheidung im Rechtswege unterliegt. Wohl aber bedarf 
es der Nachprüfung, ob das Klagvorbringen ſolche Behauptun⸗ 
gen enthält, welche einen Auſpruch des bürgerlichen Rechts 
als Gegenſtand des Rechts ſtreitig erkennen laſſen. Für eine auf 
unvordenkliche Verjährung geſtützte Klage iſt deshalb der Rechtsweg 
nur gegeben, weun Tatſachen behauptet werden, welches die Ente 
ſtehung eines dem bürgerlichen Rechte augehörigen Anſpruchs 
durch unvordenk.iche Verjährung begründen ſollen. Es genügt alſo 
nicht die Behauptung, daß der Bekl. feit Menſchengedenken die kirch⸗ 
lichen Laſten im Bewußtſein ſeiner Rechtspflicht getragen habe, 
ſondern es muß weiter durch Tatſachen dargelegt werden, daß er 
dies zur Erfüllung einer Verpflichtung des bürgerlichen 
Rechts getan habe. Als eine hierzu genügende Behauptung iſt 
nicht anzuſehen die bloße Rechtsaus führung, daß er die 
Leiſtungen zur Erfüllung einer privatrechtlichen Pflicht gemacht habe. 
Es fehlt vielmehr die Angabe ſolcher Tatſachen, woraus dies 
gefolgert werden ſoll, namentlich auch die Angabe des vermeintlichen 
privatrechtlichen Rechtsverhältniſſes, daß der Bekl. bei jenen Lei⸗ 
ſtungen als Quelle ſeiner Verpflichtungen angeſehen haben ſoll. Eine 
ſolche tatſächliche Darlegung iſt namentlich dann unentbehrlich, wenn 
die übrigen in der Klage vorgetragenen Tatſachen mindeſtens eben⸗ 
ſogut einen Schluß auf eine bloß tatſächliche Übung oder auf eine 
übung zur Erfüllung einer Pflicht des öffentlichen Rechtes recht⸗ 
fertigen können. Hierfür iſt es von Bedeutung, daß es ſich hier 
um ſolche Leiſtungen des Landesherrn und des Staates handelt, wie 
fie gerade in jenem Zeitalter aus Gründen des öffenklichen Rechts 
gewahrt zu werden pflegten. Nach der Einführung des evangeliſchen 
Glanbensbekenntniſſes durch die Landesherren in ihren Herrſchafts⸗ 
gebieten bedurften die Einrichtungen der evangeliſchen Kirche regel⸗ 
mäßig zunächſt der Fürſorge des Landesherrn durch Unterſtützung 
aus Staatsmitteln, die er aus religiöſen Beweggründen oder im 
Staatsintereſſe gewährte. Hieran hat ſich nichts geändert, als der 
Staat zugleich mit dem bisher zu dieſen Zwecken verwendeten Ein: 
fünften auch dieſe Leiſtungen übernahm und fie auch nach Einführung 
der kirchlichen Selbſtverwaltung zugunſten bedürftiger Gemeinden 
fortſetzte. In ſolchen Fällen würde eine ſeit Menſchengedenken be⸗ 
ſtehende übung, beſtehend in der Verſorgung einer Kirchengemeinde 
mit ihrem geſamten Kirchenbedarf aus Staatsmitteln, entweder nicht 
in Erfüllung einer Rechtspflicht oder nur in Erfüllung einer im 
öffentlichen Rechte begründeten Pflicht ſtattgefunden haben. Daß 
aber hier ein ſolcher Fall nicht vorliegt, ſondern daß die Übung im 
Glauben an eine Verpflichtung des bürgerlichen Rechtes entſtanden 
und fortgeſetzt ſei, dafür ſind Tatſachen von der Kl. überhaupt nicht 
vorgetragen. Ihr Vorbringen läßt alſo nicht erkennen, daß ſie einen 
Anſpruch des bürgerlichen Rechtes erhebt; der Rechtsweg iſt nach 
813 GVG. unzuläſſig, der Kompetenzkonflikt begründet. 

(Pr. Ger h. z. Entſch. d. KompͤKonfl, Urt. v. 29. März 1924, 
10 16/23.) Mitgeteilt von RA. Dr. Bauſtaedt, Lüneburg. 


6. 8 13 GVG. Für den Streit zwiſchen Provinz und 
Kreis auf Grund eines Chauſſeeübernahmevertrages if 
der Rechtsweg zuläffig.t) 

Der Bekl., der Provinzialverband Schlefien, beſchloß auf Grund 
des 8 18 III des Geſetzes v. 30. April 1875 wegen Dotation der 


zur Folge hat, im vorliegenden Falle ſogar noch wirkſamer, indem 
ſie dazu führt, daß ein verurteilendes Gerichtserkeuntnis nicht mehr 
ergehen kann und das ergangene Erkenntuis aufgehoben wird. Die 
Regierung beſchließt alſo den Konflikt gewiſſermaßen in eigener 
Sache, womit natürlich nicht der Vorwurf konkreten Mißbrauchs 
ihrer Befugnis ausgeſprochen werden ſoll. Immerhin beſteht, obgleich 
die endgültige Entſcheidung über den Konflikt wieder bei einer 
anderen Stelle, nämlich dem Kompetenzgerichtshof, liegt, eine Inter⸗ 
eſſenkolliſion. Da das Geſetz dicſem Fall nicht Reihnung trägt, hatten 
die Urteile keinen Anlaß, ja keine Möglichkeit, jenes Problem anzu- 
ſchneiden. De lege ferenda aber ſei dem Wunſch Ausdruck gegeben, 
daß in allen Fällen, in denen der Fiskus Beklagter iſt, eine andere 
als die den Fiskus im Prozeß vertretende Behörde über die wich⸗ 
tige Frage der Erhebung des Kompetenzkonflikts zu entſcheiden habe. 
KonſRat Prof. Dr. Friedr. Gieſe, Frankfurt a. M. 

Zu 6. Der Entſch. iſt im Ergebnis beizutreten, nicht 

aber in der Begründung. Sie iſt getragen von dem Satze, die ſtrei⸗ 
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Provinzial⸗ und Kreisverbände v. 8. Juli 1875 (GS. 497 ff.) 
mit dem Kl., dem Kreiſe Hirſchberg, einen Vertrag, wonach der Kl. 
die Unterhaltung der Provinzial⸗Chauſſeen im Landkreiſe Hirſch⸗ 
berg gegen eine ihm vom Bekl. zu zahlende jährliche Rente von 
86 640 % übernahm. Die Berechnung der Reute iſt erfolgt nach 
den durchſchnittlichen jährlichen ſächlichen Unterhaltungskoſten, welche 
die Provinzial⸗Chauſſeen in den Jahren 1900—1908 erfordert 
haben. Durch die Geldentwertung ſeit 1919 ſind die vom Kl. auf⸗ 
zuwendenden Unterhaltungskoſten für die ehemalige Provinzial⸗ 
Chauſſee erheblich höher geworden als die ihm vom Bekl. vertrag⸗ 
lich zu gewährende Rente. Der Kl. verlangt daher in der Klage vom 
Bekl. für eine der von ihm übernommenen Chauſſeeſtrecken die Mehr⸗ 
koſten, die die Unterhaltung dieſer Strecke in den Jahren 1921 und 
1922 gegenüber demjenigen Betrage verurſachte, der rechnungs⸗ 
mäßig von der vom Bekl. für die geſamten Kreischauſſeen zu zahlen⸗ 
den Rente auf dieſe Strecke entfällt. Der Beklagte hat die Einrede 
der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges erhoben und die Verhandlung 
zur Hauptſache verweigert. Er behauptet, daß der zwiſchen den Par⸗ 
teien abgeſchloſſene Vertrag ein öffentlich⸗rechtlicher mit der Wirkung 
ſei, daß alle Streitigkeiten aus ihm dem Rechtswege entzogen ſeien. 

Das LG. in Breslau hat durch Zwiſchenurteil die Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges verworfen. 

Der Bekl. hat Berufung eingelegt und dem preuß. Staate, 
vertreten durch den Finanzminiſter, den Streit verkündet. Der 
Preuß. Finanzminiſter und der Preuß. Miniſter des Innern haben 
auf Grund der VO ., betreffend die Kompetenzkonflikte v. 1. Aug. 
1879 (GS. 573) durch Erklärung v. 20. April 1923, der eins 
nähere Begründung nicht gegeben iſt, den Kompetenzkonflikt erhoben. 
Den Parteien iſt von der Erhebung des Kompetenzkonfliktes Nach⸗ 
richt gegeben. Sie haben Erklärungen dazu nicht abgegeben. Die 
Vorſchriften über das Verfahren ſind beachtet. Das LG. und das 
OLG. Breslau haben ſich gutachtlich geäußert. 

Der Rechtsweg iſt für zuläſſig zu erachten. 

Die dem Kl. durch den Vertrag vom Bekl. zugeſagten Lei⸗ 
ſtungen liegen auf dem Gebiete der Vermögensrechte, das Intereſſe 
des Kl. daran iſt ein vermögensrechtliches. Sie gehören alſo der 
Rechtsſphäre des Kl. als Rechtsſubjekt des Privatrechtes an und 
ſind ſonach privatrechtlicher Natur. Dieſe Auffaſſung findet ihre 


tigen Leiſtungen lägen auf dem Gebiete des Vermögensrechtes und 
ſeien daher privatrechtlicher Natur. Der KGH. hält alſo an dem 
Satze von der „begrifflich“ privatrechtlichen Natur 
vermögenusrechtlicher Verhältniſſe feſt. Dieſer Satz hat 
unter der Nachwirkung der polizeiſtaatlichen Fiskuslehre in der Tat 
noch lange gegolten. Die ordentlichen Gerichte verſagten der in 
Wirklichkeit erfolgten Neubildung öffentlich-rechtlicher Inſtitute aus 
dem Privatrecht durch Jahrzehnte die Anerkennung. Sie haben dieſen 
Standpunkt aus billigenswerten rechtsſchutzpolitiſchen Gründen ein⸗ 
genommen. Durch 8 13 GVG. waren fie auf privatrechtliche Strei⸗ 
ligkeiten beſchränkt. Daher hätte die Annahme der öffentlich-recht⸗ 
lichen Natur eines bisher privatrechtlichen Verhältniſſes den Aus⸗ 
ſchluß des ordentlichen Rechtsweges zur Folge gehabt, ſoweit nicht 
bei einzelnen Rechtsinſtituten (z. B. Gehaltsanſpruch der Beamten, 
Entſchädigung bei der Enteignung) die Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
lichen Gerichte ausdrücklich geregelt war und daher für die Zu⸗ 
läſſigkeit des ordentlichen Rechtswegs die Zugehörig⸗ 
keit der materiellrechtlichen Beurteilungsnorm zum öffentlichen oder 
Privatrecht dahingeſtellt bleiben konnte. (Vgl. über dieſe Ent⸗ 
wicklung meinen Erſtattungsanſpruch im Verwaltungs⸗ und 
Finanzrecht S. 11 f.) Bei der letzterwähnten Art von Streitigkeiten 
hat das RG. die öffentlich⸗rechtliche Natur der anzuwendenden 
Normen anerkannt, weil dieſer Wandel für die Frage der Zuläſſig⸗ 
keit des ordentlichen Rechtswegs unſchädlich war (Erſtattungsanſpruch 
S. 49 f.). Den Ausgleich dieſer beiden Anſchauungen hat der 3. Bi. 
im Anſchluß an Otto Mayer (Verwaltungsrecht, 1. Aufl., § 16) 
dadurch unternommen, daß er einen neuen Begriff der bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeit i. S. des 8 13 GG. aufſtellte. Mit Rückſicht auf 
den Umbildungsprozeß privatrechtlicher Inſtitute in publiziſtiſche 
und die rechtsſtaatliche Notwendigkeit trotzdem file fie den Rechts⸗ 
ſchutz der ordentlichen Gerichte beizubehalten, ſieht er als bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeit i. S. des 8 13 GVG. an, „was nach 
der zur Zeit der Erlaſſung des Gerichtsveefaſſungsgeſetzes geltenden 
Rechtsauffaſſung oder nach der Auffaſſung des in Betracht kommen⸗ 
den ſpäteren Geſetzes durch die ordentlichen Gerichte in entſcheiden 
war“. (RG. S. 2, 310 f.) Dieſe Auffaſſung iſt ſeitdem von der 
Rechtſprechung der Zſ. des RG. aufgenommen. Durch dieſe derart 
erfolgte analoge Anwendung des § 13 GVG. (vgl. Erſtattungsan⸗ 
ſpruch S. 61 f.) haben die ordentlichen Gerichte die Möglichkeit ge⸗ 
wonnen, für ſolche Rechtsverhältniſſe, die früher privatrechtlich 
waren, jetzt aber öffentlich-rechtlich ſind, dieſen Wandel der Rechts⸗ 
ordnung materiellrechtlich anzuerkennen, ohne daß ihre Zuſtändig⸗ 
keit berührt würde. Die — fiktive — Hilfskonſtruktion der be⸗ 
grifflichen Privatrechtlichkeit vermögensrechtlicher Anſprüche iſt über⸗ 
flüſſig geworden, da ihre rechtsſchutzpolitiſche Funktion durch die 
geſchilderte Entwicklung des Gerichtsverfaſſungsrechtes ſich erübrigt. 
Vermögensrecht und Privatrecht ſind nach dem heutigen 
Stande der Rechtsordnung nicht mehr identiſch. 

Die Begründung des KKH. trägt alſo fein Erkenntnis nicht. 
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Beſtätigung auch in der Entſtehung des 8 18 III des Geſetzes vom 
30. April 1875. Es lag nämlich bei der Beratung des Geſetzes im 
Abgeordnetenhauſe ein Antrag vor, wonach die Übertragung der 
Wegebaulaſt der Provinz auf die engeren Kommunalverbände der 
ſtatutariſchen Anordnung der Provinzialverbände überlaſſen werden 
ſollte. Dieſe Regelung durch öffentlich-rechtliche Satzung wurde aber 
nicht Beſchluß, ſondern es wurde die im Geſetze enthaltene Fafſung 
gewählt, weil die übertragung der Wegebaulaſt „lediglich Sache 
freier Vereinbarung zwiſchen Kreis und Provinz fein müſſe“, alfo 
Sache privatrechtlichen Vertrages. (Anl. zu den Sten Ber. des Ab⸗ 
geordnetenhauſes XII. 2 [1875] Bd. 2, 1177.) 

Dieſe Rechtslage wird dadurch nicht geändert, daß die in dem 
Vertrage zwiſchen den Parteien erfolgte Übertragung der Wege⸗ 
unterhaltungslaſt auch eine öffentlich-rechtliche Wirkung beſitzt. Denn 
das öffentliche Recht kennt eine Reihe von Fällen, in denen aus 
privatrechtlichen Willenserklärungen oder Verkrägen öffentlich⸗recht⸗ 
liche Verpflichtungen entſtehen. Bezüglich der Übertragung der Wege⸗ 
baulaſt iſt dieſe Möglichkeit in der Rechtſprechung unbeſtritten 
(JW. 90, 210). Dadurch werden aber die privatrechtlichen Abreden 
ſolcher Verträge in ihrer rechtlichen Natur und Wirkung nicht be⸗ 
rührt. Sind alſo die Leiſtungen, die der Kl. von dem Bekl. zu be⸗ 
anſpruchen hat, privatrechtlich, ſo ſind ſie mangels einer entgegen⸗ 
ſtehenden beſonderen geſetzlichen Vorſchrift gemäß 8 13 GVG. auch 
dem ordentlichen Rechtswege unterworfen (RG. 70, 81; 91, 250). 

(Pr. Gerd. z. Entſch. d. KompKonfl., Erk. v. 29. März 1924, Nr. 2846.) 


O ber verwaltungsgerichte. 


a) Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


1. 87 des ZuftändigfeitsGef. Die Wohnungszwangs⸗ 
bew irtſchaftung ift, ſoweit eine Mitwirkung der Gemeinde⸗ 
behörde ſtattfindet, keine „Gemeinde angelegenheit“. 
Gegen die Anordnungen der Wohnungsämter iſt daher die 
Beſchwerde an die Kommunalbehörde nicht gegeben. Die 
Gemeindebehörden handeln in der Wohnungszwangsbe— 
wirtſchaftung als Organe der Staatsverwaltung der 
Länder, unterſtehen alſo hierin der Aufſicht der oberſten 


Der ordentliche Rechtsweg iſt aber gleichwohl zuläſſig, weil es ſich 
zwar um ein öffentlich-rechtliches Verhältnis, aber i. S. des ange⸗ 
führten Reichsgerichtsurteils um eine Rechtsſtreitigkeit handelt, die 
nach der zur Zeit der Eutlaſſung des GVG. geltenden Rechtsauf⸗ 
faſſung durch die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden war“. 

Die publiziſtiſche Natur der „Vereinbarung“ gemäß Art. 18 
Abſ. 3 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 ergibt ſich daraus, daß es 
ſich um eine Rechtsnachfolge in die Chauſſeebaupflicht handelte. 

Die — vielfach beſkrittene und i. A. noch nicht völlig ge⸗ 
klärte — Zuläſſigkeit der Rechtsnachfolge in Verwaltungsrecht⸗ 
verhältniſſe (vgl. Fleiner, Inſtitutionen S. 142 f.) ſteht hier 
außer Zweifel, weil ſie wie auch ſonſt häufig im Wegerecht 
(Laſſar a. a. O. S. 66 f.) durch 818 Abſ. 3 ausdrücklich zuge⸗ 
laſſen iſt. Die Chauſſeebaupflicht iſt als eine Art der Wegebaupflicht 
ein öffentlich-rechtliches Inſtitut (Germershauſen, Wege⸗ 
recht J, S. 549 f.; meine Grundbegriffe des preuß. Wegerechts 
S. 52 f.). Die verwaltungsrechtliche Natur der „Vereinbarung“ (nach 
der heutigen Terminologie des „Vertrages“) über die Rechtsnach⸗ 
folge in ein Verwaltungsrechtsverhältnis bedarf keiner beſonderen 
Begründung: „Ihrem Weſen nach kann die Verwaltung der öffent⸗ 
lichen Chauſſeen, und insbeſondere die den Provinzialnerbänden 
und ſonſtigen Kommunalverbänden in 8 18 des Geſetzes vom 8. Juli 
1875 übertragene Verwaltung, nur von der Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts ſelbſt, in Erfüllung der ihr obliegenden weſentlichen 
Aufgaben, geführt werden. Sie kann nicht als eine private gedacht 
werden“ (RG. 85, 409). 5 

Iſt demnach der ſtrittige Auſpruch ein öffentlicherechtlicher, fo 
unterliegt er trotzdem als „Zivielprozeßſache kraft Überlieferung“ 
(vgl. über die Klaſſifizierung der zur Zuſtändigkett der ordentlichen 
Gerichte gehörigen Streitigkeiten meinen Erſtattungsanſpruch 
S. 68 f., beſ. 81) der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte. Der⸗ 
artige „Vereinbarungen“ waren in den ſiebziger Jahren nach der 
damals geltenden Rechtsauffaſſung wegen ihres vermögensrechtlichen 
Inhalts ziviliſtiſcher Nalur (RGGZ. 11, 65; 22, 288). Deshalb, 
nicht weil der Anſpruch einen Vermögenswert hat, iſt der ordentliche 
Rechtsweg gegeben, obwohl das „Grundverhältnis“ heute zum 
öffentlichen Recht gehört. 

Die gegenwärtige Regelung iſt unüberſichtlich. Praktiſch 
wären klare Zuſtändigkeitsvorſchriften. 

Aber vorläufig neigt unſere Geſetzgebung nicht dazu, durch 
Aufſtellung weitgehender reichs⸗ und landesrechtlicher Generalklau⸗ 
ſeln für die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte das nun einmal 
vorhandene Bedürfnis nach Rechtsſchutz auf dem Gebiet des öffent⸗ 
lichen Rechts zu befriedigen. Solange hierin keine Anderung eintritt, 
befriedigt die von der Verwaltungsrechtstheorte und der rechts⸗ 
ſchöpferiſchen Praxis des 3. Zſ. geſchaffene Zuſtändigkeitsordnung 
dies Rechtsſchutzbedürfnis, ohne die Wirklichkeit unſres Verwaltungs⸗ 
rechts durch Fiktionen zu verfälſchen. 

Prof. Dr. Laſſar, Berlin. 
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Landesbehörde. Die Aufſicht iſt eine unbeſchränkte Dienſt⸗ 
Aufſicht; die Aufſichtsbehörde iſt alſo auch zur Anderung 
der Verfügungen der Wohnungsämter in ſachlicher Be⸗ 
ziehung befugt. 7) 

Den ſich im weſentlichen auf den Aufſatz von v. Knobloch, 
„Die Rechtsmittel gegen Verfügungen der Gemeindebehörden (Woh⸗ 
nungsämter) zur Durchführung der Wohnungszwangswirtſchaft“ (Pr.⸗ 
Verw. Bl. 43, 541) ſtützenden Ausführungen des Bezirksausſchuſſes 
kann nicht voll beigepflichtet werden. Dieſe gehen dahin, daß die 
Kommunalaufſichtsbeſchwerde des 87 des Zuſtändigkeitsgeſetzes ge⸗ 
geben ſei, weil es ſich um eine ſtädtiſche Gemeindeangelegenheit 
handle; nach 87 des Zuſtändigkeitsgeſetzes ſtehe dem Regierungs⸗ 
präſidenten auch das Recht materieller Nachprüfung der Maßnahmen 
des Kl. (Magiſtrat) zu, weil eine ſogenannte Auftragsangelegen⸗ 
heit vorliege, d. h. eine ſolche ſtädtiſche Gemeindeangelegenheit, die 
durch die Gemeinden kraft des ihnen vom Staate ausdrücklich über⸗ 
tragenen Rechts im Auftrag des Staates erledigt werde. Demgegen⸗ 
über hat der Kl. mit Recht darauf hingewieſen, daß die Mitwirkung 
bei der Wohnungszwangsbewirtſchaftung gar nicht den Gemein⸗ 
den, ſondern den Gemeinde behörden übertragen ſei, man alſo 
überhaupt nicht von einer ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheit, ſon⸗ 
dern höchſtens von einer Gemeindebehörde n angelegenheit ſprechen 
könne. Die Richtigkeit dieſer Anſicht ergibt ſich zweifelsfrei aus der 
„Bek. des Bundesrats über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel“ 
v. 23. Sept. 1918 — W. M. V. — (vgl. insbeſ. die 58 1, 9) ſowohl 
in ihrer alten wie in der durch das Reichsgeſetz über Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel v. 11. Mai 1920 — W. M. G. — ge⸗ 
änderten Faſſung (RCBl. 1918, 1143; 1920, 919), und aus den 
Preuß. Ausſvorſchr. v. 3. Juli 1920 (GS. S. 361). 

Auf Grund des 83 des Reichsgeſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen v. 4. Aug. 1914 
(RG Bl. 324) hat zunächſt der Bundesrat die Wohnungszwangs⸗ 
bewirtſchaftung in die Hand genommen und u. a. die Wohnungs⸗ 
mangel VO. erlaſſeu; ſpäter hat die Nationalverſammlung dieſe Maß⸗ 
nahmen in dem Wohnungsmangel®. erweitert, das inzwiſchen durch 
neuere Reichsgeſetze ergänzt und hinſichtlich ſeiner Geltungsdauer ver⸗ 
längert iſt (vgl. die Geſetze v. 11. Juli 1921, 20. März 1922, 
28. Juni 1922 und 26. Juli 1923 im RGBl. 1921, 933; 1922, 
279 und 529; 1923, 751). Die Wohnungszwangsbewirtſchaftung 
it alſo in erſter Linie eine Reichsangelegenheit. Die Reichsgeſetz⸗ 
gebung hat ſich aber in der WohnungsmangelVO. und dem Woh⸗ 
nungsmangel®. darauf beſchränkt, die für erforderlich erachteten 
Anordnungen und Maßnahmen zu bezeichnen, die Durchführung 
derſelben jedoch der oberſten für das Wohnungsweſen zuſtändigen 
Landesbehörde übertragen, indem ſie dieſer die Befugnis erteilt 
hat, zu ſolchen Anordnungen und Maßnahmen entweder ſelbſtändig 
(vgl. z. B. § 1 der Wohnungsmangel VO.) oder mit Zuſtimmung einer 
Reichsbehörde (vgl. 8 9 daſelbſt) Gemeindebehörden zu ermäch⸗ 
tigen oder zu verpflichten oder die Anordnungen und Maßnahmen 
unmittelbar zu treffen oder die Berechtigung hierzu einer ihr 
unterſtellten Behörde weiter zu übertragen. Inſoweit iſt die 
Wohnungszwangsbewirtſchaftung eine Landes angelegenheit. Die 
Gemeindebehörden, die von der zuſtändigen oberſten Landesbehörde 
die Ermächtigung oder Verpflichtung zu Anordnungen und Maß⸗ 
nahmen der Wohnungszwangsbewirtſchaftung erhalten haben, haben 
alſo das ihnen dadurch erwachſene Recht allein von der Landes⸗ 
behörde abzuleiten. Wenn einzelne Paragraphen der Wohnungs⸗ 
mangelVO. mit den Worten beginnen: „Die Gemeindebehörde kann 
anordnen“ oder „die Gemeindebehörde kann unterſagen“ und der⸗ 
gleichen, ſo iſt dadurch nicht etwa den Gemeindebehörden vom Reiche 
ein ſelbſtändiges Recht zum Anordnen oder Unterſagen ge⸗ 
geben; ihnen ſteht vielmehr das Recht nur dann und inſoweit zu, 
als es ihnen von der zuständigen Landesbehörde nach 8 1 oder 89 
der WohnungsmangelVO. übertragen iſt. Daraus folgt, daß 
die Gemeindebehörden in der Wohnungszwangswirtſchaft nicht aus 
eigenem Recht, ſondern als Organe, und zwar als ſolche der 
Staats verwaltung und nicht der Reichs verwaltung, handeln. 
Hiermit ſtimmt OVG. — PrVerwBl. 43, 53 — durchweg überein. 

Zu Unrecht folgert der Bezirksausſchuß aus dem Umſtand, daß 
die Gemeinde ein Intereſſe an der Wohnungszwangsbewirtſchaftung 
hat, daß letztere zu einer ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheit werde. 
Gewiß wäre eine Gemeinde, wie fie im Rahmen des 89 der öſtlichen 
Städteordnung überhaupt Maßnahmen, die die Einrichtung und 


Zu 1. Ich halte die Entſch. für zutreffend. Sie deckt ſich 
mit der Grundauffaſſung über öffentliches Wohnrecht und öffentliche 
Wohnfürſorge, die ich in meinem Aufſatz „Der Wohnanſpruch“ im 
Preuß. VerwBl. 44, 269 ff. dargelegt habe. Der Wohnanſpruch be⸗ 
deutet ein Perſönlichkeitsrecht des einzelnen gegen das Reich. Indem 
das Reich dem einzelnen durch die wohnrechtlichen Zwangsnormen die 
Möglichkeit zur felbtändigen Deckung des Wohnbedürfniſſes im 
Wege von Angebot und Nachfrage entzog, übernahm es gleichzeitig 
die Pflicht ſeinerſeits für die Erfüllung jenes Bedürfni ſes zu ſorgen. 
Dieſer Pflicht entipricht der ſubjektive publiziſtiſche Wohnanſpruch. 
Das Reich hat die Durchführung der Fürſorge auf die Linder, und 
dieſe haben ſie auf die Gemeinden übertragen. Die Gemeinde hat 
ſich alſo mit ihrer Einzeltätigkeit in den Rahmen des ſtaatlichen 
Geſamtorganismus einzuordnen. Ergibt ſich aus dieſer Auffaſſung 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Erhaltung alles deſſen, was für das geiſtige, leibliche und geſell⸗ 
ſchaftliche Wohl der Gemeindemitglieder erforderlich oder wünſchens⸗ 
wert iſt, zum Gegenſtand haben, treffen kann (vgl. OVG. 12, 
155), ſo insbeſondere auch zu Maßnahmen befugt, die der Be⸗ 
ſeitigung des Wohnungsmangels dienen. Solche Maßnahmen aber, 
wie die bier in Frage ſtehenden, die auf Grund der Wohnungs⸗ 
mangel VO. den Gemeindebehörden bei der Wohnungszwangsbewirt⸗ 
ſchaftung übertragen werden können und die tief in die verfaſſungs⸗ 
mäßig gewährleiſteten Rechte der Staatsbürger (Freizügigkeit, Un⸗ 
verletzlichkeit der Wohnung und des Eigentums, Vertragsfreiheit) 
eingreifen, gehen über den Rahmen der den Stadten gewährten Selbſt⸗ 
verwaltung weit hinaus. 

Handelt ſomit der Kl. bei der Wohnungszwangsbewirtſchaf⸗ 
tung lediglich als Organ der Staatsverwaltung, ſo unterliegt er 
auch deren Aufſicht, wie dies übrigens im 81 des neueſten, den 
Gegenſtand betreffenden Geſetzes v. 26. Juli 1923 — RG Bl. 751 — 
noch beſonders zum Ausdruck gebracht iſt. Denn der oberſten Staats⸗ 
behörde ſteht, inſoweit es nicht durch Sonderbeſtimmungen beſchränkt 
iſt, ein Aufſichtsrecht über jede obrigkeitliche Tätigkeit einer un⸗ 
mittelbaren oder mittelbaren ſtaatlichen Behörde zu. In ſtädti⸗ 
ſchen Gemeinde angelegenheiten iſt mit Rückſicht auf das 
Selbſtverwaltungsrecht der Städte das ſtaatliche Aufſichtsrecht ein 
materiell beſchränktes (vgl. hierüber Ortel, Oſtliche Städteordnung, 
6. Aufl., § 76 Anm. 3) und deshalb formell beſonders geregelt, 
z. B. in 87 des Zuſtändigkeitsgeſetzes. Dieſes ſchafft alſo nicht 
etwa ein Aufſichtsrecht für die ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten, 
das für andere Angelegenheiten nicht vorhanden iſt; es enthält 
auch nicht die einzige Beſtimmung über das ſtaatliche Aufſichts⸗ 
recht in ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten, ſondern nur eine 
ſolche; denn die Entſch. für beſtimmte F lle iſt nicht oder nicht 
ausschließlich durch 8 7 des Zuſtändigkeitsgeſetzes geregelt, ſondern 
der verwaltungsgerichtlichen Entſch. vorbehalten oder an die Ge⸗ 
nehmigung einer höheren Behörde geknüpft (vgl. Ortel, a. a. O. 
Anm. 1 und 2). 

Da es ſich hier nicht um eine ſtädtiſche Gemeindeangelegen⸗ 
heit handelt, iſt das ſtaatliche Aufſichtsrecht weder in formeller noch 
in materieller Hinſicht durch die gedachten Beſtimmungen beſchränkt. 
Eine Beſchränkung könnte vielmehr höchſtens in den 88 6, 9d der 
Woh Mang Vo. (vgl. Art. 4b des Wohn Mang.) geſehen werden, 
nach welchen gegen eine von der Gemeindebehörde in der Wohnungs⸗ 
zwangsbewirtſchaftung im Einzelfall getroffenen Entſcheidung Bes 
ſchwerde an das MEA. ſtattfindet, und deſſen Eutſcheidung unanfecht⸗ 
bar ſein ſoll. Indeſſen ware, wie der Bezirksausſchuß bereits zu⸗ 
treffend ausgeführt hat, wenn durch Einführung der Beſchwerde an 
das MEN. die Möglichkeit ſtaatlichen Eingreifens von Reichs 
wegen hätte beſeitigt werden ſollen, dies zweifellos ausdrücklich 
geſagt worden. Iſt doch die WohnMang O. beſtrebt, die Stellung 
der Landeszentralbehörden bei der Wohnungszwangsbewirtſchaftung 
ſelbſtändig zu geſtalten (88 1, 8, 9a, 9d der Wohn Mang O.). 
Dazu kommt, daß den ME., die zwiſchen den Intereſſen der un⸗ 
mittelbar Beteiligten einen billigen Ausgleich zu ſchaffen 
haben (vgl. die Bek., betr. Einigungsämter, v. 15. Dez. 1914 
— RGBl. 511), zur Wahrnehmung von Staatsintereſſen, 
die in erheblichem Maße in Frage kommen konnen, die Befugnis 
und die Sachkunde fehlen. Zum mindeſten iſt deshalb ein Ein⸗ 
greifen des Staates ſolange zuläſſig, als eine Entſcheidung des 
MEA. nicht vorliegt. 

Das für die unbeſchränkte Aufſicht über die Gemeindebehörden 
in Angelegenheiten der Wohnungszwangsbewirtſchaftung zuſtändige 
Organ, d. h. die oberſte für das Wohnungsweſen zujtändige Landes⸗ 
behörde i. S. der WohnMangO. iſt laut Beſchluß des Staats⸗ 
miniſteriums v. 7. Nov. 1919 (GS. 173) der Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt. Daraus folgt aber noch nicht ohne weiteres, daß die 
gleichen Befugniſſe auch von den dieſem nachgeordneten Behörden 
ausgeübt werden dürfen. Wenn alſo zweifellos auch der Miniſter 
für Volkswohlfahrt zum Erlaß ſolcher Verfügungen wie derjenigen 
des RegPräſ. v. 18. März 1921 u. 16. April 1921 befugt war, 
ſo gilt das gleiche noch nicht ohne weiteres vom Regierungspräſi⸗ 
denten. Doch bedurfte es einer Prüfung in dieſer Hinſicht im vor⸗ 
liegenden Fall aus folgenden Gründen nicht: Der Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt war jedenfalls befugt, nicht nur auf Grund des 89d 
Satz 2 der Wohn Mango. das Nähere über das dort vorgeſehene 
Verfahren vor dem MEA. zu regeln, ſondern nach 8 8 auch noch 


einerſeits das der Gemeinde im einzelnen oft unbequeme ſtaat⸗ 
liche Aufſichtsrecht in Wohnſachen, ſo darf man doch anderſeits nicht 
verkennen, daß damit gleichzeitig für die Gemeinde eine ſtarke Ent⸗ 
laſtung geboten wird. Insbeſondere iſt die Haftung einer Gemeinde 
aus wohnungsmangelrechtlichen Eingriffen nicht gegeben, wenn der 
Betroffene den Schaden im Wege der Aufſichtsbeſchwerde abwenden 
konnte (8 839 III BGB). Weiterhin würde der Landesfiskus haftbar 
fein, wenn die Aufſichtsbehörde ſelbſt durch unzweckmäßige Maß⸗ 
nahmen oder durch Unterlaſſungen im Wohnungsweſen dem einzelnen 
Schaden zufügt. Über die ſonſtigen Folgerungen, die aus der publi⸗ 
ziſtiſchen Einheitsauffaſſung für die wohnrechtlichen Befugniſſe des 
einzelnen und der Gemeinden untereinander ſich ergeben, vgl. meinen 
„Wohnanſpruch“ PrVerwBl. a. a. O. 271f. 
Prof. Dr. Hein, Halle. 
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Ausführungsvorſchriften zur WohnMaug O. zu erlaſſen, alſo auch 
mittels dieſer ein Dienſtaufſichtsbeſchwerdeverfahren zu ſchaffen. 
Dies iſt durch Ziff. 7 der erwähnten Ausführungsvorſchriften v. 
3. Juli 1920 geſchehen. Es wird dort geſagt, daß die Befugniſſe 
der Kommunalaufſichtsbehörde, wie fie im 87 und im 8 24 des 
Zuftändigfeit3®. abgegrenzt ſeien, durch 8 9 der Wohn Mang O. 
nicht beſeitigt und die Kommunalaufſichtsbehörden daher innerhalb 
des Rahmens der ihnen geſetzlich zuſtehenden Befugniſſe jederzeit 
berechtigt ſeien, einzugreifen. Gleichgültig iſt es dabei, ob bei 
Schaffung der Ziff. 7 der Ausf Vorſchr. der Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt, wie es ſcheint, von der irrtümlichen Anſicht ausgegangen 
iſt, daß gegenüber den Gemeindebehörden in Angelegenheiten der 
Wohnungszwangsbewirtſchaftung nur die beſchränkte Kommunalauf⸗ 
ſicht, nicht die unbeſchränkte Dienſtaufſicht, gegeben ſei. Ebenſowenig 
wird die Gültigkeit der Ziff. 7 dadurch berührt, daß möglichenfalls 
die in Ziff. 1 ausgeſprochene Beſchränkung der Beſchwerde an das 
MA. auf beſtimmte Fälle als dem 89 d der Wohn Mang VO. wider⸗ 
ſprechend ungültig iſt. Mag daher auch vielleicht der Miniſter dem 
Regierungspräſidenten durch die Ziff. 7 die Aufſicht nur in dem 
beſchränkten Umfang der Kommunalaufſicht übertragen haben und 
der Regierungspräſident darüber hinaus materielle Eutſcheidungen 
getroffen haben, die er nur im Rahmen der vielleicht ihm nicht 
delegierten unbeſchränkten Dienſtaufſicht hätte treffen dürfen, ſo 
beſteht doch die Verf. v. 18. März 1921 ſchon deshalb zu Recht, 
weil der mit der unbeſchränkten Dienſtaufſicht bekleidete Miniſter 
keinen Anlaß genommen hat, dieſe Verfügung zu mißbilligen, viel⸗ 
mehr die Beſchwerde des Kl. zurückgewieſen und im Rahmen ſeiner 
Zuständigkeit dadurch die Entſcheidung des Regierungspräſidenten 
zu der ſeinigen gemacht hat. 

(OVG., II. Sen., Entſch. v. 18. Dez. 1923, II B 27/22, Preuß. 
VerwBl. 45, 164.) 


2. Polizeilicher Zwang gegen den Eigentümer 
wegen Inſtandſetzung einer vermieteten Wohnung. 7) 

Durch Verfügung v. 13. Nov. 1922 gab der Magiſtrat der 
Stadt Q. dem Schuhmacher W. in R. unter Androhung eines 
Zwangsmittels auf, binnen vierzehn Tagen in der von dem Arbeiter 
M. bewohnten Wohnung feines Hauſes Pf.⸗Straße 6 in Q. zwei 
neue Fenſter einſetzen und ein kleines Fenſter erneuern zu laſſen. 
Auf Klage des W. hob der Kreisausſchuß dieſe Verfügung auf, 
und der Bezirksausſchuß wies die dagegen vom Bekl. eingelegte Be⸗ 
rufung zurück. Der Bekl. hat Reviſion eingelegt, die begründet iſt. 

Die Vorinſtanzen ſind mit Recht davon ausgegangen, daß den 
Gegenſtand des Verwaltungsſtreitverfahrens eine polizeiliche Ver⸗ 
fügung bildet. 

Der Bezirksausſchuß hat die vom Kreisausſchuß ausgeſprochene 
Aufhebung der angefochtenen Verfügung mit der Begründung be⸗ 
ſtätigt, daß die Polizeibehörde bei ihrem Einſchreiten auf Grund 
des § 10 II 17 ALR. nicht mehr verlangen dürfe, als zur Erreichung 
des von ihr verfolgten berechtigten Zweckes notwendig ſei, daß ſie 
deshalb unter mehreren möglichen Mitteln zur Beſeitigung eines 
polizeiwidrigen Zuſtandes dasjenige wählen müſſe, welches bei hin⸗ 
reichender Wirkſamkeit den Betroffenen am wenigſten belaſte; dagegen 
habe der Bekl. verſtoßen, indem er dem Kl. ſchlechthin die Inſtand⸗ 
ſetzung der gedachten Fenſter aufgab, ſtatt ihm die Wahl zu laſſen, 
ob er dieſe Inſtandſetzung vornehmen oder auf die Benutzung der 
Räunte zu Wohnzwecken verzichten wollte. Dieſe Entſch. beruht auf 
unrichtiger Anwendung des beſtehenden Rechtes. Die Polizei iſt 
berechtigt wie verpflichtet, für die Abſtellung polizeiwidriger Zuſtände 
zu ſorgen. Sie darf nur das anordnen, was zur Erreichung des 
Zweckes nötig iſt, nicht mehr. Wenn die Erreichung des Zweckes 
auf verſchiedene Weiſe möglich iſt, ſo muß ſie das den Verpflichteten 
am wenigſten belaſtende Mittel wählen, denn nur dieſes iſt nötig, 
die Anwendung des mehr belaſtenden Mittels dagegen nicht. Sind 


Zu 2. A. Das OVG. ließ bisher immer den Einwand des 
Eigentümers gelten, daß er die Räumung der Wohnung der In⸗ 
ſtandſetzung vorziehe, und hob die auf Inſtandſetzung gerichteten 
polizeilichen Verfügungen auf, weil die Polizei nur das den Ver⸗ 
pflichteten am wenigſten belaſtende Mittel wählen dürfe, und das 
ſei eben die Räumung. Der beklagte Magiſtrat machte hiergegen 
geltend, daß die Polizei doch kein Mittel wählen dürfe, das die 
Wohnungsnot vergrößern und damit die öffentlichen Intereſſen 
ſchädigen würde. Im Hinblick hierauf erklärt das OVG.: „In 
ſolchen Fällen wird die Benutzungsaufgabe als gleichwertiges Mittel 
von der Polizei nur dann ins Auge gefaßt werden können, und 
wohl regelmäßig auch müſſen, wenn nach der Lage des Falles die 
polizeiliche Räumungsanordnung gegen den Mieter und den Haus⸗ 
eigentümer ſich als die „nötige Anſtalt' darſtellt.“ Im vor⸗ 
liegenden Falle wäre aber nach Anſicht des OVG. die Räumungs⸗ 
anordnung mehr als die nötige Anſtalt geweſen; die Inſtandſetzung 
der Fenſter ſei hier die nötige Anſtalt i. S. des 8 10 II 17 ALR. 
Dieſe vom OVG. im obigen Urteil herausgearbeitete Unterſcheidung 
kann nur als berechtigt anerkannt werden. 

Bürgermeiſter Dr. Kleineck, Quakenbrück. 

B. Den wohlbegründeten und geſunden Rechtsausführungen 
des OVG. wird man durchweg beitreten müſſen, jedenfalls dann, 
wenn man, wie der Unterzeichnete, davon ausgeht, daß die An⸗ 
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mehrere gleichwertige Mittel gegeben, ſo muß ſie dem Verpflichteten 
die Wahl unter dieſen laſſen, denn die Beſchränkung auf ein be⸗ 
ſtimntes Mittel iſt zur Erreichung des Zweckes gleichfalls nicht nötig. 
Die Polizei iſt aber nicht gehalten, nachzuforſchen, welche Mittel 
zur Verfügung ſtehen oder welches dem Verpflichteten von ſeinem 
Standpunkt aus als das weniger belaſtende erſcheint. Namentlich hat 
fie keine Veranlaſſung, auf die Zuläſſigkeit eines an ſich ſchärferen 
und weitergreifenden Mittels beſonders hinzuweiſen. Sie kann ſich 
darauf beſchränken, das Ziel vorzuſchreiben und die Mittel zu ſeiner 
Erreichung dem Verpflichteten zu überlaſſen, oder die eine Maß⸗ 
nahme anzuordnen und die andere ausdrücklich freizugeben. Im 
allgemeinen wird fie richtig verfahren, wenn ſie das Nachſtliegende, 
das nach Lage der Sache Gegebene anordnet, wobei ſich dann ſtill⸗ 
ſchweigend die Meinung der Polizei vorausſetzen läßt, daß das An⸗ 
geordnete auch mit anderen Mitteln geleiſtet werden könne. Nur 
darf die Anordnung nicht auf die Anwendung gerade dieſes Mittels 
unter Ausſchließung anderer gerichtet ſein. Es wird auf die Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles ankommen, wie die Verfügung zu be⸗ 
urteilen iſt und worauf ſich die Anordnung zu erſtrecken hatte und 
nur erſtrecken durfte. Bei Wohnungsmängeln wird die Inſtand⸗ 
ſetzung in der Regel das Nächſtliegende und Gegebene, das weiter⸗ 
greifende Mittel der Benutzungsaufgabe von der Polizei nicht ins 
Auge zu faſſen ſein. Nur darf nicht erhellen, daß gerade Inſtand⸗ 
ſetzung unter Ausſchließung der Benutzungsaufgabe gefordert wird. 
Auszuſchließen aber iſt die Anwendung eines anderen Mittels, wenn 
dieſes zur Erreichung des Zweckes nicht genügt. Handelt es ſich 
um die Abwendung einer unmittelbar bevorſtehenden Gefahr, ſo 
genügt ein Mittel nicht, deſſen Durchführung läugere Zeit als an⸗ 
gängig erfordert. In dieſer Beziehung kommt für Fälle der vor⸗ 
liegenden Art in Betracht, daß der Mieter auf Grund ſeines Miet- 
rechts Anſpruch auf Wohnungsbenutzung hat und daß er vom Eigen⸗ 
tümer regelmäßig nicht alsbald aus der gemieteten Wohnung heraus- 
geſetzt werden kann. Die Polizei wird ferner zu berückſichtigen haben, 
daß infolge der Mieterſchutzgeſetzgebung und der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft der Mieter nicht ohne umſtändliches Verfahren zur Raͤu⸗ 
mung der Wohnung zu veranlaſſen iſt. In ſolchen Fällen wird 
die Benutzungsaufgabe als gleichwertiges Mittel von der Polizei 
nur daun ins Auge gefaßt werden können und wohl regelmäßig 
auch müſſen, wenn nach der Lage des Falles die polizeiliche Räu⸗ 
mungsanordnung gegen den Mieter und den Hauseigentümer ſich 
als die nötige Anſtalt darſtellt. Die Polizei wird bei ihren Au⸗ 
ordnungen auch darauf Rückſicht nehmen dürfen, daß infolge der 
beſtehenden Zwangswirtſchaft für den Hauseigentümer kaum eine 
Ausſicht beſteht, ſich eines Mieters zwecks Benutzungsaufgabe der 
von ihm gemieteten Räume zu entledigen. Nur darf die Polizei 
ihre Anordnung nicht zu dem Zwecke erlaſſen, die Riume der Woh⸗ 
nungsbenutzung zu erhalten oder dafür bereitzuſtellen, denn das 
würde ihre Zuſtändigkeit überſchreiten. Dieſe Rechtslage hat der 
Bezirksausſchuß verkannt, indem er annahm, der Bekl. habe dem 
Kl. durch eine ausdrückliche Erklärung die Wahl zwiſchen der Vor⸗ 
nahme der Inſtandſetzung und der Aufgabe der Benutzung der Räume 
überlaſſen müſſen und habe mangels einer ſolchen Erklärung dem 
Kl. dieſe Wahlfreiheit verſagt. Die Vorentſcheidung unterliegt darum 
der Aufhebung. 

Bei freier Beurteilung iſt davon auszugehen, daß der ſchad⸗ 
hafte Zuſtand der Fenſter für die Bewohner der gedachten Räume — 
zumal mit Rückſicht auf die kalte Jahreszeit — eine unmittelbar 
bevorftehende Gefahr für das Leben oder die Geſundheit bildete, 
Die Bewohner der Räume gehören zu den Mitgliedern des Publi⸗ 
kums, auf deren Schutz ſich die Vorſchrift des § 10 II 17 ALR. er- 
ſtreckt. Die Juſtandſetzung der Fenſter war zur Abwendung der 
bevorſtehenden Gefahr das Nächſtliegende, das durch die Umſtände 
Gewieſene und von den vernommenen Sachberſtändigen empfohlene 
Mittel, alſo die nötige Anſtalt i. S. des genannten § 10. Die An- 


ordnung der Polizei nur Abwendung von Gefahren für die Mieter 
bezweckt und deshalb gegenſtandslos wurde, wenn die betreffenden 
Räume nicht mehr bewohnt ſein ſollten. Das iſt ſelbſtverſtändlich 
bei den gegenwärtigen Verhältniſſen eine praktiſch regelmäßig gegen⸗ 
ſtandsloſe Erwägung, da ein Mieter ſelbſt eine verfallene oder ſchad⸗ 
hafte Wohnung nicht leicht aufgeben wird. In Fällen der vor⸗ 
liegenden Art liegt in der Anordnung von notwendigen Repa⸗ 
raturen eine Härte auch nur dann vor, wenn dem Vermieter die 
Mittel zur Reparatur fehlen linsbeſondere wegen der künſtlichen 
Niedrighaltung des Mietzinſes) oder wenn der Mieter es iſt, der 
den ſchadhaften Zuſtand der Wohnräume verſchuldet hat. Mit Recht 
hat aber das OVG. darauf hingewieſen, daß dieſe Punkte nicht 
feiner Beurteilung unterlagen. Inſoweit die tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe richtig zu würdigen, iſt Sache der polizeilichen Inſtanzen. 
Der vom Bezirksausſchuß in der Sache eingenommene Stand⸗ 
punkt iſt ein rein formeller. Selbſt wenn dem Vermieter ausdrück⸗ 
lich die Wahl gelaſſen worden wäre, hätte er doch nicht den Ver⸗ 
zicht auf die Benutzung wählen können, da das nicht ſeine Sache, 
ſondern die des Mieters war, dieſer aber, erklärlicherweiſe, die Woh⸗ 
nung nicht aufgeben, ſondern bewohnbar gemacht haben wollte. Ein 
Vorgehen, wie es der Bezirksausſchuß wollte, würde nur zu Ver⸗ 
zögerungen geführt haben, welche nach Sachlage ſich verboten. 
OrGpPräſ. Prof. Dr. Max Mittelſtein, Hamburg. 
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ordnung an den Mieter, die gemieteten Raume als Wohnung auf⸗ 
zugeben, würde hier mehr als die nötige Anſtalt geweſen ſein. 
Dafür, daß der Kl. die Aufgabe der Benutzung gedachter Räume 
zu Wohnzwecken der Inſtandſetzung vorziehe und nur durch An⸗ 
ordnung der. Gemeindebehörde auf Grund der Wohn MangO. 
daran gehindert werde, fehlte es für den Bekl. bei Erlaß ſeiner An⸗ 
ordnung an jedem Anhalte. Bei dem verhältnismäßig geringen 
Schaden, um deſſen Beſeitigung es ſich handelt, konnte ſolche Abſicht 
auch nicht etwa vermutet werden. Auch konnte ſich der Bekl. ſagen, 
daß es dem Kl. infolge der beſtehenden Wohnungswirtſchaft kaum 
möglich ſein werde, die Entfernung des Mieters aus den Räumen 
zu erreichen. Andererſeits handelte es ſich um eine dem Mieter und 
ſeinen Angehörigen unmittelbar bevorſtehende Geſundheitsgefahr, 
deren Abwendung dringlich war. 

Der Kl. wendet ein, daß der Schaden an den Fenjtern durch 
die Mieter ſelbſt verſchuldet worden ſei. Damit kann er nicht durch⸗ 
dringen; denn das Verſchulden dritter Perſonen würde den Kl. 
von der ihm als Hauseigentümer obliegenden Verpflichtung nicht be⸗ 
freien, ſein Haus in einem ſolchen Zuſtande zu erhalten, daß polizei⸗ 
lich zu ſchützende Intereſſen nicht verletzt werden. Ein Verſchulden 
der Mieter würde die Polizei nur berechtigen, nicht aber verpflichten, 
ſich wegen der Beſeitigung der gedachten Schäden an die Mieter 
ſtatt an den Hauseigentümer zu halten. Den weiteren Einwand des 
Kl., daß ſein Haus ſo baufällig und verwohnt ſei, daß das Ein⸗ 
ſetzen neuer Fenſter nicht mehr tunlich ſei, hat der Gerichtshof da⸗ 
durch für widerlegt erachtet, daß mehrere der vernommenen Sach⸗ 
verſtändigen übereinſtimmend die Einſetzung neuer Fenſter als das 
geeignete Mittel, den beſtehenden Schaden zu beſeitigen, bezeichnet 
haben. Hauptſächlich macht denn auch der Kl. geltend, daß ihm 
die Mittel zu den geforderten Inſtandſetzungsarbeiten fehlen. Die 
Verückſichtigung dieſes Einwandes im Verwaltungsſtreitverfahren iſt 
jedoch ausgeſchloſſen durch die Vorſchriften des § 127 Abſ. 2, § 128 
Abſ. 2 OVG., wonach die Klage nur darauf geſtützt werden kann, 

1. daß der angefochtene Beſcheid durch Nichtanwendung uſw. 
des beſtehenden Rechtes den Kl. in ſeinen Rechten verletze, 

2. daß die tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſeien, 
welche die Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben 
würden. 

Zu den tatſachlichen Vorausſetzungen i. S. der vorſtehenden 
Ziff. 2 gehört nicht etwa auch das Vorhandenſein der zu Aus⸗ 
führung der angeordneten Leiſtung erforderlichen Mittel. Vielmehr 
würde deren Fehlen, wenn es demnächſt zur Feſtſetzung und Aus⸗ 
führung des angedrohten Zwangsmittels durch die Polizeibehörde 
kommen ſollte, vom Kl. nur im Wege der Aufſichtsbeſchwerde (8 130 
Abſ. 2 LVG.) geltend zu machen fein. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem OVG. hat der Kl. 
endlich noch geltend gemacht, daß die durch die angefochteue Ver⸗ 
fügung geforderte Herſtellung der Fenſter inſofern zwecklos ſei, als 
er von ſeinen Mietern befürchten müſſe, daß fie die neuen Fenſter 
in kurzer Friſt doch wieder zerſchlagen würden. Damit beſtreitet 
der Kl. die Zweckmäßigkeit der angefochtenen Anordnung. Dieſe iſt 
aber nach der ſtändigen Rechtſprechung des Gerichtshofs vom Richter 
im Verwallungsſtreitverfahren nicht nachzuprüfen. 

Hiernach mußte die Entſch. des Bezirksausſchuſſes aufgehoben 
und die Entſch. des Kreisausſchuſſes dahin abgeändert werden, daß 
die Klage abgewieſen wird. Dementſprechend mußten dem Kl. auch 
die Koſten auferlegt werden (8103 LVG. ). 

(Preuß. OVG., 4. S., Urt. v. 6. März 1924, IV C 14/23.) 


3. Die Polizei iſt berechtigt, zur Herſtellung des 
polizeimäßigen Zuſtandes einer Sache ſowohl den Eigen⸗ 
tümer, wie denjenigen in Anſpruch zu nehmen, der durch 
Privatrechtsgeſchäft zur tatſächlichen Verfügung über die 
Sache berechtigt iſt. 

Es entſpricht nicht dem beſtehenden Rechte, daß zur Herſtellung 
des polizeimäßigen Zuſtandes einer Sache der Polizei gegenüber 
ausſchließlich derjenige verpflichtet ſei, der die tatſächliche Verfügung 
über die Sache hat, und daß es der Polizei verwehrt ſei, ſich an den 
wirklich Verfügungsberechtigten, alſo in der Regel an den Eigen⸗ 
tümer der Sache zu wenden. Vielmehr iſt auerkaunten Rechtes, daß 
die Polizel berechtigt iſt, zur Abſtellung polizeiwidriger Zuſtände 
den Eigentümer einer Sache anzuhalten, ohne Rückſicht darauf, ob 
er jene verſchuldet hat oder nicht. Allerdings iſt die Polizei auch 
berechtigt, an Stelle des Eigentümers denjenigen in Anſpruch zu 
nehmen, der durch Privatrechtsgeſchäft zur tatſächlichen Verfügung 
über die Sache berechtigt iſt (vgl. Friedrichs, Das Polizei⸗ 
geſetz, S. 44, 45, Anm. 30; von Arnſtedt, Preußiſches Polizei⸗ 
recht, Bd. 1, S. 448); das beſchränkt aber ihr Recht nicht, ſich an 
den Eigentümer zu halten. 

(OVG., III. S., Entſch. v. 6. Dez. 1923, III A 52/22.) 


4. 857 Abſ. 5 der Kreisordnung. Der Amts vor- 
ſteher iſt wegen perſönlicher Beteiligung zum Erlaß einer 
polizeilichen Verfügung unfähig, wenn er Vorſitzender 
oder Mitglied des Schulvorſtandes iſt, welcher den An⸗ 
trag auf Erlaß der polizeilichen Verfügung geſtellt hat. 

Der Begriff der perſönlichen Beteiligung iſt im Geſetze nicht 
näher beſtimmt, in der Rechtſprechung aber dahin feſtgeſtellt, daß 
er perſönliche Beziehungen bedeute, welche geeignet ſind, den Ver⸗ 
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dacht aufkommen zu laſſen, das Urteil des Beamten könne kein ganz 
ungetrübtes, kein völlig objektives ſein (Urteil v. 18. März 1902, 
PrVerwBl. 24, 278; 9, 22). Deshalb iſt eine perſönliche Beteili⸗ 
gung i. S. des 857 Abſ. 5 a. a. O. auch anzunehmen, wenn ber 
Amtsvorſteher in einer die Vermögensintereſſen verſchiedener Be⸗ 
teiligter berührenden Angelegenheit für einen der Beteiligten in 
amtlicher Eigenſchaft tätig geweſen iſt und bei den anderen Be⸗ 
teiligten daraus Zweifel an ſeiner Unparteilichkeit entſtehen können 
(vgl. PrVerwBl. 29, 456; 28, 993; 32, 302; OVG. 54, 345). 

857 Abſ. 5 der Kreis O. ſchließt den perſönlich beteiligten Amts⸗ 
vorſteher von der Erledigung des betreffenden Geſchäfts aus und 
nimmt ihm damit die Zuſtändigkeit zum polizeilichen Einſchreiten 
(PrVerwBl. 4, 44). 

Nach dem Waſſergeſetze beſteht die öffentlich⸗rechtliche Ver⸗ 
pflichtung zur Erhaltung der beſtehenden Vorflutverhältniſſe für 
die natürlichen Waſſerläufe unbeſchränkt, für die Gräben jedoch nur, 
ſoweit ſie der Vorflut der Grundſtücke verſchiedener Eigentümer 
dienen und daher den Waſſerläufen zuzurechnen find (8 1 Abi. 3 
des Waſſer G.). Wenn es ſich um ein nicht von Natur beſtehendes, 
ſondern von Menſchenhand hergeſtelltes Abflußgerinne handelt, ſo 
wäre zunächſt zu prüfen, ob es ein Waſſerlauf in dem eben er⸗ 
wähnten Sinne iſt. Im übrigen beſchränkt ſich die Unterhaltungs⸗ 
pflicht auf die Erhaltung des Zuſtandes, der tatſächlich bis in die 
neuere Zeit hinein beſtanden hat. Die Waſſerpolizeibehörde kann 
weder die Neuanlegung von Gräben, die bis dahin nicht beſtanden, 
durchſetzen, noch die Wiederherſtellung eines früher zwar vorhanden 
geweſenen, aber längjt nicht mehr beſtehenden Zuſtandes mittels 
einer Räumungsverfügung erzwingen (vgl. Holtz-Kreutz, Kom⸗ 
mentar zum Waſſergeſetz, Anm. 1 zu § 114). 

(OVG., III. S, Entſch. v. 14. Febr. 1924, III A 21/21.) 


5. Rechtliche Bedeutung des „Anhörens“ i. S. des 
8 30 IV Gewdo. 5) 

Im Nov. 1922 hatte D. für ſich beim Kreisausſchuß des Kreiſes 
M. die Erteilung der Schankkonzeſſion für beſtimmte Räume eines 
Grundſtücks, Hotel Rautenkranz, beantragt. Dieſes Schreiben wurde 
nebſt Zeichnung vom Kreisausſchuß am 6. Nov. 1922 der zuſtän⸗ 
digen Polizeiverwaltung und dem Magiſtrat gemäß 8 33 GewO. zur 
Außerung zugefertigt. Nachdem ſich die Polizeibehörde geäußert 
hatte, erteilte der Kreisausſchuß am 16. Nov. die Konzeſſion nach 
Antrag und fertigte am 18. Nov. die Genehmigungsurkunde aus, 
auf Grund deren D. in den betreffenden Raumen die Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaft betreiben kann. Der Landrat beantragte aber im 
Wege der Klage die Aufhebung des erwähnten Beſchluſſes: das Recht 
ſei verletzt, da der Kreisausſchuß Beſchluß gefaßt habe, ohne daß 
eine gutachtliche Außerung des Magiſtrats vorgelegen habe. Das 


OVG. wies die Klage ab und führte aus: Weder § 33 (4) GewO. 


noch 8114 (3) 3G. geben Vorſchriften darüber, in welcher Weile 
ſich die Anhörung der Ortsbehörden zu vollziehen hat, auch wird in 
dieſen Geſetzen nicht beſtimmt, daß die Konzeſſionsbehörde erſt ent⸗ 
ſcheiden dürfe, nachdem ſich die Ortsbehörde geäußert habe. Das 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsgewerbe iſt Einſchränkungen der Gewerbe⸗ 
freiheit durch Konzeſſionszwang unterworfen, die auf Gründen des 
öffentlichen Intereſſes beruhen. Bei der Erteilung einer ſolchen Kon⸗ 
zeſſion ſteht das öffentliche Intereſſe im Vordergrunde, und die 
GewO. hat in 833 die Geſichtspunkte feſtgelegt, nach denen dieſes 
Intereſſe bei der Prüfung des Konzeſſionsgeſuchs wahrzunehmen iſt. 
Die Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes liegt in der Hand der 
Konzeſſionsbehörde. Zur Sicherung der Berückſichtigung aller Ge⸗ 
ſichtspunkte hat das Reichsgeſetz dabei die Anhörung der Ortsbehörden 
vorgeſchrieben. Durch preuß. Landesgeſetz iſt dieſe Sicherung noch 
durch die Vorſchrift verſtärkt, daß im Falle des Widerſpruchs einer 
dieſer Behörden die Konzeſſion nur nach mündlicher Verhandlung 
im Verwaltungsſtreitverfahren erteilt werden ſoll. Die Konzeſſions⸗ 
behörde kann trotz erhobenen Widerſpruchs die Konzeſſton erteilen 
und trotz fehlenden Widerſpruchs fie verſagen. Damit die Orts⸗ 
behörden ihrer Aufgabe genügen können, muß ihnen Gelegenheit ge⸗ 
geben werden, ſich über das Konzeſſionsgeſuch zu äußern. Wie die 
Ortsbehörde ihre Aufgabe erfüllen will, iſt deren Sache: äußert ſie 
ſich nicht, ſo darf die Konzeſſionsbehörde annehmen, daß kein Wider⸗ 
ſpruch erhoben wird. Der Kreisausſchuß hat das Konzeſſionsgeſuch 
der Polizeiverwaltung und dem Magiſtrat zur Außerung binnen 
acht Tagen zugehen zu laſſen. Der Bürgermeiſter iſt im vorliegenden 
Falle auch Ortspolizeiverwalter und Dirigent des Magiſtrats. Es 


Zu 5. Noch weiter als obiges Urteil geht die Verwaltungs⸗ 
rechtslehre. Zwar wählt 8 33 IV GewO. den Ausdruck: die Orts⸗ 
polizei⸗ und die Gemeindebehörde iſt gutachtlich zu hören, woraus 
man den Schluß ziehen könnte, die Verletzung dieſer Vorſchrift be⸗ 
wirke Nichtigkeit des Verfahrens. So in der Tat Landmann, 
Kommentar, Bd. 1 Nr. 14 zu 8 33. Indes darf man auf den Wort⸗ 
laut der GewO. nicht ſoviel Gewicht legen, da fie zu einer Zeit ent⸗ 
ſtand, als der verwaltungsrechtliche Sprachgebrauch noch recht 
ſchwankend war. So verwendet GewO. fortwährend den Ausdruck 
„Genehmigung“ i. S. von „Erlaubnis“, 88 16 ff. Daß die fehlende 
Anhörung den Verwaltungsakt nur anfechtbar, nicht nichtig macht, 
ſomit bis zum Urteil nachgeholt werden kann, iſt herrſchende Meinung 
(ogl. Kormann, Syſtem der rechtsgeſchäftlichen Staatsakte, S. 278, 
und das dort angeführte Schrifttum). RA. Dr. Görres, Berlin. 
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war mithin zuläſſig, das betreffende Schriftſtück einheitlich an die 
Polizeiverwaltung und an den Magiſtrat zur Außerung zu richten. 
Der Bürgermeiſter hat ſich lediglich als Polizeiverwalter dahin ge⸗ 
äußert, daß er weder gegen die Perſon des Antragſtellers noch gegen 
das Lokal noch bezüglich der Bedürfnisfrage Bedenken geltend machen 
könne. Ob ſich der Magiſtrat mit der Angelegenheit beſchäftigt habe, 
hat die Konzeſſionsbehörde nicht zu prüfen. Die Konzeſſionsbehörde 
hat der geſetzlichen Vorſchrift genügt, indem ſie auch die Aufforderung 
zur Außerung an den Magiſtrat richtete. Erfolgte auf die Aufforde⸗ 
rung keine Außerung, ſo konnte die Konzeſſionsbehörde annehmen, 
daß ſowohl der Magiſtrat als auch die Polizeibehörde keinen Wider⸗ 
ſpruch erhebe. 
(P. OG., Entſch. v. 21. Febr. 1924, III A 18/23.) 

6. Widerruf der Anſtellung eines Bezirksſchorn⸗ 
ſteinfegers nicht anfechtbar auf Grund der 88 127ff. pr. L VG. 

Der Regierungspräſident in P. hatte am 15. Juni 1923 ver⸗ 
fügt, daß die Anſtellung des Bezirksſchornſteinfegers K. auf Grund 
des § 38 der Beſtimmungen über Anſtellung der Bezirksſchornſtein⸗ 
feger zum 1. Okt. 1923 widerrufen werde. Nachdem der Oberpraſi⸗ 
dent die Beſchwerde des K. abgewieſen hatte, erhob dieſer nach 8 130 
des preuß. LVG. Klage mit dem Antrage, die Verfügung v. 15. Juni 
1923 und den Beſcheid des Oberpräſidenten v. 12. Jan. 1924 auf⸗ 
zuheben. Das OVG. wies aber die Klage ab und führte u. a. aus: 
Der Rechtsmittelzug der 88 130, 127 Abſ. 3 und 4 des LVG. findet 
auf die hier angefochtene Verfügung keine Anwendung, da der Wider⸗ 
ruf der Anſtellung eines Bezirksſchornſteinfegers, wie der Senat im 
Gegenſatz zu feiner früheren Rechtſprechung feſtſtellen 
muß, eine polizeiliche Verfügung i. S. der gedachten Paragraphen 
nicht darſtellt. Die Regulative oder Anſtellungsbedingungen ſind 
keine geſetzlichen Beſtimmungen i. ©. des 87 Abſ. 2 des LVG. Wenn 
ein Schornſteinfeger beabſichtigt, als Bezirksſchornſteinfeger in ein 
näheres Verhältnis zur Polizei zu treten, Hilfsperſon der Polizei 
zu werden, muß er der Polizei gegenüber die in den Vorſchriften 
aufgezählten Pflichten übernehmen und wird nach vorheriger An⸗ 
meldung zur Bewerberliſte fpäter durch die ſog. Anſtellung der 
Diſziplin der Polizei unterworfen. Das hängt damit zuſammen, 
daß die Geſchäfte des Bezirksfegers wichtige Intereſſen der Geſund⸗ 
heits⸗, Feuer⸗, Bau⸗ und Gewerbepolizei berühren. Der Bezirks⸗ 
feger tritt zur Polizei in ein beſtimmtes innerdienſtliches Verhält⸗ 
nis. Die Anſtellung eines Bezirksſchornſteinfegers und die Erteilung 
einer ſog. Beſtallung an ihn durch den Negierungspräfidenten ent⸗ 
hält nicht etwa die Verleihung einer Beamtenqualität, fie beſagt 
nur, daß der betreffende Schornſteinfeger von der anſtellenden Be⸗ 
hörde als Gewerbetreibender für geeignet befunden wurde, die poli⸗ 
zeilich vorgeſchriebenen Kehrungen im Kehrbezirk vorzunehmen, daß 
er von Hausbeſitzern mit einſchlägigen Arbeiten betraut werden 
könne, ohne daß ein Widerſpruch der Polizeibehörde dagegen zu 
erwarten ſei. Wie hiernach die Anſtellung eines Bezirksfegers eine 
Maßnahme lediglich des inneren polizeilichen Dienſtbetriebes iſt, ſo 
gilt gleiches auch für den Widerruf der Anſtellung. Durch ihn wird 
nur feſtgeſtellt, daß der Betreffende, weil er die Vorausſetzungen 
der früher erfolgten Qualifizierung, wie ſich herausgeſtellt habe, von 
vornherein nicht erfüllt habe oder nicht mehr erfülle, für die Funk⸗ 
tionen eines Bezirksfegers, alſo als Hilfsperſon der Polizei, polizei⸗ 
licherſeits nicht mehr als qualifiziert angeſehen werden. Durch dieſe 
Feſtſtellung wird der Betreffende nicht in ſeinen Rechten verletzt, 
weil er ein Recht auf die Qualifizierung und ihre dauernde Auf⸗ 
rechterhaltung nicht hat. Der Widerruf beſchränkt ſich daher auf 
eine Regelung des inneren Dienſtbetriebes zwiſchen Polizei und 
Hilfsperſon. Der Widerruf ſchließt ein Verbot des Gewerbebetriebes 
als Schornſteinfeger, oder ein Gebot, dieſen einzuſtellen, nicht ohne 
weiteres ein. Die Polizei kann nur für ſolche Kehrungen Vorſorge 
treffen, die polizeilich intereſſieren und für nötig erklärt ſind. Bei 
den darüber hinaus freiwillig durch die Hausbeſitzer veranlaßten 
Kehrungen entfällt jedes polizeiliche Intereſſe. Der Widerruf löſt 
nur innerdienſtliche Beziehungen zwiſchen der Polizei und einem 
Hilfsorgan derſelben, auf deren Fortſetzung letzteres einen Rechts⸗ 
anſpruch nicht hat. Enthält der Widerruf weder ein Gebot noch 
ein Verbot an einen außerhalb des polizeilichen Dienſtbetriebes ſtehen⸗ 
den Dritten, noch die Verſagung einer allgemein vorgeſchriebenen 
Erlaubnis oder polizeilichen Beſcheinigung, ſo ſtellt er keine polizei⸗ 
liche Verfügung i. S. der $$ 130, 127 Abſ. 3, 4 des LVG. dar. Die 
auf dieſe Vorſchriften geſtützte Klage gegen die Widerrufsverfügung 
des Regierungspräſidenten war daher als unzuläſſig abzuweiſen. 

(OVG., Urt. v. 15. Mai 1924, III A 2/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Görres, Berlin. 


7. 81 Abſ. 3 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913. 
Zum Begriff des Waſſerlaufs. 

Das Waſſergeſetz regelt in den Beſtimmungen des vierten Titels 
des erſten Abſchnitts die Unterhaltung der „Waſſerläufe“. Ob die 
Vorſchriften der 88 113 ff. zur Anwendung kommen können, hängt 
alſo davon ab, ob ſich die Verfügung auf einen Waſſerlauf i. S. 
des 8 1 des Gef. bezieht, alſo entweder auf ein in natürlichem Bette 
abfließendes Gewäſſer oder im Falle künſtlicher Entſtehung, auf einen 
Graben, der der Vorflut der Grundſtücke verſchiedener Eigentümer 
dient. Nach dem Ergebnis der Augenſcheineinnahme iſt weder das 
eine noch das andere der Fall. Es handelt ſich danach, wenigſtens 
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auf dem oberen Teil des Grundſtücks des Kl., um ein ganz un⸗ 
bedeutendes Gerinne, anſcheinend eine gewöhnliche Waſſerfurche, wie 
ſie nach der angeführten Rezeßbeſtimmung jeder Grundbeſitzer un⸗ 
entgeltlich zugunſten des Obliegers ziehen muß. Ob eine ſolche Waſſer⸗ 
furche den Gräben im Rechtsſinne zuzurechnen iſt oder ob es bei ihr 
an dem Erfordernis eines „Bettes“ fehlt, kann dahingeſtellt bleiben; 
denn jedenfalls beginnt die Furche nach den bei der Augenſcheinein⸗ 
nahme getroffenen Feſtſtellungen erſt auf dem Grundſtück des Kl. 
und hat keine Fortſetzung auf dem nach oben hin angrenzenden 
Koppelwege. Bei dem von dieſem dem Grundſtücke des Kl. zufließen⸗ 
den Waſſer handelt es ſich alſo um wild zufließendes Waſſer, durch 
deſſen Aufnahme die Furche noch nicht die Eigenſchaft eines der 
Vorflut der Grundſtücke verſchiedener Eigentümer dienenden Grabens 
erhält (vgl. die Ausführungen in dem Urteile v. 27. April 1917, 
DBG. 72, 342, 345). Fehlt es alſo an einem Waſſerlaufe i. S. 
des Geſetzes, ſo entfällt damit die Befugnis der Waſſerpolizeibehörde, 
dem Kl. Maßnahmen zur Unterhaltung des Waſſerzuges aufzugeben. 
Es kann daher unerörtert bleiben, ob nicht ihre Verfügung auch 
deshalb aufzuheben wäre, weil ſie mehr verlangte, als der Unter⸗ 
haltungspflichtige zu leiſten gehalten iſt, indem ſie ſich nicht darauf 
beſchränkte, dem Kl. die Erhaltung desjenigen Zuſtandes aufzu⸗ 
geben, der bis in die neueſte Zeit hinein vorhanden war, ſondern 
ſchlechthin die Verſetzung des angeblichen Grabens in ſolchen Zuſtand 
verlangte, daß er zur Aufnahme und Weiterleitung des von den 
oberhalb gelegenen Grundſtücken zufließenden Waſſers in der Lage 
ſei (vgl. Holtz⸗Kreutz Komm. zum Waſſergeſetz 1, 536). 
(OG., III. Sen., Entſch. v. 22. Nov. 1923, III A 11/22.) 


8. Gewerbeſteuerpflicht des Gärtnereibetriebes. 
Begriff der Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei nach 84 3. 1 
des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1861. 

Nach § 28 KAG. v. 14. Juli 1893 in Verb. mit 8 1 der ört⸗ 
lichen GewerbeſteuerO. unterliegen der Gemeindegewerbeſteuer die 
nach dem GewStG. v. 24. Juni 1891 zu veranlagenden ſtehenden 
Gewerbe. Nach 8 4 Ziff. 1 des letztgenannten Gef. unterliegt der 
Gewerbeſteuer nicht „der Gartenbau — mit Aus nahme der Kunſt⸗ 
und Handelsgärtnerei — einſchließlich des Abſatzes der ſelbſtgewon⸗ 
nenen Erzeugniſſe in rohem Zuſtand oder nach einer Verarbeitung, 
welche in dem Bereiche des betreffenden Erwerbszweigs liegt“. Der 
Bezirksausſchuß geht bei ſeiner Entſcheidung von der geſetzlichen 
Vorſchrift des § 4 Ziff. 1 des GewStG. aus. Bei der Kunſt⸗ und 
Handelsgärtnerei handelt es ſich um einen einheitlichen Be- 
trieb, eine Gewerbeſteuerpflicht iſt daher nur begründet für einen 
Kunſtgärtner, der zugleich Handelsgärtner iſt und umgekehrt (val. 
OVG. 3, 324 ff., 328, 329). In feinen weiteren Darlegungen 
ſpricht der Vorderrichter zwar ſtets von einer „Kunſt⸗ oder Han⸗ 
delsgärtnerei“, indeſſen handelt es ſich bei ihm hierbei nur um 
eine unzutreffende Ausdrucksweiſe, durch welche ſeine Rechtsauf⸗ 
faſſung nicht beeinträchtigt iſt. Abgeſehen hiervon legt er jedoch die 
geſetzlichen Beſtimmungen bei der Anwendung auf den vorliegenden 
Tatbeſtand mehrfach falſch aus. Er iſt der Anſicht, daß es ſich um 
eine Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei insbeſondere dann handelt, wenn 
in dem betreffenden Betriebe fremde Erzeugniſſe des Gartenbaues 
gewerbsmäßig zum Zwecke des Weiterverkaufs angekauft oder eigene 
Erzeugniſſe fabrikmäßig verarbeitet werden. Beides treffe bei dem 
Betriebe des Kl. nicht zu. Das Vorliegen der von dem Bezirksaus⸗ 
ſchuß angeführten Tatbeſtandsmerkmale würde den Betrieb des Kl. 
nicht zu einem ſolchen der „Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei“ machen, 
es würde ihn jedoch inſoweit der Gewerbeſteuerpflicht unterwerfen, 
als ein gewerbsmäßiger Zukauf fremder Erzeugniſſe des Garten- 
baues zum Zwecke des weiteren Vertriebs in rohem Zuſtand oder 
nach einer Verarbeitung ſtattfindet, weil nach 8 4 Ziff. 1 des Gew. 
StG. der Gartenbau nur „einſchließlich des Abſatzes der ſelbſt⸗ 
gewonnenen Erzeugniſſe in rohem Zuſtand oder nach einer Ver⸗ 
arbeitung, welche in dem Bereiche des betreffenden Er- 
werbszweigs liegt“, ſteuerfrei iſt. 

Irreführend iſt es ferner, wenn der Bezirksausſchuß ausführt, 
das Vorliegen einer Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei könne auch bei 
einer Gärtnerei angenommen werden, die lediglich ſelbſtgewonnene 
Erzeugniſſe vertreibe, wenn der Vertrieb in großem Umfang und 
in kaufmänniſchen Formen bewirkt werde. Zu einer Kunſt⸗ und 
Handelsgärtnerei im Sinne des Gewerbeſteuergeſetzes wird ein ſolcher 
Betrieb nur dann, wenn die Gärtnerei kunſtmäßig betrieben 
wird, und in dieſem Sinne ſind auch die Darlegungen des Vorder⸗ 
richters zu verſtehen, indem er, wie ſich aus ſeinen weiteren Aus- 
führungen ergibt, eine Gärtnerei mit umfangreichen Be ſtriebs⸗ 
anlagen, wie Treibhäuſern, Frühbeeten uſw., meint. Ein Betrieb, 
deſſen Ver trieb lediglich in großem Umfang und in kaufmänniſchen 
Formen erfolgt, würde nicht als Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei ge⸗ 
werbeſteuerpflichtig ſein, ſondern weil er ſeine Verkaufsherrichtungen 
kaufmänniſch ausgebaut hat. 

Die angeführten irrtümlichen Auffaſſungen nötigen jedoch nicht 
zu einer Aufhebung der Vorentſcheidung, weil die takſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen, die der Bezirksausſchuß getroffen hat, ſeine Entſcheidung 
im Ergebniſſe rechtfertigen. Der Bezirksausſchuß ſtellt feſt, daß der 
Betrieb der Gärtnerei nicht in großem Umfang und nicht in kauf⸗ 
männiſchen Formen ſtattfinde, daß die Treibhausanlagen auf dem 
Grundſtücke des Kl. hauptſächlich zur Überwinterung ſelbſtgewonnener 
Erzeugniſſe dienen, er verneint damit weſentliche Merkmale der 
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Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei. Nicht geprüft hat allerdings der Vor⸗ 
derrichter, ob der Kl. für die Kunſt⸗ und Handelsgärtnerei vorgebildete 
Gehilfen beſchäftigt hat, was ein weſenkliches Merkmal der Kunſt⸗ 
und Handelsgärtnerei ſein würde. 

(OG., VIII. S., Entſch. v. 24. April 1923, VIII C 164/22.) 


9. Zum Begriff der Baukunſt im Sinne der Steuer⸗ 
befreiungsvorſchrift des 84 3.7 des Gewerbeſteuergeſetzes 
vom 24. Juni 1861. 

Der Vorderrichter iſt davon ausgegangen, daß eine Tätigkeit nur 
dann als Ausübung der „Baukunſt“ i. S. des 84 Nr. 7 des 
GewStG. anzufehen iſt, wenn fie von einem „Baukünſtler“, d. h. 
einem wiſſenſchaftlich vorgebildeten Baumeiſter oder Architekten zum 
Zwecke oder bei Gelegenheit der Herſtellung eines Bauwerkes aus⸗ 
geübt wird, das als ein Werk der Baukunſt, d. h. einer wirklichen 
Kunſt im höheren Sinne zu gelten hat. Er hat weiter angenommen, 
daß die wiſſenſchaftliche Vorbildung ohne weiteres bewieſen ſei, wenn 
der Architekt durch akademiſche Vorbildung und Ablegung der ſtaat⸗ 
lichen Prüfungen die ſtaatliche Anerkennung ſeiner Befähigung als 
Baukünſtler erlangt habe, und daß auch ein nicht akademiſch vor⸗ 
gebildeter Architekt dann als Baukünſtler gelte, wenn er nachweiſe, 
daß feine Tätigkeit eine künſtleriſche iſt. Dieſe Rechtsauffaſſung ent⸗ 
ſpricht der Rechtſprechung des OLG. (OVG. in Staatsſteuerſachen 
4, 260 Anm. und 9, 396). An der Hand dieſer Rechtsgrundſätze 
hat der Vorderrichter geprüft, ob die Tätigkeit der Kl. eine künſt⸗ 
leriſche iſt. Er hat angenommen, daß die von ihnen entworfenen 
Bauwerke in der Mehrzahl der Fälle ſchwerlich Kunſtwerke im höchſten 
idealen Sinne ſeien und daraufhin ſeiner Beurteilung zugrunde 
gelegt, daß au ihre künſtleriſchen Geiſteserzeugniſſe keine höheren An⸗ 
forderungen zu ſtellen ſeien als gemeiniglich an diejenigen der ſtaat⸗ 
lich anerkannten Baukünſtler. Auf Grund dieſes Maßſtabes hat er 
ohne beſondere Begutachtung feſtgeſtellt, daß die Arbeiten der Kl. 
(auch die von 1914—1921 geſchaffenen) im ſelben Sinne und Maße 
wie jene aus einer künſtleriſchen Schaffenstätigkeit hervorzugehen 
pflegen. 

Nach der Rechtſprechung des OVG. iſt nicht jede zum Zwecke 
oder bei Gelegenheit der Herſtellung eines Bauwerks ausgeübte Tätig⸗ 
keit eines ſtaatlich anerkannten Architekten als Ausübung der Bau⸗ 
kunſt i. S. des § 4 Ziff. 7 GewStG. anzuſehen, ſondern nur die⸗ 
jenige Tätigkeit, bei der es ſich um ein Bauwerk, das als eine 
künſtleriſche Schöpfung, als ein Werk der Baukunſt, d. h. einer 
wirklichen Kunſt zu gelten hat. Stellt ein Betrieb ſich nur zum Teil 
als Ausübung der Kunſt im genannten Sinne dar, ſo bildet der 
übrige Teil des Betriebes einen Gewerbebetrieb und iſt, ſoweit ihm 
nicht nach § 28 Abſ. 2 und 3 KAG. eine Befreiung zuſteht, gewerbe⸗ 
ſteuerpflichtig (OVG. in Staatsſteuerſachen 4, 260 Aum. und 257, 
261). Das gleiche muß für den Betrieb eines Bauklünſtlers gelten, 
bei dem die fehlende ſtaatliche Anerkennung durch den Nachweis, 
daß ſeine Tätigkeit eine künſtleriſche iſt, erſetzt wird (Urteil v. 13. Dez. 
1900, Entſch. a. a. O. S. 396). Nun hatte der Bekl. in der erſten 
Inſtanz eingewendet, daß die Kl. ſich in den letzten zehn Jahren 
keineswegs ausſchließlich mit dem Projektieren und der Leitung 
von Kunſtbauten beſchäftigt hätten, und er hatte von den Kl. zum 
Nachweiſe der behaupteten und von ihnen darzulegenden volligen 
Steuerfreiheit verlangt, daß ſie eine Aufſtellung über ihre beruflichen 
Einnahmen im einzelnen innerhalb der beiden letzten Kalenderjahre 
vorlegen ſollten, in der die Art der Bauten, die Tätigkeit der Kl. 
(Herſtellung des Planes, der Zeichnung, Ausübung der Bauleitung, 
Koſtenanſchlag, Bauabrechnung uſw.) und das Entgelt gegebenen⸗ 
falls zerlegt für die einzelnen Tätigkeiten vermerkt ſowie die Bauten, 
die nach Anſicht der Kl. künſtleriſche Schöpfungen darſtellen, beſon⸗ 
ders kenntlich gemacht ſeien. Dieſen rechtserheblichen Einwand hätte 
der Vorderrichter würdigen müſſen. Er hat dies aber nicht getan, 
ſondern lediglich ausgeführt, daß die Tätigkeit der Kl. ſich durch die 
Übernahme der Prüfung von Koſtenanſchlägen und Baugbrechnungen 
nicht von derjenigen der diplomierten bauleitenden Architekten unter⸗ 
ſcheide, und daß nicht einzuſehen ſei, weshalb ſie den Kl. den Cha⸗ 
rakter der Künſtlerſchaft nehmen ſollte, wenn jene trotz dieſer un⸗ 
künſtleriſchen Nebenbeſchäftigung als Baukünſtler angeſehen würden. 
Das Verfahren leidet hiernach an einem weſentlichen Mangel, der 
die Aufhebung der Vorentſcheidung zur Folge haben mußte. 

Bei freier Beurteilung iſt die Sache nicht ſpruchreif. Der 
Vorderrichter, an den die Sache zurückgelangt, hat unter Beachtung 
des Vorangeführten ſowie des bisherigen und etwaigen weiteren Vor⸗ 
bringens der Parteien gegebenenfalls nach Anhörung eines Sach⸗ 
verſtändigen für das in Betracht kommende Geſchäftsjahr feſtzuſtellen, 
inwieweit nach vorſtehendem der Betrieb der Kl. in einer Tätigkeit 
beſtand, die zum Zwecke oder bei Gelegenheit der Herſtellung von 
Werken der wirklichen Baukunſt ausgeübt wurde, und ob die Kl. 
die Bauten im ganzen übernommen, d. h. ſich verpflichtet haben, 
ſie für eine beſtimmte Summe fertigzuſtellen (Entrepriſe, General⸗ 
entrepriſe, eigene Regie), oder ob ſie dies für Rechnung des Bau⸗ 
herrn getan haben. Im erſteren Falle wird — abgeſehen von ganz 
ſeltenen Ausnahmen, wie z. B. OVG. in Staatsſteuerſachen 9, 398 
— Urteil II —, wo es ſich zudem um Baukünſtler von anerkannt 
hohem Rufe handelt, bei denen auch bei der Bauübernahme die Ab⸗ 
ſicht der Gewinnerzielung fehlte — von einer künſtleriſchen Tätigkeit 
nicht die Rede ſein können. Es muß auffallen, daß die Kl., wenn 
ſie ſich für Baukünſtler und ihre geſamte Berufstätigkeit für eine 
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ausſchließlich baukünſtleriſche halten, ihren Einſpruch durch Ver⸗ 
mittelung des „Niederſächſiſchen Handwerkerbundes“ eingereicht haben. 
Im übrigen iſt zu beachten, daß unter Werken der Baukunſt im 
wirklichen Sinne keineswegs ausſchließlich ſolche zu verſtehen ſind, 
die wie diejenigen der zu den freien Künſten gehörigen Malerei und 
Bildhauerkunſt einen Gebrauchszweck überhaupt nicht haben (Grab⸗ 
und ſonſtige Denkmäler mit Bauwerkscharakter, Triumphbögen, 
Prachttore, Erinnerungstempel) oder ſog. Monumentalbauten, wie 
Paläſte, Kirchen, Muſeen u. a. Es gehört vielmehr von jeher zum 
Weſen der Architektur, daß fie im Gegenſatze zu den freien Künſten 
in der Regel neben dem künſtleriſchen Ziele noch Nützlichkeitszwecke 
verfolgt, die ſogar der Natur der Sache nach meiſt Hauptzweck eines 
Bauwerkes ſein werden, ohne daß es dadurch den Charakter eines 
Werkes der Baukunſt im höheren Sinne verliert, daß, wie auch das 
NG. (RG. 76, 339, 243) bezüglich der Anwendung des 8 2 des Geſ. 
betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und der 
Photographie v. 9. Jan. 1907 (RGBl. 10) über das Vorliegen künſt⸗ 
leriſcher Zwecke bei „Werken der bildenden Künſte“ entſchieden hat, 
der zu der Zweckmäßigkeit der Form des Werkes hinzukommende 
äſthetiſche Überſchuß, gleichgültig welches fein künſtleriſcher Wert iſt, 
einen Grad erreicht, daß nach der im Leben herrſchenden Anſchauung 
von „Kunſt“ geſprochen werden kann. Unter dieſer Vorausſetzung 
werden auch Warenhäuſer, Mietshäuſer, Fabrikgebäude u. dgl. ſowie 
Um⸗ und Erneuerungsbauten ſolcher Bauwerke trotz ihrer Gebrauchs⸗ 
beſtimmung als Werke der Baukunſt im gedachten Sinne anzuſehen 
ſein, während dieſe Eigenſchaft andererſeits wieder bei Kirchen, 
Muſeumsbauten u. a., die der Regel nach zu den Monumentalbauten 
gehören, in gewiſſen Fällen fehlen kann (vgl. auch Boethke im 
PrVerwBl. 39, 49). 

Soweit der Betrieb ſich hiernach als ſteuerpflichtiges Gewerbe 
darſtellt, iſt zu ermitteln, welchen Ertrag der nicht als künſtleriſche 
Tätigkeit anzuſehende Teil des Betriebes im maßgebenden Geſchäfts⸗ 
jahre abgeworfen hat und danach die Steuer feſtzuſtellen. 

(Preuß. OVG., VIII. S., Beſchl. v. 29. Mai 1923, VIII C 165/22.) 


b) Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 

1. Zu 88 6 u. 33 RG O. u. Notgeſ. v. 24. Febr. 1923. 
— Bahnhofwirtſchaften. f) 

Ob für den Branntweinhandel in bahneigenen Räumen eine 
polizeiliche Erlaubnis erforderlich iſt, ſtellt ſich als eine vom Verw.⸗ 
Gh. im letzten Rechtszug zu entſcheidende Rechtsfrage dar. Die Vor⸗ 
ſchriften des §33 RO. in der Faſſung des Art. IT des Notch. v. 
24. Febr. 1923 über die Erlaubnispflicht des Kleinhandels mit Brannt⸗ 
wein ſehen eine Ausnahme für den Branntweinhandel, ſoweit er im 
Bereich der Eiſenbahnunternehmungen betrieben werden ſoll, nicht vor. 
Unter Bahnhofswirtſchaften ſind nur ſolche zu verſtehen, die im Be⸗ 
reiche der Eiſenbahnverwaltungen liegen, d. h. von der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ſelbſt eingerichtet und bewilligt ſind. Wenn die Eiſen⸗ 
bahndirektion vertragsgemäß im Bahnhofsgebäude zum Zwecke des 
Kleinverkaufs von Branntwein einem Privaten einen Platz einräumt, 
ſo macht ſie lediglich vom Recht des Eigentümers des Bahn⸗ 
hofs Gebrauch, dagegen liegt die Prüfung der Zuläſſigkeit des Brannt⸗ 
weinkleinhandels vom gewerbepolizeilichen Standpunkt nicht in ihrer 
Abſicht. Dieſer Gewerbebetrieb iſt daher als erlaubnispflichtig an⸗ 
zuſehen und darf nach der zwingenden Beſtimmung des NotG. v. 
24. Febr. 1923 die Erlaubnis nur dann erteilt werden, wenn ein Be⸗ 
dürfnis nachgewieſen iſt. 

(Bayr G., II. Sen., 11. Jan. 1924, Nr. 149/23.) 


Zu 1. Nach 86 der Gewd. findet dieſe keine Anwendung 
auf Eiſenbahnunternehmungen. Infolgedeſſen iſt heute überwiegend 
anerkannt, daß hierher gehören auch die Betriebe der für die 
Förderung des Unternehmens von der Eiſenbahnverwaltung ein⸗ 
gerichteten Werkſtätten und elektriſchen Kraftſtationen ſowie eigene 
Regiebauten. Beſtritten dagegen iſt die Eigenſchaft der ſonſtigen 
Hilfsbetriebe der Eiſenbahn, wie gerade Bahnhofswirtſchaften, übrigens 
auch Buchhandlungen, Warenautomaten, Schlaf- und Speiſewagen⸗ 
betriebe. In Preußen iſt jetzt der Bahnhofsbuchhandel den Be⸗ 
ſtimmungen der GewO. und der Einwirkung der Gewerbepolizei 
entzogen durch Miniſterialerlaß v. 10. Nov. 1919 (HMEL 332, 
ferner GewArch. 14, 15, 508; 15, 395; Hiller⸗Luppe, Gew., 
20. Aufl., 1921 S. 47). Bahnhofswirtſchaften werden von der 
Mehrzahl der Schriftſteller (Landmann, Neukamp, Stier⸗ 
Somlo) in ihren Kommentaren zur GewO. nicht als der GewO. 
unterſtehend angeſehen. Wenn der BayVerwGH. in der vorliegen⸗ 
den Entſch. darauf abſtellt, daß die Eiſenbahnverwaltung, wenn 
ſie vertragsgemäß im Bahnhofsgebäude zum Zwecke des Klein⸗ 
verkaufs von Branntwein einem Privaten einen Platz einräumt, 
ſie lediglich vom Rechte des Eigentümers des Bahnhofs Gebrauch 
macht, ſo iſt das zweifellos nicht der Kern der Rechtsfrage. Denn 
es handelt ſich eben darum, ob die Nebenbetriebe der Eiſenbahn 
infolge 86 der GewO. den Beſtimmungen der letzteren, alſo auch 
dem 8 33 unterliegen. Die bayer. Entſch gibt keine Gründe an, 
aus denen eine Erſchütterung der herrſchenden Meinung angenommen. 
werden könnte. Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Köln. 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 
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2. 822 GewO. Koſtenverteilung. 


Die Lokalbaukommiſſion M. hat mit Beſchluß v. 3. Nov. 1923 
das Geſuch des Chemikers Dr. Sch. in M. um Erteilung der ge⸗ 
werbepolizeilichen Genehmigung zur Errichtung von zwei Schmelz⸗ 
keſſeln abgewieſen und ihm unter Berufung auf § 22 Geivd. die 
Koſten des Verfahrens überbürdet. Im Rekursverfahren hat der Re⸗ 
gierungsſenat die Koſten des Verfahrens in den beiden Rechtszügen 
gleichfalls dem Dr. Sch., und zwar „als veranlaſſendem Teile“, zur 
Laſt gelegt. In dieſen beiden Entſch. erblickt der Beſchwerdeführer 
eine Verletzung des 8 22 GewO. und zugleich der allgemeinen pro⸗ 
zeßrechtlichen Vorſchriften. 822 Gewd. ſchreibt vor, daß die durch 
unbegründete Einwendungen erwachſenen Koſten dem Widerſprechen⸗ 
den, alle übrige Koſten, die durch das Verfahren entſtehen, dem 
Unternehmer zur Laſt fallen. Es iſt daher zu prüfen, ob durch den 
Einſpruch der RD. in M. Koſten in dem Verfahren der beiden 
unteren Rechtszüge erwachſen find und bejahendenfalls, ob der Ein⸗ 
ſpruch als unbegründet i. S. des § 22 anzuſehen iſt. Was nun die 
Koſten des erſten Rechtszuges anlangt, fo ergibt ſich aus den Akten 
daß die ſämtlichen Verhandlungen, die von der Lokalbaukommiſſion 
gepflogen wurden, ſchon durch die Vorbehandlung des von Dr. Sch. 
eingereichten Geſuchs nach 88 16 ff. GewO. veranlaßt, und daß be- 
ſondere Verhandlungen infolge des Einſpruchs der RD. nicht er- 
forderlich waren; insbeſondere war die Einholung der verſchiedenen 
Gutachten nach der ganzen Sachlage einzig und allein ſchon zur Kla— 
rung der von Amts wegen zu würdigenden Frage, ob etwa gemäß 
818 a. a. O. Bedenken gegen die Erteilung der vom Beſchwerdeführer 
erbetenen Genehmigung beſtehen, notwendig. Für die Lokalbaukom⸗ 
miſſion lag deshalb kein Grund vor, der RD. auch nur einen Teil 
der Koſten des Verfahrens zu überbürden. Denn wenn an ſich ſchon, 
auch ohne Einſpruch, die betreffenden Verhandlungen vorzunehmen 
waren, ſo hat der Unternehmer allein die Koſten zu tragen, ſelbſt 
wenn dabei die erhobenen Einſprüche ganz oder teilweiſe als un— 
begründet ſich herausſtellen ſollten ((. Landmann, Kommentar zur 
RöGewO., 7. Aufl., 1. Bd. S. 244/45). Für die Anwendung ber all» 
gemeinen prozeßrechtlichen Vorſchriften beſteht angeſichts der zwingen— 
den Natur der Vorſchrift des 8 22 GewO. in den beiden unteren 
Rechtszügen überhaupt kein Raum. Hiernach find die Koſten des Ver- 
fahrens des erſten Rechtszuges in nicht unzuläſſiger Weiſe dem 
Unternehmer Dr. Sch. überbürdet worden. Dagegen waren die Koſten 
des Verfahrens des zweiten Rechtszuges der RD. zur Laſt zu legen. 
Aus der Begründung des Beſchluſſes der Lokalbaukommiſſion v. 
3. Nov. 1923 geht nämlich hervor, daß die Abweiſung des Geſuches 
des Dr. Sch. ausſchließlich deshalb erfolgt iſt, weil der Einſpruch der 
RD. als begründet angeſehen worden ij. Wäre von der RD. 
kein Einſpruch erhoben worden, ſo würde demnach für den Unter⸗ 
nehmer kein Anlaß beſtanden haben, die Entſch einer höheren Rechts⸗ 
ſtufe herbeizuführen. Das Verfahren des zweiten Rechtszuges und 
die hierauf erwachſenen Koſten ſind ſonach lediglich durch den Ein⸗ 
ſpruch der RD. veranlaßt worden. Es ſind ſohin hinſichtlich der 
Koſten des zweiten Rechtszuges die Vorausſetzungen des 8 22 Gew., 
wonach dem Widerſprechenden die durch unbegründete Einwendungen 
erwachſenen Koſten zur Laſt fallen, gegeben. 


(Bayr., II. S. v. 25. Juli 1924, Nr. 46/24) 


3. Zu 833 RG. und Art. 193 Abſ. III des NotGeſ. 
v. 24. Febr. 1924.— Zurücknahme der Wirtſchaftserlaubnis. f) 

Jede Handlung oder Unterlaſſung eines Wirtes iſt geeignet, die 
Zurücknahme der gewerbepolizeilichen Erlaubnis herbeizuführen, wenn 
ſie nach richterlichem Ermeſſen die überzeugung begründet, daß der 
Inhaber der Erlaubnis für die Zukunft nicht mehr die erforderliche 
Gewähr bietet gegen den Mißbrauch des Wirtsgewerbes zur Förde⸗ 
rung eines der in 8 33 Abf. II Ziff. 1 RGO. bezeichneten Zwecke. 
Daß die betreffende Handlung oder Unterlaſſung gerade bei Aus⸗ 
übung dieſes Gewerbes begangen wurde, iſt nicht notwendig. — 


(BayrVGh., II. Sen., 7. März 1924, Nr. 8/24.) 


4. 8835 Abſ. J und II GewO. Ein ſtrafrichterlicher 
Freiſpruch nimmt dem Verwaltungsrichter nicht die Mög⸗ 
lichkeit einer erneuten, ſelbſtändigen Feſtſtellung des 
Tatbeſtandes. 

Die Unterſuchung ſtützt ſich auf Tatſachen, die ſchon Gegenſtand 
ſtrafrichterlicher Beurteilung waren. Denn M. M. wurde durch Ur⸗ 
teil des Volksgerichts B. v. 13. Juni 1923 von einem Vergehen der 
Hehlerei (Ankauf von Metallſtücken, die von einem Kircheneinbruch 
herrührten) freigeſprochen. Allein dieſer Freiſpruch nimmt dem Ver⸗ 
waltungsrichter nicht die Möglichkeit einer erneuten Prüfung der 
Handlungsweiſe des Beſchwerdeführers vom Standpunkt der Gewmd.; 
denn er iſt bei der Würdigung der Handlungen, welche die Un⸗ 
zuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden dartun ſollen, an die früheren 
Feſtſtellungen des Strafrichters nicht gebunden (vgl. Regers Samml. 
26, 490). Der Tatbeſtand, welcher die Unterſagung des Gewerbe⸗ 
betriebs nach 835 der GewO. rechtfertigt, iſt auch nicht der gleiche 


Zu 3. Die Entſch. gibt eine durchweg anerkannte und in der 
Praxis geübte Rechtsauffaſſung wieder, ſtellt alſo keinerlei neuen 
Rechtsgrundſatz dar. 

Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Köln. 


wie jener, der nach 8 259 StGB. zu einer Verurteilung wegen Heh⸗ 
lerei führen kann. Der Verwaltungsrichter hat daher den Tatbeſtand 
ſelbſtändig feſtzuſtellen und hiernach ſeine Entſch. zu treffen. 

(Bayr G., II. Sen. v. 30. Juni 1924, Nr. 29/24.) 


5. Zu Art. IA 3. 16 Zwangsenteignungsgeſetz v. 
13. Aug. 1910. Zwangsenteignung für Stromverſorgung 
durch Privatunternehmungen. 

Das Überlandwerk R., ein Privatunternehmen, hat die Ver⸗ 
ſorgung der Gemeinde A. mit Strom übernommen und mit der in A. 
gegründeten und lediglich aus Privatperſonen beſtehenden Strom⸗ 
abnehmervereinigung behufs Erlangung eines Baukoſtenzuſchuſſes 
einen Vertrag abgeſchloſſen. Dieſer Zuſchuß wurde von den einzelnen 
Stromabnehmern, denen die Gemeinde A. mit wenigen Lampen für 
Armenhaus und Gemeindekanzlei beigetreten iſt, anteilig erhoben. 
Die Gemeinde hat das Zuſtandekommen der Elektizitätsverſorgung 
in jeder Beziehung, namentlich durch tatſächliche, aber nicht vertrags⸗ 
mäßige, unentgeltliche überlaſſung von Gemeindegrund für die Schaf⸗ 
fung des Leitungsnetzes begünſtigt und ſich verpflichtet, auf die 
Dauer des von dem Überlandwerk R. mit den Stromabnehmern in 
A. geſchloſſenen Vertrages keiner anderen Elektrizitätsgeſellſchaft ähn⸗ 
liche Benutzungsrechte an gemeindlichem Grund und Boden einzu⸗ 
räumen und für die Genehmigung zur unentgeltlichen Aufſtellung der 
Leitungsmaſten, Ständer und dergl. auf Privateigentum innerhalb 
der Gemeindeflur Sorge zu tragen. Eine weitere finanzielle Be⸗ 
laſtung hat die Gemeinde nicht übernommen. Die Grundbeſitzer K. 
und M. in A. haben ſich geweigert, auf ihren Grundſtücken neue 
Leitungsmaſten aufſtellen zu laſſen. Die Gemeinde A. ſtellte daher 
Antrag auf Zwangsenteignung gegen dieſelben und die zuſtändige 
Regierung, Kammer des Innern, erließ dahin Senatsbeſcheid, daß 
die Grundbeſitzer K. und M. in A. verpflichtet ſeien, zum Zwecke 
der Stromverſorgung der Gemeinde A. die Aufſtellung von neun 
Leitungsmaſten auf ihren näher bezeichneten Grundſtücken der Steuer⸗ 
gemeinde A. gegen vorgängige volle Entſchädigung zu dulden. In 
der hiergegen rechtzeitig erhobenen Beſchwerde machten die genannten 
Grundbeſitzer hauptſächlich geltend, daß es ſich im vorliegenden 
Falle um ein Privatunternehmen handle und daher der Gemeinde A. 
kein Zwangsenteignungsrecht zukomme, weshalb beantragt werde, 
unter Aufhebung des Regierungsſenatsbeſcheids den geſtellten Zwangs⸗ 
enteignungsantrag abzuweiſen. 

Der Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. 

Hinſichtlich der Berechtigung zur Erhebung des Zwangsenteig⸗ 
nungsantrags kommt es bei Gemeinden nicht darauf an, von welcher 
Seite der Antrag geſtellt wird, ſondern einzig und allein auf den 
Zweck, für welchen, und auf das Unternehmen, für welches 
die Entwehrung beanſprucht wird. Die Gemeinden ſind daher nach 
Art. IV Ziff. 2 des ZwangsenteignungsG. unter der Vorausſetzung 
des Art. I a. a. O. berechtigt, für jede dortſelbſt bezeichnete Unter⸗ 
nehmung die Entwehrung auch dann zu beanſpruchen, wenn ſie 
nicht zugleich als Unternehmerinnen auftreten. Als ſolche Unterneh⸗ 
mungen kommen nach Art. 14 Ziff. 16 des ZwangsenteignungsG. 
in der Faſſung v. 13. Aug. 1910 in Betracht: „Errichtung und 
Anderung öffentlicher Elektrizitätswerke und ſonſtiger Anlagen zur 
Erzeugung von Licht, Kraft und Wärme mit Einſchluß der dazu⸗ 
gehörenden Nebenanlagen, Reſerveanlagen und Leitung.“ Hiernach 
kommt nicht nur das Werk ſelbſt in Betracht; ſondern auch für zuge⸗ 
hörige Nebenanlagen und die Leitung der im Werke gewonnenen 
Elektrizität ſoll das Zwangsenteignungsrecht beſtehen, alſo auch für 
die hier fragliche Fortleitung des elektriſchen Stromes zur Verſorgung 
einer Gemeinde. Dabei iſt es ſelbſtverſtändlich, daß dies nur für 
Leitungen gilt, die öffentlichen Zwecken dienen. Denn nach 
Art. 153 Abſ. II der RVerf. kann eine Enteignung nur zum Wohle 
der Allgemeinheit vorgenommen werden und auch Art. I Abſ. I 
des bayer. Zwangsenteignungs®. beſtimmt grundſätzlich, daß Eigen⸗ 
tümer angehalten werden können, unbewegliches Eigentum für 
öffentliche, notwendige und gemeinnützige Zwecke abzutreten 
oder mit einer Dienſtbarkeit beſchweren zu laſſen. Eutſcheidend iſt 
hiernach immer, und zwar ſowohl für die Zuläſſigkeit der Enteignung 
als auch für deren Umfang die öffentliche Zweckbeſtimmung und deren 
Sicherung durch einen öffentlichen Verband. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß als öffentlicher Zweck auch die Verſorgung des Klein⸗ 
gewerbes und der Landwirtſchaft oder der Einwohner überhaupt mit 
Elektrizität zu erachten, ein öffentlicher Zweck in dieſer Beziehung 
alſo ſchon dann gegeben iſt, wenn nicht unmittelbar den gewöhnlichen 
öffentlichen Aufgaben der Gemeinde dienende Einrichtungen, z. B. 
Straßenbeleuchtung, in Frage ſtehen. Die Verſorgung der Gemeinde 
und ihrer Einwohner mit elektriſcher Arbeit für Licht, Kraft und 
ſonſtige Zwecke entſpricht ſonach dem Begriffe der öffentlichen Zweck⸗ 
beſtimmung. 

Hierzu gehört aber auch deren Sicherung durch die Gemeinde. 
d. h. die Gemeinde, die nicht ſelbſt Unternehmerin iſt, muß ſich 
ernſtlich und verantwortlich um die Sache annehmen. Ein Privat⸗ 
unternehmen, das auf Gewinn abzielt, vertragsmäßig Elektrizität 
an die Gemeindeangehörigen liefert und ohne Zutun der Gemeinde 
der Allgemeinheit zum Nutzen gereicht, iſt kein öffentliches im Sinne 
der angeführten Geſetzesbeſtimmung, ſelbſt dann nicht, wenn die Ge⸗ 
meinde ſich wie in A. mit einigen wenigen Lampen für Gemeinde⸗ 
kanzlei und Armenhaus anſchließt. Der Nachweis der Sicherung durch 
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einen öffentlichen Verband kann erbracht werden durch den Abſchluß 
eines Zuſtimmungsvertrages zwiſchen Gemeinde und Privatunter⸗ 
nehmer, nach dem die Gemeinde dem Privatunternehmer das aus⸗ 
ſchließliche Recht, die der Gemeinde gehörenden Straßen, Wege, 
Brücken, Plätze, Gebäude und Grundſtücke in ihrem Bezirk zur 
Führung der Leitungen und erforderlichen Anlagen (Maſten, Stan⸗ 
der ufw.) unentgeltlich zu benutzen, unter Verzicht auf Einräumung 
ähnlicher Rechte an andere einräumt oder ſich verpflichtet auf die 
Dauer des Vertrags die Genehmigung zur Aufſtellung der Leitungs⸗ 
maſte, Ständer und dergl. auf Privateigentum innerhalb der Ge⸗ 
meindeflur unentgeltlich für das private Werk beizubringen, bzw. 
dem Werk die hierfür erwachſenen Koſten zu erſetzen. Hiermit iſt 
zugleich auch die vom Geſetze weiter geforderte Vorausſetzung des 
gemeinen Nutzens gegeben. Hieran ändert auch der Umſtand nichts, 
daß das Werk von einer Privatgeſellſchaft zunächſt in Verfolgung 
ihres Privatvorteils ausgeführt wird. Denn die Frage, ob ein 
Awangsunternehmen als gemeinnützig zu erachten iſt, iſt nicht aus⸗ 
ſchließlich vom Standpunkt des Unternehmers, ſondern in Berück⸗ 
ſichtigung des allgemeinen Wohls zu beurteilen. Auch an der Zweck⸗ 
mäßigkeit der Verwirklichung des Unternehmens durch die Aufſtellung 
von Maſten auf den Grundſtücken der Beſchwerdeführer läßt ſich nach 
dem vorliegenden Lageplan nicht zweifeln. Denn die Abtretungs⸗ 
pflicht im einzelnen Falle iſt nicht dadurch bedingt, daß der Zweck 
des Unternehmens ohne das in Anſpruch genommene Grundſtück 
ſich überhaupt nicht erreichen laſſe; vielmehr tritt dieſelbe ſchon 
dann ein, wenn der ins Auge gefaßte Zweck nach allen vorliegenden 
Umſtänden am beſten und ſachgemäßeſten durch Verwendung eines 
beſtimmten Grundſtücks erreicht wird. Die Frage der Zweckmäßigkeit 
muß alſo aus dem Geſichtspunkte des Unternehmens beurteilt werden. 
In Erwägung aller Momente iſt der Schluß gerechtfertigt, daß es 
ſich bei der Stromverſorgung der Gemeinde R. um ein öffentliches 
Unternehmen i. S. des Art. IA Ziff. 16 des ZwangsenteignungsG. 
handelt, daß die Gemeinde A. zur Stellung des Zwangsenteignungs⸗ 
antrags berechtigt und dieſem ſtattzugeben war. 


(Bayr. VGH ., II. Sen. v. 6. Juni 1924, Nr. 129/23.) 


6. Zu 8 6 Reichsgeſ. v. 6. Juli 1904, die Bekämpfung 
der Reblaus betr. u. Art. 2. bay. Ausfgeſ. hierzu vom 
20. Mai 1906.7) 

Nach 8 2 Abſ. II des RcGeſ. v. 6. Juli 1904 über die Be⸗ 
kämpfung der Reblaus können die zuſtändigen Behörden zum 
Zwecke der Bekämpfung der Reblaus unter anderen Maßnahmen 
Reben, Rebteile und Erzeugniſſe des Weinſtocks, gebrauchte Reb⸗ 
pfähle und Rebbander vernichten und verſeuchte oder der Verſeuchung 
verdächtige Flächen und auf ſolchen verwendete Weinbaugeratſchaften 
desinfizieren laſſen. Gemäß 8 6 Abſ. I a. a. O. iſt derjenige, deſſen 
Rebpflanzungen von den vorbezeichneten Maßregeln betroffen wer⸗ 
den, befugt, aus der Kaſſe des Bundesſtaats, zu deſſen Gebiet das 
betreffende Grundſtück gehört, den Erſatz des Wertes der vernich⸗ 
teten und des Minderwerts der bei der Unterſuchung beſchädigten 
geſunden Reben zu verlangen. Für Bayern iſt der Umfang der 
Entſchädigungspflicht des Staates, wie er in der reichsgeſetzlichen 
Vorſchrift feſtgelegt wurde, durch das Ausf®. v. 20. Mai 1906 
nicht erweitert worden; die reichsgeſetzliche Beſtimmung hat daher 
auch im vorliegenden Falle ohne weiteres zur Anwendung zu kom⸗ 
men. Nach ihrem Wortlaut iſt Vorausſetzung für einen Erſatz aus 
der Staatskaſſe, daß bei der Ausführung der angeordneten Bekämp⸗ 
fungsmaßnahmen geſunde Reben vernichtet oder beſchädigt 


Zu 6. Eine Verwaltungsrechtsentſcheidung, die dem Sinn und 
Zweck des Neblaus®. (RebG.) v. 6. Juli 1904 m. E. nicht gerecht 
wird. Auffallend zunächſt der ſo bewußt betonte Trennungsſtrich 
zwiſchen Verwaltungs richter und Verwaltungs behörde. Gewiß 
iſt erſterem eine Objektivität, wie man fie vom Berufsrichter erwartet, 
zur Pflicht gemacht; ſie darf aber nicht ſo weit gehen, daß das wirt⸗ 
ſchaftlich begründete freie Ermeſſen bei der Entſcheidung unterdrückt 
wird von der Achtung vor dem Geſetzesbuchſtaben. Der friſche Zug 
der Rechtſprechung jüngſter Zeit in der Aufwertungsfrage (man 
denke nur an die Ungültigkeitserklärung der 7. DurchfVO. zur 
3. Steuer Rot VO. durch das KG. als Beſchwerdeinſtanz für die Auf⸗ 
wertungsämter oder des RG. in der Pachtinventarrückgewährfrage) 
bricht den Richterſtab über wirtſchaftlich untragbare Beſtimmungen. 

Aber tut man bei Auslegung des 3 6 Abſ. I Neb®. dem ſakro⸗ 
ſankten Buchſtaben wirklich Gewalt an, wenn man ſagt: 

— Die Entſchädigungspflicht des Staates iſt dem Grunde nach 
bereits entſtanden im Zeitpunkte der Anordnung der Reblaus⸗ 
pernichtung durch die Verwaltungsbehörde. 

Der Umfang des Schadens wird begrenzt in 82 durch den 
Wert der vernichteten und Minderwert der bei der Unterſuchung be⸗ 
ſchädigten gefunden Reben? — 

Die Höhe kann natürlich erſt nach der Vernichtung der geſunden 
Reben endgültig feſtgeſetzt werden; wohl iſt es aber möglich — was 
in der Inflationszeit von beſonderer Bedeutung geweſen wäre — 
Teilſchäden ziffernmäßig feſtzuſtellen und bereits zu vergüten. Gerade 
die bayer. Vollzugs Anw. v. 2. Juni 1906, die ein Vorprüfungs⸗ 
verfahren zum Zwecke einer gerechten Entſchadigung vorſieht, gibt 
die Möglichkeit zu derartigen Teilentſchädigungen. 80% des Moſel⸗ 
weinbaues iſt in dem Beſitz von kleinen und mittleren Weinbauern, 
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worden find. Nicht genügend iſt alſo hierfür, daß Maßnahmen 
angeordnet find und eine Vernichtung oder Beſchädigung ge⸗ 
ſunder Reben dadurch zu erwarten iſt. Daß entgegen dem Wort⸗ 
laute der geſetzlichen Beſtimmung auch eine Entſchädigung für erſt 
zu vernichtende Rebſtöcke zu gewähren ſei, geht auch nicht aus 
den Geſetzgebungsverhandlungen hervor (J. Verh. des RT. 1882/83, 
6. Anl.⸗Bd. S. 1028 ff. Sten Ber. Bd. 4 S. 2784, 2843 ff.: 1903/04, 
3. Anl.⸗Bd. S. 1910, 1914, 2442, Sten Ber. des Bayer. LT. 1905/06 
3. Bd. S. 129 ff.). Hier iſt immer nur die Rede von dem Erſatze 
des Schadens, der durch die Vernichtung, Zerſtörung, Beſchädigung 
der Reben uſw. infolge der obrigkeitlichen Maßnahmen entſteht. 
Begrifflich ſetzt der Schadenserſatz aber voraus, daß ein Schaden, 
d. h. ein Nachteil eingetreten iſt. Inſolange dies nicht der Fall iſt, 
beſteht auch noch keine Pflicht zu einem Erſatze. 

Damit ſteht nicht im Widerſpruche, wenn in der bayeriſchen 
Vollzugsanweiſung v. 2. Juni 1906 (Min ABl. 209 ff.) angeordnet 
iſt, daß vor dem Beginne der Vernichtung von verſeuchten oder 
verſeuchungsbedürftigen Reben die Entſchädigungsanſprüche von den 
Beteiligten anzumelden ſind (ſ. 862), daß die Abſchätzung des Scha⸗ 
dens vor der Entwurzelung der zur Vernichtung beſtimmten Reben 
vorzunehmen iſt (863) und die Feſtſtellung der Entſchädigung ſtatt⸗ 
zufinden hat (8 64 ff.). Dieſe Anordnungen find ohne Zweifel nur 
deshalb getroffen worden, um für eine zutreffende Entſcheidung 
über die Höhe der Entſchädigung Unterlagen zu gewinnen, die bei 
einer vorgängigen Vernichtung der Reben nur ſehr ſchwer, wenn 
überhaupt beigebracht werden könnten. Daß übrigens auch die Voll⸗ 
zugsanweiſung die Durchführung der angeordneten Vernichtungsmaß⸗ 
nahmen vor der Entſcheidung über die Verpflichtung zur Erſag⸗ 
leiſtung und die Höhe der Entſchädigung für erforderlich erachtet, 
geht aus ihren 88 71 und 72 hervor. Nach 8 71 hat der Vorſitzende 
der Kommiſſion, ſobald die Schätzung durchgeführt iſt, ohne Verzug 
der Regierung, Kammer des Innern, Anzeige zu erſtatten, damit 
ſofort wegen des Beginns der Vernichtung und der Desinfektion 
der Rebpflanzungen das Erforderliche veranlaßt werden kann. Nach 
§ 72 iſt bei den nach Anhörung der Regierungsfinanzkammer zu 
erlaſſenden Entſcheidungen über die Verpflichtung zur Erſatzleiſtung 
und die Höhe der Entſchädigung das Ergebnis des Verfahrens und 
der vorgenommenen Schätzung nach freier Überzeugung zu würdigen. 

Auch aus dem Inhalte dieſer Beſtimmungen wie aus ihrer 
Stellung zueinander kann nur entnommen werden, daß erſt nach 
den Vernichtungsarbeiten die Entſcheidung über den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch erfolgen kann. 

Im vorliegenden Falle hat die zuständige Regierung, Kammer 
des Innern, zwar die Vernichtung von Reben uſw. in dem frag⸗ 
lichen Weinberg und deſſen Entſeuchung angeordnet, ihre Durch⸗ 
führung aber ausgeſetzt, weil ſie vor der Regelung der Entſchädi⸗ 
gungsfrage auf den Widerſtand des Beſchwerdeführers wie auch der 
geſamten Winzerſchaft ſeines Wohnortes geſtoßen wäre. Ein Schaden 
iſt daher bis jetzt dem Beſchwerdeführer durch die behördliche An⸗ 
ordnung nicht erwachſen, damit aber auch ein Anſpruch auf Erſatz 
und eine Pflicht des Staates zur Zahlung einer Entſchädigung nach 
86 des gen. RGeſ. noch nicht entſtanden. Es fehlt demnach zur 
Zeit an der erſten Vorausſetzung für den Beſchluß über die Ver⸗ 
pflichtung zur Erſatzleiſtung nach Art. 2 des bayer. AusfcGeſ. 

Der von der Vorinſtanz geltend gemachte Grund für die Aus⸗ 
ſetzung der angeordneten Vernichtungsmaßnahmen und für die vor⸗ 
gängige Entſcheidung über die Entſchädigungsfrage mag vielleicht 
von ausſchlaggebender Bedeutung für die Verwaltungsbehörde 


deren Exiſtenz gefährdet iſt, ſobald ein langwieriges Tilgungsver⸗ 
fahren einſetzt und ſich daran erſt das Entſchädigungsverfahren an⸗ 
schließt. Man bedenke vor allem — das iſt zwar eine wirtſchafts⸗ 
politiſche, aber einem Wirtſchaftsgeſetze wie dem Rebch. gegenüber 
ſtatthafte Erwägung —, daß die franz. Geſetzgebung keine Reblaus⸗ 
bekämpfungsvorſchriften kennt und infolgedeſſen große Teile der 
Pfalz vom Elſaß her einer Reblausinvaſion ausgeſetzt ſind. 

Der Widerſtand der Winzer gegenüber den geſetzlichen Til⸗ 
gungsmaßnahmen wird aber gebrochen durch eine ſchnelle und ver⸗ 
nünftige Art der Ermächtigung. So hätte mit gutem Grunde — d. h. 
ur dem Geſetz Zwang anzutun — die Entſcheidung dahin ergehen 
önnen: 

Der Entſchädigungsantrag des N. N. wird dem Grunde nach 
anerkannt auf Grund des Beſchluſſes der Kammer des Innern v. 
. . der die Vernichtung von Reben in dem Weinberg des Antrag⸗ 
ſtellers anordnet. Die Staatskaſſe hat bis zur endgültigen Feſt⸗ 
ſetzung der Schadenshöhe eine Teilentſchädigung im Betrage von 
zu gewähren. 

Es iſt geſetzwidrig — weil das Gegenteil vorgeſchrieben iſt —, 
reblausverſeuchte Weinbaubezirke nur durch einen theoretiſchen Be⸗ 
ſchluß dem Vernichtungsverſahren zu unterwerfen. 

Ergeht der Beſchluß, iſt es Pflicht, dieſem Staatshoheitsakt 
Geltung zu verſchaffen, iſt es aber weiter Pflicht des Staates, 
ſofort den Schaden des Verletzten wenigſtens zunächſt teilweiſe wieder⸗ 
gutzumachen. 

Was hier gejagt ift, gilt überhaupt für Entſchadigungen ſeitens 
des Fiskus. Bei Bahngelände ift z. T. vor Jahren die Enteignung 
eingeleitet und heute noch keine Entſchädigung gezahlt. 

RA. Ernſt Böttger, Berlin. 
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ſein, für den Verwaltungsrichter aber kann er nicht maß⸗ 
gebend ſein; für dieſen kommen nur die in den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen niedergelegten Vorausſetzungen des Erſatzanſpruchs in 
Betracht. Mit der Abſicht des genannten Geſetzes dürfte es übrigens 
unvereinbar ſein, wenn die Gefahr einer vorhandenen Reblausver⸗ 
ſeuchung bis zur endgültigen Erledigung eines unter Umſtänden 
langwierigen inſtanziellen Entſchädigungsverfahrens weiter belaſſen 
würde. Hält die Verwaltungsbehörde eine vorgängige Regelung der 
Entſchädigungsfrage aus irgendwelchen Gründen für angezeigt oder 
notwendig, ſo kann ſie auch nur auf dem Verwaltungswege, nicht 
aber auf dem in den Art. 2, 3 des bayer. AusfcGeſ. vorgefehenen. 
Verwaltungsrechts wege herbeigeführt werden. 

Der Beſchluß der Vorinſtanz war deshalb dahin abzuändern, 
daß die bayeriſche Staatskaſſe zur Zeit nicht verpflichtet iſt, an 
N. N. in H. eine Entſchadigung nach Maßgabe des RGeſ. v. 6. Juli 
1904, betr. die Bekämpfung der Reblaus, zu bezahlen. 

(Bayr GH. III. Sen. v. 31. März 1924, Nr. 3/24.) 


7. Zu 88 14 u. 28 UWG.; 8 5 des FreizügGeſ. v. 
1. No v. 1867.5) 

Sofern eine Unterſtützung nicht fortgeſetzt, ſondern nur von Zeit 
zu Zeit in größeren Zwiſchenräumen gewährt wird, ſind die unter⸗ 
ſtützungsfreien Zeiträume — unter Umſtänden auf die Dauer 
mehrerer Aufenthaltsjahre — zuſammenzurechnen. — Wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen der Wegweiſung gemäß 8 5 Freizüg®. in Frage kommen, 
ſo ſind die Verhältniſſe im Zeitpunkt der endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung über den Wegweiſungsantrag, nicht aber im Zeitpunkt 
dieſes Antrags maßgebend. 

(Bayr VGH. , III. Sen., 31. Dez. 1923, Nr. 89/23.) 


8. Zu 828 UWG. — Ruhende Hilfsbedürftigkeit.f) 

Während der Inhaftierung iſt die armenrechtliche Hilfsbedürftig⸗ 
keit als aufgehoben oder ruhend anzuſehen. Die Verpflegung mittel⸗ 
loſer Gefangener fällt in das Gebiet des Strafvollzugs. Dieſes Ver⸗ 
hältnis hört mit Beendigung des Strafvollzugs oder Außerkraftſetzung 
der Inhaftierungsmaßnahme auf. An dieſem Verpflichtungsverhält⸗ 
niſſe ändert auch der Umſtand nichts, wenn es ſich um arbeitsfähige 
Perſonen handelt. Denn es iſt als geſetzliche Verpflichtung der öffent⸗ 
lichen Armenpflege anzuſehen, auch arbeitsfähigen, ſonſt aber mittel⸗ 
loſen Perſonen bei ihrer Entlaſſung aus Gefängniſſen u. dgl. die im 
Intereſſe der öffentlichen Sittlichkeit unentbehrliche Kleidung zu be⸗ 
ſchaffen (Art. 3 Abſ. V des bayer. Armench. v. 21. Aug. 1914). 

(Bayr Gh., III. Sen., 10. Dez. 1923, Nr. 91/23.) 


9. Zu 8§ 36 Abf. II der Reichsfür ſorgepflicht Vo. 
v. 13. Febr. 1924. Übergangsbeſtimmung. 

Der Armenrat L. fordert von dem Ortsarmenverband H. die 
Erſtattung der Koſten, die ihm durch die Unterſtützung der ledigen 
und berufsloſen, ſeit dem 23. April 1924 in dem St. Paulusſtift 
in B. untergebrachten Anna W. vom 1. Juli 1923 an erwachſen 
ſind und künftig erwachſen werden. Dieſe Unterſtützungskoſten be⸗ 
tragen in der Zeit vom 1. Juli 1923 bis 31. März 1924 98 Bil⸗ 
lionen Papiermark. Der tägliche Verpflegſatz in der Auſtalt beträgt 
gegenwärtig 2 Goldmark. 

Es handelt ſich um eine Streitſache nach dem gemäß 8 29 der 
ReichsfürſorgepflichtvO. — RGBl. I, 100 — zur Zeit noch gelten⸗ 
den 837 des UWG. mit dem durch Art. 8 Abſ. II der vorläufigen 
bayer AusfVoO. v. 27. März 1924 zur ReichsfürſorgepflichtV O. 
aufrechterhaltenen Art. 10 Ziff. 5 des VGG. und Art. 72 des bayer. 
Armen. 

Das Bezirksamt Sp. iſt zur Abweiſung der Klage gelangt, weil 
der Vater der am 6. Mai 1886 geborenen Anna W., der ſich mit 
ihr ſeit dem 6. Jan. 1909 bis zu ſeinem Tode (24. Jan. 1916) in 
L. aufhielt, gemäß 8 10 UWG. den Unterſtützungswohnſitz in L. 


Zu 7. Der hier in Bezug genommene 85 des FreizügigkeitsG. 
v. 1. Nov. 1867 iſt jetzt durch $30 der VO. über die Fürſorgepflicht 
v. 13. Febr. 1924 mit folgender Vorſchrift erſetzt: Einem Hilfs⸗ 
bedürftigen, dem Armenfürſorge gewährt wird, kann die Fortſetzung 
des Aufenthalts in einer Gemeinde verſagt werden, wenn dieſe nicht 
im Bezirke des endgültig verpflichteten Fürſorgeverbandes liegt und 
die Übernahme durch den endgültig verpflichteten Fürſorgeverband ver⸗ 
langt werden kann. Die Verſagung muß ſich zugleich gegen die 
Perſonen richten, deren gleichzeitige Übergabe oder Übernahme nach 
der VO. v. 13. Febr. 1924 verlangt werden muß. Dies gilt nicht 
für uneheliche, vollverwaiſte oder getrennt von beiden Elternteilen 
untergebrachte eheliche Minderjährige. Im übrigen entſpricht die 
obige Entſch. der bisherigen Rechtſprechung. 

Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Köln. 


Zu 8. In 828 UWG., der hier angezogen iſt, iſt beſtimmt, 
daß jeder hilfsbedürftige Deutſche vorläufig von demjenigen Orts⸗ 
armenverband unterſtützt werden muß, in deſſen Bezirk er ſich bei 
dem Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befindet. Die vorliegende Entſch. 
trifft aber nicht dieſen Fall, ſondern 81 UWG., wonach jeder 
Deutſche in jedem Bundesſtaate in bezug auf die Art und das 
Maß der im Falle der Hilfsbedürftigkeit zu gewährenden öffent⸗ 
lichen Unterſtützung, auf den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes als Inländer zu behandeln iſt. Für die Frage der Art 
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erworben habe, und weil die Tochter den Unterſtützungswohnſitz ihres 
Vaters geteilt habe. Der Armenrat L. hat gegen den bezirksamtlichen 
Beſchluß form⸗ und friſtgerecht Beſchwerde eingelegt. 

Es kann ununterſucht bleiben, ob die Ausführungen des Be⸗ 
zirksamts rechtlich haltbar ſind. Denn der Beſchwerde muß ſchon 
aus anderen Gründen der Erfolg verſagt bleiben. 

Mit dem 1. April 1924 iſt das Unterſtützungswohnſitzgeſetz mit 
Ausnahme der Vorſchriften über das Verfahren aufgehoben und durch 
die VO. über die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 erſetzt worden. 
Nach 8 36 Abſ. I dieſer VO. können nach dem am 1. April 1924 
erfolgten Inkrafttreten derſelben Erſatzanſprüche von Armen⸗ und 
ähnlichen Verbänden, die auf Grund der bisherigen Beſtimmungen 
entſtanden ſind, nicht mehr geltend gemacht werden, wenn ihr Betrag 
weniger als 10 Goldmark beträgt; erſetzte Koſten können nicht mehr 
zurückgefordert werden. Es handelt ſich hier um eine materiell⸗ 
rechtliche Vorſchrift, die als übergangsbeſtimmung zum 8 16 Abſ. III 
der ReichsfürſorgepflichtvO. erlaſſen wurde. Daraus folgt zunächſt, 
daß ältere Erſatzanſprüche, d. h. ſolche, die bis zum 1. April 1924 
entſtanden ſind, auch unter dem neuen Rechte weiter verfolgt werden 
können, ſofern fie mindeſtens 10 Goldmark betragen. Dieſer Grund⸗ 
ſatz erleidet jedoch eine Ausnahme in 836 Abſ. II der VO. Hierin 
iſt beſtimmt, daß ein Verband, der bisher nur vorläufig ver⸗ 
pflichtet iſt, nach dem Inkrafttreten der VO. von einem anderen 
Erſatz nicht mehr verlangen kann, wenn er nach den Beſtimmungen 
dieſer VO. endgültig verpflichtet wäre. Dieſe Vorſchrift, die jene 
Fülle int Auge hat, in denen die Hilfsbedürftigkeit bereits vor dem 
1. April 1924 eingetreten iſt und über dieſen Zeitpunkt hinaus als 
fortgeſetzte Hilfsbedürftigkeit weiter beſteht (jog. fortgeſetzte Pflege⸗ 
fälle), findet unzweifelhaft in allen jenen Fällen Anwendung, in 
denen nach dem Inkrafttreten der VO. von dem bisher vorläufig, 
nach dem 1. April 1924 aber endgültig verpflichteten Ortsfürſorge⸗ 
verband Erſatz für die von ihm vor dem 1. April 1924 aufgewendeten 
Koſten beanſprucht wird. Es fragt ſich aber, ob die angeführte Vor⸗ 
ſchrift auch diejenigen Fälle erfaßt, in denen bereits vor dem 
1. April 1924 Erſatzklage geſtellt worden iſt. Dieſe Frage iſt zu 
W da für dieſe Fälle die FürſorgepflichtVO. keine Ausnahme 
trifft. 

Auf den vorliegenden Fall, der einen fortgeſetzten Pflegefall 
i. S. des 8 36 Abſ. II der Reichsfürſorgepflicht VO. betrifft, ſind 
die neuen Vorſchriften anzuwenden. Anna W., die ſich ſeit dem 
6. Jan. 1909 ununterbrochen in L. aufhielt, bis ſie am 23. April 
1924 im Paulusſtift in B. untergebracht wurde, hatte bei Beginn 
ihrer Hilfsbedürftigkeit ihren Aufenthalt in L. Dieſe Aufenthalts⸗ 
nahme kann im Hinblick auf § 10 der ReichsfürſorgepflichtLO. man⸗ 
gels Geſchäftsfähigkeit oder Willenserklärung nicht angezweifelt wer⸗ 
den. Denn die Aufenthaltnahme iſt mit der Tatſache der perſönlichen 
Anweſenheit gegeben. Hatte aber hiernach Anna W. bei Eintritt 
ihrer Hilfsbedürftigkeit den gewöhnlichen Aufenthalt in L., ſo iſt 
der Ortsfürſorgeverband in L. gemäß $ 7 der Reichsfürſorgepflicht VO. 
nicht nur vorläufig, ſondern auch endgültig zur Fürſorge verpflichtet 
und er muß daher nach 8 36 Abſ. II der VO. die Aufwendungen, 
die ihm durch die Unterſtützung der genannten Perſon erwachſen 
ſind und noch erwachſen werden, ſelbſt tragen. Demgemäß erſcheint 
fein gegen den Ortsarmenverband H. geltend gemachter Erſatzanſpruch, 
wenn auch aus anderen Gründen, als von der Vorinſtanz angenom⸗ 
men wurde, unbegründet und war daher die Beſchwerde zu verwerfen. 


(Bahr VGe., III. Sen. v. 30. Juni 1924, Nr. 126/28.) 


10. 8 36 Reichsfürſorgepflichts O. v. 13. Febr. 1924. 
Die bereits vor dem 1. April 1924 abgeſchloſſenen Pflege- 
fälle ſind noch nach altem Recht zu beurteilen. 

Der Ortsarmenverband L. beſtreitet dem Ortsarmenverband R. 
gegenüber die Verpflichtung zum Erſatz der Koſten, die durch die 


und des Maßes find aber nach 88 UWG. die Landesgeſetze zu⸗ 
ſtändig. Hier handelt es ſich um einen bayeriſchen Fall. Das 
Bundesamt für Heimatweſen hat bezüglich der Fürſorge für hilfs⸗ 
bedürftige erkrankte Gefangene, welche den Gemeindebehörden über⸗ 
wieſen wurden, in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß die 
Kur und Pflege nur dann als Akt der Armenpflege angeſehen 
werden könne, wenn die Entlaſſung derſelben nicht bloß dem Namen 
und der Form nach, ſondern in der Weiſe erfolgte, daß die Ent- 
laſſenen tatſächlich der Freiheit wiedergegeben wurden. Trifft letz⸗ 
teres nicht zu, ſo ſind die durch die Verpflegung der Gefangenen 
entſtandenen Koſten keine Armenpflegekoſten, ſondern Gerichts⸗ bzw. 
Polizeikoſten. S. z. B. BAH. 4, 39; 5,62; 7, 61; 8, 73; 9, 56; 10, 
7430 11.655, T A157 109 
17, 87 18 69, i id 2 0, 100; 27 0 22 9 5, 100 
30, 43, 46; 35, 69, 70; 36, 63; 37, 69; 40, 66, 67. Es iſt 
nicht zu erkennen, ob die vorliegende Entſch. von dieſen Grund⸗ 
ſätzen abweicht. Nach ihrem Texte beginnt die Hilfsbedürftigkeit 
erſt mit der Entlaſſung aus dem Gefängniſſe, und das entſpricht 
dem geltenden Rechtszuſtand. Im übrigen iſt nach der VO. über 
die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 829 das UWG. aufgehoben, 
jedoch werden bis zur Neuregelung des Rechtsverfahrens zwiſchen 
Fürſorgeverbänden die Streitigkeiten nach den Beſtimmungen der 
88 37—57, 58 Abſ. 2 UWG. entſchieden. 

: Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Köln. 
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Verpflegung der Dienſtmagd M. B. im Bezirkskrankenhaus R. er⸗ 
wachſen ſind. 

Aus den Gründen: 

Nach der Rechtſprechung des BervGH. findet die Vorſchrift in 
8 36 Abſ. II der RFürſpflV O. v. 23. Febr. 1924, wonach ein Ver⸗ 
band der bisher nur vorläufig verpflichtet iſt, nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſer VO. (1. April 1924) von einem anderen Erſatz nicht 
mehr verlangen kann, wenn er nach den Beſtimmungen der VO. end⸗ 
gültig verpflichtet iſt, auf die jog. fortgeſetzten Pflegefälle Anwen⸗ 
dung, d. h. auf jene Fälle, in denen die Hilfsbedürftigkeit bereits vor 
dem 1. April 1924 eingetreten iſt und über dieſen Zeitpunkt hinaus 
fortbeſteht. Strittig iſt nun, ob auch die noch im Streit befangenen 
und bereits vor dem 1. April 1924 abgeſchloſſonen Pflegefälle von 
der Vorſchrift des 8 36 Abf. II der VO. gleichfalls erfaßt werden. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. Für den Bereich des privaten wie des 
öffentlichen Rechts gilt die Regel, daß, abgeſehen vom Prozeßrecht, 
ein abgeſchloſſenes Rechtsverhältnis auch beim Wechſel der Geſetz⸗ 
gebung von dem Recht der Zeit beherrſcht wird, in der es entſtanden 
iſt. Grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß neue geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen keine rückwirkende Kraft haben, und daß ſohin ein unter 
dem alten Recht begründetes Rechtsverhältnis auch noch unter dem 
neuen Geſetze zwiſchen den Streitparteien die Wirkung entfaltet, die 
das alte Recht daran knüpfte. Eine Ausnahme von der Regel, daß 
die alten Erſatzanſprüche der in 8 36 Abſ. I der VO. bezeichneten 
Art weiter verfolgt werden können, bildet der oben erwähnte 8 36 
Abs. II der VO. Als Ausnahme von der Regel muß aber dieſe Vor⸗ 
ſchrift eng ausgelegt werden. Dies führt dazu, nur die rechts⸗ 
hängigen fortgeſetzten Pflegefälle der Vorſchrift des neuen Geſetzes 
zu unterwerfen, dagegen die Pflegefälle, die bereits vor dem 1. April 
1924 abgeſchloſſen ſind, noch nach altem Recht zu beurteilen. Daß 
der Geſetzgeber in dem angeführten 8 36 Abf. II nur die fortgeſetzten 
Pflegefälle im Auge hatte, ergibt ſich auch aus den dort gebrauchten 
Worten: „Ein Verband, der bisher nur vorläufig verpflichtet 
iſt ..“; zu vgl. auch Wölz⸗Ruppert⸗Richter, Leitfaden zur 
Durchführung der RFürſpflVO. S. 66. 

(Baur BGH., III. Sen. v. 6. Okt. 1924. Nr. 83/23.) 
OStA. Klee, München. 


e) Badiſcher verwaltungsgerichtshof. 


1. 8 30 Bad. Pol StGB. Keine öffentlich⸗ rechtliche 
Verpflichtung der Wirte zur Beköſtigung der Lehrer. 

Die Konzeſſion zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb verleiht dem In⸗ 
haber nur die Berechtigung zum Wirtſchaftsbetrieb, verpflichtet ihn 
aber reichsrechtlich nicht zur uneingeſchränkten Ausübung des Ge⸗ 
werbes; er iſt vielmehr berechtigt, jederzeit Gäſten, die ihm aus 
irgendeinem Grunde nicht zuſagen, die Aufnahme zu verweigern 
(Bad Verw. 1903, 44). Auch eine landesrechtliche Vorſchrift, die 
den Wirten eine Verpflichtung zur Abgabe von Speiſen und Ge⸗ 
tränken an jedermann gegen Bezahlung auferlegt (vgl. z. B. Art. 144 
bayer. Pol StGB.) beſteht für Baden nicht. Auch die zwiſchen dem 
Bürgermeiſteramt und den Wirten getroffene Vereinbarung, daß die 
unverheirateten Lehrer abwechſelnd je zwei Monate lang von einem 
der Wirte beköſtigt werden, vermochte eine öffentlich⸗rechtliche Ver⸗ 
pflichtung der Wirte zur Beköſtigung der Lehrer nicht zu begründen; 
eine etwaige privatrechtliche Verpflichtung der Wirte könnte aber 
nicht zwangsweiſe nach 8 30 Pol StchB. durchgeführt werden, da die 
Ordnung privatrechtlicher Beziehungen grundſätzlich der Poltzei nicht 
zuſteht. Als rechtswidriger Zuſtand (§ 30 Pol StGB.) ſtellt 
ſich ſonach das Verhalten des Kl., der die Verabfolgung von Speiſen 
an die Lehrer verweigerte, nicht dar. Aber auch ein ordnungs⸗ 
widriger Zuſtand, d. h. ein Zuftand, der die gute Ordnung 
des Gemeinweſens zu ſtören geeignet wäre, kann in der Weigerung 
des Kl., die Lehrer zu beköſtigen, nicht erblickt werden. Aus einer 
allgemeinen Übung, daß Lehrer, die keinen eigenen Hausſtand haben, 
in Wirtſchaften beköſtigt werden, folgt nicht, daß die öffentliche Ord⸗ 
nung eine ſolche Regelung verlangt; es kann deshalb auch nicht 
geſagt werden, daß ein Wirt, der dieſe übung nicht befolgt, die 
öffentliche Ordnung ſtöre oder verletze. Auch die Erwägung, daß den 
Lehrern die Erziehung der Jugend, alſo eine im allgemeinen Volks⸗ 
intereſſe liegende Aufgabe, zukomme und deshalb ihre Betöſtigung 
im öffeutlichen Intereſſe liege, vermag das Verhalten des Kl. nicht 
als ordnungswidrig erſcheinen zu laſſen. Der Umſtand, daß hinſicht⸗ 
lich der Beköſtigung der Lehrer etwa zutage getretene Schwierigkeiten 
die Möglichkeit der Unterrichtserteilung in Frage ſtellen könnten, 
würde die Polizeibehörde nicht berechtigen, ihre Behebung einem un⸗ 
beteiligten Dritten im Zwangsweg anzuſinnen; denn nicht dieſer 
Dritte, ſondern die Schulbehörden im Benehmen mit der Gemeinde⸗ 
verwaltung haben die öffentlich⸗rechtliche Pflicht, dafür zu ſorgen, 
daß die Lehrer in der Lage ſind, ihre dienſtlichen Aufgaben zu er⸗ 
füllen. 

(Bad. VerwGerhHof., Urt. v. 11. Dez. 1923, Nr. 3068.) 


Mitgeteilt von MinR. Dr. Klotz, Karlsruhe. 


preuß. Landesamt für Familiengüter. 
Mitgeteilt von dem Präſidenten des Landesamts, Miniſterialdirektor i. R. 
Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat Dr. Kübler, Berlin. 

1. Fallen unter die nach 8 12 Abſ. 10 der Zwangsauf⸗ 
löſungs verordnung genehmigungspflichtigen Ver⸗ 
fügungen auch Grundſtücksbelaſtungen ? f) 

Das Auflöſungsamt hat in einer bei ihm ſchwebenden Familien⸗ 
fideikommißſache den Erlaß eines Rechtsentſcheids über die Frage 
beantragt, 

ob nach § 12 Abf. 10 ZwAufl VO. nicht nur zur Veräußerung, 
ſondern auch zur Belaſtung von Grundſtücken, die zu 
einem zu nachhaltiger forſtmäßiger Bewirtſchaftung geeig⸗ 
neten Walde gehören, auch ſchon vor Bildung eines Wald⸗ 
guts die Genehmigung der Auflöſungsbehörde erforderlich 
ſei, und dabei gebeten, den Rechtsentſcheid auch auf die Frage 
zu erſtrecken, nach welchen Richtlinien gegebenenfalls die Ent⸗ 
ſcheidung über die Genehmigung zu treffen ſei. — 

Das Auflöſungsamt möchte die aufgeworfene Frage bejahen, 
trägt aber mit Rückſicht auf die Ausführungen in dem Buche von 
Breme „Das Waldrecht der Auflöfungsgeſetze“ zu 8 12 Abſ. 4 
ZwaAufl VO. auf S. 79 u. 84 Bedenken, ſie allein zu entſcheiden, 
weil dort geſagt ſei, daß die Landesgeſetzgebung Belaſtungen von 
Waldgutsgrundſtücken nicht in dieſer Weiſe beſchränken dürfe, viel⸗ 
mehr Beſchränkungen für die Belaſtungen nur im Rahmen des 
Art 117 EGBGB. einführen könne. Ob die Ausführungen in dem 
Bremeſchen Buche zutreffen (vgl. Art. 109 EGBGB.) bedarf in⸗ 
deſſen hier keiner Erörterung. Denn der 812 Abſ. 10 betrifft nach 
ſeinem klaren Wortlaut nur die Zeit vor der Auflöſung des Ver⸗ 
mögens, alſo den Zeitraum in dem das Vermögen no ch gebunden 
iſt, und daher, wie das Auflöſungsamt bereits mit Recht bemerkt, 
noch die Vorbehalte der Art. 57 bis 59 für dasſelbe geiten. Inner⸗ 
halb dieſer Vorbehalte war die Landesgeſetzgebung jedenfalls frei. 

Nach dem Sprachgebrauch des BGB. ſind nun aber unter „Ver⸗ 
fügungen“ nicht nur Veräußerungen, ſondern auch Belaſtungen zu 
verſtehen, und dem Sprachgebrauch dieſes Geſetzbuchs iſt die Zwangs⸗ 
auflöſungs O. grundſäßtzlich gefolgt. So werden denn auch in 812 
Abſ. 5, wo von der Genehmigung der Auflöſungsbehörde „zu einer 
Verfügung, insbeſondere zu einer Belaſtung des Waldguts“ ge⸗ 
ſprochen wird, die Belaſtungen deutlich als eine Unterart der Ver⸗ 
fügungen behandelt Auch Breme beſtreitet an der angeführten 
Stelle nicht, daß zu den Verfügungen auch Belaſtungen gehören und 
hält perſönlich nur die Beſchränkungen der Belaſtungen von freiem 
Beſitz durch Landesgeſetz nicht für zuläſſig. 

Für die Frage, wann die Genehmigung zu Belastungen zu 
erteilen iſt, iſt der für die Einführung der Genehmigung maßgebend 
geweſene Zweck entſcheidend, der dahin geht, zu verhindern, daß durch 
Belaſtungen die Bildung eines lebensfähigen und wirtſchaftskraftigen 
Waldguts vereitelt wird. Dieſem Zwecke entſprechend werden ge⸗ 
gebenenfalls auch die Beſtimmungen in 8 12 Abf. 4 Satz 5 und 
Abs. 4 Berückſichtigung finden können. Allgemeine Richtlinien auf⸗ 
zuſtellen, muß das Landesamt ablehnen, da für die Behandlung im 
einzelnen hier beſonders die tatſächlichen Verhältniſſe weſent⸗ 
lich mitbeſtimmend fein müfjen, dieſe ſich aber nicht vorher über⸗ 
ſehen laſſen, ſo daß derartige Richtlinien die Auflöſungsämter in 
ihren Entſchließungen nur hemmen würden. 

(Landesamt f. Familiengüter, Rechtsentſch. v. 19. Marz 1923, Nr. 31.) 


2. Wird bei der freiwilligen allmählichen Auflöſung 
eines Fideikommiſſes ein Waldgut gebildet, ſo kann die 
Wirkſamkeit des Waldgutsrechtes nicht bis zum Wegfall 
des derzeitigen Beſitzers hinausgeſchoben werden. 1) 

Die Unzuläſſigkeit der Hinausſchiebung iſt aus dem Aufbau der 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Genehmigung der Auflöſung 


Zu 1. Die Auslegung des 8 12 Abſ. 10 ZwAuflVO. durch das 
Landesamt iſt nach Lage der Geſetzgebung unzweifelhaft richtig. Faſt 
möchte man ſagen: leider! So kommt zur Bindung des Fideikom⸗ 
miſſes im Intereſſe der Familie, die vor der Auflöſung durch 8 5 
ZwAuflVoO. nur wenig gelockert iſt, noch die Bindung des künftigen 
Waldguts nach § 12 im Intereſſe der Allgemeinheit, und zwar auch 
bei Belaſtungen. Den Wert der Sicherung landwirtſchaftlichen 
Familienbeſitzes wird niemand verkennen, der ſich ohne Vorurteil 
mit der Frage ernſtlich beſchäftigt hat. In der jetzigen kritiſchen 
Zeit aber, in der die Land⸗ und Forſtwirtſchaft nach Krediten form⸗ 
lich lechzt, gleicht der Fideikommißbeſitzer nur allzuoft einem Men⸗ 
ſchen, der an Händen und Füßen gebunden, im empörten Meere 
treibt. Wie ich höre, hat ſich das Landesamt inzwiſchen doch ent⸗ 
ſchloſſen, entgegen dem in obiger Entſch. vertretenen Standpunkt, 
gewiſſe Richtlinien, die der Wirtſchaftslage Rechnung tragen, über 
die Genehmigung von Beleihungen gebundenen Be itzes an die Auf⸗ 
löſungsämter herausgehen zu laſſen. Baldige Veröffentlichung dieſer 
Richtlinien wäre daukenswert. RA. Dr. v. Zwehl, Berlin. 

Zu 2. Die Erkenntnis, daß bei Waldungen die fideikommiſſa⸗ 
riſche Bindung erhebliche Vorzüge gegenüber der ſchrankenloſen Wirt⸗ 
ſchaftsfreiheit aufweiſe (Breme, Waldrecht S. 12), hat zu der 
Geſetzesvorſchrift (S 10a der VO. über Familiengüter v. 30. Dez. 
1920) Anlaß gegeben, daß bei der Auflöſung der Waldfideikommiſſe 
für eine geeignete „Waldſicherung“ Sorge zu fragen ſei. Fur dieſe 
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und dem Gedanken der Gutsbildung durch ſtaaklichen Verwaltungsakt 
zu folgern. Die durch die Auflöſungsgeſetze vorgeſchriebene Wald⸗ 
ſicherung erfolgt regelmäßig entweder durch die Bildung eines 
Schutzforſtes oder eines Waldgutes. In der Zwangsauf⸗ 
löſung erfolgt die Bildung des Waldgutes in der Regel erſt nach 
der Auflöſung des Familiengutes (8 12 Abſ. 2 Zw AO.). Bis zu 
dieſem Zeitpunkt unterſteht der Wald kraft Familiengutsrechts der 
Aufſicht der Auflöſungsbehörde. Auch nach der bei der Zwangs⸗ 
auflöſung erfolgten Bildung des Waldgutes jest ſich die Beaufſichti⸗ 
gung des Waldgutes durch die Auflöſungsbehörde gemäß § 12 Abf. 7 
Zw VO. fort. Eine entſprechende Beſtimmung für die freiwillige 
Auflöſung beſteht aber nicht. Hier würde es demnach an der Sicher⸗ 
heit für die Erhaltung des Waldes fehlen, wenn nicht ſchon vor der 
Beſtätigung und Genehmigung des die Auflöſung anordnenden Fami⸗ 
lienſchluſſes für eine ſolche Sicherheit Sorge getragen wäre. Es 
müſſen alſo dann bereits die künftigen Rechtsverhällniſſe des nach 
dem Geſetz zu ſchützenden Waldes vollſtändig und endgültig geregelt 
fein. Dieſem Zweck dienen die Vorſchriften der 88 10, 10a der 
FVO. Aus 8 5 Abf. 2 der Waldverfügung v. 31. Dez. 1920 in 
Verbindung mit der Allgemeinen Verfügung v. 17. Jan. 1922 
(JM Bl. 23) ergibt ſich weiter, daß, wenn bei der freiwilligen Auf⸗ 
löſung ein Waldgut gebildet wird (8 4 des Geſ. v. 7. Jan. 1922), 
das Waldgutsrecht ſofort in Wirkſamkeit treten muß und eine 
Hinausſchiebung des Zeitpunktes der Wirkſamkeit bis zum Freiwerden 
des Familiengutes nicht zuläſſig iſt. Denn danach hat die Auf⸗ 
löſungsbehörde das Grundbuchamt alsbald um die Eintragung der 
Waldsgutseigenſchaft zu erſuchen. Die Rechtslage iſt inſoweit keine 
andere wie bei der Schutzforſteigenſchaft. Wird aber bei der frei⸗ 
willigen Auflöſung ein Schutzforſt gebildet, ſo ergibt ſich aus den 
Beſtimmungen der Waldverfügung, daß das Sonderrecht des Schutz⸗ 
forſtes auch ſofort in Wirkſamkeit tritt und ſein Eintritt nicht bis 
zum Zeitpunkt des tatſächlichen Freiwerdens des gebundenen Ver⸗ 
mögens aufgeſchoben werden kann. Das Geſetz v. 7. Jan. 1922 
hat an dieſem Rechtszuſtand nichts geändert. Zugelaſſen iſt durch 
dieſes nur, daß an Stelle des Schutzforſtes ein Waidgut gebildet wer⸗ 
den kann, es iſt aber nicht ein zeitlicher Zwiſchenraum zugelaſſen, 
währenddeſſen keines von beiden gilt. Wenn ferner zugelaſſen iſt, 
daß ein Schutzforſt in ein Waldgut umgewandelt werden kann, jo 
hatte das Geſetz dabei nur die Fälle im Auge, wo ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes ein Schutzforſt gebildet war. 

Das Auflöſungsamt hält einen Ausweg für zuläſſig, der dahin 
geht, daß die Bildung des Waldgutes bis zum Wegfall des derzeitigen 
Beſitzers hinausgeſchoben wird, und daß ſich dieſer für die Zwiſchen⸗ 
zeit dem Schutzforſtrecht und damit ſtaatlicher Forſtaufſicht unter⸗ 
wirft. Eine auflöſend befriſtete Bildung eines Schutzforſtes kennt 
das Geſetz indeſſen ebenſowenig wie eine aufſchiebend befriſtete Bil- 
dung eines Waldgutes. Eine ſolche verbietet ſich ſchon dadurch, 
daß für die Anordnung der Waldſicherungen nur die jedesmal vor⸗ 
handene tatſächliche Lage maßgebend ſein kann, dieſe ſich aber für 
die Zukunft nicht vorherſehen läßt. Im übrigen wäre eine Aus⸗ 
schaltung der über die Forſtaufſicht hinausgehenden Beſtimmung des 
512 Abſ. 10 ZwA O. (Geuehmigungspflicht für Grundſtücksver⸗ 
fügungen, zu denen auch Belaſtungen gehören) unzuläſſig. Die 
gleichzeitige Vornahme beider Sicherungsarten mit der Maßgabe, 
daß erſt die eine und dann die andere in Wirkſamkeit treten fol, 
kann auch nicht etwa, wie die vorhergehenden Ausführungen ergeben, 
aus der durch das Gef. v. 7. Jan. 1922 (8 4 Abſ. 2) zugelaſſenen 
Umwandlung des Schutzforſtes in ein Waldgut gefolgert werden. 

Es kann ſchließlich durch ein wirtſchaftliches Bedürfnis für die 
angeſtrebte Geſtaltung nicht anerkannt werden. Es wird geltend ge⸗ 
macht, daß der Fideikommißbeſitzer, der bisher ſeinen Wald gut be⸗ 
wirtſchaftet habe, ſich für ſeine Beſitzzeit nicht noch ſtaatlicher Wirt⸗ 


Waldſicherung kommen in erſter Linie die Formen der Schutzforſt⸗ 
bildung (Waldverfügung v. 31. Dez. 1920) oder Waldgutbildung 
(5 12 ZwAVO., Gel. v. 7. Jan. 1922) in Frage. Sie ſollen eine 
unwirtſchaftliche Zerſplitterung verhindern und das Wirtſchaften nach 
einem behördlich genehmigten Plan ſichern. 

Ein zwingendes Bedürfnis dafür, dieſe neuen Bindungen bei 
allmählicher Auflöſung ſchon wirkſam werden zu laſſen, ſolange noch 
die fideikommiſſariſche Veräußerungsbeſchränkung und die fideikom⸗ 
miſſariſche Waldaufſicht (8 10 der VO. über Familiengüter v. 
30. Dez. 1920) wirkſam iſt oder wenigſtens ſatzungsmäßig als fort⸗ 
wirkend geregelt iſt, kann ich nicht anerkennen. Wenn es alſo zuge⸗ 
laſſen iſt, freiwillig allmählich in der Weiſe die Bindungen der 
Fideikommißrechte zu löſen, daß das Fideikommiß noch bis zum Ab⸗ 
leben des derzeitigen Beſitzers in Kraft bleibt und erſt mit dem 
Übergang auf den Folger in deſſen Hand frei wird, ſo müßte es be⸗ 
grifflich möglich ſein, die Waldſicherung erſt mit dieſem Termine in 
Kraft treten zu laſſen. 

Es iſt auch durchaus begreiflich, daß die Fideikommißbeſitzer 
Wert darauf legen, bei ihren Lebzeiten nur die dem Fideikommiß⸗ 
recht entſprechende Aufſicht über ſich ergehen zu laſſen. 

Der vorliegende Rechtsentſcheid hat dieſe Erwägungen nicht für 
durchſchlagend erachtet. Seine Begründung ſcheine außer acht ge⸗ 
laſſen zu haben, daß es nach 8 10 a der Familiengüter VO. durchaus 
zuläſſig iſt, auch auf einem anderen Wege, als dem der Schutzforſt⸗ 
oder Waldgutbildung, die Bedenken zu beſeitigen, die Anlaß gegeben 
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ſchaftsaufſicht unterwerfen möchte. Dieſe iſt aber im öffentlichen 
Intereſſe eingeführt, die Perſon des jeweiligen Beſitzers kommt dabei 
nicht in Betracht. Übrigens wird für einen gut wirtſchaftenden Be⸗ 
ſitzer die ſtaatliche Aufſicht keine beſonders fühlbare Einſchrankung 
bedeuten, auf einen ſchlecht wirtſchaftenden Beſitzer braucht aber bei 
Wahrung des öffentlichen Intereſſes, dem allein die Waldguts⸗ 
bildung dient, keine Rückſicht genommen zu werden. 
(LA. f. FamGüter, Beſchl. v. 24. Sept. 1923, Nr. 36.) 


3. Die Verpachtung des Hauptgutes in einem ge⸗ 
bundenen Beſitztum ſchließt die Errichtung eines Land⸗ 
gutes oder einer Landgutsſtiftung (§ 16, 14 Zw AVO. nicht 
grundſätzlich aus. 

Nach 816 Abſ. 1 ZwaAuflVoO. kann unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 
gen ein fideikommiſſariſch gebundenes, landwirtſchaftlich genutztes 
Beſitztum, deſſen Beſtandteile wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit be⸗ 
ſitzen, zum Landgut erklärt werden, ſoweit die geſchloſſene Erhaltung 
des Beſitztums im öffentlichen Intereſſe liegt. Nach Abſ. 2 iſt die 
wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit in der Regel bei Grundſtücken, 
die von demſelben Gutshof aus bewirtſchaftet werden, anzunehmen; 
ſie wird, wie dort weiter beſtimmt iſt, durch eine Verpachtung zerſtreut 
liegender Höfe und Grundſtücke nicht ausgeſchloſſen, wenn die Pacht⸗ 
grundſtücke ſchon längere Zeit zu dem Gute gehören, durch länger 
andauernde Pachtverträge mit dem Gute verbunden bleiben und die 
Aufrechterhaltung des Pachtbetriebes von der Landwirtſchaftskammer 
als im öffentlichen Intereſſe liegend bezeichnet wird. 

Das Auflöſungsamt für Familiengüter in K. nimmt an, daß 
der § 16 ZwAuflVO. in erſter Linie Güter im Auge habe, die ſich 
in Eigenbewirtſchaftung des Fideikommißbeſigers befinden. 
In einer bei ihm anhängigen Fideikommißſache iſt aber die Frage 
aufgetaucht, ob die Eigenbewirtſchaftung unbedingte Vorausſetzung für 
die Errichtung eines Landguts iſt und ob daher die Verpachtung des 
Hauptgutes die Landgutsbildung überhaupt ausſchließt. Es hat daher 
die Sache dem LA. zum Erlaß eines Rechtsentſcheides über dieſe 
Frage vorgelegt. 

Es handelt ſich um die Auslegung einer grundſätzlichen fidei⸗ 
kommißrechtlichen Vorſchrift, die namentlich auch deshalb eine be⸗ 
ſondere praktiſche Bedeutung hat, weil bei den Samtfideikommiſſen 
eine Verpachtung des landwirtſchaftlichen Beſitzes häufig vorkommt. 
Das LA. iſt in Übereinſtimmung mit dem Auflöſungsamt zur Ver⸗ 
neinung der zum Rechtsentſcheid geſtellten Frage gelangt. 

Im 8 16 ZwaAufl VO. wird zur Erklärung eines Beſitztums als 
Landgut, abgeſehen von der Einhaltung einer Höchſtgrenze nur ver⸗ 
langt, daß das zu einem Landgut zuſammengefaßte Beſitztum wirt⸗ 
ſchaftliche Zuſammengehörigkeit beſitzt und ſeine geſchloſſene Erhal⸗ 
tung im öffentlichen Intereſſe liegt. Nur dieſe Vorausſetzungen müſ⸗ 
ſen unbedingt gegeben ſein. Bei Beantwortung der zum Rechtsent⸗ 
ſcheid geſtellten Frage iſt daher vorauszuſetzen, daß ſie nur ſolche 
Fälle betrifft, in denen die Verpachtung des Hauptgutes die wirtſchaft⸗ 
iche Zuſammengehörigkeit des zu bildenden Landgutes nicht ſtört, 
vobei darauf hingewieſen werden mag, daß der Begriff der wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammengehörigkeit hier nichts anderes ausdrückt als was in 
§ 12 ZwAuflVoO. mit der Beſtimmung gemeint iſt, daß eine unwirt⸗ 
ſchaftliche Teilung vermieden werden ſoll. Wann aber die wirtſchaft⸗ 
liche Zuſammengehörigkeit anzunehmen iſt, kaun nur in jedem ein⸗ 
zelnen Falle je nach der Sachlage beſonders beantwortet werden. 
Der Abſ. 2 des § 16 ZwAufl BO. gibt nur eine Anleitung für den 
Regelfall und beſchäftigt ſich dabei mit dem, insbeſondere im weſent⸗ 
lichen Teil des Landes häufigen Fall, daß zerſtreut liegende Höfe 
und Grundſtücke ſich in einer ſog. Dauerpacht befinden. Über die 
Verpachtung des Hauptguts läßt er ſich nicht aus, ſo daß aus ihm 
nichts gegen ihre Zuläſſigkeit hergeleitet werden kann. Aber auch aus 
dem Erfordernis des öffentlichen Intereſſes an der geſchloſſenen Er⸗ 


haben, die Genehmigung der Miniſter bei der Auflöſung von Wald⸗ 
fideikommiſſen vorzuſchreiben. Die Begründung überſieht eben m. E. 
weiter, daß in den Auflöſungsbeſtimmungen nirgends verboten 
iſt, die zugelaſſenen Neuregelungen erſt mit dem Zeitpunkt in Kraft 
treten zu laſſen, an dem das alte Band ſich löſt und das Bedürfnis 
für das neue Band entſteht. Die Entſch, leidet an dem Mangel, daß 
ſie zuviel Rückſicht auf die Verfahrensvorſchriften nimmt, bei deren 
Erlaß einmal an dieſen Fall nicht gedacht ſein dürfte und die 
andererſeits auch dem materiellen Recht nicht Riegel vorſchieben, 
ſollen. Wenn alſo bisher die Verfahrensvorſchriften dieſen Fall 
nicht geregelt haben, ſo müßten ſie ergänzt werden. Deshalb wirkt 
es nicht gerade überzeugend, wenn die Entſch. damit begründet iſt, 
daß in den Ausführungsbeſtimmungen des Juſtizminiſters v. 31. Dez. 
1920 8 5 davon ausgegangen ſei, daß die Erſuchen um Eintrag des 
Schutzforſt⸗ bzw. Waldgutsvermerks „nach Beſtätigung der Familien- 
ſchlöſſer, aber vor Rechtskraft der Beſtätigung und vor Erteilung 
der Genehmigung“ zu ſtellen ſei. 

Anfangs» und Endtermin können bei rechtsgeſchäftlichen Rege⸗ 
lungen geſetzt werden, wenn das Geſetz nichts Gegenteiliges beſtimmt. 

Wenn ſchließlich die Entſch. auf die Beſtimmung des $ 10 der 
Zw AVO. verweiſt, jo iſt dagegen anzuführen, daß während Fort⸗ 
beſtehen der fideikommiſſariſchen Bindung das fideikommißrechtliche 
Veräußerungsberbot noch gilt, dies übrigens aber noch beſonders 
im Familienſchluß als fideikommißrechtliche Regelung feſtgelegt wer⸗ 
den könnte. IR. Stahl, Kaſſel. 
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haltung des Beſitztums kann nicht gefolgert werden, daß die Bildung 
eines Landguts durch Verpachtung des Hauptgutes gehindert wird. 
Auch für das Vorhandenſein dieſes Erforderniſſes gibt das Geſetz nur 
gewiſſe Beiſpiele, wie Vorbildlichkeit in wirtſchaftlicher oder ſozialer 
Hinſicht oder hervorragende Bedeutung für die Entwicklung der Land⸗ 
wirtſchaft, und dieſe Beiſpiele ſchließen die Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
pachtung nicht aus. Das Geſetz verlangt in ihnen nichts weiter, als 
die objektive Feſtſtellung der genannten Eigenſchaften des Landguts. 
Wodurch dieſe Eigenſchaften hervorgerufen ſind, darüber gibt das 
Geſetz keinerlei Vorſchriften. Sie können daher ebenſowohl auf dem 
Vorhandenſein beſonderer Aulagen wie auf hervorragender Tüchtig⸗ 
keit des Wirtſchafters beruhen, wobei es keinen Unterſchied machen 
kann, ob der Wirtſchafter der Eigenbeſitzer oder ein Pächter iſt. Das 
letztere iſt aber ebenſo der Fall, wenn das öffentliche Intereſſe in 


anderen Tatbeſtänden wie die jener Beiſpiele gefunden wird, jo z. B. 


darin, daß gegenüber allzu zerſplittertem Beſitz zur Unterſtützung 
einer gefunden Miſchung von Groß⸗, Mittel⸗ und Kleinbeſitz das 
Beſitztum als wirtſchaftliche Einheit erhalten wird. Wenn das Auf⸗ 
löſungsamt ausführt, daß die Vorbildlichkeit des Betriebes unabhängig 
von dem Pachtverhältniſſe, der Pachtzeit und der Perſon des jewei⸗ 
ligen Pächters auf die Dauer gewährleiſtet ſein müſſe, ſo findet dies 
weder im Geſetz eine Stütze, noch wäre es praktiſch durchführbar. Das 
Beſtehen von Anlagen und Einrichtungen eines Gutes laßt ſich ebenſo⸗ 
wenig auf die Dauer gewährleiſten wie die Tüchtigkeit des Wirtſchaf⸗ 
ters. Verliert das Landgut ſpäter ſeine Vorausſetzungen, z. B. weil 
der bei ſeiner Bildung als vorbildlich feſtgeſtellte Betrieb nicht mehr 
vorbildlich iſt, dann unterliegt es eben der Aufhebung (8 16 Abſ. 3, 
§ 12 Abſ. 6 ZwAuflVO.), bei der von dem Geſetz der Willkür da⸗ 
durch vorgebeugt iſt, daß ſie in die Hände einer unabhängigen Be⸗ 
hörde, der Auflöſungsbehörde, gelegt iſt. Hindert hiermit nach allem 
eine Verpachtung die Bildung eines Landgutes nicht, ſo wird doch 
bei verpachteten Gütern die Frage, ob ein öffentliches Intereſſe an 
der Erhaltung des Beſitztums als wirtſchaftliche Einheit abzunehmen 
iſt, mit Rückſicht auf dieſe beſondere Eigenart des Falles auch einer 
beſonderen Prüfung zu unterziehen ſein, für die allgemeine Regeln 
ſich nicht aufſtellen laſſen. 

Was Landgutsſtiftungen anlangt, fo kann bei ihnen die Ver⸗ 
pachtung um ſo weniger der Errichtung der Stiftung entgegenſtehen, 
als hier vielfach dieſe Art der Nutzung ohne weiteres dadurch gegeben 
ſein wird, daß die Stiftung eine juriſtiſche Perſon iſt, deren Vorſtand 
ſich regelmäßig als Selbſtbewirtſchafter nicht eignen wird. 

(LA. f. FamGüter, Rechtsentſch. Nr. 46 v. 10. Nov. 1924.) 


4. Die Erteilung der Ermächtigung oder Geneh⸗ 
migung durch die Auflöſungsbehörde im Falle des 8 5 
Zw AVO. iſt ein ſtaatlicher Hoheitsakt, nicht eine rechts⸗ 
geſchäftliche Zuſtimmung und ſetzt einen Antrag des 
Familiengutsinhabers an die Behörde voraus. 

Unter dem 5. April 1923 hatte die Gemeinnützige Siedlungs⸗ 
geſellſchaft des Kreiſes W. dem Fideikommißbeſitzer in einer nota⸗ 
riellen Urkunde ein Kaufangebot bzl. einer Reihe von Grundſtücks⸗ 
parzellen in der Gemarkung J. zum Zwecke der Beſiedlung gemacht 
und der Fideikommißbeſitzer hatte durch notarielle Erklärung v. 
6. April 1923 das Kaufangebot angenommen. Nach 87 des Vertrages 
erfolgte der Verkauf „vorbehaltlich der Genehmigung der zuſtändigen 
Behörden und vorbehaltlich der Zuſtimmung des Auflöſungsamts“. 
Am 30. Mai 1924 überreichte der beurkundende Notar P. den Kauf⸗ 
vertrag dem Auflöſungsamt für Familiengüter mit der Bitte um 
Genehmigung. Das Auflöſungsamt fragte bei dem Fideikommiß⸗ 
beſitzer gemäß 88 5, 12 Abſ. 10 ZwAuflVO. an, ob er die Erteilung 
der Genehmigung beantrage und bei dem Pfleger des nächſten Folge⸗ 
berechtigten, ob er Bedenken gegen die Genehmigung des Vertrages 
geltend zu machen habe. Der Fideikommißbeſitzer antwortete dem Auf⸗ 
löſungsamt unter dem 16. Junt 1924, als Verkaufspreis ſei für 
den Morgen bei Abſchluß des Kaufvertrages der Wert von 6,7 Zent⸗ 
ner Roggen zugrunde gelegt, der damals hoch erſchienen ſei, weil 
niemand die tatſächliche Geldentwertung habe vorausſehen können, 
heute ſtellten die 6,7 Zentner Roggen einen Wert von 46 Goldmark 
dar, einen völlig ungenügenden Kaufpreis, der in keinem Verhält⸗ 
niſſe zum tatjächlichen Werte eines an der Elbe gelegenen Grundſtückes 
ſtehe. Die Siedlungsgeſellſchaft habe es immer verſtanden, die Ver⸗ 
handlungen hinzuziehen, ſo daß die Auflaſſung nicht habe erfolgen 
können; durch die Stabiliſierung der Mark ſei der Vertrag für die 
Käuferin günſtig, für den Verkäufer ungünſtig geworden. Aus dieſem 
Grunde beantrage er, daß das Auflöſungsamt gegen den Verkauf 
Einſpruch erhebe oder aber die Neufeſtſetzung des Grundpreiſes ver⸗ 
lange. Unter dem 20. Juni 1924 ſchickte die Auflöſungsbehörde der 
Siedlungsgeſellſchaft Abſchrift dieſes Antwortſchreibens und fügte 
hinzu, da der Beſitzer die Genehmigung der Auflöſungsbehörde aus 
85 ZwAuflVO. nicht wünſche, ſei die Angelegenheit für ſie erledigt. 

Gegen dieſen Beſcheid hat die Siedlungsgeſellſchaft beim LA. 
Beſchwerde eingelegt. Zur Rechtfertigung führte ſie aus, daß ſich der 
Fideikommißbeſitzer in dem notariellen Vertrage gebunden habe. Zu 
den von ihm übernommenen Pflichten gehörten auch die Anträge 
beim Auflöſungsamt. Unter den obwaltenden Umſtänden müſſe man 
aber auch ſagen, daß der Antrag auf Erteilung der Genehmigung 
bereits in dem notariellen Vertrage enthalten ſei. Wolle man dem 
Verkäufer das Recht einräumen, ganz nach ſeinem Belieben die zur 
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Erfüllung ſeiner Pflichten notwendigen Schritte zu unterlaſſen oder 
gar zu verweigern, ſo würde man zu dem unhaltbaren Ergebnis ge⸗ 
kangen, daß die Siedlungsgeſellſchaft gegen ihren Verkäufer erſt Klage 
erheben müßte mit dem Antrage, beim Auflöſungsamt die Genehmi⸗ 
gung des Vertrages zu beantragen. Die Rechte des Verkäufers würden 
nicht beeinträchtigt, wenn das Auflöſungsamt den notariellen Ver⸗ 
trag trotz ſeines Einſpruchs genehmige. Es ſtehe dem Verkäufer auch 
nach der Genehmigung ja immer noch frei, die Auflaſſung der ver⸗ 
kauften Grundſtücke zu verweigern und, wenn er auf Auflaſſung. 
verklagt werde, ſeine Einwendungen gegen die Beſtimmung des Kauf⸗ 
preiſes geltend zu machen. Im übrigen ſei der Standpunkt des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers in ſachlicher Beziehung unberechtigt. J 
Der Beſchwerde der Siedlungsgeſellſchaft konnte nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. Der von ihr beim Auflöſungsamt verfolgte Antrag 
auf Genehmigung des Kaufvertrages ſtutzt ſich, wie die Beſchwerde⸗ 
führerin in der Verhandlung vor dem LA. ſelbſt angegeben hat, 
auf 85 ZwAuflVO., der beſtimmt, daß die Auflöſungsbehörde vom 
Beginn der Zwangsauflöſung ab den Beſitzer zu Verfügungen über 
Gegenſtände des Fideikommißvermögens und zur Begründung von 
Verpflichtungen für das Familiengut ohne Rückſicht auf bisherige 
Beſchränkungen ermächtigen und derartige Rechtsgeſchäfte beim Vor⸗ 
liegen beſonderer Gründe nachträglich genehmigen kann. Die Auf 
löſungsbehörde hat es im vorliegenden Falle abgelehnt, über die Ge⸗ 
nehmigung zu befinden, weil der Fideikommißbeſitzer die Genehmi⸗ 
gung ſelbſt nicht wünſche und für ſie die Angelegenheit damit er⸗ 
ledigt ſei. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde erſcheint zwar zu⸗ 
läſſig (829 ZwauflVO. in Verbindung mit 8 20 36G.), iſt indeſſen 
ſachlich nicht begründet. Mit Recht iſt das Auflöſungsamt bei ſeinem 
Beſcheid davon ausgegangen, daß es gemäß 8 5 ZwAuflVO. nur 
tätig werden kann, wenn der Fideikommißbeſitzer ſelbſt einen dahin⸗ 
gehenden Antrag ſtellt, nicht aber, wenn der Antrag von der anderen 
Vertragspartei ausgeht und der Fideikommißbeſitzer es ablehnt, ſich 
dieſem Antrage anzuſchließen. Die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
iſt ein ſtaatlicher, insbeſondere das öffentliche Intereſſe angehender 
Hoheitsakt (ogl. Begründung zu 85 ZwaAuflVO. IM Bl. 6831), der 
nicht den allgemeinen Beſtimmungen über Willenserklarungen und 
daher auch nicht den Vorſchriften über die rechtsgeſchäftliche Zuſtim⸗ 
mung in 88 182 ff. BGB. folgt (vgl. RGRKomm., 5. Aufl., Anm. 1 
zu 88 182 ff.). Die Genehmigung der Aufſichtsbehörde kann daher 
nicht wie die Genehmigung nach § 182 BGB. von dem anderen Teil 
beantragt und dieſem gegenüber erklart werden. Den gegenteiligen 
Ausführungen in der beſonderen Begründung zum Fideikommißgeſetz⸗ 
entwurf von 1913 S. 48 kann inſoweit nicht beigetreten werden. Die 
Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts iſt durch die Entſcheidung der Behörde 
bedingt (vgl. RG. 75, 406), die Bedingung kann aber nicht gegen den 
Willen des Fideikommißbeſitzers erfüllt werden, denn nur zu ſeiner 
Rechtshandlung, dem Verkauf, nicht zu der der Gegenpartei, dem 
Kauf, wird die Genehmigung verlangt (vgl. auch Moder ſohn, 
Die Auflöſung der Familienfideikommiſſe Satz 2 der Anm. 3 zu 8 5, 
deſſen Abſtellung auf die „Ermächtigung“ zu einer anderen Behand⸗ 
lung der „Genehmigung“ mangels eines inneren Grundes für ſolche 
Verſchiedenheit nicht berechtigt). a 
Darauf, ob der Fideikommißbeſitzer der anderen Vertragspartei 
gegenüber verpflichtet ift, die zur Durchführung des Vertrages not⸗ 
wendigen Schritte zu unternehmen, insbeſondere den Antrag auf 
Genehmigung bei der Auflöſungsbehörde zu ſtellen, und ob bzw. 
inwieweit ihn eine inzwiſchen eingetretene Veranderung der Verhält⸗ 
niſſe etwa davon befreit, kann es bei der hier zur Entſcheidung 
ſtehenden Frage nicht ankommen. Es würde für dieſe Entſcheidung 
auch unerheblich ſein, wenn etwa in dem Vertrage ſelbſt eine Er⸗ 
klärung des Fideikommißbeſitzers, daß er den Antrag bei ber Auf⸗ 
löſungsbehörde ſtelle, enthalten wäre. Für die Auflöſungsbehörde 
kann vielmehr nur maßgebend ſein, welche Stellung der Fideikommiß⸗ 
beſitzer ihr gegenüber einnimmt; wenn daher der Fideikommißbeſitzer 
ihr gegenüber den etwa bereits in dem Vertrag zu erblickenden An⸗ 
trag zurücknimmt, ſo iſt dieſe Zurücknahme für das Auflöſungsamt 
maßgebend. Welche Rechte der anderen Vertragspartei aus einem 
etwa vertragswidrigen Verhalten des Fideikommißbeſitzers erwachſen, 
iſt hier nicht zu erörtern. 
(LA. f. FamGüter, Beil. v. 10. Nov. 1924, L A 142, 132 —. 


5. Bei Aufwertung einer auf einem Familiengut 
haftenden Rente und bei Feſtſetzung des Betrages für 
ihre Ablöſung nach 8 11 Abſ. 4 der ZwangsauflVO. iſt die 
Lage von Gläubiger und Schuldner gleichmäßig zu berück⸗ 
ſichtigen. Es darf daher dabei auch nicht ein Zeitpunkt 
zu Grunde gelegt werden, der nur dem Schuldner günſtig, 
dem Gläubiger aber ungünſtig iſt. 

Das Auflöſungsamt für Familiengüter in C. hat durch den 
angefochtenen Beſchluß auf Grund des 811 Abſ. 4 Zwaäufl VO. die 
für die ſogenannte erſte Linie zu zahlende Rentenabfindungsſumme 
auf 3000 Zentner Roggen, zahlbar durch 40 pige Roggenrentenbrieſe 
der Haunoverſchen Landeskreditanſtalt, feſtgeſetzt. 

Es iſt davon ausgegangen, daß eine Aufwertung der Rente zu 
ihrem vollen Goldwerte und ihre Kapitaliſierung auf dieſer Grund⸗ 
lage nicht in Frage kommen könne mit Rückſicht darauf, daß die 
heutige Tragfähigkeit des Beſitzes gegenüber der Zeit vor dem Kriege 
infolge der Belaſtung des Beſitzes durch Steuern und anderes ſtark 
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herabgeſetzt ſei, daß aber andererſeits die ſchlechte Vermögenslage des 
Berechtigten berückſichtigt werden müſſe. Dieſe Ausführungen laſſen 
in ihrer Allgemeinheit nicht erkennen, daß die beſonderen Verhält⸗ 
niſſe des vorliegenden Einzelfalles eine genugende Berückſichtigung 
gefunden haben. 

Zunächſt läßt der Beſchluß eine Angabe der Grundlagen ver⸗ 
miſſen, die zur Errechnung der Ablöſungsſumme geführt haben, ins⸗ 
beſondere eine Angabe der Höhe der Rente und des Kapitaliſierungs⸗ 
faktors. In erſter Beziehung wird allerdings geſagt, daß eine volle 
Aufwertung der Rente nicht in Frage kommen konne, es fehlt aber 
die Feſtſetzung des Betrages, der nun für die Ablöſung angenommen 
iſt und ohne den die Berechnung der Ablöſungsſumme nicht wohl 
möglich iſt. Für die Feſtſetzung der Höhe der Rente genügt es nicht, 
aus der allgemeinen höheren Belaſtung des Grundbeſitzes deſſen ge⸗ 
ringere Tragfähigkeit im einzelnen Falle feſtzuſtellen; vielmehr bedarf 
es eingehender Nachprüfung, ob die allgemeine Herabſetzung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Rentabilität auch in dieſem Falle eine verringerte 
Tragfähigkeit zur Folge gehabt hat, ob z. B. nicht der größeren 
Belaſtung durch Steuern uſw. auf der anderen Seite eine Ent⸗ 
laſtung, etwa durch Abſtoßung von Hypotheken zu Papiermark⸗ 
beträgen, gegenüberſteht. Außerdem iſt bei der Feſtſetzung nicht ein⸗ 
fach das Verhältnis der Reineinnahmen der Vorkriegszeit zu den⸗ 
jenigen von heute zugrunde zu legen, ſondern die Höhe der heutigen 
Reineinnahmen iſt auch objektiv an ſich zu berückſichtigen und danach 
zu erörtern, inwieweit dieſe Einnahmen eine Verkürzung zugunften 
des Apanageberechtigten erleiden können, wobei dem Geſichtspunkt 
Rechnung zu tragen iſt, daß auch der Beſitzer entſprechend den all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen eine Einſchränkung ſeiner 
Lebenshaltung auf ſich nehmen muß. Auf der anderen Seite iſt, wie 
das Auflöſungsamt zutreffend hervorhebt, die Bedürftigkeit des Be⸗ 
rechtigten in Betracht zu ziehen. Danach läßt ſich ein all⸗ 
gemeiner Satz dahin, daß eine Aufwertung auf den 
Geldbetrag der vollen Rente nicht zu erfolgen habe, 
nicht rechtfertigen, insbeſondere nicht bei kleineren Renten, 
ſoweit ſie der Sicherung eines Exiſtenzminimums dienen, da ſie 
ſelbſt bei voller Aufwertung unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
hierzu ohnehin oft ſchon kaum genügen. 

Einer beſonderen Berückſichtigung bedarf ferner der Kapitali⸗ 
ſierungsfaktor, der weſentlich von dem Vergleich der Höhe der Rente 
mit dem herrſchenden Zinsfuß abhängt. In Zeiten ſtabiler Geld⸗ 
verhältniſſe konnte man in dieſer Beziehung mit einem feſten Faktor 
rechnen. Heutzutage iſt dies nicht möglich, man kann nicht ohne 
weiteres den heutigen hohen Zinsfuß zugrunde legen, der vielleicht 
ſchon morgen nicht mehr zutrifft, ſo daß unter Umſtänden die Be⸗ 
zuge des Berechtigten ſchon bald erheblich unter das feſtgeſetzte Maß 
herabſinken würden. Über dieſe ſich aus den Schwankungen des 
Zinsfußes ergebende Unzuträglichkeit wird ſich kaum in befriedigen- 
der Weiſe hinwegkommen laſſen, wenn die Ablöſungsſumme ſchon 
jetzt zahlenmäßig feſtgeſetzt wird; ſie läßt ſich zwar in etwas ver⸗ 
ringern, wenn die Wahrſcheinlichkeiten in Rechnung geſtellt werden, 
die ſich aus der Beobachtung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und 
ihrer Entwicklung für die weitere Geſtaltung der Geldverhältniſſe 
ergeben. Indeſſen iſt die Erkennung dieſer Wahrſcheinlichkeiten nicht 
leicht, und Unſicherheiten bleiben. Daher wird zu prüfen ſein, ob 
denn überhaupt der § 11 Abſ. 4 ZwAuflVoO. die alsbaldige Feſt⸗ 
ſetzung einer beſtimmten Summe und deren ſofortige Aus⸗ 
zahlung unbedingt erforderlich macht. Der Wortlaut zwingt nicht 
zu einer ſo engen Auslegung. Wenn dieſer die Entſcheidung über 
Art, Hohe und Sicherſtellung der Ablöſung in das freie Ermeſſen 
der Auflöſungsbehörden ſtellt, ſo dürfte auch zuläſſig ſein, von 
einer alsbaldigen Auszahlung der Ablöſungsſumme 
abzuſehen und den feſtgeſtellten Kapitalbetrag als Hypothek auf 
dem Gute zunächſt ſtehenzulaſſen. Weiterhin dürfte es auch nicht 
als unzuläſſig erſcheinen, von einer zahlenmäßigen An⸗ 
gabe der Ablöſungsſumme zunächſt abzuſehen und 
nur die Faktoren zu bezeichnen, die für ihre Be⸗ 
rechnung maßgebend ſein ſollen. In dieſer Beziehung 
könnte man beiſpielsweiſe daran denken, unter Feſtſtellung der Höhe 
der Rente anzuordnen, daß das für ſie in Betracht kommende Ab⸗ 
löſungskapital ſich bei der Auszahlung unter Zugrundelegung des 
jeweiligen Reichsbankdiskonts beſtimmt, und einen Zeitraum feſt⸗ 
zuſetzen, vor deſſen Ablauf die Kündigung für den Beſitzer (Schuld⸗ 
ner) ausgeſchloſſen bleibt. Auch eine in dieſer Weiſe feſtgeſetzte Ab⸗ 
findung würde durch eine hypothekariſche Eintragung, zweckmäßig in 
Geſtalt einer Höchſtbetragshypothek, ſicherzuſtellen ſein. Eine ſolche 
Regelung würde einerſeits die Ungerechtigkeit vermeiden, 
daß ſich der Glaubiger im ungünſtigſten wirtſchaft⸗ 
lichen Zeitpunkt ein für allemal mit einem dieſem 
widrigen Zeitpunkt angepaßten Betrage abfinden 
laſſen muß, während der ihm verhaftete Grund⸗ 
beſitz im Werte ſteigt, andererſeits auch im Intereſſe des 
Schuldners liegen, der damit eine über die ſchlechte Zeit hinaus⸗ 
reichende Stundung erhält. 

Das Auflöſungsamt wird daher unter Berückſichtigung der vor⸗ 
ſtehend angedeuteten Geſichtspunkte in eine nochmalige Erörterung 
der Angelegenheit nach Feſtſtellung der für die Entſch. weſentlichen 
tatſächlichen Verhältniſſe einzutreten haben. 

(LA. f. FamGüter, Beſchl. v. 10. Nov. 1924, L A 150, 8d —.) 


6. 88 6, 17, 28 Abſ. 1 Zw AV O., Art. 59, 61 EGBGB. 
Die Zuſtändigkeit der Auflöſungs behörden zur Entſch. von 
Rechtsſtreitigkeiten erſtreckt ſich auf das geſamte Geſchäft 
der Auflöſung ſowie alles, was mit ihr zuſammenhängt, 
d. h. auf alle Streitigkeiten, die ſich nach dem Rechte der 
Familiengüter richten. 
Die geſetzlichen Vertreter des entmündigten Vorbeſitzers des in 
der Zwangsauflöſung begriffenen Fideikommiſſes hatten am 5. Juli 
1915 mit dem Amtmann K. B. für die Zeit von Johanni 1915 bis 
1. Juli 1930 über das Fideikommißgut J. einen Pachtvertrag ge⸗ 
ſchloſſen. Im §3 des Vertrages war beſtimmt, daß der Pächter 
das ihm als eiſern übergebene lebende und tote Inventar hiermit 
zum Eigentum übernehme und den in einem Verzeichnis feſtgeſtellten 
Taxpreis an die Verpächter zahle. Nach der Behauptung des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers iſt M. B. in die Pachtung mit eingetreten. Der 
Fideikommißkurator vertritt den Standpunkt, daß ohne feine bzw. 
ſeines Vorgängers Mitwirkung eine Verpachtung unzuläſſig und 
eine Veräußerung des Fideikommißinventars rechtlich unwirkſam 
geweſen ſei. Den Antrag des Fideikommißkurators, 
„den Amtmann K. B. und den Pächter M. B. in J. koſten⸗ 
pflichtig zu verurteilen, anzuerkennen, daß das zum Fidei⸗ 
kommiß J. gehörige eiſerne Inventar nach wie vor zum 
Fideikommißvermögen gehört“, 

hat das Auflöſungsamt abgewieſen. 

Die Ausführungen des Auflöſungsamts tragen die ergangene 
Entſch. nicht. Es handelt ſich um einen Streit zwiſchen der fidei⸗ 
kommißberechtigten Familie, vertreten durch den Kurator, und einem 
Pächter. Der Antrag iſt, ſoweit erkennbar, dahin aufzufaſſen, daß 
er auf Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes geht. Der Kurator 
begehrt anſcheinend die Feſtſtellung, daß die von den Vertretern 
des Vorbeſitzers über das Fideikommißinventar getroffene Ver⸗ 
fügung der Familie gegenüber unwirkſam iſt. Die Zugehörigkeit des 
Inventars zum Fideikommißvermögen, von der in dem Antrage die 
Rede iſt, würde ſich als Rechtsfolge aus jener Feſtſtellung ergeben. 
Daß auch die Unwirkſamkeit des Pachtvertrages ſelbſt feſtgeſtellt 
werden ſoll, iſt aus dem Antrage nicht zu entnehmen. Dem Auf⸗ 
löſungsamt iſt zuzugeben, daß der Streit hierüber nicht zu den 
durch die ZwAuflVO. betroffenen Angelegenheiten gehört, in denen 
nach Satz 1 des Abſ. 1 des § 28 ZwAuflVoO. die Auflöſungsbehörden 
unter Ausſchluß des Rechtsweges zu entſcheiden haben. Denn mit 
dieſen Angelegenheiten find nur, wie ſich zwar nicht aus dem Wort⸗ 
laut des Geſetzes, wohl aber aus dem Zuſammenhang ergibt (vgl. 
amtliche Begründung zur ZwAuflVO., IM Bl. 1920, 691), die 
rechtlichen Beziehungen der Fideikommißbeteiligten gemeint, und dazu 
gehören grundſätzlich nur die Mitglieder der fideikommißberechtigten 
Familie, „nicht auch Dritte, die zu ihnen in Rechtsbeziehungen ge⸗ 
treten ſind, wie Pächter oder Angeſtellte“. Durch den Satz 1 des 8 28 
ZwAuflVoO. Abſ. 1, auf den allein das Auflöſungsamt feine Entf). 
abgeſtellt hat, wird die Zuſtändigkeit der Auflöſungsbehörden aber 
nicht erſchöpft; der Satz 2 enthält noch eine weitere Zuſtändigkeits⸗ 
norm. Danach ſind die ordentlichen Gerichte an die rechtskräftigen 
Entſch. der Auflöſungsbehörden über das Beſtehen von Anſprüchen 
oder von Rechtsverhältniſſen, die nach den Beſtimmungen der 
ZwAuflVoO. oder anderen fideikommißrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen zu beurteilen ſind, gebunden. Auch zu dieſen Entſch. ſind die 
Auflöſungsbehörden alſo ausſchließlich berufen. In dieſen Fällen 
iſt aber die Endſcheidungsbefugnis der Auflöſungsbehörden eine be⸗ 
ſchränkte; die Auflöſungsbehörden haben, wie es in der amtlichen 
Begründung a. a. O. weiter heißt, hier „nur über die nach den Be⸗ 
ſtimmungen der VO. oder anderen fideikommißrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften zu beantwortende Frage zu entſcheiden, ob eine Verpflich⸗ 
tung des Fideikommißbeſitzers beſteht, nicht über Streitpunkte, für 
die das allgemeine Recht maßgebend iſt. Die Auflöſungsbehörden 
haben daher insbeſondere darüber zu entſcheiden, ob der Folger an 
Verträge feines Vorgängers gebunden it (8 6 Abf. 4), inwieweit 
infolge der Auflöſung gemäß 8626 BGB. gegenüber Angeſtell⸗ 
ten ein Kündigungsrecht beſteht, ob und in welcher Art der Beſitzer 
zu einer Entſchädigung gemäß 8 6 Abſ. 6 und zur Fortgewährung 
gemeinnütziger Leiſtungen (8 17 Abf. 2) verpflichtet iſt. Die Lei⸗ 
ſtungsklagen ſind dagegen in dieſen Fällen bei den ordentlichen 
Gerichten zu erheben, die aber an die Entſch. der Auflöſungsbehörden 
über das Beſtehen des Rechtsverhältniſſes bzw. die Bindung des 
Fideikommißfolgers gebunden ſind.“ Es fragt ſich daher, ob es 
ſich bei dem vorliegenden Streite um ein Rechtsverhältnis handelt, 
das nach fideikommißrechtlichen Grundſätzen zu beurteilen iſt. Dies 
iſt zu bejahen, ſoweit es ſich darum handelt, ob das allgemeine fidei⸗ 
kommißrechtliche Veräußerungsverbot der Verfügung des Vorbe⸗ 
ſitzers über das Fideikommißinventar enkgegenſtand. Für die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Frage ſind die Auflöſungsbehörden ausſchließlich 
zuſtändig. Es trifft nicht zu, daß es ſich hierbei lediglich um die 
Anwendung des bürgerlich⸗ rechtlichen Veräußerungsverbots in 8 135 
BOB. handele; das fideikommiſſariſche Veräußerungsver⸗ 
bot beruht nicht auf Reichsrecht, ſondern iſt eine landesrecht⸗ 
liche Norm des von der Reichsgeſetzgebung unberührt gelaſſenen 
Fideikommißrechts, deren Geltung und Wirkung ſich aus Art. 59, 
GLESBSGB. herleitet (vgl. Allgemeine Begründung zum Fidei⸗ 
kommißgeſetzenkwurf v. 1913 S. 21/22 und beſondere Begründung 
S. 31). Nach Art. 61 EGBGB. finden auf einen Erwerb, dem 
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dieſes Veräußerungsverbot entgegenſteht, die Vorſchriften des BGB. 
zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten her⸗ 
leiten, entſprechende Anwendung. Danach richtet ſich alſo erſt die 
weitere Frage, ob die Beſchwerdegegner trotz des fideikommißrechtlichen 
Veräußerungsverbots gemäß 88 932 ff. BGB. Eigentum erworben 
haben, nach allgemeinem bürgerlichen Recht; dieſe Frage unterliegt 
dann allerdings der Entſch. der ordentlichen Gerichte ebenſo wie 
die Leiſtungsklage ſelbſt (vgl. 8 6 Abſ. 4 ZwAufl VO .). 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß der angefochtene Be⸗ 
ſchluß der Aufhebung unterliegt. 

(LA. f. Famchüter, Beſchl. v. 22. Sept. 1924, LA 171, 11a.) 

7. a) Einer aus einem Samtfideikommiß gem. 8 10 
Abſ. 8 Zw AVO. zu bildenden Stiftung können auch ſolche 
Vermögensſtücke einverleibt werden, die ſich weder für 
eine Waldſtiftung (8 9b FEB.) noch für eine Waldguts⸗ 
oder Landgutsſtiftung ($ 14, $ 16 Abſ. 2 Zw AVO) eignen. 

b) Zur Bildung einer Stiftung gem. $ 10 Abſ. 8 
Zw AO. iſt die Anhörung des Landeskulturamts ſowie 
die Genehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters 
für Landwirtſchaft nicht erforderlich; dieſer Anhörung 
und Genehmigung bedarf es indeſſen auch bei einer der⸗ 
artigen Stiftungsbildung hinſichtlich der Sicherung ſolcher 
zu dem Stiftungsvermögen beſtimmter Gegenſtände, für 
die durch die Auflöſungsgeſetzgebung eine Sicherung bei 
der Auflöſung von Familiengütern im öffentlichen In⸗ 
tereſſe vorgeſehen iſt. 

Der 8 10 Abſ. 8 ZwauflVoO. beſtimmt, daß die Auflöſungs⸗ 
behörde auf Grund eines Beſchluſſes der Anteilbeſitzer das Familien⸗ 
fideikommiß in eine Stiftung umwandeln kann. Um das richtige 
Verſtändnis für dieſen Satz zu gewinnen, iſt es nötig, ſich einer⸗ 
ſeits über das Weſen des Samtfideikommiſſes, andererſeits über die 
Ziele der Auflöſungsgeſetzgebung klar zu werden. Das Samtfidei⸗ 
kommiß iſt zwar rechtlich ein wirkliches Fideikommiß und nicht eine 
Familienſtiftung, weil, wie bei dem Individualfideikommiß dem 
Einzelbeſitzer, ſo auch bei dem Samtfideikommiß der Geſamtheit 
der Beſitzer unmittelbare gegen jedermann wirkſame Rechte an dem 
Vermögen, nicht aber, wie bei einer Stiftung, nur mittelbare per⸗ 
ſönliche Rechte auf das Vermögen zuftehen (vgl. Allgemeine Be⸗ 
gründung zu dem Entwurf eines Geſetzes über Familienfidei⸗ 
kommiſſe und Familienſtiftungen v. 1913 S. 20), indeſſen ſind tat⸗ 
ſächlich bei den Samtfideikommiſſen die Grenzen zwiſchen Familien⸗ 
fideikommiſſen und Familienſtiftungen oft ſehr verwiſcht und ſchwer 
erkennbar. Bei der Vielheit von Beſitzern iſt eine ordnungsmaßige 
Verwaltung meiſt nicht zu ermöglichen; es beſteht daher bei den. 
Samtfideikommiſſen häufig ein beſonderes Verwaltungsorgan, dem 
nicht nur die Wirtſchaftsführung, ſondern auch die Feſtſtellung der 
Reineinkünfte und ihre Verteilung unter die einzelnen Anteils⸗ 
beſitzer obliegt, ſo daß es äußerlich den Anteilsbeſitzern ebenſo wie 
der Vorſtand einer Familienſtiftung den Genußberechtigten gegenüber 
ſteht. Dies hat dazu geführt, daß der Entwurf eines Geſetzes über 
Familienfideikommiſſe und Familienſtiftungen von 1913 die Ein⸗ 
führung eines ſolchen Organs bei allen Samtfideikommiſſen forderte 
(Beſ. Begründung des Entwurfs a. a. O. ©. 203). In Anknüpfung 
an dieſe Sach⸗ und Rechtslage ſah die ZwAuflVO. kein Hindernis, 
die Möglichkeit zu geben, derartige, ſchon jetzt wirtſchaftlich den 
Familienſtiftungen ſich eng anſchließende Gebilde als Familienſtif⸗ 
tungen aufrecht zu erhalten. Darin lag kein Verſtoß gegen das ge⸗ 
ſetzliche Verbot der Aufhebung der Familiengüter; es wurde vielmehr 
nur der tatſächlich beſtehende Zuſtand der ihm in Wirklichkeit ent⸗ 
ſprechenden Rechtsform angepaßt. In dieſem Siune erläutert die Be⸗ 
gründung zur ZwAuflVOO. den in Rede ſtehenden $ 10 Abſ. 8, inden 
ſie davon ſpricht, daß die Auflöſungsbehörde auf Grund dieſer Be⸗ 
ſtimmung das Vermögen in die Stiftungs,form“ überführen 
(JM Bl. 1920, 694), d. h. alſo lediglich, die tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe derjenigen Rechtsform anpaſſen könne, die dem allgemeinen 
bürgerlichen Recht entſpricht und vom Standpunkt dieſes Rechts 
auf keinerlei Bedenken ſtößt. (Ach BGB. v. 20. Sept. 1899, GS. 
176 ff., Art. 1 und 2 und Begründung dazu). Dabei iſt aber nicht 
zu überſehen, daß es ſich um eine Maßnahme des freien Er⸗ 
meſſens der Auflöſungsbehörden handelt. Die Auflöſungsbehörden 
werden daher die Überführung in die Stiftung nicht vornehmen 
dürfen, wenn ſich hinter der neuen Rechtsform etwa ein verſchleiertes 
Fideikommiß verbergen würde (Begründung zur ZwAuflVO. a. a. 
O. 690 Abſ. 2). Sie werden daher da, wo eine Annäherung des 
Samtfideikommiſſes an das Weſen einer Stiftung nicht vorliegt, 
vielmehr der Charakter eines Individualfideikommiſſes im Vorder⸗ 
grunde ſteht, von dem ihnen in Abſ. 8 8 10 3wAufl Vo. einge⸗ 
räumten Recht Gebrauch zu machen Bedenken tragen müſſen. Ebenſo 
werden ſie bei der Umwandlung eines Samtfideikommiſſes in die 
Stiftungsform zu vermeiden haben, daß die Stiftung tatſächlich 
das Weſen eines Individualfideikommiſſes erhält. Wann dies an⸗ 
zunehmen iſt, kann nur nach Lage des Einzelfalles beantwortet 
werden. Allgemeine Regeln laſſen ſich darüber nicht aufſtellen (vgl! 
Begründung zu dem mehrerwähnten Geſetzentwurf v. 1913, 240). 
Auch von den Zielen der Auflöſungsgeſetzgebung aus hat das Er⸗ 
meſſen der Auflöſungsbehörde eine Schranke zu finden. Zu dieſen 
Zielen gehört es vor allem, bei der Auflöſung das öffentliche 
Intereſſe an der Erhaltung der in den Familiengütern befind⸗ 
lichen, volkswirtſchaftlich ſegensreich wirkenden Betriebe, gemein⸗ 
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nützigen Einrichtungen, Kunſtwerken und Sammlungen zu wahren 
(vgl. die Überſchrift zum 2. Abſchn. des I. Teils d. ZwAuflVO.). 
Demgemäß haben die Auflöſungsbehörden darauf hinzuwirken, daß 
ſich die Beſchlüſſe der Familie nicht in Widerſpruch mit dieſem 
öffentlichen Intereſſe ſetzen (vgl. die Abhandlg. des Präſ. des 
Landesamts für Familiengüter, Kübler, i. d. Zeitſchr. für Agrar⸗ 
und Waſſerrecht I. Jahrg. 1921/22, 10, 21). Sie werden daher auch 
eine Stiftungsbildung aus einem Samtfideikommiß nicht vornehmen 
können, weun nicht in dem Beſchluſſe der Anteilsbeſitzer, der einer 
ſolchen Stiftungsbildung zugrunde liegen muß, die Wahrung des 
öffentlichen Intereſſes nach der angegebenen Richtung berückſichtigt 
und geſichert iſt. Daher werden die Auflöſungsbehörden namentlich 
auch die Stiftungsbildung, ſoweit ſchutzwürdiger Wald zu dem Stif⸗ 
tungsvermögen gehört, nicht vorzunehmen haben, bevor nicht der 
Wald in der durch die Auflöſungsgeſetzgebung vorgeſehenen Weiſe, 
alſo durch Schutzforſtbildung oder durch Errichtung eines Waldguts, 
geſichert iſt. 

Was den Einwand des Auflöſungsamts anlangt, daß es wider⸗ 
ſpruchsvoll ſei, für eine Waldgutsſtiftung i. S. der 88 14, 12 
ZwAuflVoO. die Anhörung des Landeskulturamts — und entſprechend 
für eine Landgutsſtiftung die Zuſtimmung des Landeskulturamts 
(8 16 ZwAufl VO.) — zu verlangen, für eine Stiftung aus 8 10 
Abſ. 8 ZwAuflVO. mit landwirtſchaftlich genutztem Beſitz aber nicht, 
ſo iſt der vermeintliche Widerſpruch in Wirklichkeit nicht vorhanden. 
Ein öffentliches Intereſſe an Beſchränkungen in der Verfügung über 
landwirtſchaftlich genutzten Beſitz durch Mitwirkung der Staats⸗ 
behörden iſt von der Auflöſungsgeſetzgebung nur inſoweit anerkannt, 
als ein ſolcher Beſitz Beſtandteil eines Wald⸗, Wein⸗ oder Deich⸗ 
guts oder einer entſprechenden Stiftung wird (88 12—15 ZwAufl.⸗ 
VO.) oder als er, für ſich allein genommen, wirtſchaftliche Zu⸗ 
ſammengehörigkeit beſitzt und ſeine Zuſammenhaltung als ſelb⸗ 
ſtändiges Landgut oder als Landgutsſtiftung im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe liegt (ZwAuflVO. 8 16). In dieſen Fällen wird bei der Bildung 
einer Stiftung aus dem bisherigen Vermögen des Samtfideikom⸗ 
miſſes gemäß $ 10 Abſ. 8 ZwAufl VO. als beſonderer Beſtandteil des 
Stiftungsvermögens auch ein Wald⸗, Deich⸗, Wein⸗ oder Landgut 
zu bilden fein, aber eben nur als beſonderer Beſtandteil. Ein ſolches 
Gut braucht keineswegs das ganze Vermögen der zu bildenden Stif⸗ 
tung zu umfaſſen, es kann ebenſo einen einzelnen Beſtandteil des 
Vermögens einer juriſtiſchen Perſon wie einer natürlichen Perſon 
bilden (vgl. den Rechtsentſcheid des Landesamts für Familiengüter 
Nr. 11 v. 23. Jan. 1922). Auch wenn es aber das ganze Stiftungs⸗ 
vermögen bildet, ſo bleibt die Stiftung doch immer eine Stiftung 
nur nach § 10 Abſ. 8, zu deren Errichtung als ſolcher es keiner 
Genehmigung der Miniſter und keiner Anhörung der Forſt⸗ und 
Landeskulturbehörden bedarf. Dieſe Behörden bleiben auch dann 
nur ſo lange an ihr beteiligt, bis das von ihr umfaßte Wald⸗ oder 
Landgut etwa veräußert oder aufgehoben iſt (8 10 Abſ. 8 ZwAufl.⸗ 
O.); die Eigenſchaft einzelner Beſtandteile eines Vermögens iſt 
für feine Rechtsnatur als Ganzes von keiner Bedeutung. Von ſelbſt 
verſteht es ſich dagegen, daß Gegenſtand der Stiftung aus 8 10 
Abf. 8 nicht eine im öffentlichen Intereſſe errichtete Wald⸗, Wald⸗ 
guts⸗, Landguts⸗ oder ähnliche Stiftung ſein kann, da jede dieſer 
Stiftungen Rechtsfähigkeit beſitzen würde und jede rechtsfähige Per⸗ 
ſönlichkeit Selbſtändigkeit für ſich hat. 

(LA. f. Famchüter, Rechtsentſch. v. 22. Sept. 1924, Nr. 44.) 

S. a) Die Anwendung der Kabinettsordre v. 4. Sept. 
1830 über den Nachweis der Ahnen bei Familienſtiftungen 
und Familienfideikommiſſen (GS. S. 129) iſt auf die Aus⸗ 
drücke „vollbürtig“ und „ritterbürtig“ zu beſchränken. 

b) Die in dem zweiten Satz der Kabinettsordre er» 
wähnte Namhaftmachung einer beſtimmten Anzahl nach⸗ 
zuweiſender Ahnen ſetzt eine ziffernmäßige Benennung der 
Ahnenzahl voraus, die bloße Beſtimmbarkeit genügt nicht. 

Da Rechtsentſch. nur über fideikommißrechtliche Fragen zu er⸗ 
laſſen find, beſchränkt ſich der Rechtsentſch. über die Auslegung der 
Kabinettsordre auf Familienfideikommiſſe. Eine Vorfrage von grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung betrifft die Einwirkung des Art. 109 Verf. 
und des Pr. Adelsgeſ. v. 23. Juni 1920, GS. S. 367, auf die 
Fortgeltung der Kabinettsordre. 

Nach Art. 109 RVerf. ſind die öffentlich⸗rechtlichen Vorrechte 
oder Nachteile der Geburt oder des Standes aufzuheben. In Preußen 
iſt darauf das Adelsgeſetz v. 23. Juni 1920 erlaſſen, in deſſen 8 41 
Ziff. 3 der geſamte 9. Titel des 2. Teils AL R., der von den Rechten 
und Pflichten des Adelsſtandes handelt, aufgehoben iſt. Aufgehoben 
find danach insbeſ. auch die 88 2 ff. dieſes Titels, in welchen beſtimmt 
iſt, wer zum Adelsſtande gerechnet und wie der Adel fortgepflanzt wird. 
Danach gibt es in Preußen keinen Adel im Rechtsſinne mehr, wie denn 
auch das Adelsgeſetz nur von dem „bisherigen“ Adelsſtande (8 1) und 
den „bisherigen“ Adelsfamilien und ihren Angehörigen (8 22) ſpricht. 
Daraus folgt, daß die Kabinettsordre für die Zeit nach dem In⸗ 
krafttreten des Adelsgeſetzes ihre Bedeutung als geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift des Adelsrechts verloren hat, wenn ſie auch nicht unter den 
im 8 41 des Adelsgeſetzes, der, wie das Wort „insbeſondere“ in 
ſeinem Eingang zeigt, keine vollſtändige Aufzählung der infolge 
der Aufhebung des Adels zum Wegfall kommenden Geſetze, Ver⸗ 
ordnungen uſw. gibt, beſonders bezeichneten Vorſchriften mit auf⸗ 
geführt iſt. Für die zukünftigen Fälle, in denen die durch die 
Kabinettsordre geregelte Frage zu entſcheiden iſt, iſt die Kabinetts⸗ 
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ordre als geſetzliche Vorſchrift daher nicht mehr anwendbar, und es 
bleibt in ſolchen Fällen nur übrig, durch Auslegung der Willens⸗ 
erklärung des Stifters zu ermitteln, ob der Stifter den Inhalt der 
früheren adelsrechtlichen Vorſchriften auch weiterhin als eine tat⸗ 
ſächliche Vorausſetzung in ſeiner Willenserklärung hätte beſtehen 
laſſen wollen, wenn ein Adel im Rechtsſinne nicht mehr exiſtieren 
ſollte, ob er alſo dann die Fortgeltung ſeiner Anordnung auch noch 
ebenſo gewollt hat, wie wenn der Adel noch fortbeſtände und ſich 
nach dem bisherigen Adelsrecht fortſetzte. Bei dieſer Frage kann u. a. 
für die Auslegung der Umſtand von Bedeutung ſein, daß die Stif⸗ 
tung infolge der geſetzlichen Zwangsauflöſung der Familiengüter 
ohnehin keinen langen Beſtand mehr hat. In einem Rechtsentſch. 
kann dieſe Frage nicht allgemein beantwortet werden. Für die Ver⸗ 
gangenheit aber, d. h. für die Streitfälle, die ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Adelsgeſetzes liegen, iſt für die Entſch. die Kabi⸗ 
nettsordre auch jetzt noch anwendbar. In dieſem Rahmen iſt daher 
auch ihre Auslegung noch von Bedeutung und hat durch Rechtsentſch. 
zu erfolgen. 

Die Frage des Auflöſungsamts geht dahin, ob nach der Kabi⸗ 
nettsordre der Nachweis von vier adligen Ahnen auch dann genügt, 
wenn in der Stiftungsurkunde ohne bezifferte Angabe der erforder» 
lichen Ahnen nicht nur die Ausdrücke „vollbürtig“ oder „ritter⸗ 
bürtig“, ſondern in Verbindung damit oder auch allein andere ein 
Adelserfordernis bezeichnende Ausdrücke, z. B. „ſtiftsmäßig“, vor⸗ 
kommen. Das Auflöſungsamt kommt zu einer Bejahung der Frage, 
es kann ihm aber hierin nicht zugeſtimmt werden. Aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Kabinettsordre iſt nichts für eine ausdehnende 
Auslegung derſelben zu entnehmen. In der großh. heſſ. VO. v. 
28. April 1809, die in dem ſeiner Zeit zu Heſſen gehörenden Herzog⸗ 
tum Weſtfalen galt und den erſten Anlaß zur Kabinettsordre gab, 
war von „ritterbürtigem“ oder „adligem“ Stande die Rede, dagegen 
heißt es in dem weſtfäl. Landtagsabſchied v. 31. Dez. 1829, der dem 
Erlaß der Kabinettsordre voranging und zugrunde liegt: 

„Hierbei finden Wir Uns zur Vorbeugung von Streitigkeiten 
noch feſtzuſetzen veranlaßt, daß, ſofern die betreffenden Stiftungs⸗ 
urkunden den Ausdruck vollbürtig oder ritterbürtig ge⸗ 
brauchen, ohne dabei eine gewiſſe Anzahl nachzuweiſender Ahnen 
namhaft zu machen, der Nachweis von vier adligen Ahnen jeder- 
zeit als ausreichend angeſehen werden ſoll ...“ 

Auch in den ſich anſchließenden Eingaben ſind andere Aus⸗ 
drücke als „vollbürtig“ oder „ritterbürtig“ nicht erwähnt. Wenn 
daher im Anſchluß daran auch die Kabinettsordre gerade nur dieſe 
beiden Ausdrücke nennt, ſo muß angenommen werden, daß ſie die 
Regelung auf dieſe beiden Ausdrücke beſchränken wollte. Hätte ſie 
auch auf ondere ähnliche Ausdrücke ausgedehnt ſein ſollen, ſo hätte 
es um ſo näher gelegen, dies durch einen entſprechenden Zuſatz an⸗ 
zudeuten, als fie eine Ausnahme von der regelmäßigen Wirkung 
der Willenserklärungen aufſtellt und mithin als eine Ausnahme⸗ 
beſtimmung eine enge Auslegung zu erwarten hatte. Man war ja 
auch beſtrebt, wie der Bericht des Oberpräſidenten, Freiherr von 
Vincke, v. 5. April 1830 an den Miniſter des Innern und den Juſtiz⸗ 
miniſter zeigt, den Kreis ihrer Anwendung möglichſt zu beſchränken, 
indem man ſie da nicht zur Anwendung bringen wollte, wo der 
Stifter unter dem Ausdruck voll- oder ritterbürtig an mehr als vier 
Ahnen gedacht hatte. Wenn die dahingehenden Beſtrebungen dann 
aber nur dahin führten, den zweiten mit „Überall dagegen“ be⸗ 
ginnenden Satz in ſie aufzunehmen, ſo kann nicht, wie das Auf⸗ 
löſungsamt will, aus dieſem zweiten Satze, der einen Zuſammen⸗ 
hang mit anderen Adelsbezeichnungen als den im erſten Satze ge- 
nannten Ausdrücken „vollbürtig“ und „ritterbürtig“ nirgends er⸗ 
kennen läßt, geſchweige denn ſolche aufführt, auf eine Erſtreckung der 
Kabinettsordre auf noch andere Adelsbezeichnungen geſchloſſen wer⸗ 
den. Insbeſondere kann die Kabinettsordre danach auf die „Stifts⸗ 
mäßigkeit“ nicht bezogen werden. Was im übrigen den Ausdruck 
„ſtiftsmäßig“ anbetrifft, ſo iſt ſein Urſprung und ſeine Bedeutung 
vom Auflöſungsamt zutreffend dargelegt worden. Danach war der 
Ausdruck „ſtiftsmäßig“ jedenfalls urſprünglich nicht gleichbedeutend 


mit „vollbürtig“, ſondern enthielt — im Regelfall — in bezug, 


auf das Erfordernis der Ahnenzahl ein Mehr, ebenſo wie der z. B. 
in anderen Stiftungsurkunden vorkommende Ausdruck „landtags⸗ 
fähig“. Auch bei Eſtor, Praktiſche Anleitung zur Ahnenprobe (Mar⸗ 
burg 1750, S. 414), iſt der Satz aufgeſtellt, daß turnier⸗ oder ritter⸗ 
mäßig von ſtiftsmäßig zu unterſcheiden ſei. Ebenſo iſt in der Stif⸗ 
tungsurkunde des hier in Betracht kommenden Familienfideikom⸗ 
miſſes im 8 17 die uralte, ritterbürtige, in den Domſtiftern paſ⸗ 
ſierende Familie zu der nur rittermäßigen in Gegenſatz geſtellt. Wenn 
im Laufe der Zeit die praktiſche Bedeutung des Erforderniſſes der 
Stiftsmäßigkeit fortgefallen iſt, ſo kann dieſer Umſtand doch nicht 
zu einer anderen Beurteilung der Kabinettsordre führen. Schließlich 
mag auch noch auf folgende Tatſache hingewieſen werden: Vor ſchon 
einem Jahrzehnt beſchäftigte die Wiſſenſchaft und die Rechtſprechung 
in hohem Maße in der Sache des Graf H.ſchen Fideikommiſſes, das 
in B. beaufſichtigt wurde, die Auslegung der Beſtimmung der Stif⸗ 
tungsurkunde, daß die Folgefähigkeit an die eheliche Geburt von 
beiderſeits „ſtiftsmäßigen Eltern“ geknüpft ſei. In keinem der aus 
dieſem Anlaß erſtatteten zahlreichen wiſſenſchaftlichen Gutachten und 
in keinem gerichtlichen Urteil iſt, ſoviel bekannt, der Gedanke ver⸗ 
treten worden, daß die Kabinettsordre auch in dieſem Fall an⸗ 
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zuwenden ſei. Richtig iſt, daß die Kabinettsordre, wenn man ihre 
Anwendbarkeit in obigem Sinne einſchränkt, ihren Zweck — rechtliche 
Streitigkeiten zu verhüten — nicht voll erreicht, weil auch andere, 
ein Adelserfordernis bezeichnende Ausdrücke und gerade der Aus⸗ 
druck „ſtiftsmäßig“ oder „ſtiftsfähig“ vielfach Anlaß zu Zweifeln 
und Streitigkeiten gegeben haben. Dieſer Umſtand kann jedoch für 
die Rechtsfrage nicht von ausſchlaggebender Bedeutung ſein. 

Ob und inwieweit die Beſtimmung der Kabinettsordre ent⸗ 
ſprechend anzuwenden iſt, wenn es ſich um die Auslegung 
des Stifterwillens im Einzelfall handelt, iſt hier nicht zu 
entſcheiden. 

Bei der Auslegung der Kabinettsordre hat ſich auch noch die 
weitere Frage ergeben, ob der Satz: „Überall dagegen, wo die Stif⸗ 
tungsurkunde die Anzahl der erforderlichen Ahnen vorſchreibt, hat 
es bei derſelben ſein Verbleiben“, eine ziffernmäßige Angabe der 
Ahnenzahl vorausſetzt oder ob es die bloße Beſtimmbarkeit mit 
umfaßt. Dieſe Frage iſt in Übereinſtimmung mit dem berichtenden 
Auflöſungsamt in erſterem Sinne zu entſcheiden. Die Entſch. ergibt 
ſich ohne weiteres aus der Entſtehungsgeſchichte und der Natur der 
Kabinettsordre als einer ſtreng auszulegenden Ausnahmevorſchrift. 

(LA. f. FamGüter, Rechtseniſch. v. 22. Sept. 1924, Nr. 45.) 


9. 88 19 Abſ. 1, 27 Abſ. 6 Zw AVO. Die Zuſtändig⸗ 
keit der Auflöſungsbehörden als Einigungsſtellen gem. 
der VO. v. 8. Sept. 1923 und ihre Befugnis zum Erlaß 
einſtweiliger Anordnungen. 

In dem in Betracht kommenden Falle hatte ein Verſorgungs⸗ 
berechtigter den Erlaß einer einjtweiligen Anordnung gegen den 
Familiengutsbeſitzer beantragt, durch die dieſem aufgegeben werden 
ſollte, dem Antragſteller einſtweilen eine Unterſtützung zu gewähren. 
Dem Antrage war vom Auflöſungsamt ſtattgegeben. Hiergegen 
richtete ſich die Beſchwerde an das LA., das fie zurückwies. 

Der Beſchwerdeführer erachtet die angefochtene Entſch. als zu 
Unrecht ergangen, weil die VO. über die anderweitige Feſtſetzung von 
Geldbezügen aus Altenteilsverträgen und von Verſorgungsanſprüchen 
bei Stammgütern und Familienfideikommiſſen v. 8. Sept. 1923, 
GS. S. 433, nur eine endgültige Regelung, nicht aber eine einſt⸗ 
weilige Anordnung vorſehe. Dieſer Auffaſſung iſt inſoweit zuzu⸗ 
ſtimmen, als allerdings die bezeichnete VO. einſtweilige Anordnungen 
in Familiengutſachen nicht zuläßt; ſie konnte ſie ihrem Weſen nach 
aber auch nicht zulaſſen, da fie ſich lediglich mit der Feſtſtellung 
von Anſprüchen in dieſen Sachen befaßt; Eutſch. die auf Grund der 
BO. über ſolche Anſprüche ergehen, können wegen der feſtgeſtellten 
Anſprüche nicht vollſtreckt werden; hierzu bedarf es vielmehr eines 
auf Leiſtung gerichteten vollſtreckbaren Titels. 

Wäre die Zuſtändigkeit des Auflöſungsamts lediglich durch die 
bezeichnete VO. begründet, jo würde dem Beſchwerdeführer auch 
hinſichtlich der Folgerungen, die er aus der VD. zieht, beizutreten 
ſein. Aber das Auflöſungsamt iſt nicht nur Einigungsbehörde i. ©. 
der VO. v. 8. Sept. 1923, ſondern in erſter Linie Auflöſungs⸗ 
behörde nach der ZwAuflVo. Gemäß § 19 Abf. 10 derſelben enk⸗ 
ſcheiden die Auflöſungsbehörden über Anſprüche auf Leiſtung 
von Verſorgungen oder Rückzahlungen unter Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges, und in den darüber anhängigen Verfahren ſind durch 8 27 
Abſ. 6 ZwAuflVO. einſtweilige Anordnungen zugelajjen. Zu ſolchen 
Verſorgungen, von denen hier die Rede iſt, gehören auch die geltend 
gemachten Anſprüche, denn es handelt ſich dabei um eine Lehns⸗ 
apanage, die gemäß der Begriffsbeſtimmung in 8 19 Abſ. 1 Zw.⸗ 
AuflVoO. als Verſorgung zu behandeln iſt. . 5 

Das Auflöſungsamk war hiernach zum Erlaß einer einſtweiligen 
Anordnung hinſichtlich der zu leiſtenden Lehusapanage befugt. Bei 
dieſer Anordnung hatte es vor allem zu berückſichtigen, daß einer⸗ 
ſeits die Intereſſen der Antragſteller für die Zeit bis zum Erlaß 
der endgültigen Regelung gewahrt werden mußten und daß anderer⸗ 
ſeits dem Antragsgegner nicht Verpflichtungen auferlegt werden 
durften, welche ſeine endgültigen Verbindlichkeiten etwa überſchreiten 
würden. Es beſtehen keine geſetzlichen Vorſchriften, die das Auf⸗ 
löſungsamt hindern konnten, bei der hiernach gebotenen Abwägung 
der gegenſeitigen Intereſſen auch eine zu erwartende Aufwertung 
der Anſpruͤche in Betracht zu ziehen. Wollte man annehmen, daß dem 
Auflöſungsamt eine ſolche Befugnis nicht zuſtand, ſo würde die vom 
Geſetz gewollte Ermöglichung eines befriedigenden einſtweiligen Zu⸗ 
ſtandes in vielen Fällen nicht zu erzielen ſein; die auf die Apanage 
angewieſenen Anwärter können unter Umſtänden geradezu dem Ver⸗ 
hungern ausgeſetzt ſein, wenn ſie die häufig erſt auf Grund ein⸗ 
gehender Feſtſtellungen möglichen endgültigen Entſch. abwarten müßten. 

(LA. f. Famchüter, Beſchl. v. 22. Sept. 1924, LA 64, 120.) 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 
(Fortſetzung zu JW. 1924, 1893.) 


Stichtage Geldwertzahlen Wohlſtandszahlen Umwert.⸗Zahlen 
3. Dezember 1,222 Bill. 53,4% 653 Milld. 
10. 5 1,223 „ 53,5% 654 „ 
Berichtigungen. 


In dem Aufſatz Fuchs, Strafrechtsſcholaſtik, JW. 1924, 1710 
Sp. 1 8. 8 von oben muß es ſtatt „Frage“ heißen „Aufwertung“ 

Auf S. 1900 muß es in der Anm. 3 ſtatt RG. 107, 201 
RG. 107, 261 heißen. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Kechtsentſcheide in Altenteils⸗, Miet⸗ und Pachtſchutzſachen. 


Bearbeitet von Kammergerichtsrat Dr. Günther, Berlin. 
(Fortſetzung von JW. 1924, 877. Abgeſchloſſen am 30. Sept. 1924.) 


Vorbemerkung. 
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25. OLG. 43, 245; Hertel 3, 218. 

26. Hertel 3, 218. 

28. Vgl. zu 5. 

29. Vgl. zu 15. 

30. OLG. 43, 244. 

39. Agrar. 2, 78. 

41. Agrar. 2, 107; Wagemann⸗Krug 254. 

42. Agrar. 2, 103; KE. 1, 29. 

44. Agrar. 2, 264. 

45. Agrar. 3, 107; KGE. 1, 10. 

46. Agrar Z. 3, 105; KE. 1, 5; Wagemann⸗Krug 260. 

47. Agrar Z. 3, 108; 23.1924, 306; OLG. 43, 269; RGE. 1, 6. 
48. Agrar. 3, 77; OLG. 43, 268. 

49. Agrar Z. 3, 110; OLG. 43, 267; ROSE. 1,8; Wagemann⸗Krug 262. 
50. Agrar. 2, 208; KGE. 1, 33; Wagemann⸗Krug 256. 

51. Agrar. 2, 316; KG. 1, 26; Wagemann⸗Krug 257. 

52. Agrar. 2, 324; KGE. 1, 37. 

53. Agrar. 3, 177; OLG. 43, 269; KG. 1, 21; Wagemann⸗ 

Krug 263. 

54. Agrar}. 3, 184; 23.1924, 307; OLG. 43, 270; KG. 1, 17. 
55. Agrar 3. 2, 318. 

56. Agrar Z. 2, 331; Wagemann⸗Krug 258. 

57. JW. 1924, 826; Agrar Z. 3, 25; KGeE. 1, 41. 

58. JW. 1924, 2029 (oben); LZ. 1924, 308; Recht 1924, 212; 

Pächt Z. 1924, 102; Verp. 1924, 51. 

881 105 98515 309; Recht 1924, 211; Pächt Z. 1924, 103; Verp. 
4, 51. 

60. Agrarz. 3, 19; PrVerwBl. 45, 287. 

61. JW. 1924, 2030 (oben); Agrar Z. 2, 317; KGE. 1, 44. 

62. Vgl. zu 47. 

63. Agrar. 3, 24; OLG. 43, 271; KG. 1, 47. 

64. SW. 1924, 2031 (oben); Agrar Z. 3, 187; 23. 1924, 309; 

OLG. 43, 272; KGE. 1, 49. 

65. Agrar. 2, 319; KE. 1, 3. 

67. Agrar. 3, 77. 

68. Agrar Z. 3, 113; 23.1924, 310; OLG. 43, 273; KG. 1, 52. 
70. Agrar. 2, 78. 

75. Agrar. 3, 111; 23.1924, 305; OLG. 43, 268; KGE. 1, 1. 
82. Agrar. 2, 264. 

84. Vgl. zu 57. 

85. Agrar. 3, 27; KGe. 1, 12; Wagemann⸗Krug 260. 

89. Agrar. 3, 181; LZ. 1924, 311; OLG. 43, 273; KGE. 1, 14; 

Wagemann⸗Krug 263. 

93. Agrar. 2, 263. 


I. Altenteilsſachen. 


95. 81 Altenteils und.; § 1 a preuß. Altenteilsund VO. 
Letztwillige Verfügung. Die Vorſchriften der preuß. VO. v. 

9. Sept. 1923 über die anderweitige Feſtſetzung von Geldbezügen 
aus Altenteilsverträgen finden auf Altenteilsverhältniſſe, die bei der 
überlaffung eines Grundſtücks durch letztwillige Verfügung entſtanden 
find, keine Anwendung. 

RE v. 12. Juni 1924, 17 Y 51/24 (JW. 1924, 2005 oben; 
KGBl. 1924, 109; Recht 1924, 403; Pächt Z. 1924, 174). 


II. Mietſachen. 
A. Reichsrecht. 


1. Reichs mietengeſetz. 
96. § 2 RM. 

Die Friedensmiete für zwei Wohnungen, die aus einer einheitlichen 
Wohnung durch Teilung im Jahre 1922 hervorgegangen ſind, iſt, 
auch wenn für die Mutterwohnung am 1. Juli 1914 eine Friedens⸗ 
miete beſtand, durch Feſtſetzung des ortsüblichen Mietzinſes und 
nicht durch Feſtſtellung des auf jede neu gebildete Wohnung entfallen⸗ 
den Anteils der Geſamtfriedensmiete zu ermitteln. 

RE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 73/24 (JW. 1924, 2006 oben; 
EA. 1924, 329; Hertel 3, 263). 
97. 82 RMG. 

Bei Mietverträgen mit geſtaffeltem Mietzins, die am 1. Juli 1914 
liefen, iſt der Durchſchnittsbetrag des Mietzinſes, der für die ganze 
Dauer des Vertrages vereinbart iſt, als Friedensmiete feſtzuſtellen. 

RE. v. 30. Juni 1924, 17 Y 55/24 (JW. 1924, 2006 oben; 
Hertel 3, 249). 
98. 82 RME. 
Vgl. unten Nr. 130. 
99. 82 Abſ. 4 RM. 
Vgl. unten Nr. 119. 
100. § 5 ARME. 

Eine große Inſtandſetzungsarbeit i. S. des 85 des AMG. kann 
auch dann vorliegen, wenn nicht das ganze Dach eines Hauſes, ſon⸗ 
dern nur ein Teil des Daches umgedeckt werden muß. 

RE. v. 23. Juni 1924, 17 Y 34/24 (EA. 1924, 337; Hertel 3, 248) 
101. $5 RM. 

Bei der Möglichkeit verſchiedener Auslegungen des 85 iſt in 
Zweifelsfällen diejenige vorzuziehen, welche der Landesbehörde den 
weiteſten Spielraum läßt. 

Aus den Gründen des NE. v. 4. Juli 1924, 17 Y 59/24 
(JW. 1924, 2027 oben; Hertel 3, 253). 
102. 88 5, 22 RM., 87 GroßbRMGBek. v. 8. Sept. 1922. 

Die oberſte Landesbehörde iſt befugt, beſtimmte Arten von Teil⸗ 
arbeiten am Hauſe, deren Koſten mindeſtens einen beſtimmten Hun⸗ 
dertſatz der Grundmiete erfordern, als große Inſtandſetzungsarbeiten 
zu bezeichnen oder entſprechende Ermächtigungen zu erteilen. 

RE. v. 4. Juli 1924, 17 Y 59/24 (JW. 1924, 2027 oben; 
Hertel 3, 253). 
103. 87 Abſ. 4 RM. 
Vgl. unten Nr. 152. 
104. § 10 AME. 

Die Deutſche Reichspoſt iſt ein gewerblicher Betrieb i. S. des 8 10 
Abſ. 1 des ARME. 

RE. v. 23. Juni 1924, 17 Y 53/24 (JW. 1924, 2008 oben; 
OLG. 43, 264). 
105. 813 ARME. 

1. Das MEN. kann einen Beſchluß auf Zulaſſung der Einftellung 
der Sammelheizung nur mit Wirkung für die Zukunft erlaffen. 

2. Wenn das MEAN. die Einſtellung anordnet, jo iſt es nicht be⸗ 
fugt, gleichzeitig über den weiter vom Mieter zu tragenden Heizungs⸗ 
beitrag zu entſcheiden. 

RE. v. 12. Juni 1924, 1739/24 (Pr VerwBl. 46,45; Hertel 3, 246). 
106. 822 RMG. 
Vgl. oben Nr. 102. 


2. Mieterſchutzgeſetz. 
107. 88 6, 14 MSchG. 

Gegen die Entſch. des BG., daß die Zwangsvollſtreckung von der 
Sicherung ausreichenden Erſatzraums abhängig gemacht oder nicht ab⸗ 
hängig gemacht wird, iſt kein Rechtsmittel gegeben. 

Beſchl. v. 30. Juli 1924, 17 W 3428/24 (EA. 1924, 338; 
ebenſo OLG. Hamburg, Beſchl. v. 3. April 1924, 23.1924, 480). 
108. 816 Abſ. 1 MSchG. 

Auch über die Einwendung, daß der zugewieſene Erſatzraum in 
einer anderen Gemeinde liegt, entſcheidet das MEA. nach 816 Abſ. 1 
Satz 2 des MSHG. endgültig. 

RE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 32/24 (JW. 1924, 2009 oben; 
PrVerwBl. 46, 21; EA. 1924, 337; Hertel 3, 245). 


53. Jahrg. 1924 Heft 24/25] 


109. 8829, 49 MSchG., 88 4, I MSchV O. 

Die Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch des Wohnraums 
einem Dritten zu überlaſſen, insbeſondere ihn unterzuvermieten, 
kann durch die Entſcheidung des MEA. auch dann erſetzt werden, 
wenn die Befugnis zur Überlaſſung des Raums an einen Dritten 
im Vertrage vor oder nach dem Inkrafttreten des MSchG. aus⸗ 
geſchloſſen worden iſt (8 29 MSHG.). 

NE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 84/24 (JW. 1924, 2009 oben; 
EA. 1924, 329; Hertel 3, 275). 

110. § 40 Abſ. 3 M Sch., § 1 preuß. Wohn Mang Aus Vorſchr. 
v. 3. Juli 1920, 8 11 Großb WohnNotR. v. 12. Mai 1921. 

Das MEN. darf eine auf § 11 des GroßbWohnNotR. v. 12. Mai 
1921 geſtützte Räumungsaufforderung des WA. aufheben, wenn das 
billige Ermeſſen dazu führt, den Betroffenen weiter wohnen zu laſſen. 

NE. v. 19. Mai 1924, 17 Y 41/24 (OLG. 43, 255; EA. 1924, 
337; Hertel 3, 223). 
111. § 40 Abſ. 5 NSchG. 
Vgl. unten Nr. 151. 
112. 841 MSchG. 

Wenn das MEA. eine vor dem 1. Okt. 1923 ergangene Ent⸗ 
ſcheidung nach dieſem Tage abändert, iſt gegen die abändernde Ent⸗ 
ſcheidung die Rechtsbeſchwerde zuläſſig. 

RE. v. 30. Juni 1924, 17 Y 60/24 (JW. 1924, 2011 oben; 
EA. 1924, 329; Hertel 3, 251). 

113. 88 41, 51 Abſ. 2 MSchcg., 8 16 Großb WohnNotR. v. 
12. Mai 1921. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt auch gegen eine auf Grund des 851 
Abſ. 2 des MSchG. und des § 16 des Großb WohnNotR. getroffene 
Entſcheidung des MEA. zuläſſig. 

NE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 35/24 (OLG. 43, 263). 
114. 8 41 MSchG., 54 Wohn Mang. 

Dem Verfügungsberechtigten ſteht die Rechtsbeſchwerde gegen die 
Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrages durch das MEA. zu. 

NE. v. 30. Juni 1924, 17 Y 58/24 (JW. 1924, 2011 oben; 
EA. 1924, 337; Hertel 3, 250). 
115. 842 Abſ. 1 MSchcg., 87 MSchO. 

Das MEA. kann feine nach dem Inkrafttreten des MSHG. er⸗ 
gangene Entſcheidung nicht abändern oder aufheben, es ſei denn, 
daß es der Rechtsbeſchwerde gemäß § 42 Abf. dieſes Geſetzes abhilft. 

NE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 48/24 (JW. 1924, 2018 oben; 
EA. 1924, 323; OG. 43, 258; Hertel 3, 228). 
116. 8 43 NSchch. 

Die weitere Beſchwerde gegen die auf Rechtsbeſchwerde ergangene 
Eutſcheidung iſt unzuläſſig. 

Beſchl. v. 3. März 1924, 17 W 938/24 (JW. 1924, 840), 
v. 7. April 1924, 17 W 1002/24 (JW. 1924, 843). Ebenſo OLG. 
Düſſeldorf (JW. 1924, 851; EA. 1924, 313). 

117. 8 43 Abſ. 1, 8 46 Abſ. 3 MSchg. 

Wenn das LG. einen Beſchluß des MEA. aufhebt und die Sache 
an dieſes zur anderweitigen Verhandlung zurückverweiſt, ſo iſt grund⸗ 
ſätzlich die Koſtenentſcheidung auch für die landgerichtliche Inſtanz 
dem MEN. zu überlaſſen. 

RE. v. 19. Mai 1924, 17 Y 38/24 (DI. 1924, 832). 
118. 8 43 Abſ. 2, § 44 MSchch., § 2 preuß. Wohn Mang Ausf.⸗ 
Beſt. v. 11. Sept. 1923. 
Die Veſchwerdeſtelle iſt nicht befugt, ihre Eutſcheidung über die 
Rechtsbeſchwerde nach der Bekanntgabe an die Parteien abzuändern. 
RE. v. 5. Juni 1924, 17 Y 47/24 (EA. 1924, 322; OLG. 43, 
262; Hertel 3, 226). 
119. § 44 MSchcb., §S 2 RM., 8 5 preuß. Mietzins VO. v. 
17. April 1924. 

Der Antrag auf Feſtſetzung der Friedensmiete gemäß § 2 Abſ. 4 
des RM. wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ſich die Parteien 
vorher über die Höhe der Friedensmiete vor dem MEN. oder ander- 
weitig verglichen haben. 

RE. v. 12. Juni 1924, 17 142/24 (JW. 1924, 2007 oben; 
EA. 1924, 329; Hertel 3, 247). 
120. 8 46 MSchc. 
Vgl. oben Nr. 117 und unten Nr. 163. 
121. 8 49 MSH6. 
Vgl. oben Nr. 109. 
122. 850 Abſ. 2 MSHE., SI Wohn Mang O. 

Auf Grund der Wohnungsmangelgeſetzgebung erlaſſene Anord⸗ 
nungen ſind nach 850 Abſ. 2 des MSHG. inſoweit außer Kraft 
getreten, als nach ihnen zur Erhebung der Aufhebungsklage (88 1 f. 
dieſes Gef.) die Zuſtimmung des MEA. erforderlich fein würde. 

RE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 31/24 (JW. 1924, 2012 oben; 
OLG. 43, 257; JW. 1924, 1617). 
123. 8 50 Abſ. 2 MSHG., 89 WohnMangO. 

Anordnungen, welche die Vollſtreckung aus Räumungsurteilen von 
der Genehmigung des MEA. abhängig machen, gelten für die Voll⸗ 
ſtreckung aus einem nach dem 1. Okt. 1923 erlaſſenen Räumungs⸗ 
urteil nicht. 

NE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 78/24 (JW. 1924, 2012 oben; 
Hertel 3, 274). 
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124. 851 Abſ. 2 M Sch. 
851 Abſ. 2 des MSchch. bezieht ſich auch auf Vergleiche, die vor 
dem 1. Okt. 1923 vor einem Gerichte geſchloſſen worden ſind. 
NE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 35/24 (OLG. 43, 263). 


125. 8 51 Abſ. 2 MSchch. 
Die Genehmigung des MEA. nach § 51 Abſ. 2 des MSHG. darf 
nicht in bedingter Form ergehen. 
RE v. 12. Juni 1924, 17 J 43/4 (JW. 1924, 2013 oben; 
PrVerwBl. 46, 56). 
126. 8 51 Abſ. 2 MSHE. 
Vgl. oben Nr. 113, 123. 


3. Mieterſchutzverordnung. 

127. 84 MSchxd. 

Vgl. oben Nr. 109. 

128. §8 5a, 7 Abſ. 1 MSchVO., 8 16 Großb Wohn NotR. v. 
12. Mai 1921. 

Der RE. v. 11. Febr. 1924, 17 Y 8/24 (vgl. oben Nr. 140, 
wonach das MEX. die vor dem 1. Okt. 1923 erteilte Genehmi⸗ 
gung zur Zwangsvollſtreckung aus einem Räumungsurteil bis zur 
Beendigung der Zwangsvollſtreckung zurücknehmen kann, wird auf⸗ 
rechterhalten. 

NE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 68/24 (Hertel 3, 262). 

129. 87 MSch O. 

Eine Entſcheidung des MEA., die eine vor dem 1. Okt. 1923 
ergangene Entſcheidung nach dieſem Tage abändert, iſt zuläſſig, 
ſofern ſie noch ſachlich Bedeutung haben kann. 

RE. v. 30. Juni 1924, 17 Y 60/24 (JW. 1924, 2011 oben; 
EA. 1924, 329; Hertel 3, 251). 

130. 87 MSchVO., 8 2 RMG. 

Das MA. kann ſeine Entſcheidung, durch welche die Friedens- 
miete vor dem Inkrafttreten des MSh®. feſtgeſetzt worden iſt, auch 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes abändern, wenn es die Abe 
änderung nach billigem Ermeſſen für erforderlich hält. 

RE. v. 5. Juni 1924, 17 Y 50/24 (JW. 1924, 2013 oben; 
PrVerwBl. 45, 435; EA. 1924, 323; Grund E. 1924, 944; DRG. 
43, 262; Hertel 3, 227). 

131. 87 MSch O. 

Vgl. oben Nr. 115, 128. 


132. 59 MSch O. 
Vgl. oben Nr. 109. 
4. Wohnungsmangelgeſetz. 
133. 88 1, 6 Wohn Mang. 
Vgl. unten Nr. 147. 
134. 88 3, 4 Wohn Mang. 

Als unbenutzt i. S. der 88 3, 4 des Wohn Mang. find auch ſolche 
Wohnungen und Räume zu betrachten, die auf Grund eines nach 
den Wohnungsmangelvorſchriften rechtsunwirkſamen Mietvertrages 
oder vom Hauseigentümer eigenmächtig in Benutzung genommen 
worden ſind. 

RE. v. 4. Juli 1924, 17 Y 62/24 (JW. 1924, 2014 oben; 
EA. 1924, 330; Hertel 3, 252). 

135. 83 Wohn MangG., § 10 Abſ. 1 Großb WohnNotR. v. 
12. Mai 1921. 

Eine Wohnung, die der Mieter nicht ſelbſt benutzt, ſondern einem 
Dritten zur Untermiete überlaſſen hat, gilt i. S. des 83 des 
WohnMangG. als unbenutzt, es ſei denn, daß die Gemeindebehörde 
(das WA.) ihr Beſchlagnahmerecht gemäß § 10 Abſ. 1 des Großb.⸗ 
WohnNotR. verloren hat. 

RE. v. 4. Juli 1924, 17 Y 54/24 (JW. 1924, 2015 oben; 
EA. 1924, 336; Hertel 3, 960). 
136. 84 Wohn Mang. 

Der zu § 4 des WohnMangG. ergangene RE. v. 31. Jan. 1924, 
1713/24 (vgl. oben Nr. 17), wird aufrechterhalten. 

NE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 77/24 (EA. 1924, 330; Hertel 
3, 265). 
137. 5 4 Wohn Mang. 

Verfügungsberechtigter i. S. des 84 Wohn Mang. iſt derjenige, 
welcher auf Grund bürgerlichen Rechts fähig iſt, über die Wohnung 
zu verfügen; zunächſt der Wohnungsinhaber und, wenn das WA. 
deſſen Verfügungsfähigkeit aufhebt, derjenige, von dem er ſein 
Verfügungsrecht herleitete. 

RE. v. 30. Juni 1924, 17 Y 22/24 (JW. 1924, 2017 oben; 
OSG. 43, 260; PrVerwBl. 46, 81). 
15 138. § 4 Wohn MangG., § 12 Großb WohnNotR. v. 12. Mai 

21. 

Im Geltungsbereich der Berliner Bek. v. 10. April 1924 zur 
Abänderung des § 12 des GroßbWohnNotR. iſt dem Erfordernis des 
8A Wohn MangG. genügt, wenn die Gemeindebehörde dem Ver⸗ 
fügungsberechtigten auch nur einen Wohnungſuchenden zugewieſen hat. 

. v. 4. Juli 1924, 17 Y 63/24 (JW. 1924, 2019 oben; 
Grund. 1924, 742; Hertel 3, 257). 
139. 8 4 Abſ. 1 Wohn Mang. 

Hatte der Verfügungsberechtigte nach 8 4 Abſ. 1 des Wohn Mang. 
in der urſprünglichen Faſſung gegen den Zwangsmietvertrag Wider⸗ 
ſpruch erhoben, fo konnte das MEW. über den Widerſpruch ent⸗ 
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ſcheiden und einen neuen Zwangsmietvertrag mit demſelben Mieter 
feſtſetzen. Dieſe Befugnis ſteht ihm dagegen nicht zu, wenn der 
Widerſpruch von dem Wohnungſuchenden erhoben worden iſt. 

RE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 48/24 (JW. 1924, 2018 oben; 
EA. 1924, 323; OLG. 43, 258; Hertel 3, 228). 

140. 8 4 Wohn Mang. 

Vgl. oben Nr. 114, 134. 

141. 88 4, 6 Wohn Mang. 

Vgl. unten Nr. 164. 

142. 86 WohnMang®. 

Auf Grund des 86 des Wohn Mang. kann die oberſte Landes⸗ 
behörde die Gemeindebehörde ermächtigen, eine Zwangsbewirtſchaftung 
gewerblicher Räume unter der Vorausſetzung anzuordnen, daß dadurch 
mittelbar Wohnraum verfügbar wird. 

RE. v. 12. Juni 1924, 17 Y 46/24 (JW. 1924, 2022 oben; 
JuſtM Bl. 1924, 344; PrVerwöBl. 46, 68; EA. 1924, 357; Grund. 
1924, 871; Hertel 3, 244). 

143. 86 Wohn Mang. 

Vgl. oben Nr. 141 und unten Nr. 147. 

144. 88 Wohn Mang. 

Die nach 88 des WohnMangb. zum Wohnungstauſch erforder⸗ 
1775 Genehmigung der Gemeindebehörde kann durch das MEA. erſetzt 
werden. 

RE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 74/24 (JW. 1924, 2022 oben; 
PrVerwBl. 46, 91; EN. 1924, 330; Hertel 3, 273). 

145. 8 12 Wohn Mang. 

Bei Prüfung der Frage, ob eine Wohnung übergroß iſt, ſind durch 
Neubau (812 des Wohn Mang.) gewonnene Räume außer Betracht 
zu laſſen. 

RE v. 12. Juni 1924, 17 Y 37/24 (JW. 1924, 2023 oben; 
PrVerwBl. 46, 33; DIZ. 1924, 833; EA. 1924, 337; GrundE. 
1924, 1053; Hertel 3, 243). 

146. 816 Wohn Mang. 

Gegen die Entſcheidung des WA. über die Genehmigung des Woh⸗ 
nungstauſches iſt die Beſchwerde nach 8 16 des Wohn MangG. vor⸗ 
geſehen. 

Aus den Gründen des RE. v. 23. Juli 1924, 17 Y 74/24 
(ZW. 1924, 2022 oben; PrVerwBl. 46, 91; EA. 1924, 330; 
Hertel 3, 273). 

5. Wohnungsmangelverordnung. 

147. 88 1, 9 Wohn Mang O., §8 1, 6 Wohn Mang. 

Der Amtmann im Geltungsbereich der weſtfäliſchen Landgemeinde⸗ 
ordnung iſt zu Anordnungen auf Grund der Wohnungsmangelgeſetz⸗ 
gebung befugt, wenn das Amt für die Wohnungszwangswirtſchaft 
einen Kommunalbezirk mit den Rechten einer Gemeinde bildet. Er be⸗ 
darf dann zu ſolchen Anordnungen nicht der Mitwirkung der Amts⸗ 
verſammlung. 

RE. v. 19. Mai 1924, 17 Y 15/24 (PrVerwöl. 45, 393; OLG. 
43, 255; Hertel 3, 222). 

148. 89 Wohn Mang. 

Vgl. oben Nr. 122, 123. 


6. Anordnung für das Verfahren vor dem MEA. 
und der Beſchwerdeſtelle. 
15 149. 8 24 Verf AO., 8 1 preuß. MSchcßAusfVO. v. 22. Okt. 

23. 

Die Erteilung eines NE. über die Frage, ob bei Zurückverweiſung 
der Sache an das MEA. die Gerichtskoſten der Rechtsbeſchwerde 
einſtweilen vom Beſchwerdeführer erfordert werden konnen, iſt ab⸗ 
gelehnt worden, weil der RE. nur für ſolche Rechtsfragen vorgeſehen 
iſt, die ein Element der endgültigen Entſcheidung über die Rechts⸗ 
beſchwerde i. S. des § 43 Abſ. 2 des MSHG. bilden konnen. 

Beſchl. v. 16. Juli 1924, 17 Y 61/24 (JW. 1924, 2024 oben; 
EA. 1924, 338; Hertel 3, 267). 
150. 8 24 Verf AO. 

Vgl. unten Nr. 160, 161. 

151. 8 27 Verf AO., 8 40 Abſ. 5 MSch ch., 86 preuß. Wohn.⸗ 
MangGAusfVorſchr. v. 3. Juli 1920. 

a) Die Beſchwerdeſtelle darf vor ihrer Entſcheidung einſtweilige An⸗ 
ordnungen erlaſſen. 

b) Das MEAN. und die Beſchwerdeſtelle dürfen dem WA. durch 
einſtweilige Anordnung unterſagen, ſeine Verfügungen vor ein⸗ 
getretener Rechtskraft zu vollſtrecken. 

RE. v. 5. Juni 1924, 17 Y 44/24 (JW. 1924, 2025 oben; 
EA. 1924, 322; OLG. 43, 265; Hertel 3, 224). 


B. Preußziſches Recht. 
1. Aus führungs verordnung zum Reichsmietengeſetz 
12. Juni 1922. 
152. Ziff. II 5, 6 zu 87 RMGAusfVO. 
Die Beſtimmungen der Preuß. AusfVO. zum RMG. v. 12. Juni 
1922 Ziff. II 5 und 6 zu 87 ſind gültig. 
RE. v. 4. Juli 1924, 17 J 59/4 (JW. 1924, 2027 oben; 
Hertel 3, 253). 
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2. Aus führungsbeſtimmungen zum Reichsmietengeſetz vom 
4. Auguſt 1923. 
1920 153. Ziff. III RMGAusfBeſt., RMG Ausf Auw. v. 7. Nov. 

Die Aufhebung der Ziff. III der Ausf Beſt. v. 4. Aug. 1923 durch 
die Ausf Anw. v. 7. Nov. 1923 hat nicht zur Folge, daß die geſetz⸗ 
liche Miete für Geſchäftshäuſer im Einzelfalle ohne weiteres wieder 
gilt, ſondern gibt nur jedem Vertragsteil das Recht, gemäß SI des 
RM. die geſetzliche Miete erneut zu wählen. 

Urt. v. 15. Mai 1924 (OLG. 43, 266). 
154. Ziff. XXXVII RMGAusfBeſt. 

Über Anſprüche auf Zuſchläge zu großen Inſtandſetzungsarbeiten 
iſt nach dem früheren Rechte zu entſcheiden, wenn der Vermieter 
gegenüber dem Mieter den Anſpruch vor dem Inkrafttreten der 
preuß. Ausf Beſt. zum RMG. v. 4. Aug. 1923 erhoben hatte. 

NE. v. 4. Juli 1924, 17 1 59/24 (JW. 1924, 2027 oben; 
Hertel 3, 253). 
3. Aus führungsanweiſung zum Reichs mietengeſetz 
vom 7. November 1923. 
155. Vgl. oben Nr. 153. 


4. Verordnung über die Mietzinsbildung in Prenßen 
vom 17. April 1921. 
156. 8 5 Mietzins VO. 
Vgl. oben Nr. 119. 


5. Aus führungsvorſchriften über das Verfahren vor dem 
Einigungsämtern uſw. vom 3. Juli 1920. 
157. Ziff. 1 WohnMangGAusVorſchr. 
Vgl. oben Nr. 110. 
158. Ziff. 6 WohnMangGAusfVorſchr. 
Vgl. oben Nr. 151. 


6. Aus führungsbeſtimmungen zum Wohnungsmangelgeſetz 
vom 12. Sept. 1923. 
159. 82 Wohn Mang AusfBeſt. 
Vgl. oben Nr. 118. 


7. Aus führungs verordnung zum Mieterſchutzgeſetz 
vom 22. Oktober 1923. 

160. 81 MSHGAUSFBD., 8 24 Verf AO. 

Die Vorausſetzungen für den NE. find nicht gegeben, wenn die 
Entſcheidung über die Rechtsbeſchwerde von der geſtellten Rechts⸗ 
frage überhaupt nicht abhängen kann. 

Beſchl. v. 4. Juli 1924, 17 Y 56/24 (Hertel 3, 265), v. 14. Juli 
1924, 17 Y 65/24 (Hertel 3, 266). 

161. 81 MSchGAusfVO., 824 Verf AO. 

Das Beſchwerdegericht ift nicht verpflichtet, einen NE. einzuholen, 
wenn die Kammer von der Entſcheidung einer anderen Kammer des⸗ 
ſelben Gerichts abweichen will. 

Aus den Gründen des RE. v. 4. Juli 1924, 17 1 62/24 
(EA. 1924, 330; Hertel 3, 252). Die Anſicht iſt inzwiſchen auf⸗ 
gegeben. 

162. 81 M Sch AusfVO. 

Vgl. oben Nr. 149. 

163. 82 MSchcHAusfVoO., 8 46 MSchG. 

Gegen die Wertfeſtſetzung der Beſchwerdeſtelle iſt die Beſchwerde 
zuläſſig gemäß 818 des DGK. und § 12 der DRAGCHD. 

Beſchl. v. 26. Juli 1924, 17 W 3375/24 (JW. 1924, 2036 
oben; EA. 1924, 338). 

8. Großberliner Wohnungsnotrecht vom 12. Mai 1921 / 

17. Sept. 1922. 

164. 86 A d GroßbWohnNotR., 88 4, 6 Wohn Mang. 

Bei der Beſchlagnahme übergroßer Wohnungen iſt der Untermieter 
als Verfügungsberechtigter für ſeine Räume ſelbſtändig zu berück⸗ 
ſichtigen. 

NE. v. 4. Juli 1924, 17 Y 45/24 (JW. 1924, 2028 oben; 
PrVerwBl. 46, 103; EA. 1924, 330; Hertel 3, 271). 

165. 810 Abſ. 1 Großb Wohn Not R. 

Vgl. oben Nr. 135. 

166. 811 Großb Wohn NotR. 

Vgl. oben Nr. 110. 

167. 812 GroßbWohnNotR. 

Vgl. oben Nr. 138. 

168. 816 Großb Wohn Not R. 

Vgl. oben Nr. 113, 128. 


9. Großberliner Bekanntmachung zum Reichs mietengeſetz 
vom 8. Sept. 1922. 
169. 87 GroßbRMGBek. 
Vgl. oben Nr. 102. 


III. Pachtſchutzſachen. 


RE. in Pachtſchutzſachen ſind inzwiſchen nicht ergangen. 


———ů— — 
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Die Aufwertungs⸗Entſcheidungen 
des 9. Zlvilſenats des Kammergerichts 
als Sefhwerdegeriht für Entſcheidungen der Aufwertungsftellen in Preußen. 
Von Rechtsanwalt Dr. v. d. Trend‘, Berlin. 


A. Gültigkeitsfrage. 


1. Die 3. Steuer NotVO. und die Durchführungsverordnungen 
werden im allgemeinen als gültig behandelt. (9 AW 1, 3/24.) 


2. 87 der 1. DurchfVO. v. 1. Mai 1924 iſt ungültig, ſoweit 
er die Aufwertung der perſönlichen Forderung auf 15% des Gold⸗ 
markbetrages beſchränkt. (9 AW 32/24) (Siehe oben S. 2001, fo 
jetzt auch RG. VI 181/24 zu 8 64.) 

3. 84 der 1. DurchfVoO. iſt gültig, da er ſich nur als Erläute⸗ 
rung des § 2 Abſ. 2 der Haupt O. darſtellt. (9 AW 21/24.) 

4. Die Behauptung, daß die 3. Steuer NotVoO. exit am 15. Febr. 
morgens 12 Uhr 5 Minuten, alſo nach Ablauf der Ermächtigung, 
verkündet ſei, wird durch das Datum der betreffenden Nummer des 
Reichsgeſetzblatts ſowie dadurch für widerlegt erachtet, daß eine ſo 
ſchwerwiegende Tatſache ſicher dem einen oder anderen der zahlreichen 
Gegner der Verordnung bekanntgeworden und öffentlich erörtert 
worden wäre. (9 AW 22/24.) 


5. Die Berichtigung des Finanzminiſters v. 4. März 1924 
(RGBl. I, 172), die das Zitat in 8§9 Abſ. 4 aus „8 1 Abſ. 1 Satz 2“ 
in „§ 2 Abs. 1 Satz 2“ ändert, ift gültig. (9 AW 24, 27/24.) 

Es iſt alfo nicht nur die Entſcheidung darüber, ob der ver- 
bliebene Goldwert 15% des urſprünglichen Goldmarkbetrages er⸗ 
reicht oder überſteigt, der Anfechtung entzogen, ſondern überhaupt 
jede Herabſetzung der dinglichen Aufwertung unter 150% unanfecht⸗ 
bar. Der Senat nimmt ohne weitere Nachforſchungen aus Er⸗ 
wägungen in der Literatur an, daß es ſich in der Tat nur um 
ein bei der Bearbeitung (sic!) oder Drucklegung vorgekommenes 
Verſehen — Schreib- oder Druckfehler — handelt, und daß der 
Reichsfinanzminiſter „als Vorſteher der in der 3. Steuer NotVO. 
hauptbeteiligten Verwaltung“ für die Reichsregierung zur Berichti⸗ 
gung befugt geweſen ſei. (9 AW 24/24.) 


B. Prozeſſuales. 

1. Formzwang der Beſchwerde. 

Die Beſchwerde muß, wenn ſie nicht von einer Behörde oder 
dem Notar, der den Aufwertungsantrag geſtellt hat, zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers erklärt oder in einer von einem Rechtsanwalt 
unterzeichneten Beſchwerdeſchrift eingelegt werden (2. DurchfVO. vom 
24. Mai 1924, § 4). (9 AWI, 34, 36, 41/24.) Die Aufwertungs⸗ 
ſtelle ſoll die Partei auf den Formmangel hinweiſen. Koſtennachſicht 
bei ſchuldloſem Verſtoß. (9 AW 36/24.) 

2. Der Vorerbe des Hypothekengläubigers iſt zum Aufwertungs⸗ 
antrage aktiv legitimiert. (9 AW 30/24.) 

3. Der Antrag „die Forderung zu dem höchſten zuläſſigen Satze 
aufzuwe ten“ iſt zuläſſig oder muß doch der Aufwertungsſtelle Anlaß 
geben, auf beſtimmtere Antragſtellung hinzuwirken. (9 AW 30/24.) 

4. Der Grundſtückseigentümer und Schuldner kann nicht nur 
dann als Antragſteller auftreten, wenn er Unteraufwertung begehrt, 
er kann fi auch (entſprechend der negativen Feſtſtellungsklage) mit 
dem Antrage auf Feſtſtellung begnügen, daß keine Überaufwertung 
ſtattfindet, alſo die Aufwertung auf 150% feſtgeſetzt werden ſoll. 
(Auch in dinglicher Hinſicht, wo keine Überaufwertung möglich iſt ?) 
(9 AW 1/24.) 

5. Nach Inkrafttreten des preuß. Geſetzes über das Beſchwerde⸗ 
gericht für Entſcheidungen der Aufwertungsſtelle v. 4. Aug. 1924 
(GS. 593, 9. Aug.) muß die ſofortige Beſchwerde, um die Friſt zu 
wahren, innerhalb der Friſt beim KG. eingehen. (9 AW 3/24.) 

(Der Eingang beim KG., nicht beim andern OG., iſt maß⸗ 
gebend. Wenn aber der verſpätete Eingang beim KG. überwiegend 
dadurch verurſacht iſt, daß das unzuſtändige OLG. die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde nicht alsbald an das KG. weitergegeben hat, kann Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand bewilligt werden.) 

6. Das Beſchwerdegericht kann von Amts wegen die falſche 
Bezeichnung des Grundbuchblatts und des Gläubigers berichtigen. 
(9 AW 3/24.) 

7. Anträge und Beſchlüſſe müſſen die dingliche und perſönliche 
Seite des Rechtsverhältniſſes genau auseinanderhalten. (9 AW g, 
11, 13, 30, 33/24 u. ö.) 

Bei unklaren Anträgen iſt auf Erläuterung hinzuwirken. 
(9 AW5, 9, 30/24 u. ö.) 

Wenn die Anträge ſich nur auf die dingliche Seite des Rechts⸗ 
verhältniſſes erſtrecken, iſt die Aufwertungsſtelle weder berechtigt noch 
14% auf die perſönliche Forderung einzugehen. (9 AW 3/24, 


8. Beſchwerderecht bei materieller Rechtsverletzung, auch wenn 
nach dem erſtinſtanzlichen Antrage des Beſchwerdeführers beſchloſſen 
iſt. (9 AW 17/24.) 

(Beſchwerdeführer hatte beantragt, „die zwei Hypotheken“ auf 
zuſammen 414 Goldmark aufzuwerten. Dies war geſchehen. Der 
Betrag entſprach nach den Erwerbzeitpunkten einer 100%Yoigen, nicht 
einer 150% igen Aufwertung.) 

9. Gültigkeit einer Erſatzzuſtellung iſt nachzuprüfen. Ungültige 
Zuſtellung der Entſcheidung der Aufwerkungsſtelle ſetzt die Beſchwerde⸗ 
friſt nicht in Lauf. Eidesſtattliche Verſicherung kann auch zum Nach⸗ 
weiſe dafür genügen, daß der Zuſtellungsempfänger (Sohn) ent⸗ 
gegen der Annahme und Beurkundung des Zuſtellungsbeamten nicht 
„Hausgenoſſe“ des Antragſtellers war. (9 AW 9/24.) 

10. Kein Ausſetzungsanſpruch und keine Ausſetzungsbefugnis 
wegen bevorſtehender Geſetzesänderung. (9 AW 4, 14/24.) 

11. Keine Beſchwerde gegen Zwiſchenverfügungen und prozeß⸗ 
leitende Anordnungen (wie Auflage beſonderer Glaubhaftmachung, 
daß die Höhe der Aufwertung ſtreitig ſei). (9 AW 26/24.) 

Die Aufwertungsſtelle ſelbſt kann aber gemäß § 18 FGG. ihre 
Entſcheidung ändern. Nachprüfung, ob nicht eine Überſpannung der 
zu ſtellenden Anforderungen vorliegt, wird ihr nahegelegt. (Antrag⸗ 
ſteller hatte bereits perſönlich das Vorliegen des Streites eibe3- 
ſtattlich verſichert!) (9 AW 26/24.) 

Gegen Ablehnung einer Entſcheidung mangels Zuſtändigkeit 
(etwa, weil die Frage des Grundes der Forderung ſtreitig und das 
Prozeßgericht zuſtändig ſei) findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt, auch 
wenn die Entſcheidung nicht als Beſchluß, ſondern als Zwiſchen⸗ 
verfügung oder prozeßleitende Anordnung ergeht. (9 AW 29/24.) 

Der Beſchluß iſt als Abweiſung wegen zeitlich beſtehender Un⸗ 
zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle aufzufaſſen. (9 AW 19/24 ſ. oben 
S. 2004.) 

12. Bezeichnung der ſofortigen Beſchwerde als „Einſpruch“ un⸗ 
ſchädlich. (9 AW 45/24.) 

13. (Minima non curat praetor.) Die Aufwertungsſtelle hatte 
es abgelehnt, den 15% igen Goldwert der Hypothek von 0,033 Gold- 
mark gemäß 8 2 Abſ. 1 Satz 2 auf 0,0 Goldmark herabzuſetzen. KG. 
hat wegen Unzuläſſigkeit der Beſchwerde nach der Berichtigung vom 
4. März 1924 beſtätigt. (9 AW 27, 28/24.) 

14. Rechtskraft. Keine rekormatio in pejus. Auch geſetzwidrige 
Aufwertung (der dinglichen Schuld auf 40 ſtatt auf 150%) iſt wirk⸗ 
ſam, wenn ſie vom Eigentümer nicht rechtzeitig angefochten wird. 
Die Beſchwerde des Gläubigers kann nicht zur Herabſetzung führen. 
(9 AW 11/24.) 

Zuſtändigkeit. 

15. Wenn es ſich nicht um die Höhe der Aufwertung, ſondern 
darum handelt, ob nach vorbehaltloſer Zahlung überhaupt noch ein 
Anſpruch beſteht und eine Aufwertung dem Grunde nach zuläſſig 
iſt, darf die Aufwertungsſtelle nicht ſachlich entſcheiden, ſondern muß 
den Antrag wegen Unzuſtändigkeit abweiſen. (9 AW 12, 19 f. oben 
S. 2004, 23, 29/24.) 

16. Die Zuſtändigkeitsverſchiebung durch 8 24 der Durchf. 
v. 15. Aug. 1924 wirkt auch für anhängige Sachen, jedenfalls dann, 
wenn der Beſchluß der nunmehr unzuftandigen Aufwertungsſtelle erſt 
nach ihrem Inkrafttreten erfolgt iſt. Keine Verweiſung. Der Antrag⸗ 
ſteller kann und muß beim zuſtändigen Gericht von neuem einen 
Antrag ſtellen. (7) (9 AW 8/24.) 

17. Die Zuſtändigkeit kann auch für die Entſcheidung über den 
Grund des Anſpruchs vereinbart werden. Unterlaſſene Rüge gilt aber 
nicht als Vereinbarung. $39 ZPO. iſt nicht anwendbar, da das 
Verfahren dem FGG. unterliegt. (9 AW 19/24 ſ. oben S. 2004.) 


Streitwert. 

18. Für die Feſtſetzung des Streitwerts kann es nur darauf 
ankommen, welchen Inhalt der Antrag hat, nicht aber, ob und 
inwieweit er begründet iſt. Die Anträge ſind aber nicht, wie im 
Zivilprozeß, unbedingt maßgebend. (9 AW 31/24) 

Koſten. 

19. Die Koſtenentſcheidung kann, wenn gleichzeitig in der Sache 
ſelbſt entſchieden iſt, nicht ſelbſtändig angefochten werden. (9 AW 7, 
45/24.) 

(Wird hergeleitet aus den Beſtimmungen der Verorduung ſowie 
des Reichs GG., mit dem 1. Sen. in KJ. 52 A. I, und 899 Abſ. 1 
ZPO. Das Bedenken, daß gerade im Aufwertungs verfahren die 
Koſtenentſcheidung nach billigem Ermeſſen erfolgt, alſo nicht zwingend 
von der Sachentſcheidung abhängt, wird nicht für durchgreifend ge⸗ 
halten.) (9 AW 7/24.) 
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C. Sühneverſuch insbeſondere. 

Die zwingende Vorſchrift des § 9 Abſ. 3 darf nicht unbeachtet 
bleiben. Um ſpäterer Anfechtung wegen Verletzung dieſer Vorſchrift 
dieſen Boden zu entziehen, empfiehlt ſich Ladung durch Zuſtellungs⸗ 
urfunde und Aktenkundigmachung des Einigungsverſuchs. (9 AW 2, 
30/24.) 

Der Verſtoß führt zur Aufhebung und Zurückweiſung. (9 AW 5, 
9, 21/24.) 

D. Nachprüfung iusbeſondere. 


1. Die Aufhebung des Beſchluſſes der Aufwertungsſtelle kann 
aus anderen als in der Beſchwerde angezogenen Gründen erfolgen. 
(9 AW 30/24.) 

2. Die Über⸗ oder Unteraufwertung darf an ſich und der 
Höhe nach nicht mit der allgemeinen Redewendung gerechtfertigt 
werden, daß fie „billigem Ermeſſen entſpreche“. (9 AW 17/24.) 

3. Die Angemeſſenheit der Entſcheidung der Aufwertungs⸗ 
ſtelle iſt vom Beſchwerdegericht nicht nachzuprüfen. Die Beſchwerde 
kann alſo nicht darauf geſtützt werden, daß ein Herabſetzungsantrag 
hinſichtlich der dinglichen oder perſönlichen Schuld unter 15% oder 
ein Erhöhungsantrag der perſönlichen Forderung auf mehr als 
15% aus tatſächlichen Gründen zu Unrecht ganz oder teilweiſe ab⸗ 
gelehnt iſt. (9 AW 25, 44/24.) 

4. Da das Beſchwerdegericht nur mit der Rechtsbeſchwerde be⸗ 
faßt iſt, ſind neue Anträge oder Eventualanträge (beiſpielsweiſe der 
in erſter Inſtanz verſäumte Antrag auf Aufwertung der perſönlichen 
Forderung) nicht zuläſſig. (9 AW 3/24.) 

5. Der Beſchluß ſoll mehrere in Frage kommende Hypotheken 
genau auseinanderhalten und eine Koſtenentſcheidung bringen. In 
erſterer Beziehung können die Entſcheidungsgründe der Aufwertungs⸗ 
ſtelle zur Auslegung herangezogen werden. Die Koſtenentſcheidung 
kann das Beſchwerdegericht von Amts wegen nachholen. (9 AW 


11/24.) 
E. Materielles. 


1. Die Entſcheidung über die Aufwertung kann nicht davon 
abhängig gemacht werden, daß nicht ſpäter andere, dem Gläubiger 
günſtigere Aufwertungsvorſchriſten erlaſſen werden. Ebenſowenig 
kann dem Antragſteller die Geltendmachung einer höheren Auf⸗ 
3024 im ordentlichen Verfahren vorbehalten werden. (9 AW 
30/24.) 

2. Die Aufwertung der perſönlichen Haftung über 150% kann 
nicht von der Zuſtimmung des Antragsgegners abhängig gemacht 
werden. (9 AW 30/24.) 

3. Unter dem für die fünfzehnprozentige dingliche Auf⸗ 
wertung maßgebenden Tage des Erwerbs der Hypothek iſt der Er⸗ 
werb durch den Gläubiger ohne Rückſicht auf die Perſon des ding⸗ 
lichen Schuldners zu verſtehen. Nachträglicher Wechſel im Eigentum 
des belaſteten Grundſtücks bewirkt nicht etwa, daß der ſpätere Tag 
dieſes Wechſels der Aufwertung zugrunde zu legen iſt. (9 AW 44/24.) 

4. a) Infolge der Ungültigkeit des §7 1. DurchfVO. ſind 
perſönliche Hypothekenforderungen aller Art grundſatzlich unbeſchränkt 
aufwertbar. 

b) Hierbei find alle Tatſachen, die bei dem billigen Ausgleich 
der Intereſſen der Beteiligten erheblich ſein können, zu erörtern, 
insbeſondere auch ihre Einkommens⸗ und Vermögensverhältniſſe 
und der Wert des belaſteten Grundſtücks. Die Begründung der 
Entſch. muß erkennen laſſen, daß die Aufwertungsſtelle dieſe Ge⸗ 
ſichtspunkte geprüft hat. (9 AW 32/24 |. oben S. 2001.) 

Vgl. 9 AW 13, 16, 17, 30/24. 

5. Die Überaufwertung (Aufwertung der perſönlichen Forde⸗ 
rung über 15%) hat ebenfalls mit der Maßgabe zu erfolgen, daß 
die Zahlung des Kapitals nicht vor dem 1. Jan. 1932 verlangt wer⸗ 
den kann und die in der BDO. feſtgeſetzten Zinſen und nur dieſe 
zu zahlen ſind. (9 AW 6, 25/24.) 

6. Kein Einwand der Argliſt des Gläubigers gegen den 
Eigentümer und Schuldner, weil letzterer ſeinerſeits ſchon jetzt die 
Feſtſtellung betreibt, daß eine üÜberaufwertung nicht ſtattzufinden 
habe, insbeſondere nicht aus dem Grunde, daß eine Verbeſſerung 
der Aufwertung im Sinne des Gläubigers bevorſtehe. (9 AW 1/24.) 

7. Volle Goldaufwertung der perſönlichen Forderung nach dem 
Dollarſchlüſſel nicht beanſtandet. (9 AW 6/24.) 

Für die dingliche Aufwertung iſt nach § 2 Abſ. 2 der BO. 
nicht der Tag der Entſtehung der Hypothek, ſondern derjenige ihres 
Erwerbes durch den Gläubiger maßgebend, Billigkeitserwägungen 
können hieran nichts ändern (9 AW 9, 13/24), 

ebenſowenig der Tag des Abſchluſſes des Grundſtückskaufver⸗ 
trages oder der Anfangstag der Verzinſung (9 AW 17/24), 
= wo der Tag der Ausſtellung der Schuldurkunde (9 AW 5, 
9/24), 

auch nicht der der Hypothekenabtretungsurkunde (9 AW 22/24), 

oder der Eintragung der Hypothek für die Rechtsvorgänger des 
jetzigen Gläubigers. (9 AW 14/24.) 

Maßgebend iſt der letzte entgeltliche Erwerb. (9 AW 15/24.) 

9. Für die Aufwertung find nicht die allgemeinen Dollarkurſe, 
ſondern die geſetzlichen Kurſe des § 1 der 1. DurchfVO. zugrunde 
zu legen. (9 AW 3/24.) 


10. Ausſchlaggebend für den Aufwertungsſtichtag iſt unter 
Umſtänden nicht die juriſtiſche Form, ſondern der wirtſchaftliche Zu⸗ 
ſammenhang. (Gläubiger hatte im Jahre 1922 nach den Urkunden 
das alte Darlehen von 10000 % zurückerhalten und neue 15000 % 
Darlehen gegeben, behauptete aber, daß in Wirklichkeit nur ein 
Zuſatzdarlehen von 5000 % gegeben ſei. Dieſe Behauptung wird für 
erheblich erachtet. Wenn ſie zutrifft, iſt für die beſtehen bleibenden 
10000 % der alte, dem Gläubiger günſtigere Stichtag maßgebend.) 
(9 AW 21/24.) 

11. Die Aufwertung muß auf einen beſtimmten Betrag gehen. 
Beiſpielsweiſe iſt es nicht zuläſſig, eine Unteraufwertung der ding⸗ 
lichen Schuld auf 100% feſtzuſetzen, gleichzeitig aber eine weitere 
Aufwertung bis zu 15% für den Fall eines Steigens des Grund⸗ 
ſtückswertes für ſpätere Zeit (noch dazu ohne Nennung einer Friſt) 
vorzubehalten. Solche Ausſichten müſſen ſchon jetzt ſchätzungsweiſe 
mit berückſichtigt (esfomptiert) werden. (9 AW 24/24.) 

12. Aufwertung der perſönlichen Forderung über 
den 100 prozentigen Goldwert iſt zuläſſig. (9 AW 33/24, 
f. oben S. 2002.) 

Anmerkung: 


Der Geſamteindruck dieſer Überſicht, für deren Ermöglichung 
und ſchnelle Drucklegung ich auch an dieſer Stelle dem Herrn Kammer⸗ 
gerichtspräſidenten und dem Herrn Senatspräſidenten ſowie anderer⸗ 
ſeits dem Herrn Herausgeber ganz beſonderen Dank ausſprechen 
möchte, iſt ein doppelert. Einerſeits der, daß das KG. ſich mit un⸗ 
endlicher Hingabe der ſchwierigen Aufgabe annimmt, hier eine ein⸗ 
heitliche und verſtändliche Regelung herbeizuführen. Andererſeits aber 
der, daß die geſetzliche Zuſtändigkeitsregelung außerordentlich un⸗ 
glücklich iſt. Auch wer noch ſo unvoreingenommen an die Materie 
herangeht, wird füglich nach dem Studium dieſer Entſcheidungen 
bezweifeln müſſen, daß die AG. den ihnen übertragenen Aufgaben 
in allen Fällen gewachſen ſein werden. Wenn das KG. in einem 
ungewöhnlich großen Prozentſatz von Entſcheidungen die Aufwertungs⸗ 
ſtellen immer wieder auf die elementarſten Unterſchiede zwiſchen ding⸗ 
licher und perſönlicher Forderung, auf den richtigen Tag der „Ent⸗ 
ſtehung“ der Hypothek oder auf die zwingende Vorſchrift des Sühne⸗ 
verſuchs hinweiſen muß, ſo wird man doch die ernſteſten Bedenken 
nicht los, wenn man ſich vor Augen hält, daß die Nachprüfung ihrer 
ſachlichen Entſcheidungen ſeitens der Beſchwerdeinſtanz im weſentlichen 
doch nur eine rein formale iſt. Soweit die Unteraufwertung der ding⸗ 
lichen Hypothek unter 15% in Frage kommt, wird fie nach der 
recht bedenklichen „Berichtigung“ v. 4. März 1924 überhaupt für 
ausgeſchloſſen erachtet. Für die Überaufwertung der perſönlichen 
Forderung über 1500 iſt fie zwar zuläffig, aber gerade das Weſent⸗ 
liche, nämlich die tatſächliche, ziffernmäßige Entſcheidung, ſoll nicht 
nachprüfbar ſein. Das kann nicht dadurch gutgemacht werden, daß 
das Beſchwerdegericht darauf dringen kann, daß die Entſcheidungs⸗ 
gründe der Aufwertungsſtelle die Behauptung enthalten, es ſeien 
die perſönlichen und Vermögensverhältniſſe des Glaubigers und 
des Schuldners und die Wertverhältniſſe des Grundſtücks erörtert 
und berückſichtigt. Selbſt beim beſten Willen und bei der beſten 
Fähigkeit zur erſchöpfenden Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte 
würde ſchon allein das Zufallsmoment für die Rechtspflege uner⸗ 
träglich bleiben, daß in den Hunderten verſchiedenen Amtsgerichts⸗ 
bezirken ſich eine völlig verſchiedene Praxis bildet. Schon aus 
Vereinheitlichungsgründen allein, ganz abgeſehen von der Richter⸗ 
qualität, wäre doch, wenn man ſchon eine Inſtanz ausſchalten 
und die erſte Inſtanz an den Sitz des Grundſtücks verlegen will, 
höchſtens eine Regelung erträglich, die mindeſtens für eine auch 
tatſächliche, nicht nur auf der Begründungsformel beruhende 
Einheitlichkeit der Bewertungsgrundſätze wenigſtens innerhalb jedes 
Oberlandesgerichtsbezirks hinwirkt. Es ware alſo eine zweite Tat⸗ 
ſacheninſtanz bei den OLG. und darüber bei den größeren OLG. 
oder bei dem NG. eine Rechtsinſtanz zu ſchaffen. Die Werte, die 
auf dem Spiele ſtehen, ſind ungeheuer. Mit demſelben Recht wie die 
Aufwertungsfrage, für die ſich ja auch ſonſt in Prozeſſen die Grund⸗ 
ſätze vielfach erſt in den oberen Inſtanzen herauskriſtalliſiert haben 
und herauskriſtalliſieren konnten, könnten Enteignungsſachen, Unfall⸗ 
ſachen und hundert andere Materien in erſter und im Grunde auch 
letzter Tatſacheninſtanz den AG. übertragen werden. So, wie die 
Dinge liegen, wird alles davon abhängen, ob das KG. auch weiter⸗ 
hin und noch in ſteigendem Maße Ernſt damit macht, daß die von 
ihm in den vorliegenden Entſcheidungen wiederholt feſtgeſtellten 
Grundſätze ſachgemäßer Bewertung nicht nur als angewendet be⸗ 
hauptet, ſondern auch wirklich und in einer aus den Gründen 
ſubſtantiiert erſichtlichen Weiſe verſtändig und ſachkundig ange⸗ 
wendet find, ähnlich wie ja das AG. in Auslegungsfragen durch 
Aufſtellung des Begriffes der verletzten Auslegungsgrundſätze und 
Denkgeſetze jedenfalls in Zivilſachen zu einer viel erträglicheren Art 
der Tatſachenkontrolle gekommen iſt als in den Strafſachen mit ihren 
berüchtigten „tatſächlichen Feſtſtellungen“. Die, SgTandbhliz der 
zuletzt erwähnten Entſcheidung 9 AW 33/24 (P oben S. 208 werden 


namentlich für die Verſuche, Grundſtückskäufe mi. Hülfe des (818. \ 
>) * 


BGB. rückgängig zu machen, von Bedeutuntz jet. Wen hit der ra 
zahlte oder angezahlte Kaufpreis voll an Har des) Wyghdſtückswertes 
aufgewertet wird, wird dieſe Inflationserſchſinqung wohl g 
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